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Uas Studium der neuen Civilprocessordnung und deren 
praktische Anwendung werden nur dann erfolgreich sein, wenn 
■ersteres mit einer klaren Auffassung der Principien und Zwecke 
des neuen Verfahrens betrieben wird, wenn sich der Studierende 
losringt von althergebrachten Formen und Ueberlieferungen, 
wenn er die Intentionen des Gesetzgebers voll und ganz zu den 
«einen zu machen sich bestrebt. 

Ein vergleichendes Zurückgreifen auf die alten Gerichts- 
ordnungen witre schädlich, und der Gesetzestext nebst den aller- 
dings sehr wertvollen Motiven dürften nicht genügen. Das 
Vorbild unserer Civilprocessordnung ist jene für das deutsche 
Reich. Viele Abschnitte decken sich nahezu vollständig, und 
der Zweck vieler Abweichungen ergib* sich aus der Vergleichung 
mit dem Texte des reichsdeutschen -Gesetzes. Vorliegendes 
Buch verfolgt nun den Zweck, die reichsdeutsche Literatur und 
Judicatur zur Erläuterung unseres Gesetzes heranzuziehen, aus 
der Entstehungsgeschichte und den Motiven den Sinn einzelner 
Bestimmungen zu ergründen, zusammenhängende Bestimmungen 
und sich gegenseitig ergänzende Vorschriften zusammenzufassen, 
zweifelhafte Fragen so gut als möglich zu lösen, und in Geltung 
bleibende ältere Vorschriften im Wortlaute anzuführen. 

Leider fehlte es dem Verfasser an Zeit und Gelegenheit, 
die zahlreichen literarischen Arbeiten, insbesondere die Mono- 
graphien zum deutschen Civilprocess alle zu durchforschen und 
zu verwerten, er musste sich mit der Benützung der hervor- 
ragendsten Commentare, insbesondere der mustergiltigen Civil- 
processordnung von Dr. G. von Wilmowski und M. Lewy, 
welche bei Vahlen in Berlin in siebenter Auflage erschienen 
ist, begnügen. Die P^ntscheidungen des Reichsgerichtes zu 
Leipzig sind den von Mitgliedern dieses Gerichtshofes und von 
3Iitgliedcm der Reichsanwaltschaft veröffentlichten Sammlungen 
entnommen. 

Die römische Ziffer bedeutet den Band, die arabische die 
Seite, und die Sammlung der Reichsanwaltschaft wird durch 
ein A bezeichnet. 
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Weitere reichsgerichtliche und c' 'gerichtliche Entschei- 
dungen stammen aus der Sammiuni-: vo Jtto Fuchsberger (Emil 
Roth in Giessen) und sind unter * ngabe der Seite citiert. 

Diese Sammlung besteht aus dem Hauptbande und dem 
Ergänzungsbande. Letzterer wird immer noch besonders ange- 
führt. Die Entscheidungen des k. k. Obersten Gerichtshofes 
werden nach der fortlaufenden Ntehmer der Glaser- Ungerschei 
Sammlung citiert. 

Die Gesetzeskraft der Geschäftsordnung und das Erscheinei- 
der Vollzugsvorschrift konnten nicht abgewartet werden, da 
letztere wohl erst für den Herbst 1897 zu erwarten steht. Die 
zu dem Entwürfe und zu dem Gesetze veröffentlichten Arbeiten 
wurden thunlichst berücksichtigt, jedoch wurde eine Kritik sorg- 
fUltig vermieden; denn nur die Erleichterung des Studiums und 
der Anwendung des neuen Gesetzes hat der Verfasser im Auge. | 

Deshalb kommen auch Wiederholungen vor, wo sie zur prak- \ 

tischen Brauchbarkeit und zum besseren Verständnis zweck- 
mäßig erschienen sind. 

Dass es bei einer so neuen Materie an Mängeln und Irr- 
thümem nicht fehlen wird, steht außer Frage; diese zu beheben, 
den ganzen Bau unseres Processes auszugestalten und zu be- 
festigen ist die Aufgabe der Zukunft und jeder wird nach i 
Kräften an dieser Ausgestaltung mitzuwirken haben, wenn die 
beabsichtigten günstigen Erfolge auch wirklich eintreten sollen. 

Die Ergänzung und Verbesserung dieses Commentars ist 
in der Form geplant, dass von dem Inkrafttreten des Gesetzes 
an alljährlich die Resultate der Wissenschaft und Praxis in 
einem Jahrbuche in Form von Anmerkungen zu den einzelnen 
Paragraphen veröffentlicht werden sollen, so dass diese Jahr- 
bücher gleichsam eine Fortsetzung des Buches bilden würden. 

Es wird daher an alle Abnehmer des Buches die ergebene 
Bitte gestellt, dieser Ausgestaltung als Mitarbeiter beizutreten 
und seinerzeit alle bedeutsameren Entscheidungen des Obersten 
Gerichtshofes und der Berufungsgerichte dem Verfasser ein- 
senden zu wollen, damit dieselben im Interesse der Gesammtheit 
veröffentlicht werden könnten. 

Möge diese neben einer angestrengten praktischen Thätig- 
keit verfasste Arbeit eine nachsichtsvolle Beurtheilung und wohl- 
wollende Aufnahme finden. 

Pilsen, im Juni 1896. 

Der Verfasser. 
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Gesetz vom I.August 1895, über das gericht- 
liche Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten (Civilprocessordnung). 

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich 
anzuordnen^ wie folgt: 

Erster Theil. 

Allgemeine Bestimmiingen. 



Erster Abschnitt: Parteien. 
Erster Titel: ProcessfähigkeK. 

§ 1, Eine Person ist insoweit fähig, selbständig vor Gericht 
ftls Partei zu handeln (ProcessfähigJceit), als sie selbständig gü- 
tige Verpflichtungen eingehen kann. Das Vorhandensein dieser 
Verpfliehtungsfähigkeity die Nothwendigkeit der Vertretung von 
Parteien, welchen die Frocessfähigkeit mangelt, sotvie das Er- 
fordernis einer besonderen Ermächtigung zur Processführung 
oder zu einzelnen Processhandlungen ist, soweit nicht dieses 
Gesetz abweichende Anordnungen enthalt, nach den bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen zu beurtheilen. 

1. Die Frocessfähigkeit ist die rechtliche Befilhigung, alle 
Processhandlungen persönlich oder durch gewählte Vertreter 
vorzunehmen, mögen sie vor Gericht oder auch nicht vor Ge- 
richt erfolgen (z. B. Empfangnahme von Zustellungen). Die- 
selbe richtet sich nach der Fähigkeit, Verträge schließen zu 
können. Wer persönlich, ohne Einschränkung Verträge abzu- 
schließen befugt ist, erscheint fUr alle Processe processfähig ; 
wer in dieser Befugnis beschränkt ist, kann nur in Processen 
über solche Rechtsverhältnisse persönlich den Process führen, 
für welche er vertragsßlhig ist. 

Das „insoweit" bedeutet also, dass jemand nicht für alle 
Processe, sondern unter Umständen nur für einzelne Arten von 
Processen die ProcessfUhigkeit hat. Auch eine im allgemeinen 
vertragsfUhige Person gilt doch hinsichtlich derjenigen Rechts- 
Für ati,Ciyi]proceMgeaetze. 1 
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geschäfte als processunfilhig, für welche ihr ausnahmsweise die 
Vertragsfähigkeit entzogen ist (Wilmowski, S. 100). 

Für nicht processfähige Parteien müssen alle Processhand- 
lungen durch deren gesetzliche Vertreter vorgenommen 
werden. Als gesetzliche Vertreter gelten nicht nur die durch 
das Gesetz bestellten Vertreter (väterlicher Curator u. s. w.) 
sondern alle, welche gesetzlich berechtigt sind, die process- 
un fähige Partei vor Gericht zu vertreten. Dieselben sind zu 
unterscheiden von den Vertretern, welche eine processfähige 
Partei zu ihrer Vertretung bestellt. 

2. Den Begriff der Processfähigkeit bestimmt der Ent- 
wurf im Sinne der herrschenden Meinung. Damach fehlt die 
ProcessfHhigkeit einestheils den Pflegebefohlenen wegen Be- 
schränkung ihrer Handlungsfilhigkeit und andererseits — ohne 
Rücksicht auf die Begrenztheit oder Unbegrenztheit ihrer Hand- 
lungsfähigkeit — allen Rechtssubjecten, für welche bei der Pro- 
cessführung eine Repräsentation schon deshalb geboten ist, weil 
sie nicht physische Personen sind. Das Erfordernis einer Re- 
präsentation der Parteien hinsichtlich einer dieser beiden Kate- 
gorien dem geltenden Rechte gegenüber zu erweitern oder ein- 
zuengen, ist keine Veranlassung. Zu einer Einengung deshalb 
nich^, weil die Aenderungen in der Form der Processhandlungen 
und in der Structur des Rechtsganges, welche der vorliegende 
Entwurf herbeiführen will, weder die Nothwendigkeit processu- 
alischer Willenserklärungen beseitigen, noch die Möglichkeit 
vollständig ausschließen, mittels processualer Handlungen über 
das im Streite verfangene Recht zu verfügen. Jenes Erforder- 
nis aber über den Umfang seiner bisherigen Geltung auszudehnen, 
hätte keine Berechtigung, weil der Entwurf neue dispositive 
Processacte nicht schafft, überhaupt den Parteien weder in An- 
sehung des Processverhältnisses noch hinsichtlich des Anspruches, 
wegen dessen KJage erhoben wird, eine freiere Verfügung ein- 
räumt, als sie nach dem bestehenden Rechte hatten, nur in einer 
derartigen Stärkung der dispositiven Processelemente aber ein 
zureichender Grund für die Vermehrung der Fälle liegen würde, 
in welchen der gesetzliche Vertreter der Partei im Processe 
einzuschreiten hat. Da außerdem die Processhandlungen, zu 
welchen gesetzliche Vertreter gegenwältig einer besonderen Er- 
mächtigung bedürfen, im neuen Verfahren ohne wesentliche 
Aendenmg wiedorkehren — es entfallen lediglich die mit dem Be- 
weise durch Haupteid verbundenen Erklärungen — und da die 
Bedingungen, unter welchen die Repräsentanten nicht process- 
fähiger Parteien zur Vornahme solcher Handlungen befiihigt 
sind, nicht in den Gerichtsordnungen statuiert sind, also die 
bezüglichen Rechtssätze durch Aufhebung der Gerichtsordnungen 
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auch formell nicht getroffen werden, so konnte die Gesammt- 
heit der mit der Repräsentation processunfilhiger Parteien zu- 
sammenhängenden Fragen durch Verweisung auf die gegenwärtig 
darüber geltenden Bestimmungen gelöst werden. (Motive der 
Regierungsvorlage, S. 192.) 

3. Minderjährige können nach § 243 a. b. 6. B. weder 
als Kläger noch als Geklagte vor Gericht erscheinen. Dieselben 
werden durch den Vater (§ 152 a. b. G. B.) oder wenn ihnen die 
Obsorge eines solchen nicht zu statten kommt, durch einen Vor- 
mund oder Curator gemäß § 187 a. b. G. B. vertreten, welcher 
nach § 233 a. b. G. B., zu allen Geschäften, welche nicht zum 
ordentlichen Wirtschaftsbetriebe gehören, also auch zur Process- 
führung als Kläger oder Geklagter die Genehmigung des Pfleg- 
schaftsgerichtes einzuholen hat. Die Genehmigung des vormund- 
schaftlichen oder Curatelsgerichtes, ist jedoch zur Beweisführung 
durch Vernehmung der Parteien gemäß Art. XLI des Ein- 
führungsgesetzes nicht erforderlich. Den Minderjährigen stehen 
betreffs der Processftlhigkeit und der Ermächtigung zur Process- 
ftihrung gleich: 

a) Großjährige, über welche nach § 172 a. b. G. B. die väter- 
liche Gewalt, oder nach § 251 a. b. G. B. die Vormund- 
schaft verlängert worden ist; 

b) Großjährige welche nach § 273 a. b. G. B. als Verschwender 
erklärt oder wegen Wahn- oder Blödsinns unter Curatel 
gestellt worden sind. 

Taubstumme sollen nach § 275 a. b. G. B. vor Gericht 
nie ohne einen Sachwalter erscheinen. 

4. Nach der Eröffnung des Concurses können Rechts- 
sachen, welche die Geltendmachung oder Sicherstellung von 
Ansprüchen auf das zur Concursmasse gehörige Vermögen be- 
zwecken, gegen den Gemeinschuldner weder anhängig gemacht 
noch fortgesetzt werden. Das Verfahren findet nach § 6 C. ü. 
gegen die Gläubigerschaft statt, welche durch den Massever- 
walter vertreten wird. 

Rechtssachen, bei welchen der Anspruch auf eine persön- 
liche Leistung, Unterlassung oder Duldung des Gemeinschuldners 
oder auf ein durch die Concurseröfinung seiner Verfügung nicht 
entzogenes Vermögen gerichtet ist, können nach § 9 C. O. auch 
nach der Eröffnung des Concurses wie außer dem Ooncurse 
gegen denselben anhängig gemacht oder fortgesetzt werden. 

Der Gemeinschuldner kann nach eröffnetem Concurse wegen 
seines zur Masse gehörigen Vermögens gemäß § 3 e. O. nicht 
klagen. Dieses Recht steht sowohl betreffs neuer Klagen, als 
auch gemäß § 10 C. O. in Ansehung der bereits anhängigen 
Rechtssachen der Glänbigerschaft durch den Masseverwalter zu. 

1» 
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5. Die Vorschriften über die Vertretung des Staates, der 
von demselben verwalteten oder dotierten Fonde, Kirchen, 
Pfründen und anderer Vermügenschaften durch die Finanz- 
procuratur bleiben gemäß Art. IV des Einfiihrungsgesetzes un- 
berührt. Die Finanzprocuraturen sind gemäß F. M. E. vom 
13. August 1851, Nr. 188 R.-G.-BL, bestimmt zur gerichtlichen 
Vertretung und zur Führung jener ßecl\J;s8treite, welche das 
Staatsvermögen und die demselben gleichgehaltenen Fonde be- 
treffen, ohne Unterschied des Ministeriums oder der Behörde^ 
welchen die Verwaltung dieses Vermögens zugewiesen ist. 

a) Hieher gehören zunächst nach der Dienstinstruction vom 
16. Februar 1855, Nr. 34 R.-G.-Bl. alle landesfürstlichen 
Steuern und Abgaben, Gefalle, Regalien, Fabriken, Do- 
mänen, die Staatslehens-Gerechtsamen und überhaupt alle 
zur Bestreitung des Staatshaushaltes bestimmten Institu- 
tionen und Anstalten, das Caducitätsrecht, die Territorial- 
rechte, Landesgrenzen und landesfürstlichen Patronats- 
rechte, also alles was unter Aerar verstanden wird, selbst 
das Hofärar (E. v. 22. December 1875, Z. 13826, Nr. 5954) 
und das königl. ungarische Aerar (E. v. 28. October 1883^ 
Z. 13584, Nr. 9678). 

b) Alle Fonde, welche von den Staatsbehörden unmittelbar 
verwaltet, oder insofern das nicht der Fall ist, ganz oder 
theilweise aus dem Staatsschatz dotiert werden, gehören 
gleichfalls nach der Dienstesinstructionvom 16. Februar 1855,. 
Nr. 34 R.-G.-Bl., zu den von der Finanzprocuratur zu 
vertretenden Vermögenschaften. Dies gilt insbesondere 
von den Staatseisenbahnen (E. v. 25. Juli 1888, Z. 8443^ 
Nr. 12282). 

c) Weiters führt diese Dienstesinstruction an die unmittelbar 
von den landesfürstlichen Behörden verwalteten Stiftungen. 
Anderen Stiftungen gebürt nur insofern die Vertretung 
durch die Finanzprocuratur, als es sich um die erste Con- 
stituierung der Stiftung und um die Einbringung des ge- 
stifteten Vermögens zum Behufe der Constituierung der 
Stiftung, nicht aber, insofern es sich nach bereits con- 
stituierter Stiftung um fernere Rechtsgeschäfte oder Ver- 
tretungen handelt. 

d) Das katholische Kirchenvermögen genießt gemäß § 38 
des Gesetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R.-G.-Bl., den für 
gemeinnützige Stiftungen bestehenden staatlichen Schutz. 
Die Verwaltung dieses Vermögens und der bei den Kirchen 
bestehenden kirchlichen Anstalten (Stiftungen und dergl.) 
ist nach § 41 im allgemeinen nach dem Grundsatze ein- 
zurichten, dass an derselben der Kirchenvorritcher sowie 
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eine Vertretung derjenigen theilzunehmen hat, welchen 
hei Unzulänglichkeit jenes Vermögens die Bestreitung der 
Auslagen für die Kirchenbedürfnisse und die subsidiäre 
Haftung für die Verpflichtungen der Kirche oder kirch- 
lichen Anstalt obliegt. 

Betreffs der evangelischen Kirche augsburgischen und 
helvetischen Bekenntnisses bestimmt die Kundmachung 
des Staatsministeriums vom 23. Jänner 1866, Nr. 15 
ß.-6.-Bl., im § 42, dass die Verwaltung und Wahrung 
des Gemeindevermögens und der Stiftungen in den Wir- 
kungskreis des Presbyteriums gehört. 

Nach diesen Bestimmungen sind die Vorschriften der 
Dienstesinstruction vom 16. Februar 1855, Nr. 34 R.-G.-Bl., 
zu beurtheilen, wonach das Kirchen vermögen und das 
Vermögen geistlicher Beneficien, insofern es sich um die 
ursprüngliche Bestiftung der Kirche oder des geistlichen 
Beneficiums oder um die Integrität des Stammvermögens 
bandelt, oder dieses Vermögen von landesfürstlichen Be- 
hörden verwaltet wird, nicht aber insofern bei schon be- 
stehenden Kirchen oder geistlichen Beneficien die laufenden 
Vermögensnutzungen zu vertreten oder einzubringen sind, 
durch die Finanzprocuratur vertreten werden muss. 

Gemäß J. M. E. v. 4. November 1875, Z. 14726 ist den 
Kirchen und Pfründen sohin bei Einbringung von Erb- 
schaften und Legaten die Vertretung durch die Finanz- 
procuratur zu leisten. 

Die Klage auf Zahlung eines Baulohnes aus dem Ver- 
mögen einer Pfarrkirche ist gegen die Finanzprocuratur 
zu richten (E. v. 5. November 1878, Z. 12444, Nr. 7193j; 
aber der Pfarrer ist andererseits im Besitzstörungsver- 
fahren zur Vertretung des Beneficiums berechtigt (E. v. 
27. März 1890, Z. 3193, Nr. 13326), er kann ein zur 
Pfarrkirche gehöriges Stiftungscapital, welches einer dritten 
Person als Darlehen gegeben worden ist, einklagen (E. v. 
23. December 1890, Z. 14195, Nr. 13527), weil es sich 
iu diesen Fällen nicht um die Integrität des Stammver- 
mögens handelt. 
€) Den staatlichen Schulbehörden (Orts-, Bezirks- und 
Landesschulräthen), beziehungweise den von von diesen 
verwalteteten Fonden, einschließlich der Volksschullehrer- 
Pensionsfonde sind die Finanzprocuraturen laut M. E. v. 
14. Juli 1872, Nr. 119 R.-G.-Bl., die Rechtsvertretung zu 
gewähren verpflichtet. Diese Schulbehörden dürfen auf 
die für Rechtsangelegenheiten ihnen gewährte fiscalamt- 
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liehe Vertretung ohne höhere Genehmigung nicht ver- 
ziehten (E. v. 22. Mai 1878, Z. 5779, Nr. 6988). 
f) Wenn beide Theile durch die Finanzprocuratur zu ver 
treten sind, ist diese Vertretung gemäß § 13 der Dienstes- 
instruction und J. H. D. v. 30. November 1789, Nr. 1080 
J. G.S. nicht unmittelbar von der Finanzprocuratur, sondern 
durch zwei von der vorgesetzten Administrativ- oder 
autonomen Behörde zu bestellende Vertreter zu gewähren. 
6. Die gesetzlichen Vorschriften über die gerichtliche Ver- 
tretung von Gemeinden, Gesellschaften, Genossenschaften, Bruder- 
laden und Hilfscassen bleiben nach Art. IV des EinfÜhrungsge- 
setzei unberührt. 

a) Der Landesausschuss repräsentiert die Landesvertretung 
in allen Rechtsangelegenheiten. Die im Namen der Landes- 
vertretung auszustellenden Urkunden sind von dem Oberst- 
landmarschalle (Landmarschalle, Landeshauptmanne, Land- 
tagspräsidenten) und zwei Mitgliedern (Beisitzern) de& 
Landesausschusses zu fertigen und mit dem Landcssiegel zu 
versehen (§ 28, 29 der Landesordnungen vom 21. Februar 
1861, Nr. 20 R.-G.-Bl.). 

b) Wo auf Grund des Gesetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 
R.-G.-Bl., Bezirksvertretungen bestehen, repräsentiert der 
Bezirksausschuss die Bezirksvertretung nach Außen und 
in allen Rechtsangelegenheiten und vermittelt den Ge- 
schäftsverkehr derselben. Die im Namen der Bezirksver- 
tretung auszustellenden Urkunden sind vom Obmann und 
zwei Mitgliedern des Bezirksausschusses zu fertigen. 

c) Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch eineu 
Gemeindeausschuss und einen Gemeindevorstand vertreten 
(Art. VIII des Gesetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 R.-G.-Bl.). 
Der Gemeindevorsteher vertritt die Gemeinde nach Außen 
Urkunden, durch welche Verbindlichkeiten gegen dritte 
Personen begründet werden sollen, müssen vom Gemeinde- 
vorsteher und einem Gemeinderathe unterfertigt werden. 
Vollmachten zur Processführung müssen die Zustimmung 
des Ausschusses unter Mitfertigung von zwei Ausschuss- 
männem ersichtlich machen. 

d) Jede Wassergenossenschaft muss Statuten, eine Ver- 
einsleitung und einen Vorstand haben, der sie nach Außen 
vertritt. Die rechtliche Existenz einer Wassergenossen- 
schaft für den öffentlichen und bürgerlichen Verkehr ist 
durch die Erlangung ihrer Anerkennung von Seite der 
zuständigen Verwaltungsbehörden bedingt. 

Die Anerkennungsurkunde, die Statuten, das Verzeich- 
nis der Mitglieder und die Unterschrift der Personen, 
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welche fiir den Vorstand zeichnen, müssen in einem be- 
sonderen Vormerkbuche (Wasserbuch) ersichtlich gemacht 
und jede diesfalls eingetretene Aenderung darin angemerkt 
werden (§ 22 Ges. v, 30. Mai 1869, Nr. 90 R.-G.-Bl.). 

e) Jede Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft mus» 
nach § 15 Ges. v. 9. April 1873, Nr. 70 R.-G.-Bl., einen 
aus der Zahl der Genossenschafter zu wählenden Vorstand 
haben. Sie wird durch denselben gerichtlich und außer- 
gerichtlich vertreten. Der Vorstand kann aus einem oder 
mehreren Mitgliedern bestehen. Die jeweiligen Mitglieder 
des Vorstandes müssen alsbald nach ihrer Bestellung zur 
Eintragung in das Genossenschaftsregister nach § 16 obigen 
Gesetzes angemeldet werden. 

f) Die Geschäftsführung und Vertretung der auf Grund des 
Gesetzes vom 28. December 1887, Nr. 1 R.-G.-Bl. pro 1888,. 
errichteten Unfallversicherungsanstalten steht dem 
Vorstande zu, welcher collegial organisiert ist und aus- 
seiner Mitte den Obmann und dessen Stellvertreter wählt. 
Die näheren Bestimmungen trifft für jede Anstalt deren. 
Statut. 

g) Für die gemäß Gesetzes vom 30. März 1888, Nr. 33 R.-G.-Bl.^ 
bestehenden oder neu zu bildenden Krankencassen be- 
stimmt deren Statut die Bildung des Vorstandes und den 
Umfang seiner Befugnisse. Demselben steht die ganze 
Geschäftsführung und Vertretung mit Ausnahme jener 
Angelegenheiten zu, die durch das Statut der Beschluss- 
fassung der Generalversammlung vorbehalten sind. Der 
Generalversammlung ist jedenfalls vorzubehalten die Ver- 
folgung von Ansprüchen, welche der Gasse gegen Mit- 
glieder des Vorstandes oder des Ueberwachungsausschusses^ 
aus deren Amtsführung erwachsen, und die Wahl der zur 
Verfolgung dieser Ansprüche Beauftragten (§§ 14, 16, 17). 

h) Das Gesetz vom 28. Juli 1889, Nr. 127 R.-G.-Bl., bestimmt 
betreffs der nach dem allgemeinen Berggesetze bestehen- 
den oder zu errichtenden Bruderladen, dass der Vor- 
stand die Bruderlade gerichtlich und außergerichtlich zu 
vertreten hat. Zur Legitimation des Vorstandes genügt 
die Bescheinigung des Revierbeamten, dass die darin be- 
zeichneten Personen zur Zeit den Vorstand bilden. Das- 
Statut hat die Vorschriften über die Bildung des Vor- 
standes, den Umfang und die Dauer seiner Befugnisse zu 
enthalten. Der Generalversammlung ist vorbehalten die 
Verfolgung von Ansprüchen, welche der Bruder lade gegen 
Mitglieder des Vorstandes oder des Ueberwachungsaus- 
ischusses erwachsen, und die Wahl der zur Verfolgung 
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dieser Ansprüche Beauftragten (§§ 17, 18). Im Falle der 
zeitlichen oder dauernden Herabminderung der Zahl der 
Bruderladenmitglieder, wodurch eine statutenmäßige Ver- 
waltung der Bruderlade unmöglich gemacht wird, kann 
die Verwaltung von der zuständigen Bergbehörde über- 
nommen werden, welche dieselbe durch einen von ihr zu 
bestellenden Vertreter zu besorgen hat. (§ 27). 
i) Offene Handelsgesellschaften werden nach Art. 117 
H. G. B. vor Gericht von jedem Gesellschafter giltig ver- 
treten, welcher von der Befugnis, die Gesellschaft zu ver- 
treten, nicht ausgeschlossen ist, worüber das Handelsregister 
Aufschluss gibt. 

Die Commanditgesellschaft wird nach Art. 167, 
H. G. B. durch die persönlich haftenden Gesellschafter 
vor Gericht vertreten; sind mehrere persönlich haftende 
Gesellschafter vorhanden, so gelten nach Art. 150 die Be- 
stimmungen für offene Handelsgesellschaften. 

Die Commanditgesellschaft auf Actien wird ge- 
mäß Art. 196 H. G. B. durch die persönlich haftenden 
Gesellschafter vor Gericht vertreten; wenn die Commandi- 
tisten selbst in Gesammtheit und im gemeinsamen Interesse 
gegen die persönlich haftenden Gesellschafter oder gegen 
den Aufsichtsrath einen Process zu führen haben, so 
werden sie durch Bevollmächtigte vertreten, welche nach 
Art. 195 H. G. B. in der General versamnilung gewählt 
werden. 

Die Actiengesellschaft wird gemäß Art. 227 H. G. B. 
durch den Vorstand gerichtlich vertreten; die Art der 
Bestellung und Zusammensetzung desselben und die Form 
für die Legitimation der Mitglieder wird durch den Ge- 
sellschaftsvertrag bestimmt. Bei der Liquidation einer 
offenen, Commandit- oder Actiengesellschaft ver- 
treten die Liquidatoren die Gesellschaft vor Gericht (Art. 
137, 172, 205, 244, H. G. B.). 

§ 2, Insbesondere bedarf der Minderjährige in Rechts^ 
Streitigkeiten, welche nur dasjenige eum Gegenstande haben, 
worüber er zufolge der §§ 161, 246 und 247 a. b, 6r. B. frei 
verfugen darf, nicht der Mitwirkung seines gesetzlichen Vertreters, 
1. Durch das bürgerliche Recht wird den Minderjährigen 
freie Verfügung über gewisse Vermögensbestandtheile eingeräumt: 
über das durch eigenen Fleiß Erworbene, über den reinen 
Ueberschuss ihrer Einkünfte u. s. w. Mit der Verleihung der 
vollen Geschäftsfähigkeit schwindet zugleich in den nämlichen 
Grenzen der Grund, diese Personen als processunAhig zu be- 
handeln, da sie doch lediglich ihrer beschränkten Handlungs- 
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f^higkeit wegen von selbständiger Processthätigkeit ferngehalten 
werden. Das Gesetz über das Bagatellverfahren hat sich bereits 
zu dieser Folgerung bekannt (Motive der Regierungsvorlage 
S. 192). 

2. Ueber das, was ein minderjähriges, jedoch außer der 
Verpflegung der Eltern stehendes Kind durch seinen Fleiß er- 
wirbt, sowie über Sachen, die ihm nach erreichter Mündigkeit 
zu seinem Gebrauche übergeben worden sind, kann es nach 
§§ 151, 246 a. b. G. B. frei verfügen und sich giltig verpflichten. 
lEinem Minderjährigen der das zwanzigste Lebensjahr zurück- 
gelegt hat, kann die Obervormundschaft den reinen Ueberschuss 
seiner Einkünfte zur eigenen freien Verwaltung überlassen ; über 
diesen seiner Verwaltung anvertrauten Betrag ist er gemäß § 247 
a. b. G. B. berechtigt, eigenmächtig sich zu verbinden. 

Diese zunächst für Minderjährige getroffene Bestimmung 
und sonach auch die Vorschrift des § 2 muss auch für Curanden 
(Wahnsinnige, Verschwender u. s. w.) gelten, weil nach §§ 187 
und 282 a. b. G. B. Pupillen und Curanden in ihren Rechten 
und Pflichten und in der Führung ihrer Geschäfte einander 
gesetzlich gleichstehen (E. v. 27. Februar 1879, Z. 14234, Nr. 7353). 
Der Minderjährige kann sonach über das, was er sich durch 
seinen Fleiß erwirbt, frei verfügen und sich verpflichten. Dar- 
unter kann aber nur das verstanden werden, was er sich er- 
wirbt oder schon erworben hat (E. v. 7. October 1887, Nr. 9499, 
Z. 11772). Diese Ausnahmsbestimmung, welche als solche 
sti'enge auszulegen ist, hat also offenbar einen durch Fleiß be- 
wirkten Vermögenserwerb zur Voraussetzung, in welchem sich 
-der Minderjährige zur Zeit der von ihm in Bezug hierauf über- 
nommenen Vei*pflichtung bereits befindet, nicht aber einen solchen, 
welcher für ihn erst in der Zukunft irgendwann eintreten wird 
<E. V. 10. Juli 1883, Z. 641 1, Nr. 10850). Außerdem muss die 
Verpflichtung in einem angemessenen Verhältnis zu dem Er- 
werbe (E. V. 25. April 1888, Z. 4699, Nr. 12164) oder zu dem 
nach § 247 a. b. G. B. eingeräumten Ueberschusse des reinen 
Einkommens stehen (E. v. 5. Februar 1890, Z. 568, Nr. 13140). 
Es kann daher vorkommen, dass die Processftlhigkeit nach den 
Klagsangaben begründet, nach dem späteren Ergebnisse der 
Verhandlung aber unbegründet oder zweifelhaft erscheint, wo 
sodann im Sinne der §§ 6, 7 für die Beseitigung des Mangels 
•durch Beiziehung des gesetzlichen Vertreters zu sorgen sein wird. 

Die Execution ist gemäß § 39 Exec.-Ord. auf das der 
freien Verfügung vorbehaltene Vermögen beschränkt. 

§ 3. Ein Ausländer, welchem nach dem Rechte seines 
Landes die Processfähigkeit mangelt, ist vor den inländischen 
Gerichten als processfähig zu befiandcln, nenn ihm nach den 
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im Inlande geltenden gesetzlichen Bestimmungen die Process- 
fähigJceit zukommt 

Als Inland im Sinne der Civilprocessordnung gilt das 
Gebiet der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Personen, welche in diesem Gebiete das Staatsbürgerrecht nicht 
genießen, sind nach Art. XXIX als Ausländer anzusehen. 

Die Vorschrift des § 3 gilt nur für physische Per- 
sonen. Sie bat ferner keine Anwendung auf solche Personen^ 
denen von der ausländischen competenten Behörde die Hand- 
lungsfähigkeit entzogen ist, z. B. Geisteskranke, Verschwender. 

Ist aber ein Ausländer nach dem inländischen Gesetze 
processftlhig, so steht es nicht in seinem oder seines auslän- 
dischen gesetzlichen Vertreters Belieben, ob der processföhige 
Ausländer oder ob dessen gesetzlicher Vertreter die Processhand- 
lungen vor dem inländischen Gerichte vornehmen will, da eine 
processfähige Partei keinen gesetzlichen Vertreter hat, daher 
auch durch einen solchen nicht vertreten werden kann. 

Für nicht processföhige Parteien, welche keine physischen 
Personen sind, für ausländische Vereine, Gesellschaften 
oder andere juristische Personen enthält der § 3 keine Vor- 
schriften; dieselben werden durch ihre gesetzlichen Vertreter 
repräsentiert. Für ausländische Actiengesellschaften und Com- 
manditgesellschaften auf Actien ist durch die kaiserliche Ver- 
ordnung vom 29. November 1865, Nr. 127 R.-G.-Bl., für Actien- 
gesellschaften, Versicherungsgesellschaften, Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften Ungarns durch das Gesetz vom 27. Juni 
1878, Nr. 63 R.-G.-Bl., eine besondere inländische Repräsentanz 
vorgeschrieben. 

§ 4. Die gesetzlichen Vertreter solcher Parteien, welchen 
die Processfdhigkeit mangelt, haben ihre Vertretungsbefugnia und 
die im einzelnen Falle etwa noch nöthige besondere Ermächtigung 
zur Proce^sführung, soweit nicht beides bereits bei Gericht offen- 
kundig ist, bei der ersten Processhandlung urkundlich nachzu- 
weisen, welche sie vor Gericht vornehmen. 

Die zu einer einzelnen Processhandlung erforderliche be- 
sondere JErmäcJittgung muss in gleicher Weise bei Vornahme 
dieser Processhandlung nachgewiesen werden. 

1. Jeder gesetzliche Vertreter einer processunfähigen Partei, 
also sowohl der Vormund oder Curator, als der Repräsentant 
einer juristischen Person hat die Vertretungsbefugnis urkundlich 
nachzuweisen. 

Es genügt daher nicht, die betreffende Urkunde in Ab- 
schrift beizulegen, sondern es muss das Original oder eine be- 
glaubigte Abschrift beigebracht werden. 
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Da jedoch nach § 229 der Partei das Recht zusteht, 
Urkunden, die bei einem Notar oder einer öffentlichen Behörde 
verwahrt werden, und die sie sich nach den bestehenden ge- 
setzlichen Vorschriften nicht zu verschaffen vermag oder deren 
Ausfolgung ihr von der Behörde oder dem Notar in ungerecht- 
fertigter Weise verweigert wird, durch das Gericht herbeischaffen 
zu lassen, so wird ihr dieses Recht auch betreffs der die Ver- 
tretungsbefugnis nachweisenden Urkunde zustehen, es wird jedoch 
der diesbezügliche Antrag bei der ersten Processhandlung, 
welche sie vor Gericht vornimmt, also im ersten Schriftsatze, 
den sie überreicht, oder bei der ersten Verhandlung, bei der 
sie erscheint, zu stellen sein. In gleicher Weise ist eine etwa 
nothwendige besondere Ermächtigung zur ProcessfÜhrung nach- 
zuweisen. 

Die Nothwendigkeit dieses Nachweises enfUllt, wenn die 
Vertretungsbefugnis oder die besondere Ermllchtigung bei Ge- 
richt offenkundig ist. 

2. Bei Charakterisierung der Offenkundigkeit (Notorietät), 
welche die Beweisführung entbehrlich macht, wurde nicht die 
(irtskundigkeit in den Vordergrund gestellt, weil es wohl mög- 
lich ist, dass eine Thatsache, von welcher man sagen kann, 
dass sie an einem Orte so bekannt ist, um als ortskundig be- 
zeichnet werden zu können, dennoch dem Gerichte unbekannt 
geblieben sei. Für den Richter wird ein Beweis nur dann 
überflüssig sein, wenn die Thatsache bei Gericht offenkundig 
ist. Bei Beurtheilung, ob dies der Fall, wird die Gesammtheit 
des Gerichtspersonals, sowohl als Bruchtheil der Gesellschaft, 
deren Wahrnehmungen sich persönlich niemand entziehen kann, 
als in seiner besonderen Eigenschaft als Trilger einer öffent- 
lichen Function in Betracht kommen (Regierungsmotive S. 265). 
Offenkundig ist eine Thatsache, für welche es eines Be- 
weises aus dem Grunde nicht bedarf, weil die Ueberzeugung 
von ihrer Wahrheit eine allgemeine oder doch auf jedermann 
zugänglichen Wegen erreichbare ist. Eine Thatsache kann 
entweder allgemein oder nur bei dem betreffenden Gerichte 
offenkundig sein. 

a) Für die erstere Kategorie kommt es nicht darauf an, 
ob der Richter die Thatsachen als Richter amtlich er- 
fahren hat. Wodurch er seine Wissenschaft erlangt hat, 
ist unerheblich ; eine Beschränkung auf bestimmte Erkennt- 
nisquellen als allein zulässige ist nicht vorgeschrieben 
rWilmowski, S. 468). Doch ist zu berücksichtigen, dass 
aie Vertretungsbefugnis in jeder Lage des Processes, 
daher auch vor den höheren Instanzen zu prüfen ist, dass 
Thatsachen von localem Interesse, z. B. wer Vorstand einer 
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Sparcasse, eines Vereines ist, im engen Kreise des er- 
kennenden Gerichtes erster Instanz allgemein bekannt, 
dem Bemfungsgerichte aber unbekannt sein kimnen, wes- 
halb in solchen Fällen nur die wirklich im weiteren 
Kreise allgemein bekannten Thatsachen als notorisch an- 
erkannt werden können. 

Die Finanzprocuratur bedarf einer Vollmacht nicht. 
Zum Abschlüsse eines Vergleiches bedarf dieselbe aber 
gemäß § 1008 a. b. G. B. der Bewilligung der competenten 
administrativen Behörde, welche dem Gerichte vorzulegen 
ist (J. M. E. V. 25. April 1856, Z. 8911). 
b) Anders ist die Sache bei der zweiten Kategorie, bei' den 
gerichtskundigen Thatsachen im engeren Sinn, welche 
dem Processgerichte amtlich bekannt geworden und schon 
bei diesem Gerichte offenkundig sind, ohne onst einer 
weiteren allgemeinen Verbreitung zu bedttrfer. 
Wenn das Gericht die Vertretungsbefugnis eines öflfent- 
lichen Gesellschafters, des Vorstandes einer Actiengesellschaft, 
einer Genossenschaft aus dem Handels- oder Genossenschafts- 
register, die bei demselben Gerichte geführt werden, wenn es 
die Vertretungsbefugnis und die Klagslegitimation eines von 
ihm bestellten Vormundes oder Curators aus den Amtsacten ersehen 
kann, so ist ihm diese Thatsache nicht nur amtlich bekannt, 
öondem es ist auch in der Lage, dieselbe der Berufungsinstanz 
amtlich zu bestätigen und dadurch den Mangel des Nachweises 
der Vertretungsbefugnis im Instanzenzuge zu beheben. 

Auf diese Weise wird es auch processunfähigen Parteien, 
welche häufiger bei Gericht zu thun haben, möglich sein, durch 
urkundliche Nach Weisung ihrer gesetzlichen Vertreter ein für 
allemal diese Thatsache zur Kenntnis des Gerichtes zu bringen 
und sich durch 1 Berufung auf diese Anzeige im einzelnen 
Falle von der neuerlichen Nach Weisung der Vertretungsbefugnis 
zu befreien. 

3. Die Prüfung der Offenkundigkeit ist bei Gerichtshöfen 
Sache des Vorsitzenden des Senates, trägt er diesbezüglich Be- 
denken, so hat er gemäß § 230 die Entscheidung des Senates 
einzuholen, dem auch im weiteren Verlaufe des Verfahrens die 
Prüfung zusteht. 

Diesbezüglich entscheidet die Mehrheit der Stimmen, so dass 
die Vertretungsbefugnis für offenkundig gilt, wenn sie nur der 
Mehrheit der Stimmführer offenkundig ist. 

§ 5. Soweit dieses Gesetz nicht unterscheidet, sind dessen 
Bestimmungen über Parteien auch auf deren gesetzliche Ver- 
treter zu beziehen. 
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§ 6. Der Mangel der Processfähigkeit, der gesetzlichen 
Vertretung, sowie der etwa erforderlichen besonderen Ermächti- 
gung zur Processführung üt in jeder Lage des Rechtsstreites 
von amtswegen zu berücksichtigen. 

Kann dieser Mangel beseitigt werden, so hat das Gericht 
die hiezu erforderlichen Aufträge zu ertheilen und zu ihrer Er- 
fälluvg von amtswegen eine * angemessene Frist zu bestimmen, 
bis zu deren fruchtlosem Ablaufe der Ausspruch über die Rechts- 
folgen des Mangels aufgeschoben bleibt. Ist jedodi mit dem Ver- 
zuge für die processunfähige Partei Gefahr verbunden, so kann 
diese oder die für dieselbe als Vertreter einschreitende Person 
noch vor Ablauf dieser Frist, vorbehaltlich der Beseitigung des 
Mangels, zur Vornahme der nothwendigen Processhandlungen 
zugelassen werden. 

Die im Absatz 2 bezeichneten gerichtlichen Verfügungen 
können durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. Eine Verlängerung der zur Behebung des Ätangnls 
gewährten Frist ist nur dann zulässig, wenn die Behebung drs 
Mangels durch Umstände behindert wird, auf deren Beseitigung 
die Partei oder deren Vertreter einen Einfluss zu nehmen nicht 
vermag. 

1. Der Entwurf hält an dem geltenden Rechte fest, dass 
der Mangel der Processfkhigkeit, der gesetzlichen Vertretung 
und der besonderen Ermächtigung zur Processführung von amts- 
wegen und in jeder Lage des Verfahrens zu berücksichtigen 
ist, durch den Abschluss des Verfahrens an sich nicht geheilt 
wird. Nach Rechtskraft der Entscheidung ist ihrer Geltend- 
machung der Weg der Nichtigkeitsklage erschlossen (§ 529, Z. 2). 
Daneben soll sich die Behandlung der hier besprochenen Pro- 
cessvoraussetzungen in einer wichtigen Beziehung allerdings er- 
heblich ändern. Die Processfilhigkeit und das Erfordernis einer 
gesetzlichen Vertretung hatte bis nun im streitigen und außer- 
streitigen Verfahren insofeme verschiedene Folgen, als in letz- 
terem der Richter nicht bloß — wie im Civilprocesse — die 
Rechtsfolge der constatierten Processunfilhigkeit durch Abweisung 
der Klage, oder durch Abbruch der Verhandlung zu realisieren 
hat, sondern vielmehr behufs Sanierung dieses Mangels thätig 
wird, der drohenden Nichtigkeit durch Beiziehung eines gesetz- 
lichen Vertreters vorbauen soll. In dem Maße, als der Ver- 
handlungsgrundsatz im künftigen Civilprocesse weniger scharf 
hervortreten wird, und sich dadurch die Stellung des Process- 
richters der des Richters im Verfahren der freiwilligen Gerichts- 
barkeit einigermaßen nähert, verlieren auch die Gründe ihre 
Bedeutung, derentwegen bisher dem Processrichtcr ein ähnlich 
vorbeugendes Eingreifen, eine Hilfeleistung zur Hintanhaltung 
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der Nichtigkeit wegen Processunfähigkeit u. s. w. versagt war. 
Der Entwurf verpflichtet demgemäß den Richter dort, wo der 
Mangel der gesetzlichen Vertretung oder der erforderlichen be- 
sonderen Ermächtigung zur Processführung geheilt werden kann, 
den Parteien (unter entsprechender Fristbestimmung) die zur 
Heilung des Mangels und zur gesetzlichen Durchführung des 
Verfahrens nothwendigen Belehrungen und Anweisungen zu 
•ertheilen. 

Der Mangel wird als beseitigt anzusehen sein, wenn die 
processunfähige Partei processfähig wird oder eine legale Re- 
präsentanz erhält und eine nachträgliche Genehmigung des 
vorangegangenen Verfahrens erfolgt. Dadurch werden häufig 
doppelte Klagen und unnützer Mühe- und Kostenaufwand er- 
spart werden. Der Richter tritt durch solche Anweisung nicht 
aus der für ihn nothwendigen Stellung eines unparteiischen 
Rechtssprechungsorganes heraus. Indem er den Parteien sagt, 
was das Gesetz behufs giltigen Zustandekommens oder Fort- 
setzens des Processes fordert und sie diese Anordnung des Ge- 
setzes befolgen heißt, wird er nicht im besonderen Interesse 
-eines der Streittheile, sondern im gemeinsamen Interesse beider 
thätig; er wird hiedurch nicht zum Anwalt des einen, sondern 
bleibt das zur autoritativen Rechtsanwendung berufene Organ. 
Der Unterschied ist nur der, dass er die Resultate der Rechts- 
anwendung den Parteien schon zu einer Zeit bekannt gibt, in 
welcher dieselben von diesem Ausspruche noch behufs Ver- 
meidung vergeblicher Processchritte Nutzen ziehen können. 

2. Eine weitere, der gleichen Wurzel entspringende Modi- 
fication des geltenden Rechtes enthällt die Bestimmung, dass 
die processunfähige Partei oder deren nicht gehörig legitimierter 
gesetzlicher Vertreter u. s. w. bei Gefahr am Verzuge noch 
vor Sanierung des Mangels zur Vornahme der jeweils gerade 
nothwendigen Processhandlung zugelassen werden sollen; die 
Wirksamkeit der von ihnen unternommenen Processchritte ist 
an die Bedingung nachträglicher rechtzeitiger Behebung des 
Mangels gebunden. In den meisten Processgesetzen ist für 
dringendere Fälle die Möglichkeit eröffnet, eine nicht gehörig 
legitimierte Person — wenigstens interimistisch — anstatt des 
gesetzlichen Vertreters einschreiten zu lassen, für die process- 
unfähige Partei einen einstweiligen Vertreter zu bestellen. Für 
den gleichen Fall bietet nun die eben besprochene Maßregel 
eine weit einfachere Lösung. Denn auf diese Art wird die 
besondere Bestellung eines processualen Vertreters vermieden, 
die sich in der That überall dort als überflüssig darstellt, wo 
trotz des Mangels der juristischen Voraussetzungen selbständigen 
processualen Handelns doch die thatsächlichen und namentlich 
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die intellectuellen Bedingungen solchen Handelns gegeben sind, 
wie dies eben die bis dahin vom Processun&higen selbst oder 
dem unlegitimierten Vertreter desselben wirklich vorgenommenen 
processnalischen Acte beweisen. Die Anwendung der Vorschrift 
des § 38 schränkt sich damit auf die Fälle ein, in welchen 
auch jene außerjuristischen Vorbedingungen selbständigen pro- 
cessuaien Handelns nicht gegeben sind. (Motive zur Regierungs- 
vorlage S. 194). 

3. Das Gericht erster oder höherer Instanz, bei welchem 
die Rechtssache eben anhängig ist, hat also überall dort, wo 
sich der Mangel beheben lässt, die zweckentsprechenden Auf- 
träge zu erlassen, welche bei Gerichtshöfen gemäß § 230 von 
dem Senate zu beschließen sind. Zur Erfüllung der Aufträge 
ist eine angemessene Frist zu bestimmen, welche verlängert 
werden kann, wenn die Partei oder deren Vertreter auf die 
Beseitigung der Hinderungsgrtinde einen Einfluss zu nehmen 
nicht vermag. Die zur Rechtfertigung angeführten Umstände 
sind nach § 128 glaubhaft zu machen, wenn es das Gericht 
verlangt. Es ist daher anzugeben und auf Verlangen glaubhaft 
zu machen (§ 274) dass seitens der Partei oder ihres Vertreters 
alles zur Behebung des Mangels Erforderliche geschehen ist, 
dass jedoch andere ihrer Einflussnahme entrückte Umstände, 
z. B. Erhebungen des Vormundschaftsgerichtes vor Ertheilung 
des Klagsconsenses u. dgl. der Behebung des Mangels ent- 
gegenstehen. 

Der Antrag auf Verlängerung der Frist muss gemäß § 128 
vor Ablauf der Frist bei Gericht angebracht werden und es 
ist vor Bewilligung der wiederholten Verlängerrmg der Frist 
gemäß § 128 der Gegner zu hören. 

Die Zulässigkeit der Vornahme nothwendiger Process- 
handlungen durch die processunfiihige Partei oder deren nicht 
legitimierten Vertreter hat nach § 38 das Gericht, aKso Ici Ge- 
richtshöfen der Senat zu beschließen. 

4. Weder die Fristbestimmung zur Behebung des Mangels, 
noch die Zulassung zur Vornahme der nothwendigen Process- 
handlung vorbehaltlich der Beseitigung des Mangels kann durch 
ein abgesondertes Rechtsmittel angefochten werden. Der Aus- 
schluss eines abgesonderten Rechtsmittels ist nach den Regie- 
rungsmotiven unbedenklich. Denn wenn selbst die Partei die 
Verfügung für unrichtig halten sollte, so ist sie dadurch ge- 
schützt, dass bei nicht rechtzeitiger Erfüllung des Auftrages 
Abweisung der Klage wegen Nichtigkeit, also schlimmstens 
jene Rechtsfolge eintritt, die sich heute an die Wahrnehmung 
des Processfähigkeitsmangels unmittelbar knüpft. Gegen solche 
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Zurückweisungen ist aber der Recurs selbstverständlich statt- 
haft (Motive zur Regierungsvorlage, S. 193). 

Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass derartige Ver- 
fügungen nicht nur bei Beginn des Rechtsstreites sondern in 
jeder Lage desselben zulässig sind, dass daher auch die Inter- 
essen der Gegenpartei auf Beendigung des Processes in Frage 
kommen, weshalb bei Bemessung und insbesondere bei Ver- 
längerung . der Frist ' iCses Interesse der Gegenpartei zu berück- 
sichtigen sein wird, was das Gesetz auch dadurch zum Ausdruck 
bringt, dass nicht die allgemeinen in der Person des Fristwerbers 
liegenden Voraussetzungen des § 128 für die Fristverlängerung 
maßgebend sein sollen, sondern einzig die oben angeführten 
dem Einflüsse des Fristwerbers entrückten Bedingungen hiefür 
entscheidend sind. Ueber die angestrebte Verlängerung einer 
Frist hat bei Gerichtshöfen gemäß § 140 der Vorsitzende des 
Senates zu entscheiden. 

Die erste Fi'iytverlängei'ung, welche die Dauer der ur- 
sprünglichen Frist nicht überschreitet, kann durch ein Rechts- 
mittel nicht angefochten werden. Ueberschreitet aber die erste 
Frist die Dauer der ursprünglichen, oder werden weitere Fristen 
bewilligt oder Fristgesuche abgewiesen, so steht gegen diese 
Beschlüsse nach § 141 das Rechtsmittel des Recurses zu, dem 
jedoch, wenn der Vorsitzende des Senates den anzufechtenden 
Beschluss gefasst hat, nach § 516 der Antrag auf Abändeining 
durch den Senat vorauszugehen hat. 

5. Der Ausspruch über die Rechtsfolgen des Mangels ist 
verschieden. Kann der bei Prüfung der Klage nach §230 
aufgestoßene Mangel überhaupt nicht beseitigt werden, oder ist 
die zur Behebung eines solchen Mangels (auf Seite des Klägers 
oder des Geklagten) in Vorerledigung der Klage gesetzte Frist 
vom Kläger nicht verlängert und auch nicht zur Behebung dea 
Mangels verwendet worden^ so ist die Klage gemäß § 230 vom 
Senate als zur Bestimmung der Tagsatzung ungeeignet zurück- 
zustellen. 

Wird ein solcher Mangel bei der ersten Tagsatzung von 
amtswegen oder über Einwendung der Parteien sichergestellt, 
und kann derselbe nicht behoben werden, so ist gemäß § 239 
durch Beschluss des die Tagsatzung leitenden Richters die 
Zurückweisung der Klage und Einstellung des Verfahrens aus- 
zusprechen. 

Das Gericht ist nicht berechtigt, den nach seiner Ansicht 
unberechtigten Vertreter, dem die Ladung zur Verhandlung zu- 
gestellt worden ist, von der Verhandlung bei der ersten Tag- 
fahrt auszuschließen. 



f 
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^ vf ^ Ueber behebbare, in der ersten Tagsatzung sichergestellte 

fc'- -^^ Mängel oder über solche behebbare Mängel, welche erst im 

^-- i* Laufe des weiteren Verfahrens offenbar werden, sind unter 

5 - Fristbestimmung die zu ihrer Behebung erforderlichen An- 

ordnungen zu treffen und es ist nach Ablauf der Frist, bei 
unbehebbaren Mängeln aber sofort, gemäß § 7 die Nichtigkeit 
des Verfahrens durch Beschluss auszusprechen. 

6. Die Zulassung der processunfUhigen Partei oder eines 
nicht legitimierten Vertreters derselben ist dem Ermessen des 
Gerichtes anheimgegeben, welches zu beurtheilen hat, ob die 
Gefahr hiezu genügend ist. Die Frist kann unter den bei 
Anm. 3 angeführten Bedingungen verlängert werden. Der 
fruchtlose Ablauf derselben hat dieselben Folgen, wie die Nicht- 
behebung der Mängel nach Anm. 5. 

§ 7. Wenn der Mangel der ProcessfähigJceit, der gesetz- 
lichen Vertretung oder der Ermächtigung zur Processführung 
nicht beseitigt werden kann, oder doch die hiezu gewährte Frist 
fruchtlos abgelaufen ist, hat das Gericht erster oder höherer In- 
stanZy bei welchem die Rechtssache eben anhängig ist, die Nichtig- 
keit des von dem Mangel betroffenen Verfahrens durch Beschluss 
auszusprechen. 

Dieser Äusspurch kann nicht erfolgen, wenn demselben in 
Ansehung des Grundes der Nichtigkeit eine von demselben oder 
von einem anderen inländischen Gerichte gefällte, noch bindende 
Entscheidung entgegensteht, 

1. Die Rechtsfolge des Mangels der Processfähigkeit, der 
gesetzlichen Vertretung oder der Ermächtigung zur Process- 
flihrung ist die gleiche wie bisher: Die Nichtigkeit des von 
einem solchen Mangel betroffenen Verfahrens (Motive des Re- 
gierungsentwurfes, S. 193). Dieselbe ist von demjenigen Ge- 
richte erster oder höherer Instanz, bei welchem die Rechts- 
sache eben anhängig ist, und zwar bei Gerichtshöfen gemäß 
§ 230 vom Senate auszusprechen 

a) entweder sofort, wenn der Mangel nicht beseitigt werden 
kann, 

b) nach fruchtlosem Ablauf der nach § 6 gesetzten Frist^ 
* . . wenn der Versuch, das Processverhältnis ordnungsmäßig 

zu constituieren, erfolglos geblieben ist. Die Unanfecht- 
barkeit des Auftrages zur Behebung des Mangels bringt 
es mit sich, dass dieser Auftrag mit dem Beschlüsse auf 
* ,: - Nichtigkeit des Verfahrens nicht derart verbunden werden 

f ; kann, dass sofort für den Fall der Nichterfüllung des 

■ ,>'„' Auftrages in der gesetzten Frist auch die Nichtigkeit aus- 

gesprochen wird, vielmehr wird letzterer Beschluss erst 

2 
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nach Ablauf der Frist abgesondert zu erlassen sein. Der- 
selbe kann mittels Reeurses angefochten werden. 

2. Die Nichtigkeit darf nicht ausgesprochen werden, wenn 
eine andere noch bindende Entscheidung in Ansehung des 
Grundes der Nichtigkeit entgegensteht, wenn also durch 
eine solche Entscheidung die in Frage gestellte Processfähigkeit 
gesetzliche Vertretung oder Ermäclitigung zur Processfähigkeit 
anerkannt, beziehungsweise letztere nicht für nothwendig be- 
funden worden ist. 

Eine solche Entscheidung kann von demselben oder einem 
höheren Gerichte in derselben oder einer anderen Rechtssache, 
oder von einem anderen Gerichte in einer anderen Rechtssache 
gefilllt worden sein. Die ratio dieser Bestimmung ist, dass 
Processfähigkeit, gesetzliche Vertretung, Processlegitimation 
Dinge sind, welche nicht für jeden Process anders beurtheilt 
werden dürfen, sondern dass wenigstens für alle zur selben Zeit 
anhängigen gerichtlichen Proceduren soweit als möglich eine 
einheitliche Entscheidung gelten soll.. 

Deshalb muss der über eine dieser Fragen ergangenen Ent- 
scheidung eines anderen Gerichtes dieselbe Bedeutung beige- 
legt werden, wie der Entscheidung eines höheren Gerichtes. 
Vorausgesetzt wird dabei, dass das Processgericht, sei es amt- 
lich von der fraglichen bindenden Entscheidung Kenntnis hat 
oder durch die Anzeige eines Betheiligten davon erfUhrt (Motive 
des Ausschusses des Abgeordnetenhauses, S. 21). 

3. Die Nichtigkeit darf femer nicht ausgesprochen werden, 
wenn die Processunfthigkeit erst während des Processes eintritt 
oder die Vertretungsbefugnis des gesetzlichen Vertreters erst 
während des Processes aufhört. Wird die von dieser Verän- 
derung betroffene Partei von einem Processbevollmächtigten ver- 
treten, so ist der Mangel nicht zu berücksichtigen, andenifalls 
tritt nach § 158 eine Unterbrechung des Verfahrens ein. ' 

§ 8. Soll tvider eine processunfähige Partei, die eines ge- 
setzlichen Vertreters entbehrt, eine Processhandlung vorgenommen 
werden^ und wäre mit dem Verenge für den Gegner d-er process- 
unfähigen Partei Gefahr verbunden, so hat das Processgericht 
auf dessen Antrag für die processunfähige Partei einen Curator 
zu bestelUm. 

Der Curator hat für diese Partei bis zum Eintreten des 
gesetzlichen Ve^^treters am gerichtlichen Verfahren theihunehmen 
und, ivenn nöthig, die Bestellung des gesetzlichen Vertreters durch 
geeignete Anträge zu veranlassen. 

1. Die Aufstellung eines einstweiligen processualen Ver- 
treters muss durch die Processgesetzgebung t\ir jene Fälle er- 
möglicht werden, in welchen die passiv auftretende Partei des 
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erforderlichen gesetzlichen Vertreters entbehrt und es vorerst 
an dem Beweise gebricht, dass der Beklagte ungeachtet der 
Processunfilhigkeit physisch und geistig genügend geschäftsftlhig 
ist, um ihn wenigstens interimistisch und in unpräjudicierlichen 
Beziehungen im Processe als Partei fungieren zu lassen. Der 
Kläger darf nicht durch eine Verzögerung bei der Bestellung 
des gesetzlichen Vertreters in der Betreibung des eingeleiteten 
Verfahrens aufgehalten werden und solche Verzögerung wäre 
unter derartigen Verhältnissen sehr zu besorgen. Durch die 
Bestimmung des § 8 über die Bestellung eines (Kurators werden 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechtes und der Process- 
ordnung nicht berührt, welche das Processgericht anweisen, 
den Curator für eine Partei nicht bloß einstweilen zur Ver- 
hütung einer am Verzuge liegenden Gefahr, sondern für die 
ganze Dauer eines Verfahrens zu bestellen (Motive der Re- 
gierungsvorlage, S. 194). 

2. Das a. b. G. B. verordnet im § 276 die Bestellung eines 
Curators für Abwesende oder für die dem Gerichte zur Zeit 
noch unbekannten Theilnehmer an einem Geschäfte, wenn sie 
keinen ordentlichen Sachwalter zurückgelassen haben, ohne 
einen solchen aber ihre Rechte durch Verzug gefährdet oder 
die Rechte eines anderen in ihrem Gange gehemmt würden. 
In diesem Gesetze verfügt der § 116 die Bestellung eines 
Curators für Personen, an welche die Zustellung wegen unbe- 
kannten Aufenthaltes nicht erfolgen kann, wenn dieselben in- 
folge der an sie zu bewirkenden Zustellung zur Wahrung ihrer 
Rechte eine Processhandlung vorzunehmen hätten ; weiters § 121 
über Antrag der Gegenpartei für Personen, welche sich außer- 
halb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes befinden, wenn die 
Bestätigung über die erfolgte Zustellung binnen einer ange- 
messenen Zeit nicht einlangt; § 155 über Antrag der Gegen- 
partei für einen Verstorbenen im Sinne des § 811 a. b. G. B., 
wenn zu dessen Nachlass eine Erbserklärung noch nicht über- 
reicht worden ist; endlich § 119 über Antrag der Gegenpartei 
für Exterritoriale und deren Hausgenossen, wenn an dieselben 
die Zustellung durch das Obersthofmarschallamt nicht bewirkt 
werden kann. 

3. Die Bestimmung des § 8 ist nicht auf physische, 
processunfähige Parteien und nicht auf Inländer beschränkt; 
jede processunfähige Partei ist gemeint, vorausgesetzt, dass sie 
überhaupt nirgends einen gesetzlichen Vertreter hat; ist dieser 
aber abwesend oder unbekannt, so kann der Kläger die Be- 
stellung eines Curators nicht beanspruchen. Der Geklagte ist 
zur Stellung eines solchen Antrages überhaupt nicht berechtigt. 

2* 
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Dass es sich bereits um die Einbringung einer Klage 
handle, ist nicht erforderlich; jede Processhandlung, auch die 
mit dem Beweise zum ewigen Gedächtnisse verbundene (§ 386, 
Abs. 3) berechtigt, bei Gefahr am Verzuge, zur Bestellung 
eines Curators. Ob eine solche Gefahr vorliegt, hat das Ge- 
richt, beziehungsweise der Vorsitzende des Senates zu ent- 
scheiden. Tritt die Processunftlhigkeit oder der Mangel der 
gesetzlichen Vertretung erst während des Processes ein, so 
wird nach § 158 das Verfahren zwar unterbrochen, bei Gefahr 
am Verzuge kann aber auch in diesem Falle ein Curator 
bestellt werden. 

§ 9. Die Entscheidung über einen im Sinne des § 8, Alts. 1 
gestellten Antrag erfolgt durch BescMuss und, wenn der Antrag 
nicht hei einer mündlichen Verhandlung gestellt wurde, ohne vor- 
hergehende mündliclie Verhandlung Es können jedoch vor der 
Entscheidung alle zur Aufklärung erforderlichen Erhebungen ein- 
geleitet werden. 

Im Verfahren vor Gerichtslwfen hat über den Anfrag,^ 
wenn derselbe nicht während einer mündlichen Verhandlung ge- 
sfellt wird, der Vorsitzende des Senates zu entscheiden, dem die 
Bechtssache zugewiesen ist. 

Das Gleiche gilt in allen anderen Fällen^ in welchen nach 
den Bestimmungen des bürgerlichen Bechtes oder nach diesem^ 
Gesetze durch das Processgericht für eine Partei in bürgerlichen 
Streitsachen ein Curator zu bestellen ist. 

Der Vorgang bei der Bestellung eines Curators durch das 
Processgericht ist für alle Fälle im § 9 einheitlich geregelt. 
Es wird nicht bloß flir die Curatorsbestellung nach § 8, sondern 
für alle in Processftlllen vorkommenden Curatorsbestellungen 
überhaupt ein thunlichst einfaches und formloses Verfahren in 
Vorschlag gebracht, wodurch einestheils das Bedürfais nach 
Beschaffung eines Vertreters rasch befriedigt und andemtheils 
zugleich verhindert wird, dass die Curatorsbestellungen zu 
Complicationen und allzu erheblichen Unterbrechungen der Ver- 
handlungen in der Hauptsache führen (Regierungsmotive, S. 194). 

Eine mündliche Verhandlung darf nicht stattfinden, außer 
es ist der Antrag in der mündlichen Verhandlung gestellt 
worden. 

Bei Gerichtshöfen entscheidet über den Antrag der Vor- 
sitzende des Senates, wenn derselbe nicht in der mündlichen 
Verhandlung gestellt wurde. 

Gegen dessen Entscheidung kann nach § 516 Abhilfe 
beim Senate gesucht werden. 

Vor der Entscheidung können alle zur Aufklärung erforder- 
lichen Erhebungen eingeleitet werden. 
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Es ist festzustellen, dass das neue Gesetz keine Erschwerung 
und Verzögerung gegenüber den bisher geltenden Nonnen, 
sondern eine Erleichterang und Beschleunigung bezweckt, dass 
daher Erhebungen nur dort eingeleitet werden können, wo auf 
Griind der thatsächlichen Anflihrungen und der dafür angebotenen 
Beweise (§ 76) die Curatorsbestellung nicht erfolgen kann. 

Der Nachweis, dass die Gegenpartei gestorben ist und 
noch keine Erbserklärung zu deren Nachlass eingebracht worden 
ist, dass die Gegenpartei unbekannten Aufenthaltes oder unbekannt 
oder abwesend ist, oder eines gesetzlichen Vertreters entbehrt, 
dass die Zustellung an Exterritoriale durch das Obersthof- 
marschallamt nicht bewirkt werden konnte, wird auch nach 
dem neuen Gesetze nicht entbehrt werden können, und es wird 
zweckmäßig sein, wenn dieser Nachweis in der hergebrachten 
Form durch einen Todtenschein, durch das Aratszeugnis der 
Abhandlungsbehörde, durch das Zeugnis des Gemeindeamtes 
des letzten Wohnsitzes der abwesenden oder verschollenen Partei, 
durch das Amtszeugnis der Pflegschaftsbehörde oder die Be- 
stätigung des Obersthofinarschallamtes von der antragstellenden 
Partei erbracht werde. 

Fehlt es aber an diesem Nachweise, so wird der Process- 
richter, bei Gerichtshöfen der Vorsitzende des Senates, die ent 
sprechenden Erhebungen durch Nachfrageschreiben an die be- 
treflfenden Behörden zu pflegen haben. 

Der Entwurf vom Jahre 1881 enthielt im § 85 die Be- 
stimmung, dass das Processgericht die Partei, für welche ein 
Curator bestellt wurde, falls ihm dieselbe bekannt ist, zu ver- 
ständigen habe. 

Dieser Vorgang ist zu empfehlen und dahin auszudehnen, 
dass auch die Pflegschaftsbehörde Pflegebefohlener, ftlr welche 
ein Curator zu bestellen ist, von dieser Curatorsbestellung ver- 
ständigt werde. 

§ 10. Die Kosten, welche mit der Bestellung eines Curators 
verbunden sind, sotvie die durch die ThäiigJceit des Curators 
entstehenden Kosten hat die Partei, durch deren Processhandlung 
die Bestellung veranlasst wurde, unbeschadet eines ihr etwa zu- 
stehenden Ersatzanspruches zu bestreiten. 

Die Vorschrift des § 10 über die Bestreitung der Kosten, 
welche mit der Curatorsbestellung verbunden sind oder durch 
die Thätigkeit des Curators entstehen, ist eine Consequenz des 
Grundsatzes, welchen § 40 in Uebereinstimmung mit dem geltenden 
Rechte fiir die Berichtigung der Processkosten aufstellt (Regie- 
rungsmotive, S. 194). 
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Der Ersatzanspruch der Partei, welche diese Kosten be- 
stritten hat, richtet sich im Processe nach den Vorschriften des 
ftlnften Titels über den Processkostenersatz. 

Der Curator hat gemäß § 54 das Verzeichnis der Kosten 
sammt den zur Bescheinigung der Ansätze und Angaben dieses 
Verzeichnisses etwa erforderlichen Belegen rechtzeitig vorzulegen 
oder im Verfahren vor Bezirksgerichten zu Protokoll zu bringen 
und werden dieselben gleich einer anderen Kostenliquidation 
vom Gerichte ausgemessen. 

Gegen die Bemessung ist der Recurs zulässig. 

Zweiter Titel: Streitgenossenschaft und Hauptintervention. 
§ 11, Ausser den in anderen Gesetzen besonders bezeich- 
neten Fialen können mehrere Personen gemeinschaftlich klagen 
oder geklagt werden (Streitgenossen): 

1. wenn sie in Ansehung des Streitgegenstandes in Bechts* 
gemeinschaß stehen oder aus demselben thatsächliclien und recht- 
lichen Grunde berechtigt oder verpflichtet sind; 

2, wenn gleichartige, auf einem im wesentlichen glei^artigen 
thatsächlichen und rechtlichen Grunde beruhende Ansprüche oder 
Verpflichtungen den Gegenstand des Bechtsstreites bilden, und 
zugleich die Zuständigkeit des Gerichtes hinsichtlich jedes ein- 
zelnen Beklagten begründet ist. 

1. Die in anderen Gesetzen besonders bezeichneten Fälle 
der Streitgenossenschaft sind folgende: 

a) Der § 242 C. O. ordnet ein besonderes Verfahren über die 
Nichtigerklärung eines Zwangsausgleiches an, indem alle 
an dem Ausgleiche betheiligten Gläubiger wegen Theil- 
nahme als Streitgenossen von der Klage verstand igt werden. 

Das auf Grund eines solchen Verfahrens ergangene 
Erkenntnis ist für alle am Ausgleiche Betheiligten bindend. 

Die Führung mehrerer abgesonderter Processe über die 
Nichtigkeit des Ausgleiches mit rechtlicher Wirkung für 
die am Ausgleiche betheiligten, im Processe nicht ver- 
tretenen Personen ist nicht zulässig. 

b) Nach § 124 C. O. haben Gläubiger, deren Forderungen bei 
der Liquidierungstagfahrt streitig geblieben sind, dieselben 
gegen diejenigen Personen geltend zu machen, welche sie 
bestritten haben. 

Der Process ist gegen diese Personen als Streitgenossen 
zu führen. 

Dieselben treten als Processpartei an die Stelle der 
Gläubigerschaft und es muss der Masseverwalter, wenn 
er an der Bestreitung theilgenommen hat, als Erstgeklagter 
genannt werden. 
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c) Nach Art. 194 H. G. B. ist der Aufsichtsrath einer Com- 
jnanditgesellschaft auf Actien ermächtigt, gegen die per- 
sönlich haftenden Gesellschafter die Processe zu führen, 
welche die Generalversammlung beschließt. Nach Art. 195 
H. G. B. werden die Commanditisten, wenn sie in Ge 
sammtheit und im gemeinsamen Interesse gegen die per- 
sönlich haftenden Gesellschafter oder gegen die Mitglieder 
des Aufsichtsrathes einen Process zu führen haben^ durch 

^gewählte Bevollmächtigte vertreten. 

In beiden Fällen ist jeder Commanditist befugt, als 
Intervenient in den Process einzutreten und genießt als 
solcher nach § 20 die Rechte eines Streitgenossen. 

d) Dieselben Bestimmungen gelten nach Art. 226 auch für 
Actiengesellschaften und nach § 25 des Gesetzes vom 
9. April 1873, Nr. 70 R.-G.-B1. für Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften . 

e) Nach dem Gesetze vom 24. April 1874, Nr. 48 R.-G.-Bl. 
ist für die Besitzer von Pfandbriefen einer Anstalt, welche 
unter staatlicher Aufsicht Pfandbriefe ausstellt, wenn ihre 
Rechte gefährdet erscheinen oder über Begehren desjenigen, 
dessen Rechte in ihrem Gange durch den Mangel einer 
Vertretung der Pfand briefbesitzer gehemmt würden, ein ge- 
meinsamer Curator zu bestellen. 

Desgleichen ist nach dem Gesetze vom 24. April 1874, 
Nr. 49 R.-G.-Bl. für die jeweiligen Besitzer von Theil- 
Schuldverschreibungen, welche über eine Darlehensfor- 
derung auf Inhaber oder durch Indossament übertragbar 
ausgegeben wurden, ein gemeinsamer Curator in allen 
Fällen zu bestellen, in welchen die Rechte dieser Besitzer 
wegen des Mangels einer gemeinsamen Vertretung ge- 
fährdet oder die Rechte eines anderen in ihrem Gange 
gehemmt würden. 

In Angelegenheiten, welche gemeinsame Rechte der Be- 
sitzer von Pfandbriefen oder von Theilschuldverschreibungen 
betreffen, können die einzelnen Besitzer ihre Rechte nicht 
selbständig geltend machen. Es bleibt ihnen jedoch un- 
benommen, in den vom gemeinsamen Curator geführten 
Processe als Intervenienten einzutreten und genießen sie 
als solche nach § 20 die Rechte eines Streitgenossen. 

f) Nach Art. 51 des internationalen Uebereinkommens über 
den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. October 1890, Nr. 186 
R.-G.-B1. f. 1892, sind im Falle des Rückgriffes sämmtliche- 
betheiligte Bahnen mit einer Klage zu belangen, widrigens 
das Recht des Rückgriffes gegen die nicht belangten Bahnen 
erlischt. 
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g) Im Syndicatsprocesse sind nach § 9, Gesetzes vom 12. Juli 

1872, Nr. 112 R.-G.-Bl der Staat und der schuldtragende 

richterliche Beamte als Streitgenossen zu belangen. 

2. Durch die Bestimmungen der §§ 187, 188 über die 
dem Gerichte jederzeit bei Erledigung der Klage und im Laufe 
des Verfahrens zustehende Befugnis der Verbindung oder 
Trennung mehrerer Ansprüche hat die Streitgenossen schaft im 
Sinne der alten Gerichtsordnungen ihre Bedeutung größtentheils 
verloren. Es ent&llt auch die Bestimmung der kaiserlichen 
Verordnung vom 12. Mai 1852, Nr. 112 R.-G.-Bl. über die Ueber- 
reichung der Klage in drei Parien und so vielen Rubriken, als 
Geklagte vorhanden sind, nachdem gemäß § 80 so viele 
gleichlautende Ausfertigungen der Klage zu überreichen sind, 
dass jedem der Gegner eine Ausfertigung zugestellt und über- 
dies eine für die Gerichtsactan zurückbehalten werden kann. 

Auch dem Zustellungsbevollmächtigten mehrerer Betheiligter 
^ind so viele Exemplare des zuzustellenden Schriftstückes zu 
übergeben, als Betheiligte vorhanden sind. Hinsichtlich der Ab- 
schriften der Beilagen genügt jedoch die Zustellung je einer 
Abschrift jeder Beilage an den gemeinschaftlichen Zustellungs- 
bevollmächtigten (§ 94). 

Nur wenn mehrere Betheiligte einen gemeinschaftlichen Ver- 
treter, d. h. gesetzlichen Vertreter oder Bevollmächtigten haben, 
genügt nach § 90 die Zustellung eines Schriftsatzexemplares. 

Die Streitgenossen haben gemäß § 97 als Kläger in der 
Klage, als Geklagte bei Vornahme der ersten Processhandlung 
oinen Zustellungsbevollmächtigten dem Gerichte namhaft zu 
machen, widrigens ihnen ein solcher auf ihre Gefahr und Kosten 
vom Gerichte bestellt wird, jedoch nicht von amtswegen, sondern 
erst über Antrag der Gegenpartei. 

Die Belehrung der Parteien über diese Verpflichtung in 
Erledigung der Klage ist nach § 145 nicht vorgeschrieben, 
dürfte aber praktisch sein. 

4. Mehrere Personen können gemeinschaftlich klagen 
oder geklagt werden. Darunter sind sowohl physische als 
juristische Personen zu verstehen. Mehrere gesetzliche Vertreter 
einer processunfKhigen Partei sind nicht Streitgenossen, weil 
die Partei und nicht deren Vertreter in Frage kommen. 

Dies gilt auch von der offenen Handelsgesellschaft nach 
Art. 111 H.G.B., die zur Vertretung berechtigten Gesellschafter 
sind nicht Streitgenossen, wenn die Handelsgesellschaft als 
solche klagend oder geklagt auftritt. Ist aber die Klage so- 
wohl gegen die Gesellschaft als auch gegen die einzelnen Gesell- 
schafter gerichtet, so ist eine Streitgenossenschaft vorhanden. 



I 
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5. Die Streitgenossenschaft ist zulässig, wenn die mehreren 
Kläger oder Geklagten in Ansehung des Streitgegenstandes in 
Kechtsgemeinschaft stehen, z. B. Solidarität, Untheilbarkeit 
des Objectes, Miteigenthum ; doch ist es nicht nothwendig, dass 
dasselbe Recht hinsichtlich aller Betbeiligten in Frage steht^ es ge- 
ntigt vielmehr, wenn die mehreren gemeinsam rechtliche — wenn- 
gleich verschiedenartige — Beziehungen in Ansehung des Streit- 
gegenstandes dem Gegner gegenüber haben. Es können der Eigen- 
thümer und Nutznießer oder Pfandgläubiger einer Sache, der 
Eigenthümer und Besitzer einer Sache, der Erbe und der Legatar 
hinsichtlich eines Nachlasso bjectes u. b. w. zusammen klagen oder 
geklagt werden. Nothwendig ist aber, dass das Verhältnis der 
Parteien denselben Streitgegenstand betriflft, und dass ihre Be- 
ziehungen zu demselben rechtliche sind (Wilmowski, S. 111). 

Die Streitgenossenschaft ist weiter zulässig, wenn die 
mehreren Kläger oder Geklagten aus demselben thatsächlichen 
und rechtlichen Grunde (ex eadem causa) berechtigt oder ver- 
pflichtet sind, wenn die Ansprüche derselben oder gegen die- 
selben Personen genetisch zusammen hängen. 

In beiden Fällen ist die Competenz jedes inländischen, 
sachlich zuständigen Gerichtes gemäß § 93 J. N. begründet, bei 
welchem einer der Streitgenossen oder bei Haupt- und Neben- 
verpflichteten, einer der Hauptverpflichteten seinen allgemeinen 
Gerichtsstand hat. 

Ein Causalgerichtsstand ist daher nicht zuständig, wenn 
die Rechtssache nicht überhaupt und betrefi^s aller Streitgenossen, 
vor das Causalgericht gehört (E. v. 22. Februar 1876, Z. 2096t 
Nr. 6041). Desgleichen findet die Streitgenossenschaft nichr 
statt, wenn gegen einzelne der Geklagten oder wegen einzelne- 
der Ansprüche vor einem Causalgerichte oder in einem be 
sonderen Verfahren geklagt werden muss. 

6. Die Streitgenossenschaft ist aber nach Abs. 2 auch 
dann zulässig, wenn gleichartige Ansprüche oder Verpflich- 
tungen den Gegenstand des Rechtsstreites bilden, in welchem 
Falle aber die Zuständigkeit hinsichtlich jedes einzelnen Ge- 
klagten begründet sein muss. Wie vortheilhaft es sein kann, 
auch bloß gleichartige Ansprüche gegen verschiedene Personen 
in einer Klage zu verbinden, lieO sich umsoweniger verkennen, 
als ausländische Processgesetzgebungen schon seit langem mit 
gleichen Rechtssätzen vorangegangen sind. Es muss nur dem 
gewehrt werden, dass mit Hilfe einer solchen Bestimmung in 
weiterem Umfange Klagen von dem durch den Wohnsitz des 
Beklagten bestimmten allgemeinen Gerichtsstande abgelenkt 
werden und dadurch den Verpflichteten die Last der Streitein- 
lassung vor einem entfernten Gerichte aufgebürdet wird. Man 
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braucht nicht erst besondere Ausnahmssitaationen zu ersinnen, um 
die Besorgnis vor nachtheiliger Ausnutzung dieser Befugnis zu 
illustrieren. Was durch die gesetzliche Beschränkung des Raten- 
handels vereitelt werden soll, würde hier mittels der Bestim- 
mungen über die Streitgenosse nschaft leicht erreicht werden. 
Der Kaufmann, der am Sitze seines Geschäftes nur einen ein- 
zigen Schuldner hat, könnte — fußend auf den Vorschriften 
über den Gerichtsstand der Streitgenossenschatt — alle seine 
aus gleichartigen Geschäften ihm verpflichteten, wo immer 
wohnhaften Abnehmer beim Gerichte der Geschäftsniederlassung 
belangen TRegierungsmotive, S. 195). 

Bei aer Streitgenossenschaft nach Abs. 2 braucht der Grund 
nicht derselbe, sondern nur ein gleichartiger zu sein; da- 
gegen müssen die Ansprüche selbst gleichartige sein, was 
für den zweiten Streitgenossenschattsgrund des ersten Absatzes 
nicht vorgeschrieben ist. 

Beispiele solcher gleichartiger Ansprüche aus einem gleich- 
artigen Grunde sind die verschiedener Bauhandwerker aus 
einem Baue gegen den Bauunternehmer, von Versicherungs- 
gesellschaften gegen die Versicherten, eines Kaufmannes gegen 
die Käufer seiner Waren. 

Anspruch im Sinne der Civilprocessordnung bedeutet 
das subjective Privatrecht einer Person in seiner Geltend- 
machung gegen ein anderes Rechtssubject; u. zw. im weitesten 
Umfange, ohne Beschränkung in Betreff des Entstehungsgrundes 
der dinglichen oder persönlichen Rechte oder in Bezug auf ver- 
mögensrechtliches oder nichtvermögensrechtliches Verlangen, so- 
wie ohne Beschränkung hinsichtlich des Zieles, einer Leistung, 
Handlung, Unterlassung, Duldung oder Anerkennung (Wil- 
mowski, S. 237). 

7. Die im § 188 dem Senate eingeräumte Befugnis, die 
Trennung der Verhandlung über mehrere in einer Klage ver- 
einigte Ansprüche zu verfügen, wird bei Streitgenossenschaften 
bereits bei Erledigung der Klage zu berücksichtigen sein. Der 
mit der Erledigung der Klage betraute Richter (Vorsitzende 
des Senates) wird zu erwägen haben, ob die Streitgenossen schaft 
der mehreren Kläger oder Geklagten begründet und zulässig 
sei, endlich ob nicht die Trennung der Klage zweckmäßig 
erscheint. 

Ergeben sich ihm in dieser Beziehung Bedenken, so wird 
er zunächst den Beschluss des Senates einholen, beziehungs- 
weise als Einzelnrichter selbst entscheiden. 

Erscheint die Streitgenossenschaft unbegründet oder unzu- 
lässig, so wird die Klage nicht ad separandura zurückzustellen, 
fiondeni zu trennen sein, in welchem Falle bei jeder passiven 
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Streitgenossenschaft — sowohl bei der nach Ziffer 1 als bei 
der nach Ziffer 2 — die Klage gegen diejenigen Geklagten^ 
welche für ihre Person dem angerufenen Gerichtsstande nicht 
unterstehen, wegen Unzuständigkeit abzuweisen sein wird. 

Gegen die Trennung ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen^ 
gegen die Abweisung wegen Unzuständigkeit steht der Recurs zu. 

Die hier entwickelte Verpflichtung des Vorsitzenden^ 
resp. Einzelnrichters ist zwar im § 230 nicht vorgeschrieben, 
folgt aber aus der Natur der Sache, weil die Trennung der 
Verhandlung in jedem Stadium des Verfahrens zulässig ist, 
weil das Gericht jedenfalls auch die Einhaltung der Vorschriften 
des § 11 zu überwachen hat, und weil es eine unnöthige Ver- 
schwendung an Zeit und Kosten wäre, wenn eine mündliche 
Verhandlung zum Zwecke solcher Verfügungen angeordnet 
werden müsste, welche schon bei Erledigung der Klage noth- 
wendig und zweckmäßig erscheinen. 

§ 12. Soweit nicht die Beschaffenheit der eingegangenen 
Bürgschaft im Wege steht, können der Hauptschuldner und der 
Bürge gemeinschaftlich geklagt werden. 

1. Die Belangung von Hauptschuldner und Bürgen als 
Streit genossen besonders zuzulassen, dürfte, wenn nicht noth» 
wendig, so doch zweckmäßig und vorsichtig sein, denn die im 
§ 11 aufgestellten gesetzlichen Merkmale der Streitgenossen- 
schaft müssen keineswegs in jedem Bürgschaftsfalle zutreffen,, 
während in Bezug auf die gegen Hauptschuldner und Bürgen, 
zu erhebenden Ansprüche die gemeinsame Klage uncl Verhand- 
lung so ziemlich immer von Nutzen »ein wird, wäre es auch 
kein anderer Nutzen als der, dass dem Gerichte der mit der 
Durchführung einer solchen Verhandlung verbundene Zeitauf- 
wand erspart wird (Regierungsmotive, S. 195). 

2. Die Streitgenossenschaft von Hauptschuldner und Bürgen 
ist unzulässig, wenn die Beschaffenheit der eingegangenen Bürg- 
schaft im Wege steht, was nach den Bestimmungen des bürgere 
liehen Rechtes zu beurtheilen sein wird (§§ 1355, 1352 und 1348 
a. b. G. B.). Abgesehen davon können Hauptschuldner und 
Bürgen gemeinschaftlich belangt werden, wenngleich die son- 
stigen gesetzlichen Merkmale der Streitgenossenschaft nicht zu- 
treffen (Klein, Zeitschrift für deutschen Civil process, S. 33). 

§ 13, Jeder der Streik genossen ist dem Gegner gegenüber 
im Processe derart selbständig, dass die Handlungen oder Unter- 
lassungen des einen Streitgenossen dem anderen weder zum Vor- 
theile noch zum Nachtheile gereichen. 

1. Die Streitgenossen treten infolge des Processes in kein 
besonderes Verhältnis zu einander; dass sie gemeinschaft ich 
klagen oder verklagt werden, ist ein Factum, welches rechtliche 
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Wirkungen unter ihnen nicht begründet. Materiell sind ihre Inte- 
ressen unabhängig von einander, so dass jeder Streit «genösse so 
beurtbeilt werden muss, als ob er allein mit seinem Gegner im 
Processe befangen wäre. Was der einzelne Streitgenosse thut 
und unterlässt, gereicht dem anderen weder zum Vortheile 
noch zum Nachtheile. Insofern allerdings die Handlungen eines 
Streitgenossen auf die Feststellung von Thatsachen von Einfluss 
sind und insofern diese Feststellung nicht an gesetzliche Regeln 
gebunden, sondern von der freien Ueberzeugung des Gerichtes 
abhängig ist, bilden diese Handlungen einen Theil des Materiales 
für die richterliche Ueberzeugung (Motive des Gesetzentwurfes 
für das deutsche Reich, S. 80). Die Streitgenossenschaft be- 
gi'ündet daher keineswegs eine Einheit des Rechtsstreites, welche 
ungleichartige oder sich widersprechende Urtheile nicht duldet, 
sondern sie verbindet verschiedene selbständige Rechtsstreite 
nur äuOerlich, von denen jeder seinen eigenen Weg geht; und 
so kann es denn recht wohl vorkommen, dass über gleichartige 
oder auf dem nämlichen Grunde beruhende Ansprüche infolge 
des verschiedenen Verhaltens der Streitgenossen ungleichartige 
und selbst widersprechende Entscheidungen erfolgen (O. L. G. 
Hamburg, 15. November 1884, Fuchsberger, S. 105). 

Ob sie vom Anfang des Processes an oder erst infolge 
•der Verbindung Streitgenossen sind, ist für diese Eigenschaft 
derselben sowie für das Recht des einzelnen, sich selbständiger 
Angriffs- oder Vertheidigungsmittel zu bedienen, ohne Belang 
(Oberstes L G. f. Bayern, v. 13. April 1891; Fuchsberger, S. 56). 
Jeder Streitgenosse kann daher selbständig contumaciert werden, 
es kann die Klage gegen jeden einzelnen unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen eingeschränkt, ausgedehnt oder zurückgenom- 
men werden; jeder Streitgenosse kann für sich die Schrift- 
sätze erstatten, Tagsatzungen erstreckt verlangen, Fristen werben 
u. s. w., nur gelten die einem Streitgenossen laufenden gesetz- 
lichen und richterlichen Fristen nach § 127 für alle. 

Da aber der Streitgenosse Partei ist, so kann er als Zeage 
oder Sachverständiger nicht vernommen werden (§ 373), und 
wenn ein Zeuge die Aussage auf Grund seiner persönlichen 
Verhältnisse zu einem der Streitgenossen verweigert, so gilt 
•dies für alle Streitgenossen. Beweise gelten für alle Streit- 
genossen, Verzichte, Anerkenntnisse, Vergleiche gelten nur für 
jenen Streitgenossen, von dem sie ausgehen, welche Wirkung 
aber derartige Dispositivacte oder widersprechende Erklärungen 
•der Streitgenossen über thatsächliche Verhältnisse haben, ist 
Tom Richter nach freier Ueberzeugung gemäß § 272 zubeurtheilen. 

§ 14. Wenn die Wirkung des zu fcUlcnien Urtlieiles 
sich kraft der Beschaffenheit des streitigen Rechtsverhältnisses 
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oder kraft gesetzUclier Vorschrift auf sämmtliche Strcitgenossen^ 
erstreckt, so bilden dieselben eine einheitliche Streitpartei. Sind 
einzelne Streitgenossen säumig, so erstreckt si^h die Wirkung der 
Processhandlungen der thätigen Streitgenossen auch auf sie. 

1. Die Fälle welche der § 14 vor Augen hat, wenn er 
von der Wirkung des Urtheiles auf sämmtliche Streitgen osaen 
spricht, sind solche, welche gegenüber mehreren Personen nur 
einheitlich festgestellt werden können. So oft in einem Process- 
verfahren unter den vorhandenen Parteien, wenn mehrere Streit- 
genossen betheiligt sind, über ein Rechtsverhältnis zu judicieren 
ist, dessen Gesammtbeurtheilung den einzelnen berührt, bleibt 
in Betreff derselben dieser auf dem Postulate identischer Logik 
und Ueberzeugung desselben Gerichtes beruhende Grundsatz 
maßgebend (Amelunxen, die s. g. nothwendige Streitgenossen- 
schaft, S. 6 1 ff). 

Kraft gesetzlicher Vorschritt steht in den bei § 11, Anm. 1 
angeführten Fällen die Vertretung des streitigen Rechtsverhält- 
nisses den Betheiligten überhaupt nicht oder doch nur in Ver- 
bindung als Streitgenosseu zu. Processrechtlich vorgesehen ist 
weiter die nothwendige Streitgenossenschatt im § 310 der Exe- 
cutionsordnung filr das Verhältnis mehrerer Gläubiger, welchen 
derselbe Anspruch übei'wiesen ist, zu dem Drittschuldner. Ab- 
gesehen von diesen Fällen ist die Frage nach einer nothwendigea 
Streitgenossenschaft nur aus dem bürgerlichen Rechte zu be- 
urtheilen. Unbestritten gehören hierher die confessorischen oder 
negatorischen Klagen wegen einer Prädialservitut (Motive des 
Gesetzentwurfes für das deutsche Reich, S. 82), die Klage auf 
Theilung einer gemeinschaftlichen Sache (Reichsgericht zu Leip- 
zig, XXII, S. 366), die Klage auf Zahlung einer Nachlasschuld 
vor Einantwortung der Erbschaft (E. v. 14. September 1888^ 
Z. 6231, Nr. 8788), die Fälle des Miteigenthums an Sachen und 
Rechten, bzw. des Miterbrechtes, sofern es sich um die Fest- 
stellung des gemeinschaftlichen Rechtes und nicht um individuelle 
Rechte des Miteigenthümers oder Miterben handelt (Wilmowski,. 
S. 114). Ueber diesen Kreis hinaus ist die Frage sehr strittig. 
Die Untheilbarkeit des Streitgegenstandes entscheidet alleia 
nicht. 

Die mehreren Vertreter einer processunfkhigen Partei 
sind nicht Streitgenossen, daher um so weniger nothwendige 
Sii'eitgenossen. Wird eine offene Handelsgesellschaft und werden 
auBerdem noch einzelne oder alle Gesellschafter persönlich als^ 
Streitgenossen geklagt, so ist die Einheitlichkeit lür die Frage^ 
ob eine Gesellschaftsschuld vorliege, sachgemäß ebenfalls noth- 
wendig (Reichsgericht zu Leipzig, XIII, S. 96); anders hin- 
sichtlich der Fragen nach der Mithaftung mit Bezug auf die- 
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Oontrahierung djr Schuld außerhalb der Zeit der Mitgliedschaft 
und anderer Sondereinwendungen (Wilinowski, S. 115). Die 
Solidarität begründet an sich nicht die Verpflichtung zur ein- 
heitlichen Feststellung, weil in der Person des einen Ver- 
pflichteten Einreden, welche ihn persönlich liberieren, begründet 
sein können, z. B. aus dem pactum de non petendo, und welche den 
Anderen gegenüber nicht vorliegen. Aber auch abgesehen von der 
Möglichkeit derartiger Verschieden arten ist die einheitliche Fest- 
stellung der Verpflichtung mehrerer Solidarschuldner weder ge- 
setzlich vorgeschrieben noch innerlich nothwendig. Die Zahlung 
-der Schuld hebt dieselbe zwar objectiv auf, sie ist materiell 
wirksam für sämmtliche Solidarschuldner. Daraus folgt nbes 
keineswegs, dass die processualische Festsetzung des ßestander 
oder Nichtbestandes der Schuld nicht anders als gegen sämmt- 
liche Solidarschuldner gleichartig erfolgen könne, und dass nicht 
g3gen den einen Schuldner, welcher die befreiende Thatsache 
geltend macht, eine andere Entscheidung erfolgen könne als 
gegen denjenigen, welcher sie nicht geltend macht. Wie bei 
getrennter Processflihrung derartige verschiedene Resultate mög- 
lich sind und dem verklagten Schuldner keine Vertheidigung 
aufgedrungen wird, von welcher er keinen Gebrauch gemacht 
hat, so ist nicht einzusehen, weshalb dies bei der äußeren Ver- 
«einigung der Rechtsstreite im Wege der Streitgenossenschaft 
^ich anders verhalten sollte (O. L G. Hamburg, 15. November 
1884; Fuchsberger, S. 111). 

2. Wenn das streitige Rechtsverhältnis nur eine einheit- 
liche Feststellung zulässt, dann kommen die einzelnen Streit- 
genossen zunächst nur als Vertreter eines gemeinschaftlichen 
Verhältnisses in Betracht. Dann kann auch die processuale 
Selbständigkeit der Streitgenossen nur soweit bestehen, als sie 
mit dem privatrechtlichen Verhältnisse der Streitgenossen zu 
«inander in Einklang gebracht Averden kann, und es müssen 
infolge dessen die von den einzelnen Streitgenossen zum Vor- 
theile der Gesammtheit vorgenommenen Handlungen auch den 
anderen Streitgenossen zum Vortheile gei-eichen, welche diese 
Handlungen nicht vorgenommen haben. Zur Berücksichtigung 
der eigenthümlichen Verhältnisse, welche sich unter jenen Vor- 
aussetzungen zwischen den Streitgenossen ergeben, war es bloß 
nöthig, gegenüber dem allgemeinen Grundsätze, dass die Hand- 
lungen der Streitgenossen sich nicht gegenseitig zum Vortheile 
gereichen können, die Bestimmung auszusprechen, dass die 
säumigen Streitgenossen als durch die nicht säumigen vertreten 
einzusehen sind. Wenn das streitige Rechtsverhältnis allen 
Streitgenossen gegenüber nur einheitlich festgestellt werden 
iann, ergeben sich auch aus widersprechenden Erklärungen 
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der Streitgenossen manche Schwierigkeiten. Sie werden jedoch 
im mündlichen Verfahren viel leichter beseitigt werden: soweit 
der Widersprach auf Missverständnissen beruht^ mit Hilfe einer 
geeigneten Processleitung; soweit er Folge divergierender that- 
sächlicher Angaben ist, dadurch, dass das Gericht alle nicht 
allgemein anerkannten thatsächlichen Angaben zum Gegenstande 
der Beweisführung macht. Bei der Würdigung einander ent- 
gegenstehender Anträge wird man sich von dem Grundsatze 
leiten lassen müssen, dass keiner der Streitgenossen für sich 
allein über das Gesammtinteresse zu disponieren berechtigt ist, 
wodurch die rechtliche Möglichkeit einer gegenseitigen Benach- 
theiligung ausgeschlossen erscheint (Regierungsmotive, S. 196). 

3. Der Unterschied zwischen der nothwendigen und will- 
kürlichen Streitgenossenschaft ist der, dass die Streitgenossen, 
insoweit sie als handelnd im Processe aufzutreten haben, nach 
§ 14 in Beziehung auf Fristen und Tagsatzungen einander 
vertreten, dass daher nur gegen alle oder keinen von ihnen 
ein Versäumnisurtheil erlassen werden kann (§ 402). Sonst 
sind auch die nothwendigen Streitgenossen durchaus selb- 
ständig und von einander unabhängig, sowohl betreffs der An- 
griffs- als der Vertheidigungsmittel. Der säumige Streitgenosse 
muss alle während seiner Säumnis von den übrigen Streit- 
genossen vorgenommenen Processhandlungen, Erklärungen und 
Anträge, soweit sie ihre Wirkung in die Zukunft erstrecken, 
als von ihm selbst bewirkt, bei seinem etwaigen späteren Ein- 
tritt in den Process gegen sich gelten lassen und kann in 
gleicher Weise ihre Geltung für sich in Anspruch nehmen 
(Reichsgericht Leipzig, XVII, S. 359), mögen dieselben für 
den Vertretenen günstig oder ungünstig sein. 

Reine Dispositivacte, welche nicht die Fortführung des 
Processes betreffen, sondern die gänzliche oder theilweise Be- 
endigung des Processes herbeiführen : Vergleiche, Verzichte, 
Anerkenntnisse, Geständnisse, Zurücknahme von Klagen und 
Rechtsmitteln gelten nicht für die säumigen Streitgenossen, 
welche nur gegen die Folgen der Säumnis geschützt werden 
sollen (Wilmowski, S. 117). 

4. Die nothwendigen Streitgenossen bilden eine einheit- 
liche Streitpartei für alle Instanzen. 

Wird ein Rechtsmittel nur von einzelnen Streitgenossen 
eingelegt, so erstreckt sich dessen Erfolg auch auf die anderen, 
«elbst wenn der Berufungsantrag (§ 467) nicht zu Gunsten sämmt- 
licher Streitgenossen gestellt worden ist; denn die Voraus- 
setzung der nothwendigen Streitgenossenschaft — einheitliche 
Fesstellung — gilt ebensowohl für die erste als für die höheren 
Instanzen. Das Urtheil erster oder höherer Instanz muss da- 
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her auch alle Streitgenossen umfassen^ dieselben einzeln be- 
nennen^ widrigens dasselbe gegen die nicht genannten nicht 
exequiert werden könnte. 

§ 15. Das Recht zur Betreibung des Proce^ses kann von 
jedem einzelnen der Streitgenossen ausgeübt werden. 

Unter den in § 14 angegebenen Voraussetzungen sind zu 
jeder auf Antrag eines der Streitgenossen oder des Gegners an- 
beraumten Tagsatzung ausser den sonst betheiligten Personen 
stets auch sämmtliche Streitgenossen , und zwar selbst dann zu 
laden, wenn eine frühere, in derselben Rechtssache abgehaltene 
Tagzatzung von ihnen versäumt wurde. 

1. Zur Betreibung des Processes ist jeder Streitgenosse 
berechtigt. Diese Berechtigung könnte für den Fall^ als das 
streitige Rechtsverhältnis nur eine einheitliche Feststellung zu- 
lUsst, nicht bestritten werden; allein auch sonst dürfte es an- 
gemessen sein, dem Umstände, dass die Betreibung des Processes 
nicht von allen Genossen gemeinschaftlich oder gleichzeitig er- 
folgt, nicht die Wirkung beizulegen, dass deshalb eine Theilung 
des Verfahrens eintreten müsse (Regierungsmotive, S. 19G). 

Jeder Streitgenosse kann daher unabhängig von den 
anderen die nothwendigen oder zulässigen Processhandlungen 
selbständig vornehmen, Schriftsätze einbringen, Anträge stellen, 
Fristen werben, Rechtsmittel ergreifen u. s. w. 

Sache des Gerichtes wird es sein, diese verschiedenen 
Processhandlungen zur Kenntnis der Gegner, gegebenen Falles 
auch der Streitgenossen zu bringen, dieselben vor Anordnung 
der mündlichen Verhandlung von den säumigen Streitgenossen 
abzuwarten und über alle nach Ablauf der hierzu gegebenen 
Frist die mündliche Verhandlung anzuordnen oder das sonst 
vom Gesetze Vorgeschriebene zu verfügen. 

2. Die Vorschrift des zweiten Absatzes rechtfertigt sich 
aus der Würdigung einerseits der gemeinschaftlichen Interessen 
aller Streitgen osser, den Fortgang des Verfahrens im Auge zu 
behalten, und es sprechen anderseits die Vortheile ftlr sie, 
welche die Rechtssprechung aus der activen Theilnahme der 
Streitgenossen an der Processführung zu ziehen vermag. 
Theoretisch vereint sie sich mit der Bestimmung des § 14 in- 
sofern, als letzterer der Gedanke an eine gewisse Präclu- 
sivität des passiven Verhaltens einzelner Streitgenossen voll- 
kommen fremd ist, sie vielmehr völlig auf der Auffasdung der 
einzelnen Streitgenossen als Vertreter eines gemeinschaftlichen 
Interesses beruht und es gerade von dieser Auffassung aus 
rationell erscheinen muss, solchen Vertretern die Gelegenheit 
zur Wahrnehmung des Gesammtinteresses auch dann offen zu 
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halten, wenn sie frühere ähnliche Gelegenheiten versäumt haben 
(Regierungsmotive, S. 196). 

Auch die Einlegung eines Kechtsmittels muss, wenn auf 
Seiten des Gegners eine nothwendige Streitgenossenschaft be- 
steht, allen Strei^enossen gegenüber erfolgen, die Berufung 
und Revision muss an sämmtliche Streitgenossen zugestellt und 
sie müssen alle zur Verhandlung geladen werden, widrigens 
dieselbe gegenüber allen Streitgenossen als einer durch die 
Nothwendigkeit der einheitlichen Feststellung des Rechts- 
verhältnisses gegebenen untrennbaren Gesammtheit als unzu- 
lässig zu verwerfen ist (Oberstes L. G. für Bayern, 30. No- 
vember 1888 ; I\ichsberger Supplement, S. 61). 

Das Recht zur Betreibung des Processes hat der einzelne 
Streitgenosse nach Absatz 2 bloß unter der Bedingung, dass 
er außer dem Gegner auch alle seine Streitgenossen geladen 
haben muss. Nach den Motiven enthält das Gesetz neben der 
Bestimmung, dass das Recht zur Betreibung des Processes 
jedem einzelnen Streitgenossen zusteht, eine Vorschrift über 
das Verfahren, welches der einzelne Streitgenosse zu beobachten 
hat, wenn er allein den Process betreiben will; er muss, wenn 
er den Gegner zu einen Termin ladet ^ auch die auf seiner 
Seite stehenden Streitgenossen laden. Diese Bestimmung gilt 
auch für die höheren Instanzen^ sofern das Rechtsmittel von 
einem Streitgenossen eingelegt wird (Oberstes L. G. für Bayern, 
15. November 1889; Fuchsberger Supplementband, S. 63). 

§16. Wer die Saclie oder das Recht y worüber zwischen 
anderen Personen ein Rechtsstreit anhängig ist, ganz oder theil- 
weise für sich in Anspruch nimmt, kann bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung dieses Rechtsstreites beide Parteien gemeinschaft- 
lich klagen (Hauptintervention). 

1, § 16 betriflFt die gewöhnlich sogenannte Hauptinter- 
vention. Die Anschauung, däss letztere nicht ein besonderer 
Fall der Betheiligung dritter Pereonen an einem fremden Rechts- 
streite sei, sondern sich als Complex von mehreren selbständigen, 
und zwar von mindestens drei Processen dai*stelle, wurde schon 
öfters geäußert. Jedenfalls genügt die Gesetzgebung ihrer 
Aufgabe, wenn sie es demjenigen, welcher das zwischen 
anderen Personen streitige Recht für sich in Anspruch nimmt, 
gestattet, diesen Anspruch im Wege der Klage bei dem 
Processgerichte gleichzeitig gegen beide Parteien des an- 
hängigen Rechtsstreites zu verfolgen, und wenn sie eine Ver- 
bindung der Verhandlung und Entscheidung über die hierdurch 
entstehenden Processe ermöglicht. Beides wird durch die Be- 
stimmung des § 16 erreicht, ohne daes die Gesetzgebung erst 
zu einem besonderen neuen Begriffe Zuflucht nehmen und die 
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einzelnen Consequenzen dieses Begriffes besonders normieren 
müsste. Was das Interesse einer der drei betheiligten Personen 
verlangt, wird ihm durch die Behandlung derselben als Streit- 
genossen verschafft. Sie sichert ebensowohl das erforderliche 
Maß von Selbständigkeit, wie die der sachlichen Counexität 
entsprechende gegenseitige Abhäogigkeit der Processe. Sofern 
aber ein Bedürfnis nach Hemmung des Vollzuges jenes Urtheiles 
besteht, welches in dem zwischen den ursprunglichen Parteien 
anhängigen Processe ergieng, wird dies durch die einschlägigen 
Vorschriften der Executionsordnung vollauf befriedigt (Re- 
gierungsmotive, S. 195). Im Falle der Hauptintervention kann 
gemäß § 190 das Verfahren im Hauptprocesse unterbrochen 
werden. 

2. Die beiden Parteien des Hauptprocesses sind dem 
Intervenieuten gegenüber als Streitgenossen zu betrachten. Ob 
sie als Streitgenossen nach § 13 oder § 14 gelten müssen, 
hängt von der materiellen Sachlage ab. 

Sofern nicht bezüglich des Rechtsverhältnisses der beiden 
Parteien zu der Intervenientin die im § 14 enthaltenen Vor- 
aussetzungen der nothwendigen Streitgenossenschaft gegeben 
sind, wird nur angenommen werden können, dass dieselben 
nach Maßgabe des § 13 als einzelne der Intervenientin gegen- 
überstehen, so dass im Fortlaufe des Rechtsstreites die Sache 
jeder einzelnen Partei mit der Intervenientin erörtert und zum 
Gegenstande der Entscheidung gemacht werden kann. 

Es kann nämlich die lediglich processualische Vorschrift 
des § 16, dass die Klage gegen beide Parteien zu richten ist, 
nicht die Bedeutung haben, dass nun auch die Grundsätze des 
§ 14 mit ihren weitgreüenden Consequenzen auf die im Haupt- 
processe ein widerstreitendes Interesse verfolgenden Parteien 
angewendet werden müssten (R. G. Leipzig, Fuchsberger, S. 114). 

3. Die Hauptintervention setzt voraus, dass jemand die 
Sache oder das Recht, worüber zwischen anderen Personen ein 
Rechtsstreit anhängig ist, ganz oder theilweise für sich in An- 
spruch nimmt, also, wie es in den Motiven, S. 80 heißt, einen 
die Rechte der Hauptparteien auf den Streitgegenstand aus- 
schließenden Ansprach verfolgt. Ist also z. B. das Eigenthum 
oder der Besitz einer Sache in Streit, so kann die Verfolgung 
eines dinglichen Rechtes an derselben, wie z. B. einer Servitut, 
eines Hypothekenrechtes im Wege der Hauptinterventic n nicht 
stattfinden (Reichsgericht Leipzig, XIV, S. 341). 

4. Die Hauptintervention ist zulässig, sobald der Rechts- 
streit anhängig, nach § 232 also, sobald die Klage dem 
Geklagten zugestellt, oder sobald der im Laufe des Processes 
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erhobene Anspruch in der mündlichen Verhandlung geltend ge- 
macht worden ist. 

Der Begriff der Rechtsanhängigkeit kann auf eine com- 
pensando eingewendete Gegenforderung nicht angewendet werden, 
weil die Einwendung der Compensation nicht zur Geltend- 
machung eines Anspruches, sondern zur Vertheidigung gegen 
einen Anspruch dient und gemäß §411 erst die Entscheidung 
über den Bestand oder Nichtbestand einer solchen Gegen- 
forderung von rechtlicher Bedeutung ist. Die Hauptintervention 
bleibt zulässig bis zur rechtskräftigen Entscheidung, bis das 
ürtheil durch ein Rechtsmittel nicht mehr anfechtbar ist. 
Vergleich und Zurücknahme der Klage stehen der rechts- 
kräftigen Entscheidung gleich; Verzicht und Anerkenntnis er- 
fordern ein Urtheil. Nach rechtskräftiger Entscheidung steht 
die Klage gemäß § 37 Exec.-Ordnung zu. 

Dritter Titel: BetheiliguMs Dritter am Rechtsstreite. 
NebeninteryMtion. 

§17. We}' ein rechtliches Interesse daran hat, dass in 
einem zwischen anderen Personen anhängigen Rechtsstreite die 
eine Person obsiege, kann dieser Partei im Rechtsstreite beitreten 
(Nebeninterven tion) . 

Zu solchem Beitritte sind ferner alle Personen befugt, 
welchen durch gesetzliche Vorschriften die Berechtigung zur 
Nebenintervention eingeräumt ist. 

1. Die Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Neben- 
intervention erscheinen in Uebereinstimmung mit der deutschen 
Civilprocessordnung und den meisten früheren österreichischen 
Processordnungsentwürfen in der Art festgestellt, dass dabei 
das Vorhandensein eines rechtlichen Interesses des Inter- 
venienten am Obsiegen einer Partei in den Vordergrund ge- 
drängt ist. Die Nebenintervention ist grundsätzlich Betheiligung 
an einem fremden Rechtsstreite, der den Intervenienten nur 
indirect durch die eventuelle Rückwirkung des ergehenden 
Urtheiles auf die eigene Rechtssphäre berührt (Regierungs- 
motive, S. 196). 

Als rechtliches Interesse ist jedes Interesse aufzu- 
fassen, das nicht lediglich thatsächliche Vortheile und Nach- 
theile umfasst und im Gegensatze zu ausschließlichen intellec- 
tuellen, moralischen, Pietäts- und ähnlichen Interessen in den 
Rechtsverhältnissen des Intervenienten begründet ist. Es ge- 
hören hierher drei Möglichkeiten: die mögliche Wirkung der 
entschiedenen Sache im Verhältnis des Intervenienten und des 
Gegners der unterstützten Partei; die Möglichkeit, dass die 
Entscheidung in einem Separatprocess dieser beiden als Beweis- 

3* 



Digitized by V^OOQIC 



— 36 — 

grund gegen den Intervenienten benutzt werden kann; dio 
Möglichkeit des Einflusses der Entscheidung auf das Rechts- 
verhältnis des Intervenienten zu der unterstützten Parte» 
(O. L. G. Karlsruhe, 11. Juni 1886; Fuchsberger, S. 115). Ein 
solches Recht hat der Legatar im Processe über die Giltigkeit 
des Testamentes, im Processe, welchen der Erbe betreffs der 
legierten Sache mit einer dritten Person führt, die uneheliche- 
Mutter im Vaterschaftsprocesse auf Grund des § 167 a. b. 
G. B. selbst dann, wenn von einer dritten Person die Beerdi-^ 
gungskosten des verstorbenen Kindes eingeklagt werden (E. 
d. 0. G. H. V. 13. Jänner 1891, Z. 14824, Nr. 13562). 

Sieht man von diesen Fällen ab, so bleiben nur jene 
Fälle übrig, in denen der Intervenient im Falle des Unter- 
liegens des Interventen einer Gewährleistungs- oder Ent 
Schädigungsklage ausgesetzt ist (E. d. O. G. H. v. 25. März. 
1879, Z. 9733, Nr. 7392), also der Verkäufer oder sonstige 
Vormann gemäß § 931 a. b. G. B., der Obereigenthümer nacb 
§ 1137 a. b. G. B., der Cedent nach § 1397 a. b. G. B., der 
Pfandschuldner nach § 458, der Hauptschuldner von dem 
Bürgen nach § 1358 a. b. G. B., der Vormund in Processen 
aus den von ihm abgeschlossenen Geschäften des Mündels- 
nach § 264 a. b. G. B., der Bevollmächtigte gemäß § 1017 
a. b. G. B. u. 8. w. 

Dagegen kann ein Dritter nicht intervenieren beispiels- 
weise weil die Partei, welcher er beitreten will, thatsUchlich 
sein Schuldner, sein Wohlthäter, sein Verwandter, sein Ver- 
tragserblasser ist, oder weil der Verlust des Processes ihn aus- 
ähnlichen Gründen thatsächlich mit materieller Schädigung be- 
droht (0. L. G. Braunschweig, 11. März 1881, Fuchsberger,. 
S. 115). 

2. Die im zweiten Absätze bezeichneten Fälle gehören 
zu denjenigen, in welchen es im Interesse des Nebeninter- 
venienten gelegen ist, einer Processpartei nicht bloß zum Zwecke 
der Unterstützung, sondern zum Zwecke der Controle beizu- 
treten und welche sich überdies durch die Eigenthümlichkeit 
auszeichnen, dass zugleich über das Rechtsverhältnis des Neben- 
intervenienten zum Processgegner der Hauptpartei, welcher sich 
des Intervenient angeschlossen hat, entschieden wird (Motive 
der Regierungsvorlage vom Jahre 1881, S. 36). 

Das Handelsgesetzbuch räumt in den Art. 194, 195 den 
Commanditisten, im Art. 226 den Actionären das Recht der 
Nebenintervention in den Processen des Aufsichtsrathes gegen 
die persönlich haftenden Gesellschafter oder gegen die Mit- 
glieder des Aufsichtsrathes ein. Dasselbe Recht haben nacb 
§ 25 des Gesetzes vom 9. April 1873, Nr. 70 R.-G.-BL, die 
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Mitglieder einer Erwerbs- und Wirtsehaftsgenossenschaft, nach 
<len Gesetzen vom 24 April 1874, Nr. 48 u. 49 R.a.-Bl., die 
Besitzer von Pfandbriefen oder von Theilschuldversehreibungen 
in den Processen des gemeinsamen Carators. Infolge der 
Textierung des ersten Absatzes könnte es zweifelhaft er- 
^scheinen, ob diese Bestimmungen aufrechterhalten bleiben, da 
-dieselben das Recht der Nebenintervention solchen Personen 
•einräumen, welche nicht von der Processpartei, der sich die 
Inlervenienten anzuschließen haben, verschieden, sondern als 
•durch dieselbe vertreten anzusehen sind. Es war demnach ge- 
boten, ausdrücklich auszusprechen, dass die Zulässigkeit der 
ISebenintervention in Ansehung jener Personen nicht in Frage 
gezogen werden könne, denen ein besonderes Gesetz aus- 
-drticklich gestattet, als Nebenintervenienten aufzutreten (Motive 
-des Regierungsentwurfes v. Jahre 1881, S. 36). 

3. Nach den alten Gerichtsordnungen war der Neben- 
intervenient vornehmlich Beweishelfer der Hauptpartei zum 
Zwecke der Beweisführung durch den Haupteid oder den Er- 
füllungseid. Nachdem gegenwärtig Haupteid und Erfüllungs- 
eid entfallen sind und an deren Stelle die Vernehmung der 
Parteien tritt, entfällt diese Function des Vertretungsleisters 
und hat derselbe lediglich zur Unterstützung und zur Controle 
-der Hauptpartei mit oder gegen den Willen derselben an dem 
Processe theilzunehmen. 

Er wird daher, aufler den im § 20 angeführten Fällen 
nicht Streitgenosse, nicht Partei, sondern Gehilfe einer Process- 
partei. Er verfolgt nicht sein Recht, sondern untcr.^tlUzt die 
Processpartei bei der Verfolgung ihres Rechtes. Geht mau 
^bcr davon auis, dass der Nebenintervenient nur als ein Dritter 
:zur Unterstützung der Processpartei, wenn auch aus eigenem 
Interesse in den Rechtsstreit eintritt, so steht begrifflich seiner 
-Zulassung als Zeuge nichts entgegen (R. G. zu Leipzig, Fuchs- 
terger Supplementband, S. 68). 

§ 18, Die Nebenintervention kann in jeder Lage des 
HecJdsstreites bis zu dessen rechtskräftiger Entscheidung durch 
Zustellung eines Schriftsatzes an beide Parteien erfolgen. Der 
Intervenient hat das Interesse, welches er am Siege einer der 
Frocessparteien hat, bestimmt anzugeben. 

lieber den von einer der Trocessparteien gestellten Antrag 
<iuf Zurückweisung des Nebenintervenienten ist nach vorher- 
gehender mündlicher Verluindlung zwischen dem Bestreitenden 
und dem Intervenienten durch BescMuss zu entscheiden. Hie- 
durch wird der Fortgang des Hauptverfahrens nicht gehemmt. 

Solange dem Zurückweisungsantrage nicht rechtskräftig 
stattgegeben ist, luuss der Intervenient dem Hauptverfahren 
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zugesogen werden und können Processhandlungen desselben nichi 
ausgeschlossen werden. 

Die Entscheidung, durch welche die Nebenintervention für 
zulässig erklärt wird, kann nicht durch ein abgesondertes Rechts- 
mittel angefochten werden. 

1. Da die Neben Intervention in jeder Lage des Processe» 
bis zu dessen rechtskräftiger Entscheidung stattfinden kann^ 
der Intervenient jedoch nach § 19 den Rechtsstreit in der 
Lage annehmen muss, in welcher sich derselbe zur Zeit seines. 
Beitrittes befindet, so hat der Vertrctungsleister auch das Recht^ 
allein Rechtsmittel einzubringen, insoweit er dadurch nicht in 
Widerspruch geräth mit Erklärungen und Handlungen der 
Hauptpartei. Ein solcher Widerspruch ist durch das bloße 
passive Verhalten der Hauptpartei nicht gegeben. Das Unter- 
lassen der Einbringung von Rechtsmitteln von Seiten der 
Letzteren ist vielmehr recht eigentlich der Fall des selbstän- 
digen Vorgehens des Nebenintervenienten (R. G. zu Leipzig; 
Fuchsberger, S. 117). 

Nachdem die Hauptpartei jederzeit von der Einlegung 
des Rechtsmittels Kenntnis erlangt, kann sie durch ihren Ver- 
zicht auf dasselbe ihren Widerspruch erheben, wo sodann die 
Berechtigung des Nebenintervenienten zur Anfechtung entfällt. 

2. Die Nebenintervention erfolgt durch Einbringung eine& 
Schriftsatzes, welcher vom Gerichte beiden Parteien, wenn 
auf einer oder beiden Seiten Streitgenossen sind, jedem ein- 
zelnen Streitgenossen zuzustellen ist und im Verfahren vor 
Gerichtshöfen von einem Advocaten gefertigt sein muss. Damit 
sind zugleich die allgemeinen Anordnungen über die Erforder- 
nisse von Schriftsätzen (§§ 74 bis 86), sowie die Vorschriften 
über die Folgen von Mängeln und Versäumnissen, welche sich 
eine Partei in dieser Richtung zu Schulden kommen lässt, als. 
auch für den Eintritt eines Nebenintervenienten giltig aner- 
kannt. Obwohl es im Wesen schon in jenen allgemeinen Be- 
stimmungen über die Schriftsätze enthalten ist (§ 76), hebt der 
Entwurf dennoch zur größeren Deutlichkeit hervor, dass der 
Intervenient das Interesse, welches er am Siege einer der 
Processparteien hat, in dem Schriftsatze bestimmt angeben,, 
also zugleich entsprechend in die dieses Interesse begründenden 
Thatsachen auflösen müsse (Regierungsmotive, S. 197). 

Jede Nebenintervention beginnt mit dem Zwischenstreite 
über ihre Zulässigkeit, mag derselbe nun wirklich contra- 
dictorisch verhandelt und entschieden werden, oder mag er 
durch ausdrückliche oder stillschweigende Zustimmung der 
Hauptparteien zu der Zulassung seine Erledigung finden. 
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Solange aber eine Zustellung des Interventionsschriftsatzes 
an eine Partei nicht erfolgte, ist der Zwischenstreit über die 
Zulässigkeit der Neben intervention gegen sie nicht erhoben, 
und 80 lange für sie niemand aufgetreten ist, als der Neben- 
intervenient, also ihr Gegner in diesem Zwischenstreite, kann 
sie als in demselben gehörig vertreten nicht angesehen werden. 
Der Mangel der gehörigen Vertretung einer Partei ist aber 
von amtswegen zu berücksichtigen und es kann somit nicht 
in Betracht kommen, dass der Beklagte die nicht geschehene 
Zustellung an ihn nicht gerügt hat (0. L. G. Hamburg, 29. Au- 
gust 1885, Fuchsberger, S. 123). 

Doch kann die Partei, welcher zugestellt werden soll, 
auf diese Zustellung ausdrücklich verzichten, was schon da- 
durch geschieht, dass sie den Interventionsschriftsatz als Zeichen 
ihrer Zustimmung mitfertigt. 

3. Die richterliche Ingerenz zum Zwecke der Prüfung 
der Zulässigkeit der Nebenintervention wurde auf den Fall 
beschränkt, dass diese Zulässigkeit bestritten wird. Solange 
weder die Partei, welcher sich der Nebenintervenient anschließt, 
noch deren Gegner wegen des Auftretens des Nebeninter- 
venienten Einwendungen erheben, dürfte ein Grund zum richter- 
lichen Einschreiten nicht vorliegen. Das Gericht wird in 
Ausübung seiner Processleitungspflicht selbstverständlich dafür 
zu sorgen haben, dass durch die Intervention das Process- 
verfahren nicht verzögert und die Sachverhaltsermittlung und 
Feststellung nicht erschwert und behindert werde (Regierungs- 
motive, S. 197). 

Wenn es sich um die Vorfrage handelt, ob die Neben- 
intervention zuzulassen ist, so steht jeder der Parteien, auch 
der vom Intervenienten zu unterstlitzenden, ein Widerspruchs- 
recht gegen den Intervenienten zu, auf Grund dessen über die 
Zulassung der Nebenintervention im Wege eines Zwischen- 
streites contradictorisch zu verhandeln ist (0. L. G. Hamburg, 
29. August 1885; Fuchsberger, S. 125). Eine Frist zur Ein- 
bringung des Antrages auf Zurückweisung der Nebenintervention 
ist im Gesetze nicht bestimmt. Der Antrag kann jedoch von 
einer Päi-tei nicht mehr gestellt werden, welche die Zulassung 
bereits durch Erklärungen oder concludente Handlungen ge- 
nehmigt hat (Wilmowski, S. 131). 

Wird der Antrag auf Zurückweisung der Nebeninter- 
vention gestellt, so ist darüber eine Tagfahrt zur mündlichen 
Verhandlung anzuordnen, zu welcher nur der Bestreitende und 
der Intervenient zu laden sind, weil nur zwischen diesen der 
Zwisclienstreit stattfindet. Die Zustellung der Schriftsätze er- 
folgt nach § 25 durch den Vorsitzenden des Senates. 
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Gegen den geladenen, aber nicht erschienenen Neben- 
intervenienten können die Versäamnisfolgen nicht angewendet 
werden, wenn die von ihm zu vertretende Hanptpartei erscheint. 
iJach der rechthchen Natur des Nebenintervenienten hat dieser 
im Falle seines Nichterscheinens als durch die erschienene 
Hauptpartei vertreten zu gelten (E. G. zu Leipzig; Fucht- 
berger, S. 124). 

Nach geschlossener mlindlicher Verhandlung ist durch 
Beschluss zu erkennen, wobei sich der Richter auf die Prüfung 
der Frage zu beschränken hat, ob die von der Ilauptpartei 
bestrittene materielle Voraussetzung einer Nebenintervention 
vorliegt. Vor Verkündigung des Beschlusses sind die etwa 
nothwendigen Beweise abzuführen. 

Der Beschluss ist gemäß § 426 zu verkünden und im 
Falle der Zurückweisung der Nebenintervention den Parteien 
in schriftlicher Ausfertigung zuzustellen, weil dagegen das 
Rechtsmittel des Recurses zulässig ist. Diese Zustellung wird 
an beide Parteien zu erfolgen haben, weil der Recurs auch 
der nicht im Streite befangenen Partei zusteht. Der Fortgang 
des Hauptverfahrens wird durch diesen Nebenstreit nicht ge- 
hemmt, doch kann nach § 190 eine Unterbrechung des Ver- 
fahrens beschlossen werden. 

4. Wird die Vertretungsleistung zugelassen, so entfällt 
nach § 426 die schriftliche Ausfertigung des Beschlusses, weil 
gegen denselben ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zusteht, 
außer^ wenn Kosten zugesprochen werden. Die Zulassung der 
Nebenintervention schadet an sich den Parteien in keiner 
Richtung. Die Betheiligung eines Nebenintervenienten enthebt 
den Richter nicht der Verpflichtung, auf eine rasche und gründ- 
liche Sachverhaltsermittlung zu dringen; ob und wie sich die 
Betheiligung des Intervenienten processual fühlbar macht, das 
hängt also von der Handhabung dieser Processleitung ab. 
Gegen die Irrtbümer und gegen unangemessene Acte der 
Processleitung besitzen die Parteien selbständige Schutzmittel, 
die in gleicher Weise wie ßonst auch anwendbar sind, wenn 
die Beschwerde in dem Verhalten des Processgerichtes gegenüber 
diMii Nebenintervenienten ihren Grund hat. Unter diesen Um- 
ständen wäre 03 ein Ueberfluss, wenn der Partei, welche den 
Eintritt eines Intervenienten vergeblich bestritten hat, gegen 
die Entscheidung über ihren Zurückweisungsantrag ein selb- 
ständiges Rechtsmittel gewährt würde (Regierungsmotive, S. 197). 

5. Der Nebenintervenient ist dem Hauptverfahren beizu- 
ziehen, solange der Zurückweisungsbeschluss nicht in Rechts- 
kraft erwachsen ist und um so mehr, wenn er zur Vertretungs- 
leistung zugelassen wurde. Diese Beiziehung erfolgt nach § 80 
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durch Zustellung einer für sonstige Betheiligte beizuschließenden 
Rubrik der Schriftsätze oder durch Ladung zur mündlichen 
Verhandlung. Ist der Vertretungsleister nicht geladen, so ist 
die Verhandlung zu vertagen. 

Das ürtheil oder die schriftliche Ausfertigung von Be- 
schlüssen wird dem Vertretungsleister nicht zugestellt, weil 
deren Zustellung nach § 414, 426 nur an die Parteien zu 
erfolgen hat. Ist eine der Hauptpartei gesetzte Nothfrist weder 
von ihr selbst noch auch von ihrem Nebenintervenienten benützt 
worden, so kann die nach dieser Fristversäumung ihr selbst 
nicht mehr zustehende Processhandlung auch nicht mehr durch 
«ine andere, für sie handelnde Person und folglich auch nicht 
durch den Nebenintervenienten, wirksam nachgeholt werden 
(B. G. zu Leipzig; Fuchsberger, S. 120). 

§ 19, Der Intervenient muss den Rechtsstreit in der 
Lage annehmen^ in welcher sich derselbe zur Zeit seines Bei- 
irittes befindet. Er ist berechtigt, zur Unterstützung derjenigen 
Partei, an deren Sieg er ein rechtliches Interesse hat (Haupt- 
partei), Angriffs- und Vertheidigungsmittel geltend zu machen, 
Beweise anzubieten und alle sonstigen Frocesshandlungen vorzu- 
nehmen. Seine Frocesshandlungen sind insoweit für die Haupt- 
partei rechtlich wirksam, als sie nicht mit deren eigenen Frocess- 
handlungen im Widerspruche stehen. 

Mit Einwilligung beider Frocessparteien kann der Inter- 
venient auch an Stelle des^jenigen, dem er beigetreten ist, in den 
Rechtsstreit als Fartei eintreten, 

1. Sinn der Bestimmung des § 19 ist, dass der Neben- 
intervenient sich nicht mit Erkläningen und Handlungen der 
Hauptpartei in Widerspnich setzen darf (R. G. zu Leipzig, 
30. November 1883, Fuchsberger, S. 117). Sowohl nach dem 
Wortlaute des Gesetzes als auch nach der mit demselben völlig 
im Einklänge stehenden Vorgeschichte desselben kann es nicht 
zweifelhaft erscheinen, dass lediglich ein widersprechendes 
Reden und Thun der Hauptpartei, nicht ein Unterlassen, die 
Wirksamkeit der Handlung des Intervenienten ausschließt. Der 
Intervenient ist daher zweifellos berechtigt, sowohl bei partieller 
als bei totaler Versäumnis der Hauptpartei kraft seines gesetz- 
lichen Vertretungsrechtes für dieselbe zu handeln und die Folgen 
ihrer Versäumnis von ihr abzuwenden (O. L. G. Karlsruhe, 
22. December 1882, Fuchsberger, S. 118). 

Der Nebenintervenient hat aber in dem Rechtsstreite 
nicht für sich selbst zu handeln, sein eigenes Recht besteht 
nur darin, dass er in dem Umfange der ihm nach § 19 bei- 
gelegten Befugnisse für die Hauptpartei in Art eines Gehilfen 
oder Beistandes handeln darf. Daraus folgt, dass seine pro- 
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cessualischen Befugnisse niemals weiter reichen können, als die 
eigenen Befugnisse der Hauptpartei und insbesondere, dass^ 
wenn und nachdem die Hauptpartei des Rechtes zur Vornahme 
einer Processhandlung bereits verlustig geworden ist, diese 
Handlung auch nicht mehr durch den Nebenintervenienten für 
sie vorgenommen werden kann. Bei der dem Nebenintervenienten 
zustehenden Befugnis, für die Hauptpartei alle Processhand- 
lungcn vorzunehmen, sofern er sich nur hiedurch nicht mit 
eigenen Processhan dlungen derselben in Widerspruch setzt^ 
befindet er sich auch in der Lage, eine der Hauptpartei ge- 
setzte Frist bei eigener Unthätigkeit derselben dadurch für sie 
zu wahren, dass er die innerhalb der Frist vorzunehmende 
Processhandlung vor Ablauf derselben vornimmt; ist aber eine 
der Hauptpartei gesetzte Nothfrist weder von ihr selbst noch 
auch von ihrem Nebenintervenienten benutzt worden, so kann 
die nach dieser Fristversäumung ihr selbst nicht mehr zu- 
stehende Processhandlung auch nicht mehr durch eine andere, 
für sie handelnde Person und folglich auch nicht durch den 
Nebenintervenienten wirksam nachgeholt werden (R. Ot, zu 
Leipzig, 8. Juli 1887, Fuchsberger, S. 120). Demgemäß kann 
ein Nebenintervenient namentlich auch bei völliger Passivität 
der Hauptpartei im Falle totaler contumacia derselben, an ihrer 
Stelle wirksam verhandeln und auf solche Weise die Folgen 
ihrer Versäumnis abwenden (0. L. Ot. Jena, 19. Juni 1882, 
Fuchsberger, S. 116). üem steht die Bestimmung des § 19 
Schlussabsatz nicht entgegen, welcher nicht die Processführung 
für die Hauptpartei, sondern den Eintritt des Vertretungs- 
leisters als Processpartei an Stelle der Hauptpartei im Sinne 
des § 23 von der Zustimmung beider Thcile abhängig macht. 

Dagegen entzieht ein Anerkenntnis des klägerischen An- 
spruches durch die Hauptpartei der Neben in tervention den 
Boden (R. G. zu Leipzig, 30. November 1883, Fuchsberger, 
S. 117). 

2. Eine Nebenintervention ist nur zulässig, um der einen 
oder anderen Processpartei zu Hilfe zu kommen, und ein Neben- 
intervenient ist daher zur Sache selbst nur mit solchen An- 
trägen zu hören, welche sich darauf richten, dass zu Gunsten 
der von ihm unterstützten Partei erkannt werde (R. G. zu 
Leipzig, 19. Februar 1886, Fuchsberger, S. 116). 

Nach der Stellung, welche die Civil processordnung dem 
Nebenintervenienten anweist, kann dieser mit lediglich in seiner 
eigenen Person gegebenen materiellen Vertheidigungsmitteln 
die Hauptpartei nicht unterstützen; er vermag nur dem ohne 
sein Dazwischentreten vorhandenen Rechte der Partei, welcher 
er beitrat, zum Siege zu verhelfen ; er selbst ist nicht eigent* 
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lichos Procosssubjoct und hat lediglich den Zwecken der 
Hauptpartei aus deren Rechtszuständigkeiten heraus zu diene» 
(O. L. G. Hamburg, 22. Juni 1889, Fuchsberger, Supplement- 
band, S. 65). Der Nebenintervenient kann daher solche Ein- 
reden, welche matcriellrechtlich nur ihm, nicht dem unter- 
stützten Beklagten zustehen, nicht vorbringen (R. G. zu 
Leipzig, 11. April 1888, Fuchsberger, Supplementsband, S. 65). 

Aus dem Begriffe der Nebenintervention folgt ferner, dasa 
der Nebenintervenient ein selbständiges Begehren um Zu- 
erkennung eines Rechtes (Sachanträge) nicht stellen, eine 
AViderklage nicht erheben, die von der Partei gestellten Sach- 
anträge nicht erweitern oder beschränken oder abändern darf^ 
und dass gegen ihn selbständige Sachanträge oder eine Wider- 
klage nicht zulässig sind. Das Urtheil ergeht, abgesehen von 
der Entscheidung über die Processkosten, nur gegen die 
Hauptpartei. 

§ 20. Wenn das in einem Processe ergehende UrtheiC 
kraß der BescJuiffenheit des streitigen Bechtsvcrhältnisses oder 
kraft gesetzlicher Vorschrift auch in Bezug auf das Rechts- 
verhältnis des Iniervenienten zum Gegner der Hauptpartei recht- 
lich wirksam ist, kommt dem Intervenienten die Stellung eines 
Streitgenossen zu (§ 14), 

1. Wenn im Processe, an welchem sich, der Intervenicnt 
betheiligen will, eine Entscheidung in Aussicht steht, die zu- 
gleich für das Rechtsverhältnis des Nebenintervenienten zum 
Proccssgegner der Partei maßgebend ist, der sich der Intervenicnt 
angeschlossen hat, so bedarf letzterer einer über die gewöhnli- 
chen Befugnisse des Intervenienten (§ 19) hinausgehenden selb- 
ständigen Stellung. Diese räumt ihm § 20 durch die Vorschrift 
ein, dass der Nebenintervenient in diesen Fällen als Streit- 
genosse der Partei zu behandeln sei, der er sich angeschlossen 
hat, und dass er daher in keiner Weise an die Processhand- 
lungen der letzteren gebunden ist. Es wird daher hier auch 
nicht die allgemeine Regel zur Anwendung gelangen, dass der 
Nebenintervenient sich mit der unterstützenden Partei nicht 
in Widerspruch setzen dürfe. Ein sich ergebender Wider- 
spruch wird vielmehr noch dem Grundsatze zu behandeln sein^ 
dass die Streitgenossen sich nicht gegenseitig benachtheiligen 
können. Die Hinweisung auf die Bestimmung über die Streit- 
genosseu Schaft dürfte genügen, um sowohl die Erweiterung der 
Befugnis des Intervenienten, als auch die Begrenzung derselben 
zu präeisieren. 

Hieraus ergibt sich insbesondere, dass der einem Streit- 
genossen gleichgestellte Intervenicnt nur solche Processhan d- 
lungen vornehmen darf, die in dem Proccsstadium, in welchem 
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er in den Rechtsstreit eintritt, überhaupt noch zulässig sind. 
Die Vorschrift des § 20 wird besonders häufig fdr^^die im 
§ 17 Absatz 2 bezeichneten Fälle von Bedeutung sein (Re- 
gieiTingsmotive S. 197). 

2. Der Nebenintervenient wird nicht schon als solcher 
wirklicher Streitgenosse derjenigen Hauptpartei, welcher er bei- 
getreten ist, sondern nur beim Vorhandensein einer bestimmten 
Voraussetzung. Die Streitgenossenschaft ist bei ihm dadurch 
bedingt, dass durch die im Hauptprocesse zu erwartende Ent- 
scheidung auch das Verhältnis zwischen dem Gegner der be- 
treffenden Hauptpartei und dem Nebenintervenienten nach 
materiellem Rechte rechtski'äftig fixiert würde. Mit anderen 
Worten, es handelt sich um solche Fälle, in denen ungewöhn- 
licher Weise die Wirkung des Urtheils über die eigentlichen 
Parteien hinaus materiell-rechtlich sich auf einen Dritten erstreckt 
(R. G. zu Leipzig 29. März 1883, Fuchsberger, S. 121). Der 
Nebenintervenient als Streit genösse wird nicht nur eine Rubrik, 
sondern ein vollständiges Exemplar jedes Schriftsatzes zu er- 
halten haben und ist die Hauptpartei gemäß § 98 dessen Zu- 
stellungsbevollmächtigter. 

3. Der Nebenintervenient nach § 20 ist ein unzulässiger 
Zeuge. Es ist ein aus der Natur der Sache sich ergebender 
und anerkannter Grandsatz des Civilprocesses, dass als zu- 
lässige 2ieugen nur dritte, von den Processparteien verschiedene 
Personen anzusehen sind, und dass den zeugnisunfähigen Par- 
teien die gesetzlichen Vertreter derselben gleichstehen. Als 
Partei nmss aber auch der Nebenintervenient des § kO gelten, 
•da derselbe ausnahmsweise Streitgenosse der unterstützten 
Hauptpartei wird (R. G. zu Leipzig, 26. Jänner 1891, Fuchs- 
berger, Supplementband, S. 66). 

Streitverkundigung. 

§ 21. Wer behufs Begründung civürechtlidier Wirkungen 
einen Dritten von einem Bechtsstreite zu benachrichtigen hat 
(Streitf'erMndigung)y Icann dies durch Zustellung eines Schrift- 
satzes bewirken, in welchem auch der Grund der Benachriddigung 
anzugeben und die Lage des Bechtsstreites, faHs derselbe bereits 
begonnen hat, kurz zu bezeichnen ist. 

Mit einer solchen Benachrichtigung kann eine in den 
Vorschriften des bürgerlichen Bechtes begründete Aufforderung 
J3ur Leistung der Vertretung im bereits anhängigen oder 
erst einzuleitenden Bechtsstreite (Nebenintervention) verbunden 
werden. 

Die Streitverkündigung gibt der benachrichtigenden Partei 
nicht das Becht, die Unterbrechung des anhängigen Bechtsstreites, 
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die Erstreckufig von Fristen oder die Verlegung einer zur Ver- 
handlung bestimmten Tagsatzung zu hegehren, 

1. Die StreitverkQndigung kann nach der Beschaffenheit 
des Falles in einer Wollen Benachrichtigung von dem Rechts- 
streite bestehen oder mit einer Aufforderang zur Vertretungs- 
leistung verbunden sein. 

Die Berechtigung oder Verpflichtung zur StreitverkUndi- 
gung ist nach den Bestimmungen des btlrgerlichen Rechtes zu 
beurtheilen. Nach eben denselben Bestimmungen muss die 
Frage entschieden werden, ob die Streitverkündigung als eine 
so zeitige anzusehen sei, dass sie die beabsichtigten civil- 
rechtlichen Wirkungen begründen könne. Das Processgesetz. 
kann deshalb darüber schweigen, bis zu welchem Zeitpunkte 
die Streitverkündigung erfolgt sein müsse (Regierungsmotive,. 
S. 198). Die Verpflichtung, die Vertretungsleitung zu be- 
gehren, ist als Verpflichtung zur Streitverkündigung anzusehen 
(Art. XXXI Einf.-Ges.). 

Gemäß § 931 a. b. G.-B. ist die Streitverkündigung- 
vorgeschrieben, wenn der Besitzer wegen eines von einem 
Dritten gemachten Anspruches von der Gewährleistung Ge- 
brauch inachen will, also in allen Fällen, in welchen bei dem 
Unterliegen der Processpartei ein Gewährleistungs- oder Ent- 
schädigungsanspruch geltend gemacht werden will. Der Ge- 
währleistungspflichtige ist, wenn ihm nicht rechtzeitig der 
Streit verkündigt wurde, zu allen jenen Einwendungen berech- 
tigt, welche er selbst dem Dritten hätte entgegensetzea 
können. 

Nachdem die Streitverkündigung an keine Frist ge- 
bunden ist, sohin in jedem Stadium des Processes bis zu 
dessen rechtskräftiger Entscheidung erfolgen kann, der Re- 
gresspflichtige aber gemäß § 19 den Rechtsstreit in jener Lage an- 
nehmen muss, in welcher sich derselbe zur Zeit seines Beitrittes^ 
befindet, so wird in jedem einzelnen Falle die Rechtzeitigkeit 
der Streitverkündigung davon abhängen, ob der Regresspflich- 
tige in der Lage war, diese seine Einwendungen im Processi 
geltend zu machen. 

2. Die Streitverktindigung soll nur die dem Zwecke der- 
selben entsprechenden Angaben und auch diese in möglichst 
knapper Fassung enthalten. Es scheint nicht nöthig, in dieser Be- 
ziehung über den Rahmen des § 21 hinausgehende Vorschrif- 
ten zu ertheilen, da auch hier in den ergänzend eingreifenden 
§§ 74 ff. alle für die Beurtheilung des erwarteten Maßes der 
Ausführlichkeit wichtigen Kriterien gegeben sind (Regierangs- 
motive S. 198). 
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Die Streitverkündigung enthält nur eine gerichtliche Be- 
nachrichtigung über die Möglichkeit eines Anspruches des 
Streitverkündigers an den Streitverkündeten (Grund der Streit- 
vcarkttndigung) sowie üb'^r die Lage des Rechtsstreites ^ also 
-auch von der Anberaumung etneB Termins ^ nicht aber wird 
der Anspruch selbst geltend gemacht. Eine Ladung des 
Streitverkündeten erscheint umsomehr ausgeschlossen, als davon 
im § 21 keine Rede ist und die Ladung mit der dem Streit- 
^erkündeten gewährten Freiheit unvereinbar ist (R. G. zu 
Leipzig, 13. November 1883). Es bleibt dem Litisdenunciaten 
llberlassen, ob er als Nebenintervenient dem Processe beitreten 
^vill (R. G. zu Leipzig, 3. November 1880, Fuchsberger S. 127). 

3. Der Einfluss der Streitverkündigung auf den Gang 
<le3 Proccsses muss nach allgemeinen Grundsätzen beurtheilt 
^Verden. Um darüber keine Zweifel übrig zu lassen, wird im 
Absätze 3 ausdrücklich ausgesprochen, dass die Streitver- 
Icündigung an sich weder den anhängigen Process unterbreche, 
noch einen Grund zur Fristverlängerung oder Tagsatzungser- 
■streckung bilde. Keine der Parteien soll die Möglichkeit 
haben, mit Hilfe einer Streitverkündigung den sonst ihr un- 
-orrcichbaren Processaüfschub zu bewirken (Regierungsmotive, 
S. 198). 

4. Wo der Schriftsatz einzubringen ist, wem derselbe 
^ußer dem Denunciaten zugestellt werden soll, bestimmt das 
<3esetz nicht. 

Als eine Incidenz des Hauptprocesses wird der Schrift- 
•satz bei dem in der Hauptsache zuständigen Gerichte anzu- 
bringen sein und es erscheint die Verständigung des Gegners 
im Hauptprocesse nicht erforderlich und auch nicht beabsichtigt, 
"weil die betreflFende Bestimmung der Civilprocessordnung für 
tlas deutsche Reich ausgelassen worden ist, weil die Streitver- 
kUndigung für den Gegner auch durchaus keine rechtliche 
Bedeutung hat. Die Zustellung erfolgt nach § 25 durch den 
Vorsitzenden. 

ö. Durch die Vorschrift des § 21 wird der Regress- 
l^erechtigtc nicht gezwungen, die Streitverkündigung mittels 
Schriftsatzes zu bewirken; er kann dies thun, es ist ihm 
-aber nicht verwehrt, dem Regresspflichtigen, wenn er dies vor- 
ziehen sollte, den Streit außergerichtlich, mündlich, schriftlich, 
oder durch notarielle Beurkundung zu verkünden. 

Benennung des Auetors. 

§ 22. Wer als Besitzer einer Sache oder eines dinglichen 
Hechtes geklagt wird, sich aber in den Rechtsstreit nicht ein^ 
lassen will, weil o' im Namen eines Dritten zu besitzen be- 
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hauptet, hat diesen (Atcctor) sogleich nach Zustellung der Klage 
aufzufordern, sich über sein Verhältnis zum Streitgegenstande 
oder zu deni in der Klage geltend gemachten Anspruch hei 
der vor dem Processgerichte anberaumten ersten Tagsatzung zu 
erklären. 

Die Aufforderung an den Auetor und dessen Ladung er- 
folgt durch Zustellung eines Schriftsatzes, welcher die zur JBe- 
griindung dieser Aufforderung erforderliche Mittheümmg über 
den eingeleiteten Rechtsstreit zu enthalten hat, Mme Ausfertigung 
dieses Schriftsatzes ist dem Kläger netk vor der ersten Tag- 
satzung miizutheilen, 

1. Von der Benennuag des Auetors handelt der § 375 
a. b. G. B. Der Eatwürf dehnt dieses Institut aus, indem er 
nicht bloß dem Sachinhaber, sondern auch jedem die nomina- 
tio auctoris gestattet, der im Namen eines Dritten eine Dienst- 
barkeit öder ein anderes dingliches Recht ausübt (Motive des 
Aiwcfmsses des Abgeordnetenhauses, S. 22). 

Die Benennung des rechten Besitzers ist eine von der 
Civilprocessordnung übernommene Einrichtung, welche sich als 
eine Rechtswohlthat für den Beklagten darstellt, indem sie 
diesen unter den geforderten Voraussetzungen der Verpflich- 
tung zur Uebeniahme der Vertbeidigung enthebt und die Ver- 
pflichtung auf den benannten Auetor überträgt. Es ergab sich 
schon hieraus und erwies sich überdies als noth wendige Folge 
des von der Civilprocessordnung angenommenen Grundsatzes 
vom Processbetriebe der Parteien, dass dem Beklagten zur 
Pflicht gemacht wurde, diejenigen Schritte zu unternehmen, 
welche erforderlich sind, um jene Rechtswohlthat zu ermög- 
hchen. 

Darum hat der Beklagte nicht bloß seinen Auetor zu be- 
nennen, sondern selber datür thätig zu werden, dass dieser 
anstatt seiner den Process übernehme oder doch sich darüber 
erkläre, ob er den Process übernehmen wolle oder nicht 
{R. G. zu Leipzig, 30. October 1888, Fuchsberger Supplemcnt- 
band, S. 70). 

2. Die Berechtigung zur Herbeiführung der mit der Auc- 
torbenennung verbundenen Folgen wurde von der bloßen Be 
hauptung eines bestimmten Verhältnisses abhängig gemacht 
{§ 22, Abs. 1), weil sonst jede Auetorbenennung zu einer 
doppelten Verhandlung führen und dies das Verfahren über 
alle Maßen schwerfällig machen müsste (Regierungsmotive, 
S. 198). 

Der Geklagte hat den Auetor zur Erklärung über sein 
Verhältnis zum Streitgegenstande oder zu dem in der Klage 
geltend gemachten Ansprüche durch Einbringung eines Schrilt- 
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Satzes aufzufordern, welcher den im § 74 ff. angeführten all- 
gemeinen Erfordernissen entsprechen und außerdem die zur 
Begründung dieser Aufforderung erforderliche Mittheilung über 
den eingeleiteten Rechtsstreit, also einen Auszug der Klagsan- 
führungen und das Elagsbegehren enthalten muss. 

Dieser Schriftsatz ist sogleich nach Zustellung der 
Klage, jedenfalls sobald als möglich einzubringen, damit er 
dem Auetor und dem Kläger noch vor der über die Klage 
anberaumten ersten Tagsatzung zugestellt werden kann. 

Ueber denselben ist der Auetor nach § 25 von demjVor- 
sitzenden des Senates ohne dessen vorgängige Beschlussfassung 
zu laden und der Kläger zu verständigen. 

3, Die Erklärung des Auetors wurde auf die erste Tag- 
satzung verlegt, um eine Unterbrechung der einmal begonnenen 
Processhandlung hintanzuhalten. Bei der Zulassung eines 
späteren Zurückgreifens auf die Auetorsbenennung würde eines- 
theils die Urtheilsschöpfung selbst hinausgeschoben, und an- 
dern theils wäre für den Fall, als die Auetorsbenennung zum 
Eintritt des Auctoi*8 in den Process führt, die bis dahin auf 
die Verhandlung gewendete Mühe ganz nutzlos aufgebraucht 
(Regierungsraotive, S. 198). 

§ 23, Erkennt der Auetor hei der Tdgsatzung das vom 
Beklagten behauptete Verhältnis an, so kann er mit Zustimmung 
des Beklagten an dessen Stelle als Partei in den Rechtsstreit 
eintreten. Die Zustimmung des Klägers ist hiezu nur insoiveit 
erforderlich, als derselbe Ansprüclie geltend macht, welche durch 
das zwischen dem Auetor und dem Beklagten bestehende Ver- 
tretungsverMltnis nicht berührt werden. 

Infolge der Uebernahme des Processes durch den Auetor 
ist der Beklagte auf seinen Antrag durch Beschluss des Process- 
gerichtes von der Klage zu entbinden (§ 241), Kommt hin- 
gegen bei der ersten Tagsatzung eine Einigung wegen der Ueber- 
nahme des Processes durch den Auetor nicht zustande, so kann 
der Beklagte die Einlaamng in den Rechtsstreit nicht weiter 
verweigern, 

1. Die Verhandlung hat sich darauf zu beschränken, ob 
der Auetor das vom Beklagten behauptete Verhältnis anerkennt. 

Wenn der Auetor' die Behauptung des Beklagten, dass 
er nur im Namen des Auetors besitze, als richtig anerkennt, 
so ist ein Doppeltes möglich: 

Entweder tritt er in den Process an Stelle des Beklagten 
ein, oder er thut dies nicht. 

Erklärt er sich zur Uebernahme des Processes nicht bereit, 
oder verweigert der Beklagte seine Zustimmung, so kann der 
Beklagte keineswegs sich durch Befriedigung des Anspruches 
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des Klägers von der Klage befreien, sondern der Process wird 
zwischen den ursprünglichen Parteien, eventuell unter Beitritt 
des Auetors als freiwilligen Vertretungsleisters fortgesetzt. 

Der Beklagte soll nur dann berechtigt sein, dem Klage- 
anspruch zu gentigen, wenn dei Benannte durch sein Verhalten 
gemäß § 24 ausdrückt, dass er kein Interesse zur Sache habe. 
Dadurch aber, dass der Benannte zugesteht, Beklagter besitze 
in seinem Namen, gibt er noch nicht zu erkennen, dass er 
an der Fortsetzung des Rechtsstreites kein Interesse habe; er 
kann demselben vielmehr als Nebenintervenient beitreten wollen, 
aoch sind Fälle denkbar, in denen der im Namen eines Dritten 
besitzende Beklagte zur Fortsetzung des Processes dem Dritten 
gegenüber geradezu verpflichtet ist (Wilmowski, S. 144). 

Will der Auetor den Process an Stelle des Beklagten, 
also als Partei^ übernehmen und ist der Beklagte damit ein- 
verstanden, so ist letzterer durch Beschluss des die erste Tag- 
satzung leitenden Bichters auf Antrag in der Tagsatzung 
von der Klage zu entbinden. Ein Widerspruch des Klägers 
ist nur insofern und insoweit von Erfolg, wenn er zugleich 
Ansprüche geltend macht, welche der Beklagte nicht als Besitzer 
der Sache oder des Rechtes, sondern persönlich, z. B. als 
Schadenersatz gewähren soll. 

In diesem Falle ist der Beklagte von der Klage nur 
betrefl^s der gegen ihn als Besitzer der Sache geltend gemachten 
Ansprüche zu entbinden und betreffs der persönlichen Ansprüche 
wird der Process gegen ihn fortgesetzt. 

Der Process wegen der gegen den Besitzer der Sache 
geltend gemachten Ansprüche wird gegen den Auetor fort- 
gesetzt; die Entscheidung ist aber auch gegen den ursprünglich 
Geklagten wirksam und vollstreckbar, daher auch diesem zu- 
zustellen. 

2. Der Beklagte kann keineswegs eine Verhandlung und 
richterliche Entscheidung über das zwischen ihm und dem 
benannten Auetor bestehende Rechtsverhältnis begehren und 
noch weniger eine Feststellung der etwaigen Pflicht des benannten 
Auetors zur Uebernahme des Processes. Sofern ihm nach 
dieser Richtung die Klage zu Einwendungen Anlass gibt, 
welche die Passivlegitimation des Beklagten in Frage stellen, 
gehören sie in die Verhandlung zur Hauptsache. 

In dieser wird es immerhin möglich sein, dass wie sonst 
über einen einzelnen der zur BegründuDgeines Anspruches gehörigen 
Umstände, so auch über die Frage der Sachlegitimation vorab 
verhandelt werde. Sofern aber die Passivlegitimation von der 
AuctorbenennuDg nicht berührt wird, geht diese den Kläger über- 
haupt nichts an und es muss daher die Verfolgung seines An- 

FOritl, Civilproeetsgesetze. 4 
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spraches von dieser Nebenfrage fortan frei gehalten werden^ 
Besondere Bestimmungen über die Schritte, die der Kläger vor- 
sunehmen hat, ^venn seine Klage nicht gegen den richtigen 
Gegner angebracht erscheint, sind überflüssig. Soweit die Klage 
verfehlt ist, wird sie zorückzunehmen sein, sonst mnss sie ab- 
gewiesen werden. Ob ersterenfalls eine neue Klage gegen den 
benannten Auetor zu überreichen und ob dieser als der richtige 
Gegner anzusehen sei, wird der Kläger zu prüfen haben 
(Regierungsmotive, S. 198). 

3. Dem Kläger gegenüber ist die Benennung des Auetors 
eine Einwendung. Wird der Beklagte auf seinen Antrag von 
der Klage entbunden, so hat er mit dieser Einwendung obsiegt, 
und der Kläger hat ihm nach § 41 die Kosten zu bezahlen. 

§ 24. Erscheint der Äudor trotz gehöriger Ladung bei 
der anberaumten ersten Tagsatzung nicht, bestreitet er die Be- 
hauptung des Beklagten oder erklärt er sich bei der Tagsatzung 
überhaupt nicht, so ist der Beklagte berechtigt, sich durch 
Befriedigung des Anspruches des Klägers von der Klage zu 
befreien. 

Inwiefern dem Auetor hieraus ein Anspruch auf Schaden- 
ersatz erwächst, ist nach dem bürgerlichen Rechte zu beurtheilen, 
1. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass der Auetor, 
wenn der Process gegen den ursprünglichen Beklagten fort- 
gesetzt wird, sich demselben als Nebenintervenient anschließen 
kann. Viel weniger sicher ist es dagegen, ob der Beklagte, 
der selbst durch die Auetorsbenennung den Rechtsstreit als 
einen ihn nicht berührenden bezeichnete, dennoch als befugt 
anzusehen sei, dem klägerischen Ansprüche zu genügen. Es 
wird dies deshalb im § 24 besonders anerkannt. 

Die Auetorsbenennung soll die formelle Legitimation des 
Beklagten zur Submittierung in das Klagebegehren und zur 
Anspruchsbefriedigung nicht zei*stören ; ungeachtet der Auetors- 
benennung soll der Beklagte formell legitimiert sein, den 
Process hiedurch zum Abschluss zu bringen. Inwiefern er 
damit dem benannten Auetor gegenüber eine Haftung auf sich 
nimmt, ist nach dem zwischen ihnen bestehenden Rechtsver- 
hältnisse unter Zugrundelegung der Vorschriften des bürger- 
lichen Rechtes zu beurtheilen (Regierungsmotive, S. 199). 

Befriedigt der Beklagte den Anspruch des Klägers, so 
befreit er sich dadurch von der Klage; es kann daher gegen 
ihn in diesem Falle ein Urtheil nicht gefällt werden, wohl 
über, wenn er den Anspruch nur anerkennt. 

§ 25. Die Zustellung der in den §§ 18, 21 und 22 be- 
zeichneten Schriftsatze uHrd vom Vorsitzenden ohne vorgängige 
Beschlussfassung des Senates verfügt. 



Digitized by V^OOQIC 



— 51 — 

Vierter Titel: Bevollmächtigte. 

§ 26. Die Parteien "können, sofern in diesem Gesetze 
nicht etwas anderes hestimmt ist, Trocesshandlungen entweder 
in Person oder durch Bevollmächtigte vornehmen. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten schließt auch 
in jenen Fällen, in welchen die Vertretung durch Advocaten 
geboten ist, nicht aus, dass die Partei in Begleitung ihres Be- 
vollmächtigten vor Gericht erscheint und dctödbst neben diesan 
fnündliche Erklärungen abgibt. 

1. Die Parteien, also auch die gesetzlichen Vertreter 
und die Nebenintervenienten, können Processhandlnngen, sofern 
-die Vorschriften des § 27 über den Anwaltszwang nicht zur 
Anwendung kommen, entweder persönlich oder durch Bevoll- 
mächtige vornehmen. Die allgemeinen Erfordernisse eines Be- 
vollmächtigten werden durch § 29 festgesetzt. Außerdem muss 
der Bevollmächtigte einer verständlichen Aeußerung über den 
Gegenstand des Rechtsstreites fähig (§ 185) und eine von der 
durch ihn vertretenen Partei und von der Gegenpartei, deren 
gesetzlichen Vertreter oderBevoUmächtigtenverschiedenephysische 
Person sein. 

2. Proceashandlungen sind alle diejenigen Hand- 
lungen der Parteien und ihrer Vertreter oder Bevollmächtigten, 
welche nach der Civilprocessordnung zur Durchführung von 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vor Gericht vorgeschrieben 
oder zulässig sind, mögen sie in der mündlichen Verhandlung 
oder außerhalb derselben in Schriftsätzen oder vor einem er- 
suchten oder beauftragten Richter erfolgen. Vergleiche, Aner- 
kenntnisse und Verzichtleistungen gehören nicht zu den Process- 
handlnngen (§ 31). 

3. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten hindert die 
Partei nicht, persönlich vor Gericht zu erscheinen und daselbst 
Erklärungen abzugeben. Sie ist daher nicht zur Vornahme 
aller Processhandlnngen, insbesondere nicht zur Stellung von 
Anträgen, sondern nur zu jenen Processhandlnngen berech- 
tigt, welche als Dispositivacte, Geständnisse und thatsächliche 
Erklärungen des § 34, thatsächliche Vorbringungen des § 177, 
Erklärungen über die thatsäehlichen Angaben des Gegners und 
rechtliche Erörterungen erscheinen. 

§ 27, Vor den Gerichtshöfen erster Instanz und vor allen 
'Gerichten höherer Instanz müssen sich die Parteien durch Ad- 
vocaten vertreten lassen (Amoaltsprocess), 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf das Ver- 
fahren erster Instanz in Ehesachen und, soweit dieses Gesetz 
nicht etwas anderes bestimmt^ auch nicht auf diejenigen Process- 

4* 
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handlangen, welche vor einem ersuchten oder beauftragtet Richter, 
vor dem Gerichtsvorsteher oder Vorsitzenden eines Senates vor- 
genommen werden ; sie gilt auch nicht für die in der Gerichtskanzlei 
vorzunehmenden Erklärungen und Handlimgen. 

Die Vertretungsbefugnis der Finanzprocuratur bleibt auch 
in den Fällen, in welchen die Vertretung der Parteien durch 
Advocaten geboten ist, unberührt. 

1. Der sogenannte Anwaltszwang beruht auf der Vor- 
schrift des § 27. Es wird allgemein anerkannt, dass diese 
Vorschrift sich nicht bloß auf die mündliche Verhandlung des 
Rechtsstreites, sondern auch auf sämmtliche Schriftsätze bezieht 
(R. G. Leipzig, Fuchsberger, S. 136). Im Anwaltsprocesse, 
müssen alle Schriftsätze gemäß § 75 mit der Unterschrift eines 
Advocaten versehen sein. Die erete Ladung zur mündlichen 
Verhandlung muss nach § 131 insbesondere auch die Auffor- 
derung enthalten, rechtzeitig einen Advocaten als Vertreter zu 
bestellen. Im Anwaltsprocesse überreichte Klage- oder Klage- 
beantwortungsschriften, welche den Nachweis der Bestellung 
eines Advocaten nicht enthalten, sind nach § 37 zurückzuweisen, 
wenn die Partei nicht innerhalb einer unerstreckbaren Frist 
die Vollmacht eines Advocaten nachweist. Der Anwaltszwang 
gilt für das Verfahren in erster und in höherer Instanz, ein- 
schließlich des Beschwerde Verfahrens (§§ 463, 513), für die Be- 
rufungsschrift (§§ 467, 468), Revisionsschrift (§§ 506, 507), den 
schriftlichen Recurs (§ 520). 

2. Die objectiven Ausnahmen vom Advocatenzwange wurden 
im § 27, Abs. 2 nur insoweit festgestellt, als sie allgemeiner 
Natur sind. Einige diesen Gegenstand betreflfende Detailbe- 
stimmungen sind in den vom Armenrechte und vom Zeugen- 
beweise handelnden Titeln, dann im Abschnitte vom Recurse 
u. s. w. enthalten (Regierungsmotive, S. 200). 

Die Vertretung durch Advocaten ist auch im Verfahren 
vor Gerichtshöfen nicht erforderlich: 

a) in Ehesachen in erster Instanz, 

b) bei Processhandlungen vor einem anderen Gerichte, welches- 
vom Processgerichte zur Vornahme einzelner Processhand- 
lungen requiriert wird (ersuchter Richter); 

c) bei Processhandlungen vor einem Mitgliede des Process- 
gerichtes, welches mit der Vornahme einzelner Process- 
handlungen betraut ist (beauftragter Richter), mit Aus- 
nahme des vorbereitenden Verfahrens nach § 248; 

d^ bei Processhandlungen vor dem Gerichtsvorsteher; 

e) bei Processhandlungen vor dem Vorsitzenden des Senates; 

f) bei Processhandlungen in der Gerichtskanzlei; 
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g) bei den Verbandluogen wegen Ertheilung, Erlöschung und 

Entziehung des Armenrechtes (§ 72); 
h) zum Recui'se gegen die Enthebung des Armenvertreters 

(Art. xxxin E. G.); 

i) bei den Verhandlungen über die Rechtmäßigkeit der Zeug- 
nisverweigerung (§ 324) oder der Weigerung des Sach- 
verständigen (§ 367); 
k) bei protokollarischer Erhebung der Berufung (§ 465), des 
Recurses (§ 520), der Recurse von Zeugen und Sachver- 
ständigen (§§ 348, 367); 
1) bei dem Antrage auf gerichtliche Bestellung eines Schieds- 
richters (§582); 
m) bei Verhandlungen im Besitzstörungs- und Bagatell ver- 
fahren vor dem Gerichtshofe (Art. XIV E. G z. J. N.); 
n) bei Frist- und Veiiagungsgesuchen nach § 73, wenn die 
Bestellung des Advocaten nicht rechtzeitig erfolgt ist. 
Zweifelhaft ist es, ob bei der ersten Tagsatzung im Ver- 
fahren vor Gerichtshöfen (§ 239) Anwaltszwang gilt. Dieselbe 
ist zur Erledigung der Streitsache durch Contumaz, Anerkennt- 
nis oder Vergleich, zur Anmeldung der Einreden der Unzu- 
lässigkeit des Rechtsweges, Unzuständigkeit, Streitanhängigkeit, 
entschiedenen Streitsache, zur Erklärung des benannten Auetors, 
wie auch zum Begehren um Sicherheitsleistung für die Process- 
kosten bestimmt und findet vor dem Vorsitzenden des Senates 
oder vor einem beauftragten Richter statt. 

Dr. Friedländer (Gerichtszeitung 1896, Nr. 16) findet die 
Voraussetzungen flir den Anwaltszwang nicht gegeben, weil 
die erste Tagsatzung nicht gleich dem vorbereitenden Verfahien 
(§ 24^, Abs. 2) ausdrücklich dem Anwaltszwange unterstellt 
ist. Dr. Schauer (Civilprocessordnung, Manz 1896) gelangt auf 
Grund der Bestimmungen der §§ 133, Abs. 3, 239 und § 73, 
Abs. 2 zu dem gegentheiligen Schlüsse. Dr. Klein dagegen 
(Zeitschrift fllr deutschen Civilprocess, XIX, S. 51) erklärt, es 
finde bei der ersten Tagsatzung nur theil weise Anwaltszwang 
statt. Es wird daher zu unterscheiden sein, ob die Partei bei 
der ersten Tagsatznng Processhandlungen (§ 26, Anm. 2) 
vornehmen will, oder ob sie nur einen Vergleich abschließen, 
den Klageanspruch anerkennen oder sich ihre mentalen Ein- 
wendungen für die Verhandlung der Streitsache vorbehalten, 
also einem Urtheile über Versäumnis vorbeugen will. Für diese 
Dispositivacte ist in der ersten Tagsatzung der Beistand eines 
Advocaten entbehrlich, während ftir alle in der ersten Tag- 
satznng zulässigen Processhandlungen die Jntervention eines 
Advocaten zu verlangen, die Partei daher unter Präclusions- 
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Jolgen von der Vornahme derselben auszuschließen sein wird^ 
wenn sie ohne Advocaten erscheint. 

3. Für alle vom Anwaltszwange ausgenommenen Acte de» 
Gerichtshofsverfahrens gilt aber die Vorschrift des § 29, wonach 
in Sachen, deren Wert 500 fl. tibersteigt, die Partei nur durch 
einen Advocaten vertreten werden kann, wenn sie sich nicht 
selbst vertreten will. Gemeine Bevollmächtigte werden daher 
zurückzuweisen, beziehungsweise die durch sie vertretene Partei 
wird als säumig anzusehen sein, was insbesondere auch fiir die erste 
Tagsatzung gilt (Friedländer, Gerichtszeitung, 1896, Nr. 16). 

§ 28. Advocaten, Notare, sowie die zur Ausübung des 
Bichteramtes befähigten und bei Gericht angestellten Personen 
bedürfen, wenn sie in einem Bechtssireite als Partei einschreiten, 
weder in der ersten noch in einer höheren Instanz der Ver- 
tretung durch einen Advocaten, 

Wird gegen eine solche Partei während der Dauer des 
Processes die Disciplinarstrafe der Streichimg von der Advocaten- 
liste, der Entsetzung vom Amte, der Versetzung in den Buhe- 
stand oder der Dienstentlassung verhängt, so ist von ihr für 
das weitere Verfahren, sofern in demselben die Vertretung durch 
Advocaten geboten ist, ein Advocät zu besPllen. Eine Unter- 
brechung des Verfahrens findet deshalb nicht statt. 

1. Die subjectiven Befreiungen vom Advocatenzwange, 
welche derzeit zu Gunsten der Advocaten und der für das 
Richteramt befähigten Personen bestehen, wurden auf die No- 
tare ausgedehnt, betreffs der für das Richteramt befähigten Per- 
sonen jedoch eingeschränkt, indem nicht schon die erlangte 
Qualification zum Richteramte, sondern erst die hinzutretende 
thatsächliche Ausübung richterlicher Functionen jene Befreiung 
begründet. Letzteres deshalb, weil die Befreiung vom An- 
waltszwange nicht darauf fußt, dass gewisse Personen die Eig- 
nung besitzen, ihr Interesse und Recht auch in schwierigeren 
Rechtssachen ohne den Beistand eines Advocaten zu wahren^ 
denn von diesem Gesichtspuncte aus müssten sonst alle juristisch 
vorgebildeten Personen überhaupt, oder noch weiter alle zur 
Vertheidigung ihrer Interessen concret befähigten Personen vom 
Anwaltszwange befreit werden. Jene Ausnahme gründet sich viel- 
mehr hauptsächlich auf die durch die Berufsübung verbürgte 
besondere Vertrautheit mit den Formen des Rechtsganges, darauf 
also, dass gewissen Personen vermöge ihrer Geschäftskenntnis 
die freie und richtige Bewegung auch in dem complicierteren 
collegialgerichtlichen Verfahren mit seinen etwaigen positiven 
Anforderungen und Formvorschriften zugemuthet werden könne. 
Für das Vorhandensein dieser Geachäftskenntnis bietet erst eine 
entsprechende praktische Verwendung im gerichtlichen Dienste 
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genügende Sicherheit. Da solche Geschäftskenntnis auch den 
Notaren zuzuschreiben ist, wurden auch sie in die Reihe der 
vom Anwaltszwangc befreiten Personen einbezogen. Mit den 
im § 28, Abs. 2 bezeichneten disciplinaren VorftÜlen hört die 
betreffende Person auf, einer besonderen Begllnstigung würdig 
zu sein, |wie sie in der Bestimmung des § 28, Abs. 1 immerhin 
liegt (Regierungsmotive S. 200. In gleicher Weise Urtheil des 
R. G. zu Leipzig, 25. Juni 1887, Fuchsberger S. 141). Eine 
solche Partei, die einen Advocaten als ProcessbevoUmächtigten 
zu bestellen unterlassen hat, müsste als nicht vei*treten behandelt 
werden. Der Art. XXXU Einf.-Ges. ist nicht dahin zu ver- 
stehen, dass die Beamten der Finanzprocuratur die subjective 
Befreiung genießen, nachdem nur die Finanzprocuratur und 
nicht deren Beamten den Advocaten gleichgestellt sind. 

2. Eine die subjective Befreiung vom Anwaltszwange ge- 
nießende Person ist zur Vertretung ihrer Gattin berechtigt und 
bedarf die Gattin keines Anwaltes, weil nach § 91 a. b. G. B. 
dem Manne die Verpflichtung obliegt, die Ehegattin in allen 
VorftÜIen zu veitreten, daher bei Ausübung dieser Pflichten 
dem Gatten nicht aufgetragen werden kann, zur Vertretung 
einen Rechtsfreund zu bestellen (E. d. O. G. U. v. 11. Mai 1887, 
Z. 5532, Nr. 11591). 

Dies muss um so mehr für die eigentlichen gesetzlichen 
Vertreter im Sinne des § 1 (Vater, Vormund, Curator, Gesell- 
schafter , Vorstandsmitglieder , Gemeindevorsteher , Vertreter 
sonstiger juristischer Personen) gelten, als nach § 5 die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes, soweit es selbst nicht unterscheidet, 
über Parteien auch auf deren gesetzliche Vertreter zu beziehen 
sind, und als der § 26 in der Fassung der Regierungsvorlage 
neben den Parteien auch deren gesetzliche Vertreter ausdrück- 
lich aufgezählt hat, der betreffende Absatz zwar nach den Be- 
schlüssen der gemeinsamen Conferenz ausgelassen wurde, jedoch 
nach den Motiven (S. 4) nur deshalb, um auf eine gewisse Straff- 
heit des Textes und zu diesem Zwecke auf Ausscheidung aller 
entbehrlichen Neben- und Zwischenbestimmungen, Aufzählungen, 
beispielsweisen Anführungen und ähnlichem hinzuwirken, das 
weder für das Verständnis des Rechtsatzes noch für dessen An- 
wendung von Belang ist. 

§ 29. Insoweit eine Vertretung durch Advocaten nicht 
geboten ist und der Streitgegenstand an Geld oder Geldeswert 
den Betrag von fünfhundert Gulden nicht übersteigt, kann jede 
eigenberechtigte Person männlichen Geschlechtes zum Bevoll- 
mächtigten h stellt werden. In Streitsachen über fünfhundert 
Gulden sind an Orten, an welchen wenigstens zwei Advocaten 
ihren Sitz haben, nur Advocaten als Bevollmächtigte zuzulassen. 
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Personen, tvelrihe dem Richter als Winkelschreiber bekannt 
sind, dürfen weder zur Verhandlung, noch zu anderen Process- 
handlungen als Bevollmächtigte zugelassen werden. Gegen diese 
Verweigerung der Zulassung ist ein abgesondertes Bechtsmittel 
nicht staithaft. 

1. Das Gesetz unterscheidet zwischen Bevollmächtigten 
im Anwaltsprocesse, welche dem Stande der Advocaten an- 
gehören müssen, und zwischen gemeinen Bevollmächtigten in 
anderen Processen, welche a) männlichen Geschlechtes, b) eigen- 
berechtigt, c) 24 Jahre alt sein müssen und d) nicht Winkel- 
schreiber sein dürfen. Winkelschreiber ist nach der J. M. V. 
vom 8. Juni 1857, Nr. 114 R.-G.-B. derjenige, der, ohne von 
der zuständigen Behörde dazu berechtigt zu sein, es zu seinem 
Geschäftsbetriebe macht, Rechtsurkunden oder gerichtliche Ein- 
gaben in oder außer Streitsachen, wenn auch das Einschreiten 
eines Rechtsfreundes bei denselben gesetzlich nicht vorgeschrieben 
ist, für Parteien zu verfassen oder als Bevollmächtigter derselben 
bei Gericht einzuschreiten, es möge der Bezug eines Entgeltes 
hiebei erwiesen sein oder die gewinnsüchtige Absicht auch nur 
aus der Menge der verfassten Rechtsurkunden oder Eingaben, 
aus häufigen Einschreitungen in der Eigenschaft eines Bevoll- 
mächtigten, aus der Beibringung verstellter Cessionen oder aus 
anderen Umständen mit Grund zu folgern sein. 

Im Bagatellprocesse kann nach § 449 die Ehegattin mit 
Vollmacht ihres Gatten ttir denselben in den Process eintreten. 

2. Neben dem eigentlichen Anwaltsprocesse, in welchem 
die Parteien durch Advocaten vertreten sein müssen, führt der 
Entwurf eine neue Kategorie ein : Rechtssachen, für welche die 
Pflicht der Beiziehung eines Advocaten nur dann besteht, wenn 
und soweit die Parteien die bezüglichen Processhandlungen 
nicht selbst, nicht persönlich vornehmen. Es sind dies die der 
bezirksgerichtlichen Competenz zugewiesenen bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten, in welchen der Streitgegenstand an Geld oder 
Geldeswert den Betrag von 500 fl. übersteigt (Regierungsmotive, 
S. 199). 

Diese Bestimmung wurde in den Entwurf unter der Vor- 
aussetzung aufgenommen, dass die Begrenzung der bezirks- 
gerichtlichen Competenz mit dem Werte von 1000 fl. gesetzlich 
geregelt werde. Nachdem aber der Regierungsentwurf in dieser 
Richtung abgeändert wurde und nach dem Gesetze die Wert- 
grenze der bezirksgerichtlichen Competenz mit 500 fl. festgesetzt 
erscheint, gilt der modificierte Anwaltszwang des § 29 für jene 
Ausnahmsfälle, in welchen gemäß § 49, AI. 2 bis 8, §§ 77, 
Abs. 2, 94, 96 und 104 J. N. ausnahmsweise Streitsachen im 
Werte von mehr als 500 fl. vor einem Bezirksgerichte durch- 
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geführt werden können. In diesen Fällen wird auch diejenige 
Partei, der wegen Unftlhigkeit zur verständlichen Aeußerung 
über den Gegenstand des Streites persönliches Verhandeln nicht 
gestattet werden kann (§ 185), sich eines Advocaten als Ver- 
treter bedienen mtissen (Dr. Friedländer in der Gerichtszeitung, 
1896, Nr. 16). 

§ SO. Advocaten und sonstige Bevollmächtigte haben bei 
der ersten von ihnen in einer Sireitsache vorgenommen^ 
Processhandlung ihre Bevollmächtigung durch eine Urkunde 
(Vollmacht) darzuthun, welche in Urschrift oder in beglaubigter 
Abschrift vorzulegen ist und bei Gericht zuriickbehalten werden 
kann. 

Wenn die Bevollmächtigung mittels einer Privaturkunde 
geschah und gegen deren Echtheit Bedenken entstehen, kann das 
Gericht auf Antrag oder von amtivegen eine gerichtliclie oder 
notarielle Beglaubigung der Unterschrift anordnen, Diese Be- 
stimmung kommt nicht zur Anwerbung, wenn ein dem Gerichte 
bekannter Advocat oder Notar als Bevollmächtigter einschreitet 
und die Echtheit der Unterschrift mit Berufung auf seinen Eid 
bestätigt. Die Anordnung der Beglaubigung kann durch ein 
Rechtsmittel nicht angefochten tcerden. 

Die Erklärung über die ertheilte Bevollmächtigung kann 
vor Bezirksgerichten, wenn die Partei bei einer in der Streit- 
sache anberaumten Tagsatzung mit dem Bevollmächtigten per- 
sönlich vor Gericht erscheint, auch zu gerichtlichem Protokoll 
aufgenommen werden. 

1. Zur möglichen Verhütung von nachträglichen Streitig- 
keiten über den Bestand und die Zulänglichkeit einer Bevoll- 
mächtigung ist es nöthig, dass die Bevollmächtigung schon beim 
ersten Auftreten überzeugend nachgewiesen werde. Aus diesem 
Grunde ist die Vorlage einer schriftlichen Urkunde nicht zu 
entbehren; sie muss in Urschrift oder beglaubigter Abschrift 
dem Gerichte vorgelegt werden, denn eine einfache Abschrift 
kann flir die Beweisfllhrung im allgemeinen nur insoweit ver- 
wertet werden, fJs sie vom Gegner des Beweisfiihrers anerkannt 
wird. Die Anerkennung durch die Gegenpartei kann aber — 
abgesehen davon, dass sie bei Gegenständen der Officialprüfting 
ftir das Gericht nicht unbedingt bindend ist — bei der vor- 
liegenden Aufgabe schon deshalb nicht in Betracht kommen, 
weil die Prüfung der Bevollmächtigung in der Regel zu einer 
Zeit erfolgen muss, in welcher der Gegner des Beweisführers 
noch nicht gehört werden kann (Regienmgsmotive, S. 200). 
Die Bevollmächtigung kann mittels öffentlicher oder Privat- 
urkunde erfolgen, für letztere genügt in normalen Fällen gemäß 
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§ 294 die Unterschrift des Ausstellers oder dessen gerichtlich 
oder notariell beglaubigtes Handzeichen. 

Die Vollmacht ist vorzulegen; die Berufung auf eine in 
den Amtsacten oder in den Händen einer dritten Person erlie- 
gende Vollmacht — auch Generalvollmacht — genügt nicht. 
Die Vorlage hat bei der ersten Processhandlung, welche 
der Bevollmächtigte vornimmt, also bei dem ersten Schriftsatze 
oder der ersten mündlichen Verhandlung, zu erfolgen. Klags- 
und Klagebeantwortungsschriften im Anwaltsprocesse, welche 
den Nachweis der Bestellung eines Advocaten nicht enthalten^ 
sind nach § 37 zurückzuweisen, wenn dieser Mangel nicht 
innerhalb einer unerstreckbaren Frist behohen wird. 

Ist die Originalvollmacht einem Schriftsatze als Beilage 
angeschlossen, der dem Gegner zuzustellen ist, so ist gemäß 
§ 81 eine Abschrift derselben für den Gegner beizuschließen. 
Die Original vollmacht kann bei den Gerichtsacten zurück- 
behalten werden; die Entscheidung darüber steht dem Richter 
(Vorsitzenden des Senates) zu, der über den Schriftsatz oder 
das Protokoll der mündlichen Verhandlung die vorgeschriebene 
ämtliche Verfügung zu treffen hat. 

Wenn der Zweck der Aufbewahrung entfallen ist, sind 
die von einer Partei dem Gerichte übergebenen Schriftstücke 
derselben gemäß § 219 wieder auszufolgen. 

2. Einer Beglaubigung bedürfen ausländische öflFentliche 
und Privatvollmachten nach den darüber bestehenden beson- 
deren gesetzlichen Bestimmungen (§ 304). Inländische Privat- 
Yollmachten bedürfen der Beglaubigung der Unterschrift, wenn 
gegen deren Echtheit von amtswegen oder über Einwendung 
des Gegners Bedenken entstehen. Wenn die Bemerkungen der 
Gegenpartei oder von amtswegen gemachte Bemerkungen einen 
zureichenden Grund bieten, um die Echtheit einer Bevollmäch- 
tigungsurkunde anzuzweifeln, muss das Gericht in der Lage 
sein, sich über die Echtheit einer in Form einer Privaturkunde 
ausgefertigten Vollmacht in einfacher Weise, ohne weitläufigen 
Echtheitsbeweis, Klarheit zu verschaflFen. Dies geschieht durch 
die Anordnung der gerichtlichen oder notariellen Beglaubigung 
der Unterschrift. Einem Zweifel über die Echtheit der Unter- 
schrift wird dann nicht Raum gegeben werden dürfen, wenn, 
ein dem Gerichte bekannter Advocat die Echtheit der Unter- 
schrift unter Berufung auf seinen Eid bekräftigt. Doch will 
selbstverständlich durch den gesetzlichen Ausspruch über das 
der Versicherung eines Advocaten zukommende Maß von Glaub- 
würdigkeit der Nachweis der Unechtheit einer Vollmacht nicht 
ausgeschlossen werden (Regierungsmotive, S. 200). Eine Be- 
glaubigung durch andere Behörden genügt nicht. Kommt der 
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Bevollmächtigte der unanfechtbaren Aufforderung zur Beglau- 
bigung der Vollmacht nicht nach^ so gelten die Bestimmungen 
des §38. 

§ 31. Die einem Advocaien ertheilte Vollmacht zur Pro^ 
cessßhrung (ProcesBvollmacht) ermächtigt kraft Gesetzes: 

1. zur Anbringung und Empfangnahme der Klage und zu 
allen den Rechtsstreit betreffenden Processhandlungen, einschUeä- 
lieh derjenigen, welche durch eine Widerklage, durch eine Wieder- 
aufnähme des Verfahrens, durch den Antrag auf einstweilige 
Verfügungen oder durch eine im Sinne des § 16 erfolgende 
Klagefuhrwng veranlasst werden; 

2, zum Abschlüsse von Vergleichen über den Gegenstand 
des Rechtsstreites, zu Anerkenntnissen der vom Gegner behaupteten 
Ansprüche, sowie zu Verzichtleistungen auf die von der bevoll- 
mächtigenden Partei geltend gemachten Ansprüche; 

3, zur Einleitung der Execution wider den Processgegner, 
zur Vornahme aller im Executionsverfahren auf Seiten des Exe- 
cutionsführers vorkommenden Handlungen und zur Erunrkung 
des Sicherungsverfahrens; 

4. zur Empfangnahme der von dem Processgegner zu er- 
stattenden Processkosien, 

Der Advocat kann die ihm ertheilte ProcessvoUmacht für 
einzelne Ade oder Absdmitte des Verfahrens an einen anderen 
Advocaten übertragen, er kann sich ferner bei Verhandlungen, 
für welche die Beiziehung eines Advocaten gesetzlich vorge- 
schrieben ist, durcJi einen bei ihm in Verwendung stehenden 
substitutionsberechtigten Advocaturscandidaten vertreten lassen 
und auf Grund seiner ProcessvoUmacht für Processhandlungen, 
zu deren Vornahme die Vertretung durch Advocaien nicht ge- 
boten ist, auch andere Stellvertreter bestellen. 

Substitutionsberechtigt sind die im § 15 der Advocaten- 
Ordnung bezeichneten Advocaturscandidaten, falls sie bereits 
die Advocatursprüfung mit Erfolg abgelegt haben und nicht 
eine der im §12, lit c) des Gesetzes vom 1, April 187 2, R.-G.-BL 
Nr. 40, angeführten Disdplinarstrafen wider sie verhängt ist. 
Das Erfordernis der Advocatursprüfung kann auf Ansuchen 
eines Advocaten vom Atisschusse der Advocatenkammer mit 
Zustimmung des Oberlandesgerichtes aus rücksichtswürdigen 
Gründen solchen bei ihm in Verwendung stehenden Advocaturs- 
candidaten erlassen werden, die an einer inländischen Univer- 
sität den juridisdien Doctorgrad erlangt haben und mindestens 
eine einjährige, bei einem Gerichtshofe vollstreckte, civil- und 
strafgerichtliche Praads und eine zweijährige Praxis bei einem 
Advocaten oder bei einer Finanzprocuratur nachzuweisen ver- 
mögen. Die Nachsicht der Advocatursprüfuiu) gilt jedoch nur 
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für die Dauer der Verwendung des Advocaturscandidaten hei 
demjenigen Advocuien, auf dessen Ansuchen sie bewilligt wurde, 

1. Durch die Ertheilung einer als Process vollmacht 
bezeichneten Vollmacht erhält der Advocat im Anwalts- und 
Parteienprocesse, der gemeine Bevollmächtigte im Parteienpro- 
cesse unmittelbar, auch ohne besondere Uebertragung der Be- 
rechtigung zu den einzelnen Handlungen, einen gewissen gesetz- 
lich festgestellten Wirkungskreis, so dass er einer SpeciaivoU- 
macht für einzelne Processhandlungen nicht bedarf. 

Es genügt also sowohl dem Gerichte als dem Gegner zu 
wissen, dass der Advocat von der Partei ermächtigt worden, ftir 
sie im Processe einzuschreiten, um zugleich jeden Zweifel über 
den Umfang dieser Ermächtigung zu unterdrücken und die 
Grenzen des berechtigten Handelns eines Advocaten zu fixieren 
(Regierungsmotive, S. 201). Der Zweifel ob auch Generalvoll- 
machten zulässig seien, wurde beseitigt (Motive des Ausschusses 
des Abgeordnetenhauses, S. 22). 

2. Jene Unbeschränktheit der ProcessvoUmacht besteht 
zunächst in Ansehung aller eigentlichen Processhandlungen 
(§ 26, Anm. 2), der sämmtlichen Schritte, welche die erfolg- 
reiche Geltendmachung des vom Kläger beanspruchten Rechtes 
oder die Vertheidigung gegen die Klage normal fordert und 
mit sich bringt (Regierungsentwurf, S. 201). Dazu gehören 
auch Verzichte auf Processhandlungen, Zurücknahme von Pro- 
cesshandlungen und nach § 90 alle Zustellungen ; femer die 
Verhandlungen über Klageänderungen (§ 235), über Widerklagen 
(§96 J. N.), über eine Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 530), 
über einen Antrag auf einstweilige Verfügungen (§ 389 Exec.-Ord.) 
und über die Hauptintervention (§ 16). 

Die von dem Ausschusse des Abgeordnetenhauses in AI. 3 
aufgenommenen Worte: „und zur Erwirkung des Sicherungs- 
veriahrens" machen diesen Paragraph insofern undeutlich, als 
das Sicherungsverfahren nach den §§ 370 ff. der Executionsord- 
nung sowohl die Execution zur Sicherstellung als die einstweiligen 
Verfiigungen umfasst, für das Sichenmgsverfahren nach § 32 
eine Einschränkung der Vollmacht zulässig, für einstweilige 
Verfügungen aber unzulässig sein soll. Nach der geschilderten 
Entstehungsgeschichte wird sohin imter Sich er ungs verfahren 
die Execution zur Sicherstellung zu verstehen, bei allen 
einstweiligen Verfügungen aber eine Einschränkung der Voll- 
macht unzulässig sein. 

3. Alinea 2 enthält keine Processhandlungen, sondern Dis- 
positivacte, durch welche die Rechtssache während der Verhand- 
lung oder noch vor Beginn des Processes erledigt wird. Zum 
nothwendigen Umfange der einem Advocaten ertheilten Voll- 
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macht müssen allerdings auch solche Rechtshandlungen gezählt 
werden, durch welche eine Rechtssache ohne richterliche Ent- 
scheidung beendigt werden kann. Da jedoch kein Grund vor- 
liegt, einer Partei entgegenzutreten, welche auf die gerichtliche 
Entscheidung nicht verzichten will, so lässt sich der allgemeine 
Grundsatz, dass der Umfang der einem Advocaten ertheilten 
Vollmacht dem Gegner gegenüber nicht mit Wirkung einge- 
schränkt werden könne, auf diese Rechtshandlungen nicht an- 
wenden. Es wurde demnach nach § 32 die Möglichkeit geboten, 
von der einem Advocaten ertheilten Vollmacht die Ermächti- 
gung zur Vornahme solcher Rechtshandlungen auszimehmen (Re- 
gierungsmotive, S. 201). Als solche Rechtshandlungen zählt 
das Gesetz auf: Vergleiche (§ 204 ff.), Vereinbarungen auf den 
Abschluss eines Schiedsvertrages (§ 577), Anerkenntnisse (§ 395) 
und Verzichtleistungen (§ 394). Bei Anerkenntnissen und Ver- 
zichtleistungen versteht sich der zulässige Umfang derselben 
von selbst. Sie dürfen nicht weiter reichen als die Klage. 
Bei Vergleichen war es nothwendig, diesen Umfang näher dahin 
zu bestimmen, dass dieselben über den Gegenstand des Rechts- 
streites nicht hinausgehen dürfen. Die Vollmacht berechtigt 
nicht zu Dispositionen über andere dem Bevollmächtigten hierzu 
nicht zur Verfügung gestellte individuelle Vermögensgegen- 
stände des Machtgebers, auch nicht zu Rechtsgeschäften mit 
dritten aufierhalb des Processes stehenden Personen (Wilmowski, 
S. 154). Die Natur des Vergleiches bringt es aber mit sich, 
dass im Vergleiche eine Geldentschädigung an die Stelle des 
Streitgegenstandes gesetzt werden kann. Ist die Processvoll- 
macht von dem gesetzlichen Vertreter einer Partei ausgestellt, 
so richtet sich die Berechtigung zum Abschlüsse von Vergleichen 
nach der Berechtigung des gesetzlichen Vertretern. 

4. Nicht nur zur Einleitung der Execution, sondern auch 
zur Vornahme aller im Executionsverfahren (einschließlich der 
Execution zur Sicherstellung) vorkommenden Handlungen be- 
rechtigt die ProcessvoUmacht. Zu diesen Handlungen gehört 
auch die Vertretung in den dadurch veranlassten Processen im 
Sinne der §§ 35, 36, 37 Exec.-Ordn., weshalb es zweckdienlich 
erscheint, wenn in den Requisitionsschreiben an das Vollzugs- 
gericht die Processbevollmächtigten namhaft gemacht werden. 
Zur Vertretung der Partei in einer Concursverhaudlung ist aber 
die ProcessvoUmacht nicht genügend. Auch in dieser Richtung 
(bei Vornahme und Durchführung der Execution) ist eine Ein- 
schränkung der ProcessvoUmacht zulässig. Die Einleitung der 
Execution selbst in die Hand zu nehmen oder einem anderen 
Advocaten zu übertragen, kann der Partei nicht verwehrt werden 
(Regierungsmotive, S. 201). 
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5. Zur Empfangnahme des Streitgegenstandes oder zur 
sonstigen Verfügung über denselben ist der Processbevollmäch- 
tigte nicht befugt; das Gesetz ermächtigt ihn nur zur Empfang- 
nahme der Processkosten und schließt eine Beschränkung der 
Vollmacht in dieser Richtung aus (§ 32). 

6. Bezüglich der Bestellung eines Substituten ist zwischen 
dem Anwaltsprocesse und dem Parteienprocesse zu unterscheiden. 
Im Anwaltsprocesse kann sich der ProcessbevoUmächtigte nur 
durch einen Advocaten oder durch einen bei ihm in Ver- 
wendung stehenden substitutionsberechtigten Advocaturscan- 
didaten vertreten lassen. Im Parteienprocesse und bei allen 
Processhandlungen im Anwaltsprocesse, welche vom Anwalts- 
zwange befreit sind (§ 27), ist er bei der Wahl seines Stellver- 
treters nur an die Vorschriften des § 29 gebunden. 

Wenn als Substitut wieder ein Advocat auftreten muss, 
so kann der letzterem durch Uebertragung der Vollmacht ein- 
geräumte Wirkungskreis nicht geringer sein, als derjenige, 
welcher innerhalb des vom Gesetze festgestellten nothwendigen 
Umfanges der einem Advocaten ertheilten Vollmacht liegt. Der 
Substitut wird aber selbst im Anwaltsprocesse nicht immer ein 
Advocat sein müssen, z. B. gleich nicht bei der Vornahme 
einzelner vor einem ersuchten oder beauftragten Richter vorzu- 
nehmenden Processhandlungen. Dann wird auch die Substitutions- 
vollmacht auf das einzelne Geschäft beschi'änkt werden können, 
nicht als eine Processvollmacht im Sinne des Gesetzes anzu- 
sehen sein, sondern sich nach § 33 zu richten haben, das heißt, 
sie wird in BetreflF ihres Umfanges lediglich nach ihrem Tenor 
beurtheilt werden müssen. (Regierungsmotive, S. 201). 

Der Advocat kann die ihm ertheilte Processvollmacht 
jedoch nur für einzelne Acte oder Abschnitte des Verfahrens 
an einen anderen Advocaten übertragen. Bestellt also ein 
Advocat einen anderen Advocaten zu seinem Vertreter, so kann 
dies nicht die Wirkung haben, dass der substituierte Advocat 
als Processbevollmächtigter an die Stelle des Substituentcn 
tritt; dieser letztere, und zwar er allein, bleibt vielmehr trotz 
der Substitution der ProcessbevoUmächtigte der Partei; an ihn 
haben insbesondere nach § 93 die Zustellungen zu erfolgen 
und sein Tod bewirkt (im Anwaltsprocesse) nach § 160 eine 
Unterbrechung des Verfahrens. (Reichsgericht zu Leipzig, 
XL, S. 309). 

7. SubstitutionsberechtigtsindjeneAdvocaturscandidaten, 
welche eine Legitimation des Ausschusses der Advocatenkammer 
ausweisen können (§ 15, Adv.-Ordn.), falls nicht die Disciplinar- 
fltrafe der Verlängerung der Praxiszeit oder des Verlustes des 
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Substitutionsrechtes auf bestimmte Zeit (§ 12c, Disc. -Ges.) 
wider sie verhängt ist. 

Außerdem müssen sie die Advocatursprlifung bestanden 
haben oder neben dem Doctorgrade und einer einjährigen 
Richter- und zweijährigen Advocatenpraxis vom Ausschusse der 
Advocatenkammer mit Zustimmung des Oberlandesgerichtes für 
substitutionsberechtigt erklärt worden sein. 

Diese Beleihung ungeprüfter Advocaturscandidaten mit dem 
Substitutionsrechte kann die Advocatenkammer aus rücksichts- 
würdigen Gründen (Mangel geprüfter Advocaturscandidaten, 
besondere Verhältnisse einzelner Kanzleien) mit Zustimmung 
des Oberlandesgerichtes auf Ansuchen des Advocaten für die 
Dauer seines dienstlichen Verhältnisses in der fraglichen Kanzlei 
ertheilen (Motive der gemeinsamen Conferenz, S. 8) und das 
Gericht wird sich an das betreffende Decret zu halten haben, 
ohne dessen Berechtigung weiter zu prüfen, als dass ein solcher 
Concipient, wie jeder andere, nur für denjenigen Advocaten zu- 
gelassen wird, bei dem er bedienstet ist. 

§ 32. Eine Beschränkung des gesetzlichen Umfanges der 
Processvollmacht hat, auch wenn sie in der Urkunde ausge- 
drückt ist, dem Gegner gegenüber nur insoweit rechtliche Wirkung, 
als die Beschränkung die im § 31, Z. 2 und 3, bezeichneten 
Befugnisse betrifft und dem Gegner besonders bekannt gegeben 
wurde. 

1. Die Bestimmungen des § 32 gelten nur für das Ver- 
hältnis des Machtgebers zu dem Gegner, welches Verhältnis 
das Gericht im Processe allein zu berücksichtigen hat. Das 
Verhältnis des Machthabers zu dem Machtgeber richtet sich 
nach den Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches und ist 
dem Machthaber gegenüber auch jede andere Beschränkung 
der Vollmacht wirksam. 

Jede Processvollmacht, mag sie als solche bezeichnet sein 
oder nur im allgemeinen die Ermächtigung der Partei enthalten, 
für sie im Processe einzuschreiten, mag sie einem Advocaten 
oder einem gemeinen Bevollmächtigten ertheilt sein, darf dem 
Gegner und dem Gerichte gegenüber nur insofern beschränkt 
sein, als es sich um den Abschluss von Vergleichen, um An- 
erkenntnisse und Verzichtleistungen, endlich um Executions- 
schritte (auch um solche zur Sicheratellung) handelt. Außer- 
dem muss der Gegner von dieser Beschränkung besonders 
verständigt worden sein. Die Zustellung einer Abschrift der 
Vollmacht genügt nicht; es wird vielmehr die Verständigung 
mittels besonderen Schriftsatzes oder in der mündlichen Ver- 
handlung zu erfolgen haben. 
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Jede andere Einschränkung der ProcessvoUmacht, sowie 
auch eine zulässige Beschränkung derselben ohne besondere 
Verständigung des Gegners machen die Vollmacht nicht ungiltig^ 
sondern gelten als nicht beigefügt, haben keine rechtliche 
Wirkung. 

§ 33. Personm, welche mcht Advocaten sind, kann die 
Partei entweder eine Processvollmacht ertlieüen, oder sie kann 
dieselben auch nur für einzelne bestimmte Processhandlungen 
bevollmächtigen. 

Umfang, Wirkung und Dauer der Processvollmacht sind 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes, Umfang, Wirkung und 
Dauer einer Vollmacht zu einzelnen Processhandlungen aber, 
soforn im folgenden nichts anderes angeordnet ist, nach dem 
Inhalte dieser Vollmacht und nach den Vorschriften des bürger- 
lichen Hechtes zu beurtheilen. 

Die Bestimmungen des § 33 sind im Parteienprocesse 
und bei den vom Anwaltszwange befreiten Processhandlungen 
des Anwaltsprocesses (§ 27) anwendbar. Der Entwurf räumt 
der Partei das Recht ein, auch den gemeinen Bevollmächtigten 
mit der sonstigen gesetzlichen Wirkung Processvollmacht zu 
ertheilen. Falls aber von dieser gesetzlichen Befugnis nicht 
Gebrauch gemacht wird, muss sich der Umfang der Vollmacht 
nach ihrem, den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes gemäß 
zu interpretierenden Inhalte richten. Selbstverständlich kommen 
hier nicht bloß die Vorschriften des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches (§ 1008), sondern auch des Handelsrechtes (§§42, 47), 
der Wechselordnung (Art. 17) und sonstige einschlägige Be- 
stimmungen des Privatrechtes in Betracht. Infolge der Be- 
stimmungen des § 33, Abs. 2 werden die Befugnisse, welche 
die Partei ihrem Vertreter einräumen will, wo nicht Process- 
vollmacht ertheilt wird, im Inhalte der Vollmachtsurkunde aus- 
drücklich angegeben werden müssen (Regierungsmotive, S. 202). 
Wenn eine Vertretung auf einzelne Processhandlungen nicht 
ausdrücklich beschränkt ist, gilt die Vollmacht als für den 
Umfang des § 31 ausgestellt; wenn einem Advocaten im Anwalts- 
processe eine Vollmacht nur zu einzelnen Processhandlungen 
ertheilt würde, so ist er als nicht bevollmächtigt anzusehen und 
es findet § 38 Anwendung. Die Bevollmächtigung zu einzelnen 
Processhandlungen im Anwaltsprocesse kann daher nur im 
Wege, der Substitution nach § 31 erfolgen. (Vergl. Wilmowski, 
S. 155). 

§ 34. Die auf Grund einer Processvollmacht von dem 
Bevollmächtigten vorgenommenen Processhandlungen haben im 
Verhältnis zur Gegenpartei dieselbe Wirkung, als wenn sie von 
der Partei selbst vorgenommen worden wären. Dies gilt jedoch 



Digitized by V^OOQIC 



- 65 — 

von Geständnissen und anderen thatsächlichen Erklärungen nur 
insoweit, als sie nicht von der miterschienenen Tartei sofort 
widerrufen oder berichtigt werden. 

1. Der § 34 handelt nur von der Processvollmacht. Die 
im Entwürfe vom Jahre 1881 für andere Bevollmächtigte ge- 
troffene gleichartige Bestimmung wurde ausgeschieden ^ ohne 
dass der Gnmd dafür in den Motiven angegeben worden wäre. 
Es gelten iJso für andere Bevollmächtigte die Bestimmungen 
des bürgerlichen Rechts, nach welchen insbesondere auch die 
Wirkung eines Widerrufes oder einer Berichtigung, welche 
nicht auf Geständnisse und thatsächliche Erklärungen einge- 
schränkt erscheinen, zu beurtheilen sein wird. 

Das Princip der Repräsentation des Machtgebers 
durch den Bevollmächtigten (Renaud, § 65ff.) erklärt die 
von dem Bevollmächtigten innerhalb der Grenzen des § 31 vor- 
genommenen Processhandlungen für den Machtgeber verpflichtend. 
Unterlassungen und Versäumnis des Advocaten fallen der Partei 
zur Last. 

2. Das Recht der Partei, sofort zu widerrufen oder zu 
berichtigen, gilt nur für Geständnisse und thatsächliche Er- 
klärungen; andere Processhandlungen kann die Partei weder 
widerrufen noch berichtigen. Es soll nur auf die thatsächliche 
Seite des Processtoffes der erschienenen Partei neben dem An- 
walte und im Widerspruch mit demselben ein Einfluss gestattet 
werden (Wilmowski, S. 156). Perselbe spricht der Partei das 
Widerspruchsrecht auch bezüglich der dispositiven Behandlung 
der Sache, bezüglich der Vergleiche, Verzichte und Anerkennt- 
nisse ab, wohl mit Unrecht, da diese Dispositivacte keine 
Processhandlungen sind (§ 26, Anm. 2) und der § 34 nur von 
Processhandlungen spricht. 

3. Nur die erschienene Partei hat das Recht des Wider- 
rufes und der Berichtigung. Macht sie von diesem Rechte 
Gebrauch, so gilt nur ihre Erklänmg und die gegentheilige des 
Bevollmächtigten ist nicht zu berücksichtigen. Der Widerruf 
oder die Berichtigung muss aber — um berücksichtigt werden 
zu können — sofort erfolgen, ob dieser Vorschrift im einzelnen 
Falle entsprochen wurde, unterliegt der freien Beweiswürdigung. 
Jedenfalls muss die Erklärung der Partei mindestens in der- 
selben Verhandlung erfolgen. Erhebt der Bevollmächtigte 
Widerspruch gegen die Erklärung der Partei, so wird es Sache 
der Processleitung sein, den wahren Sinn der Parteierklärung 
sicherzustellen, welcher sodann auch gegen den Widerspruch 
des Bevollmächtigten gilt. 

4. Ausgeschlossen ist ein Widerruf oder eine Berichtigung 
seitens der Partei betreffs der rechtlichen Seite des Processes 
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nnd betreffs aller Anträge, welche ohnedem immer vom Procesa- 
bevoUmächtigten auszugehen haben. 

§ 35. Die ProcessvoUmacht wird weder durch den Tod 
des Vollmachtgebers ttoch durch eine Veränderung in Betreff 
seiner Frocessßhigkeit oder seiner gesetzlichen Vertretung auf- 
geben. 

Die Rechtsnachfolger des Vollmachtgebers, der für die 
j^rocessun fähig gewordene Partei bestellte gesetzliche Vertreter und 
der an Stelle des bisherigen gesetzlichen Vertreters neu ein- 
tretende gesetzliche Vertreter einer Partei Jcönnen jedoch die 
ProcessvoUmacht jederzeit widerrufen, 

1. Auch der § 35 gilt nur für die ProcessvoUmacht, 
für diese aber sowohl im Anwalts- als im Parteienprocesse ; ein 
abweichender Inhalt hat nach § 32 keine rechtliche Wirkung. 
Die Vollmacht erlischt weder durch den Tod des Vollmacht- 
gebers, noch wenn die processi^hige Partei processunMiig oder 
die processunfähige Partei processf^hig wird (Oberstes L. G. 
für Bayern, Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 73), noch wenn 
eine Veränderung ihrer gesetzlichen Vertretung stattfindet. 
Darunter ist sowohl der Wegfall des bisherigen gesetzlichen 
Vertreters, als der Eintritt eines neuen gesetzlichen Vertreters 
zu verstehen. Der Bevollmächtigte ist verpflichtet, die Ver- 
tretung fortzuführen, der Process wird gemäß der §§ 155, 158 
durch einen solchen Zwischenfall nicht unterbrochen. Eine Ver- 
ständigung des Gegners oder die Einlegung einer neuen Voll- 
macht ist nicht erforderlich. 

Auf den gesetzlichen Vertreter, welcher als Advocat die 
Vertretung der Partei als solcher ohne ProcessvoUmacht führt 
(§ 28), ist § 35 nicht anwendbar. 

2. Durch die Fortdauer der Vollmacht über den Tod oder 
eine Aenderung betreffs der ProcessMiigkeit und der gesetz- 
lichen Vertretung der Partei hinaus, wird das Recht des Wider- 
rufes der Vollmacht weder für den Machtgeber, noch für den 
Machthaber beschränkt, die Zurücknahme der Vollmacht oder 
die Kündigung derselben steht sowohl dem Bevollmächtigten 
als dem Vollmachtgeber oder seinem legitimierten gesetzlichen 
Vertreter oder Rechtsnachfolger jederzeit frei, und ist dies- 
bezüglich, soweit es sich nicht um den Processgegner und das 
Gericht handelt, eine bestimmte Form nicht vorgeschrieben. 

§ 36, Die durch Widerruf oder Kündigung herbeigeführte 
Aufhing der Vollmacht zur Processführung oder zur Vor- 
nahme einzelner Processhandlungen erlangt dem Processgegner 
gegenüber erst dann rechtliche WirksamJceit, wenn ihm das Er- 
löschen der Vollmacht, in Rechtssachen aber, in tvelchen die 
Vertretung durch Advocaten geboten ist, die Bestellung eines 
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anderen Ädvocaten von der Partei angezeigt wird, Diese An- 
zeige hat durch Zustellung eines Schriftsatzes zu geschehen. In 
Bezug auf diese Zustellung gilt die Vorschrift des § 25. 

Nach Kündigung der Vollmacht bleibt der Bevollmächtigte 
noch durch vierzehn Tage berechtigt und verpflichtet, für den 
Vollmachtgä>er zu handeln, soweit dies nöthig ist, um letzteren 
vor Rechtsnachtheüen zu schützen. 

1. Um auch dem Widerrufe und der Kündigung der 
Vollmacht den schädigenden Einfluus auf die Processerledigung 
thunlichst zu benehmen und namentlich, um den Missbrauch 
solcher Acte zum Zwecke der Processverzögerung zu verhüten, 
wurde im § 36 bestimmt, dass die Wirksamkeit solcher Acte 
nicht bloß von der Kenntnis des Processgegners, sondern, so- 
fern die Advocatenvertretung eine gesetzlich gebotene ist, auch 
noch überdies von der vollzogenen Bestellung eines anderen 
Vertreters abhängt (Regierungsmotive, S. 202). 

Der Advocat bleibt im Anwaltsprocesse dem Gegner und 
dem Gerichte gegenüber so lange Processbevollmächtigter, als 
nicht seine Partei einen anderen Ädvocaten als ihren Process- 
bevollmächtigten dem Gegner namhaft macht. Er gilt kraft 
Gesetzes als bis dahin bevollmächtigt und erfolgen auch* bis 
dahin wirksam an ihn die Zustellungen (Reichsgericht Leipzig, 
IV., S. 415). Die Unwirksamkeit der Kündigung der Voll- 
macht dem Gegner gegenüber hindert jedoch nicht die Vor- 
nahme von Processhandlungen durch einen anderen Anwalt 
(O. L. G. Hamburg, Fuchsberger, S. 146). 

2. Die Anzeige hat durch Zustellung eines Schriftsatzes 
zu erfolgen, welche bei Gerichtshöfen der Vorsitzende des Senates 
verfügt. Der Schriftsatz muss im Anwaltsprocesse gemäß § 75 
von dem neuen Bevollmächtigten unterfertigt sein, dessen Voll- 
macht gemäß § 30 gleichzeitig in Urschrift oder beglaubigter 
Abschrift vorzulegen ist. 

3. Absatz 2 ist der Advocatenordnung entnommen, deren 
§ 11 die gleiche Bestimmung enthält, welche nunmehr auf ge- 
meine Bevollmächtigte ausgedehnt erscheint. 

Die Vorschrift ist nur bei einer Kündigung der Voll- 
macht seitens des Bevollmächtigten (§ 1021 a. b. G. B.\ nicht 
aber bei einem Widerrufe derselben seitens des Vollmacht- 
gebers (§ 1020 a. b. G. B.) anwendbar und betrifft lediglich das 
interne Verhältnis zwischen dem Vollmachtgeber und dem Be- 
vollmächtigten. Eine Versäumung der Verpflichtung macht den 
Machthab^ nach bürgerlichem Rechte verantwortlich. 

Die vierzehntägige Frist ist nach § 11 Adv.-Ordn. von 
der Zustellung der Kündigung an zu rechnen. Nach Ablauf 
dieser 14 Tage ist der Bevollmächtigte zum Schutze der Partei 
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nicht mehr verpflichtet. Die Partei aber gilt, wenn sie keinen 
neuen Advocaten bestellt und dem Gegner angezeigt hat, noch 
als durch den früheren Advocaten vertreten, daher alle nun- 
mehr entstehenden Säumnisse ihr zur Last fallen und die ge- 
setzlichen Säumnisfolgen nach sich ziehen (Friedländer, Gerichts- 
zeitung, 1896, Nr. 16). 

Die Berechtigung und Verpflichtung des Bevollmächtigten 
geht nur so weit, als der Vollmachtgeber durch Unterlassungen 
einen Rechtsnachtheil erleiden könnte. Dies zu beurtheilen, 
muss dem Bevollmächtigten überlassen werden und das Gericht 
ist nicht berechtigt, irgendwelche Processhandlungen des ab- 
tretenden Machthabers deshalb nicht zuzulassen, weil es die- 
selben nicht für dringend hält. 

§ 37. Das Gericht hat den Mangel der VoUffuxcht in 
jeder Lage df^s Eechtsstreites von amtswegefi zu berück- 
sichtigen. 

Im Amvaltsprocesse überreichte Klage- und Klagebeant- 
wortungsschriften, welche den Nachweis der Bestellung eines 
Advocaten nicht enthalten, sind vom Vorsitzenden des Senates, 
dem die Rechtssache zugewiesen ist, zurückzuweisen, wenn die 
Partei nicht innerhalb einer ihr vom Vorsitzenden zu bestimmen- 
den Frist einen Advocaten bestellt und denselben dem Gerichte 
unter Vorlegung der Vollmacht namhaft macht. Eine Ver- 
längerung dieser Frist ist nicht zulässig. 

1. Wenn jemand statt einer Partei als deren Bevollmäch- 
tigter einschreitet, so hängt die Giltigkeit des Verfahrens und 
der auf Grund desselben gefällten Entscheidungen davon ab, 
dass der Auftretende in der That bevollmächtigt worden sei 
und die ihm ertheilten Befugnisse sich auf die vorgenommenen 
Handlungen erstrecken. Da es nun im öfl*entlichen Interesse 
liegt, das Vorkommen nichtiger Verfahren und nichtiger Ent- 
scheidungen zu verhüten, kann die Prüfung einer behaupteten 
Bevollmächtigung nicht ausschließlich vom Parteiwillen abhängig 
gemacht werden; sie muss vielmehr von amtswegen erfolgen, 
und zwar muss sowohl geprüft werden, ob eine giltige Voll- 
macht überhaupt bestehe, als auch, ob eine solche im einzelnen 
Falle als zureichend angesehen werden könne. 

Ein ähnlicher Gedanke, wie er der Bestimmung des § 6, 
Abs. 2 zugrunde liegt, führt zur Vorschrift des § 37, Abs. 2. 

Der Zurückweisung von Schriftsätzen wegen mangelnder 
Vertretung hat auch im Anwaltsprocesse die richterliche Auf- 
forderung zur Sanierung des Mangels vorauszugehen. Die Vor- 
schrift correspondiert zugleich mit der Bestimmung des § 89, 
Abs. 1, wodurch dem Gerichte in Ansehung aller Form gebrechen, 
die üben'eichten Schriftsätzen etwa anhaften, zur Pflicht gemacht 
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wird, deren Beseitigung von amtswegen anzuordnen (Regierungs- 
motive, S. 202). 

2. Die Bestellung eines Advocaten ist gemäß § 30 durch 
Vorlage der Vollmacht nachzuweisen, die Fertigung der 
Klage durch den Advocaten im Sinne des § 75 ersetzt den 
Nachweis der Vollmacht nicht. 

Gegen den Auftrag zum Nachweise der Vollmacht ist 
gemäß § 84 ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig, weil 
es- sich um einen Formmangel des Schriftsatzes handelt. 

Erst die Zurückweisung der Klage nach fruchtlosem Ab- 
lauf der Frist zur Vorlage der Vollmacht ist im Recurswege 
anfechtbar. 

Sofern die Vorschriften . des § 38 nicht zur Anwendung 
kommen, hat das Gericht Processhandlungen Nichtbevollmäch- 
tigter jederzeit abzulehnen. 

Erscheint bei der mündlichen Verhandlung für die Partei 
ein Bevollmächtigter, welcher die Vollmacht nicht vorzulegen 
vermag, so kann gemäß § 402 ein Versäumnisurtheil nicht 
erlassen werden, weil auch der Bevollmächtigte nach § 39 wie 
die Partei zu behandeln ist, die Tagsatzung aber von amts- 
wegen auf angemessene Zeit erstreckt werden muss, wenn die 
Partei eine von amtswegen zu berücksichtigende Nachweisung 
bei der Tagsatzung nicht zu erbringen vermag. 

Zur neuen Tagsatzung wird die Partei selbst zu laden 
und zur Nachweisung der Vollmacht aufzufordern sein, widrigens 
bei der neuen Tagsatzung ohne Rücksicht auf das Erscheinen 
des nicht durch eine Vollmacht nachgewiesenen Machthaber 
das Versäumnisurtheil zu fkllen ist. 

§ 38, Wer für eine Partei, ohne die erfolgte Bevoll- 
mächtigung nachweisen zu können, behufs Vornahme einzelner 
dringlicher Processhandlungen einschreiten will, lann nach Er- 
messen des Gerichtes entweder gegen vorgängige Sicherheitsleistung 
für Kosten und Schäden, oder auch ohne solche Sicherheits- 
leistung als Bevollmächtigter einstweilen zugelassen werden. 

Das Gericht hat zugleich die nachträgliche Vorlage einer 
zu jenen Processhandlungen berechtigenden Vollmacht oder die 
Beibringung der Genehmigung der Partei anzuordnen und bis 
zum Ablaufe der hiefür bestimmten Frist mit der zu erlassen- 
den Entscheidung oder Verfügung inne zu halten. Nach fruchte 
losem Ablauf der Frist ist ohne Rücksicht auf jenes Ein- 
schreiten vorzugehen ; der Gegner hat Anspruch auf Ersatz- 
der durch die einstweilige Zulassung verursachten Kosten und 
Schäden. 

Mit Ausnahme des Beschlusses über den Ersatz der Kosten 
und Schäden können die im Sinne der vorstehenden Absätze 
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ergehenden gerichtlnhen Beschlüsse durch ein abgesondertes 
Eechtsmittel nicht angefochten werden. 

1. Wenn es znr Abwendung von drohenden Nachtheilen 
erforderlich oder angemessen erscheint, soll das Processgericht 
dringende Processhandlungen auch durch Personen vornehmen 
lassen können, welche namens einer Partei als Bevollmächtigte 
einschreiten, ohne jedoch' ihre Bevollmächtigung zur Zeit in 
zureichender Weise darthun zu können (Regierungsmotive, S. 202). 
Ob die vorzunehmende Processhandlung dringlich ist und ob 
die einschreitende Person zuzulassen ist, hat das Gericht nach 
freiem Ermessen zu bestimmen. Es ist gleichgiltig, ob nur der 
Mangel des Nachweises der Vollmacht vorliegt, oder ob eine 
Geschäftsführung ohne Auftrag beabsichtigt wird; maßgebend 
ist, dass die Partei ihre Rechte selbst nicht wahrnehmen kann^ 
und dass eine andere Person für sie eintreten will. 

2. Die Gestattung des einstweiligen Auftretens nicht be- 
vollmächtigter Personen gibt umsoweniger zu Bedenken Anlass^ 
als es dem Gerichte ermöglicht ist, einer zu besorgenden Ge- 
fährdung der Parteien durch Anordnung einer Sicherheitsleistung 
zu begegnen (Regienmgsmotive, S. 202). Die Entscheidung 
darüber ist gleichfalls dem Ermessen des Gerichtes überlassen. 
Die Sicherheitsleistung ist eine solche für Kosten und Schäden, 
also nicht für die Streitsache selbst. 

Wenn die Zulassung von einer Sicherheitsleistung ab- 
hängig gemacht wird, hat diese der beabsichtigten Process- 
handlung voranzugehen. Dieselbe hat nach Vorschrift des 
§ 56 zu erfolgen. Es ist sohin vor Gestattung der Process- 
handlung eventuell eine Frist zur Leistung der Sicherheit zu 
bestimmen. 

3. Es kann sich hiebei aber nur um ein einstweiliges 
Einschreiten handeln. Daher muss es jedenfaUs vor Erlassung 
einer meritorischen Entscheidung außer Zweifel gesetzt sein, ob 
das Einschreiten dem Willen der vertretenen Partei entspreche. 
Das führt zur Forderung der nachträglichen Vorlage einer ent- 
sprechenden Vollmacht und zur nachträglichen Beschaffung der 
Genehmigung der vertretenen Partei (Regierungsmotive, S. 202)- 

Das Gericht hat, wenn es die Vertretung zulässt, eine an- 
gemessene Frist zu bestimmen, binnen welcher die Vollmacht 
oder die Genehmigung der Pdttei beizubringen ist, worüber bei 
Gerichtshöfen der Senat zu entscheiden hat. Diese Frist kann 
aus den im § 128 angeführten Gründen verlängert werden und 
sind die zur Rechtfertigung geltend gemachten Gründe über 
Verlangen des Gerichtes glaubhaft zu machen (§ 274). Der 
Antrag auf Verlängerung der Frist muss gemäß § 128 vor Ab- 
lauf der Frist bei Gericht angebracht werden und es ist vor 
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Bewilligang der wiederholten Verlängerung der Frist der Gegner 
zu hören. Ueber die angestrebte Verlängerung der Frist hat bei 
Gerichtshöfen gemäß § 140 der Vorsitzende des Senates zu 
entscheiden. Die erste Fristverlängerung, welche die Dauer 
der ursprünglichen Frist nicht tiberschreitet, kann durch ein 
Rechtsmittel nicht angefochten werden. Ueberschreitet aber 
die erste Frist die Dauer der ursprünglichen, oder werden wei- 
tere Fristen bewilligt oder Fristgesuche abgewiesen, so steht 
gegen diese Beschlüsse nach § 141 das Rechtsmittel des Re- 
curses zu, dem jedoch, wenn der Vorsitzende des Senates den 
anzufechtenden Beschluss gefasst hat, nach § 516 der Antrag auf 
Abänderung dieses Beschlusses durch den Senat vorauszugehen hat. 

Bis zum Ablaufe der Frist oder bis zur Vorlage der Voll- 
macht oder Genehmigung — wenn diese früher erfolgt — ist 
mit der Entscheidung oder Verfügung über die zugelassene Pro- 
cesshandlung inne zu halten. Ist also ein Schriftsatz ein- 
gebracht, so ist mit dessen Erledigung, ist die mündliche Ver- 
handlung durchgefllhrt, so ist mit der Endentscheidung oder 
dem Beweisbeschlusse zu warten. 

Nach fruchtlosem Ablauf der Frist gilt die Vollmacht 
oder Genehmigung als verweigert und die Processhandlung des 
einstweilen Zugelassenen gilt als nicht existent. 

Ist zur Beendigung der Rechtssache eine neuerliche münd- 
liche Verhandlung noth wendig, so kann bei dieser oder bis 
zu derselben die Bevollmächtigung oder Genehmigung noch 
immer nachgetragen werden (§ 145). Eine neuerliche Zulassung 
des nicht ausgewiesenen BevoUmächtigten gegen Nachtrag der 
Vollmacht erscheint jedoch unzulässig. 

4. Der Gegner hat Anspruch auf Ersatz der durch die 
einstweilige Zulassung verursachten Kosten und Schäden. Ge- 
nehmigt die Partei die Processhandlung, so fallen diese Kosten 
unter die Processkosten. Wird durch den mangelnden Nach- 
weis der Bevollmächtigung oder Genehmigung das Einschreiten 
des einstweiligen Vertreters wirkungslos, so ist dieser zuj dem 
Ersätze der Kosten zu verfUllen, mag die Partei den Mangel 
der Legitimation auch selbst verschuldet haben; denn auch die 
Sicherheitsleistung wird nicht von der Partei sondern von ihrem 
Vertreter verlangt (Motive der gem. Conferenz, S. 7). 

5. Ob die Zulassung eines einstweiligen Vertreters nach 
Lage der Sache opportun und erforderlich, wird in der Regel 
nur das Processgericht vollständig beurtheilen können. Die 
Einlegung von Rechtsmitteln würde schon deshalb meistens 
ihren Zweck verfehlen, weil die einstweilige Zulassung dringende 
Prbcesshandiungen betriflft. Es wird daher ein abgesondertes 
Rechtsmittel gegen die über solche Fragen ergehenden rich- 
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terlichen Beschlüsse versagt werden können (Regierungsmotive, 
S. 202). 

§ 39. Soweit dieses Gesetz nicht tmierscJieidet, sind dessen 
Bestimmungen über die Parteien auch auf deren Bevollmäditigte 
zu beziehen. 

Fünfter Titel: Processkosten. 

§ 40. Jede Partei hat die durch ihre Processliandlungen 
verursachten Kosten zunächst selbst zu bestreiten. Die Kosten 
solcher gerichtlicher Handlungen, welche von beiden Parteien ge- 
meinscJiaftlich veranlasst oder vofu Gerichte im Interesse beider 
Parteien auf Antrag oder von amtswegen vorgenommen werden, 
sind von beiden Parteien gemeinschaftlich zu bestreiten. 

Inwieferne den Parteien ein Anspruch auf Ersatz der von 
ihnen bestrittenen Kosten zusteht, ist, soweit dieses Gesetz nicht 
besondere Anordnungen enthält, nach den Bestimmungen dieses 
Titels zu beurtheilen. 

1. Der im § 40 aufgestellte Grundsatz betrifft nicht das 
Verhältnis der einen Partei zu ihrem Gegner; nicht die dem 
Gegner verursachten Kosten einer Processhandlung hat die Partei 
zunächst selbst zu tragen, sondern nur die eigenen, also außer 
ihren eigenen Barauslagen für Zureise, Zehrung u. s. w. die Stem- 
pel- und anderen Staatsgebüren, die Entlohnung ihres Bevollmäch- 
tigten, die Gebüren abgeordneter gerichtlicher Beamten und 
Diener, von Vollstreckungsorganen, Zeugen und Sachverstän- 
digen, die Kosten der gerichtlichen Anfertigung von Protokoll- 
äbschriften und Beilagenabschriften sowie von Rubriken, die 
Kosten der noth wendigen Verlautbarungen. 

Soweit diese Kosten dem* Gerichte bar zu bezahlen sind, 
haften gemäß H. D. v. 15. Jänner 1825, Nr. 2066 J. G. S. sämmt- 
liche Advocaten und Sachwalter für dieselben, wenn sie nur 
ein Gesuch unterschrieben haben. 

Die zur Zeit bestehenden Anordnungen über die Be- 
stimmung der Zehr- und Ganggelder und der Zustellungsgebüren 
sowie die Regelung des Verfahrens bei Vorschreibung und Ein- 
hebung dei'selben bleiben gemäß Art. XXXIV des Einführungs- 
gesetzes in Geltung. 

Die Vorschriften über' die Zustellungsgebüren betreffen 
die folgenden Paragraphen des M. V. v. 3. Juli 1854, Nr. 169 
R.-G.-Bl. 

§ 14. Die Dienerschaft der Gerichtshöfe I. Instanz, dann 
der abgesondert bestehenden Bezirksgerichte hat nach Um- 
ständen, wenn sie im Auftrage des Amtsvorstandes im Dienste 
außerhalb des Amtsortes verwendet wird, Gang- und Zehr- 
gß'der oder auch Zustellungsgebüren anzusprechen. Der Amts- 
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vorstand ist dafür verantwortlich, dass das Dienstpersonal zu 
dienstlichen Anssendangen nicht ohne Nothwendigkeit, sondern 
nur dann verwendet werde , wenn es die Gesetze , z. B. bei 
gewissen gerichtlichen Amtshandlangen und Zustellungen vor- 
schreiben, oder die sonst etwa zu Gebote stehenden Zustellungs- 
mittel, z. B. der Post, der Gemeindeboten u. dgl., wegen be- 
sonderer Dringlichkeit oder wegen der eigenthümlichen Art des 
zu vollziehenden Auftrages nicht benützt werden können. 

§ 15, Das Ganggeld darf nur dann aufgerechnet werden, 
wenn die Entfernung des Ortes, wohin sich der Diener zu be- 
geben hat, vom Amtssitze mehr als eine halbe Meile (3*8 Kilo- 
meter) ausmacht und nur in dem Maße, als nicht auf dem 
Hin- und Rückwege eine Fahrgelegenheit, die der Diener be- 
nützen kann, in Aufrechnung kommt. Das Ganggeld beträgt 
23 7i Kreuzer für jede Myriameter des Hin- und Rück- 
weges. Hat der Diener auf einer Aussendung mehrere Auf- 
träge an verschiedenen Orten zu besorgen, so gebürt das Gang- 
geld nach der ganzen in gehöriger Ordnung zurückgelegten 
Wegstrecke. Für die nicht eine Viertelmeile (2 Kilometer) be 
tragenden Bruchtheile eines Weges wird nichts vergütet. 

§ 16. Das Ganggeld gebürt der Dienerschaft: b) Bei 
bürgerlichen Rechtsangelegenheiten des streitigen und nicht 
streitigen Richteramtes, insofern es sich nicht bloß um Zu- 
stellungen (§21) handelt. 

§ 17. Das Zehrgeld ist, wenn der Gehalt des Dieners 
wenigstens 315 11. jährlich beträgt, mit täglichen vierundachtzig 
Elreuzem, und wenn dies nicht der Fall ist, mit täglichen 
sechsundfünfzig Kreuzern zu berechnen. 

§ 18. Das Zehrgeld kann der Diener aufrechnen, wenn 
er a) bei Vollziehung eines ämtlichen Auftrages in einer an- 
deren dienstlichen Aussendung über Nacht ausbleiben muss^ 
oder b) einen auf Commission ausgesendeten Beamten zu ber 
gleiten hat. In diesem Falle wird dem Diener, wenn er das 
Transportmittel des Beamten mitbenutzen kann (§ 7), kein Gang- 
geld bewilligt. — Das Zehrgeld ist auch bei einer einmaligen 
Uebemachtung für zwei Tage zuzugestehen (J. M. E. v. 29. April 
1863, Z. 3543^. 

§ 19. Die Gang- und Zehrgelder der Diener werden vom 
Amtsvorstande adjustiert und der Dienerschaft nach verrichtetem 
dienstlichem Auftrage aus dem Amtsverlage (§ 28) bezahlt. Die 
hierüber nach einem eigenen Formulare geführte Consignation, 
welche auch die Empfangsbestätigung des Dieners zu enthalten 
hat, ist der Verlagsrechnung anzuschließen. 

§ 21. Wenn in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten in 
oder außer Streitsachen von der Dienerschaft (§ 14) Zu- 
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stellangen aafler dem Amtsorte vorzunehmen sind, so ist fUr 
jede einzelne in einer Entfernung von mehr als einer halben 
Meile (3*8 Kilometer) vom Amtsorte besorgte Zustellung, ohne 
weitere Unterscheidung der zurückgelegten Wegstrecke, eine 
ZustellungsgebUr von zehn Kreuzern (17^2 Kreuzern) zu Händen 
des zustellenden Dieners zu entrichten. Ist in den Fällen b 
and c des § 16 zugleich eine, die nämliche Amtshandlung oder 
denselben ämtlichen Auftrag betreffende ZusteUung zu besorgen, 
so darf dafür eine besondere Zustellungsgebür neben dem Gang- 
gelde nicht gefordert werden. 

§ 22. Die zu entrichtende Zustellungsgebür ist sowohl 
im Zustellungsbuche, als auch auf dem zuzustellenden Schrift- 
stücke ersichtlich zu machen; auf letzterem hat der Diener 
auch den Empfang zu bestätigen und auf Verlangen der zahlen- 
den Partei auch eine besondere Empfangsbestätigung auszustellen. 

§ 23. Die eingehobenen Zustellungsgebüren sind von der 
Dienerschaft an den Amtsvorstand oder einen von ihm hiezu 
bezeichneten Beamten abzuführen und werden monatlich oder 
auch in kürzeren Zeitabschnitten nach der Bestimmung des 
Amtsvorstandes untei* die in diesem Geschäfte verwendeten 
Diener unter billiger Bedachtnahme auf das Verhältnis ihrer 
Verwendung vertheilt. 

§ 24. Die Vergütung der Commissions- und Reisekosten 
der Beamten, dann der Zehr- und Ganggelder und endlich der. 
Zustellungsgebür flir alle über eine Eingabe oder ein andere» 
ämtliches Anbringen erilossenen Erledigimgen, selbst wenn deren 
Zustellung nicht vollständig bewirkt werden konnte, obliegt in 
der Regel derjenigen Partei oder deren Bevollmächtigten, 
welche durch ihr Einschreiten die behördliche Erledigimg oder 
Anordnung veranlasst hat, unbeschadet des allfUUigen Anspi*uches 
auf Rückersatz an die Gegenpartei oder an einen Dritten. 
Wird eine Eingabe jemanden um seine Aeußerung mitgetheilt, so 
ist die Gebür für die Zustellung der über die Aeußerung er- 
gehenden Erledigung von derjenigen Partei, welche durch ihre 
Eingabe die Aeußerung veranlasst hat, einzuheben. Bei gericht- 
lichen Zustellungen in nicht streitigen Angelegenheiten trifft die 
Zahlung der Zustellungsgebür, wenn der Erlass über ein Ein- 
schreiten erfolgt ist, worin die Partei kein auf den eigenen 
Vortheil gerichtetes Begehren gestellt, sondern nur das Interesse 
eines Dritten bezweckt hat, denjenigen, zu dessen Vortheil das 
Einschreiten gemacht wurde. 

§ 25. Die Finanzprocuraturen sind in den ihrer Ver- 
tretung zugewiesenen, nicht den Staatsschatz betreffenden An- 
gelegenheiten, und insofern es sich um Zustellungen in Civil- 
rechtssachen handelt, auch in den, den Staatsschatz betreffenden 
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Angelegenheiten gleichfalls zu den, den Parteien obliegenden 
Zahlungen verpflichtet. 

§ 27. Wird eine andere Behörde um eine Amtshandlung 
ersucht, ftir welche deren Beamte, Diener oder Diumisten 
eine Vergütung an Commissions- oder Reisekosten, an Zehr- 
geldern, Ganggeldem oder Zustellungsgebüren anzusprechen 
haben, so werden die, den Beamten, Diumisten und Dienern 
gebürenden Beträge, insofeme sie nicht sogleich von den Parteien 
den Dienern zu vergüten sind, aus dem Amtsverlage der requi- 
rierten Behörde vergütet, ohne Unterschied, ob sie selbst oder 
die requirierende Behörde die allfälligen Ersätze der Partei 
ftar das Aerar einzuheben hat. Kommen solche Auslagen bei 
Amtshandlungen vor, die auf Ersuchen ausländischer Behörden 
vorgenommen werden, so ist die ausländische Behörde um die 
Berichtigung der, aus dem Amtsverlage vergüteten Gebüren zu 
ersuchen und der eingehende Ersatz für das Aerar zu verrechnen. 

§ 28. Jeder Gerichtshof erster Instanz, dann die Bezirks- 
gerichte werden zum Behufe der vorschussweisen und reellen 
Vergütung der Commissions- und Reisegebüren der Beamten, 
der Zehrgelder der Dienerschaft und der Diumisten und der 
Ganggelder der Diener und zum Behufe der Vorschussleistung 
f&r Zustellungsgebüren (§26) mit einem besonderen Amtsverlage 
auf Reisekosten und derlei Gebüren, gegen Empfangsbestätigung 
des Amtsvorstandes, versehen» Der Amtsvorstand ist berechtigt, 
wenn der Verlag bis auf ein Drittheil des ursprünglichen Be- 
trages erschöpft ist, die Ergänzung desselben anzusuchen. Ueber 
den Amtsverlag hat der Amtsvorsteher halbjährig die ordnungs- 
mäßig instruierte Rechnung zu legen. Nach erfolgter Cen- 
surierung der Rechnung wird die zur Ergänzung des Verlages 
auf seine ursprüngliche Höhe erforderliche Summe aus der be- 
treffenden Staatscasse als zahlbar angewiesen. Die Zahlung er- 
folgt gegenwärtig aus dem allgemeinen Amtsverlage (J.M. E. 
vom 30. November 1865, Z. 10377). 

§ 29. Verweigert eine zahlungspflichtige Partei die Be- 
richtigung der ihr nach dieser Verordnung aufgerechneten Be- 
träge aus unstatthaften Gründen, oder ist die unmittelbare Ein- 
hebung von derselben nicht zu bewerkstelligen, so ist sie zur 
Zahlung der schuldigen Gebüren binnen einer kurzen Frist 
unter Androhung der Execution aufzufordern. Nach fruchtlosem 
Ablaufe dieser Frist ist gegen die säumige Partei, wenn es 
sich um in politischen Angelegenheiten aufgelaufene Gebüren 
handelt, nach dem § 3 der M. V. vom 20. April 1854 vorzu- 
gehen, und wenn es sich um Gebüren in gerichtlichen Ge- 
schäften handelt, die PfUndung und Schätzung der zur Deckung 
des Ausstandes genügenden Fahrnisse vorzunehmen, die Ver- 
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äußerung derselben bei der nächsten gerichtlichen E'eilbietung 
anzuordnen^ and aus dem Erlöse der Ausstand sammt den all* 
fälligen Executionskosten zu berichtigen. 

Nach der M. V. vom 19. December 1858, Nr. 1 R.-Ö.-Bl. 
f. 1859, ist bei Zustellungen in einer Entfernung von mehr als 
einer halben Meile (38 Kilometer) vom Amtsorte die Zustellungs- 
gebür mit 17 Yg Kreuzern und zwar für jedes zugestellte Exem- 
plar des Actes, wenn aber mit einer Zustellung zugleich eine 
Amtshandlung in Sachen derselben Partei erfolgt, keine Zu- 
Ätellungsgeblir, sondern nur das Ganggeld zu entrichten. 

Das Ganggeld beträgt 23 7, Kreuzer für jeden Myriameter 
des Hin- und Rückweges. Für die nicht 2 Kilometer betragen- 
den Bruchtheile des Weges wird bei einer infolge des dritten 
Absatzes des^§ 15 vorgenommenen Berechnung der Wegesstrecke 
nichts vergütet (M. V. v. 28. Juni 1876, Nr. 97 R.-G.-BL). 

In jenen Fällen, in denen die durch die Vornahme von 
Realexecutionen erwachsenen Auslagen zunächst von dem 
Aerar zu tragen sind, haben die diesfUUigen Aufrechnungen 
particularmäßig zu erfolgen, sind mit der Bestätigung des Amts- 
vorstandes vor der Auszahlung von dem Rechnungsdepartement 
zu adjustieren (J. M. E. v. 13. Jänner 1873, Z. 16665). 

2. Ohne Anspruch 'auf Rückersatz hat die Partei nach- 
folgende Kosten zu tragen oder zu bezahlen: die durch Zwischen- 
fälle entstandenen Kosten (§ 48), die Mehrkosten, welche durch 
die Zustellung unter Advocaten entstehen (§ 113), die Kosten 
der Verlängerang einer Frist oder Erstreckung einer Tagsatzung 
(§ 142), die Kosten der Wiedereinsetzung (§ 154), der steno- 
graphischen Aufzeichnung einer Beweisaufnahme (§ 280), die 
Mehrkosten der Ladung von Zeugen vor das erkennende Gericht 
(§328). 

3. Von dem Grundsatze, dass die Partei die durch ihre 
Processhandlungen verursachten Kosten zunächst selbst zu be- 
streiten habe, macht das Gesetz folgende Ausnahmen: 

Die Bestellung des gemeinschaftlichen Zustellungsbevoll- 
mächtigten für säumige Streitgenossen erfolgt nach § 97 auf 
deren Kosten. 

Die Kosten einer durch Nichterscheinen beider Parteien 
vereitelten Tagsatzung trägt nach § 142 jede Partei zur Hälfte. 

Der Bevollmächtigte, der durch ungehöriges Benehmen 
die Erstreckung einer Tagsatzung veranlasst hat, trägt die Kosten 
der vereitelten Tagsatzung und der Erstreckung (§ 200). 

§ 41. Die in dem Bechtsstreite vollständig unterliegende 
Partei hat ihrem Gegner, soioie dem diesem beigetretenen Neben- 
intervenienten alle durch die Processführung verursachten, jsur 
zwecientsprechenden Bechtsverfolgung oder Rechtsveriheidigung' 
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noihwendigen Kosten sa ersetzen. Welche Kosten aU nothwendig 
anzusehen sind, hat das Gericht bei Feststellung des Kostenbe- 
trages ohne Zulassung eines Beweisverfahrens nach seinem von 
sorgfältiger Würdigung aller Umstände geleiteten Ermessen zu 
bestimmen. 

Soweit das Maß der Entlohnung des Advocaten oder sonst 
die Höhe der Kosten durch Tarife geregelt ist, hat die Fest- 
Stellung des Kostenbetrages nach diesen Tarifen zu geschehen. 

Die Vorschriften des ersten Absatzes gelten insbesondere 
auch hinsichtlich der Kosten, welche durch die Zuziehung eines 
nicht am Sitze des Procespgerichtes oder des ersuchten Richters 
wohnenden Advocaten entstanden sind. Die Kosten^ welcJie da- 
durch verursacht wurden, dass für die nämliche Partei mehrere 
Advocaten beigezogen wurden, sind jedenfalls nur insoweit zu 
erstatten, als sie die Kosten der Beiziehung eines Advocaten nicht 
übersteigen, oder als in der Person des Advocaten ein Wechsel 
eintreten musste. 

1. Gegenstand der Erstattungspflicht sind die durch den 
Process entstandenen Kosten der Partei, ohne Rücksicht darauf, 
ob dieselben an das Gericht oder einen anderen Zahlungsem- 
pfänger gezahlt sind. Außerhalb des Processkostenersatzes 
liegen Schadensansprüche, deren Fundament nicht allein durch 
die Thatsache des Obsiegens im Rechtsstreite, sondern durch 
weitere Umstände begründet wird. Solche Forderungen sind 
in besonderem Processe zu verfolgen (Motive der Civilprocess- 
ordnung für das deutsche Reich, S. 111 fl*.). 

Die Vorschrift betrifft daher nur die Processkosten, 
d. h. die zur Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung im 
Rechtsstreite aufgewendeten Kosten, welche als Accessorium des 
Streitgegenstandes behandelt und daher der Partei auferlegt 
werden, welche in der Hauptsache unterliegt. Sie betrifft dagegen 
nicht die nur mittelbar durch den Rechtsstreit verursachten 
Schäden. Wenn etwa der Partei, weil sie einem auswärtigen 
Termine anwohnen musste, der Gewinn einer auf die gleiche 
Zeit eingeleiteten oder ihr eröffneten Speculation oder aus 
einer auf diese Zeit fertig zu stellenden Arbeit entgangen ist, 
so ist dies kein Aufwand, dessen Ersatz schon auf Grund des 
§ 41 gefordert werden kann, sondern es sind hierüber die all- 
gemeinen Grundsätze über Ersatz eines widerrechtlich zuge- 
fügten Schadens maßgebend (R. G. Leipzig, X, S. 410). 

2. Nur die zur zweckentsprechenden Rechtsver- 
folgung oder Rechtsvertheidigung nothwendigenKosten. 
sind zu ersetzen. Das Gericht erkennt hierüber nach freiem 
Ermessen ohne Zulassung eines Beweisverfahrens auf Grund 
der Verhandlung oder der Actenlage, des Kostenverzeichnisses 
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und der Belege desselben (§ 54). Bezüglich aller Kosten wird 
die Notbwendigkeit sowohl in Beziehung auf den Grund als 
auf die Höhe der Auslagen, zu prüfen sein (Motive der Re- 
gierungsvorlage vom J. 1881, S. 67). Fast in jedem Rechts- 
48treite kommen kostenverursachende Processacte und Handlungen 
vor, bei welchen die Würdigung nach ihrer Relation zum Pro- 
cessergebnisse zu einem anderen Urtheile führt, als wenn man 
auch auf die sonstigen näheren oder entfernteren Folgen dieser 
Handlungen sieht. £ine Beweisanbietung z. B. kann vom 
Standpunkte des schließlich gefüllten Erkenntnisses aus sich als 
«ine der Rechtsverfolgung ungemein dienliche Processhandlung 
darstellen, deren Kosten deshalb die unterliegende Partei zu 
ersetzen hat. Aus dieser Causalität losgetrennt, für sich nach 
der Art ihres Auftretens im Processe und nach der Umgebung 
teurtheilt, in welcher jene Beweisanbietung auftritt, kann hin- 
gegen die Kostenersatzpflicht des Sachfiilligen von bedenklicher 
Oerechtigkeit erscheinen, weil beispielsweise die durch diese 
Beweisanbietung veranlassten Kosten bei weitem geringer ge- 
wesen wären, wenn der Sieger diesen Beweis schon früher, zu- 
gleich mit anderen von ihm vorgebrachten Beweisen angeboten 
£ätte. Damals wären die Kosten der Requisition durch Zu- 
ziehung dieses einen Beweises nicht erhöht worden, die spätere 
Anbietung dieses Beweises macht es aber nothwendig, die 
gesammten Requisitionskosten nochmals aufzuwenden. Diese 
doppelten Kosten werden dem Sachfiüligen kaum aufgelastet 
werden können (Regierungsmotive, S. 203). 

Die Kosten eines Advocaten werden immer als zur zweck- 
•entsprechenden Rechtsverfolgung nothwendig angesehen werden 
müssen, da es nach § 26 ein Recht der Partei ist, sich durch 
«inen solchen vertreten zu lassen, da eine Einschränkung betreffs 
der Kostenersatzpflicht vom Gesetze nur betrefis der nicht am Sitze 
des Gerichtes wohnenden Advocaten bestimmt wird und die 
allgemeinen einschränkenden Bestimmungen der früheren Pro 
cessentwürfebetrcfl^s des Parteienprocesses ausgelassen worden sind. 

Die zur Beschaffung der Information erforderlichen und 
itufgewandten Auslagen können als zu den erstattenden Kosten 
gehörig gerechnet werden und es ist von dem Gerichte nur 
darüber zu befinden, ob und in welchem Umfange dieselben im 
einzelnen Falle nothwendig waren (O. L. G. zu Braunschweig, 
Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 76). 

Falls die Information des Proeessbevollmächtigten durch 
«inen anderen Anwalt vermittelt wurde, können die bezüglichen 
Kosten von dem Processgegner verlangt werden, wenn Dienste 
in Frage stehen, welche von dem Processanwalte nicht ge- 
leistet werden konnten, also ihm von einer anderen Person ge- 
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leistet werden massten und die bezüglichen Kosten als noth- 
wendig erscheinen (Oberstes L. G. f. Bayern, Fuchsberger Er- 
gänzungsband, S. 76). Der Aufwand für Wege der Partei zu 
ihrem Processbevollmächtigten fUllt dagegen nicht unter den 
Begriff der Kosten des Rechtsstreites (O. L. G. Jena, Fuchs- 
berger, S. 153). 

Die Kosten, welche der siegreichen Partei durch die Zu- 
ziehung eiues Sachverständigen zur Beschaffung des zur Be- 
gründung der Klage (oder Klagebeantwortung) erforderlichen 
Materiales erwachsen sind, gehören zu den Processkosten (R. G. 
zu Leipzig, Fuchsberger Ergänzungsband, S. 75). 

Desgleichen die Kosten für eine nothwendige Localbe- 
siehtigung durch den Anwalt, die Kosten für die Herstellung 
eines notib wendigen Situationsplanes (Wilmowski.S. 167). Die 
Kosten der Streitverkündigung (R. G. Leipzig, VI, 390), 

Bei Beurtheilung der nothwendigen Kosten wird insbe- 
sondere auf die gesetzlichen Bestimmungen über Inhalt und Um 
fang der Schriftsätze Rücksicht zunehmen sein, um der zwecklosen 
Weitläufigkeit der Schriftsätze vorzubeugen. RechtsausfUhrungen^ 
Beweisdeductionen, Raisonements anderer Art sind aus den 
vorbereitenden Schriftsätzen ausgeschlossen, auf diese kann bei 
der Verhandlung auch ohne Einholung besonderer Informationen 
erwidert werden. Was in einen vorbereitenden Schriftsatz ge- 
hört, ist in demselben knapp und übersichtlich darzustellen; 
die vorbereitenden Schriftsätze dürfen keine Satzschriften werden 
(Regierungsmotive, S. 212), und wenn das Gesetz (§ 44, 49) 
selbst die Verßülung des obsiegenden Gegners oder seines An- 
waltes zum Kostenersatze in solchen Fällen für zulässig erklärt, 
wird die Herabsetzung der Processkosten auf das nothwendige 
Maß bei solchen Schriftsätzen gewiss im Geiste desselben liegen. 
Desgleichen wird bei ganz oder doch in dem beantragten Um- 
fange unnöthigen Beweisaufnahmen die Herabsetung der dadurch 
verursachten Kosten auf das nothwendige Maß zu erfolgen haben. 

3. Ersatzpflichtig ist die unterliegende Partei, auch 
wenn sie das Armenrecht genießt (Motive des Ausschusses des 
Abgeordnetenhauses, S. 23), jedoch nicht im weiteren Sinne 
der §§ 39, 5, nach welchen unter Partei auch deren gesetz- 
liche Vertreter und Bevollmächtigte verstandet werden, son- 
dern das Rechtssubject, in dessen Namen der Process von ihr 
oder ihrem legitimierten Vertreter geführt wird. Der einst- 
weilen zugelassene Bevollmächtigte hat jedoch die Kosten selbst 
zu tragen, wenn er die Bevollmächtigung nicht nachweist (§ 38, 
Anm. 4). Nur die vollständig unterliegende Partei hat 
die Processkosten zu tragen; für theilweises Obsiegen oder 
Unterliegen enthält der § 43 besondere Bestimmungen. Wenn 
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die Abweisung der Klage für dermalen erfolgt, muss der Kläger 
als in dem Processe vollständig unterliegend die Processkosten 
zahlen (E. d. O. G. H., Nr. 5639). 

Diese Bestimmungen sind auch auf die vorfallenden In- 
cidenzstreitigkeiten anzuwenden (E. d. O. G. H.. Nr. 5604,6229), 
bo bei den Kosten der Verhandlung über die Zulassung eines 
Beweises zum ewigen Gedächtnisse (E. d. O. G. H.,Nr 6505, 6529, 
8576), bei den Kosten der Verhandlung über die Klagscaution 
(E. d. O. G. H., Nr. 6673, 7784, 8938, 12219). Desgleichen 
sind die Vorschriften über den Ersatz der Processkosten an- 
wendbar bei Verhandlungen, denen eine Klage nicht zugrunde 
liegt, z. B. die Kosten der Verhandlung über die Löschung 
einer grundbücherlichen Vormerkung (E. d. O. G. H., Nr. 11482), 
die Kosten der Verhandlung über den Einspruch gegen den 
beabsichtigten Tausch von Grundstücken nach dem Gesetze v. 
6. Februar 1869, Nr. 18, R.-G. BL, die Kosten der Verhandlung 
über das Begehren des Hypothekargläubigers um Ausscheidung 
des Zugehöres der Hypothek aus dem PftndungsprotokoUe (E. 
d. O. G. H., Nr. 12285). 

Dagegen sind die Kosten der Vernehmung der Erbs- 
prätendenten behufs Vertheilung der Parteirollen im Erbrechts- 
processe im Sinne des kais. Pat. vom 9. August 1854, Nr. 208 
R.-G.-Bl., nicht zu ersetzen, weil dies kein 8treitverfahren ist 
(E. d. O. G. H., Nr. 7660); desgleichen nicht die Kosten der 
Verhandlung über ein Gesuch um Eröfinung des Concurses 
gemäß § 63 C O. oder die Kosten der ohne Einvernehmung 
der Parteien ergehenden Erledigungen in Grundbuchssachen 
(E. d. O. G. H., Nr. 10162). 

Ueber die Executionskosten enthält der § 74 der Exe- 
cutionsordnung besondere Bestimmungen. Es gibt aber auch 
Fälle, wo nach der Rechtskraft des Urtheiles gerichtliche 
Schritte mit Kosten verbunden sind, welche weder bei Be- 
stimmung der Processkosten berücksichtigt werden konnten, 
noch zu den Executionskosten gehören, deren Ersatz aber, als 
zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung gehörig, der Partei 
gebürt, z. B. die Kosten des Gesuches um die Löschung der 
Anmerkung einer nachher rechtskräftig abgewiesenen Klage 
(E. d. O. G. H., Nr. 6307, 8490), die Kosten der Zurückstellung 
der Klagscaution (E. d. 0. G. H., Nr. 6665, 11572), die Kosten 
einer im Exscindierungsstreite behufs Sistierung der Execution 
erlegten Caution (E. d. O. G. H., Nr. 7089). 

4. Die Kosten sind dem Gegner zu ersetzen, also dem- 
jenigen, dessen Begehren in der Hauptsache stattgegeben worden 
ist, mag es. auch, z. B. bei Geständnissen, Contumazien zu einem 
Rechtsstreite gar nicht gekommen sein. Bei dem Zwischen- 
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streite über die Editionspflicht hat der Besitzer der Urkunde 
gemäß § 308 Ansprach auf Ersatz der Kosten. Die Erneuerung 
einer unleserlich gewordenen Urkunde erfolgt auf Kosten des 
Antragstellers (§ 317). 

Bei der Bestimmung der Kosten, welche von der unter- 
liegenden Partei zu ersetzen sind, musste auch auf die Kosten 
BUcksicht genommen werden, deren Ersatz der Nebeninter- 
venient, welcher der obsiegenden Partei beigetreten ist, be- 
anspruchen kann (Motive des Entwurfes v. J. 1881). 

Die Kosten des Nebenstreites wegen Zulassung des Neben- 
intervenienten (§ 18) gehören nicht hierher, deren Ersatz ist 
in dem Beschlüsse über die Zulassung oder Zurückweisung 
des Nebenintervenienten auszusprechen und kann nur dann dem 
Endurtheile vorbehalten werden, wenn der Processgegner der 
unterstützten Hauptpartei die Zulässigkeit der Nebenintervention 
bestreitet und der Nebenintervenient zugelassen wird, denn sonst 
ist mit dem Beschlüsse der Zwischenstreit abgeschlossen, In 
diesem Zwischenstreite können die Kosten dem Intervenienten 
sowohl gegen den Processgegner im Hauptprocesse als gegen 
die von ihm zu unterstützende Hauptpartei zugesprochen, resp. 
auferlegt werden, weil beiden Parteien das Bestreitungsrecht 
zusteht. 

Anders verhält es sich mit den Processkosten des Haupt- 
processes. Diese können dem Nebenintervenienten nur, wenn 
seine Partei obsiegt, und nur gegen den Processgegner, der 
unterliegt, zugesprochen werden. Für die dem Nebeninter- 
venienten entstandenen Kosten haftet die unterstützte Haupt- 
partei nicht und ebenso nicht der Nebenintervenient für die 
Kosten der letzteren (Wilmowski, S. 183). Wenn auch das 
Gesetz nur von den dem Nebenintervenienten zu ersetzenden 
Kosten spricht, so ist es doch selbstverständlich, dass der Neben- 
intervenient in gleichem Maße, als er berechtigt erscheint, 
dem Processgegner für die durch ihn verursachten Kosten 
verpflichtet ist. 

Mithin hat die unterliegende Partei an und für sich auch 
dem der siegenden Gegenpartei zulässiger Weise beigetretenen 
Nebenintervenienten die demselben erwachsenen Kosten zu er- 
setzen, dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass die Neben- 
intervention zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsvertheidigung der unterstützten Partei nothwendig war 
(0. L. G. Hamburg, Fuchsberger, S. 192). 

Abgesehen von dem Falle des § 20, wo der Nebeninter- 
venient als Streitgenosse der Hauptpartei gilt, sind die durch 
die Nebenintervention verursachten Kosten von den übrigen 
Processkosten zu sondern, so dass der Nebenintervenient nur 

F fl r 1 1 1 , CivlIprocestgesetKe. 6 
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die durch die Nebenintervention als solche verursachten Kosten 
und diese zum Vollen, die unterstützte Hauptpartei dagegen 
nur die von der Nebenintervention unabhängigen Kosten und 
diese ebenfalls zum Vollen zu tragen ((). L. G. Hamburg, Fuchs- 
berger, S. 191), bezw. zu ersetzen hat. 

Deshalb muss im Urtheile der Zuspruch der Kosten für 
und gegen den Nebenintervenienten von dem Kostenzuspruch 
für und gegen die unterstützte Hauptpartei gesondert werden, 
da sonst die besondere Anführung des Nebenintervenienten 
neben der obsiegenden Partei im § 41 keine Bedeutung hätte. 
Da der Nebenintervenient einen eigenen Anwalt bestellen kann 
(R. G. zu Leipzig, XIH., S. 433), da er nach § 19 Process- 
handlungen vornehmen kann, ist es leicht möglich, dass er be- 
sondere Kosten zu ersetzen oder anzusprechen hat. 

5. Das freie Ennessen des Gerichtes über die Noth wen- 
digkeit der zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsvertheidigung nothwendigen Kosten erstreckt sich auch 
auf die einzelnen Leistungen des als Bevollmächtigten bei- 
gezogenen Advocaten. 

Der Absatz 2 des § 41 hebt nur zwei Fälle heraus, in 
denen es dem Richter besonders zur Pflicht gemacht wird, 
die durch die Beiziehung eines Advocaten wirklich erwachsenen 
Kosten dem Gegner gegenüber auf das nothwendige Maß zu 
beschränken. Es sind dies die Fälle der Beiziehung eines 
auswärtigen Advocaten und die Fälle der Beiziehung mehrerer 
Advocaten 'für eine Partei. Für die Beiziehung eines auswär- 
tigen — nicht am Sitze des Gerichtes wohnenden — Advocaten 
haftet die Gegenpartei, besondere Fälle ausgenommen, weder 
betreffs der bei dem Processgerichte, noch betreffs der bei einem 
anderen Gerichte — vor dem ersuchten Richter — unter seiner 
Intervention vorzunehmenden Amtshandlungen. Reisekosten 
eines auswärtigen Anwaltes zu der mündlichen Verhandlung vor 
dem Processgerichte oder zu einer Beweisaufnahme vor dem 
ersuchten Richter werden, letztere selbst dem ProcessbevoU- 
mächtigten, nur dann zu ersetzen sein, wenn es entweder die 
Wichtigkeit oder der Wert des Streitgegenstandes rechtfertigt^ 
wenn am Sitze des Processgerichtes kein Rechtsbeiscand wohn- 
haft ist, oder wenn die Reisekosten nicht bedeutend höher 
sind, als es die Mehrkosten der Information eines am Sitze des 
ersuchten Richters wohnhaften Advocaten wären. 

6. Unter der Zuziehung mehrerer Advocaten für eine 
Partei ist nur die Zuziehung derselben für eine Person zu 
verstehen. Im Falle Streitgenossen sich keinen gemeinschaft- 
lichen Processbevollmächtigten bestellen, ist jeder Streitgenosse, 
ohne Klarlegung besonderer Umstände, welche die Bestellung 
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eines Advocaten zu seiner besonderen Vertretung als zur zweck- 
entsprechenden Rechtsverfolgung oder Kechtsvertheidigung noth- 
wendig rechtfertigen, berechtigt, die Gebüren und Auslagen 
desjenigen Rechtsanwaltes, welcher ihn vertreten hat, von dem 
unterliegenden Processgegner erstattet zu verlangen (R. G. zu 
Leipzig, XIV., S. 395). 

Nach § 41 sind die Kosten mehrerer Advocaten der ob- 
siegenden Partei von dem Gegner nur insoweit zu ersetzen, als 
«ie die Kosten eines Advocaten nicht übersteigen, oder als in 
der Person des Advocaten ein Wechsel eintreten musste. 
Der Ausdruck „musste" ist einerseits nicht imperativ, also 
nicht von einer absoluten Noth wendigkeit des Wechsels in der 
Person des Processbevollmächtigten zu verstehen, andererseits 
nicht dahin auszulegen, dass jede Kündigung des Mandates von 
Seiten der Partei oder des Advocaten die Kostenerstattungs- 
pflicht des Gegners für die Bestellung mehrerer Advocaten be- 
gründe. 

Auch gibt weder das Gesetz selbst, noch geben dessen 
Motive einen genügenden Anhaltspunkt zu einer grundsätzlichen 
Beurtheilung der Nothwendigkeit jenes Wechsels oder zur Auf- 
stellung gewisser Präsumptionen für den Fall der Kündigung 
der Partei oder des Advocaten. Vielmehr ist die Frage in 
Hinblick auf den Gesammtinhalt des § 41 in jedem einzelnen 
Falle nach den Umständen des Falles durch freies richterliches 
Ermessen zu entscheiden (R. G. zu Leipzig, XV., S. 394). 

Aufler Tod, Verlust der Befähigung, Ausscheiden wegen 
hohen Alters oder aus Gesundheitsrücksichten oder wegen Er- 
greifung eines anderen Berufes, Wohnsitzverlegung des Advo- 
caten, kann auch eine Kündigung des Mandates, sofern sie 
nicht durch die Partei verschuldet oder von ihr ohne Grund 
ausgegangen ist, einen Wechsel rechtfertigen (Wilmowski, S. 171). 

Wird infolge der Einwendung der Unzuständigkeit oder 
im Sinne des § 476 ein an einem anderen Orte befindliches 
Gericht zuständig und erscheint die Beibehaltung des bisherigen 
Vertreters, der nicht am Sitze dieses Gerichtes wohnt, nicht 
gerechtfertigt, so ist der Wechsifel des Advocaten gleichfalls ein 
nothwendiger. 

S 42. Für ihre persönlichen Bemühungen kann die Partei 
tcie der Nebenintervenient hei Feststellung der Processkosten 
eine Vergütung nicht anbrechen. Wenn deren persönliches 
Erscheinen vor Gericht nothwendig war, und insbesondere wenn 
die Partei in dem Verfahren vor Bezirksgerichten ohne einen 
Bevollmächtigten erscheint, ist für den durch Zeitversäumnis 

6» 
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etwa entstandenen Sdiaden, sowie für die Eeiseauslagen Ersatz 
zu leisten. 

Wird eine Partei durch Bevollmächtigte vertreten, welche 
reicht dem Advocaten- oder Noiariatsstande angehören, so ist 
der unterliegende Gegner nur zum Ersätze der Stempel- und 
anderen Sta^tsgehüren und der durch die Processführung ver- 
ursachten nothwendigen Barausla^gen zu verhalten. Diese Be- 
stimmung gilt jedoch nicht für die Kostemrsatzansprilche der 
durch die Finanzprocuratur vertretenen Parteien. 

1. Weder die Partei noch der Nebenintervenient dürfen 
für ihre persönlichen Bemühungen unter dem Titel der 
Processkosten eine Entschädigung ansprechen, doch ist es ihnen 
nicht verwehrt, solche Ansprüche mit besonderer Klage unter 
dem Titel eines Schadenersatzes geltend zu machen. 

Der Aufwand für Wege einer Partei von ihrem Wohn- 
ort zu ihrem ProcessbevoUmächtigten , bezw. zum Sitze des. 
Processgerichtes unterfkUt nicht dem Begriffe der eigentlicheu 
Kosten des Rechtsstreites. Dieser Aufwand charakterisiert sich 
lediglich als ein Schaden, welcher einer Partei neben den 
Processkosten aus der Processführung erwachsen ist. Er setzt 
sich zusammen aus den Ansprüchen hinsichtlich der Transport- 
auslagen, der Zehrungskosten während der Reise und der Ver- 
säumnis an Zeit für die Partei (O. L. G. Jena, Fuchsberger,, 
S. 153). 

Auch die Bemühungen der Partei bei der Verfassung von 
Schriftsätzen sind nicht erstattungsftlhig, wenn sie dieselben, 
selbst verfasst hat oder durch einen gemeinen Bevollmächtigten 
selbst entgeltlich verfassen ließ. Dagegen sind ihr die Aus- 
lagen für solche durch einen Advocaten verfasste Schriften auch 
dann zu ersetzen, wenn sie bei der mündlichen Verhandlung 
nicht durch einen solchen vertreten wird. 

2. Die Partei hat auf den Ersatz des ihr durch Zeit- 
versäumnis etwa entstandenen Schadens sowie der Reiseauslagea 
nur dann Anspruch, wenn sie vor Bezirksgerichten ohne einea 
Bevollmächtigten erscheint, oder wenn ihr Erscheinen in anderea 
Fällen nothwendig war. Dies letztere zu beurtheilen, ist dem 
freien Ermessen des Gerichtes überlassen. 

Es . wird nicht nur dann der Fall sein, wenn die Partei 
gemäß § 183 zum persönlichen Erscheinen aufgefordert oder 
gemäß § 380 zur Einvernahme vorgeladen wird, sondern auch 
dann, wenn in der betreffenden mündlichen Verhandlung der 
Antrag auf ihre Einvernahme gestellt werden soll, wenn die 
Einvernahme des Gegners oder die Abhörung von Zeugen 
stattfinden soll, oder wenn vor Gerichtshöfen in Fällen, in 
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denen der Anwaltszwang nicht besteht, die Partei ohne einen 
Bevollmächtigten erscheint. 

Wenn es sich um Fälle handelt, in denen es als unzweifel- 
haft anzunehmen ist, dass der betreffenden Partei durch die 
Entfernung von ihrem Wohnort und aus ihrer Beruf sthätigkeit 
«in Vermögensnachtheil erwächst, so ist das Gericht auf Grund 
«einer Kenntnis der Verhältnisse des gewöhnlichen Lebens in 
der Lage, die Höhe des Ersatzanspruches ohne Weiteres an- 
gemessen bestimmen zu können, und wäre es als eine unnöthige 
Belästigung der Parteien anzusehen, wenn dieselben gezwungen 
würden, die beanspruchte Entschädigung besonders einzuklagen. 
Anders ist es, wenn das Gericht nicht in der Lage ist, ohne 
Weiteres einen etwaigen Schaden ermessen zu können. 

Hier kann von einer Versäumnisentschädigung keine Rede 
sein (O. L. G. Oldenburg, Fuchsberger, S. 77, Ergänzungsband). 

Zu den Reisekosten gehören auch die Zehrungsauslagen 
und nach der Sachlage auch die Kosten einer Fahrgelegenheit. 

3. Die Vorschrift des zweiten Absatzes soll es dem Ge- 
richte möglich machen, gewissen neuen Formen des Winkel- 
schreiberthums entgegenzutreten, die sich namentlich in manchen 
größeren Städten in letzterer Zeit zeigen. Bei der Betheiligung 
von Bevollmächtigten aus dem Advocaten- oder Notarenstande 
werden allerdings unter dem Titel „Verdienst" in der Regel 
größere Beträge liquidiert werden, als wenn der Proceas von 
einem anderen Bevollmächtigten, z. B. von einem im Geschäfte 
oder im Handelsgewerbe der Partei Angestellten geführt würde. 
Es könnte daher scheinen, dass die Bestimmung dem Interesse 
der Parteien direct zuwiderlaufe, indem sie gerade die kost- 
spieligere Vertretungsart begünstige. Doch diese Rechnung 
wäre unrichtig, denn es würde der große Nutzen übersehen, 
der aus der Intervention rechtskundiger Vertreter für die Rechts- 
sprechung und die ganze Processerledigung resultiert. 

Von allem sonstigen abgesehen entspricht es daher auch 
dem geringen Werte der gemeinen Bevollmächtigten für den 
Process, wenn das Gesetz dieselben in Bezug auf die Process- 
kosten an die letzte Stelle setzt, und bei Intervention derartiger 
Bevollmächtigter auch die Gewährung solcher Entschädigung 
ausschließt, auf deren Zuerkennung die Partei Anspruch hat 
(Regierungsmotive, S. 205). 

4. Der in einem Fiscalprocfesse sachfälligen und in den 
Ersatz der Unkosten verftlllten Partei soll nebst der Vergütung 
der Gerichtstaxen und von dem Fiscalamt sonst ausgelegten 
baren Gelder auch die Bezahlung des Verdienstes für die ver- 
faasten Schriften und sonstige wegen des Processes geleistete 
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Arbeit, sowie auch der Copierungskosten gegen richterliche 
Mäßigung, gleich als ob ein Advocat eingeschritten wäre, auf- 
getragen werden und hat der diesföllige Betrag ad ärarium 
einzufließen (H. D. v. 3. März 1785, Nr. 393 J. G. S.). Wenn 
das Fiscalamt in einem ihm ex ofßcio zur Vertretung obliegen- 
den Geschäfte durch Urtheil in den Ersatz der Kosten verföllt 
wird, muss dem GegentLeile die Vergütung der selber zur 
Last gefallenen Kosten ab ärario geleistet werden (H. D. v. 
14. October 1785, Nr. 484 J. G. S.). 

§ 43, Wenn jede Partei theils obsiegt, theils unterliegt,, 
so sind die Kosten gegeneinander aufzuheben oder verMUnis- 
mäßig zu theilen. Der zu, ersetzende Theil Tcann ziffermäüig 
oder im Verhältnis zum Ganzen bestimmt werden. 

Da^s Gericht kann jedoch auch bei solchem Ausgange des 
Rechtsstreites der einen Partei den Ersatz der gesammten, dem 
Gegner und dessen Nebenintervenienten entstandenen Kosten 
auferlegen, wenn der Gegner nur mit einem verhältnismäßig 
geringfügigen Theile seines Anspruches, dessen Geltendmachung 
überdies besondere Kosten sticht veranlasst hat, unterlegen ist, 
oder wenn der Betrag der von ihm erhobenen Forderung von 
der Feststellung durch richterliches Ermessen, von der Aus- 
mittlung durch Sachverständige, oder von einer gegenseitigen Ab^ 
rechnung abMngig war, 

1, Die Bestimmung des ersten Absatzes ist eine Conse- 
quenz des Grundsatzes, dass die unterliegende Partei der ob- 
siegenden die Processkosten zu ersetzen hat. Hält das Obsiegen 
dem Unterliegen die Wage, so sind die Processkosten gegen 
einander aufzuheben, d. h. es hat jede Partei die ihr erwachsenen 
Processkosten zu tragen; tiberwiegt auf der einen Seite der 
Sieg, so sind die Kosten zu theilen, und zwar verhältnis- 
mäßig. Dem gerichtlichen Ermessen ist voller Spiek-aum ge- 
geben, eine mathematisch genaue Theilung ist nicht vorge- 
schrieben; die Theilung kann nach Quoten (aller Kosten oder 
einzelner Abschnitte), Quanten, oder unter Combination dieser 
Modalitäten erfolgen (Wilmowski, S. 172). Bei Geldforderungen^ 
deren processuale Geltendmachung gleichmäßige Kosten verur- 
sacht hat, wird die quotientale Vertheilung der Kosten der 
Gerechtigkeit am besten entsprechen, so dass z. B. derjenigen 
Partei, welche mit vier Ftinftheilen der Klagssumme obsiegt^ 
vier Fünftheile ihrer Kosten weniger einem Fünftel der geg- 
nerischen Kosten zu ersetzen sind. 

Wird der Rechtsstreit nicht wegen des ganzen KJags- 
anspruches, sondern unter Anerkennung eines größeren oder 
geringeren Theiles desselben nur betreflfs des Restes geführt, so 
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sind die Kosten der Klage und der ersten Verhandlung dem 
Kläger, die eigentlichen Processkosten aber der betreffs des 
strittigen Theilanspruches obsiegenden Partei zuzusprechen, resp. 
die einen von den anderen abzurechnen. 

Wird der Klageanspruch anerkannt, jedoch betreffs der 
Nebengebüren der Process geführt, so bilden diese den Streit- 
gegenstand und sind die Klagskosten und die Kosten der ersten 
Verhandlung von den Processkosten abzurechnen, beziehungs- 
weise denselben zuzurechnen, A*^elche der betreffs der strittigen 
Nebengebüren obsiegenden Partei zugesprochen werden. 

Wird der Klageanspruch ermäßigt oder abgeändert, so 
kommt es auf die Ursache dieser Ermäßigung oder Modification 
an; je nachdem diese in dem Verhalten des Klägers oder* Ge- 
klagten liegt, durch eine nachträgliche Aenderung der Um- 
stände oder zur Verminderung weiterer Kosten veranlasst wurde, 
wird darin ein theilweises Unterliegen des Klägers zu suchen 
sein oder nicht. Die Theilung der Processkosten oder die Kosten- 
compensation beruht auf dem Gedanken beiderseitiger sieghafter 
Processftthrung und beiderseitigen Unterliegens; dem Kläger 
muss der von ihm behauptete Anspruch theilweise abgestritten, 
ein Theil dessen, was er bestimmt und peremptorisch begehrt 
hat, muss ihm infolge Widerspruch des Beklagten aberkannt 
worden sein. Dies trifft von vornherein für Ansprüche und 
Forderungen nicht zu, über deren Umfang die Klage selbst sich 
bloß hypothetisch äußert. 

Eine etwaige Restringierung wird dann als Folge des 
Klagebegehrens und nicht als Erfolg des Beklagten erscheinen. 
Der Kläger, der unter Offenlassung der Möglichkeit fordert, 
dass ihm nur ein geringerer Betrag gebürt, und der also 
eventuell nur diesen beansprucht, muss als vollständiger 
Sieger angesehen werden, wenn ihm gleich nur der geringere 
Betrag zuerkannt wird; auch bezüglich der Frage des Kosten- 
ersatzes. Diese Erwägungen leiten zur Aufnahme der Be- 
stimmung des zweiten Absatzes (Regierungsmotive, S. 205). 
Vergl. § 273. 

§ 44. Werden thatsächliche Behauptungen oder Beweis- 
mittel unter Umständen angebracht, aus welchen das Grericht 
die TJeierzeugung gewinnt, dass die Partei imstande war, die- 
selben früher geltend zu machen, und wird durch die Zulassung 
eines solchen Vorbringens die Erledigung des Rechtsstreites 
verzögert, so kann das Gericht auf Antrag oder von amtswegen 
der Partei, welche ein solches Vorbringen gemacht hat, auch 
wenn sie obsiegt, den Ersatz der Processkosten ganz oder theil- 
weise auferlegen. 
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Dies gilt insbesondere auch von Anführungen und Beweis- 
anbietungen, die bereits in einem von der obsiegenden Part^ 
überreichten vorbereitenden Schriftsatze hätten angebraucht werden 
sollen und deren späteres Vorbringen eine Verzögerung der 
Verhandlung oder der Erledigung des Rechtsstreites bemrkt hat, 

1. Das Gesetz lässt Ausnahmen vom objectiven Ersatz- 
prineipe flir solche Fälle zu, in welchen auf der Seite einer 
Partei ein Verschulden unterläuft, oder eine Nachlässigkeit ob- 
waltet, für die ihr die Verantwortlichkeit abzunehmen einer- 
seits eine Ungerechtigkeit wider den Gegner wäre und anderer- 
seits sich zugleich aus processpolitischen Gründen keineswegs 
empfehlen würde. Der Entwurf spricht diesen Grundsatz zu- 
nächst im § 48 allgemein aus und macht von demselben dann 
sowohl in diesem Titel, wie in anderen Theilen der Civilprocess- 
ordnung bei der Detailregelung derartiger Complicationen Ge- 
brauch (Regierungsmotive, S. 203). 

2. Die Bestimmung des § 44 erscheint als eine Strafe 
der absichtlich säumigen Partei, denn es kann ihr nicht nur 
der Ersatz der Kosten der Verzögerung der Erledigung des 
Rechtsstreites, sondern der Ersatz der ganzen Processkosten 
selbst von amtswegen auferlegt werden. 

Gemäß § 179 können zwar die Parteien bis zum Schlüsse 
der Verhandlung thatsächliche Behauptungen* und Beweismittel 
vorbringen, aber schon der Vorsitzende kann nach § 183 die 
Vorlage von Urkunden anordnen, er kann nach § 183 die Vor- 
lage solcher als Beweismittel zu benützender Urkunden, die 
Bekanntgabe des Namens und Wohnortes *5inzuvemehmender 
Zeugen verfügen; die Schriftsätze haben nach § 78 die bei 
der mündlichen Verhandlung zu stellenden Anträge, die An- 
gabe der Beweismittel, die Klagen und Klagt beantwortungen 
gleichfalls die genaue Angabe der Beweismittel gemäß §§ 226, 243, 
zu enthalten. Die Urkunden sind gemäß § 82 über Antrag 
des Gegners bei Gericht zu erlegen. 

Wird diesen Vorschriften nicht entsprochen und wird 
durch die Zulassung eines solchen verspäteten Vorbringens die 
Erledigung des Rechtsstreites verzögert, so trifft die säumige 
Partei der Kostenersätz selbst an den unterliegenden Gegner 
als Strafe, wenn das Gericht nach freiem Ermessen die Ueber- 
zeugung gewinnt, dass das Vovbringen hätte früher, das heißt 
rechtzeitig erfolgen können. Zur Vermeidung dieser Folgen 
kann auch nach § 258 ein besonderer Schriftsatz eingebracht 
werden. 

§ 46. Hat der Beklagte durch sein Verlialten zur Er- 
hebung der Klage nicht Veranlassung gegeben und den in der 
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Klage erhobenen Anspruch sofort hei der er.Hen Tagsafzung 
anerkannt, so fallen die Processkosten dem Kläger zur Last, 
Er hat auch die dem Beklagten durch dc^ eingeleitete gericht- 
liche VerfaJiren verursachten Kosten zu ersetzen. 

Dem KJäger kann trotz des seinem Begehren günstigen 
Urtheiles, das er sich erstritten hat, der Kostenersatz auferlegt 
werden, wenn seine Processfühning eine unnöthige war. Und 
als nnnöthig wird sie immer anzusehen sein, wenn der Beklagte 
zur Erhebung der Klage keine Veranlassung gegeben und den 
Klagsanspruch sofort anerkannt hat. Ob ersteres der Fall, 
muss nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechtes beurtheilt 
werden; nach diesen wird namentlich auch zu entscheiden sein, 
ob der Kläger verpflichtet war, den Beklagten vor Erhebung 
der Klage zur Leistung aufzufordern. Es muss verlangt werden, 
dass der Beklagte bei der ersten Tagsatzung eine ausdrückliche 
Anerkennung abgebe, weil eine stillschweigende Anerkennung 
— wie sie etwa im Ausbleiben des Beklagten von der Ver- 
handlungstagsatzung gefunden werden könnte — einen zu un- 
sichem Anhaltspunkt für die Beurtheilung der Handlungsweise 
des Klägers bieten würde. Auf dem Erscheinen des Beklagten 
wird um so mehr beharrt werden können, als er sich liiedurch 
den Anspruch auf Ersatz der durch die unberechtigte Process* 
ftihrung des Klägers ihm verursachten Kosten sichert. Die 
Vorschrift wird insbesondere auch einer missbräuchlichen An- 
wendung der Klage auf Anerkennung eines Rechtsverhältnisses 
sowie auf Herausgabe einer Urkunde hindernd in den Weg 
treten (Regierungsmotive, S. 204). Neben den Feststellungs- 
klagen werden insbesondere Negatorien- und Besitzstörungsklagen 
zur Anwendung des § 45 Gelegenheit geben; desgleichen Ex- 
scindierungsklagen (E. d. O. G. H., Nr. 6157). Bei Schuldklagen 
genügt die Anerkennung ohne Zahlung nicht, weil sich der 
Gläubiger einen Executionstitel verschaffen muss. 

§ 46. Besteht der zum Kostenersatz verpflichtete Tlieil aus 
mehreren, in der Hauptsache nicht solidarisch haftenden Per- 
sonen, so ist denselben der Kostenersatz nach Kopftheilen auf- 
zuerlegen. Bei einer erlieblichen Verschiedenheit der Betheiligung 
am Rechtsstreite hat jedoch das Gericht die Ersatzantheile nach 
dem Verhältnisse dieser Betheiligung zu bestimmen. 

Sofern die zum Kostenersutze verpflichteten Personen nach 
den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes in der Hauptsache 
solidarisch zu haften haben, erstreckt sich diese Haftung auch 
auf die dem Gegner zugesprochenen Processkosten, Für die 
Kosten^ acdclie durch die von einzelnen Betheiligten vorgenom- 
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fnenen besonderen ProcessJuindlungen erwachsen sind, haben die 
übrigen Bcfheüigten nicht zu haften. 

1. Die Entscheidung über die Beitragsleistung zu den 
Gesammtkosten seitens mehrerer kostenpflichtiger Streitgenossen 
ist im Urtheile oder in jenem Beschlüsse zu treffen, in welchem 
über die Verpflichtung zum Kostenersatze abgesprochen wird 
(§ 52). Wird keine besondere Entscheidung getroffen, so haften 
die mehreren Streitgenossen nach Kopftheilen. 

Voraussetzung ist, dass die unterliegende Partei aus 
mehreren Personen bestehe, dass also eine Streitgenossenschaft 
vorhanden sei. 

Regel ist die Zahlung der Processkosten nach Kopftheilen. 

2. Bei einer erheblichen Verschiedenheit der Betheiligung 
der einzelnen Streitgenossen am Rechtsstreite, sei es in Be- 
ziehung auf den Streitgegenstand, sei es in Beziehung auf die 
ProcessfÜhrung, muss das Gericht die Ersatzantheile, also die 
Beitragsleistung nach dem Verhältnisse dieser Bethetligung be- 
stimmen. Dem Ermessen des Gerichtes ist sonach nur die 
Prüfung der Erheblichkeit der Verschiedenheit der Process- 
betheiligung und die Art der Theilung der Kosten überlassen, 
welche nach Processabschnitten oder nach im Verhältnis zum 
Ganzen bestimmten Antheilen erfolgen kann. 

3. Eine solidarische Verpflichtung zum Ersätze der Process- 
kosten ist nur dann auszusprechen, sofern die Streitgenossen 
nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes in der 
Hauptsache solidarisch haften, mag diese Solidarhaftung in 
der Hauptsache angesprochen worden sein oder nicht. Eine 
Verpflichtung, für die Kosten solidarisch zu haften, tritt danach 
nicht bloß dann ein, wenn in dem bürgerlichen Rechte eine 
die Solidarhaftung für die Processkosten ausdrücklich anordnende 
Vorschrift besteht, sondern auch dann, wenn nach dem bürger- 
lichen Rechte in dem dem Rechtsstreite zu Grunde liegenden 
materiellen Rechtsverhältnisse eine Solidarverbindlichkeit be- 
gründet ist (R. G. zu Leipzig, XV., S. 381). 

Aber auch im Falle der Solidarhaftung haben diejenigen, 
welche einzelne Processhandlungen (§ 26, Anm. 2) nicht vor- 
genommen haben, für die durch die Vornahme solcher Process- 
handlungen entstandenen Kosten nicht zu haften. Für diese 
Kosten haften jene Betheiligten — Streitgenossen und Neben- 
intervenienten — welche diese Processhandlungen vorgenommen 
haben, was gleichfalls bei der Bestimmung der Kosten auszu- 
sprechen sein wird. Da das Gesetz eine Unterscheidung nicht 
aufstellt, gilt diese Bestimmung auch für die noth wendige Streit- 
genossenschaft des § 14, da eine Untheilbarkeit des Ausspruches 
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in der Hauptsache der Theilbarkeit der Kosten nicht im 
Wege steht. 

Durch die Bestimmung des § 46 wird nur die Pflicht 
zur Erstattung der Kosten an den Gegner geregelt. Das Rechts- 
verhältnis der kostenpflichtigen Streitgenossen unter einander 
bestimmt sich nach den materiellrechtlichen Vorschriften, die 
Kostenerstattungspflicht dem Gerichte gegenüber aber nach § 40. 

§ 47. Die Kosten eines abgeschlossenen Vergleiches sind, 
wenn nicht etwas anderes vereinhart wird, als gegenseitig auf- 
gehoben anzusehen. Dasselbe gut von den Kosten des durch Ver^ 
gleich erledigten Rechtsstreites, soweit deren Ersatz nicht bereits 
einer der Parteien reditskräflig auferlegt ist. 

Bleiben Vergleichsvcrhandlungen erfolglos, so ist die Ver- 
pflichtung zum Ersätze der mit denselben verbundenen Kosten 
von der Entscheidung der Hauptsache abhängig. 

1. Bezüglich der Kosten eines Vergleiches sowie eines 
durch Vergleich erledigten Rechtsstreites gelten in erster Linie 
die Vereinbarungen der Parteien. Haben die Parteien betreff» 
der Kosten nichts vereinbart, so sind dieselben als gegenseitig 
aufgehoben anzusehen. Nach den Motiven der Civilprocess- 
ordnung für das deutsche Reich, S. 115 soll dies eine Inter- 
pretationsregel zur Erleichterung von Vergleichgabschlüssen sein. 
Es wird angenommen, dass die Parteien die gegenseitige Auf- 
hebung der Processkosten beabsichtigt haben, und es lässt diese 
gesetzliche Vermuthung nur den Gegenbeweis zu, dass etwa» 
anderes vereinbart worden sei. Ist nichts vereinbart worden, 
so gilt eben die gesetzliche Vermuthung, mag diese dem Willen 
der Parteien entsprechen oder nicht; die Kosten der Vergleichs- 
intimate trägt nach § 206 die darum ansuchende Partei. 

2. Die bereits rechtskräftig zugesprochenen Kosten, 
sei es des ganzen Rechtsstreites, sei es eines durch Theilurtheil 
entschiedenen Anspruches oder Theilanspruches , sei es der 
unabhängig vom Ausgange des Processes gemäß § 48 zu ver- 
gütenden Processhandlungen, werden durch einen Vergleichs- 
abschluss nur insofeme berührt, als die Parteien im Vergleiche 
eine anderweitige Vereinbarung auch betreffs dieser Kosten 
getroffen haben. Die noch nicht rechtskräftig zuerkannten 
Kosten stehen dagegen den übrigen Processkosten gleich. 

Beide Bestimmungen beziehen sich sowohl auf den gericht- 
lichen wie auf den außergerichtlichen Vergleich (Wilmowski, 
S. 178). Der Schlusssatz erklärt die Kosten eines erfolglos 
gebliebenen Vergleichsversuches als noth wendige Kosten de» 
Rechtsstreites; dieselben sind daher nur bezügfich der Höhe 
vom Gerichte zu prüfen. 
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§ 48, Wenn im Laufe des Verfahrens Zwischenfälle ein- 
treten, welche einer Partei lediglich vermöge des Verschuldens 
des Gegners oder eines dem letzteren widerfahrenen Zufalles 
Kosten verursachen, so kann ihr das Gericht auf Antrag oder 
von amtswegen den Ersatz dieser Kosten unahhäpgig vom Aus- 
gange des Rechtsstreites zusprechen. 

Die Partei, welcher der Ersatz solcher Kosten bereits 
uährend des Rechtsstreites zugesprochen wurde, ist zu deren 
Wiedererstattung auch dann nicht verpflichtet^ wenn sie in der 
äauptsaclie zum Ersätze der Gerichtskosten verurtheilt wird. 

Im § 48 wird das Princip der Kostenseparation, der 
Kostenersatzpflicht für einzelne Zwischenftllle des Verfahrens 
unabhängig vom Ausgange des Processes generell geregelt 
(§ 44, Anm. 1). Für einzelne Fälle, so für Verlängerungen 
von Fristen und für Erstreckungen von Tagsatzungen (§ 142), 
für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 154) wird 
clie Kostenersatzpflicht besonders geregelt und gelten dies- 
bezüglich die betrefifenden besonderen Bestimmungen, welche 
«ich von denen des § 48 insbesondere dadurch unterscheiden, 
class dort der Kostenersatz ausgesprochen werden muss, während 
hier die Entscheidung von dem Ermessen des Gerichtes abhängt. 

Ein Verschulden des ersatzpflichtigen Gegners ist nicht 
erforderlich, schon ein demselben widerfahrener Zufall kann 
ihn ersatzpflichtig machen, doch wird nach den Motiven (S. 203) 
«ine Nachlässigkeit auf seiner Seite erfordert, für die ihm die 
Verantwortlichkeit abzunehmen eine Ungerechtigkeit wider die 
Oegenpartei wäre. Andernfalls würde sich auch diese Vor- 
schrift nicht mit den übrigen Bestimmungen über die Kosten- 
pflicht, z. B. mit dem Ersätze der Kosten eines neu eintretenden 
Advocaten (§41) in Uebereinstimmung bringen lassen, denn 
-ein Wechsel des Advocaten während des Processes ist mindestens 
«in der Partei widerfahrener Zufall. 

Die Wiedererstattung solcher bereits zugesprochener Kosten 
kann auch bei dem späteren Obsiegen der ersatzpflichtigen 
Partei in der Hauptsache nicht ausgesprochen werden; die 
Kostenpflicht ist und bleibt unabhängig vom Ausgange des 
Processes. Voraussetzung des Zuspruches jedoch ist, dass die 
Oegenpartei nach § 54 das Kostenverzeichnis eingelegt hat. 
Per Kostenersatz muss auferlegt werden bei der Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand (§ 154). Er soll auferlegt 
werden auf Antrag — nicht von amtswegen — bei Frist- 
verlängerungen und Tagsatzungserstreckungen (§ 142). 

§ 49. Gesetzlichen Vertretern, Advokaten und anderen 
JBevolhnächtigten kann vom Gerichte auf Antrag oder von amts- 
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wegen auferlegt werden, diejenigen KosUn zu tragen oder zu 
ersetzen, welche sie durch ihr grobes Verschulden verursacht haben. 

Dies gilt insbesondere auch von den Mehrkosten, welche 
aus groben Verschulden entweder durch Aufnahme nicht zur 
SoAihe gehöriger Anfuhrungen in die Schriftsätze oder durch über- 
f lässige Weitläufigkeiten in den Schriftsätzen verursacht tvurden. 

Sofern die Entscheidung nicht in das Urtheil in der Haupt- 
Sache aufgenommen wird, hat sie mittels Beschluss zu erfolgen. 
Vor der Entsclieidung ist der betheiligte Vertreter oder Bevoll- 
mächtigte zu hören. Der Beschluss ist nach Rechtskraft in das 
Vermögen dieser Personen vollstreckbar, 

1. Abgesehen von der Vorschrift des zweiten Absatzes^ 
welche flir eine wichtige Beziehung die Frage löst, ob eine 
schuldbare Schadenszufllgung vorliege, ist die Bedeutung de& 
§ 49 vorwiegend eine processuale, insoferne er den weitwendigen 
Umweg des Kegressprocesses ersparen hilft und gleich im Haupt- 
processe die Ersatzpflicht eines Vertreters oder Bevollmächtigten, 
festzustellen gestattet. Welcher Vortheil damit erreicht wird,, 
bedarf keiner besonderen Auseinandersetzung. Mit der Be- 
stimmung des § 49 wird allerdings von der Regel abgewichen, 
dass die Kostenerstattungspflicht Parteipflicht sei (§ 41); wenn 
aber das ganze KUckgriffverfahren um einen so geringen Prei» 
zu vermeiden ist, wird man wohl nicht zögern, eine unmittel- 
bare Verurtheilung der Vertreter oder Bevollmächtigten zuzu- 
lassen und um jener Vortheile willen über diese Modification 
der Regel hinwegzusehen. 

Die VerfUllung in den Kostenersatz oder — bei Process- 
acten, für welche der Vertreter von der Partei noch keine 
Zahlung erhalten hat — die Verurtheilung zui Tragung der 
Kosten, soll auch von amtswegen stattfinden können. Dies ist 
nothwendig, weil der rechtsunkundigen, mit den Formen dea 
Processes nicht vertrauten Partei selten klar werden wird, ob 
und wann sie zu einem solchen Ansprüche gegen ihren Ver- 
treter legitimiert wäre, daher die Abhängigkeit von einer Antrag- 
stellung der Partei die Lebensfähigkeit dieser Vorschrift in 
lYage stellen würde (Regierungsmotive, S. 204). 

2. Im Regierungsentwurfe für alle Fälle der Nachlässig- 
keit und des VerschiJdens festgestellt, wurde die Kostenersatz- 
pflicht der Vertreter und Bevollmächtigten vom Ausschusse de* 
Abgeordnetenhauses auf die Fälle groben Verschuldens ein- 
geschränkt, wobei der Ausschuss der Meinung war, dass dieser 
Ausdruck keineswegs mit auffallender Sorglosigkeit und schuld- 
barer Unwissenheit des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
identisch sei (Motive, S. 22). Die processuale Haftung der 
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Vertreter und Bevollmächtigten deckt sich daher mit ihrer civil- 
rechtlichen Verantwortung nicht, erfordert vielmehr ein höheres 
Maß von Verschulden. 

Was als grobes Verschulden anzusehen ist, ist eine 
thatsächliche, aus den begleitenden Umständen zu beantwortende 
Frage, dasselbe wird der culpa lata des römischen Rechtes, 
<ier crassen Ignoranz (einem nicht entschuldbaren Irrthum) gleich- 
kommen. Das Einlegen eines Rechtsmittels gegen einen gesetz- 
lich unanfechtbaren Beschluss gilt als grobes Verschulden 
(R. G. zu Leipzig, Fuchsberger, S. 194). Dagegen gilt ein 
Schreibfehler in einem Schriftsatze nicht dafür (R. G. zu Leipzig, 
Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 100). Die Verurtheilung zum 
Kostenersatze kann zu Gunsten der eigenen Partei oder zu 
Gunsten des Processgegners erfolgen; ein Verschulden des 
Substituten verantwortet der Advocat. Dieselbe bezieht sich 
nur auf die Kosten des gegenwärtigen Processes (O. L. G., 
Dresden; Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 100). 

3. Die Einführung einer solchen unmittelbaren Kosten- 
haftung ist zugleich ein Glied in der Kette derjenigen Veran- 
staltungen, welche dem neuen Verfahren den Charakter der 
Mündlichkeit zu sichern bestimmt sind. Es soll damit der 
Wiederkehr weitschweifiger, mit allen möglichen überflüssigen 
Vorbringe» angefüUter Satzschriften vorgebeugt und dafür ge- 
sorgt werden, dass die vorbereitenden Schriftsätze nicht alsbald, 
in eine alte Tradition zurückfallend, ihrem eigentlichen Zwecke 
entfremdet werden: den Gegner über den Inhalt des für die 
Verhandlung in Aussicht genommenen thatsächlichen Vorbrin- 
gens und über die Beweisanbietungen kurz und übersichtlich 
soweit zu informieren, als er es absolut braucht, um sich auch 
seinerseits für die Verhandlung genügend vorbereiten zu können 
(Regierungsmotive, S. 204). 

Diesen Zweck verfolgt der zweite Absatz, welcher vom 
Ausschusse des Abgeordnetenhauses ausgeschieden, von der ge- 
meinsamen Conferenz jedoch wieder aufgenommen worden ist. 

Unabhängig von der Kostenersatzpflicht, kann der Advocat 
gemäß § 179 wegen verspäteten Vorbringens von thatsäehlichen 
Behauptungen und Beweismitteln zu einer Ordnungsstrafe ver- 
urtheilt werden. 

4. Dass die Interessen des Vertreters nicht gefährdet 
werden und ihm die volle Gelegenheit zur Widerlegung irrthüm- 
licher Anschauungen über die Natur des Aufwandes und die 
Beschaffenheit der fraglichen Processhandlung zutheil wird, da- 
für sorgt die Bestimmung des Absatzes 3 (Regierungsmotive, 
S. 204). 
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Der betheiligte Vertreter oder Bevollmächtigte ist vor der 
Entscheidung zu hören, d. h. vorzuladen oder zur schriftlichen 
Aeußerung aufzufordern. 

§ CiO. Die Bestimmungen der §§ 40 bis 49 sind auch fvr 
das Rechtsmittelverfahren und für die Entscheidungen maigehend, 
welche von den Gerichten zweiter und dritter Instanz über die 
Kosten des Rechtsmittelver fahr ens, sowie im Falle der Aenderung 
einer untergerichtlichen Entscheidung, über die Kosten des ge- 
sammten vorangegangenen Verfahrens zu fällen sind. Der Um* 
stand, dass eine Partei Sprüche der unteren Instanzen für sich 
hat, ist für die Frage des Kostenersatzes nicht maßgebend. 

Bei der Entscheidung der Gerichte zweiter und dritter 
Instanz über die Appellations- und Revisionskosten ist nur das 
Obsiegen oder Unterliegen in der Hauptsache, nicht aber der 
Erfolg der Beschwerdef^ihrung als maßgebend zu betrachten 
(E. d. O. G. H., Spr. Reg. 79, Nr. 5786). 

Die sofortige Entscheidung über die Kosten des Rechts- 
mittelverfahrens im Falle der Zurückweisung der Sache an die 
erste Instanz ist unzulässig (E. d. O. G. H., Nr. 7280, 7723.) 

Hat eine Berufung oder Revision keinen Erfolg, so 
sind dem Berufungsgegner, auch wenn er in der vorher- 
gehenden Instanz zum Ersätze der Processk asten verurtheilt 
worden ist, die Kosten der Berufungs- oder Revisionsinstanz 
zuzusprechen. Hat dagegen ein Rechtsmittel ganz oder theil- 
weise Erfolg, so ist über die Kosten aller bisherigen Instanzen 
nach den allgemeinen Grundsätzen zu entscheiden. Wird das 
seinem ganzen Inhalte nach angefochtene Urtheil lediglich im 
Kostenpunkte abgeändert, so hat der Berufungswerber die Kosten 
seines Rechtsmittels selbst zu tragen (E. d. O. G. H., Nr. 6610) 
und dem in der Hauptsache obsiegenden Gegner die Kosten 
des Rechtsmittelverfahrens zu ersetzen. Auch wenn ein contra- 
dictorisches Verfahren nicht vorausging, sind dem in Streit- 
sachen mit seinem Recurse obsiegenden Theile die Recurskosten 
n der Recursentscheidung zuzuerkennen, wenn es sich nicht 
lediglich um eine die Processleitung betreffende Verfügung 
handelt, in welchem Falle der Ausspruch über die Recurs- 
kosten der Endentscheidung vorbehalten zu bleiben hat (E. d. 
O. G. H., Spr. Rep. 121, Nr. 10.560). 

§ 51. Wenn das Verfahren infolge eines Rechtsmittels 
oder von amtswegen aufgehoben oder dessen Nichtigkeit ausge- 
sprochen urird, und wenn es zugleich einer der Parteien zum 
Verschulden zugerechnet werden kann, dass das Verfahren trotz 
des vorhandenen Aufhebungs- oder Nichtigkeitsgrundes eingeleitet 
oder fortgeführt tvurde, oder wenn der Grund der Aufhebunff 
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im Verschulden einer Partei selbst gelegen ist, so kann dieser 
Partei auf Antrag oder von amtswegen der Ersatz der Kosten 
des aufgehobenen Verfahrens, sowie des etwaigen Eechtsmittel- 
Verfahrens auferlegt werden. 

Sofern die Nichtbeachtung des vorhandenen Aufhebung^- 
oder Nichtigkeitsgrundes auf einem offenbaren groben Verschulden 
des Gerichtes beruht oder ein offenbares grobes Verschulden des 
Gerichtes die Aufhebung des Verfahrens verursacht hat, kann 
der Ersatz der Kosten des aufgehobenen Verfahrens sowie des 
etwaigen Rechtsmittelverfahrens auf Antrag oder von amtswegen 
dem Gerichte auferlegt werden. 

Au&er diesen Fällen sind die Kosten gegenseitig aufzuJwben. 

1. Die Vorschrift gilt nur für das Rechtsmittel verfahren 
(Regierungsmotive. S. 203), kann daher bei einer nach § 7 
stattfindenden Nichtigkeitserklärung nicht zur Anwendung 
kommen. Wird das Verfahren in der Rechtsmittelinstanz auf- 
gehoben oder dessen Nichtigkeit ausgesprochen (§ 477), so sind 
die Processkosten in der Regel gegenseitig aufzuhri)en. 

Steht jedoch die Aufhebung oder Nichtigerklärung des 
Verfahrens mit dem Verschulden einer der Parteien im wesent- 
lichen Zusammenhange (Regierungsmotive, S. 203), so kann 
dieser Partei der Kostenersatz an den Gegner selbst von amts- 
wegen aufgetragen werden. 

Nach Absatz 2 kann auch das Gericht wegen grobeti 
Verschuldens (§ 49, Anm. 2) zum Ersätze der Kosten des 
aufgehobenen Verfahrens verurtheilt werden, und zwar der 
Kosten beider Parteien, sofern die Partei nicht selbst ein 
Verschulden trifft. Eine vorherige Einvernahme des unteren 
Richters, wie sie das H. D. v. 10. Mai 1784, Nr. 286 J. G. S. vor- 
schrieb, ist nicht erforderlich, doch kann der Berufungssenat 
thatsächliche Aufklärungen seitens der Parteien oder des Ge- 
richtes erster Instanz oder andere vörgängige Erhebungen im 
Sinne des §473 anordnen, ehe der Kostenzuspruch gegen das 
Gericht erfolgt. Gegen den Beschluss können gemäß § 514 die 
zum Kostenersatze verpflichteten richterlichen Beamten Recurs 
ergreifen. 

§ 52, In jedem Urtheüe und in den Beschlüssen, welche 
eine Streitsache für die Instanz vollständig erledigen, ist auch 
über die Verpflichtung zum Kostenersatze zu entscheiden. In 
anderen Beschlüssen kann über den Ersatz der Kosten nur 
insoweit erkannt werden, als die Ersatzpflicht von dem Aus- 
gange der Hauptsache unabhängig ist. 

Ist das Gericht bei Erlassung eines Theilurtheiles nicht 
in der Lage, hinsichtlich des abgeurtheilten Anspruches oder 
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Theilanspruches zugleich über die Kosten zu entscJieiden, so ist^ 
im Urtheile auszusprechen, inunefeme eine solche Entscheidung 
noch einem weiteren ürtheüe vorbehalten bleibt. 

Ueber die Verpflichtung zum KostenerscUze ist auch oJme 
einen bezüglichen Parteiantrag zu entscheiden, sofern nur das 
Kostenverzeichnis rechtzeitig vorgelegt wurde (§ 54). 

1. Soweit die Pflicht zum Eostenersatze vom Ausgange 
der Hauptsache abhängig ist, muss verhütet werden, dass durch 
eine vorzeitige Entscheidung des Kostenpunktes den bei Ab- 
urtheilung der Hauptsache für den Kostenzuspruch sich etwa 
ergebenden Directiven vorgegriffen und die Ersatzpflicht mög- 
licherweise im Widerspruche mit der dem Endurtheile zugrunde 
liegenden Auffassung festgesetzt werde. Es wurde deshalb be- 
stimmt, dass in einer Entscheidung, durch welche ein anhän- 
giges Verfahren nicht vollständig erledigt wird, ein Ausspruch 
über die Verpflichtung zum Kostenersatze nur dann gefUllt 
werden könne, wenn es sich um eine vom Ausgange der Haupt- 
sache unabhängige Ersatzpflicht handelt (Regierungsmotive^ 
S. 205). 

Eine Streitsache wird für die Instanz vollständig erledigt 
durch das Endurtheil oder durch eine in Form eines Beschlusses 
gefasste Endentscheidung nach § 7, 239, 261, 459. 

Durch einen Verzicht oder * ein Anerkenntnis wird die 
Streitsache noch nicht erledigt, sondern erst durch das nach 
§§ 394, 395 auf Grund derselben gefällte Urtheil. In einem 
Vergleiche muss gemäß § 47 der Kostenersatz von den Parteien 
selbst vereinbart werden; die Zuiilcknahme der Klage gemäß 
§ 237 berechtigt den Beklagten zum Antrage auf Ersatz der 
Kosten, worüber nach mündlicher Verhandlung durch Beschluss 
zu entscheiden ist. Bei Erlassung eines Zahlungsauftrages im, 
Mandatsverfahren nach § 550, im Wechselverfahren nach §§ 557, 
558 und im Mabnverfabren nach §§ 6, 11 Ges. v. 27. April 1873, 
Nr. 67 R. G. Bl. ist gleichfalls über die Kosten abzusprechen. 

Die Kosten von Incidenzstreitigkeiten (§ 41, Anm. 4) sind 
in dem Beschlüsse zuzusprechen, welcher als Endentscheidung 
des Incidenzstreites erscheint. 

2. Die Vorschrift, dass im Endurtheile über die Kosten- 
ersatzpflicht zu entscheiden ist, gilt auch für Theilurtheile 
und nach § 393 für Zwischenurtheile. 

Ein Theilurtheil kann nach § 391, 394 gef^t werden,' 
wenn ein Theil des Klagsanspruches ausdrücklich anerkannt 
wird, wenn bei erhobener Widerklage nur diese oder nur die 
Klage spruchreif ist, wenn die Verhandlung über eine Compen- 
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sationseihrede noch nicht geschlossen werden kann^ wenn der 
Kläger auf einen oder mehrere Ansprüche verzichtet. 

Ein Zwischenurtheil kann nach §393 erlassen werden 
über den Rechtsgrund eines Rlagsanspruches, dessen Betrag 
zur Entscheidung noch nicht reif ist, und über Fei^iCellungs- 
antrage betreffs eines für die Entscheidung maßgebenden strei- 
tigen Rechtsverhältnisses oder Rechtes. 

Auch in diesen Fällen wird der Regel nach auf Grund 
der Bestimmungen des § 43 über die Kosten sofort zu ent- 
scheiden sein, es werden z. B. dem Kläger , dessen Klags- 
anspruch betreffs eines Theilbetrages anerkannt wird, die tarif- 
mäßigen Kosten ftir die Klage und erste Tagfahrt zugesprochen 
werden können. Muss jedoch die Entscheidung in solchen 
Fällen dem Schlussurtheile vorbehalten bleiben, so ist dies im 
Theil- oder Zwischenurtheile ausdrücklich auszusprechen. 

§ 53. Gleichzeitig mit d%r Entscheidung über die Ver- 
pflichtung zum Kostenersatze hcU das Gericht, sofern nicht die 
Kosten gegeneinander aufgehoben werden, den Betrag der zu er- 
setzenden Kosten festzustellen. 

Bei der mündlichen Verkündung des ürtheiles oder eines 
die Verpflichtung zum Koitenersa^tze aussprechenden Beschlusses 
kann j&doch in allen Falten, in welchen das Urtheü oder der 
Beschluss noch schriftlich auszufertigen sind, die Festsetzung des 
Kostenbetrages dieser schriftlichen Ausfertigung vorbehalten 
werden. 

Das Interesse der Parteien wird in der Regel dahin führen, 
die Höhe der Kosten gleichzeitig mit dem Ausspruche über die 
Ersatzpflicht festzustellen. Dennoch wird es ermöglicht werden 
müssen, die Entscheidung über die Verpflichtung zum Kosten- 
ersatze von der Feststellung des zu ersetzenden Betrages zu 
«ondem. 

Diese Sonderung in den Grenzen d^ § 53, Abs. 2 zu- 
zulassen, rechtfertigt sich durch die Erwägung, dass es im 
mündlichen Verfahren bisweilen einen unverhältnismäßigen Auf- 
enthalt verursachen möchte, wenn die Bemessung der Kosten 
und die Würdigung der hiefÜr maßgebenden Belege nothwendig 
der Verkündigung der Entscheidung vorangehen müssten. 

Wenn noch schriftliche Ausfertigungen des Ürtheiles oder 
Beschlusses bevorstehen, lässt sich dieser Aufschub vermeiden. 
Denn die Parteien haben solchen Falles kein juristisches Inter- 
esse daran, den Betrag, mit welchem die Kosten vom Gerichte 
bestimmt wurden, schon vor der Zustellung der schriftlichen 
TJrtheils- oder Beschlussausfertigung zu kennen. 
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Namentlich nützt solche frühere Kenntnis nichts in Bezug 
auf die Vollstreckbarkeit des Ko^tenersatzanspruches. Hingegen 
mass dem Gerichte zur Pflicht gemacht werden^ die Kosten- 
liquidiernng überall dort sogleich vorzunehmen, wo die Znstel- 
hing schriftlicher Ausfertigungen nicht stattfindet und daher 
d«r Vorbehalt späterer FeststeUung des Kostenbetrages für die 
Partei in sehr vielen Fällen die unangenehme Nöthigung ent- 
halten wtlrde, bloß um den Kostenbetrag zu erfahren, neuer- 
dings vor Gericht zu erscheinen (Regierungsmotive, S. 20G). 

Nachdem die Ausfertigung des Urtheiles nach § 414 stet;* 
schriftlich zu erfolgen hat, nachdem alle Beschlüsse, gegen 
welche ein Rechtsmittel zulässig ist, oder auf Grund welcher 
das Recht zur sofortigen Executionsftihrung zusteht, gemäß 
§ 426 den Parteien in schriftlicher Ausfertigung zuzustellen 
sind, gegen Kostenzusprüche aber ein Rechtsmittel inimer zu- 
steht und die rechtski^ig zuerkannten Kosten immer execu- 
tionsfUhig sind, so kann mit Ausnahme des Urtheiles im Bagatell- 
verfahren (§ 45), kein Fall vorkommen, in welchem ein die 
Kostenersatzpflicht aussprechendes Urtheil oder ein solcher Be- 
schluss nicht schriftlich ausgefertigt werden müsste. 

Das Gericht hat sonach bei jedem Abspruchc über die 
Kosten, den es mündlich verkündet, die Wahl, ob es gleich- 
zeitig den Betrag der zu ersetzenden Kosten mündlich bekannt 
geben, oder die ziffermäßige Festsetzung dieses Betrages der 
schriftlichen Ausfertigung vorbehalten will, wobei es von dem 
Grundsatze auszugehen hat, dass die mündliche Verkündigung 
die Regel bildet, von der nur besondere Schwierigkeiten bei 
der Ausmessung der Kosten, abzugehen gestatten. 

Aber nur die Bestimmung der zu ersetzenden Kosten- 
summe kann vorbehalten werden. Die Entscheidung über die 
Verpflichtung zum Kostenersatze schließt auch die Entscheidung 
über den Umfang dieser V^fpflichtung in sich, es muss sonach 
in jedem Falle sofort festgesetzt werden, wem eine Ersatzpflicht 
obliege, sowie, ob der ganze Kostenbetrag oder nur ein Theil 
desselben zu einsetzen ist. Eine nachfolgende Erörterung dai*- 
tiber ist ausgeschlossen. Wenn nur ein theilweiser Kostenersatz 
stattfinden soll, so erscheint es zulässig, zur Vermeidung müh- 
samer Kostenfestsetzungen zu gestatten, die ersatzpflichtige 
Partei zur Zahlung eines ziffermäßig bestimmten Betrages zu 
verurtheilen , der in einem angemessenen Verhältnisse zu den 
wahrscheinlichen Kosten steht (Regierungsmotive, S. 206). 

Fehlt die Entscheidung über die Verpflichtung zum Kosten- 
ersatze, so kann nach §§ 423, 430 die Ergänzung des Urtheiles 
oder Beschlusses erfolgen. 

7* 
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§ 54. Die Partei, welche Kostenersata anspricht, hat bei 
sonstigem Verluste des Ersaieanspruches das Verj^eichnis^ der 
Kosten sammt den gur Bescheinigung der Ansätze und Angaben 
dieses Verzeichnisses .etwa erforderlichen Belegen vor Schluss der 
der Entscheidung über den Kostenersatzanspruch (§ 52) un- 
mittelbar vorangehenden Verhandlung, wenn aber die Beschluss- 
fassung ohne vorgängige Verhandlung erfolgen soll, bei ihrer Ein- 
vernelimung oder gleichzeitig mit dem der Beschlussfassung zu 
unterziehenden Antrage dem, Gerichte zu überg^en. 

1. Der accessorische Charakter der Kostenersatzansprüche 
hat auch die Art der Erledigung des Kostenpunktes zu be- 
stimmen. Dieser accessorischen Natur widerstreitet es, die Ent- 
scheidung über die Kostenverbindlichkeit zum Mittelpunkte und 
selbständigen Gegenstände eines besonderen Verfahrens zu 
machen. Das dogmatisch Richtige ist, die Kostenfrage aus 
dem Schatten der dem eigentlichen Processzwecke dienenden 
Handlungen nicht heraustreten zu lassen. Zu Gleichem rathen 
auch dringend processpolitische Erwägungen. Es wäre in hohem 
Grade unbillig^ die Gegenpartei zu zwingen, lediglich der Ord- 
nung der Kostenfrage wegen aberm,als vor Gericht zu erscheinen 
oder eigens hiezu einen Vertreter "zu bestellen. Das Kosten- 
erstattungsbegehren darf nicht die Quelle neuen Kostenauf- 
wandes oder neuer Kostenerstattung sein, die Entscheidung über 
solches Begehren darf nicht in einer den Verpflichteten ge- 
fkhrdenden Weise verzögert werden. 

All dies wiU der Entwurf durch die Vorschrift des §54 
verhindern, welcher Gewähr dafür bietet, dass die Geltend- 
machung des Anspruches in einer dem Gegner unschädlichen 
Weise stattfindet, Damach muss der Kostenersatzanspruch ent- 
weder vor Schluss der mündlichen Verhandlung erhoben werden, 
auf Grund welcher im Sinne des § 52 auch über die Kosten- 
frage entscliieden werden kann, oder mangels einer mündlichen 
Verhandlung bei Einvernehmung der Kostenersatz ansprechen^ 
den Partei, oder gleichzeitig mit dem der gerichtlichen Be; 
Schlussfassung zu unterziehenden schriftlich (protokollarisch) 
angebrachten Antrage, lieber die Kostenfrage findet auch in 
den beiden letzteren Fällen nicht eine besondere Verhand-r 
lung statt. 

DiePartei wird hiedurch nicht in derFreiheit derVertheidigung 
geschmälert, denn im Wege des gegen solche Entscheidungen zu- 
stehenden Rechtsmittels vermag sie dann alle Beschwerden 
vorzubringen. Wenn der Kostenersatzanspruch während der 
mündlichen Verhandlung erhoben wird, hat sich diese Verhand- 
lung selbstverständlich auch auf den Kostenpunkt zu erstrecken^ 
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Wo sich das Verfahren durch mehrere Instanzen fortsetzt, hat, 
wie die Entscheidung über die Verpflichtung zum Kosten- 
ersatze, so auch die Feststellung des Kostenbetrages jeweils bei 
dem Gerichte stattzufinden, vor welchem der Rechtsstreit gerade 
anhängig ist ^Regierungsmotive, S. 206). 

2. Das Verzeichnis der Kosten ist dem Gerichte vorzu- 
legen, eine Abschrift der Belege für den Gegner ist nicht vor- 
geschrieben. Wo die Kostenliquidation in einem Schriftsatze 
oder in einem die Stelle desselben vertretenden Protokolle er- 
folgt, ist es weder vorgeschrieben noch nothwendig, das Kosten- 
verzeichnis als Beilage des Schriftsatzes auszufertigen, dasselbe 
kann vielmehr in den Schriftsatz oder das Protokoll selbst auf- 
genommen werden. Einer Nachweisung der bereits bewirkten 
Zahlung der angesprochenen Kosten seitens der Partei, welche 
die Kosten anspricht, bedarf es nur dann, wenn die erstattungs- 
pflichtige Partei für die Erkenntnisgebüren oder bar^ (dem Ge- 
richte zu erstattenden Kosten dem Staate verhaftet, ist, damit 
sie dieselben nicht doppelt zahlen muss. Die Bescheinigung 
hat nach § 274 zu erfolgen. 

§ 55, Die in einem ürtheile des Processgerichtes erster 
Instanz oder des Berufungsgerichtes enthaltene Entscheidung 
über den Kostenpunkt kann ohne gleichzeitige Anfechtung der 
in der Hauptsache ergangenen Entscheidung nur mittels Recurs 
angefochten werden. 

Bloß wegen der Entscheidung über den Kostenpunkt ein 
Berufungs- oder Revisionsverfahren durchzuführen, daran kann 
im mündlichen Processe und bei mündlichem Berufungsverfahren 
nicht gedacht werden. Das Interesse des zum Kostenersatze 
Vemrtheilten verlangt dies nicht. Um die Unrichtigkeit der 
Entscheidung über den Kostenpunkt oder gar um die unange- 
messene Feststellung eines Kostenbetrages darzuthun, wird die 
Partei fast nie zu neuen Beweisführungen oder zu neuen that- 
sächlichen Vorbringen greifen müssen. 

Die Ttiatfrage . ist hier zumeist ganz belanglos, oder sie 
tritt doch für die große Mehrzahl der Fälle so sehr zurück, dass 
man sie unmöglich bei der Auswahl der Rechtsmittel als aus- 
schlaggebend ansehen kann. Regelmäßig wird es sich nur um 
juristische Darlegungen, Rech tsausfüh rungeh und Aehnliches 
handeln. Dazu genügt der Weg des Recurses. Er wahrt die 
Interessen der Partei, welche sich durch die Entscheidung ver- 
letzt erachtet, denn es ist ihr die Möglichkeit eröflFnet, ihre 
Gegengiiinde der Rechtsmittelinstanz zur Prüfung und Beur- 
theilung vorzulegen. Nach dem Rechte des Entwurfes reicht 
das Rechtsmittel des Recurses umsomehr zu, als der Recurs- 
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instanz die Freiheit gegeben ist^ alle ihr etwa zur Klarstellung 
der Beschwerdepunkfe erforderlich scheinenden Erhebungen 
und Aufklärungen zu veranlassen (§ 526). Damit ist auch f\ir 
den Fall gedient, wenn etwa die Kostenentscheidung deswegen 
angefochten wird, weil die Partei das Verschulcfen in Abrede 
stellt, welches nach dem Gesetze für die Auflegung des Kosten- 
ersatzes wesentlich ist (Regierungsmotive, S. 207). 

Sechster Titel: Sicherheitsleistung. 
Art der Sicherheitsleistung. 

§ 56. Die Bestellung einer auf Grund der Bestimmungen 
dieses Gesetzes zu leistenden Sicherheit erfolgt, wenn die Parteien 
nichts anderes vereinbaren, durch gerichtlichen Erlag von barem 
Gelde oder von inländisclicn Wertpapieren, wdche steh nadi den 
hierüber bestehend^ Vorschriften zur Anlegung der Gelder von 
Minderjährigen eignen, und nur in Ermanglung solcher durdh 
den gerichtlichen Erlag von anderen inländischen^ an einer Börse 
notierten W&rtpapieren, welche nach richterlichem Ermessen ge- 
nügende Deckung bieten. Die Wertpapiere dürfen nicht auüer 
Curs gesetzt ifnd müssen mit den laufenden Zins- oder Gewinn^ 
antheüscheinen und Taions versehen sein. Sie sind nach dem 
Carse des Erl^igstages zu berechnen. 

Nach Ermessen des Gerichtes können insbesondere auch 
Einlagä)iAcher einer inländischen Sparcasse oder einer inländischen 
landwirtschaftlichen oder sonstigen Vorschusscasse behufs Be- 
Wirkung eitler Sicherheitsleistung zugelassen werden. Eine Sicher- 
heitsleistung mittels einer gesetzliche Sicherheit bietenden Hypothek 
an einem inländischen Grundstücke oder durch zahlungsfähige 
Bürgen, die ihren allgemeinen Gerichtsstand im Inlat^ haben, 
kann der Richter zulassen, wenn eine andere Art der Sicherheit 
ron dem zur Sicherheitsleistung Verpflichteten nicht oder nur 
schwer beschafft werden kann. 

Mit dem gerichtlichen Erläge wird an dem Gegenstande 
desselben ein Pfandrecht für den Anspruch begründet, in An- 
sehung dessen die Sicherheitsleistung erfolgt. 

1. Die Bestimmungen des § 56 gelten nur für jene Fälle, 
in welchen nach den Vorschriften der Civilproccssordnung eine 
Partei von der anderen Sicherheit verlangen kann, was nach 
§ 38 bei einer Processflihrung ohne Auftrag oder Vollmacht, 
nach § 57 betreffs der Processkosten-Caution von Ausländem, 
nach § 407 bei Alimenten wegen Tödtung, Körperverletzung 
oder Freiheitsentziehung und nach § 458 im Besitzstörungsver- 
fahren zur Vermeidung provisorischer Verft\gungen geschehen 
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kann. Civilrechtliche VerpflicLtungen zum Erläge einer Caution 
werden durch die CivUprocessordnung nicht geregelt. 

Wo der Erlag von barem Gelde oder pupillarsicheren 
Wertpapieren möglich ist, da wird auch das Gericht im Interesse 
des Gegners darauf hinzuwirken haben (Regierungsmotive, S. 207). 
Bares Geld kann nur in solchen Geldsorten erlegt werden, welche 
bei den Staatscassen als Zahlung angenommen werden. Der 
Begriff der Wertpapiere wird durch die Beschränkung auf 
inländische pupillarsichere oder an einer Börse notierte 
genau bestimmt und gibt über die letztere Eigenschaft das 
officielle Börsencursblatt Auskunft, das schon wegen des Gurses- 
eingesehen werden muss. Die besondere Erwähnung der Spar- 
cassebücher im Absatz 2 versperrt von vornherein der Ansicht 
den Weg, dass die Vorschriften, welche die Anlegung von 
Mündelgeldern in Sparcassen auf gewisse Beträge beschränken, 
auf den Process herüberwirken und daher solche Einlagebücher 
auch im Processe nur in gleich beschränkter Höhe zur Sicher- 
heitsleistung verwendet werden dürfen (Regicrungsmotive, 
S.207). 

2. Ueber die Art der Sicherheitsleistung entscheidet zu- 
nächst die Vereinbarung der Parteien. Liegt eine solche nicht 
vor, so hat die Sicherstellung durch gerichtlichen Erlag zu 
erfolgen. Bürgen und Hypotheken lässt der Entwurf nur 
für den Fall zu, als eine andere Art der Sicherheit von dem 
zur Sicherheitsleistung Verpflichteten überhaupt nicht oder doch 
nur schwer beschafft werden könnte. Darüber, dass ein solcher 
Nothfall vorliegt, wird der Richter Bescheinigung fordern können, 
wenn er den Angaben des Verpflichteten zu misstrauen Ursache 
hat (Regierungsmotive, S. 207). Zum Schutze des Gegners der 
sicherheitsleistenden Partei gegen das Aufdrängen allzuschwer 
realisierbarer Haftungen (Motive der gemeinsamen Conferenz, 
S. 7) wurden nur Hypotheken an inländischen Grundstücken 
(Realitäten im weiteren Sinne) und Bürgschaften von im Inlande 
wohnhaften Personen zugelassen. Nach § 1374 a. b. G. B. 
reicht die gesetzliche Sicherheit bei Häusern bis zur Hälfte, bei 
Grundstücken bis zu zwei Dritteln des Wertes. Die Ein- 
schränkung desselben Paragraphen auf Bürgen, die in der Pro- 
vinz belangt werden können, findet keine Anwendung, weil die 
Büi^schaft aller im Inlande wohnhaften Personen zugelassen wird. 

3. Um irrigen Anschauungen über die Wirkung einer 
Sicherheitsleistung vorzubeugen, wurde ausdrücklich ausge- 
8pix)cheny. dass an den Gegenständen eines behufs Sicherheits- 
leistung erfolgten gerichtlichen Erlages ein Pfandrecht begründet 
Averde. Das Pfandrecht entsteht für den Anspruch, in Ansehung 
dessen die Sicherstellung erfolgt (Regierungsmotive, S. 207). 
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4. Darüber, in welcher Weise die Feststellong zu erfolgen 
habe, das» die Nothwendigkeit einer processoalen Sicherheite- 
bestellung weggefallen sei und daher die Röckgabe der hinter- 
iegten Werte erfolgen könne, hat die CivUprocessordnung 
keine ausdrückliche Bestimmung. Ist die Sicherheiteleistung 
gegenstandslos geworden, so ist die den Wegfall der Cautions- 
pflicht constatierende Thätigkeit des Gerichtes nicht nothwendig 
als eine ,,erkennende^ zu betrachten, sondern als eine bloU 
vei'waltende (O. L. Gr. Jena, Fuchsberger, S. 203). 

Der Erfolglassungsbewilligung braucht eine mündliche 
Verhandlung nicht vorauszugehen, sie erfolgt mittels Beschlusses, 
dem in zweifelhaften Fällen die mündliche oder schriftliche Ein- 
vernahme des Gegners voranzugehen hat. Vor der Erfolglassung 
wird aber die Rechtekraft des Beschlusses abzuwarten sein. 

Sicherheitsleistung für Proeesskosten. 

§ 57, Wenn Ausländer vor einem im Geltungsgebiete 
dieses Gesetzes gelegenen Gerichte als Kläger auftrettnj haben 
sie dem BeTdagten auf dessen Verlangen für die Proeesskosten 
Sicherheit au leisten, sofern nicht durch Staatsverträge etwas 
anderes festgesetzt ist. 

Eine solche Verpflichtung zur Sicherheitsleistung tritt jedoch 
nicht ein: 

1, wenn nach den Gesetzen des Staates, dem der Kläger 
angehört, österreichische Staatsangehörige im gleichen Falle zur 
Sicherheitsleistung für Proeesskosten nicht verpflichtet sind-, 

2, wenn der Kläger im Geltungsgebiete dieses Gesetzes ein 
zur Deckung der Proeesskosten hinreichendes Vermögen an unbe- 
weglichen Gütern oder an Forderungen besitzt, die auf solchen 
Gütern bücJierlich sichergestellt sind; 

.3, bei Klagen in Ehestreitigkeiten; 

4. bei Klagen im Mandats- und Wecf^elver fahren , bei 
Widerklagen, sowie bei Klagen, welche infolge einer öffentlichen, 
gerichtlichen Aufforderung angestellt werden. 

Sofern sicJ^ ein Zweifel über die Gesetzgebung, die Ein- 
richtungen oder das Verhalten des Statutes ergibt, .welchem der 
Kläger angehört, ist hierüber die Erklärung des Justizministers 
einzuholen. . Dieselbe ist für das Gericht bindend, 

1. Die Verpflichtung zur Sicherheitsleistung für die Pro- 
eesskosten ist auf Ausländer beschränkt. Personen, welche 
in dem Gebiete der im Reiohsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder das Staatebürgerrecht nicht genießen, sind nach Art. 
XXIX des Einführungsgesetzes als Ausländer anzusehen. In- 
länder, mögen dieselbe im Inlande oder Auslande wohnen, sind 
von einer Cautionsleistung entbunden. 
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Juristische Personen, welche im Auslände ihren Sitz haben, 
sind in der K^gel als Ausländer anzusehen. Ausländische Actien- 
gesellschaften, Versicherungsgesellschaften, Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften, welche zur Geschäftsführung itn Inlande 
zugelassen sind, werden gleichfalls als Ausländer anzusehen sein, 
dagegen nicht Vepeine von Inländern im Auslande. 

Voraussetzung der Cautionspflicht der Ausländer ist, dass 
sie vor einem inländischen Gerichte als Kläger auftreten. Doch 
genügt schon die Stellung als activer Streitgenösse, ja selbst 
als Nebeninte^enient des Klägers, da der Nebenintervenient 
gemäß § 41 für die durch seine Nebenintervention verursachten 
Kosten haftet. 

Die Frage der Sicherheitsleistung ist nur auf Verlangen 
des Geklagten zu erörtern. Außer dem Geklagten kann auch 
dessen Nebenintervenient gemäß § 18 die Sicherheitsleistung 
verlangen und bei mehreren Geklagten kann jeder derselben 
unabhängig von den Anderen das diesbezügliche Begehren 
stellen. Ob der Beklagte Inländer oder gleichfalls Ausländer 
ist, macht keinen Unterschied. 

2. Nach Art. 56 des internationalen Uebereinkommens 
ül?€r den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. October 1890, Nr. 186 
E.-G.-Bl. f. 1892, ist die Cautionspflicht für die im Grunde 
dieses Uebereinkommens gegen die Eisenbahnverwaltungen ein- 
gebrachten Klagen ausgeschlossen. 

Die Gleichstellung der Ausländer mit dön Inländern ist 
vertragsmäßig vereinbart: mit Italien laut Art. V des Handels- 
und Sohiffahrts Vertrages vom 6. December 1891, Nr. 17 ß.-G.-Bl. 
f. 1892; mit Serbien laut Art. I der Convention vom 9. August 1892, 
Nr. 104 ß.-G.-Bl. f. 1893; mit Spanien laut Art IV des Ver- 
trages vom 24. März 1870, Nr. 139 R.-G.-Bl. f. 1871; mit 
Hawaii laut Art. IV des Vertrages vom 18. Juni 1875, Nr. 87 
R.-G.-B. f. 1876. Durch die Meistbegünstigungsclausel sind 
vertragsmäßig dieselben Rechte eingeräumt: Griechenland laut 
Art. I des Vertrages vom 11. April 18^7, Nr. 95 R.-G.-BL; 
Rumänien laut Cotnventioyi vom 21. December 1893, Nr. 116 
R.-G.-Öl. f. 1894. 

3. Nach der Uebersicht von Dracker, Juristische Wochen- 
schrift 1887, S. 184 ff. sind -Ausländer von der Sicherheits- 
leistung befreit in Dänemark, Norwegen, Portugal, Bosnien, 
Herzegowina, Türkei, in Handelssachen in Frankreich, Russ- 
land, in England, wenn sie sich dort aufhalten. 

Dagegen besteht die Cautionspflicht in Deutschland, 
Schweden, Frankreich und Russland (mit Ausnahme der Han- 
delssachen), in den Niederlanden, Belgien, Luxemburg, in der 
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Schweiz, den Vereinigten Staaten, Brasilien, Mexiko (Wil- 
mowski, S. 197). 

In Ungarn ist durch § 9 des Gesetzesartikels XVIII vom 
Jahre 1893 Über das summarische Verfahren die Cautionspflicht 
f\ir Ausländer statuiert, wenn in dem Staate, dessen Ange- 
höriger der EJäger ist, der ungarische Staatsbürger in einem 
gleichen Falle zum Erläge einer Caution verpflichtet wäre. In 
Croatien und Slavonien wird keine KJagscaution verlangt. 

ifach Art XXIX Einf.-Ges. sind ungarische Staatsangehörige, 
welche dem stehenden Heere oder der Kriegsmarine angehören, 
oder bei Behörden der gemeinsamen Angelegenheiten angestellt 
sind, von der Cautionspflicht befreit. 

4. OeflFentliche gerichtliche Aufforderungen, auf Grund 
welcher Klagen angestellt werden können, sind vorgeschrieben: 

a) vor Ausfolgung des Nachlasses eines Ausländers die Edic- 
talcitation der Gläubiger und Erbschaftsinteressenten (§ 138 
kais. Pat. V. 9. August 1854, Nr. 208 R.-G.-BL), 

b) bei der Amortisierung alter grundbücherlicher Lasten nach 
§ 118 Grundbuchsgesetzes, 

c) bei der Anlegung, Ergänzung oder Wiederherstellung von 
Grundbüchern für die Anmeldung von Eigenthums- oder 
Besitzveränderungen und alten Lasten sowie den Wider- 
spruch gegen den Bestand oder die bücherliche Rang- 
ordnung einer Eintragung nach §§ 6 und 14 Ges. vom 
25. Juli 1871, Nr. 96 R.-G.-BL, 

d) vor der Uebertragung von Grundstücken in die Eisen- 
bahneinlage nach § 22 Ges. v. 19. Mai 1874, Nr. 70 R.-G.-BL, 

e) bei der Einziehung alter Depositen nach der Verordnung 
vom 6. Jänner 1842, Z. 39758. 

Die Concursedicte, die Edicte zur Einberufung der Nach- 
lassgläubiger nach §§ 133—136 kais. Pat. v. 9. August 1854, 
Nr. 208 R.-G.-BL, die Amortisierungsedicte, die Aufforderung 
an die Gläubiger einer aufgelösten Actiengesellschaft nach Art. 
243 H. G. B. beabsichtigen, nur die Anmeldungen von Ansprü- 
chen und nicht die Einbringung einer Klage, sind daher nicht 
zu jenen Aufforderungen zu rechnen, welche vom Erläge der 
Klagscaution befreien. Die Aufforderung vor der Devincu- 
lierung einer Notariatscaution nach §22—30 Not.-Ordn. hat 
durch die Notariatskammer zu erfolgen, ist daher keine ge- 
richtliche Aufforderung und befreit von der Cautionspflicht 
nicht. 

Die Bewilligung des Armenrechtes befreit von der Ver- 
pflichtung zur Sicherheitsleistung für die Pr9ces»kosten< (§ 64), 
und zwar selbst dann, wenn bereits auf den Erlag oder die 
Ableistung des Paupertätseides erkannt wäre. 
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§ 58. Der Beklagte kann auch dann SicJierheitsleistung ver- 
langen, wenn der Kläger während des Rechtsstreites die Eigen- 
schaß eines Inländers verliert oder die Voraussetzung, unter 
welcher der Ausländer von der Sicherheitsleistung befreit war, 
wegfällt und nicht ein zur Deckung ausreichender Theil des er- 
Iwbenen Anspruches unbestritten ist. 

1. Die Staatsbürgerschaft geht nach dem Auswanderungs- 
patente vom 24. März 1832, Nr. 2557 J. Ö. S. verloren: 

a) durch Entlassung aus der Staatsbürgerschaft, 

b) durch Verlustigerklftrung der Staatsbürgerschaft bei unbe- 
fugt Ausgewanderten, 

c) durch Verheiratung einer Inländerin mit einem Aus- 
länder. 

Nach Art. I des mit den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika abgeschlossenen Vertrages, Nr. 74 des R.-G.-Bl. vom 
Jahre 1871 geht die Staatsbürgerschaft durch einen fünfjährigen 
Aufenthalt in den Vereinigten Staaten verloren. ' Die Voraus- 
setzungen der Befreiung von der Cautionspilicht gehen verloren, 
wenn die betreflFenden Staatsverträge ablaufen oder abgeändert 
werden, wenn durch die fremdländische Gesetzgebung die Ge- 
genseitigkeit aufgehoben wird, wenn sich der Kläger des zur 
Deckung der Processkosten geeigneten, im § 57, AI. 2 aufge- 
zählten Vermögens entäufiert. 

2. Die nachträgliche Sicherheitsleistung kann von dem- 
jenigen Beklagten oder Mitbeklagten nicht gefordert werden^ 
welcher einen zur Deckung der Processkosten ausreichendea 
Theil des KJagsanspruches nicht bestritten hat, d. h. ohne Com- 
pensations- oder sonstige Einwendung anerkennt. Wird infolge- 
eines Theilurtheiles der nicht bestrittene Theilanspruch zur Ver- 
meidung der Execution bezahlt, dann ist ein zur Deckung aus- 
i-cichender Theil des erhobenen Anspruches nicht mehr vor- 
banden und es kann Sicherheitsleistung verlangt werden. 

§ 59. Außer den beiden Fällen des § 58 muns der An- 
trctg auf Siclierheitsleistung für Processkosten bei sonstigem Aus- 
schUsse in der ersten Tagsatzung und vor Einlassung in die 
Hauptsad^ gestellt werden. 

In dem Antrage ist stets die Holte der Sicherlmtssumnte 
anzugeben, lieber den Antrag ist durch Beschluss zu entscheiden. 

1. Außer den beiden Fällen des § 58 ist das Sicher- 
stellungsbegehren nur dann rechtzeitig gestellt, wenn es vor 
Gerichtshöfen in der ersten Tagsatzung, bei Bezirksgerichten 
in der ersten Tagsatzung vor Einlassung zur Hauptsache ge- 
stellt wii-d. Für die Fälle des § 58 ist eine Frist nicht fest- 
gesetzt. Der Tendenz, der unnüthigen Verzögerung der Processe 
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vorzubeugen, wird es entsprechen, dass das Begehren nur dann 
als rechtzeitig-angesehen wird, • worin es in der ersten Tagsatzung 
nach erlangter Kenntnis der Aenderung gestellt wird. 

In dem Antrage ist auch die Höhe der Sicherheitssumme 
anzugeben. Wird dieser Bestimmung trotz richtprl icher Auf- 
forderung nicht entsprochen, so ist das Begehren abzuweisen. 

Ueber den Antrag wird mündlich verhandelt. Die Beweis- 
last über die Ausländerqualität des Klägers trifft den Beklagten^ 
die Beweislast über die Befreiungsgründe den Kläger. Außer- 
dem hat sich die mündliche Verhandlung auch auf die dem 
Kläger mögliche Art der Sicherstellung zu erstrecken. 

Ueber den Antrag ist durch Beschluss zu entscheiden. 
Derselbe ist nach § 239 von dem Vorsitzenden des Senates oder 
dem mit der Leitung der ersten Tagfahii; betrauten Mitgliede 
des Senates zu fassen. 

Verspätete Anträge auf Sicherheitsleistung sind ohne weitere 
mündliche Verhandlung zurückzuweisen. 

Kommt es bei der mündliehen Verhandlung zu einer Ver- 
einbarung der Parteien über Art und Höhet der Sicherheits- 
leistung, so entfallt die diesbezügliche Beschlussfassung, nicht 
aber die Festsetzung der Frist zum Erläge und zum Pauper- 
tätseide. 

§ 60, Wird dem Antrage stattgeg^en, so ist giigleich der 
Betrag der zu leistenden Sicherheit und die Frist zu bestimmen, 
binnen welcher dieser Betrag gerichÜidi zu erlegen oder die Un- 
fähigkeit zum Erlaufe vom Kläger eidlich zu bekräftigen ist. 

Bei Bestimmung der Höhe der Sicherheitssumme sind die 
Kosten, welche der Beklagte zu seiner Vertheidigung wahr- 
scJieinlich aufzuwenden haben wird, nicht aber auch die durch 
eine etwaige Widerklage erwachsenden Kosten in Anschlag zu 
bringen. Zum Zwecke der eidlichen Bekräftigung seiner Un- 
fähigkeit zum Erlabe der Sicherheitssumme hat der Kläger bei 
dem Processgerichte innerhalb der ihm hiezu offen^ gestellten 
Erist um Anberaumung einer Tagsatzung anzusuchen. Die Ab- 
legung des Eides kann bei dem Gerichte des Wohnsitzes oder 
Aufenthaltes des Klägers erfolgen. 

In der dem Kläger zuzustellenden schriftlichen Ausfertigung 
des B&ichlusses ist ihm zu eröffnen, dass im Falle fruchtlosen 
Ablaufes der im Absätze 1 ertvähnten Frist die Klage auf An- 
trag des Beklagten vom Gerichte für zurückgenommen erklärt, 
oder, wenn der Antrag während des Bechtsmit eher fahrens ge- 
stellt wird (§ 58), das vom Kläger eingelegte Rechtsmittel als 
zurückgezogen angesclien würde. Beides' geschieht mittels Be- 
schluss; der Beschlussfassung hat die mündliche oder schriftliche 
Einvernehmung des Klägers vorauszugehen. 
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1. Wenn eine Vereinbarung der Parteien über Ali; und 
Höhe der Sicherheitsleistung nicht erfolgt, so ist im Beschlüsse 
der Betrag der zu leistenden Sicherheit und die Art derselben 
zu bestimmen. Immer ist aber gleichzeitig eine Frist zum Er- 
läge der Ca]ation oder. zur Anbietung des Eides über di^ 
Unfähigkeit zur Sicherheitsleistung festzusetzen. Die Frist ist 
als richterliche gemäß § 128 erstreckbar. Der Paupertätseid 
hat zu bekräftigen, dass der Kläger eine Sicherheit für die 
Processkosten nicht zu leisten vermag, und darf nicht, darauf 
beschränkt werden, dass Kläger die concret festgesetzte Sicher- 
heitsleistung nicht gewähren könne. 

2. Bei der Bestimmung der Höhe, der Caution hat das 
Gericht nach freiem Ermessen jenen Betrag zu bestimmen^ 
welchen der die Sicherheit fordernde Beklagte unter Berück- 
sichtigung der eventuellen Streitgenossen upd Nebeninterve- 
nienten desselben bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Pro? 
cesses in letzter Instanz aufzuwenden haben dürfte. Auf 
unvorhergesehene Zwischenteile des Processes ist keine Rück- 
sicht zu nehmen; dieselben berechtigen nach § 62 zu dem Be- 
gehren um Erhöhung der Caution. 

3. Die dem Kläger schriftlich bekannt zu gebende Rechts^ 
folge des Nichterlages der Caution oder des versäumten Be- 
gehrens um Anordnung einer Tageatzung zur Ablegung des 
Paupertätseides innerhalb der hiezu gesetzten Frist ist die Zu- 
rücknahme der Klage oder des eingelegten Rechtsmittels auf 
Antrag des Beklagten. Die Zurücknahme der Klage hat nach 
§ 237 zur Folge, dass die Klage als nicht angebracht anzu- 
sehen ist und dass der Kläger dem Beklagten alle Process-. 
kosten, zu ersetzen hat, über welche noch mündlich zu VQ.r: 
handeln ist. r , 

4,, Da die Sicherheit auch naphträglich begehrt werden 
kann, ist es nothwendig, fUr diesen Fall die Rückwirkung auf 
das Rechtsmittelverfahren zu normieren (Motive de^ Ausschusses, 
S. 23). Der Geklagte kann sonach, im Falle einer nachträglic)^ 
geforderten Sicherheitsleistung entweder nur die Zurücknahm^ 
der Klage oder nur die Zurückziehung des vom Kläger eip- 
gelegten Rechtsmittels oder die Zurücknahme der Klage betreffs 
des. vom EJäger nicht angefochtenen Theiles des noch nicht 
rechtskräftigen Urtheiles und die Zurückziehung des Rechtsr 
mittels betreffs des vom Kläger angefochtenen Theiles des Ur- 
theiles beantragen.: 

Rechtskräftige Theilurtheile können nicht mehr durch 
Zurückziehung der Klage unwirksam gemacht werden. 

5. Hat nur der Nebenintervenient des Klägers die Caution 
zu erlegen, so kann die Zurückziehung d^r Klage nicht ausge* 
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^sprocfaen werden und es ist nur die Nebenintervention nicht 
-zuzulassen. 

Bis zu dem über den Antrag des Geklagten nach münd- 
iicher oder schriftlicher Einvernahme des Klägers zu erlassenden 
Beschlüsse kann der Erlag der Caution oder die Eidesantretung 
Kiachgetragen werden. Erst mit dem Beschlüsse selbst ist der 
Kläger präcludiert. 

6. Stellt der Geklagte den Antrag auf Zurücknahme der 
Xlage oder Zurückziehung des Rechtsmittels nicht, so ruht das 
Verfahren mit den Rechtswirkungen des § 163, 168, da nach 
-§ 62 das Verfahren erst nach Erlag der Sicherheitssumme oder 
Ableistung des Eides auf Antrag einer Partei foitzusetzen ist 
*(Regierungsmotive, S. 203). 

Die Rechtsfolgen der Kichtablegung des Pijtupertätseides 
bei der hiezu angeordneten Tagsatzüng bestimmt das Gesetz 
nicht. Sie müssen dieselben sein, wie die des Nichterlages der 
Oaution. 

§ 61, Wird ein Antrag auf Sicherheitsleistung für Process- 
Jeosten rechtzeitig gestdlt, so ist der Beklagte bis zur Entscheidung 
über denselben zur Fortsetzung des Verfahrens in der Haupt- 
sache nicht verpflichtet. 

Wird der Antrag abgeunesen, so Jcann die Fortsetzung 

dieses Verfahrens vom Gerichte angeordnet werden, ohne dass 

^ie Bechtskraß des abweisenden Beschlusses abgewartet werden 

muss. Gegen diese Anordnung findet ein Becurs nicht statt. 

1. Es steht dem Geklagten frei, trotz des Antrages auf 
.Sicherheitsleistung in die Verhandlung zur Hauptsache sich ein- 
-zulassen. Verpflichtet ist er hiezu nicht, wenn der Antrag 
rechtzeitig in der ersten Tagsatzung, bei Bezirksgerichten vor 
Einlassung in die Hauptsache, gestellt worden ist. Entsteht 
die Verpflichtung zur Sicherheitsleistung gemäß § 58 nach der 

-ersten Tagsatzung oder nach dem Einlassen in die Hauptsache, 
und wird der Antrag rechtzeitig bei der nächsten Tagsatzung 
-gestellt, so ist der Beklagte gleichfalls nicht vei"pflichtet, das 
Verfahren in der Hauptsache fortzusetzen. 

2. Das Verfahren in der Hauptsache soll durch das Ver- 
engen einer Processkosten-Sicherstellung nicht mehr als unbe- 
dingt nöthig aufgehalten werden. Dieser Tendenz würde es 
widersprechen, wenn bei Abweisung eines solchen Begehrens 
stets die Rechtskraft des bezüglichen Beschlusses abgewartet 
werden müsste. Der Beklagte würde dann auch mit der grund- 
losesten Antragstellung die Macht erlangen, einen ausgiebigen 
Processaufschub zu bewirken. Der Entwurf verleiht daher dem 

Hjferichte erster Instanz die Befugnis, bei Abweisung eines 



Digitized by V^OOQIC 



— 111 — 

Sicherstellangsauftrages ohne Rücksicht auf die noch mögliche 
Anfechtung des Beschlusses die alsbaldige Aufnahme und Fort- 
setzung des Processes zu verordnen. Von dieser Befugnis wird 
das Gericht namentlich bei offenbar unbegründeten Anträgen 
und bei hoher Wahrscheinlichkeit der Erfolglosigkeit eines 
Rechtsmittels Gebrauch zu machen haben (Regierungsmotive, 
S. 209). 

Ueber die Kostenersatzpflicht im Nebenstreite, über die 
Elagscaution vergl. § 41, Anm. 2. 

§ 62, Nach reckUeitigem Erläge der Sicherheitssumme oder 
Ableistung des Eides ist das Verfahren in der Hauptsache auf 
Antrag einer Partei forteuseteen. 

Ergibt sich im Laufe des Bechtsstreites, dass die geleistete 
Sicherheit nicht hinreicht, so kann der Beklagte die Ergmzung 
derselben beantragen, sofern nicht ein zur Deckung ausreichender 
Theü des erhobenen Anspruches unbestritten ist. Einem solchen 
Antrage kommt aufschiebende Wirkung nicht zu; der Beschluss, 
wodurch die Ergänzung der Sicherheit angeordnet wird, ist nach 
eingetretener Bechtskräft vollstreckbar, 

1. Wird dieCaution erlegt oder der Eid abgelegt, bevor 
über den Antrag auf Zurücknahme der Klage oder Zuiilck- 
ziehung des eingelegten Rechtsmittels in erster Instanz ent- 
schieden ist, so steht jeder Partei, nicht bloß dem Kläger das 
Recht zu, die Fortsetzung des Verfahrens zu beantragen. Das- 
selbe Recht wird jeder der Parteien zustehen, wenn der Antrag 
auf Sicherheitsleistung abgewiesen wurde. Das Gericht hat 
sohin die Fortsetzung der Verhandlung nicht von amtswegen 
anzuordnen, sondern einen Parteienantrag abzuwarten. 

2. Eine Ergänzung der Sicherheitsleistung kann im Laufe 
des Rechtsstreites bis zur rechtsklüftigen Entscheidung bean- 
tragt werden, wenn sich der Kostenbetrag als höher darstellt, als 
vom Gerichte bei Bestimmung der Höhe der Caution ange- 
nommen wurde, oder wenn der Wert der bestellten Sicherheit 
geringer ist oder geringer wird, als das Gericht angenommen 
hat; wenn z. B. die erlegten Wertpapiere im Curse fallen, der 
Bürge zahlungsunfähig wird oder seinen allgemeinen Gerichts- 
stand im Inlande verliert. 

Das Begehren ist unzulässig, wenn ein zur Deckung des 
Abganges der Sicherheit ausreichender Theil des Klagsanspruches 
unbestritten ist (§ 58, Anm. 2). Demselben kommt nicht die 
Wirkung zu, dass bis zur Entscheidung darüber die Fortsetz- 
ung des Verfahrens verweigert werden kann. Desgleichen 
kann der Beklagte nicht begehren, dass die Zurücknahme der 
Klage oder die Zurückziehung des Rechtsmittels ausgesprochen 
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werde. Dagegen kann er wegen veraogerten Erlages der Cau- ^ 
tionsergänznng die Zwangsvollstreckung erwirken. . 

Siebenter Titel: Armenrecht. 

^ 63. Wer ohne Beeinträditigung des für ihn und seitie. 
Familie erforderlichen nothdiirftigen Unterhaltes die Kosten einer 
Processßhrung £ti bestreiten außerstande ist, kann für dieselbe 
die Bewilligung des Armenrechtes erwirken. 

Ausländern wird dieses Becht nur unter der Voraussetzung 
der Gregemeitigkeit gewahrt: Ist die Einhaltung der Gegen- 
seitigkeit zweifelhaft, so ist darüber die Erklärung des Justiz- 
ministers einzuholen. Dieselbe ist für das GericlU bindend. 

1. . Die Absieht, Unbemittelten die zur Wahrung ihres 
Rechtos nothwendige Rechtsverfolgung oder -Vertheidigung zu 
ermöglichen, könnte nicht verwirklicht werden, wenn man die 
Gewährung des sogenannten Armenrechtes davon abhängig 
machen wollte, dass das Einkommen der Partei eine fUr alle 
Fälle bestimmte Höhe, z. B. den üblichen gemeinen Taglohn, 
nicht überschreite. Eine Person kann mehr als solchen Tag- 
lohn verdienen und unfähig sein, den zu Aufwendungen fUr 
Processzwecke absolut nöthigen Betrag zu erschwingen; sehr 
oft wird auch der größere Verdienst nicht ausreichen, um den 
nothdürftigen Verbrauch für eine ganze * Familie zu bestreiten. 
Abgesehen von der Unsicherheit einer solchen Begrenzung wird 
sich also nicht ' behaupten lassen, dass es immer möglich sei, 
von jedem die Höhe des gemeinen Taglohnes übei*schreitenden 
Einkommen die bisweilen bedeutenden Beträge zu erübrigen, 
welche für die Bestreitung der Kosten einer ProcessfÜhrung 
erforderlich sind. Auch damit ist zu rechnen, dass die erfor- 
derlichen Kosten concret so geringfügig sein können, dass sie 
auch derjenige leicht bestreiten könnte, der vom Taglohne lebt, 
so dass sich der Taglohn nach beiden Richtungen als ein für 
die Prüfung der Zulänglichkeit des Einkommens ganz unge- 
eigneter Maßstab erweist. Ob die Bewilligung des Armen- 
rechtes im einzelnen Falle nothwendig und gerechtfertigt ist^ 
ob nicht, das kann nur beurtheilt werden aus dem Verhältnisse 
des voraussichtlichen Kostenaufwandes zu dem Gesammtein- 
kommen der fi*aglichen Partei und zu dem Erfordernisse für 
die Bestreitung des eigenen nothdürftigen Unterhaltes und des 
Unterhaltes ihrer Familie (Regierungsmotive, S. 209). 

Juristischen Personen und Vermögensmassen ist das Armen- 
recht versagt. Schon die Worte der §§63, G4, Abs. 2 weisen 
darauf hin und die Motive, S. 123, bestätigen ausdrücklich, dass 
die Civilprocessordnung die Wohlthat des Armenrechtes nur 
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physischen Pci^sonea hat verleihen wollen, dagegen juristischen 
Personen dieselbe versagt (O. L. G. Hamburg, Fuchsberger, 
Ergänzungsband, S. 111). Auch dem Concursmasseverwalter 
kommt fi\r die Activprocesse der Masse die Gebürenfreiheit 
gemäß § 1 Ges. v. 9. Jänner 1869, Nr. 7 R.-G.-Bl., nicht zu 
(E. d. O. G. H., Nr. 5197, 12597). 

2. Personen, welche in dem Gebiete der im Keichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder das Staatsbürgerrecht nicht 
genießen, sind nach Art. XXIX des Einführungsgesetzes als 
Ausländer anzusehen. 

Durch Staatsverträge ist betreffs des Armenrechtes die 
Gegenseitigkeit verbürgt: 

mit Frankreich durch den Vertrag vom 15. Mai 1879, 
Nr. 43 R.-G.-Bl. f. 1880; 

mit Belgien durch den Vertrag vom 19. Juli 1880, 
Nr. 19 R.-G.-B1. f. 1881; 

mit Italien durch den Vertrag vom 9. Februar 1883, 
Nr. 113R.G.-B1.; 

mit der Schweiz durch den Vertrag vom 8. Jänner 1884, 
Nr. 137 R.-G.-BL; 

mit Deutschland durch den Vertrag vom 9. Mai 1886, 
Nr. 22 R.-G.-Bl.; 

mit Luxemburg durch den Vertrag vom 12. November 
1888, Nr. 131 R.-G.-Bl. f. 1889; 

mit Ungarn laut M. V. vom 12. Juni 1894, Nr. 21 V. Bl.; 

mit Serbien laut Vertrages vom 9. August 1892, Nr. 104 
R.-G.-Bl. f. 1893; 

mit Spanien laut Vertrages vom 24. März 1870, Nr. 139 
R.-G.-Bl. f. 1871; 

mit Hawaii durch den Vertrag vom 18. Juni 1875, Nr. 87 
R.-G.-B1. f. 1876. 

Durch die Meistbegünstigungsclausel sind vertragsmäßig 
dieselben Rechte eingeräumt: 

Griechenland durch den Vertrag vom 11. April 1887, 
Nr. 95 R.-G.-BL; 

Rumänien durch die Convention vom 21. December 1893 
Nr. 116 R.-G.-Bl. f. 1894. 

Die Gegenseitigkeit besteht femer factisch in Dänemark, 
Schweden, Norwegen, Russland. Die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika gewähren kein Armenrecht, in 
England ist die Gegenseitigkeit nicht anerkannt (Wilmowski, 
S. 202), 

3. Das einer Partei ertheilte Armenrecht erstreckt sich 
nicht nur auf das Erkenntnisverfahren, sondern auch auf das 

Ffiritl, Oivilproceugeaetze. 3 
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Vollstreckungsverfahren und die mit der Execution des UiiJieiles 
verbundenen Kosten (J. M. E. v. 6. Juni 1856, Z. 12022). 

In dem Falle, dass unter mehreren Streitgenossen nur 
einige arm sind, haben die wohlhabenden Streitgenossen den 
Stempel im vollen Betrage allein zu entrichten und es tritt die 
Befreiung vom Gebrauche des Stempels nur dann ein, wenn 
alle Streitgenossen mit vorschriftsmäßigen Armutszeugnissen 
versehen sind. Auch steht den als Cessionären auftretenden 
Klägern die Befreiung vom Gebmuche des Stempels nicht zu^ 
wenn sie nicht persönlich auf das Armenrecht nach dem Ge- 
setze Anspruch haben (§ G H.-D. v. 26. Juli 1840, Nr. 457 
J. G. S.). 

§ 64. Durch die Bemlligung des Armenrechtes erlangt 
die Partei für den bestimmten Process: 

1. die einstweilige Befreiung von den aus Ardass des 
Rechtsstreites eu entrichtenden Stempeln und ^^ anderen Staats- 
gehiiren; 

2. die Befreiung von der Sicherheitsleistung für die 
Processkosten ; 

3. sofern in der Bechtssa^ihe die Vertretung durch Advocaten 
durch das Gesetz geboten ist, das Becht, zu begehren^ dass für 
sie zur vorläufig unentgeltlichen Währung ihrer Bechte ein 
Advocat bestellt werde; 

4. wenn in einer Bechtssache, für welche die Vertretung 
durch Advocaten gesetzlich nicht geboten ist, die Klage bei einem 
Gerichte außerhalb des Wohnsitzes oder ständigen Aufenthaltes 
der armen Partei angebracht werden muss, die Befugnis, die 
Klage bei dem Bezirksgerichte ihres Wohnsitzes oder ständigen 
Aufentlmltes zu Protokoll zu erklären, und das Becht, zu be- 
gehren, dass dieses Protokoll dem Processgerichte übersendet, und 
dass von diesem für die arme Partei zur unentgeltlichen Wahrung 
ihrer Bechte bei der mündlichen Verhandlung ein Vertreter be- 
stellt werde; mit dieser Vertretung sind Beamte der Staats- 
anwaltschaß oder des Gerichtes zu betrauen; 

5. die einstweilige Befreiung von der Berichtigung der 
Oebüren abgeordneter gerichtlicher Beamten und Diener, der 
Gebüren von Vollstreckungsorganen, Zeugen und Sachverständigen, 
der Kosten der gerichtlichen Anfertigung von Protokolls- und 
Beilagenabschriften soivie von Bubriken, der Kosten *der noth- 
wendigen Verlautbarungen und endlich der nothwendigen baren 
Auslagen, welche von den durch das Processgericht bestellten 
gesetzliclien Vertretern oder von dem der armen Partei beigegebenen 
Advocaten oder Vertreter gemacht ivurden. Diese Gebüren und 
Auslagen werden vorläufig aus dem Staatsschatze geleistet. 
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1. Nach § 13 dei G. G. hat, wenn in einem Rechts- 
streite zwischen einer befreiten und einer gebiirenpflichtigen 
Person der gebürenpflichtige Theil zum Ersätze der Gerichts- 
kosten verurtheilt wird, dieser auch jenen Gebürenbetrag an 
die Gefällscasse zu vergüten, welchen die befreite Person 
hätte aufwenden müssen, wenn ihr die Befreiung nicht zu- 
statten gekommen wäre. Diese Gebüren sind aber dem Ge- 
richte nicht bei jedem einzelnen Schritte des gerichtlichen Ver 
fahrens, sondern bei jenem Schritte, bei welchem die Gerichts- 
unkosten auszuweisen sind, abgesondert von diesen zu ver- 
zeichnen. Das Gericht hat, wenn die nicht befreite Person 
zum ganzen oder theilweisen Ersätze der Gerichtskosten ver- 
urtheilt worden ist, das Gebürenverzeichnis sammt einer Ab- 
schrift des Erkenntnisses (Urtheiles, Bescheides) dem zur Ge- 
bürenbemessung bestimmten Amte mitzutheilen (F. M. E. vom 
31. August 1858, Nr. 137 R.-G.-Bl). Um die Vollständigkeit 
dieses Verzeichnisses prüfen zu können, hat das Gericht bei 
jeder Eingabe oder Protokollaufnahme die ordnungsmäßig zu 
verwendenden Stempelbeträge fortlaufend in ein Verzeichnis zu 
bringen. 

2. Die Befreiung von der Sicherheitsleistung für die 
Processkosten bezieht sich nur auf Ausländer, da nur diese 
gemäß § 57 zu einer solchen Sicherheitsleistung verhalten werden 
können. Auf andere Sicherheitsleistungen ist die Vorschrift 
nicht anwendbar. Die Befreiung von dem Erläge der Klags- 
caution und der Ablegung des Paupertätseides kommt dem 
Kläger auch dann zu statten, wenn schon früher der gericht- 
liche Auftrag zur Cautionslegung oder Ablegung des Paupertäts- 
eides an ihn ergangen ist (E. d. C). G. H., Nr. 11083). 

3. Die Beigebung eines unentgeltlichen Vertreters nach 
§ 16 der Adv.-O. ist auf den Anwaltsprocess beschränkt. Der 
Advocat hat sich trotz seiner ämtlichen Bestellung gemäß § 30 
mit einer schriftlichen Vollmacht auszuweisen. Er hat die 
Rechte seiner Partei vorläufig unentgeltlich zu wahren. Auf 
eine Entlohnung hat er nur dann Anspruch, wenn gemäß § 71 
die Verpflichtung zur Nachzahlung eintritt oder der Gegner die 
Kosten zu ersetzen hat (§ 70). 

4. Wenn eine unbemittelte Person die zur Durchsetzung 
ihres Anspruches nothwendige Klage außerhalb ihres Wohn- 
sitzes anbringen muss, so ist ihr, wenngleich die Klage zur 
bezirksgerichtlichen Competenz gehört, mit der Versagung 
einer rechtsfreundlichen Unterstützung die Verfolgung dieses 
Anspruches überhaupt versagt (Regierungsmotive, S. 209). Die 
für solche Fälle vom Regierungsentwurfe in Aussicht genommene 
Bestellung eines Armenanwaltes wurde von der Commission 
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des Herrenhauses beseitigt. Wo sich außerhalb des Anwalts- 
processes eine rechtsfreundliche Vertretung der armen Partei 
nothwendig zeigt, soll diesem Bedürfnisse dadurch abgeholfen 
werden, dass — vergleichbar der aushilfsweisen Heranziehung 
der richterlichen Beamten zur Vertheidigung in Strafsachen — 
Beamte der Staatsanwaltschaft oder des Gerichtes mit der 
Vertretung der armen Partei betraut werden (Motive der gem. 
Conferenz, S. 16). Nachdem das Protokoll über die Klage bei 
dem Bezirksgerichte des Wohnsitzes der armen Partei aufzu- 
nehmen und von diesem dem Processgerichte einzusenden ist, 
so kann dieses Recht nicht von solchen Parteien in Anspruch 
genommen werden, welche außerhalb der Bezirksstadt, jedoch 
im Sprengel jenes Bezirksgerichtes wohnen, welches für die an- 
hängig zu machende Rechtssache das Processgericht ist. Auch 
die Motive des Regierungsentwurfes, S. 209, haben nur solche 
Fälle im Auge, wo der Rechtsverkehr der armen Partei „über 
den Gerichtssprengel des Wohnsitzes hinausgreift". 

Die Begünstigung ist weiters auf die Fälle beschränkt, 
in welchen für die Rechtssache außerhalb des Wohnsitzes der 
unbemittelten Partei ein obligatorischer ausschließlicher Gerichts- 
äland begründet ist. Soweit eine gesetzliche Möglichkeit be- 
steht, die Klage beim Gerichte des Wohnsitzes des Klägers an- 
zubringen, hat letzterer in bezirksgerichtlichen Rechtssachen auf 
den unentgeltlichen Beistand keinen Anspruch (Regierungs- 
motive, S. 209). 

5. Die Mundierungskosten des Armen Vertreters sind keine 
Barauslagen und vom Staatsschatze nicht zu vergüten (E. d. 
O. G. H., Nr. 4454). Das Armenrecht erstreckt sich nicht auf 
die vorschussweise Berichtigung, beziehungsweise Tragung der 
mit der Haft des Schuldners verbundenen Kosten durch den 
Staatsschatz (E. d. O. G. H., Nr. 10843, 12447); wohl aber 
sind die Gebüren eines als Substituten eines Armen Vertreters 
bei einer Zeugenvernehmung im Auslande intervenierenden aus- 
ländischen Advocaten aus dem Staatsschatze zu vergüten (E. d. 
O. G. H., Nr. 7738). Die Eingaben der officiösen Vertreter der 
das Armenrecht genießenden Parteien an die Gerichts-, poli- 
tischen und Finanzbehörden und die Erlässe der letzteren in 
Armenrechtsangelegenheiten sind nach Art. 11, Zahl 13 des 
Gesetzes vom 2. October 1865, Nr. 108 R.-G.-Bl., von der Ent- 
richtung der Portogebür und Recommandationsgebür befreit, 
doch erstreckt sich die Portofreiheit nicht auf die Stadtpost in 
Orten, wo eine solche besteht. 

6. Die aus Anlass der gerichtlichen Tagsatzungen auf- 
laufenden Reise- uüd Zehrungskosten der ämtlich bestellten Ver- 
tieter, der Zeugen und Sachverständigen, fernei'die Reisekosten und 
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Diäten der Gerichtsabgeordneten, die Gebüren, welche Zeugen 
nnd Sachverständige in den gesetzlich bestimmten Fällen an- 
sprechen können, endlich die Kosten der Kundmachung von 
Edicten durch die Zeitungsblätter sind, wenn eine das Armen- 
recht genießende Partei zu deren Zahlung verpflichtet ist, vom 
Staatsschatze vorschussweise zu berichtigen. — Die Gerichte 
haben jedoch die Pflicht, die Reise- und Zehrungskosten sowohl 
als die oben angeführten Gebüren den Vorschriften der Gerichts- 
ordnung gemäß mit strenger Gewissenhaftigkeit zu bemessen. 

Den Gerichten wird es zur strengen Pflicht gemacht, 
dafür zu sorgen, dass Reisen der Gerichtsabgeordneten, der 
Sachverständigen und der ämtlich bestellten Vertreter nur in 
Fällen der dringendsten Nothwendigkeit vorgenommen werden. 
(J. M. E. V. 8. Feber 1853, Nr. 110 R.-G. Bl.) Der schuldige 
Betrag wird aus den Verlagsgeldem des Amtes vorgeschossen 
nnd in Vormerkimg genommen. (§ 26 M. V. v. 3, Juni 1854, 
Nr. 169 R.-G.-B1.) 

§ 65. Das Gesuch um Bewilligung des Armenrechtes ist 
hei dm, in erster Instanz zuständigen Processgerichte schriftlich 
oder zu Protokoll anzubringen. Falls die arme Partei ihren 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt nicht im Sprengel des Pro- 
cessgerichtes hat, kann sie das Gesuch um Bevoilligung des 
Armenrechtes hei dem Bezirksgerichte ihres Wohnsitzes oder 
ständigere Aufenthaltes zu Protokoll erklären. 

In dem Gestehe ist die Bechtssache zu hezeichnen, für 
welche das Armenrecht hewilligt werden soll. Zugleich ist ein 
Zeugnis liber die Vermögensverhaltnisse der Partei heizuhringen, 
welcher das Armenrecht ertheilt werden soll. In dem Zeugnisse 
muss das Einkommen, welches die Partei durch ihren Erwerh 
oder aus anderen Quellen hezieht, angegeben und unter Nam- 
haftmachung der Personen, für deren Unterhalt die Partei etwa 
zu sorgen hat, ausdrücklich deren Unvermögen zur Bestreitung 
der Processkosten (§ 63, Absatz 1) bestätigt werden. 

Das Zeugnis ist von der Gemeindevorstehung derjenigen 
Gemeinde, in welcher die Partei zur Zeit ihren Wohnsitz oder 
Aufenthalt hat, auszustellen und bedarf, sofern es sich nicht um 
Gemeinden mit eigenen Statuten handelt y der Bestätigung seitens 
der landesfürstlidien politischen Bezirksbehörde. Die näheren 
Vorschriften über das Verfahren bei Ausfertigung und Bestäti- 
gung solcher Zeugnisse sind im Verordnungswege zu erlassen. 

Für Pflegebefohlene kann dieses Zeugnis auch von de^' 
Pflegschaftsbehörde ausgestellt werden. 

1. Der Anspruch auf Ertheilung des Armenrechtes wurzelt 
im öffentlichen Rechte. Ueber die Berechtigung dieses An- 



Digitized by V^OOQIC 



— 118 — 

Spruches kann daher nur ein öffentliches Organ entscheiden^ 
und zwar sprechen überwiegende Gründe der Zweckmäßigkeit 
dafür, diese Entscheidung sowie die über den Umfang der jeweils 
eintretenden Wirkungen des Armenrechtes in die Hand des 
Gerichtes zu geben. Dessen Stellung ist so beschaffen, dass 
es durch die von der Bewilligung des Armenrechtes berührten 
Interessen nicht beirrt werden kann, und gerade durch diese 
Position inmitten der in gewissem Sinne einander entgegen- 
stehenden Interessen der unbemittelten Partei einerseits und 
der Organe des Aerars und der Advocatenkammer andererseits 
wird das Gericht naturgemäß zur Abwägung der für und 
wider die Armenrechtsbewilligung sprechenden Gründe berufen. 
Frühere Entwürfe verpflichteten das Gericht hiebei auch darauf 
zu achten, ob die Partei, welche sich um das Armenrecht be- 
wirbt, eine gerechte Sache führe. Der Entwurf sieht jedoch 
hievon in der Erwägung ab, dass bei Entscheidung über das 
Armenrechtsgesuch in der Regel alle Behelfe für die Beur- 
theilung der Rechtmäßigkeit der Processfiihrung fehlen (Motive 
des Regierungsentwurfes, S. 210). Competent ist das rrocess- 
gericht erstel* Instanz auch dann, wenn das Armenrecht erst 
für das Rechtsmittelverfahren oder die Zwangsvollstreckung 
angestrebt wird. Eine Vertretung durch Advocaten ist nach 
§ 72 auch im Anwaltsprocesse nicht erforderlich. Das Armen- 
recht ist nicht auf die Fälle der eigentlichen ProcessfÜhrung 
beschränkt, das Armenrecht findet für jedes nach der Civil- 
processordnung zulässige Verfahren einschließlich des Mahn- 
verfahrens und des Arrestes statt (Wilmowski, S. 201) und ist 
das Begehren um Ertheilung desselben an keine Frist gebunden. 
Die Bewilligung des Armenrechtes soll nach § 36 des Ent- 
wurfes eines Gerichtsverfassungsgesetzes dem Vorsitzenden des 
Senates zustehen. 

2. Um die möglichste Garantie dafür zu erreichen, dass die 
Wohlthaten des Armenrechtes nur den Bedürftigen zugewendet 
werden, muss man dafür sorgen, dass das Gericht sich eine 
begründete Ueberzeugung über die Vermögenslage der angeblich 
unbemittelten Partei bilden könne. Diesem Zwecke entsprechen 
die Vorschriften über die detaillierten Angaben des vorzulegenden 
Armutszeugnisses und über die Befugnis des Gerichtes, alle 
etwa erforderlichen weiteren Aufklärungen einzuholen (§ 72 
Abs. 1) (Regierungsmotive, S. 210). 

Das Gericht hat das Vorliegen der Bedingungen vor Er- 
theilung des Armenrechtes auf Grund des vorgelegten Zeug- 
nisses zu prüfen. Es kann trotz des Zeugnisses die Ertheilung 
des Armenrechtes ablehnen, kann aber ohne Vorlage eines Zeug- 
nisses in die aufrechte Erledigung des Gesuches nicht eingehen. 
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Andere Beweismittel sind nicht zulässig. Das Gericht hat das 
Armntszeagnis in den Acten aufzubewahren. Ueberhaupt haben 
derlei, die Stempelfreiheit begründende Armutszeugnisse nur für 
den besonderen Fall, für den sie ausgestellt wurden, zu gelten, 
und sind den Parteien nicht wieder zurückzustellen (§ 5 H. D. 
V. 26. Juli 1840, Nr. 457 J. G. S.). 

3. Da die Frage, von wem solche Armutszeugnisse aus- 
zustellen sind und wie bei deren Ausstellung vorzugehen sei, 
in der Praxis verschieden beantwortet wird, wurde in den Ent- 
wurf auch darüber eine Bestimmung aufgenommen. Das Gesetz 
wird es bei Aufstellung des Grundsatzes bewenden lassen müssen, 
dass die Zeugnisse von der Gemeindevorstehung auszustellen 
und in der Regel von der Bezirkshauptmannschaft zu bestätigen 
seien (Regierungsmotive, S. 210). 

Für Ausländer ist nach den verschiedenen, bei § 63 an- 
geführten Staatsverträgen das Armutszeugnis in jedem Falle von 
der Behörde seines gewöhnlichen Wohnsitzes auszustellen. Wenn 
er nicht in dem Lande wohnt, in welchem das Begehren ge- 
stellt wird, so soll das Armutszeugnis von dem diplomatischen 
Vertreter des Landes, in welchem das Zeugnis vorgelegt werden 
soll, unentgeltlich legalisiert werden. Wohnt der Ausländer in 
dem Lande, in welchem das Begehren gestellt wird, so können 
übeixlies weitere Aufschlüsse bei den Behörden des Landes ein- 
geholt werden, welchem der Ausländer angehört. 

In Beziehung auf Angehörige des deutschen Reiches ge- 
nügt die Legalisierung des Armutszeugnisses in Gemäßheit des 
Vertrages vom 25. Feber 1880, Nr. 85 R.-G.-Bl, durch die staat- 
liche höhere Behörde, welcher die ausstellende Behörde unter- 
geordnet ist. Das Verzeichnis derselben wurde durch die M. V. 
v. 12. Feber; 1881, Nr. 13 R.-G.-Bl. und vom 29. August 1881, 
Nr. 93 R.-G.-BL, kundgemacht. 

Ueber Beschwerden wegen Verweigerung eines Armuts- 
zeugnisses zur Erlangung der Stempelfreiheit vor Gericht sind 
nach dem H.D. v. 21. Feber 1842, Nr. 589 J. G. S., die politischen 
Behörden abzusprechen berufen. 

§ 66. Ob der um Gewährung des Armenrechtes ansuchen- 
den Partei ein Advocat beizugeben ist, hat gleichfalls das Process- 
gericht erster Instanz zu entscheiden. Zu dieser Entscheidung 
ist dasselbe auch dann berufen, wenn sich die Veranlassung zur 
Bestellung eines Advocaien wegen der Nothwendigkeit eines 
Bechtsmitt^lverfahrens oder aus anderen Gründen erst nach 
Bewilligung des Armenrechtes ergibt. 

Die Bestellung des Advocaten selbst erfolgt durch den hiezu 
berufenen Ausschuss der Advocatenkammer. 
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1 . Da sich die Wirkung des Annenrechtes nicht in allen 
Fällen auf die Befugnis erstreckt, die Beigebung eines Advo- 
caten zu begehren, so wird es immer durch einen besonderen 
gerichtlichen Ausspruch festzustellen sein, falls eine solche 
Befugnis eintreten soll. Ein solcher Ausspruch kann insbeson- 
dere dann umsoweniger entbehrt werden, wenn die Veranlassung 
zur Bestellung eines Advocaten erst im Verlaufe des Verfahrens 
eintritt; denn das Gericht wird die Frage zu würdigen haben, 
ob die Processlage einen gesetzlichen Grund zur Beigebung 
eines Processvertreters darbietet. Hingegen gehört die Auswahl 
des der unbemittelten Partei beizugebenden Advocaten nicht zu 
den Functionen des Processgerichtes (Regierungsmotive, S. 210). 

Der für eine arme Partei bestellte Advocat kann nach 
Art. XXXni Einf.-Ges. beim Processgerichte erster 
Instanz um seine Enthebung ansuchen, wenn die ihm über- 
tragene Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung muthwillig 
oder aussichtslos erscheint. Ist der armen Partei das Armen- 
recht bewilligt und ein unentgeltlicher Vertreter beigegeben, so 
ist es mit Hilfe desselben möglich, den Sachverhalt so weit ins 
Klare zu stellen, um zu entscheiden, ob die Rechtssache mit 
einiger Aussicht auf Erfolg durchführbar ist. Es entscheidet 
dann nicht mehr ein oberflächliches Abwägen äußerer Gründe, 
sondern es ist eine von rechtlichen Gesichtspunkten beleuchtete 
und geordnete Sichtung des Materiales möglich. Hierüber ist 
nach Vernehmung der armen Partei unter Offenhaltung des Re- 
curses zu entscheiden (Regierungsmotive, S. 14). 

§ 67, Tritt im Laufe des Rechtsstreites die Nothwendig- 
Jceit ein, der Mitwirkung eines Advocaten bedürfende Process- 
handlungen außerhalb des Sprerhgels des Gerichtshofes erster 
Instanz vorzunehmen, in welchem der .für die arme Partei be- 
stellte Advocat seinen Wohnsitz hat, sa ist hiezu auf Antrag 
des letzteren oder auf Begehren der armen Partei von dem Aus- 
Schüsse der hienach zuständigen Kammer ein Advocat zu be- 
stellen, welcher in dem Sprengel des Gerichtshofes erster Instanz 
seinen Wohnsitz hat, in welchem die Processhandlung vorzu- 
nehmen ist, 

1. Da der Wirkungskreis eines Advocaten nicht örtlich 
abgegrenzt ist, musste behufs entsprechender Ermäßigung der 
Lasten der Armenvertretung durch eine besondere Vorschrift 
dafür Sorge getragen werden, dass der fUr die unbemittelte 
Partei bestellte Armenvertreter nicht außerhalb eines bestimm- 
ten Territoriums in' Anspinich genommen werden könne. Es 
scheint kein Bedürfnis vorhanden zu sein, hiebei über den 
Sprengel eines Gerichtshofes erster Instanz hinauszugehen. Bei 



Digitized by V^OOQIC 



— 121 — 

Procesöhandlungen, welche nach dem Gesetze der Intei'vention 
«ines Advocaten bedürfen, entsteht dann die Noth wendigkeit, 
für diese specielle Processhandlung einen Armenvertreter zu be- 
stellen, welchem vermöge seines Wohnsitzes die Theilnahme an 
<ier Processhandlung weniger schwer ist, als dem eigentlichen 
Processanwalte. Diese Bestellung wird über Antrag des letzteren 
oder der unbemittelten Partei auf Grund des ursprünglichen 
gerichtlichen Ausspruches zu erfolgen haben, dass der armen 
Partei ein Advocat beizugeben sei. Sie obliegt dem Ausschusse 
der Advocatenkammer, in deren Sprengel die fragliche Process- 
handlung vorzunehmen ist. Derselbe wird sich ungeachtet der 
gegentheiligen AntragsteUung des Processanwaltes der Benennung 
•eines Advocaten des Kammersprengeis entschlagen können, wenn 
die fragliche Processhandlung eine solche ist, für welche die 
Betheiligung eines Advocaten gesetzlich nicht gefordert ist (Re- 
^erungsmotive, S. 211). 

Der regelmäßige Fall einer solchen Bestellung ist der für 
die mündliche Verhandlung vor dem Berufungsgerichte gegen 
Urtheile der Gerichtshöfe erster Instanz, wo sohin der bestellte 
Armenvertreter rechtzeitig für die Bestellung seines Substituten 
zu sorgen haben wird. Gegen die Verweigerung der Bestellung 
^teht nach § 16 Adv.-Ordn. der Recurs zu. 

§ 68. Der Tod der Partei, welcher das Armenrecht be- 
willigt wurde, sowie Aenderungen in den Vermögensverhältnissen 
der Partei, durch welche die Bedingungen der ursprünglichen 
BeurUligung des Armenrechtes nachträglich beseitigt werden, be- 
wirken das Erlöschen des Armenrechtes, Letzterenfalls ist das 
Erlöschen des Armenrechtes durch das Processgericht erster In- 
stanz von amtswegen oder auf Antrag durch Beschluss auszu- 
sprechen. 

Das Armenrecht ist der Partei durch Beschluss des Process- 
^erichtes erster Instanz auf Antrag oder von amtswegen zu ent- 
ziehen, sobald sich herausstellt, dass die bei der Bewilligung des 
Armenrechtes als bestehend angenommenen Voraussetzungen schon 
-damals nicht vorhanden waren, 

1. Mit dem Tode der Partei, der das Armenrecht ertheilt 
■wurde, erlischt dasselbe, ohne dass es einer weiteren Beschluss- 
fassung bedarf Die Erben der Partei müssen^ falls die Vor- 
aussetzungen gegeben sind, sich das Armenrecht für ihre Person ver- 
schaffen. Aenderungen in den Vermögensverhältnissen der Partei, 
ivelche sie in den Stand setzen^ die Kosten der ProcessfÜhrung ohne 
Beeinträchtigung des für sie und ihre Familie erforderlichen 
nothdürftigen Unterhaltes zu bestreiten, verpflichten das Gericht, 
das Erlöschen des Armenrechtes über Antrag oder von amts- 
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wegen durch Beschluss auszasprechen. Der Kreis der antrags- 
berechtigten Personen ist nicht beschränkt; der Processgegner^ 
der eigene Advocat, die Finanzbehörde, die Behörde, die das. 
Armutszeugnis ausgestellt hat, werden zur Stellung des Antrages, 
berechtigt sein, über den ohne mündliche Verhandlung nach 
Einholung der etwa erforderlichen Auskünfte zu entscheiden ist^ 

Das Armenrecht kann der Partei aber auch entzogen 
werden, wenn es sich herausstellt, dass die Bewilligung des- 
selben nicht gerechtfertigt war, sei es, dass diese Bewilligung 
durch unwahre Angaben erschlichen oder auf Grund falscher 
Voraussetzungen, z. B. der Reciprocität bei Ausländem ertheilt 
worden ist. Die Entziehung hat gleichfalls von amtswegen 
oder über Antrag ohne mündliche Verhandlung durch Beschlüsse 
zu erfolgen. Zwischen diesen beiden Arten der Beendigung 
besteht der Unterschied, dass erstere nur ex nunc wirkt, 
während die Entziehung die mit dem Armenrechte verbundenen 
und von der Partei bisher genossenen Begünstigungen und Be- 
freiungen als unberechtigt hinstellt und daher die Partei zur 
Nachzahlung der Beträge verpflichtet, deren Berichtigung ihr 
auf Grund dss Armenrecjites einstweilen nachgelassen war (§71) 
(Regierungsmotive, S. 211). 

2. Mit dem Erlöschen oder der Entziehung des Armen - 
rechtes fiült die Bestellung des Armenvertreters von selbst,, 
ohne besondere Enthebung des bestellten Advocaten ; doch muss 
derselbe, um die ihm von der Partei ertheilte Vollmacht und 
das auf Grund derselben bestehende Mandatsverhältnis aufzu- 
heben, diese Vollmacht kündigen und die Anzeige hiervon an 
den Processgegner im Sinne des § 36 bewirken. Die weitere- 
Vorschrift des § 36, dass das Vollmachtsverhältnis so lange fort- 
besteht, bis die Bestellung eines anderen Advocaten von der 
Partei angezeigt wird, kann wohl in diesem Falle nicht gelten, 
vielmehr wird die Partei gemäß § 37 unter Androhung der Zu- 
rückweisung der EJage oder Klagsbeantwortung anzuweisen sein,, 
binnen einer angemessenen Frist einen Advocaten als Process- 
bevollmächtigten zu bestellen. 

§ 69, Gegen Parteien, welche die Bewilligung des Armen-- 
rechtes durch unwahre Angaben erschlichen haben, ist eine Muth- 
willensstrafe zu verhängen. 

Wer in dem im § 65 bezeichneten Zeugnisse wissentlich 
unrichtige Angaben macht oder Unrichtiges wissentlidi als wahr 
bestätigt, haftet, wenn das Armenrecht bewilligt wurde, für die 
Beträge, von deren Berichtigung die Partei einstweilen befreit 
war, für die Kosten einer etwaigen Advocaienvertretung und für 
allen sonstigen verursachten ScJiaden. 
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1. Das Gesetz nnterächeidet bei dem Erschleichen des^ 
Armenrechtes zwischen der Partei, welcher eine Muthwillens- 
strafe bis zu 303 fl. (§ 220) auferlegt werden soll, und zwischen 
dritten Personen, welche wissentlich bei Ausstellung des Ar- 
mutszeugnisses unrichtige Angaben machen oder bestätigen. 
Es wird zur Unterstützung der Vorschriften über die in die 
Armutszeugnisse aufzunehmenden Vermögensangaben dienen,, 
wenn im Gesetze ausgesprochen wird, dass eine bezügliche, 
wissentlich unrichtige Angabe auch dann eine civilrechtliche- 
Haftung nach sich zieht, wenn sie dritten Personen zur Last fällt. 
Einer strafrechtlichen Haftung dieser Personen wird dadurch in 
keiner Weise präjudiciert (Regierungsmotive, S. 210). 

§ 70. Falls dem Gegner de? armen Partei der Ersat^r 
von Processkosten auferlegt wird, können die im § 64, Z. 1 und 5, 
bezeichneten Kosten, von deren Bestreitung die arme Partei 
einstweilen befreit ist, sowie die Gebüren und Auslagen des für 
die arme Partei bestellten Advocaten unmittelbar bei dem Gegner 
eingehoben werden. 

Dem Advocaten können hiebei Einreden aus den zwischen 
der armen Partei und ihrem Gegner bestehenden Rechtsbcziehun- 
gen nur insoweit entgegengesetzt werden, als es sich um Auf- 
rechnung von Kosten handelt, deren Ersatz der armen Partei in^ 
demselben Rechtsstreite zu Gunsten ihres Gegners auferlegt wurde. 

1. Wenn der Processgegner der armen Partei dieser die- 
Processkosten zu zahlen hat, kann von der Nothwendigkeit 
eines gegen denselben wegen der Stempel- und Barauslagen 
und der Gebüren und Auslagen des Advocaten zu führenden 
besonderen Processes abgesehen werden. Die Kosten haften 
selbstverständlich in erster Linie für den Aufwand, von dessen 
Bestreitung der Arme bisher befreit war. Um nun zu ver- 
meiden^ dass die Befriedigung dieses Ersatzanspruches etwa 
durch das Verhalten der armen Partei hinausgeschoben oder 
durch irgend welche Dispositionen derselben gestört oder ge- 
fiihrdet werde, begründet der Entwurf die Möglichkeit, diese^ 
Befriedigung von der Mitwirkung der armen Partei ganz un- 
abhängig zu machen, sie direct bei der zum Kostenersatze ver- 
urtheilten Partei zu suchen (Regierungsmotive, S. 211). 

Die im § 84, Z. 1 bezeichneten Stempel- und anderen 
Staatsgebüren sind bei dem Kostenzuspruch von den übrigen 
Processkosten gesondert dem Aerar zum Ersätze zuzusprechen. 
Das Gebülfenverzeichnis '(§ 64, Anm. 1) ist sammt einer Ab- 
schrift des Erkenntnisses dem zur Gebürenbemessung bestimmten 
Amte mitzutheilen KF. M. E. v. 3 I.August 1858, Nr. 137 R.-G.-B).)^ 
welches die Eintreibung im eigenen Wirkungskreise verfügt.. 
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Die im § 64, Z. 5 aufgezählten Barauslagen werden gemäß § 26 
-der M. V. v. 9. Juni 1854, Nr. 169 R.-G.-Bl. aus den Veriags- 
-geldem des Am^tes vorgeschossen und in Vormerkung genommen, 
sind bei dem Kostenzuspruche von den übrigen Processkosten 
zum Ersätze an die Verlagscasse des Gerichtes zuzusprechen 
und von dem zum Ersätze verortheilten Processgegner durch 
^las Gericht von amts wegen einzutreiben. Dagegen können 
weder die Stempel gebtiren noch die Barauslagen von der gebiiren- 
freien Partei eingetrieben werden, wenn dieselbe durch den 
Ausgang des Processes oder auf andere Weise zahlungsfähig 
wird, weil die diesbezüglichen Vorschriften (§ 26 M. V. v. 
9. Juni 1854, Nr. 169 R.-G.-BI.) durch die Civilprocessordnung 
aufgehoben wurden (§ 68, Anm. 1). 

2. Der für die arme Partei bestellte Advocat kann seine 
Kostenbeträge an Verdienst und Auslagen gegen den zum Kosten- 
ersatze verurtheilten Gegner als seine eigene, ihm gegen diesen 
-zustehende Forderung eintreiben, er wird daher, wenn er von 
diesem Rechte Gebrauch machen und sich gegen Cessionen 
und Executionen aus der Person seiner Partei schützen will, 
-den Zuspruch dieser Kosten abgesondert von den seiner Partei 
nach § 42 zuzusprechenden Kosten und für sich selbst zu he- 
imtragen haben, da sonst nicht feststeht, welcher Betrag ihm 
für seine Person zukommt. 

Die Zusatzbestimmung des zweiten Absatzes ist noth- 
wendig, weil sonst der Bestand des Vollmachtsverhältnisses sich 
-dem Advocaten gegenüber ungemein hinderlich erweisen, 
beziehungsweise es der unbemittelten Partei ungemein er- 
leichtern würde, durch irgend welche Vereinbarung mit dem 
•Gegner die von diesem zu entrichtende Summe dem Zugriffe 
des Advocaten zu entziehen (Regierungsmotive, S. 211). Der 
zum Ersätze der Processkosten verurtheilte Gegner kann nur 
•die ihm selbst in demselben Rechtsstreite zugesprochenen Kosten, 
nicht aber die ihm etwa zum Theile zugesprochene Hauptfor- 
•derung in Abrechnung bringen; ein nach rechtskräftiger 
Entscheidung über die Kosten in der Hauptsache oder rück- 
^ichtlich der Kosten mit der armen Partei abgeschlossener Ver- 
gleich hebt den Anspruch des Advocaten nicht auf und eine 
Zahlung der Kosten an die arme Partei befreit die kosten- 
pflichtige Partei dem Advocaten gegenüber nur dann, wenn 
•dieser selbst von der armen Partei bezahlt worden ist, die 
Arme Partei hat gegen den in die Kosten verurtheilten Gegner 
keinen Anspruch auf Erstattung der Auslagen und Gebüren 
ihres Anwaltes. Dies würde mit Absatz 2 im Widerspruche 
stehen, welcher außer der dort bezeichneten Einrede alle Ein- 
reden aus der Person der armen Partei, also auch die Einrede der 
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an diese geleisteten Zahlung aasschließt (0. L. G. Hamburg^ 
Fuchsberger S. 217). Auf die Beitreibung der Gebüren des^ 
Armenanwaltei von dem unterlegenen Gegner erstreckt sich da»^ 
Armenrecht nicht (Kammergericht Berlin, Fuchsberger, Ergän- 
zungsband, S. 117). 

Die Bestimmung des § 16 der Adv. O., wonach die Ent- 
lohnung des Advocaten nachträglich zu erfolgen hat, wenn die 
vertretene Partei aus der Vertretung zu Zahlungsmitteln gelangt, 
ist durch die Civilprocessordnung autgehoben, weil eine Nach- 
zahlung nach § 71 nur dann vorgesehen ist, wenn das Armen- 
recht entzogen wird, nicht aber, wenn es erlischt (§ 68, Anm. 1). 

§ 71. Wenn die Voraussetzungen für eine nachträgliche 
Entz.iehung des Armenrechtes vorhanden sind, so ist die zum 
Armenrechte zugelassene Partei auf Antrag eines Betheiligten 
zur Nachzahlung der Beträge zu verhalten, von deren Berichti- 
gung sie auf Grund des Armenrechtes einstweilen befreit war. 
Nach Maägahe der Vermögensverhältnisse der armen Partei 
kann derselben awh bloß eine iheilweise Nachzahlung auferlegt 
werden. 

Bei solcher Verpflichtung zur Nachzahlung ist der Partei 
zunächst der Ersatz der baren Auslagen aufzuerlegen, welche der 
Staatscasse nach § 64, Z. 5, zur Last fallen, dann die Berich- 
tigung der Gebüren des Advocaten und endlich die Bezahlun-f 
der Stempel und Gebüren. 

Ein im Sinne des Absatzes 1 ergehender Beschluss ist 
nach eingetretener Rechtskraft in das Vermögen der zur Nach- 
zahlung verpflichteten Partei vollstreckbar. 

1. Nicht nur dann, wenn das Armenrecht nach § 68 
wirklich entzogen wurde, sondern immer, auch nach rechts- 
kräftiger Beendigung des Rechtsstreites, wenn die Voraus- 
setzungen einer solchen Entziehung (§ 68) vorhanden sind, wenn 
also das Armenrecht einem Unberechtigten bewilligt worden 
ist, hat das Gericht die Nachzahlung der einstweilen der Partei 
nachgesehenen Zahlungen ganz oder zum Theile aufzuerlegen. 
Der Auftrag zur Nachzahlung kann nur über Antrag ergehen ; 
andernfalls würde dem Gerichte über die Interessen des Aerars 
oder des etwa bestellten Armenvertreters eine Verfügung bei- 
gelegt, die ihm kraft seiner Stellung nicht zukommen kann 
und deren Verantwortung es auch nicht zu tragen vermag. 
Gegen die Entscheidungen, welche in SacLen des Erlöschens 
oder der Entziehung des Armenrechtes ergehen, steht der un- 
bemittelten Partei der Beschwerdeweg ohne Beschränkung zu. 
Deshalb kann dann auch dem Auftrage zur Nachzahlung der^ 
Gebüren und Kosten nach Eintritt der Rechtskraft soglcicli- 
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ToDstreckbarkeit beifl^elegt und von der Nothwendigkeit eines 
--gegen die arme Partei deshalb zu führenden besonderen Pro- 
-cesses abgesehen werden (Regierungsmotive, S. 211). 

Als Betheiligter zur Stellung des Antrages berechtigt er- 
scheint die Finanzbehörde und der Advocat der armen Partei, 
nicht aber deren Processgegner, der die Kosten bezahlt hat, 
wohl aber der Streitgenosse, der die ganzen Stempel und Ge- 
büren zahlen musste. Zur Entscheidung berufen ist das Process- 
-gericht erster Instanz, vor dem die Streitsache anhängig ist 
-oder entschieden wurde (R. G. zu Leipzig, XII. S. 416). 

§ 72. In den in den §§ 66, 66, 68 und 71 bezeichneten 
Fallen ist über die gestellten Anträge ohne vorhergehende münd- 
licJie Verhandlung su entscheiden. Die ihm etwa nothwendig 
scheinenden Aufklärungen kann das Gericht von amtswegen ein- 
holen. 

Die Entscheidung, durch welche einer Partei das Armen- 
recht bewilligt wird, sowie die EntscJieidung, dass ein Advocat 
für die arme Partei zu bestellen ist, kann durch ein Rechts- 
mittd nicht angefochten werden. 

Einer Vertretung durch Advocaten bedürfen die Parteien 
bei den nach Vorschrift dieses Titds vor Gericht vorzundimen- 
den Handlungen auch dann nicht, wenn ein Gerichtshof als 
Processgericht erster Instanz einschreitet, 

Ueber das Gesuch um Bewilligung des Armenrechtes, um 
die Bestellung eines Advocaten zur Vertretung der armen 
Partei, über den Antrag auf Erlöschen oder Entziehung des 
Armenrechtes und über den Antrag, dass die arme Partei zur 
Nachzahlung verhalten werde, entscheidet das Gericht ohne 
mündliche Verhandlung durch Beschluss, welcher den Parteien 
gemäß § 427 durch Zustellung einer schriftlichen Ausfertigung 
^Bescheid) bekannt zu geben ist. 

Wird der Antrag in der mündlichen Verhandlung gestellt, 
so kann zwar die Partei zu den dem Gerichte nothwendig 
scheinenden Aufklärungen verhalten werden, es ist jedoch eine 
•eigentliche Verhandlung nicht zuzulassen und es ist der Beschluss, 
wenn nicht anderweitige Aufklärungen im schriftlichem Wege 
nothwendig erscheinen, mündlich zu verkünden. 

Einer schriftlichen Ausfertigung bedarf es in diesem Falle 
nicht, sofern das Annenrecht bewilligt oder die Nothwendigkeit 
•der Bestellung eines Advocaten ausgesprochen wird, weil gegen 
•diese Beschlüsse ein Rechtsmittel unzulässig erscheint. Doch 
wird letzterer Beschluss der Advocatenkammer mitzutheilen 
sein, damit der Ausschuss den Armen Vertreter bestelle, was 
.auch bei einer schriftlichen Bewilligung des betreffenden Gesuches 
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HO th wendig erscheint. Die Bewilligung des Armenrechtes soll 
nach dem Entwürfe der Geschäftsordnung dem Vorsitzenden des 
'Senates zustehen. 

§ 73. Das Anbringen eines Gesuches um Bewilligung des 
Armenrecktes, sowie die Stellung eines anderen nach den JBe- 
^timmungen dieses Titels zulässigen Antrages berechtigt keine der 
Parteien zur Verweigerung der Einlassung in den Rechtsstreit 
oder der Fortsetzung der Verhandlung oder zum Begehren um 
Erstreckung von Fristen oder Verlegung von Tagsatzungen. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen kann jedoch weder wegen 
nicht rechtzeitiger Überreichung der Klagebeantwortung noch 
-deswegen, weil die geklagte arme Partei bei der ersten zur münd- 
lichen Streitverhandlung bestimmten Tagsatzung ohne Advocaten 
^erscheint, ein Versäumungsurtheil gegen die arme Partei er- 
lassen werden, wenn das von ihr ohne Verzug nach Zustellung 
der Klage angebrachte Gesuch um Bewilligung des Armenrechtes 
noch keine Erledigung gefunden hat oder im Falle der Bewilli- 
gung des Armenrechtes für die arme Partei noch kein Advocat 
bestellt worden ist. 

1. Durch das Begehren um Bewilligung des Armenrechtes, 
•durch den Antrag auf Erlöschen oder Entziehung des Armen- 
rechtes soll der Fortgang des Processes nicht aufgehalten werden. 
Verweigert im Verfahren vor Bezirksgerichten die Partei un- 
geachtet richterlicher Aufforderung die Verhandlung zur Sache 
oder entfernt sie sich, so treffen sie gemäß § 133 die Rechts- 
folgen des Ausbleibens und es kann gegen sie über Antrag des 
Oegners gemäß § 396 das Versäumnisurtheil erlassen werden. 
Fristgesuche sind gemäß § 128 auch dann abzuweisen, wenn 
die Gegenpartei zustimmt. Ein Begehren um Verlegung der 
Tagsatzung ist abzuweisen. Tritt auch der Gegner in die Ver- 
handlung nicht ein, so ruht das Verfahren mit den im § 168 
festgesetzten Folgen. 

2. Im Verfahren vor Gerichtshöfen, also auch im Berufungs- 
verfahren, ist jedoch durch Absatz 2 die Erlassung eines Ver- 
6äumnisurtheiles gegen die arme Partei, die bloß wegen des 
Mangels eines Vertreters von den Ausbleibehsfolgen getroffen werden 
sollte, insolange verboten, als ihr trotz rechtzeitigen Ansuchens 
«in ex offo Vertreter nicht bestellt ist (Motive des Herren- 
hauses, S. 11). 

Ueberreicht die arme Partei in diesem Falle die Klagebe- 
antwortung nicht rechtzeitig, so ist das gemäß § 398 zu stellende 
Begehren des Klägers um Anordnung einer Tagsatzung zur 
mündlichen Verhandlung abzuweisen, insolange das Begehren 
des Geklagten um Bewilligung des Annenrechtes und um Be- 
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Stellung eines Advocaten noch nicht erledigt und der Armen- 
anwalt noch nicht besteUt ist, auch wird dem bestellten Advo- 
caten eine Frist zur Klagsbeantwortung über sein Begehren zu 
bewilligen sein, damit nicht sofort nach seiner Bestellung über 
Antrag des Klägers die Versäumnisfolgen eintreten. Erscheint 
die arme Partei bei der ersten Tagfahrt vor Erledigung ihres 
Gesuches ohne Anwalt, so ist die Tagfahrt gemäß § 242 zu 
erstrecken. 



Zweiter Abschnitt: Verfahren. 

Erster Titel: Schriftsätze. 

^ 74, Die eine Streitsache betreffenden, auRerhalb der 
mündlichen Verhandlung vorzubringenden Anträge, Gesuche 
oder Mittheüungen erfolgen, soweit das Gesetz nicht ein An- 
bringen zu Protokoll gestattet, mittels Schriftsätzen. 

1 . Soweit die Parteien nicht unmittelbar vor dem erkennenden 
Gerichte verhandeln, verkehren sie mit demselben auf schrift- 
lichem Wege und zwar entweder durch von ihnen verfasste 
Eingaben, flir welche in Uebereinstimmung mit den früheren 
Entwürfen die allgemeine Bezeichnung „Schriftsätze" ange- 
nommen wurde, oder, soweit es das Gesetz gestattet, durch 
ProtokoUaranbringen. Der schriftliche Verkehr tritt auch dann ein, 
wenn es dem Gerichte durch eine ausdrückliche Bestimmung 
des Gesetzes gestattet ist, die Partei vor der Entscheidung zu 
vernehmen. Es bleibt hier dem Ennessen des Gerichtes über- 
lassen, ob es diePaiteien zu Protokoll vernehmen oder denselben 
bloß schriftliche Aeußerungen abfordern wolle. Solche schrift- 
liche Aeußerungen haben dann gleichfalls mittels Schriftsätzen 
zu geschehen (Regierungsmotive, 8. 212). 

Man unterscheidet Schriftsätze, welche zur Vorbereitung 
einer mündlichen Verhandlung bestimmt sind (vorbereitende 
Schriftsätze), z. B. Klage, Klagebcantwortung ; dispositive Schrift- 
sätze, welche zur Stellung von Anträgen, Gesuchen oder Mit- 
theilungen vom Gesetze vorgeschrieben oder für zulässig erklärt 
sind, z. B. Nebeninterventions-, Streitverkündigungs-, VoU- 
machtskündigungsschriften ; und die schriftlichen Aeußerungen 
über Auftrag des Gerichtes. 

2. Das Anbringen zu Protokoll ist gestattet: 

Für Klagen, welche eine Armenpartei bei einem anderen 
Gerichte als dem ihres Wohnortes anbringen muss (§ 64), für 
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Gesuche um Ertheilung des Armenrechtes (§ 65), für den An- 
trag auf Unterbrechung des Verfahrens wegen Kriegsdienst 
oder Absperrung des Wohnortes der betreffenden Partei (§ 162)^ 
ftir Anträge wegen Beischaffung von Urkunden, Auskunfts- 
sachen oder Augen Scheinsgegenständen, wegen Vorladung von 
Zeugen (§ 258), ftlr Anzeigen, Gesuche und Recurse eines 
Zeugen (§§ 323, 348), für Gesuche um Beweisaufnahmen zum 
ewigen Gedächtnisse (§ 384), flir alle Klagen, Gesuche, Anträge 
und Mittheilungen der nicht durch einen Advocaten vertretenen 
Partei vor dem Bezirksgerichte (§ 434), für die Berufung und 
Berufungsbeantwortung an Orten, wo nicht wenigstens zwei 
Advocaten ihren Sitz haben (§§ 465, 468), flir Recurse der 
nicht durch Advocaten vertretenen Parteien vor dem Bezirks- 
gerichte (§ 520), für die Ablehnung von Richtern (§ 22 J. N.), 
für den Recurs gegen die Enthebung des Annenvertreter* 
(Art. XXXm E. G). 

Mündliches Anbringen ist gestattet: 

Bei Beschwerden gegen Zustellungsorgane (§ 91), bei An- 
trägen auf Abhilfe gegen Anordnungen eines beauftragten Richters 
im vorbereitenden Verfahren (§ 255), bei Anträgen auf Er- 
gänzung oder Verbesserung einer Beweisaufnahme durch den er- 
suchten oder beauftragten Richter (§ 286), bei der Ablehnung 
eines Sachverständigen (§ 355). 

§ 75. Jeder Schriftsatz hat zu enthalten: 

1. Die Bezeichnung des Gerichtes, dann der Parteien fiach 
Namen (Vor- und Zuname), Beschäftigung, Wohnort u/nd Partei- 
Stellung, die Angabe der für die Parteien handelnden Vertreter 
und die Bezeichnung des Streitgegenstandes; 

2. die Bezeichnung der Beilagen und ihrer Zahl sowie die 
Angabe, oh die Beilagen in Urschrift oder Abschrift ange- 
schlossen sir^; 

S, die Unterschrift der Partei selbst oder ihres gesetzlichen 
Vertreters oder Bevollmächtigten, im Anwaltsprocesse aber, wenn 
nicht die Bestimmung des § 28, Absatz 1, zur Anwendung 
kommt, die Unterschrift des Advocaten. 

1. Die formellen Erfordernisse bezwecken hauptsächlich,, 
jeden Zweifel über die Identität der Angelegenheit auszuschließen, 
auf welche sich das Einschreiten der Partei bezieht (Regierungs- 
motive, S. 212). Die Einhaltung derselben ist imperativ vor- 
geschrieben. „Der Schriftsatz hat zu enthalten." Nach § 85 
hat das Gericht auf die Verbesserung der von ihm an Schrift- 
sätzen wahrgenommenen formellen Mängel hinzuwirken, wenn 
letztere dem Fortgange des Verfahrens hinderlich sein könnten 
(Regierungsmotive, S. 214). Das Gericht wird daher bei Schrift- 
Für «ti, ClTllprocefifgesetse. " 
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Sätzen, mit denen eine Rechtssache eingeleitet wird, betreffs 
der Identität der Person und der Adresse rigoroser vorzugehen 
haben, als bei späteren Schriftsätzen, bei denen der wahrge- 
nommene Mangel den Fortgang des Verfahrens voraussichtlich 
nicht mehr hemmen kann. 

2. Die Bezeichnung des Gerichtes wird, wie bisher, 
durch die Aufschrift des Rubrums des Schriftsatzes zu erfolgen 
haben. Für die Klage ist bei Gerichtshöfen, welchen nicht 
nur die allgemeine, sondern auch die besondere Gerichtsbarkeit 
in Handels-, See- und Bergsachen zusteht, im § 226 vorge- 
schrieben, dass bei der Bezeichnung des Gerichtes ersichtlich 
zu machen ist, dass die Verhandlung der Rechtssache vor dem 
Handelssenate oder vor dem zur Ausübung der Berggerichts- 
barkeit bestimmten Senate beantragt wird. Dieselbe Vorsicht 
wird auch bei anderen Schriftsätzen, welche vor den Handels- 
senat oder das Berggericht gehören, anzuwenden sein. Bei 
Bezirksgerichten erscheint diese besondere Bezeichnung nicht 
nothwendig, jedoch mit Rücksicht auf die Vorschrift des § 446 



3. Die Bezeichnung der Parteien muss derart erfolgen, 
dass die Idendität der Person außer Zweifel gestellt wird. Bei 
gleichlautendem Vor- und Zunamen von Personen, die denselben 
Wohnort haben und sich weder in der Wohnung, noch durch 
ihre Beschäftigung unterscheiden, wird sich der Zusatz: Vater, 
Sohn, senior, junior und drgl. empfehlen. In größeren Städten 
muss auch das Viertel der Stadt oder der Name der Vorstadt 
sammt der Hausnummer beigerückt werden (H. D. v. 18. Mai 
1793, Nr. 131 J. G. S.). Bei kleinen Orten, insbesondere bei 
solchen außerhalb des Gerichtsbezirkes ist der Bezirk oder das 
Postamt anzugeben, da die gleichen Ortsnamen in verschiedenen 
Bezirken vorkommen und bei der als Regel vorgesehenen Zu- 
stellung durch die Post vom Gerichte die genaue Adresse 
angegeben werden muss. Ist der Aufenthalt einer Person, der 
<]er Schriftsatz zugestellt werden soll, unbekannt, so muss dies 
nach § 115 glaubhaft gemacht werden. 

4. Die Bezeichnung der für die Partei handelnden Ver- 
treter (gesetzlichen Vertreter, Bevollmächtigten) ist dahin zu 
verstehen, dass der Vertreter nicht bezeichnet werden muss, 
wenn die Partei ausnahmsweise processfähig ist (§ 2) und dass 
nicht alle Vertreter genannt werden müssen, wenn nur einer 
oder einzelne (z. B. bei Handelsgesellschaften) für die Partei 
handeln oder handeln müssen. Von Seite jener Partei, welche 
•den Schriftsatz einbringt, genügt nach § 4 in jenem Schrift- 
satze, welcher als erste Processhandlung erscheint, die Bezeich- 
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nuDg des Vertreters allein nicht; es muss vielmehr die Ver- 
tretungsbefugnis oder Vollmacht urkundlich nachgewiesen 
werden, wenn sie nicht offenkundig ist. 

Andere Bezeichnungen sind nicht vorgeschrieben, aber 
zulässig; so die Bezeichnung des ZustellungsbevoUmächtigten 
der Pafirteien (§ 94), der vorhergehenden Geschäftszahl des 
•Gerichtes. 

5. Die Unterschrift des Bevollmächtigten, im Anwalts - 
processe die Unterschrift des Advocaten, macht die Unterschrift 
der Partei entbehrlich, doch kann die Fertigung auch von dem 
Bevollmächtigten und von der Partei oder deren gesetzlichen 
Vertreter erfolgen. 

Die Echtheit der Unterschrift zu prüfen, ist das Gericht 
von amtswegen nicht berufen. Anlangend speciell die Unter- 
schrift des Anwaltes, ist dieselbe freilich im Hinblick auf die 
Bestimmung des § 27 in dem Sinne für wesentlich zu erachten, 
•dass sie das äußere Zeichen dafür abgeben soll, dass der 
Schriftsatz von einem zugelassenen Anwalte ausgegangen ist. 
Immerhin ist Jedoch anzunehmen, dass etwaige Mängel der 
Unterschrift dem die Civilprocessordnung beherrschenden 
Grundsatze der freien richterlichen Würdigung unterfallen 
^R. G. zu Leipzig, XXVII, S. 405). Bei der Klage und Klage- 
beantwortung genügt im Anwaltsprocesse die Unterschrift des 
Advocaten nicht, sie sind zurückzuweisen, wenn sie den Nach- 
-weis der Bestellung eines Advocaten nicht enthalten oder dieser 
Mangel nicht innerhalb einer richterlich zu bestimmenden Frist 
tehoben wird (§37). 

6. Ueber die Sprache, in welcher die Schriftsätze zu 
verfassen sind, enthält die Civilprocessordnung nichts. Nach 
^em Berichte des Ausschusses des Abgeordnetenhauses zum 
Einführungsgesetze der Civilprocessordnung, S. 2, bleibt der 
sich auf die Sprachenfrage bei Gericht beziehende § 13 der 
^Gerichtsordnung, sowie Gesetze und Verordnungen bezüglich 
•des Gebrauches der Sprachen vor Gericht unberührt. Die 
Parteien haben daher in den Schriftsätzen und sonst vor 
•Gericht die landesübliche Sprache zu gebrauchen. 

Als landesübliche Sprachen gelten neben der deutschen: 
in Böhmen und Mähren die böhmische laut M. V. v. 
19. April 1880, L.-G.-Bl. Nr. V.; im Sprengel des Landesgerichtes 
Troppau und der Bezirksgerichte Königsberg, Wagstadt 
und Wigstadtl in Schlesien die böhmische, und im Sprengel 
■des Teschner Kreises die böhmische und polnische laut M. V. 
V. 12. October 1882, Z. 15847 ; 

0* 
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im Sprengel des Oberlandesgerichtes Krakau die pol- 
nische, im Sprengel des Oberlandesgerichtes Lern b er g die^ 
pohlische und ruthenische laut M. V. v. 9. Juli 1860, Z. 10340^ 
letztere auch mit cyrillischen Schriftzeichen (M. E. v. 21. April 

1861, Z. 3297; 

in der Bukowina die rumänische und ruthenische laut 
M. V. V. 17. August 1864, Z. 7017 ; 

im Herzogthum Krain, im Gerichtshofsprengel Cilli und 
in den slavischen und sprachlich gemischten Gerichtsbezirkeni 
des Herzogthums Kärnten die slovenische laut M. E. v. 18. April 
1882, Z. 20513; 

in den von Slaven bewohnten Landestheilen des Triester 
Oberlandesgerichtssprengels die slovenische laut M. E. v. 15. März. 

1862, Z. 865 und 20. October 1866, Z. 1«61; 

in Dalmatien italienisch und illirisch- dalmatinisch laut 
M. E. V. 26. Feber 1869, Z. 2410 und 20. April 1872, Z. 17 L.-G.-Bl. 
in den intalienischen Landestheilen italienisch. 

§ 76, In jedem Schriftsatze sind ferner die thaisächlichen 
Verhältnisse, durch welche die im Schriftsatze gestelltein Anträge 
begründet werden, in Tcnapper, übersichtlicJier Fassung gedrängt 
darzustellen und, icenn es eines Beweises oder einer Glaubhaft- 
machung dieser Anführungen bedarf auch die Beweismittel im 
Einzelnen zu bezeichnen, deren man sich behufs Erbringungr 
dieses Nachweises oder behufs Glaubhaftmachung bedienen wilL. 

1. Der § 76 trifft nur Vorschriften für dispositive Schriftsätze^ 
Was im einzelnen Falle im Schriftsatze oder Protokolle vor- 
gebracht werden muss, ist nach Beschaffenheit der Umstände- 
und nach den im concreten Falle zur Anwendung gelangenden 
Gesetzesbestimmungen zu beurtheilen. Es wird jedoch immer 
hinsichtlich ihres Inhaltes einen Unterschied machen, ob Schrift- 
sätze oder Protokolle bestimmt sind, unmittelbar die Grundlage 
einer Entscheidung zu bilden. Es kann hier nicht mit der 
Möglichkeit einer näheren Ausführung gerechnet werden, daher 
wird das Vorbringen so vollständig sein müssen, als es das 
Eingehen in eine meritorische Erledigung concret eben verlangt. 
Auch Rechtsausführungen können hiebei unter Umständen 
nothwendig sein. Die Formvorschrift des § 76 behält jedoch 
ihre volle Geltung: die thatsächlichen Verhältnisse, durch 
welche die im Schriftsatze gestellten Anträge begründet werden,, 
sind auch in solchen Schriftsätzen in knapper und übersicht- 
licher Fassung gedrängt darzustellen (Regierungsmotive, S. 212). 

Zur Beseitigung diesbezüglicher Formgebrechen im Sinne des- 
§ 84 ist das Gericht jedoch nur dann berechtigt, wenn die- 
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^selben die ordnangsmäBige geschäftliche BehandluDg zu hindern 
geeignet sind. 

Die Beweismittel, deren sich die Partei zum Beweise oder 
3ur Glaubhaftmachung (§ 274) ihrer thatsächlichen Anführungen 
bedienen wiU^ sind im Einzelnen zu bezeichnen. Zeugen sollen 
«peciell benannt, Urkunden mit Rlicksicht aui die nur für vor- 
bereitende Schriftsätze geltende Bestimmung des § 77 in Ur- 
schrift beigelegt werden, falls nicht gemäß §§ 301, 303, 308 
deren Vorlage durch eine öffentliche Behörde, durch den 
Gegner oder einen Dritten zu erfolgen hat. (Für Weitläufig- 
keiten haftet der Bevollmächtigte nach § 49). 

§ 77. Wenn über den im Schriftsatze gestellten Antrag 
mündlich verhandelt werden soll, sind dem Schriftsatze nur Ah- 
Schriften der Urkunden heizulegeny auf welche im Schriftsatze 
Bezug genommen tmrdj falls nur einzelne T heile einer Urkunde 
in Betracht kommen, genügt die Beifügung eines Auszuges, 
welcher den Eingang, die zur Sache gehörende Stelle, den 
SchlusSy das Datum und die Unterschriften enthält. 

Sind die Urkunden dem Gegner bereits bekannt oder von 
bedeutendem Umfange, so ist es ausreichend, wenn im Schrift- 
sätze die Urkunden genau bezeichnet und das Anerbieten ge- 
macht wird, deren Einsicht dem Gegner zu gewähren, oder die- 
selben dem Gerichte auf Verlangen vorzulegen. 

Befinden sich die Urkunden nicht in den Händen der 
Partei, so hat sie anzugeben, auf wdcJie Weise die Herbei- 
schaffung dieser Urkunden zu veranlassen sei. 

1. Die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung muss 
sich der Natur der Sache nach auch auf die Beweisführung 
■erstrecken. In der Regel wird es genug sein, dass die zu be- 
nützenden Beweismittel dem Gegner im vorbereitenden Schrift- 
satze bezeichnet werden. Bei Urkunden erlaubt es aber die 
Beschaffenheit der Beweismittel noch weiter zu gehen und das 
Streben nach Coneentration der Processverhandlung und nach 
Beschleunigung des Verfahrens wird es nicht versäumen dürfen, 
davon thunlichst Gewinn zu ziehen. Je häufiger sich im Processe 
■aui Urkunden berufen wird, und je gi'ößere Bedeutung die- 
selben dann in der Regel für das richterliche Urtheil haben, 
um so mehr empfiehlt es sich, dem Gegner noch vor der Ver- 
handlung die genaueste Informierung über den von der anderen 
Partei zu führenden Urkundenbeweis möglich zu machen 
(Regierungsmotive, S. 213). 

Nach den Motiven der Civilprocessordnung für das deutsche 
Reich, S. 130 ist diese Vorschrift in Verbindung mit §§ 82, 83 
zvLT wesentlichen Erleichterung der Verhandlung und Förderung 
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des Urkundenbeweises angeordnet. Nach § 84 soll ein voi^ 
bereitender Schriftsatz zum Zwecke der Beibringung von 
Urkundenabschritten zurückgestellt werden. Dieser Zurück- 
stellung kann aber die Partei dadurch vorbeugen^ dass sie sich 
auf den großen Umfang der Urkunde oder darauf beruft, das» 
dieselbe dem Gegner bekannt ist. Die verspätete Vorlage kann 
insofern für die Partei von Nachtheil sein, als gemäß § 17^ 
das Vorbringen derselben für unstatthaft erklärt werden kann, 
wie auch gemäß § 142 die Partei, welche durch verspätete 
Vorlage der Urkunde eine Erstreckung der Tagsatzung ver- 
schuldet, ohne Rücksicht auf den Ausgang der Sache in die 
Kosten verurtheiit werden kann. 

2. Die Urkunden, auf welche sich die Partei in dem 
vorbereitenden Schriftsatze beruft, müssen dem Schriftsatze 
beigelegt werden. Zwar nicht in Urschrift — die Manipulation 
mit den vorbereitenden Schriftsätzen würde sonst zu schwer 
und verantwortungsvoll werden, und es ist auch von vornherein 
noch gar kein Bedürfnis nach dem Besitze der Urschrift vor- 
handen — sondern in Abschrift oder, wenn nur einzelne Theile 
der Urkunde in Betracht kommen, im Auszuge (Regierungs- 
motive, S. 213). 

Ob nur einzelne Theile einer Urkunde in Betracht kommen^ 
hat zunächst die Partei zu bestimmen, welche darauf Bezug 
nimmt, vorbehaltlich des Rechtes des Gegners, gemäß § 82 die 
Vorlegung der Urkunde selbst zu verlangen oder in der münd- 
lichen Verhandlung die Erheblichkeit anderer Theile zu be- 
haupten. Wird dem Schriftsatze nur eine extractweise Abschrift 
der Urkunde beigefügt, so liegt darin die Erklärung, dass nur 
diese Theile in Betracht kommen (Wilmowski, S. 223). 

3. Von der Vorlage einer Abschrift darf nur in den im 
Abs. 2 bezeichneten Fällen Umgang genommen werden. Die 
eine Ausnahme (Urkunden von bedeutendem Umfange) recht- 
fertigt sich aus dem Gesichtspunkte der Kostenersparnis, im 
anderen Falle (dem Gegner bereits bekannte Urkunden) trifft 
die ratio der Verpflichtung zur Abschriftvorlage nicht zu. 
Das Vorhandensein dieser Ausnahmsfälle hat die Partei zu 
beurtheilen. Eine Urkunde, die der Gegner selbst ausgestellt 
hat, ist ihm jedenfalls bekannt. 

4. Die im Abs. 3 geforderte Angabe wird eventuell dem 
Gerichte Anlass geben, wegen Herbeischaffung der Urkunde 
schon vor Beginn der mündlichen Verhandlung eine entsprechende 
Verfügung zu erlassen (Regierungsmotive, S. 213). Das be- 
treffende Verfahren ist in den §§ 183, 229, 250, 300 ff. geregelt. 

5. Die Vorschrift des § 77 gilt nicht für solche An- 
bringen, über welche vom Gerichte ohne vorgängige Verband- 
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lung zu entscheiden ist. Hier wird die Partei, falls das Gericht 
an der Wahrheit ihrer Anfl\hrungen zu zweifeln veranlasst 
sein könnte, die zum Belege ihrer Behauptungen dienlichen 
Urkunden allerdings in Urschrift vorzulegen haben (Regierungs- 
motive, S. 213). Die Vorschriften über die Vorlegung der 
Handelsbticher und die Rechtsfolgen der NichtVorlegung der- 
selben (Art. 37 ff. H. Q. B.) bleiben nach Art. VII Einf. G. 
unberührt. 

§ 78, Schriflsätze, die zur Vorbereitung einer mündlichen 
Verhandlung bestimmt sind (vorbereitende Schriftsätze), haben 
nebst den sonstigen Erfordernissen eines Schriftsatzes zu ent- 
halten : 

1. die Anträge, welche die Partei bei der mündlichen 
Verhandlung zu stellen beabsichtigt; 

2. eine der Vorschrift des § 76 entsprechende Darstellung 
der thatsäcJUichen Verhältnisse, auf welche sich die Partei zur 
Begründung ihrer Anträge oder zur Bekämpfung gegnerischer 
Anträge bei der mündlichen Verhandlung berufen will, sowie die 
Angabe der Beweismittel, welche die Partei bei dieser Verhand- 
lung zur Bewahrheitung ihrer eigenen Anführungen oder zur 
Widerlegung thatsächlicher Behauptungen des Gegners zu be- 
nützen beabsichtigt; 

3. nach Lage der Sache die Erklärungen über die Wahr- 
heit, Richtigkeit und Vollständigkeit des in einem vorausge- 
gangenen Schriftsätze des Gegners enthaltenen thatsächlichen Vor- 
bringens u/nd über die Zulässigkeit der vom Gegner bezeichneten 
Beweismittel. 

Rechtsausführungen und Darlegungen über die Wahrschein- 
lichkeit oder Glaubwürdigkeit einzelner thatsächlicher Behaup- 
tungßn oder über die vermuthliche Beweiskraft angebotener Be- 
weise sind in einen vorbereitenden Schriftsatz nicht aufzunehmen. 

1. Der Schriftsatz hat nicht den Zweck, die Verhandlung 
zu ersetzen, es soll nur durch denselben den übrigen an der 
Verhandlung noch betheiligten Factoren die Möglichkeit gewahrt 
werden, sich für diese Verhandlung entsprechend auszurüsten ; 
der Schriftsatz ist also ein vorbereitender, nicht bloß insoferne 
er ankündigt, was die Partei bei der Verhandlung vorbringen 
und beantragen wird, sondern auch in dem Sinne, dass er 
dem Gerichte und dem Gegner eine ausreichende Vorbereitung 
für die Verhandlung gestattet, sie hiezu anregt. Wegen der 
großen Nachtheile der Vertagungen müssen namentlich auch 
Ueberraschungen durch neues Vorbringen bekämpft werden, 
denn sie sind das bequemste Mittel zur Erzielung von Ver- 
tagungen. Hierin liegt die große Bedeutung der vorbereitenden 
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Schriftsätze für den Erfolg der Processreform und für die 
Zweckmäßigkeit und Vortheilhaftigkeit des neuen Verfahrens. 
Die vorbereitenden Schriftsätze haben den Inhalt des Process- 
vorbringens der Partei soweit zu anticipieren, dass es ihrem 
Gegner möglich ist, sich über alles bei der Verhandlung Vor- 
kommende sofort zu äußern, also nicht behufs Beantwortung 
erst eine Vertagung stattfinden muss. Nach dieser Function 
der vorbereitenden Schriftsätze ist sowohl die Noth wendigkeit 
als der Umfang der durch solche Schriftsätze zu bewirkenden 
Mittheilungen zu beurtheilen (Regierungsmotive, S. 212*.) 

2. Ziffer 1 ist wörtlich der Civilprocessordnung für das 
Deutsche Reich entnommen. Nach deren Motiven, S. 22 sollen 
die Anträge nur den Tenor der Entscheidung enthalten, welche 
der Antragsteller vom Gerichte verlangt. 

Diese Sachanträge, über welche das Gericht im Urtheile 
gemäß § 405 nicht hinausgehen darf und welche in der münd- 
lichen Verhandlung zu stellen sind, müssen von solchen Anträgen 
unterschieden werden, welche eine processleitende Verfügung 
betreffen, z. B. den Ausschluss der Oeffentlichkeit, die Vor- 
ladung von Zeugen, die Herbeischaffung von Urkunden u. dgl. 

Ist ein Schriftsatz bezüglich der Sachanträge mangel- 
haft, indem dieselben entweder ganz fehlen oder unverständlich 
sind, so wird gemäß § 84 auf Beseitigung der Mängel hinzu- 
ivirken sein. 

3. Außer diesen Anträgen kann der nothwendige Inhalt 
-eines vorbereitenden Schriftsatzes nur aus thatsächlichen Be- 
hauptungen, Beweisanbietungen, Erklärungen über gegnerische 
Anführungen und Anbietungen bestehen. Rechtsausführungen, 
Beweisdeductionen, Raisonnements anderer Art sind aus den 
vorbereitenden Schriftsätzen ausgeschlossen, auf diese kann- bei 
<ler Verhandlung auch ohne Einholung besonderer Informationen 
erwidert werden. Was in einen vorbereitenden Schriftsatz 
gehört, ist in demselben knapp, klar und übersichtlich darzu- 
legen ; die vorbereitenden Schriftsätze dürfen keine Satz- 
schriften werden. Sie sollen die mündliche Verhandlung 
nicht überflüssig machen, werden daher auch nach Umfang 
und Gestaltung bloß präparatorische Schriften bleiben müssen, 
{Regierungsmotive, S. 212). Eine Zurückweisung von Schrift- 
sätzen, welche diesen Vorschriften nicht entsprechen, erscheint 
nach § 84 unzulässig. Ueberflüssige Weitläufigkeiten, Rechts- 
deductionen und andere nicht zur Sache gehörige Anführunjren 
der Vertreter und Bevollmächtigten können nach § 49, verspätete 
thatsächliche Behauptungen und Beweisanbietungen nach §. 44 
beim Kostenzuspruch berücksichtigt werden. 
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§ 79. Ein dk Stelle des Schriftsatzes versehendes proto- 
kollarisches Anbringen ist nach den Bestimmungen über die 
Schriftsätze einzurichten. 

Erfolgt das Anbringen außerhalb einer mündlichen Ver- 
handlung, so ist im Verfahren vor Gerichtshöfen das Protokoll 
von dmn durch den Gerichtsvorsteher oder den Vorsitzenden eines 
Senates hiezu bestimmten richterlichen Beamten aufzunehmen. 

§ 80. Falls ein Antrag/ mittels Schriftsatzes gestellt wird, 
oder eine auch dem Gegner zur Kenntnis zu bringende Mit- 
theilunq an das Gericht mittels Schriftsatzes erfolgt, desgleichen 
von allen vorbereitenden* Schriftsätzen, sind, soweit nicht in diesem 
Gesetze etwas anderes angeordnet tvird, so viele gleichlautende 
Ausfertigungen des Schriftsatzes zu überreichen, dass jedem der 
Gegner eine Ausfertigung zugestellt und überdies eine für die 
Gerichtsactcn zurückbehalten werden kann. Den Schriftsätzen 
sind ferner die zur Verständigung sonstiger Betheiligter erforder- 
lichen Rubriken beizulegen. 

Die Rubriken haben die Bezeichnung des Gerichtes, der 
Parteien und des Streitgegenstandes in der in § 75 bestimmten 
Weise zu enthalten. 

1. Die Anzahl der Exemplare eines Schriftsatzes richtet 
sich nach der Zahl der Gegner desjenigen, der den Schriftsatz 
tiberreicht. Jeder der Gegner soll eine vollständige Aus- 
fertigung des Schriftsatzes erhalten und eine Ausfertigung 
hat bei den Acten zu bleiben. Die übrigen Betheiligten, also 
derjenige ,' der den Schriftsatz überreicht , seine eigenen 
Streitgenossen, die beiderseitigen Nebenintervenienten erhalten 
Rubriken. 

Haben mehrere der Gegner einen gemeinsamen Vertreter, 
woimnter hier sowohl der gesetzliche Vertreter im Sinne des 
§ 4 als auch jeder andere Vertreter oder Bevollmächtigte mit 
Ausnahme des Zustellungsbevollmächtigten zu verstehen sein 
wird, oder hat einer der Gegner mehrere zur Empfangnahme 
gerichtlicher ZusteUungen ermächtigte Vertreter, so genügt 
gemäß § 90 eine Ausfertigung. Desgleichen genügt für mehrere 
sonstige Betheiligte, welche einen gemeinsamen gesetzlichen 
Vertreter oder Bevollmächtigen haben, eine Rubrik. 

Dem Zustellungsbevollmächtigten (§ 94) mehrerer Be- 
theiligter sind dagegen so viele Exemplare des Schriftsatzes 
oder der Rubrik zuzustellen, als die Zahl der Betheiligten 
beträgt. Hat eine Partei Processvollmacht ertheilt, so hat 
gemäß § 93 die Zustellung aller Erledigungen an den Process- 
bevoUmächtigten zu erfolgen. 
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Ein Nebenintervenient, dem gemäß § 20 die Stellung 
eines Streitgenossen zukommt, hat von den gegnerischen Schrift- 
sätzen eine Ausfertigung zu bekommen. Wird der Schriftsatz 
nicht in der erforderlichen Anzahl von Ausfertigungen und 
Rubriken tiberreicht, so ist dieses Formgebrechen gemäß § 84 
von amtswegen zu beseitigen. 

Eine Ausnahme trifft fUr das Wechsel- und Mandats- 
verfahren § 551. Dem Antrage auf Erlassung des Zahlungs- 
auftrages kann nur in Ansehung derjenigen Beklagten Folge 
gegeben werden, für welche Exemplare der KJage nebst Bei- 
lageabschriften vorgelegt worden sind. 

§ 81. Sofern nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ein 
Exemplar des überreichten Schriftsatzes dem Gegner zuzustellen 
ist, sind demselben au^h Abschriften der Beilagen des Schrift- 
satzes anzuschlie&en. 

Die bei dem Gerichte zurückbehaltenen Urschriften von 
Beilagen sind dem Gegner auf sein Verlangen jederzeit zur Ein- 
sichtnahme vorzulegen. 

Nach §§ 77, 84 ist die Vorschrift, dass dem Schriftsatze 
Abschriften der in demselben bezogenen Urkunden beizuschließen 
sind, obligatorisch. Werden Urkunden dem Schriftsatze bei- 
gelegt, dann müssen so viele dieser Urkundenabschriften bei- 
geschlossen werden, dass jede Ausfertigung des Schriftsatzes- 
mit einer Abschrift der Urkundan belegt ist. Eine Erleichterung 
ist im § 94 nur für den Fall getroffen, wenn mehrere Personen 
einen gemeinschaftlichen ZuötellungsbevoUmächtigten haben,, 
dem zwar eine der Anzahl der von ihm vertretenen Personen 
gleichkommende Anzahl von Ausfertigungen des Schriftsatzes,, 
aber nur ein Exemplar der Beilagenabschriften zuzustellen ist. 

Jene Betheiligten, welche nur Rubriken erhalten, be- 
kommen die Abschriften der Beilagen nicht. 

Werden nur Auszüge der Beilagen (§77) vorgelegt, sO' 
erhält jeder Betheiligte nur einen solchen Auszug. 

Die Originalien der Urkunden zurückzubehalten, ist betreffs 
der ProcessvoUmacht zulässig (§ 30), betreffs des Armuts-^ 
Zeugnisses (§ 65) vorgeschrieben und wird sich auch betreffs, 
der die Vertretungsbefugnis und Processlegitimation nach» 
weisenden Urkunden empfehlen. Andere mit dem Schriftsatze- 
dem Gerichte in Urschrift vorgelegte Urkunden werden nur 
dann zurückzubehalten sein, wenn es die Partei beantragt, um 
der Vorlage im Sinne des § 82 vorzubeugen. Dieselben sind 
nach § 219 zurückzustellen, wenn der Zweck der Aufbewahrung: 
entfallen ist und die Partei deren Zurückstellung begehrt. 
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Das Formgebrechen der Mangels der erforderlichen Anzahli 
von Urkundenabschriften^ ist als die ordnungsmäOige Zustellung 
derselben hindernd^ gemäß § 84 von amtswegen abzustellen. 

§ 82. Wenn eine Partei in einem Schriftsatze auf in 
ihren Händen befindliche Urkunden Bezug genommen hat, ist sie- 
auf Verlangen des Gegners verpflichtet, diese Urkunden in Ur- 
schrift innerhalb drei Tagen bei Gericht niederzulegen und den 
Gegner hievon zu benachrichtigen. Der Gegner kann sodann 
die Urkunden innerhalb drei lagen nach empfangener Benach- 
richtigung einsehen und davon Abschrift nehmen. 

Die Frist zur Einsichtnahme kann, wenn die Partei die^ 
Urkunde erweislich dringend benöthigt, vom Gerichte und im 
Verfahren vor Gerichtshöfen vom Vorsitzenden des Senates, dem 
die Rechtssache zugewiesen ist, auf Antrag entsprechend abge- 
kürzt werden. Gegen den über einen solchen Antrag ergehenden 
Beschluss findet ein Rechtsmittel nicht statt. 

1. Die Abschrift oder der Auszug genügt für die erste 
Information^ nicht aber für die Vorbereitung der Vertheidigung^ 
des Gegners. Zu diesem Behufe muss es letzterem möglich 
gemacht werden, erfordenlicherfalls das Original der bezogen en^ 
Urkunde einzusehen und zwar noch vor Beginn der mündlichen 
Verhandlung. Die Partei, welche eine Urkunde bei der Ver- 
handlung für sich geltend machen will und dies im Schrift- 
satze unter Mittheilung einer AbscBrift anzeigt, hat über Ver- 
langen des Gegners die Urschrift dieser Urkunde bei Gericht^ 
zu erlegen, wo sodann der Gegner unter gerichtlicher Auf- 
sicht das Original der Urkunde einsehen kann (Regierungs- 
motive, S. 213). 

Durch die Nichtbefolgung des diesbezüglichen Auftrages 
wird die Benützung der betreffenden Urkunde als Beweismittel 
in der mündlichen Verhandlung an sich nicht ausgeschlossen j: 
die Folge der Versäumnis ist nur die, dass gemäß § 179 das 
Vorbringen der Urkunde als neues Beweismittel ftir unstatt- 
haft erklärt werden kann, und dass der säumigen Partei die 
durch ihr Verschulden verursachten Kosten der Erstreckung 
der Tagsatzung gemäß § 142 auferlegt werden können. 

Nach § 300 ist der Partei die Möglichkeit gegeben, wichtige 
Urkunden wegen erheblicher Hindernisse oder wegen der Besorgnis 
ihres Verlustes oder ihrer Beschädigung selbst in der mündlichen 
Verhandlung nicht vorlegen zu müssen; weiters kann das 
Gericht gemäß § 298 anordnen, dass dem Gegner nur die- 
jenigen Stellen der Urkunde vorgewiesen werden, welche für 
den Rechtsstreit von Belang sind. Die Wahrung dieser Rechte 
ist im § 82 nicht vorgesehen, sie würde illusorisch werden^. 
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•wenn auch solche Urkunden vorgelegt werden müssten, und 
es wird in solchen Fällen der Partei nichts übrig bleiben, als 
-dem Auftrage zur Vorlegung der Urkunde nicht nachzukommen 
und in der mündlichen Verhandlung den Nachtheilen durch die 
Begründung der Nichtvorlage zu begegnen. Wo die Vorlage 
der Urkunde vor einem beauftragten oder ersuchten Richter 
gemäß § 300 zulässig erscheint, wird dieselbe schon auf das 
Verlangen der Votweisung gemäfi § 82 beantragt und bewilligt 
werden können. 

2. Das Verlangen kann formlos, brieflich oder mündlich 
erfolgen (Wilmowski, S. 225), doch ist auch die Stellungeines 
Antrages bei Gericht durch einen Schriftsatz nicht ausge- 
schlossen, über welchen bei Gerichtshöfen der Vorsitzende des 
-Senates zu entscheiden hat (§ 36 des Entwurfes des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes). Für dieses Verlangen ist eine Frist nicht vor- 
geschrieben, dagegen ist diesem Verlangen innerhalb der gesetz- 
lichen Frist von drei Tagen zu entsprechen, ohne dass an die Nicht- 
einhaltung dieser Frist andere Nachtheile geknüpft wären, als 
welche sich aus dem Umstände ergeben, dass bei einer ver- 
späteten Vorlage die Einsicht der Urkunde nicht mehr recht- 
zeitig vor der mündlichen Verhandlung erfolgen könnte. 

Die Vorlage hat bei Gericht, sohin bei dem Abgange 
besonderer Bestimmungen -bei dem Processgerichte zu erfolgen, 
und zwar mittels Schriftsatzes, der dem Gegner und seinen 
•Streitgenossen zuzustellen ist (§ 80). In Erledigung dieses 
•Schriftsatzes ist dem Gegner eine dreitägige Frist zur Einsicht- 
nahme zu bestimmen, welche auf Antrag nach Einvernahme 
des Gegners (§ 129) abgekürzt werden kann, wenn die zur 
Vorlage aufgeforderte Partei die Urkunde erweislich dringend 
benöthigt. Nach Ablauf der dreitägigen oder abgekürzten Frist 
ist die Urkunde der Partei zurückzustellen, ohne Rücksicht 
darauf, ob der Gegner dieselbe eingesehen hat oder nicht. 
Benützt der Gegner die Frist nicht, so hat er zu gewärtigen, 
•dass seinem Antrage auf Vertagung der mündlichen Verhand- 
lung zur Information nicht entsprochen wird (Wilmowski, 
^. 225). Dasselbe gilt, wenn der Gegner die Vorlage des Origi- 
nales nicht verlangt. 

Gegen den gerichtlichen Auftrag zur Vorlage der Ur- 
schrift (Regierungsmotive, S. 213) sowie gegen den Beschluss 
über einen Antrag auf Abkürzung der Frist zur Einsichtnahme 
«teht ein Rechtsmittel nicht zu. Nach § 181 kann der Partei 
^uch von amtswegen die Vorlage der Urschrift aufgetragen 
werden. 
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§ 83, Advocaten steht es frei, die Mittheilung der Ur- 
schriften von Urkunden von Hand zu Hand gegen Empfangsbe- 
scheinigung vorzunehmen. 

Gibt ein Advocat die ihm eingehändigte Urkunde nicht 
binnen der vereinbarten FHst und mangels einer Vereinbarung 
binnen drei Tagen nach Empfang zurück, so ist er auf Antrag- 
nach vorgängiger mündlicher oder schriftlicher Einvernehmung 
durch Beschluss zu unverzüglicJier Zurückgabe zu verhalten. In 
Bezug auf diesen Beschluss haben die Bestimmungen des § 82 y 
Absatz 2, zu gelten. Der Beschluss ist sofort vollstreckbar, 

1. Wenn auf Seiten beider Parteien Advocaten einschreiten^ 
kann die Urkundeneinsicht statt durch gerichtliche Niederlegung 
des Originales apch durch Mittheilung der Urkunde von Hand 
zu Hand bewirkt werden. Dies tritt jedoch nur bei beider- 
seitigem Einverständnisse ein; ein Zwang, die Urschrift der* 
Urkunde dem gegnerischen Anwalte behufs Einsicht zu tiber- 
lassen, findet gegen den Urkunden producenten nicht statt 
(Regierungsmotive, S. 213). 

Der Advocat wird sich gegenwärtig ^u halten haben, dass 
er fiir den Verlust der Urkunde seiner Partei verantwortlich 
bleibt, daher in jedem einzelnen Falle zu beurtheilen hat, ob er 
dieselbe ohne Gefahr herausgeben kann. 

2. Um je wichtigere und unersetzlichere Beweismittel es 
sich hier handeln kann, umso strenger muss die Repression 
sein, wenn ein Advocat, welcher die Urkunde tibernahm, deren 
rechtzeitige Zurückstellung verweigert. Auch ftir den Fortgang 
des Processes ist es von großer Wichtigkeit, dass der frühere* 
Zustand schleunigst, durch Einschreiten des Gerichtes wiederher- 
gestellt werden könne (Regierungsmotive, S. 213}, Der Antrag 
hat mittels Schriftsatzes zu erfolgen, der Beschluss erfolgt ohne 
eigentliche mündliche Verhandlung und bei Gerichtshöfen 
durch den Vorsitzenden des Senates (§ 36 des E. eines Ge- 
richtsverfassungsgesetzes), doch muss dem Gegner Gelegenheit 
gegeben werden, sich über den Antrag mündlich vor Gericht 
oder schriftlich zu äußern. 

Eine Beschwerde gegen den Beschluss, mag dieser die 
Zurückstellung der Urkunde anordnen oder den Antrag ab- 
lehnen, ist ausgrschlossea, doch kann in letzterem Falle der 
Antrag bei geänderter Sachlage erneuert werden. 

Die Vollstreckung des Beschlusses erfolgt gemäß § 346- 
Exec.-Ordn. 

§ 84. Soweit in diesem Gesetze nichts anderes angeordnet 
ist, hat das Gericht die Beseitigung von Formgebrechen, welche^ 
die ordnungsmäßige geschäftliche Behandlung eines überreichten 
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^Schriftsatzes zu hindern geeignet sind, von amtswegen anzu- 
-ordnen. Ein solcher BeschltASS Jcann durch ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

Als derartiges Formgebrechen ist es insbesondere anzusehen, 
wenn die Vorschriften der §§ 75 und 77 nicht beachtet wurden, 
-oder wenn es an der erforderlichen Anzahl von Schriftsatzexem- 
plaren oder von Rubriken fehlt. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen steht die Erlassung dieser 
Anordnungen dem Vorsitzenden des Senates zu, dem die Rechts- 
sache zugewiesen ist. 

1. Mit der Verstärkung des richterlichen Processleitungs' 
rechtes hängt es zusammen^ dass das Gericht auch angewiesen 
wird, zur Verbesserung der von ihm an ScUriftsätzen wahr- 
genommenen formellen Mängel hinzuwirken, wenn letztere dem 
'Fortgange des Verfahrens hinderlich sein könnten. Das Haupt- 
.anwendungsgebiet dieses Rechtssatzes wird wohl das bezirks- 
gerichtliche Verfahren bilden, der von den Parteien ohne rechts- 
freundliche Unterstützung geführte Process, und es wird gewiss 
nicht zu bedauern s^in, wenn den Parteien durch eine solche 
/rechtzeitige Anweisung des Richters vergebliche Process- 
handlungen, Zeit und Kosten erspart werden (Regierungs- 
motive S. 214). 

2. Die amtswegige Ingerenz bezieht sich nur auf Form- 
•gebrechen und erstreckt sich nur so weit, als die ordnungs- 
mäßige geschäftliche Behandlung des Schriftsatzes dadurch be- 
hindert werden könnte. In das Innere der Schriftsätze, in eine 
Prüfung der Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit derselben, 
hat das Gericht nicht einzugehen. Den Kreis der Fälle zu um- 
Bchreiben, in denen das Gericht eine Verbesserung der Schrift- 
sätze vertilgen kann, ist bei den vorhergehenden Paragraphen 
(§§ 75, Anm. 1; 76, Anm. I5 77, Anm. 1; 78, Anm. 2, 3; 
-80, Anm. 1) versucht worden. 

Die betreffenden Anordnungen des Vorsitzenden oder des 
Einzelnrichters können durch Rechtsmittel nicht angefochten 
werden; sonst würde, was zur Beförderung des Processes ge- 
dacht ist, leicht zu einem Hemmschuhe (Regierungsmotive, S. 214). 

3. Neben der Beseitigung von Formgebrechen der 
^Schriftsätze hat das Gericht auch bei jenen Schriftsätzen, 

welche die erste Processhandlung der betreffenden Partei oder 
eines neu eintretenden gesetzlichen Vertreters sind, gemäß § 6 
von amtswegen auf die Beseitigung des mangelnden Nach- 
weises der Process fähigkeit, der gesetzlichen Vertretung 
^ind der etwa erforderlichen besonderen Ermächtigung zur Pro- 
HJessfühiTing und ebenso gemäß § 37 auf die Beseitigung des 
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mangelnden Nachweises der Vollmacht oder im Anwaltsprocesse 
des mangelnden Kachweises eines Advocaten als ProcessbevoU- 
mächtigten zu sehen. 

Die Verfügungen betreflFs Nachweises der Vollmacht oder 
der Bestellung eines Advocaten stehen gleichfalls dem Vor- 
sitzenden des Senates zu und ist die zur Behebung des Mangels 
zu bestimmende Frist unerstreckbar. Wegen Mangels der 
Processfähigkeit oder der erforderlichen gesetzlichen Vertretung 
«ber bat der Vorsitzende gemäß § 230 den Beschluss des 
Senates einzuholen und ist die zur Beseitigung des Mangels zu 
bestimmende Frist erstreckbar (§ 6). 

Ist sohin ein Schrifteatz sowohl wegen eines Formge- 
brechens, als auch wegen des Mangels der gesetzlichen Ver- 
tretung verbesserungsbedürftig, so wird zur Vermeidung von 
Complicationen in beiden Richtungen der Senat zu entscheiden 
haben und es bleibt die zur Behebung des ersteren Mangels 
gesetzte Frist auch im Falle des § 85 erstreckbar. 

§ 85, Zum Zwecke der Beseitigung von Formgebrechen 
kann die Partei vorgeladen oder ihr der Schriftsatz mit der An- 
weisung zur Behebung der gleichzeitig zu bezeichnenden Form- 
Gebrechen zurückgestellt werden. 

War bei Ueberreichung des Schriftsatzes eine Frist einzu- 
halten, so ist letzterenfalls für die Wiederanbringung eine neuer- 
liche Frist festzusetzen, bei deren Einhaltung der Schriftsatz als 
am Tage seines ersten Einlangens überreicht anzusehen ist. Eine 
Verlängerung dieser Frist ist nicht zulässig. 

Gegen die auf Grund vorstehender Bestimmungen ergehen- 
^den Beschlüsse ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht statthaft ; 
inwiefern deshalb das Aufsichtsrecht der übergeordneten Gerichts- 
behörden angerufen werden kann, ist nach den über die innere 
Einrichtung und Geschäftsordnung der Gerichte erlassenen Vor- 
schriften zu beurtheilen. 

1. Est ist dem Ermessen des Gerichtes überlassen, ob 
es die Beseitigung der Formgebrechen im mündlichen Verkehre 
mit der Partei oder im schriftlichen Wege für zweckmäßiger 
hält. Es wird auch zulässig sein, wenn der Mangel von der 
-vorgeladenen Partei nicht sofort behoben werden kann, ihr den 
Schriftsatz nachträglich zur Behebung des Formgebrechens 
zurückzustellen. Eine besondere Vorkehrung ist dann noch für 
diejenigen Fälle zu treffen, in welchen durch die Ueberreichung 
-des verbesserungsbedürftigen Schriftsatzes eine Processfrist ein- 
zuhalten ist. Bei der relativen Kürze dieser Fristen muss dafür 
-gesorgt werden, dass die Frist in jedem Falle gewahrt werden 
könne, in welchem eine Verbesserung angeordnet wird (Re- 
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gierungsmotive, S. 214). Mit Rücksicht auf die Begründung 
ist es zweifelhaft, ob auch bei der Verbesserung formeller Er» 
fordemisse von Klagen, deren Einbringung beMstet ist, z. B. 
der Nichtigkeitsklage (§ 534), der Klage aui Aufhebung eines 
Schiedsspruches (§ 596), der Prioritätsklage in der Meistbots- 
vertheilung (§ 231 E. O.) der Besitzstörungsklage (§ 454) 
eine unerstr eckbare Reproductionsfrist zu bestimmen ist. 
Jlit Genscher (Gerichtszeitung 1893, Nr. 42) ist diese Frage 
zu bejahen, weil das Gesetz von Fristen überhaupt und nicht 
nur von Processfristen spricht. Die Frist ist unerstreckbar, 
sie kann daher auch nicht dadurch erstreckt werden, dass der 
Schriftsatz ohne Beseitigung aller oder einzelner der gerügten 
Mängel wieder überreicht wird, um eine neue Frist zur Ver- 
besserung zu erzwingen, vielmehr ist der Schriftsatz in diesem 
Falle abzuweisen. 

2. Wenn es auch nicht wahrscheinlich ist, so muss es 
doch als denkbar zugegeben werden, dass die Zurückweisung 
des Schriftsatzes behufs Beseitigung von Formgebrechen in 
Justiz Verweigerung ausarten könnte, denn auch die Klage ist 
ein solcher Schriftsatz und bei völligem Ausschlüsse von Rechts- 
mitteln wäre der Kläger dann absolut nicht imstande, die Ein- 
leitung des Verfahrens durchzusetzen. Um derartige Besorgnisse 
zu zerstreuen, wurde auf den Schutz verwiesen, welchen daa 
Aufsichtsrecht der übergeordneten Gerichtsbehörde gegen solche 
Ausschreitungen bietet (Regierungsmotive, S. 214). 

§ 86. Gegen eine Partei, welche die dem Gerichte schul- 
dige Achtung in einetn Schriftsatze durch beleidigende Ausfälle 
verletzt oder welche in einem Schfiftsatze den Gegr^er, einen 
Vertreter, Bevollmäditigten, Zeugen oder Sachverständigen be- 
leidigt, kann unbeschadet der deshalb etiva eintretenden straf- 
gerichtlichen Verfolgung vom Gerichte eine Ordnungsstrafe ver- 
hängt werden. 

Aus den gleichen Gründen ist die Verhängung einer Ord- 
nungsstrafe gegen den Advocaten zulässig, welcher den Schrift- 
satz unterfertigt hat. 

Der Partei ist nach § 39 der Bevollmächtigte und nach. 
§ 5 der gesetzliche Vertreter derselben gleichgestellt. Auch 
Personen, welche nach § 38 ohne Nachweis der Vollmacht für 
eine Partei einschreiten oder zum Curator derselben bestellt 
worden sind, desgleichen Nebenintervenienten und jeder, der 
einen Schriftsatz bei Gericht überreicht, werden sich einer 
Ordnungsstrafe aussetzen, sobald sie durch beleidigende Aeuße- 
rungen das Gericht, den Gegner, Vertreter, Bevollmächtigte,. 
Zeugen oder Sachverständige verletzen. 
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Die Ordnungsstrafe darf nach § 220 den Betrag von fünfzig 
Golden, oder wenn dieselbe gegen einen Advocaten verhängt 
wird^ den Betrag von 100 fl. nicht übersteigen. Ueber dieselben 
erkennt nach § 199 der Senat Macht sich eine in Strafsachen 
der Militärgerichtsbarkeit unterstehende Militärperson einer 
derartigen Beleidigung schuldig, so ist sich nach § 202 an 
die nächste Militärbehörde wegen Bestrafung dieser Person 
zu wenden. 

Selbstverständlich schliefit fine Ordnungstrafe die straf- 
gerichtliche Verfolgung nicht aus. 



Zweiter Titel: Zustellungen. 

§ 87. Zustellungen erfolgen, sofern in diesem Gesetze 
nichts anderes vorgeschrieben ist, von amtswegen. 

Gegenstand der Zustellungen sind entweder gerichtliche 
Entscheidungen oder Verfügungen, oder die von einer Partei 
überreichten Schriftsätze, oder endlich Abschriften eines protokol- 
larischen Parteianbringens, von welchen der Gegenpartei nach 
Vorschrift des Gesetzes Kenntnis zu geben ist. Das Bekannt- 
machen der gerichtlichen Entscheidungen und Verftigungen 
gehört zu den amtlichen Obliegenheiten des angerufenen Ge- 
richtes. Soweit eine Zustellung zum Zwecke solcher Bekannt- 
machung erforderlich ist, wird dieselbe daher auch in Hinkunft 
von amtswegen zu erfolgen haben. Dieser Grundsatz steht mit 
unseren Auffassungen und Gewohnheiten in so engem Zu- 
sammenhange, dass ohne Noth nicht daran gerüttelt werden 
soll Der Entwurf versucht es daher, was am Zustellungswesen 
gegenwärtig getadelt wird, zu verbessern, ohne dessen Grund- 
lage, den Rechtssatz anzugreifen, dass die Zustellung von 
amtswegen zu veranlassen und aufzutragen sei 

Dies gilt auch für die Zustellung von Schriftsätzen und 
Protokollabschriften (Regierungsmotive, S. 215). Auch die 
Ladung eines Zeugen, Sachverständigen oder der zu ver- 
nehmenden Partei erfolgt durch das Gericht von amtswegen. 
Eine Ausnahme macht das Gesetz, wenn beide Parteien durch 
Advocaten vertreten sind und diese verlangen, dass ihnen die 
Zustellung von Hand zu Hand überlassen werde. Aber auch 
in diesem Falle ist diq Zustellung durch das Gericht von 
amtswegen zu verfügen und die Advocaten haben nur die 
Functionen des Zustellungsorganes zu besorgen (§ 112). 

Fflritl, avilprocefsgeietre. 10 
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1. Im Inlande. 

§ 88. Ztistelluf^m sind im Inlande in der Begel durch 
die Post zu vollziehen. Inwieweit Zustellungen innerhalb des 
Gerichtsortes oder sonst im Inlande durch Gerichtsdiener odef* 
durch Vermittlung de^ Gemeindevorstehers oder der Geschäfts- 
führer ausgeschiedener Gutsgebiete heicirkt werden könnet^, ist im 
Verordnungswege zu bestimmen. 

Wenn hienach für die Zustellung die Mitwirkung von Ge- 
meinden, tvelche kein eigenes Statut haben, oder von ausge- 
schiedenen Gutsgebieten in Anspruch genommen werden soll, 
ist die Aeußerung des Landesausschusses einzuholen. 

Die Gerichtsdiener können nur innerhalb des Sprengeis des 
Gerichtes, bei welchem sie angestellt sind, die Gemeindeorganc 
und Bestellten der Geschäftsführer ansgeschiedener Gutsgebiete 
nur innerhalb des bezüglichen Gemeinde- oder Gutsgebietes zur 
Bewirkung von Zustellungen verwendet werden. 

Das regelmäßige Zustellangsorgan fllr Zustellungen im In- 
lande ist die Postanstalt. Dagegen ist für Zustellungen im 
Auslande die Benützung der Post ausgeschlossen. 

Nach § 66 der Statuten der priv. österreichischen Credit- 
anstalt für Handel und Gewerbe (kundgemacht mit Erlass des 
Finanzministeriums vom 6. November 1865, Nr. 186 R.-G.-B.) 
müssen alle gerichtlichen Verständigungen oder sonstigen ge- 
richtlichen Aufträge der Creditanstalt zu Händen der Direction 
durch das Handelsgericht in Wien zugestellt werden, widrigen- 
falls sie dieselben nicht anzunehmen verpflichtet ist. Zustellungen, 
welche für die in activer Dienstleistung stehenden Personen 
des Mannschaftsstandes des Heeres, der Kriegsmarine, der 
Landwehr und Gendarmerie bestimmt sind, haben nach § 92 
durch den Chef der zunächst vorgesetzten Commandobehörde 
zu erfolgen. Behufs Vornahme von Zustellungen an Personen, 
welche die Exterritorialität genießen, oder an Personen, welche 
sich in der Wohnung eines Exterritorialen befinden (§ ll'J), 
80wie an Personen, welche ihren Gerichtsstand vor dem Oberst- 
hofmarschallamte haben, oder in den k. k. Hofgebäuden oder 
in den Wohnungen der Mitglieder des kaiserlichen Hauses 
wohnen (§ 32 J. N.), ist die Vermittlung des Obersthof- 
marschallamtes in Anspruch zu nehmen. 

2. Mit der Postzustellung wird in den allermeisten Fällen, 
jedoch nicht ausnahmslos das Auslangen gefunden werden. Es 
gibt Orte, an welchen eine regelmäßige Zustellung von Post- 
sendungen (zur Zeit wenigstens) du«ch Bedienstete der Post 
überhaupt nicht stattfindet. Für andere Orte wieder sind einst- 
weilen noch nicht solche Bedienstete bestellt, die zugleich — 
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was fllr die weiteren Wirkungen einer gerichtlichen Zastellnng 
von größtem Belange ist — als staatliche Urkandsorgane zur 
unanfechtbaren Feststellung der Thatsache des Zustellungs- 
vollzuges verwendet werden können. Auch kann sich, um drin- 
gende Ladungen zu bewirken^ die sofortige Entsendung eines 
gerichtlichen Zustellungsorganes unvermeidlich erweisen^ kurz 
die Oesetzgebung wird darauf Rücksicht nehmen müssen, dass 
das Institut der Postzustellung unter Umständen einer Ergän- 
zung durch andere Zustellungsarten bedarf. In welchem Maße 
dies, namentlich aus den ersteren mit den Posteinrichtungen 
selbst zusammenhängenden Gründen erforderlich ist, lässt sich 
nun kaum in Form eines Gesetzessatzes bestimmen; schon 
deshalb nicht, weil sich die Posteinrichtungen ändern^ ihre Un- 
voUkommenheiten von Jahr zu Jahr sich mindern, der regel- 
mäßige Postbestelldienst immer weiter ausgedehnt wird. Zu be- 
stimmen, in welchen Fällen von der Regel der Postzustellung 
abgegangen werden könne und wann davon abzugehen sei, 
wird deshalb dem Verordnungswege überlassen bleiben müssen 
(Regierungsmotive, S. 216). 

3. Absatz 2, welcher vom Ausschusse des Abgeordneten- 
hauses neu aufgenommen wurde, wollte die Mitwirkung des 
Landesausschusses bei der im Verordnungswege zu regelnden 
Mitwirkung der autonomen Organe beim Zustellungsgeschäfte 
nach den Motiven (S. 24) auf die Gemeinden beschränken, 
welche kein eigenes Gemeindestatut haben. Durch eine falsche 
Redaction ist die Mitwirkung des Landesausschusses auch bei 
den ausgeschiedenen Gutsgebieten nothwendig. 

4. Wie weit die eine, wie weit die andere Zustellungsart 
|)latzzugreifen habe, das sind Fragen der Zweckmäßigkeit; dem 
•einzelnen Falle kann da auf ihre Lösung nicht aller Einfluss 
abgesprochen werden. Wer aber nebst den Postbestellorganen 
mit voller gesetzlicher Wirkung zustellen kann, welche Personen 
überhaupt als Zustellungsorgane in Betracht kommen, das kann 
nicht dem Ermessen des Gerichtes überlassen, überhaupt nicht 
unbestimmt bleiben. Aus diesem Grunde enthält auch der Ent- 
wurf eine Anordnung hierüber, indem er neben den Postzu- 
stellungen auch noch die Zustellung durch Gerichtsdiener, Ge- 
meindevorsteher, Geschäftsführer ausgeschiedener Gutsgebiete 
als giltig anerkennt und zugleich den territorialen Kreis fest- 
setzt, innerhalb dessen diese Personen allein zur Zustellung 
verwendet werden können (Regierungsmotive, S. 216). 

§ 89, Die Bestimmung der Zmtellungsart obliegt dem 
Gerichte, dessen Urtheüe, Beschlüsse oder Ladungen zugestellt 
tcerden sollen oder hei welchem der zuzustellende Schriftsatz über- 

10* 
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reicht oder das Protokoll aufgenommen worden ist. Dieses Ge- 
richt hat auch die wegen der Zustellung nöthigen Verfügungen 
zu treffen. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen kann eine solche Ver- 
fugung an . Stelle des Gerichtes durch den Vorsitzenden des 
Senates getroffen werden, dem die Rechtssache zugewiesen ist, 

1, Die Bestimmung der Zostellungsart darch das Gericht 
ist eine Folge des Qrnndsatzes, dass die Zostellangen in aller 
Regel von amtswegen vorzunehmen sind. Um zu vermeiden^ 
dass der Senat allzuhäufig zur Erledigung von Fragen in An- 
spruch genommen werde^ die von einem Einzelnrichter ebenso 
gut und viel rascher erledigt werden können, wird filr das 
Verfahren vor Gerichtshöfen dem Vorsitzenden des Senates die 
Befugnis verliehen, die wegen Bewirkung der Zustellung 
nöthigen Verfügungen einschlieSlich der Bestimmung der Zu- 
stellungsart zu treffen. Bei Bestimmung der Zustellungsart ist 
selbstverständlich der Richter oder das Gericht an die gesetz- 
lichen oder — was die Auswahl der Zustellungsart anbelangt 
— eventuell auch an die hierüber im Verordnungswege zu 
erlassenden Vorschriften gebunden. Die Zustellung hat in Ge- 
mäßheit der darüber erlassenen Vorschriften zu geschehen. Das 
ist auch bei dem vom Gerichte zu erlassenden Autträgen und 
Weisungen zu beachten. Durch § 89 poll dem Richter in 
Zustellungssachen ein freies Ermessen nicht eingeräumt werden 
(Regierungsmotive, S. 217). 

2. Eine Zustellung, welche in anderer Weise erfolgt^ als 
im Gesetze vorgeschrieben ist^ und eine ZusteUnng, welche an 
einen anderen erfolgt, als an den sie nach dem Gesetze er- 
folgen soll, ist ungiltig und es braucht ihr keine Folge geleistet 
zu werden. Ordnungswidrige Zustellungen verhindern nach 
§ 402 die Fällung eines Versäumungsurtheiles, doch kann die 
ordnungswidrige Zustellung durch Unterlassung der Rüge (§ 196) 
geheilt werden. 

§ 90, Haben mehrere Bdheiligie einen gemeinschaftlichen 
Vertreter, so wird mit der üebergabe einer einzigen Ausferti- 
gung, Ladung, Protokollsabschrift oder nur eines Schriftsatz- 
exemplares an diesen Vertreter die Zustellung an alle für voll- 
zogen angesehen. Bei dem Vorhandensein mehrerer zur 
Empfangnahme gerichtlicher Zustellungen ermächtigten Vertreter 
eines Betheiligten, ist die Zustellung cUs vollzogen anzusehen, 
wenn einem dieser Vertreter ein Exemplar des zuzustellenden 
Schriftstückes übergeben wird. 
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Dieselben Bestimmungen gelten auch in Ansehung der zu- 
zustellenden Äbsdiriflen von Beilagen eines Schriftsatzes oder 
Pröiokolles. 

Zustellungen an Parteien, denen die Processfilhigkeit 
mangelt, erfolgen an deren gesetzlichen Vertreter. Diese in der 
Regierungsvorlage enthalten gewesene Bestimmung ist von der 
Oommission des Herrenhauses als selbstverständlich ausgelassen 
worden. 

Welche Erleichterungen bei Zustellungen im Falle einer 
Mehrheit von Vertretern oder bei gemeinschaftlicher Repräsen- 
tation mehrerer Personen durch denselben Vertreter statthaben, 
bestimmt § 90. Unter den Vertretern sind hier alle inbegriffen, 
welche hinsichtlich der Zustellung der Partei gleichgestellt sind, 
sowohl die gesetzlichen Vertreter, als auch die Bevollmächtigten, 
Stellvertreter, Geschäftsfllhrer ohne Auftrag im Sinne des § 38 ; 
dagegen nicht die noth wendigen Streitgenossen des § 14 und 
die Zustellungsbevollmächtigten (§ 94). 

Die Zustellung an einen der mehreren Vertreter gentigt 
jiur dann, wenn derselbe allein, nicht nur in Gemeinschaft mit 
anderen, zur Empfangnahme gerichtlicher Zustellungen er- 
mächtigt ist, denn nur dann ist er thatsächlich zur selbständigen 
Empfangnahme berechtigt. 

Sind mehrere Personen nur coUectiv zur Empfangnahme 
gerichtlicher Zustellungen ermächtigt, so kann ihnen gleich- 
falls nur ein Exemplar unter gemeinschaftlicher Adresse gegen 
gemeinsame Empfangsbestätigung zugestellt werden. Die Vor- 
schrift des § 90 regelt nur die Erleichterungen in der zuzu- 
stellenden Anzahl der Exemplare und hat mit der weiteren 
Erleichterung der Ersatzzustellung (§ 105) nichts zu thun. 

§ 91. Wenn das Verhalten einer der mit der Ausführung der 
Zustellung beauftragten Personen (Zustellungsorgane) zur Be- 
schtcerde Anlass gibt, so hat der Vorsitzende des Senates, der 
mit der Aufsicht über die Gerichtskanzlei betraute Richter oder 
der Gerichtsvorsteher, sobald er hievon Kenntnis erlangt, da^ 
Geeignete zu veranlassen, um Abhüfe zu gewähren. Der Be- 
^chwerdegrund kann mündlich angezeigt werden. 

Bei Regelung der Form, in welcher gegen den Vorgang 
des Zustellungsorganes Abhilfe .begehrt und erlangt werden 
kann, musste die disciplinare Unterordnung der Postbediensteten, 
Oemeindeangestellten u. s. w. unter ihre unmittelbaren Vor- 
gesetzten außer Betracht bleiben. In den Grenzen ihrer Ver- 
wendung zar Besorgung gerichtlicher Zustellungen sind die 
Postbediensteten, Gemeindeangestellten u. s. w. als gerichtliche 
Organe anzusehen, welchen gegenüber der Gerichtsvorstehcr 
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oder der mit der Aufsicht über die Gerichtskanzlei betraute 
Richter zur Gewähruog einer Abhilfe berufen ist. 

Abhilfe zu gewähren sind nicht nur die im § 91 bezeich- 
neten richterlichen Beamten des Processgerichtcs, sondern auch 
jene des Gerichtes berufen und verpflichtet, welches um Vor- 
nahme einer Zustellung ersucht wurde. Die Anfechtung der 
von diesen Beamten erlassenen Verfügungen wird^ wenn es 
sich um die Anwendung einer Bestimmung der Processordnung 
handelt, nach den Vorschriften über das Rechtsmittel des 
Recurses, außerdem aber nach den Vorschriften über die Aus- 
übung der Disciplinargewalt zu beurtheilen sein (Regierungs- 
motive, S. 217). 

Falls die Abhilfe nicht in kurzem Wege erfolgen kann^ 
wird die Vermittlung der dem Zustellungsorgane vorgesetzten 
Behörde in Anspruch zu nehmen sein. 

§ 92. Zmtellungen, welche für die in activer Dienst^ 
leistung stehenden Personen des Mannschaftsstandes des Heeres, 
der Kriegsmarine und der Landwehr, sowie für die in adiver 
Dienstleistung stehenden Personen des Mannschaftsstandes der 
Gendarmerie bestimmt sind^ haben durch den Chef der zunächst 
vorgesetzten Commandöbehörde zu erfolgen. 

Sofern sonst Zustellungen in militärischen oder vom 
Militär besetzten Gebäuden vorzunehmen sind, haben dieselbon 
nach vorläufiger Anzeige an den Commandanten des Gebäudes 
und unter Zuziehung^ einer von diesem beigegebenen Müitärperson 
zu geschehen. 

Dem Mannschaftsstande des Heeres, der Kriegsmarine und 
der Landwehr gehören an die Personen des Soldatenstandes 
vom Feldwebel abwärts. Die Vorschrift ist beschränkt auf 
jene Personen, welche sich in activer Dienstleistung be- 
enden, also mit Ausschluss der Urlauber, nicht einberufenen 
Reservisten (§ 3 des Ges. v. 20. Mai 1869, Nr. 78 R.-G.-ßl ) 
und nicht einberutenen Landwehrmänner (§ 1 des Ges. v. 
2. April 1885, Nr. 93 R.-G.-Bl.) bis zum Tage der Einberufung 
oder Präsentierung. Bei diesen Personen wird es zur Verein- 
fachung dienen und zugleich den Anforderungen der militärischen 
DiscipUn Rechnung tragen, wenn die zuzustellenden Schriftstücke 
vom Zttstellunjafsorgane der zunächst vorgesetzten Commandö- 
behörde des Adressaten tibergeben und die Behändigung an 
letzteren dem Commandanten tiberlassen wird. Insofern die 
zuzustellenden Schriftstücke häufig genug Ladungen sein werden^ 
entspricht dies auch^den in der Strafprocessordnung für Zeugen- 
vorladungen aufgestellten Regeln. Der Zustellungsschein wird 
bei solchen Zustellungen vom Zustellungsorgane, erst auf Grund 
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der ErkläruKg des Commandanten ausgefertigt werden dürfen, 
das8 das fragliche Schriftstück dem Adressaten thatsächhch 
ausgefolgt wurde. Diese Erklärung wird auch den Tag der 
Behändigung des Schriftstückes zu enthalten haben (Regierungs- 
motive, S. 217.) 

Für Zeugenvorladungen ist im § 330 vorgeschrieben, 
dass dieselben mittels eines an das vorgesetzte Commando ge- 
richteten Ersuchens zu erfolgen haben. Derselbe Vorgang wird 
sich trotz obiger Motive auch für andere Zustellungen empfehlen, 
weil einestheils nur auf diese Weise auch bei verschlossenen 
Schriftstücken, die eine Ladung enthalten, d*e für nothwendig 
erkannte Verständigung des vorgesetzten Commandanten mit 
Sicherheit erfolgen wird und weil andererseits der Vorgang viel 
einfacher ist, wenn der Zustellungsschein bei der Zustellung 
datiert und gefertigt und sodann dem Gerichte von der Militär- 
behörde rückgestellt wird, als wenn sich das Zustellungsorgan 
in wiederholte und weitwendige Erörterungen mit dem Com- 
mandanten einlassen müsste, die insbesondere betreffs der Zeit 
der Zustellung auf besondere Sicherheit nicht Anspruch machen 
könnten. Hat die Militärperson einen gesetzlichen Vertreter, 
Process- oder Zustellungsbevollmächtigten, so erfolgen die Zu- 
stellungen selbstverständlich ohne Vermittlung des militärischen 
Chefs an den Verti*eter. 

Die Vorschrift des zweiten Absatzes ist eine Wieder- 
holung der Bestimmungen des § 12 Ges. v. 20. Mai 1869, 
Nr. 78 R.-G.-B1., und betrifft alle Zustellungen, die in von 
Militär besetzten Häusern stattfinden sollen, mögen sie dem 
Militärstande angehören oder nicht. Sofern sie nicht dem Mann- 
schaftsstande angehören, wird ihnen direct zugestellt, das 
Gericht hat sich aber an den Commandanten des Gebäudes 
zu wenden, die beabsichtigte Zustellung anzuzeigen und die 
Beigabe einer Militärperson zu verlangen, unter deren Zu- 
ziehung sodann die Zustellung durch das gerichtliche Zustel- 
lungsorgan erfolgt. 

Von Klagen gegen einen Officier auf Grund einer mit 
dem Ehrenworte verbürgten Zahlungszusicherung hat das 
Gericht außerdem die vorgesetzte Militärbehörde desselben zu 
verständigen (§ 12 Ges. v. 20. Mai 1869, Nr. 78 R.G.-Bl) 

§ 93. Hat eine Partei für einen Rechtsstreit Process* 
vollmacht ertheilt, so haben bis zur Aufhebung der Processvoll- 
macht (§ 86) alle diesen Rechtsstreit betreffenden Z^-jlcUungen 
an den namhaft gemachten Bevollmächtigten zu geschahen. 
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In Rechtsmcheii, die sich auf den Betrieb des Handels- 
gewerbes einer Person beziehen, hmn die Zueielhmg für den 
JPrindpal an den Procuristen gesehdien. 

1. Bezüglich der Zastellang an Bevollmächtigte der Partei 
ist zwischen denjenigen Bevollmächtigten^ welche für einen be- 
stimmten Rechtsstreit ProcessvoUmacht erhalten haben^ und 
sonstigen Bevollmächtigten zu unterscheiden. Die letzteren 
können nur nach Maßgabe des Inhaltes ihrer Vollmacht als zur 
Empfangnahme von Zustellungen ermächtigt angesehen werden. 
In Ansehung der behufs Vornahme von Processhandlungen 
mit ProcessvoUmacht aasgestatteten Vertreter hingegen kann 
es nicht gestattet werden, dass deren Ermächtigung zur 
Empfangnahme aller im Laufe des Verfahrens stattfinden- 
den Zustellungen im Zweifel bleibe. Es haben vielmehr, 
sowie einer Person ProcessvoUmacht ertheilt worden, alle für 
deren Mandanten bestimmten Zustellungen nur an den Bevoll- 
mächtigten zu erfolgen, und es wäre mit der Ordnung des 
Verfahrens ganz unverträglich, wenn die Zustellungen sowohl 
an die Partei als an den Bevollmächtigten vorgenommen werden 
könnten (Regierungsmotive, S. 217). Das Gesetz kennt von 
dieser Regel nur eine einzige Ausnahme. Von dem Einlangen 
einer Anzeige über ein vereinbartes Ruhen des Verfahrens so- 
wie von dem Ausbleiben beider Theile von einer Tagsatzung 
sind gemäß § 170 sowohl der ProcessbevoUmächtigte als auch 
die Parteien selbst zu verständigen. 

Im Anwaltsprocesse ist durch § 37 vorgesorgt, dass 
bei Ueberreichung der Klage- und Elagebeantwortungschrift 
die Bestellung eines ProcessbevoUmächtigten (§ 31) nachge- 
wiesen werde. Gemäß § 133 muss im Anwaltsprocesse die erste 
Ladung zur mündlichen Verhandlung auch die Aufforderung 
enthalten, rechtzeitig einen Advocaten als Vertreter zu bestellen. 

2. Welche ZusteUungen den Rechtsstreit betreflFen, ist 
nach § 31 zu beurtheilen. Zunächst gehören hierher aUe Zu- 
stellungen von Schriftsätzen, Bescheiden und Erkenntnissen im 
Laufe des Processes einschließlich der Schriftsätze des Neben- 
intervenienten, aUe eine Widerklage, eine Hauptintervention, 
eine Wiederaufnahme des Verfahrens, eine einstweilige Ver- 
tügung betreffenden ZusteUungen bis zur Rechtskraft des 
Urtheiles und endlich — sofern die Vollmacht diesbezüglich 
nicht eingeschränkt ist — aUe Zustellungen im Executionsver- 
verfahren. Dagegen nicht die ZusteUungen, welche gegen den 
Machtgeber eingeleitete Sicherongs- und ExecutionsfÜhrungen 
zum Gegenstande haben, weil diese Schritte nicht zum Macht- 
kreise des ProcessbevoUmächtigten gehören. Auch die Zustel- 
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hiQgen im Reehtsmitteiveriahren haben an den ProeessbevoU- 
mächtigten zu erfolgen. Haben jedoch die Pai'teien bereits die 
im Berufangs- oder Revisionsverfahren sie vertretenden Ädvo- 
caten namhatt gemacht, so ist die Ladung zur mündlichen Ver- 
handlung vor dem Berufüngs- öder Revisionsgerichte nach 
§§ 480, 513 an diese zu richten. 

3. Zuzustellen ist dem Processbevollmächtigten. 
Wenn ein Anwalt einen anderen Anwalt zu seinem Vertreter 
bestellt, so kann dies nicht die Wirkung haben, dass der sub- 
stituierte Anwalt als Processbevollmächtigter an die Stelle des 
Substituenten tritt; dieser letztere, und zwar er allein, bleibt 
vielmehr trotz der Substitution der ProcessbevoUmächtigte der 
Partei und haben deshalb an ihn die Zustellungen zu erfolgen 
(R. G. zu Leipzig, XI, S. 370). Bei. einem Wechsel des Process- 
bevollmächtigten haben im Anwaltsprocesse die Zustellungen 
bis zur Namhaftsmachung der Bestellung eines anderen Advo- 
caten (§ 36) an den abtretenden Bevollmächtigten zu erfolgen. 
Im Parteienprocesse, oder wenn die Zustellung an den Process- 
bevollmächtigten nicht bewirkt werden kann, auch im Anwalts- 
processe mllsste die Zustellung an die Partei selbst erfolgen. 
Stirbt der ProcessbevoUmächtigte oder wird er zur Vertretung 
unfähig, so tritt im Anwaltsprocesse Ruhen des Verfahrens ein 
(§ 160), während im Pai'teienprocesse die Zustellung an die 
Partei zu veranlassen sein wird. Stirbt die Partei (§ 155), ver- 
liert sie die Processföhigkeit, oder stirbt ihr gesetzlicher Ver- 
treter, oder hört dessen Vertretungsbefugnis auf (§ 158), so hat 
dies auf die Processvollmacht keinen Einfluss. 

Dem Processbevollmächtigten mehrerer Parteien ist nach 
§ 90 nur ein Exemplar des Schriftsatzes nebst Beilagen zu- 
zustellen. Hat eine Person mehrere ProcessbevoUmächtigte, so 
kann nach § 90 an jeden derselben wirksam zugestellt werden. 

4. Eine andere Zustellung, auch an die Partei selbst, ist 
unwirksam und bei dem Antrage auf FäUung eines Versäumnis- 
urtheiles (§ 402^ oder bei Einlegung von Rechtsmitteln von 
amtswegen zu neachten. Doch steht nichts entgegen, dass 
die in Frage kommende Partei durch ausdrücklichen Verzicht 
oder durch Unterlassung der Rüge (§ 196) den Mangel heile. 

5. Die Procura ermächtiget nach Art. 42 H. G. B. zu 
allen Arten von gerichtlichen Rechtshandlungen und er- 
setzt jede SpecialvoUmacht. Die Zustellung an den Procuristen 
ist nioht obligatorisch vorgeschrieben, sie ist nur zulässig. Die 
Berechtigung eines HandlungsbevoUmächtig^n ist nicht nach 
§ 93, sondern nach dem Umfange seiner Vollmacht zu beur- 
theilen. CoUectivprocuristen sind nur gemeinschaftlich zur Em- 
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pfangnahme gerichtlicher Zustellungen ermächtigt; es gentigt 
daher die Zustellung an einen derselben nicht. 

ZustellungsbevollmSchtlgter. 

§ 04. Ist eine am Orte des Processgerichtes wohnhafte 
Pers&n zum Empfange der für einen am Processe ßetheUigten 
bestimmten Schriftstücke bevollmächtigt worden (Zustellungs- 
bevollmächtigter), so erfolgen die Zustellungen an diesen. 

Dem ZtAstellungsbevollmächtigten mehrerer Betheüigter sind 
soviele Exemplare des zuzustellenden Schriftstückes zu übergeben^ 
als Betheiligte vorhanden sind. Hinsichtlich der Abschriften von 
Beilagen eines Schriftsatzes oder Protokolles genügt jedoch die 
Zustellung je einer Abschrift jeder Beilage an den gemeinschaft- 
lichen Zustellungsbevollmächtigten. 

Zustellungsbevollmächtigte können von der Partei frei- 
willig bestellt werden, in gewissen Fällen aber macht es die- 
Ordnung und Beschleunigung des Verfahrens nothwendig, die 
Parteien zur Nambaftmachung eines Zusteliungsbevollmächtigten 
zu verpflichten. Einem Zustellungsbevollmächtigten können von 
der Partei weitergehende Berechtigungen durch darauf abzielende- 
Vollmacht ertheilt werden. Kraft des Gesetzes ist er nur zur 
Empfangnahme der für die betreflFende Partei ihm eingehän- 
digten Schriftstücke berechtigt (Regierungsmotive, S. 218). 

Die urkundliche Nachweisung der Bestellung eines Zu- 
stellungsbevollmächtigten im Sinne des § 30 ist nicht erfor- 
lich, es genügt gemäß § 97 die Nambaftmachung ia 
einem Schriftsatze oder Protokolle. Für den Zustellungsbe- 
vollmächtigten sind weiters die Erfordernisse des § 29- 
(Eigenberechtigung, männliches Geschlecht) nicht vorgeschrie- 
ben, wohl aber ist die Bedingung aufgestellt, dass der Zu- 
stellungsbevollmächtigte am Orte des Processgerichtes (erster 
Instanz) wohnt, von welcher Regel nur dann eine Ausnahme 
gestattet ist, wenn e i n Streitgenosse als Zustellungsbevollmäch- 
tigter für alle Streitgenossen bestellt wird (§ 97). Wo nebst 
dem Processbevollmächtigten für die Partei auch noch ein Zu- 
stellungsbevollmächtigter bestellt ist, hat die Zustellung, wenn 
der ProcessbevoUmächtigte am Orte des Processgerichtes selbst 
wohnhaft ist, an ihn, in allen anderen Fällen aber an den 
Zustellungsbevolhnächtigten zu geschehen (Regierungsmotive,. 
S. 218). 

BetreflFs des Todes des Vollmacbtsgebers, des Widerrufes- 
oder der Kündigung der Vollmacht werden die Vorschriften 
der §§ 35, 36 analog anzuwenden sein. Im Falle des Todes 
des Zustellungsbevollmächtigten werden die Zustellungen an die 
Partei zu erfolgen haben und es wird gegebenen Falls die Nam- 
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haftmachuDg eines neuen ZustellungsbevoIImächtigten aufzu- 
tragen sein. 

§ 95. Einer Partei kann vom Gerichte auf Antrag oder- 
von amtswegen aufgetragen werden, innerhalb einer ihr zugleich 
zu bestimmenden Frist einen am Orte des Processgerichtes wohn- 
haften Zustellungsbevollmächtigten namhaft zu machen: 

1. wenn diese Partei außerhalb des Sprengeis des Gerichts- 
hofes erster Instanz wohnt, welcher als Processgericht einschreitet 
oder in dessen Sprengel sich das als Processgericht einschreitende- 
Bezirksgericht befindet; 

2. wenn die Partei während des Rechtsstreites ihren Wohn- 
sitz außerhalb des in Z. 1 bezeichneten Gerichtshofsprengels- 
verlegt. 

Zur Erlassmig einer solchen Anordnung, gegen welche ein 
abgesondertes Bechtsmittel nicht zulässig ist, ist im Verfahren 
vor Gerichtshöfen der Vorsitzende des Senates berufen, dem die- 
RecJässadie zugewiesen ist, 

1. Der Auftrag zur Namhaftmachung eines Zustellungs- 
bevollmächtigten kann erlassen werden, wenn die Partei, also- 
diesc selbst oder im Sinne des § 5 deren gesetzlicher Vertreter- 
oder gemäß § 39 deren ßevollmächtigter, thatsächlich nicht im 
Gericbtshofssprengel des Processgerichtes erster Instanz wohnt. 
Wohnt zwar die Partei, aber nicht deren ProcessbevoUmäch- 
tigter im Gerichtshof sprengel, so kann dieser, dem nach § 93 
zuzustellen ist, zur Namhaftmachung des ZustellungsbevoII- 
mächtigten aufgefordert werden. Der Auftrag ist unstatthaft,., 
wenn ein ProcessbevoUmächtigter bestellt ist, welcher im Ge- 
richtshofsprengel des Processgerichtes wohnt. Bei Aufkündi- 
gungen in Bestandsachen muss der Aufkündigende, der nicht 
im Sprengel des zuständigen Bezirksgerichtes wohnt, einen da- 
selbst wohnhaften Zustellungsbevollmächtigten bestellen und 
nach § 562 dessen Namen und Wohnort in der Aufkündi- 
gung angeben. 

2. Der Auftrag kann erlassen werden, und zwar sowohl 
von amtswegen als über Antrag des Gegners. Für das Gericht,., 
welches nach den concreten Umständen nach freiem Ermessen, 
ohne Anfechtung und ohne den Betheiligten hören zu müssen,, 
über den Antrag entscheidet, wird die Rücksicht maßgebende 
sein, ob ^er Processbetrieb ohne Bestellung eines Zustellungs- 
bevollmächtigten mit entsprechender Beschleunigung und Ein- 
fachheit zu bewirken ist (Wilmowski, S. 275). Obwohl die Be- 
stimmung des § 95 unter den Vorschriften über die Zustel- 
lungen im Inlande vorkommt und bei den speciellen Vor- 
sclirittcn für Zustellungen im Auslande diesbezüglich nichts- 
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-angeordnet erscheint, wird dennoch und zwar vorzüglich bei 
nicht im Inlande wohnenden Parteien nach § 9ö vorzugehen 
•«ein, weil gerade bei diesen der entfernte Wohnort und die 
nothwendige Vermittlung der ausländischen Behörden den 
Processbetrieb zu erschweren geeignet sind und die im § 121 
vorgesehene Bestellung eines Curators nur dann statthaft ist, 
wenn die Bestätigung über die erfolgte Zustellung in ange- 
messener Zeit nicht einlangt. Dieser Auffassung entsprechen 
^uch die Bestimmungen des zweiten und dritten Absatzes des 
§ 96, welche die Folgen der Nichtnamhaftmachung von Zu- 
dstellungsbevoUmächtigten für außer Landes wohnende Personen 
jregeln sollen. 

3. Der Auftrag zur Namhaftmachung eines Zustellungs- 
4)evollmächtigten sowie der Antrag auf Erlassung einer solchen 
Verfügung nach § 95 ist an keine Frist gebunden, er kann in 
Erledigung der Klage, aber auch noch später im Verlaufe des 
Processes erfolgen, insbesondere dann, wenn Verzögerungen in 
«der Zustellung an die Partei diese Maßregel zweckmäßig er- 
^scheinen lassen. Ein Wechsel des Wohnortes wird die Auf- 
forderung nicht nur dann rechtfertigen, wenn die Partei ihren 
Wohnsitz aus dem Gerich tshofprengel außerhalb desselben verlegt 
^Alinea 2), sondern auch dann, wenn die Partei ihren außerhalb 
des Gerichtshofsprengeis liegenden Wohnsitz ändert. Wählt 
•dagegen die Partei während des Processes ihren Wohnsitz inner- 
halb des Gerichtshofssprengeis des Processgerichtes, während 
sie früher außerhalb dieses Sprengeis wohnte, so kann sie den 
^ustellungsbevollmächtigten seiner Befugnis entheben und darf 
vom Gerichte zur Namhaftmachung eines neuen Zustellungs- 
l)evollmächtigten nicht verhalten werden. 

§ 96. Wird eine gemäß § 95 erlassene Anordnung nidit 
'befolgt, so können alle späteren Zustellungen dadurch volleogen 
werden, doss die Schriftstücke der Post mit der zuletzt bekannt 
gewordenen Adresse der Partei iibergd)en werden. Die Zu- 
stellung wird mit der Udxergabe an die Post als bewirkt ange- 
selten, wenn auch die Sendung als unbestellbar zurückkommt. 

Ist die Zustellung durch die Post im einzelnen FaUe nicht 
gestattet, so ist die Partei na^k fruchtlosem Ablaufe der ihr zur 
Namhaftmachung eines Zustellungsbevollmächtigten gegebenen 
Frist zu verständigen, dass fortan die für sie bestimmten Schrift- 
Mücke mit der Wirkung der erfolgten Zustdlung bei Gericht 
würden hinterlegt werden. 

Die Uebergabe an die Post im Sinne des ersten Absatzes 
findet keine Anwendung, wenn die Zustellungen außerhalb des 
'Geltungsgebietes dieses Gesetzes erfolgen müssten. 
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1. Wenn die entfernt wohnende Partei die Namhafte 
machung des ZostellangsbevoUniächtigten unterlässt^ so ist den» 
Zwecke der richterlichen Anordnung damit entsprochen, das», 
die Post als ZustellungsbevoUmächtigter behandelt wird, oder, 
wenn die Zustellung nicht durch die Post geschehen kann, die- 
för die entfernte Partei bestimmten Schriftstücke mit der Wir- 
kung vollzogener Zustellung tbei Gericht hinterlegt werden 
(Regierungsmotive, S. 218). Gemäß § 145 ist die Verständigung 
der Partei von den Rechtsfolgen der versäumten Bestellung^ 
eines Zustellungsbevollmächtigten nicht erforderlich. 

Nach den Motiven zur Civilprooessordnung für das Deutsche- 
Reich stehen der unterlassenen Benennung die Fälle gleich,, 
wenn die Namhaftmachung widerrufen wird oder an den Zu- 
stellungsbevollmächtigten unter der angegebenen Adresse nicht 
zugestellt werden kann. 

2. Mit der Uebergabe des Schriftstückes an die Post ist die- 
Zustellung nur [dann vollzogen, wenn die letzte dem Gerichte- 
bekannt gewordene richtige Adresse gebraucht worden ist. An- 
zeigen von Wohnungsänderungen im Sinne des § 111 sowie- 
anderweitige ämtliche Nachrichten über die Aenderung der 
Wohnung oder des Wohnortes sind daher auch im Falle des 
§ 96 zu berücksichtigen. Wird nach Ablauf der gemäß § 95- 
festgesetzten Frist ein Zustellungsbevollmächtigter namhaft ge- 
macht, so sind die weiteren Zustellungen an diesen zu richten,, 
die Uebergabe zur Post oder die Hinterlegung bei Gericht ge- 
nügen dann nicht mehr» 

3. Bei Zustellungen, welche im Auslande zh erfolgen hätten,, 
weil die Partei im Auslande wohnt oder ihren Wohnsitz dort- 
hin verlegt und dies dem Gerichte angezeigt hat, ist die Zu- 
stellung durch Aufgabe zur Post unzulässig. In diesem Falle- 
sowie in jenen Fällen, in denen nach den zu § 88 im Verord- 
nungswege zu erlassender. Vorschriften die Zustellung durch die^ 
Post unstatthaft ist, muss nach fruchtlosem Ablaufe der Frist^ 
zur Bestellung des Zustellungsbevollmächtigten, somit nicht gleich- 
zeitig mit dem Auftrage zur Namhaftmachung desselben, eine- 
Verständigung an die Partei ergehen, dass die Zustellung durch 
Hinterlegung der Schriftstücke bei Gericht erfolgen werde,. 
Diese Androhung der gesetzlichen Folgen der Versäumung ist 
nach § 145 eine noth wendige Voraussetzung der Giltigkeit der 
Zustellung durch gerichtliche Hinterlegung. Die für die Partei 
bei Gericht hinterlegten Schriftstücke sind derselben gemäße* 
§ 114 unmittelbar bei Gericht auszufolgen, sobald sie deren 
Ausfolgung verlangt. Gegen die Verständigung im Sinne des- 
zweiten Absatzes steht der Partei das Rechtsmittel des Re- 
curses zu. 
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§97. Streitgenossen, tvelcJie keinen gemeinscJiaftlichen Ter- 

trder haben , müssen y und zwar als Kläger in der Klage, sonst 
*l)ci Vornahme der ersten Processhandlung einen am Orte des 

Processgerichtes wohnhaften gemeinschaftlichen ZustellungsbevolU 
^nächtigten dem Gerichte namhaft machen. Die Streitgenossen 
Jcönnen jedoch einen aus ihrer Mitte auch dann zum gemein- 
schaftlichen Zustellungsbevollmächtigten bestellen, wenn er zwar 

nicht am Orte des Processgerichtes, aber innerhalb des Sprengeis 
-des Gerichtshofes erster Instanz wohnt, welcher als Processgericht 

einschreitet oder in dessen Sprengel sich das als Processgericht 
' einschreitende Bezirksgericht befindet, und wenn zugleich nach 

dem Wohnorte dieses Streitgenossen eine regelmäßige Zustellung 

ton Postsendungen durch Bedienstete der Post stattfindet. 

Unterlassen Streitgenossen die rechtzeitige Namhaftmachung 
■ eines gemeinschaftlichen Zustellungsbevollmächtigten, so ist auf 

Antrag der Gegenpartei eine am Orte des Processgerichtes wohn- 
.hafte geeignete Person auf Gefahr und Kosten der Streitgenossen 

zum gemeinschaftlichen Zustellungsbevollmächtigten derselben zu 

bestellen; dieser Beschluss kann nicht angefochten werden. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen steht diese Besclüuss- 

fassung dem Vorsitzenden des Senates zu, dem die Bechtssache 
.zugewiesen ist. 

1. Nach § 80 sind von allen vorbereitenden Schriftsätzen 
und von allen Schriftsätzen, welche Anträge enthalten oder dem 
Gegner zur Kenntnis zu bringen sind,, so viele Exemplare zu 
überreichen, das^ jedem der Gegner eine Ausfertigung zukommt 
und eine für die Gerich tsacten zurückbehalten werden kann. 
Diese Bestimmung gilt sowohl bei der activen als bei der 
passiven Streitgenossenschaft. Laufen die den einzelnen Streit- 
genossen zustehenden Fristen zu verschiedenen Zeiten ab, so 
kann die fragliche Processhandlung von allen Streitgenossen 

^o lange vorgenommen werden, als noch einem derselben die 
Frist offen steht (§ 127). Dies ist wohl der Grund, warum 
sowohl bei der activen als passiven Streitgenossenschaft die 
Namhaftmachung eines gemeinsamen Zustellungsbevollmächtigten 
vorgeschrieben ist. Die Bestellung eines gemeinsamen Process- 
bevollmächtigten oder das Vorhandensein eines sonstigen gemein- 
samen Vertreters aller Streitgenossen, dem die Schriftsätze und 
Ladungen gemäß § 90 zugestellt werden, macht die Bestellung 
-eines gemeinsamen Zustellungsbevollmächtigten entbehrlich, wenn 
^in solcher nicht nach § 95 nothwendig erscheint. 

2. Die Namhaftmachung des Zustellungsbevollmächtigten 
hat bei einer activen Streitgenossenschaft in der Klage, bei der 
passiven Streitgenossenschaft bei Vornahme der ersten Process- 
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handlung, also im ersten Schriftsatze oder bei der ersten münd- 
lichen Verhandlung zu erfolgen. Eine Aufforderung der Kläger 
oder Geklagten hiezu ist nicht vorgeschrieben, daher gemäß 
§ 145 nicht erforderlich. Keineswegs darf ein Schriftsatz wegen 
dieses Mangels gemäß § 84 zur Verbesserung rückgestellt oder 
sonst diese Beseitigung angeordnet werden, weil die ordnungs- 
mäßige geschäftliche Behandlung dadurch nicht gehindert wird. 

3. Der Zustellungsbevollmächtigte kann auch aus dem 
Kreise der Streitgenossen selbst bestellt werden und muss in 
diesem Falle nicht am Orte des Processgerichtes wohnen, viel- 
mehr genügt es, wenn er im Sprengel des Gerichtshofes wohnt, 
innerhalb dessen das Processgericht erster Instanz seinen Sitz hat, 
und wenn außerdem nach seinem Wohnort eine regelmäßige 
Postverbindung besteht. Wird der Zustellungsbevollmächtigte 
jedoch nicht dem Kreise der Streitgenossen entnommen, so gilt 
die allgemeine Regel, dass er am Orte des Processgerichtes 
erster Instanz wohnen muss. 

4. Die Rechtsfolgen des Ungehorsams gegen diese Vor- 
schrift sind von jenen des § 96 verschieden. Der gemeinsame 
Zustellungsbevollmächtigte der Streitgenossen hat Obliegenheiten 
zu erfüllen, die man der Post nicht auferlegen kann ; auch wäre 
hier dem Interesse des Gegners mit der Gestattung gerichtlicher 
Hinterlegung der zuzustellenden Schriftstücke nicht voll ge- 
dient. Es wird also in diesem Falle, wenn der Anordnung des 
Oesetzes nicht entsprochen wird, in anderer Weise für das 
Vorhandensein eines Zustellungsbevollmächtigten gesorgt werden 
müssen. Dies soll dadurch geschehen, dass das Gericht auf 
Antrag des Gegners einen Zustellungsbevollmächtigten bestellt. 
Die gerichtliche Nominierung wird ohne Zögern geschehen 
können; derselben hat eine mündliche Verhaiidlung nicht vor- 
auszugehen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass das Gericht 
^eeignetenfalls einen der Streitgenossen selbst zum Zustellungs- 
bevollmächtigten bestelle (Regierungsmotive, S. 218). 

§ 98. Als Zustellungsbevollniächtigter des als Streitgenosse 
^u behandelnden Nebenintervenienten hat die Ilauptpartei, welcher 
^ich der Nebenintervenient angeschlossen hat, insolange eu gelten, 
•ais nicht mit Zustimmung des Nebenintervenienten ein anderer 
gemeinschaftlicher ZustdIungsbevoUmächtigter vom Gerichte be- 
stellt wurde f§ 97, Absatz 2 und 3). 

Gemäß § 20 kommt dem Nebenintervenienten die Stellung 
«ines Streitgenossen zu, wenn das Urtheil auch in Bezug auf 
•das Rechtsverhältnis des Intervenienten zum Gegner der Haupt- 
partei rechtlich wirksam ist. Der Zustellungsbevollmächtigte 
des Nebenintervenienten bei einer solchen Streitgenossenschaft 
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ist regelmäßig die Hauptpartei. Deshalb hat auch die Gegen- 
partei nicht das Recht^ die Bestellung eines gemeinsamen Zu- 
stellungsbevollmächtigten für die Hauptpartei und den Neben- 
intervenienten zu beantragen, weil ein solcher in der Person 
der Hauptpartei besteht und damit das Interesse des Process- 
gegners gewahrt ist. Eis wird auch dem Intervenienten und 
dem Processgegner freistehen, im Wege der Vereinbarung einen 
gemeinschafdichen ZustellungsbcvoUmächtigten in der Person 
des Nebenintervenienten oder eines dritten namhaft zu machen. 
Die Hauptpartei kann sich der Function eines Zustellungs- 
bevollmächtigten nicht entziehen, sie muss dieselbe auch im 
Falle, als die Zulässigkeit der Nebenintervention bestritten wird,, 
bis zur Zurückweisung der Nebenintervention beibehalten, weil 
einerseits bis zu diesem Zeitpunkte fUr die Verständigung 
des Intervenienten zu sorgen, andererseits aber eine Verviel- 
fältigung der Zustellungsacte hintanzuhalten ist (Motive des £ntw. 
V. J. 1881, S. 48). Nach dem Entwürfe war die ämtliche Be- 
stellung eines anderen gemeinsamen Zustellungsbevollmächtigten 
über Antrag des Nebenintervenienten in Aussicht genommen, 
während derAusschuss des Abgeordnetenhauses zur Klarstellung 
des Sinnes die jetzige Fassung gewählt hat. Es wird also die 
Hauptpartei mit Zustimmung des Intervenienten und der Inter- 
venient selbst die gerichtliche Bestellung beantragen können. 
Für Intervenienten, welche nicht Streitgenossen, also nicht 
Partei sind, ist die Bestellung eines Zustellungsbevollmächtigten 
nicht vorgeschrieben. 

§ 09. Der für eine einzelne Person bestellte Zustdlungs- 
bevollmächtigte Jiat dieser die für sie bestimmten, ihm zugestellten 
Schriftstücke jeweils ohne Aufschub zu übersenden. Desgleichen 
hat der getneinschaftliche Zustellungsbevollmächtigte, tvenn nicht 
durch Vereinbarung etwas anderes bestimmt wird, die empfangenen 
Sdiriftstücke den Personen, für welcJie er Zustellungen über- 
nommen hat, jeweils ohne Aufschub zu übersenden und den- 
selben die Einsicht der von ihm zu verwahrenden Beilageab- 
Schriften, sowie deren weitere Abschriftnahme zu gestatten. 

Die Obliegenheiten des Zustellungsbevollmächtigten be- 
dürfen einer gesetzlichen Regelung nur insoweit, als dieselben 
nicht durch einen Vertrag bestimmt werden (Motive des Ent- 
wurfes V. J. 1881, S. 48). Die Erfüllung derselben zu über- 
wachen, steht dem Gerichte nicht zu. Mit der Zustellung an 
den Zustellungsbevollmächtigten ist die Zustellung vollzogen 
und derZustellungsbevollraächtigte haftet seinem Vollmachtsgeber 
nach Inhalt der Vollmacht und in Ermangelung näherer Be- 
stimmungen nach § 99. Da jedoch niemand zur Uebemahme 
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einer Geschäftsführung flir andere gezwungen werden kann, so 
kann auch der namhaft gemachte Bevollmächtigte, ja selbst 
der gerichtlich bestellte Zustellungsbevollmächtigte, wenn er 
die Bevollmächtigung nicht angenommen hat, die Annahme der 
Zustellung ablehnen und es kann in diesem Falle die Zurück- 
lassung oder Hinterlegung des Schriftstückes im Sinne des 
§ 109 die Rechtswirkung der Zustellung nicht ersetzen. Hat 
aber der Zustellungsbevollmächtigte den Aufkrag angenommen, 
so kann er sich von seinen Verpflichtungen nur durch Kündi- 
gung der Vollmacht und Anzeige derselben an den Processgegner 
im Sinne des § 36 befreien. 

Zeit der Zuetellung. 

§ 100. An Sonn- und Feiertagen darf eine Zustellung, 
sofern sie nicht durch die Post vollzogen wird, nur mit richter- 
licher ErloAjibnis erfolgen. Diese Erlaubnis kann vom Vorsitzen- 
den des Senates, sowie vom Vorsteher des Processgerichtes oder 
des Bezirksgerichtes, in dessen Sprengel die Zustellung geschehen 
soll, ertheilt werden und ist auf dem zuzustellenden Schriftstücke 
ersichtlich zu machen. 

Der Beschluss, durch welchen die Erlaubnis ertheilt oder 
verweigert wird, kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

Die vorstehenden Bestimmungen haben auch Anwendung 
zu finden, wenn eine Zustellung zur Nachtzeit bewirkt werden soll. 

1. Ueber die Zeit der Zustellung scheinen nur insofeme 
Bestimmungen nöthig, als Zustellungen an Sonn- und Feiertagen 
und solche zur Nachtzeit in Frage kommen. In Bezug auf die 
Postzustellung muss sich an die allgemeinen für den Postver- 
kehr geltenden Vorschriften angeschlossen werden. Eine Zu- 
stellung zur Nachtzeit ist übrigens schon durch die Postvor- 
schriften in der Regel ausgeschlossen. Sofeme eine solche 
Zustellung über besonderen Wunsch des Aufgebers dennoch 
erfolgt, würde dann auch für die gerichtliche Zustellung mittels 
Post die Bestimmung des § 100 Anwendung finden. Die Auf- 
gabe der Sendung mit der Weisung, dass sie auch zur Nachtr 
zeit zuzustellen sei, könnte also nur geschehen, wenn hiezu 
vorher eine richterliche Erlaubnis erwirkt worden. Für die 
sonstigen Zustellungsarten wurde die Behändigung an Sonn- 
und Feiertagen und zur Nachtzeit von einer besonderen Er- 
mächtigung abhängig gemacht. Sie zu erwirken, bleibt der 
betreibenden Partei überlassen. Die Formen hiefÜr sind so ein- 
fach als möglich. Der Antrag kann mündlich gestellt werden 
und ist ohne Verhandlung zu erledigen. Die Antragstellung 
kann gleich bei der Ueberreichung des zuzustellenden Schrift- 

Ffirstl, Cirilproeessgesetze. 11 
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Satzes u. s. w. erfolgen oder erst nachträglich, wenn sich ergibt, 
dass der Adressat anders als bei Nachtzeit oder an Feiertagen 
an dem bestimmten Orte nicht angetroffen werden kann (Re- 
gienmgsmotive, S. 219). Nöthigenfalls kann auch von amts- 
wegen die Erlaubnis zur Zustellung an Sonn- und Feiertagen 
oder zur Nachtzeit ertheilt werden (Motive des Ausschusses des 
Abgeordnetenhauses, S. 25). 

2. Der Begriff des allgemeinen Feiertages bestimmt sich 
einfach nach dem Kalender. Die Feste der Landespatrone in 
den einzelnen Kronländern sind allgemeine Feiertage, dagegen 
nicht die Festtage einzelner Confessionen, z. B. die jüdischen 
Feiertage. Allgemeiner Feiertag ist nur derjenige, welcher 
gesetzlich für die Gesammtheit der Bevölkerung gilt. Welche 
Tage im Sinne dieses Gesetzes als Feiertage zu gelten haben, 
ist nach § 221 im Verordnungswege zu bestimmen. Welche 
Abschnitte des Tages als Nachtzeit anzusehen seien, wird nach 
den am fraglichen Orte herrschenden Lebensgewohnheiten zu 
entscheiden sein; genaue Normen darüber können eben mit 
Rücksicht auf dieVerschiedenheit der geographischen Lage, der 
Jahreszeit und Lebensgew ohnheiten nicht aufgestellt werden (Re- 
gierungsmotive, S. 219). 

3. Die Vorschrift des § 100 ist von den Zustellungsor- 
ganen zu beobachten. Eine an Sonn- und Feiertagen oder zur 
Nachtzeit erfolgte Zustellung ist jedoch an sich nicht ungiltig, 
sondern berechtigt nur zur Verweigerung der Annahme (§ 109) 
oder zur Rüge (§ 196), wird sohin durch die Annahme und 
durch die Unterlassung der Rüge saniert. Deshalb ist auch 
vorgeschrieben, dass die Ertheilung der Erlaubnis zur Zustel- 
lung an Sonn- und Feiertagen oder zur Nachtzeit, gegen welche 
ein Rechtsmittel nicht zusteht, auf dem zuzustellenden Schrift- 
stücke ersichtlich gemacht werde, damit dem Adressaten zur 
Kenntnis gebracht werde, dass er die Annahme nicht verwei- 
gern und die unzeitgemäße Zustellung nicht rügen kann. Diese 
Ersichtlichmachung kann formlos mit einigen Worten unter 
Fertigung des die Erlaubnis ertheilenden Richters erfolgen. 

Ort der Zustelluig. 

§ 101. Die Zustellung hat am Zustellungsorte in der 
Wohnung, in der getverblichen Betriebsstätte, im Geschäftslocale 
oder am Arbeitsplätze der betreffenden Person und bei Advo- 
caten und Notaren in dei'en Kanzlei zu erfolgen; eine aniier' 
halb dieser Bäume vorgenommene Zustellung ist nur giltig, wenn 
die Annahme des Schriftstückes nicht verweigert wurde. 

In Ermanglung einer Wohnung, einer gewerblichen Be- 
triebsstätte, eines Geschäftslocales oder eines Arbeitsplatzes "können 
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Zustellungen vorgenommen werden, wo die Person, welcher zuge- 
stdlt werden soll, angetroffen wird. 

1. Parteien, welche am Orte der Zustellung eine Wohnung, 
eine gewerbliche Betriebsstelle, ein Geschäftslocale oder einen 
Arbeitsplatz haben, müssen die Zustellung außerhalb dieser 
OertUchkeiten nicht annehmen. Die Wahl unter diesen Oert- 
lichkeiten steht jedoch nicht der Partei zu, sie muss die Zu- 
stellung an jedem dieser Orte annehmen. 

2. Unter Wohnung ist nicht der Wohnsitz, sondern der 
wirkliche Wohnort, die Localität zu verstehen, in welcher die 
Partei thatsächlich, wenn auch nur vorübergehend, z. B. im 
Gasthause, auf der Sommerfrische oder besuchsweise wohnt. 
Die gewerbliche Betriebsstätte oder das Geschäfts- 
locale ist jene Räumlichkeit, in welcher die Partei gewöhnlich 
ihren Berufsgeschäften obliegt. Der Begriff ist im weiteren 
Sinne gemeint, wie schon die Aufzählung der Kanzleien der 
Advocaten und Notare zeigt, welch« zu den Geschäftslocalen 
im weiteren Sinne zählen. Zur Vereinfachung wurde von der 
Permanenzcommission des Herrenhauses (S. 16) der Arbeits- 
platz angeführt, der Ort, an welchem die Partei gewöhnlich 
ihrer Arbeit obliegt. 

Die Zustellung außerhalb dieser Räumlichkeiten ist zwar 
von dem Zustellungsorgane zu vermeiden, ist jedoch an sich 
nicht nichtig, sondern muss nur im Falle der Verweigerung 
der Annahme an einem dieser Orte wiederholt werden, ehe zu 
der Hinterlegung im Sinne des § 109 geschritten werden kann. 
Personen, welche am Zustellungsorte keine Wohnung u. s. w. 
innehaben, Reisenden, Obdachlosen kann überall zugestellt 
werden, wo sie das Zustellungsorgan antrifft. Schicklichkeits- 
rücksichten werden die Wahl eines angemessenen Ortes und 
«iner passenden Gelegenheit vorschreiben. 

Ersatzzustellung. 

§ 102. Wird die Person, welcher zugestellt werden soll, 
in ihrer Wohnung nicht angetroffen, so kann die Zustellung mit 
Wirksamkeit an jeden dem Zustellungsorgane bekannten, in der 
Wohnung befindlichen erwachsenen, zur Familie gehörigen Haus- 
genossen oder an eine in der Familie dienende erwachsene Person 
geschehen. 

Werden auch solche Personen nicht angetroffen, so kann 
das zuzustellende Schriftstück dem in demselben Hause wohnen- 
den Vermieter oder einer von diesem bestellten, ebenda wohnen- 
den Aufsichtsperson eingehändigt werden, wenn dieselben zur 
Annahme bereit sind, 

11* 
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1. In diesem und den folgenden Paragraphen wird die 
sogenannte Ersatzzustellung geregelt, deren Wesen darin 
besteht, dass sie durch die Zustellung an den Ersatzmann 
wirksam wird, ohne dass es auch darauf ankommt, ob der Ersatz- 
mann die zugestellten Stücke an den Adressaten weiter befördert 
hat oder nicht. Aber der Zweck einer jeden Zustellung be- 
steht in der Uebergabe des zuzustellenden Stückes an den 
Adressaten, dieser durch das Wesen der Zustellung gegebene 
Zweck wird aber auch durch vollständige und rechtzeitige 
Uebergabe an den Adressaten seitens des Ersatzmannes erreicht 
(R. G. Leipzig, XVII, S. 407). Durch den Nachweis der Ueber- 
gabe des Schriftstückes seitens eines nichtberechtigten Ersatz- 
mannes an den Adressaten wird daher dieser Zustellungsmangel 
geheilt. 

2. Unzulässig ist die Ersatzzustellung in sachlicher Be- 
ziehung bei der Zustellung von Klagen (§ 106) und anderen den 
Klagen gesetzlich gleichgestellten Schriftstücken (§ 108). Für 
die Urtheilsausfertigung ist dagegen die Zustellung zu eigenen 
Händen nicht vorgeschrieben. Unzulässig ist femer die Ersatz- 
zustellung in persönlicher Beziehung bei Personen, welche 
keine Wohnung oder kein Geschäftsiocale oder keine gewerb- 
liche Betriebsstätte im Sinne des § 101 haben. 

3. Nach § 102 ist die Ersatzzustellung nur zulässig, wenn 
die Person, welcher zugestellt werden soll, in ihrer Wohnung 
nicht angetroffen wird. Unter der Person, welcher zugestellt 
werden soll, ist nicht nur die Partei, sondern auch der gesetzliche 
Vertreter, der Processbe vollmäch tigte, Zustellungsbevollmächtigte, 
gemeine Bevollmächtigte, Procurist zu verstehen, dem nach der 
Weisung des Gerichtes zugestellt werden soll. Um der Voraus- 
setzung des Nichtantreffens zu genügen, wird das Zustellungs- 
organ sich mit Rücksicht auf die Lebensweise und Beschäf- 
tigung der Partei bemühen müssen, die Partei selbst in der 
Wohnung zu treffen oder dieselbe, wenn sie ein Geschäftsiocale, 
eine gewerbliche Betriebsstätte oder einen Arbeitsplatz hat, 
dort aufzusuchen, falls ihm eine solche Localität bekannt ist, 
oder von den Hausgenossen bekannt gemacht wird. Denn es 
würde z. B. zu Unzukömmlichkeiten führen, wenn einem Advo- 
caten die Zustellungen in seiner Wohnung an einen Hausge- 
nossen behändigt würden, während er am selben Orte seine 
Kanzlei hat. Diese Bemühung vorausgesetzt, ist das thatsäch- 
liche Nichtantreffen in der Wohnung genügend, ohne dass es 
auf den Grund dessen weiter ankommt. Weder ist es nöthig, 
dass der Empfänger in der Wohnung nicht anwesend ist und 
dass es unmöglich ist, ihn dort zu treffen ; noch ist es erheblich. 
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aus welchen Gründen, ob wegen Krankheit, Gefangenschaft, 
anderweitiger Beschäftigung, Schlafens, Essens u. s. w. der in 
der Wohnung anwesende Adressat für das Zustellungsorgan zur 
Zeit nicht zu treflfen ist (Wilmowski, S. 28?) oder sich ver- 
borgen hält. 

4. Die Ersatzzustellung kann an einen Hausgenossen 
oder an eine dienende Person geschehen. Die betreflfende 
Person muss dem Zustellungsorgane in dieser ihrer Eigenschaft 
bekannt und erwachsen sein. Bei der Frage, ob jemand ein 
Erwachsener im Sinne des § 102 sei, kann es nicht darauf 
ankommen, dass dasjenige Familienmitglied, an welches die 
Zustellung erfolgt, nach dem Ermessen des zuzustellenden Be- 
amten soweit in der Entwicklung vorgeschritten sei, dass es 
die Bedeutung des Actes verstehe, und man ihm die richtige 
Weiterbesorgung des zugestellten Schriftstückes zutmuen könne. 
Zu den Erwachsenen sind ohne Rücksicht auf die Großjährig- 
keit diejenigen zu rechnen, deren körperliche Reife über die 
des Knaben- beziehungsweise entsprechenden Mädchenalters 
hinaus entwickelt ist. Ob das der Fall, ist eine Thatfrage, über 
welche zunächst allerdings das Zustellungsorgan zu entscheiden 
hat, jedoch nicht mit bindender Kraft für das erkennende Ge- 
richt (R. G. Leipzig, XIV, 339). Der Hausgenosse muss 
außerdem zur Familie des Adressaten gehören, also mit 
dessen Familie wohnen, wenn auch nur vorübergehend. Die 
Familienangehörigkeit wird nach § 40 a. b. G. B. durch die 
Verwandtschaft oder Schwägerschaft begründet, doch wird auch 
das Hauswesen eines Junggesellen oder einer unverheirateten 
Frauensperson Familienangehörige als Hausgenossen beherbergen 
können. Dienstleute gehören nicht zu den Familienangehörigen, 
da sie neben diesen besonders genannt werden, es kann daher 
eine Zustellung an diese nicht zu Händen des Dienstherm oder 
eines Familienangehörigen desselben erfolgen. Dienende, denen 
für den Adressaten zugestellt werden soll, müssen in der Familie 
dienen, brauchen aber nicht bei dem Adressaten zu wohnen, 
wohl aber wird ein dauerndes Dienstverhältnis vorausgesetzt 
und können unter diesen Personen nur zu einzelnen Dienst- 
leistungen und Arbeiten benutzte Taglöhner und ähnliche Per- 
sonen nicht verstanden werden (R. G. Leipzig, Fuchsberger, 
Ergänzungsband, S. 135). An alle diese Personen muss die 
Ersatzzustellung in der Wohnung des Adressaten erfolgen, 
weil dort die Zustellung zu eigenen Händen vergeblich versucht 
worden sein muss. Verweigert die Ersatzperson, die das Zu- 
stellungsorgan antrifft, die Annahme, dann darf nicht an eine 
der im Absätze 2 genannten Personen zugestellt, sondern es 
muss nach § 109 vorgegangen werden. 
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5. Erst wenn keine solchen Hausgenossen oder Dienst- 
leute angetroffen werden, ist die Ersatzzustellung an den Ver- 
mieter oder die von diesem bestellte Aufsichtsperson zu- 
lässig. Beide müssen jedoch in demselben Hause, wenn auch 
nicht in demselben Gebäude, wie der Adressat wohnen. Als 
Vermieter wird sowohl der Hausbesitzer als dessen Mieter 
anzusehen sein, bei dem der Adressat in Aftermiete wohnt. 
Unter Aufsichtsperson wird nur eine solche verstanden werden 
können, welche ein gewisses Aufsichtsrecht über Haus und 
Bewohnef hat und eine solche ist der der Verwaltung in allen 
Beziehungen untergeordnete Portier nicht (O. L. G. Karlsruhe, 
Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 135). 

Verweigert der Vermieter oder die Aufsichtsperson die 
Annahme, so kann nicht nach § 109 vorgegangen werden, son- 
dern nach § 104. Die Ersatzzustellung an den Processgegner 
des Adressaten für diesen ist nach § 103 unstatthaft. 

§ JOS, Für Personen, welche in ihrem GeschäflsloccUe 
oder an der Stätte ihres Gewerbebetriebes nicht angetroffen 
werden, kann die Zustellung an eine der daselbst anwesenden 
erwachsenen Personen geschehen, von welcher das Zustellungs- 
Organ wei&, dass sie zur Familie des Adressaten, gehört oder in 
dessen Geschäft oder Gewerbe bedienstet ist. 

Wird der Advocat oder Notar, dem zugestellt werden soll, 
in seiner Kanzlei nicht angetroffen, so kann die Zustellung an 
jeden daselbst anwesenden, dem Zustellungsorgane bekannten An- 
gestellten oder Bediensteten des Advocaten oder Notars erfolgen. 

Die Zustellung an einen der in Absatz 1 und 2 und in 
'§ 102 bezeichneten Familienangehörigen, Hausgenossen, Ange- 
stellten, Bediensteten u. s. w. ist unstatthafte sofern dieselben 
an dem Bechtsstreite als Gegner der Person, an welche die Zu- 
stellung erfolgen soll, betheüigt sind. 

1. Für Personen (§ 102, Anm. 3), welche ein G e- 
schäftslocale oder eine gewerbliche Betriebsstätte (§ 101) 
am Zustellungsorte haben und dortselbst nicht angetroffen 
werden (§ 102, Anm. 3), kann die Ersatzzustellung an einen 
der in diesem Locale anwesenden erwachsenen (§ 102, 
Anm. 4) Familienangehörigen, welcher nicht Hausgenosse 
zu sein braucht (§ 102, Anm. 4), oder in dessen Gewerbe oder 
Geschäfte Bediensteten erfolgen. An andere Bedienstete, 
welche zu dem Geschäfte oder Gewerbe in keiner Beziehung 
stehen, z. B. Dienstboten zur Verrichtung häuslicher Arbeiten, 
darf die Zustellung nur dann erfolgen, wenn das Geschäftslocale 
oder die Betriebsstätte innerhalb der Wohnung des Adressaten 
liegt, wo sodann die Bestimmungen der §§ 102, 103 nebeneinander 
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zur Anwendung kommen. Uebrigens ist die Ersatzzustellung 
nicht auf Angelegenheiten beschränkt, welche sich auf das Ge- 
schäft des Adressaten beziehen. Auch ist nicht erforderlich, 
dass das Locale vom Adressaten ausschließlich für sich benutzt 
wird; auch kann der Ersatzempfilnger ein gemeinschaftlicher 
Bediensteter des Adressaten und des anderen Inhabers des 
Geschäftslocales sein (R. G. Leipzig, XVI, S. 349). Voraus- 
gesetzt wird ein dauerndes Dienstverhältnis und die Anwesen- 
heit im Locale, also die Zustellung im Locale selbst. 

2. Neben Bediensteten der Advocat-en und Notare ist 
auch von den Angestellten derselben die Rede, weil der 
erstgenannte Ausdruck nicht alle bei Advocaten und Notaren 
beschäftigten Personen, insbesondere nicht die Concipienten 
derselben umfasst (Motive des Ausschusses des Abgeordneten- 
hauses, S. 25). Diese Einschaltung darf nicht zu dem Irrthume 
fuhren, dass bei Geschäfts- und Gewerbetreibenden die Ersatz- 
zustellung an die Angestellten, die Bediensteten höherer Ord- 
nung unzulässig sei, da doch gerade sie mehr Gewähr dafür 
bieten, dass durch sie der Zweck der Zustellung sicherer zu 
erreichen ist. Im übrigen gilt für das Personale dasselbe wie 
unter Anmerkung 1. Verweigern alle im Geschäfte anwesenden 
Ersatzpersonen die Annahme und ist auch in der Wohnung 
die Zustellung nicht zu bewirken, so ist nach § 109 vorzu- 
gehen. 

3. Die Ersatzzustellung ist unstatthaft, wenn die Ersatzperson 
an eben diesem Processe als Gegner des Adressaten betheiligt, 
also Processgegner desselben oder dem Processgegner als Neben- 
intervenient beigetreten ist. 

Das Zustellungsorgan, insbesondere der Postbedienstete 
ist nicht in der Lage, dieses Partei Verhältnis zu prüfen. Es 
wird daher Sache des die Zustellung veranlassenden Richters 
sein, im Sinne des § 89 die geeigneten Verfügungen zu treffen, 
damit eine solche unstatthafte Ersatzzustellung dort wo sie zu 
befürchten ist, bei Processen zwischen Mieter und Vermieter, 
zwischen Hausgenossen, zwischen Principal und Bediensteten 
von dem Zustellungsorgane vermieden werde. 

§ 104. Wenn sich die Zusdellung weder unmittelbar an 
die Persony welcher zugestellt werden^ soUj noch nach den Be- 
stimmungen der §§ 102 und 103 bewirken lässt, kann sie da- 
durch erfolgen^ dass das zuzustellende Schriftstück, falls die 
Zustellung durch die Post zu vollziehen war, bei dem Postamte, 
zu dessen Amtsbereich der Zustellungsort gehört, in allen anderen 
Fällen aber bei dem Gemeindevorsteher des Zustellungsortes oder 
bei dem Geschäftsführer des ausgeschiedenen Gutsgebietes nieder- 
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gelegt und diese Hinterlegung sowohl durch eine an der Thüre 
der Wohnung oder an der Eingangsihür des Geschäfts- oder 
Gewerbelocales zu befestigende schriftliche Anzeige, als auch 
nach ThunlicMeit durch mündliche Mittheilung an in der Nach- 
barschaft wohnende Personen bekannt gemacht mrd. 

Die Befestigung der schriftlichen Anzeige an der Ein- 
gangsthüre eines verschlossenen Geschäftslocales darf nur an 
einem Werktage geschehen. 

Die mit Beachtung de}' vorstehenden Bestimmungen vor- 
genommene Niederlegung des zuzustellenden Schriftstückes hat 
die Wirkung der Zustellung. Die Beschädigung oder das Ab- 
reiüen der Anzeige ist auf die Giltigkeit der Zustellung ohne 
Einfluss. 

1. Diese Anordnung bezieht sich auf den Fall, dass der 
Adressat eine (dem Gerichte bekannte) Wohnung, gewerbliche 
Betriebsstätte u. s. w. hat (Regierungsmotive, S. 220) und die 
Zustellung oder Ersatzzustellung unmöglich oder nach ver- 
ständigem Ermessen unthunlich war, weil der Adressat oder ein 
berechtigter Ersatzmann nicht angetroffen wurde oder der Ver- 
mieter und sein Angestellter die Annahme verweigerten. Die 
Vorschrift ist unanwendbar, wenn der Adressat oder eine an- 
dere zur Empfangnahme verpflichtete Person die Annahme ver- 
weigert, weil in diesem Falle der § 109 zur Anwendung kommt. 

2. Die an der Thlire der Wohnung oder an der Ein- 
gangsthüre des Geschäfts- oder Gewerbelocales zu befestigende 
schriftliche Anzeige wird die Bezeichnung des Gerichtes, den 
Ort der Niederlegung und die Aufforderung zur Abholung des 
Schriftstückes zu enthalten haben. 

Die Mittheilung an Personen, welche in der Nachbar- 
schaft wohnen, ist nur „soweit thunlich" vorgeschrieben, als 
nämlich solche Personen vorbanden sind und die Benachrichti- 
gung des Adressaten zu übernehmen bereit erscheinen. 

3. Die Ersatzzustellungen enthalten die Fiction, dass zur Zeit 
derselben der Adressat selbst die Zustellung erhalten habe 
(Wilmowski, S. 286). Die Niederlegung des Schriftstückes gilt 
als Zustellung auch betrefl^s der Zeit derselben, wenn auch die 
Befestigung der Anzeige an der Thüre erst in einem späteren 
Zeitpunkte erfolgt wäre. 

4. Nach Art. IV e der M. V. v. 28. October 1865, Nr. 110 
R.-G.-BL, über die Privilegien der unter Aufsicht des Staates 
Creditgeschäfte betreibenden Anstalten, welcher nach Art. IX 
Einf. G. in Geltung bleibt, sind gerichtliche Erlässe — mit 
Ausnahme des Zahlungsbefehles - — welche sich auf die Reali- 
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sierung der Hypothekarforderungen der Anstalt beziehen, wenn 
sie in Abwesenheit des Gutsbesitzers dem Verwalter oder 
Pächter des Gutes zugestellt, oder falls auch diese abwesend 
wären, in Gegenwart von zwei Zeugen an der Thüre der 
Wohnung des Gutsbesitzers, Verwalters oder Pächters ange- 
schlagen werden, als zu Händen des Gutsbesitzers zugestellt zu 
betrachten. 

Dasselbe Privilegium ist statutarisch eingeräumt der 
Oesterreichisch-ungarischen Bank nach § 11 lit. h des Gesetzes 
vom 21. Mai 1887, Nr, 51 R.-G.-Bl., der Allgemeinen österreichi- 
schen Boden-Creditanstalt nach Art. 85 lit. c des Gesetzes vom 

1. Juni 1864, Nr. 49 R.-G.-Bl., der Hypothekenbank flir das 
Königreich Böhmen nach § 57 Z. 4 des Landesgesetzes vom 

2. August 1888, Nr. 43 L.-G.-Bl. 

Dadurch wird die Zulässigkeit der Ersatzzustellung in 
diesen Rechtsangelegenheiten nicht ausgeschlossen, die Zu- 
stellung kann aber auch durch den gerichtlichen Anschlag auf 
die vorgenannte Weise erfolgen. 

§ 105, Zustellungen an die isur Vertretung des Aerars 
berufenen öffentlichen Organe oder an andere Behörden, an Ge- 
meinden, Corporationen und Anstalten sind, sofern im einzelnen 
Falle nichts anderes angeordnet wird, an den Beamten oder Be- 
diensteten J^ bewirken, der zur Empfangnahme der an die Be- 
hörde, Gemeinde, Corporation oder Anstalt gerichteten Schrift- 
stücke bestellt ist, falls aber ein solcher nicht bekannt wäre, an 
jeden dem Zustellungsorgane bekannten, im fraglichen Amte oder 
Geschäftslocale anwesenden Beamten oder Bediensteten der Be- 
hörde, Gemeinde, Corporation oder Anstalt, für welche das zu- 
zustellende Schriftstück bestifumt ist. 

Das Organ zur Vertretung des Aerars und der demselben 
gleichgehaltenen Fonde ist nach dem J. M. E. y. 29. Decem- 
ber 1857, Z. 22.464 die Finanzprocuratur. Die Gleichstellung 
der Behörden und Gemeinden mit den Corporationen und An- 
stalten und die Entstehungsgeschichte dieser Gesetzesstelle lassen 
erkennen, dass unter Corporationen nur die universitates 
personarum, die öffentlichrechtlichen Corporationen mit Aus- 
schluss der Gesellschaften (societas), der Öchiffahrtsgesell- 
schaften, Eisenbahn gesellschaften, Sparcassen, Banken, Asse- 
curanzanstalten und Vereine u. s. w. (Unger, Privatrecht, I, 
S. 332) und ebenso unter Anstalten nur solche öffentlich- 
rechtlichen Charakters, wie Lehranstalten, Krankenanstalten u.s. w. 
verstanden werden sollen. In der Regierungsvorlage waren 
nämlich neben den Corporationen „andere nicht zu den physi- 
schen Personen gehörende Rechtssubjecte" angeftlhrt, welche 
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von der gemeinsamen Conferenz auf die „Anstalten" beschränkt 
worden sind. Die jeweilige Entscheidung der so strittigen Frage, 
was Corporation, was Anstalt ist, was nicht, kann dem Zu- 
stellungsorgane nicht überlassen werden. Es wird Sache des 
Gerichtes sein, in jedem einzelnen Falle zu bestimmen, ob die 
Zustellung an den gesetzlichen Vertreter, also an eine phy- 
sische Person zu geschehen hat, in welchem Falle die Ersatz- 
zustellung nach §§ 102, 103, 104 zulässig sein wird, oder ob die 
Zustellung an die Behörde, Gemeinde, Corporation oder An- 
stalt ohne Angabe einer physischen Person als gesetzlichen 
Vertreters, sohin nach § 105, z. B. an die Realschule in X, 
die Bruderlade in Y zu erfolgen hat. Die Ersatzzustellung kann 
in diesem Falle an jeden Beamten oder Bediensteten erifolgen, 
der im Amte oder Geschäftsiocale anwesend und dem Zu- 
stellungsorgane als solcher bekannt ist. 

Ziittellung voi Klagen. 

§ 106. Klagen können nur zu eigenen Händen des Geklagten 
(§ 92), eines zur Empfangnahme von Klagen ermächtigten Ver- 
treters desselben oder in Bechtssa^hen, die sich auf den Betrieb 
des Handelsgewerbes einer Person beziehen, zu Händen des Pro- 
curisten der geklagten Firma zugestellt werden. 

Kann eine solche Zustellung nicht bewirkt werden, so ist 
die Partei, welcher zugestellt werden soll, durch eine in ihrer 
Wohnung oder Kanzlei, in ihrem gewerblichen oder Geschäfts- 
locaie zurückzulassende oder, faUs diese Bäumlichkeiten ver- 
schlossen sind, an deren JEingangsthür zu befestigende schrift- 
liche Anzeige aufzufordern, behufs Entgegennahme der Zustellung 
an einem ihr gleichzeitig zu bestimmenden Tag und Stunde in 
dem betreffenden Locale anwesend zu sein. Wenn die Partei 
dieser Aufforderung nicht entspricht, ist sodann im Sinne des 
§ 104 vorzugehen. 

Die Beschädigung oder das Abreißen der schriftlichen Auf- 
forderung ist auf die Gütigkeit des Vorganges ohne Einfluss. 

1. Für Klagen und die denselben betreffs der Zustellung 
gesetzlich gleichgestellten Schriftstücke (Zahlungsaufträge, Tabu- 
larien) ist die Ersatzzustellung ausgeschlossen. Die Zustellung 
der Klage muss an den Geklagten selbst, bei Personen, denen 
die Processßlhigkeit mangelt (§1), an deren gesetzlichen 
Vertreter oder statt des Geklagten oder dessen gesetzlichen 
Vertreters zu Händen des Vertreters (Bevollmächtigten),, 
welcher zur Empfangnahme von Klagen ermächtigt ist (Process- 
bevollmächtigten , Generalbevollmächtigten , gemeinen Bevoll- 
mächtigten . nach Inhalt der Vollmacht) oder in Rechtssachen,, 
welche sich auf den Betrieb des Handelsgewerbes der beklagten 
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Firma beziehen, zu Händen des Procuristen der beklagten 
Finna zugestellt werden. Die Person, welcher die Klage zu- 
gestellt werden soll, ist vom Kläger gemäß § 75 in der Klage 
zu bezeichnen und vom Gerichte gemäß § 89 dem Zustellungä- 
organe mit dem Beisatze zu bestimmen, dass die Zustellung 
zu eigenen Händen zu erfolgen hat. Im übrigen gelten 
auch für Klagen die allgemeinen Vorschriften über die Art 
(§§ 88, 90, 92, 93), die Zeit (§ 100) und den Ort (§ 101) der 
Zustellung. 

2. Die Vorschrift des zweiten Absatzes ist bestimmt, einem 
Ausweichen der Partei zum Zwecke der Verhinderung der Zu- 
stellung entgegenzutreten, wird daher erst dann zur Anwendung 
kommen können, wenn das Zustellungsorgan sich mit Rück- 
sicht auf die Lebensweise und Beschäftigung der Partei ver- 
gebens bemüht hat. die Partei selbst in ihrer Wohnung, in 
ihrem Geschäftslocale, ihrer gewerblichen Betriebsstätte oder 
auf ihrem Arbeitsplatze anzutreffen. Bei Nichtantreffen des 
Adressaten soll zunächst — nach vorgängiger Ankündigung 
des Zeitpunktes der neuerlichen Zustellung, damit der Adressat 
gegenwärtig sein könne — nochmals der Versuch unternommen 
werden, die Zustellung zu eigenen Händen zu bewirken. Das 
sonst bei Nichtanti'effen des Adressaten einzuleitende Verfahren 
soll hier erst dann platzgreifen, wenn auch dieser zweite Ver- 
such vergeblich geblieben (Regierungsmotive, S. 221). Voraus- 
setzung dieses Vorgehens ist, dass der Adressat eine Wohnung^ 
eine gewerbliche Betriebsstätte oder ein Qeschäftslocale (Kanzlei) 
im Sinne des § 101 am Zustellungsorte zur Zeit der Zustellung 
innehabe, dass er diese Localitftt noch nicht aufgegeben habe. 
Ist der Adressat verreist und die Zeit seiner Rückkehr unge- 
wiss, so wird die weitere Bestimmung des Gerichtes einzuholen, 
vom Gerichte aber der Antrag des Klägers zu veranlassen sein, 
ob die Rückkehr des Adressaten abzuwarten, die Zustellung an 
seinem derzeitigen Aufenthaltsorte oder durch öffentliche Be- 
kanntmachung gemäß § 115 zu verfügen sei. Die schriftliche 
Aufforderung an den Adressaten hat den Tag und die Stunde, 
zu welcher der Adressat anwesend sein soll, mit thunlichster 
Berücksichtigung der Beschäftigung des Adressaten, z. B. bei 
periodisch beschäftigten Bahnbediensteten u. s. w. an den dienst- 
freien Tagen oder zu einer dienstfreien Stunde, anzugeben und 
außerdem das Gericht zu bezeichnen, in dessen Auftrag die 
Zustellung erfolgt. Der weitere Vorgang ist bei § 104, Anm. 2, S 
erörtert. 

§ 107, Hätte die Zu$tdltmg durch die Post oder durch 
den Gerichtsdiener erfolgen sollen, und könnte die neuerliche 
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Zustellung wegen zu großer Entfernung des Zustellung.^ortes oder 
wegen schwieriger Zugänglichkeit desselben nicht alsbald vorge- 
nommen werden, so kann die Klange sogleich nach der ersten 
fruchtlos versuchten Zustellung dem Gemeindevorsteher oder dem 
Geschäftsführer des ausgeschiedenen Gutsgebietes zu dem Zwecke 
übergeben werden, damit dieser nunmehr die Zustellung an den 
Beklagten veranlasse. 

Wenn sodann die Zustellung zu Händen des Beklagten 
oder seines ermächtigten Vertreters auch auf diesem Wege inner- 
halb vier Woclien nach Uebergabe der Klage an den Gemeinde- 
vorsteher oder den Geschäftsführer des Gutsgebietes nicht bewirkt 
werden kann, so ist der Beklagte gemäß § 104 zu verständigen, 
dass das zuzustellende Schriftstück bei dem Gemeindevorsteher 
oder dem GescJiäftsführer des Gutsgebietes mit der Wirkung der 
erfolgten Zustellung liege. Der GemeiyidevorsteJher oder der Ge- 
schäftsführer des ausgeschiedenen Gutsgebietes haben diese Ver- 
ständigung sogleich nuch Ablauf der obbezeichneten Frist zu 
veranlassen. Der Tag, an welchem die schriftliche Anzeige an 
der Thüre der Wohnung des Beklagten oder an der Emgangs- 
thüre seines Geschäfts- oder Gewerbelocales befestigt wurde, gilt 
als Tag der erfolgten Zustellung. 

Die Ermächtigung, die zuzustellende Klage nöthigenfails 
dem Gemeindevorsteher oder dem Geschäftsführer des ausge- 
schiedenen Gutsgebietes zur Zustellung zu übergeben, ist schon 
bei Anordnung der Klagezustellung zu ertJmlen (§ 89), 

Die Ausnahmsbestimmungen des § 107 werden in den 
seltensten Fällen praktisch werden, ihre Anwendung ist nicht 
dem Ermesse 1 des zuzustellenden Postboten oder Gerichts- 
, dieners überlassen, sondern von der Ermächtigung des Gerichtes 
abhängig, welches dieselbe schon bei der Anordnung der Klage- 
zustellung zu ertheilen hat, sohin zu einer Zeit, wo noch kaum 
beurtheilt werden kann, ob die Maßregel nothwendig sein wird. 
Die Herrenhauscommission hat aus der Regierungsvorlage jene 
Bestimmungen ausgeschieden, welche die sofortige Uebergabe 
der Klage an den Gemeindevorsteher auch fiir den Fall ander- 
weitiger Beschäftigungen des Zustellungsorganes und für den 
Fall erheblicher Zustellungskosten für zulässig erklärten, sie hat 
außerdem die Zustellungsfrist auf vier Wochen erweitert. Mit 
Rücksicht darauf, dass die Zustellung durch die Post nach 
entlegenen Orten, mit welchen keine regelmäßige Postverbindung 
besteht, nicht zulässig ist, dass der Gerichtsdiener wohl überall 
während eines Zeitraumes von vier Wochen auch den ent- 
legensten Ort oder den unzugänglichsten Weiler nochmals auf- 
suchen kann, und dass gerade für solche entlegene Weiler die 
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Zustellimg durch den Gemeindevorsteher unzuverlässig und fllr 
den Gemeindevorsteher schwierig ist, dass von ihm auch die 
stricte Beobachtung der ihm nach dem zweiten Absätze ob- 
liegenden Verpflichtungen nicht mit Sicherheit zu erwarten steht, 
dass endlich die rechtzeitige Anzeige über die erfolgte Befesti- 
gung der Verständigung an der Thüre seitens des Gemeinde- 
vorstehers wieder mit Schwierigkeiten verbunden ist, wird der 
Vorgang nach § 107 möglichst zu vermeiden sein. 

§ 108. Die Bestimmungen der §§ 106 und 107 haben 
für alle Zustellungen zu gelten, welche sufolge gesetzlicher An- 
ordnung nach den für die Zustellung von Klagen erlassenen 
Vorschriften vorzunehmen sind. 

Die Zustellung nach den für die Zustellung von Klagen 
erlassenen Vorschriften ist gesetzlich angeordnet : 

für die Ladung der Rechtsnachfolger einer verstorbenen 
Partei nach § 155, 

für den Zahlungsauftrag im Mandats- und Wechselver- 
fahren nach §§ 550, 559, 

für gerichtliche Aufkündigungen nach § 564, 

für Aufträge zur üebemahme oder Uebergabe des Bestand- 
gegenstandes nach § 567, 

für Zahluno^sbefehle im Mahnverfahren nach § 7, Ges. v. 
27. AprU 1873, Nr. 67 R.-G.-Bl., 

für Grundbuchsbescheide nach § 124, Ges. v. 25. Juli 1871, 
Nr. 95 R.-G.-BL, 

für die Rückstellung der Vormundschaftsrechnungen nebst 
Beilagen an den großjährigen Pupillen nach § 215 und für die 
Aufforderung zur Erhebung der Waisencassaeinlage eines groß- 
jähriger Pflegebefohlenen nach § 217, Pat. v. 9 Auerust 1854» 
Nr. 208 R..G.-B1., 

für das Versteigerungsedict nach § 170 E. O. 

für einstweilige Verfügungen nach § 395 C. O. 

Verweigerung der ARnahme. 

§ 109. Wird die Annahme des zuzustellenden Schrift- 
stückes von einer Person, an welche die Zustellung giltig er- 
folgen kann, ohne gesetzlichen Grund verweigert , so ist das 
ScJvriftstück am Orte der Zustellung zurückzulassen oder, falls 
dies nicht möglich wäre, bei dem im § 104 bezeichneten Post- 
amte, Gemeindevorsteher oder Geschäftsführer des ausgeschiedenen 
Gutsgebietes zu hinterlegen. Die ZurücUassung oder Hinterlegung 
hat die Wirkung der Zustellung. 

Wenn die Annahme des Schriftstückes von einer hiezu 
verpflichteten Person ohne gesetzlichen Grund verweigert wird, 
ist es das natürliche, dass das Zustellungsorgan das Schrift- 
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stück beim Adressaten mit der vollen Wirkung der ZnsteUmig 
zurücklasse (Regierungsmotive, S. 221). Ein gesetzlicher Grund 
zur Verweigerung der Annahme liegt vor bei Zustellungen 
außerhalb der Wohnung, der Betriebsstätte, des Geschäftslocales 
oder Arbeitsplatzes nach § 101, seitens des Vermieters oder der 
von ihm bestellten Aufsichtsperson nach § 102, bei Zustellungen 
an Sonn- und Feiertagen oder zur Nachtzeit nach § 100 und 
außerdem immer, wenn die Vorschriften über die Zustellung 
nicht beobachtet worden sind, z. B. die Zustellung nicht an die 
Partei, sondern deren Processbevollmächtigten (§ 93) oder Zu- 
stellungsbevollmächtigten (§ 94) erfolgen sollte. Auch falsche 
Adressen, z. B. ein falscher Vorname, eine falsche Berufsangabe, 
werden zur Verweigerung der Annahme berechtigen. Dagegen 
ist es gleichgiltig, ob die Annahme von dem bezeichneten Em- 
pfHnger oder von einem zur Annahme verpflichteten Ersatz- 
Empfänger verweigert wird. Dort, wo ein Zurücklassen eines 
Schriftstückes nicht möglich, ist das Zurücklassen durch die 
Hinterlegung des Schriftstückes zu ersetzen. Zurücklassen 
oder Hinterlegung haben die Wirkung der Zustellung dann, wenn 
die Annahme ohne Grund verweigert wurde. Sie werden da- 
her infolge einer Anzeige nach § 91 aufgehoben werden können. 
Ueber die Gesetzlichkeit des Weigerungsgrundes wird immer 
in letzter Linie das Gericht zu entscheiden haben (Regierungs- 
motive, S. 221). 

Zustellungsschein. 

§ 110. Der Vollzug der Zustellung ist von der mit Vor- 
nahme der Zustellung beauftragten Person zu beurkunden (Zu- 
Stellungsschein). 

Die näheren Bestimmungen über Inhalt und Ausfertigung 
des Zustellungsscheines sind aus dem Entwürfe in die Geschäfts- 
ordnung verwiesen worden. Damach sollte der Zustellungs- 
schein enthalten: den Ort und Tag der Zustellung, die Bezeich- 
nung des zugestellten Schriftstückes und die Zahl der Beilagen, 
die Bezeichnung der Person, welcher das Schriftstück behändigt 
oder bei der es zurückgelassen wurde; bei Ersatzzustellungen 
die kurze Angabe des Grundes und des beobachteten Vor- 
ganges; im Falle der Verweigerung der Annahme die Bemer- 
kung, dass und aus welchen Gründen die Annahme verweigert 
wurde, und dass das Schriftstück am Orte der Zustellung 
zurückgelassen oder hinterlegt wurde; die Unterschrift des Zu- 
stellungsorganes und des Empfängers oder die Angabe des 
Orundes, warum letzterer die Fertigung verweigert. Auf dem 
augestellten Schriftstücke oder bei Postzustellungen auf dem 
Umschlage desselben sollten Ort und Tag der Zustellung an- 
gemerkt werden. 



Digitized by V^OOQIC 



- 175 — 

Wohnungsänderung. 

§111. Die Partei, welche währenddes Processesden Wohnort 
oder die Wohnung ändert, hat hievon dem Gerichte Mittheilung 
zu machen 'j das Gleiche gilt von dem zur Empfangnahme 
von Zustellungen berechtigten Vertreter oder Bevollmächtigten 
einer Partei, 

Wird diese Anzeige unterlassen und sind die genannten 
Personen infolge der Wohnungsänderung nicht mehr zu finden, 
so sind alle weiteren, diese Streitsache betreffenden Zustellungen 
am bisherigen Zustellungsorte nach den Vorschriften des § 104 
mit der Maßgabe vorzunehmen, dass sich die im § 104, Absatz 1, 
geforderte Verständigung auf die mündliche Mittheilung an den 
im selben Hause wohnenden Vermieter oder an eine von diesem 
bestellte, ebenda wohnhafte Aufsichtsperson zu beschränken hat. 

1. Die Partei oder deren gesetzlicher Vertreter oder Be- 
vollmächtigter (auch Zustellungsbevollmächtigter) haben eine 
Aenderung der Wohnung oder des Wohnortes (§ 101) dem 
Gerichte anzuzeigen, wenn diese Aenderung während des 
Processes erfolgt. Diese Verpflichtung beginnt ftir den Ge- 
klagten mit der Zustellung der Klage, für den Kläger und 
dessen Vertreter mit der Ueberreichung der Klage, weil von 
diesem Zeitpunkte an von amtswegen für die ordnungsmäßige 
Zustellung weiterer Schriften zu sorgen ist, daher diese Ver- 
pflichtung seitens des Klägers nicht von der Streitanhängigkeit 
{§ 232) abhängig sein kann. Hat die Partei einen Processbe 
vollmächtigten oder geraeinen Bevollmächtigten bestellt, so muss 
mit Rücksicht auf die Vorschrift des § 170 sowohl die Woh- 
nungsänderung des Bevollmächtigten als jene der Partei angezeigt 
werden. Erfolgen die Zustellungen an den Zustellungsbevoll- 
mächtigten oder Procuristen oder einen Generalbevollmächtigten 
der Partei, welcher nicht zugleich ProcessbevoUmächtigter ist, 
so braucht eine Wohnungsänderung der Partei nicht ange- 
zeigt zu werden, wohl aber ist jede Wohnungsändening des 
Bevollmächtigten anzuzeigen. 

Desgleichen entfiült die Anzeige der Wohnungsänderung 
bei Parteien oder deren Vertretern, welche in Geschäftsiocale, 
eine gewerbliche Betriebsstätte oder einen Arbeitsplatz haben, 
wo ihnen bisher zugestellt wurde. In diesen Fällen ist aber 
eine Aenderung des Geschäftslocales, der Betriebsstätte oder des 
Arbeitsplatzes anzuzeigen. 

Der Nebenintervenient ist außer den im § 20 angeführten 
Fällen nicht Processpartei, er ist Jedoch gemäß § 18 dem Verfahren 
beizuziehen, daher gleichfalls zur Anzeige einer Aenderung seines 
Wohnortes oder seiner Wohnung verpflichtet, sofern er nicht 
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einen Bevollmächtigten namhaft gemacht hat oder gemäß § 98 
durch die Hauptpartei als Zustellungsbevollmächtigter ver- 
treten wird. 

Eine Verständigung des Gegners von der Wohnungs- 
änderung ist nicht vorgeschrieben. 

2. Es wäre eine das Bedürfnis überschreitende Härte, 
wenn gestattet würde, eine Partei, welche die Anzeige der 
Wohnungsänderung unterließ, immer sogleich als unauffindbar 
zu behandeln. Die Bestimmung des § 111 ist daher nicht an- 
wendbar, wenn die neue Wohnung der Partei ohne Schwierig- 
keit ermittelt werden kann. 

Andernfalls soll die Partei ähnlich behandelt werden, wie 
jener Adressat, der in seiner bekannten Wohnung nicht anzu- 
treflFen ist, es erfolgt die Zustellung mittels Hinterlegung. Der 
Anschlag einer schriftlichen Bekanntmachung der Hinterlegung 
muss hier aus begreiflichen Gründen unterbleiben (Regierungs- 
motive, S. 222). 

Welche Schritte das Gericht und das Zustellungsorgan zur 
Ermittlung der neuen Wohnung machen soll, wird in jedem 
einzelnen Falle zu erwägen sein. Nachfragen bei den Haus- 
genossen, bei dem Gegner, beim Polizeiamte werden in den 
meisten Fällen genügen. 

Zustellung zwischen Advocaten. 

§ 112. Sind beide Parteien durch Advocaten vertreten, so 
können alle Zustellungen an die Parteien in der Art bewirkt 
werden^ dass der Advocat der Partei, durch deren Processhand- 
lung die Zustellung veranlasst wird (betreibende Partei), das 
zuzustellende Schriftstück dem Advocaten der Gegenpartei durch 
einen Boten oder durch die Post übersendet. Das zuzustellende 
Schriftstück ist in diesem Falle dem Advocaten der betreibenden 
Partei vom Gerichte zum Zwecke der Uebersendung an den 
gegnerischen Advocaten gegen Empfangsbestätigung auszuhändigen. 

Zum Nachweise der bewirkten Zustellung genügt die mit 
Datum und Unterschrift versehene schriftliche Empfangsbestäti- 
gung des Advocaten, welchem zugestellt worden ist. 

Alle in Sachen der Zustellung sonst den Zustellungs- 
Organen obliegenden Anzeigen und Mittheüungen an das Gericht 
sind bei Zustellungen zunschen Advocaten von dem Advo- 
caten der betreibenden Partei zu bewerkstelligen. 

1. Von dem nach § 112 zugelassenen Mittel, den Vorgang 
bei einer Zustellung zu vereinfachen, wird in der Regel nur 
in denjenigen Rechtssachen Gebrauch gemacht werden, in 
welchen die Vertretung der Parteien durch Advocaten geboten 
ist. Es fehlt aber an einem Grunde, die Anwendbarkeit dieses 
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Mittels auf andere Rechtssachen auszuschließen, sofern nur 
beide Parteien durch Advocaten vertreten sind (Regierungs- 
motive, S. 222). Es steht jedoch der Zustellung zwischen Ad- 
vocaten der Umstand nicht im Wege, dass einer der Advocaten 
selbst Partei ist und sich selbst vertritt. Die Zustellung von 
Anwalt zu Anwalt, welche eine ganz selbständige und eigen- 
artige ist, setzt das beiderseitige Einverständnis der Anwälte 
voraus. Es ist hiebei durchaus der freien Entschließung de» 
processbevollmächtigten Anwalts, dem zugestellt werden soll, 
überlassen, ein ihm im Wege der Zustellung von Anwalt zu 
Anwalt angebotenes und zugestelltes Schriftstück anzunehmen 
oder nicht. Nimmt er das ihm offerierte Schriftstück als ihm 
zugestellt an und stellt er das im Absatz 2 erwähnte Empfangs- 
bekenntnis unter Aushändigung an den Gegenanwalt aus, dann 
ist das erforderliche Einverständnis in die äußere Erscheinung 
getreten, sohin durch das Empfang«bekenntnis erkennbar ge- 
macht worden und der Zustellungsact perfect. Es greift hier 
aber die unmittelbare Zustellung Platz. Eine Ersatzzustellung 
ist unstatthaft. Das bloße Gelangen des Schriftstückes in die 
Kanzlei des Anwaltes, beziehungsweise eine Zustellung an einen 
Angestellten oder Bediensteten (§ 103) ist wirkungslos. Eine 
Ausnahme tritt bloß dann ein, wenn einer von ihnen von dem 
Advocaten besonders hierzu ermächtigt ist; dagegen sind sie 
von der Unterschrift des Empfangsbekenntnisses ausgeschlossen 
(0. L. G. flir Bayern, Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 141). 
Die durch § 103, Abs. 3 vorgesehene Ersatzzustellung findet 
daher auf die nach § 112 statthafte Zustellung keine Anwen- 
dung; denn die Zustellung von Anwalt zu Anwalt ist eine 
ganz selbständige und eigenartige, welche sich der Zustellung 
durch den Gerichtsdiener und durch die Post anreiht, mit diesen 
Zustellungen aber nichts gemein hat. Während nämlich hier 
der Zustellende die Richtigkeit der erfolgten Zustellung beur- 
kundet und durch die Beurkundung den Nachweis der richtig 
bewirkten Zustellung liefert, tritt bei der Zustellung von An- 
walt zu Anwalt an Stelle der Beurkundung durch den Zustel- 
lenden die Bestätigung des Empfanges der erhaltenen Zustel- 
lung durch die Unterschrift des Empfängers. Dagegen ist in 
den Fällen der letzteren Art nicht nur vorgängige Ermächtigung 
zur Empfangnahme, sondern auch die nachträgliche Genehmigung 
der Vornahme einer solchen Handlung durch diesen rechts- 
wirksam (R. G. Leipzig, IX, S. 455). 

2. Wer im einzelnen Falle als betreibende Partei die Zu- 
stellung durch seine Processhandlung veranlasst hat, wird 
manchmal schwer zu entscheiden sein. Der sachfUllige Kläger, 
durch dessen Klage das für ihn ungünstige Urtheil veranlasst 
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worde, der beweisfiihrende Geklagte, dessen Beweis misslungen 
ist und zur Vertagung und neuerlichen Anordnung der münd- 
lichen Verhandlung nach durchgeführtem Beweise Veranlassung ge 
geben hat, werden an der raschen und rechtzeitigen Zustellung 
des Urtheiles oder Beschlusses kein Interesse haben. Es wird 
Sache der Partei sein, in solchen Fällen von der unmittelbaren 
Zustellung von Anwalt zu Anwalt abzugehen und dies dem 
Gerichte rechtzeitig anzuzeigen. Aber auch das Gericht wird 
zu erwägen haben, ob von einer betreibenden Partei im gege- 
benen Falle gesprochen werden kann, oder ob die amtswegige 
Zustellujig zu verfügen ist. 

3. Die Vorschriften des § 90 über die Zustellung an den 
Vertreter mehrerer Betheiligten und an einen von mehreren 
Vertretern eines Betheiligten, sowie die Vorschriften der §§ 100 
und 101 über die Zeit und den Ort der ZusteUong sind auch 
hier anwendbar, nicht aber die besonderen Bestimmungen über 
die Zustellung durch Zustellungsorgane. 

4. Die schriftliche Bescheinigung, durch welche ein Anwalt 
bei der Zustellung von Anwalt zu Anwalt sich zum Empfange 
des zugestellten Schriftstückes bekennt, ist eine Zeugnisurkunde, 
welche hinsichtlich ihrer Beweiskraft einer öffentlichen Ur- 
kunde gleichgestellt und somit nach den Vorschriften des § 292 
zu beurtheilen ist (R. G. Leipzig, XV, S. 374). Doch ist der 
Gegenbeweis nicht ausgeschlossen. Die Behauptung, dass das 
niedergeschriebene Datum der Empfangsbestätigung einen Tag 
bezeichne, welcher in eine frühere Zeit falle als der Zeitpunkt, 
in welchem der Aussteller des Empfangsbekenntnisses überhaupt 
Kenntnis von dem Zustellungsofferte erhalten hatte, ist beweis- 
würdig (R. G. Leipzig, VIII, 328). Die Zustellung ist überhaupt 
nicht realisiert, wenn das Empfangsbekenntnis den bestimmten 
Tag des Empfanges nicht urkundlich ausdrückt (R. G. Leipzig, 
XIX, S. 426). Die Empfangsbestätigung des Anwaltes ist 
jedoch nicht das einzige Beweismittel über die erfolgte Zu- 
stellung, denn der Ausdruck „genügt" schließt sprachlich nur 
das Verlangen strengerer Beweismittel aus, nicht die Zulassung 
anderer (Wilmowski, S. 300). Das Reichsgericht zu Leipzig hat 
in der Entscheidung vom 18. Feber 1885 (XIV, S. 349) an- 
erkannt, dass das schriftliche Zeugnis des zustellenden An- 
waltes zum Beweise der Zustellung genügt und damit ausge- 
sprochen, dass die Annahme der Zustellung und nicht die 
Ausfertigung der Empfangsbestätigung zur Perfection der Zu- 
stellung genüge. Dies wird umsomehr für das österreichische 
Gesetz gelten müssen, als dieses die vor Gericht erklärte Be- 
reitwilligkeit zur Zustellung unter Advocaten fordert. 
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5. Verweigert der Advocat die Annahme eines ihm vom 
gegnerischen Advocaten zuzustellenden Schriftstückes, so muss 
dieser die gerichtliche Intervention in Anspruch nehmen; eine 
zwangsweise ZusteUung im Sinne des § 109 ist unter Advo- 
caten ausgeschlossen. Die IVage, wie die Zustellung seitens des 
Advocaten, dem zugestellt worden ist, ^u beweisen sei, ist 
durch die Vorschrift gelöst, dass dem Advocaten der betrei- 
benden Partei das zuzustellende Schriftstück, also auch die fUr 
seine eigene Partei bestimmte Ausfertigung vom Gerichte zu- 
zustellen ist. 

§ 113, So lange sich ein Advocat nicht mit Zustimmung 
des gegnerischen Advocaten zur Besorgung der Zustellung hei 
Gericht bereit erklärt hat, sind die in der betreffenden Streit- 
sache vorkommenden Zustellungen von amtswegen zu vollziehen. 

Die durch die Zustellung zwischen Advocaten im Vergleiche 
zur sonstigen Zustellung von amtswegen etwa erwachsenden Mehr- 
kosten hat die Partei, deren Advocat sich zur Besorgung der 
Zustellung erboten hat, und zwar ohne Anspruch auf Bückersatz 
zu tragen. 

Auch wenn beide Parteien durch Advocaten vertreten 
sind, ist der OfficialvoUzug die regelmäßige Form der Zu- 
stellung. Erst wenn sich der Advocat zur Besorgung der Zu- 
stellung bei Gericht bereit erklärt und die Zustimmung des 
Gegenadvocaten nachgewiesen hat, ist die unmittelbare Zu- 
stellung von Anwalt zu Anwalt zulässig. Eine bestimmte Form 
für diese Erklärung und für die Zustimmung ist nicht vorge- 
schrieben; sie kann in einem vorbereitenden Schriftsatze, in 
einem besonderen Schriftsatze, bei einer mündlichen Verhand- 
lung oder in der Gerichtskanzlei erfolgen. Aus dem Erforder- 
nisse des beiderseitigen Einverständnisses folgt zugleich, dass 
schon die einseitige Widerrufserklärung einer Partei oder ihres 
Anwaltes genüge, um fUr das Verfahren wieder die amtliche 
Zustellung nothwendig zu machen. Dieser Widerruf liegt schon 
vor, wenn der Advocat die Annahme der Zustellung ver- 
weigert, in welchem Falle der zustellende Advocat die amts- 
wegige Zustellung veranlassen muss. Erklärt sich nur einer 
der Advocaten zur Uebemahme der Zustellung bereit, so 
werden jene Zustellungen, welche durch Processhandlungen dei- 
Gegenpartei veranlasst werden, von amtswegen zu erfolgen 
haben. Aus der Vorschrift, dass durch das Abgehen von den 
gewöhnlichen Zustellungsvorschriften die Kosten des Verfahrens 
nicht vertheuert werden dürfen, folgt nicht, dass die Mehr- 
kosten der amtswegigen Zustellung zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung nicht nothwendig waren. 

12* 
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UinHtelbare Ausfolgmio bei fierioht. 

§ 114. Alle einer Person zuzustdlenden Schriftstücke sind 
derselben unmittelbar bei Gericht ausBufolqen, wenn sie sich sur 
Empfangnahme des Schriftstückes bei Gericht meldet, bevor noch 
das Schriftstück der Post übergeben wurde, der Gerichtsdiener 
die Zustellung auszuführen begonnen hat, das Ersuchen um jSu- 
Stellung an den Gemeindevorsteher oder an den Geschäftsführer 
des ausgeschiedenen Gutsgebietes abgegangen oder die sonst jsum 
VoUeuge der Zustellung nöthige Einleitung getroffen ist. 

In solchen Fällen wird der Vollzug der Zustellung durch 
eine besondere Empfangsbestätigung der Person, welcher das 
Schriftstück, ausgefolgt wurde, oder durch deren Unterschrift in 
dem hiezu bestimmten amtlidien Register beurkundet. 

Eine weitere Vereinfachung der Zustellong kann dadurch 
bewirkt werden, dass den Parteien die für sie bestimmten 
Schriftstücke unmittelbar bei Gericht ausgefolgt werden. Es 
kann dies namentlich auf dem Lande zur Ersparung von Zeit 
und Kosten führen, falls sonst entfernt wohnende Parteien sich 
vorübergehend am Gerichtsorte befinden. Auch hier darf selbst- 
verständlich die Einleitung einer Zustellung nicht deshalb 
verzögert werden, weil man glaubt oder zu vermuthen Grund 
hat, dass sich eine Partei die für sie bestimmten Schriftstücke 
selber bei Gericht abholen werde. Die Identität desjenigen, 
der ein fUr ihn bestimmtes Schriftstück bei Gericht abholt, 
wird, wenn er bei Gericht nicht bekannt ist, umso sorgfilltiger 
geprüft werden müssen, als bei der im § 114 zugelassenen 
Zustellungsart auf jene Garantie der Identität verzichtet wird, 
die darin gelegen ist, dass der Adressat beim regelmässigen 
Gange der Zustellung in der bezeichneten Wohnung u. s. w. 
gefunden wird. Die Beurkundung der Ausfolgung des Schrift- 
stückes bei Gericht wird alle Daten zu constatieren haben, 
die in einem Zustellungsschein aufzunehmen sind (Regierungs- 
motive, S. 223). Hat die Zustellung gemäß § 93 an den Pro- 
cessbevoUmächtigten zu erfolgen, so kann auch die Ausfolgung 
bei Gericht nur an diesen und nicht an die Partei geschehen. 

Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung. 

§ 115. Wenn glaubhaft gemacht unrd, dass der Aufent- 
halt einer Person, an welche eine Zustellung erfolgen soll, unbe- 
kannt ist, kann die Zustellung auf Antrag, sofern nicht die 
Bestimmungen des § 111 zur" Anwendung zu kommen haben, 
durch öffentliche Bekanntmachung vollzogen werden. Die Ent- 
scheidung über diesen Antrag erfolgt, falls derselbe nicht bei 
einer mündlichen Verhandlung gestellt wurde, ohne vorhergehende 
mündliche Verhandlung, und im Verfahren vor Gerichtshöfen 
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durch den Vorsitzenden des Senates, dem die Beditssache äuge- 
wiesen ist. 

Die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung geschieht 
mittels Anschlag des zuzustellenden Schriftstückes an der Gerichts^ 
tafd des Processgerichtes. 

Wenn nicht vom Gerichte bei Betcilligung der öffentlichen 
Bekanntmachung eine längere Frist festgesetzt wird, oder sich 
die Person, welcher zugestellt werden soll, schon früher zur 
Empfangnah$ne des Schriftstückes hei Gericht meldet, ist das 
Schriftstück als zugestellt anzusehen, wenn seit Vornahme des 
Anschlages dreiHg Tage verstrichen sind. Die Giltigkeit der 
Zustdhmg wird dadurch nicht berührt, dass der Anschlctg noch 
vor dieser Zeit von der Gerichtstafel abgerissen oder beschädigt 
wurde. 

1. Anders als bei einer während des Rechtsstreites statt- 
findenden Wohnungsänderung einer Partei (§ 111) wird behufs 
Bewirkung der Zustellung dann vorzugehen sein, wenn der 
Aufenthalt der Partei, an welche eine Zustellung erfolgen soll, 
nicht bloß nachträglich unbekannt geworden, sondern schon 
von vornherein unbekannt ist. Wenn die Zustellung an solche 
Parteien zu vollziehen ist, glaubt der Entwurf die im Interesse 
der Rechtssicherheit nöthigen Vorkehrungen darnach verschieden 
einrichten zu sollen, ob die Partei, an welche die ZusteUung 
erfolgen soll, zur Wahrung ihrer Rechte eine Processhandlung 
vorzunehmen hätte — was namentlich dann immer anzunehmen 
sein wird, wenn das zuzustellende Schriftstück eine Ladung 
enthält - oder ob eine solche Processhandlung nicht vorzu- 
nehmen ist. 

In letzterem Falle ist ein Bedürfnis für die amtliche Be- 
stellung eines Vertreters und für außergewöhnliche Publioität 
der Bekanntmachung nicht vorhanden, und der Entwurf bean- 
tragt daher, hier die Zustellung durch Anschlag des zuzustellen- 
den Schriftstückes an der Gerichtstafel des Processgerichtes zu 
vollziehen (Regierungsmotive, S. 223). Unter der Person, 
welcher zugestellt werden soll, ist die Processpartei, aber auch 
derjenige, an welchen eine Streitverkündigung gemäß § 21 
erfolgen soll, sowie der Auetor (§ 22) zu verstehen. Unkenntnis 
der Person oder des Aufenthaltsortes des gesetzlichen Ver- 
treters einer processunfUhigen Partei berechtigt jedoch zu dem 
Antrage nicht, weil in diesem Falle gemäß § 8 immer ein 
Curator zu bestellen ist. 

Nachdem im Streitverfahren mit der Zustellung der Klage 
immer eine Ladung oder die Aufforderung zur Beantwortung 
derselben verbunden ist und eine nach Einbringung oder Zu- 
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Stellung der Klage eintretende Aenderung des Wohnortes gemäß 
§ 111 zu beurtheilen ist; nachdem weiter die StreitverkUndigung 
oder die Benennung des Auetors Processhandlungen dieser 
Personen zur Wahrung ihrer Rechte nothwendig machen, so 
wird eine Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ohne 
Bestellung eines Curators nur im Executionsverfahren und im 
Verfahren außer Streitsachen^ insbesondere in Grundbuchssachen 
zulässig sein. 

2. Voraussetzung der Zustellung durch öffentliche Be- 
kanntmachung ist, dass der Aufenthalt zur Zeit, wo die Zu- 
stellung erfolgen soll, nicht nur der betreibenden Partei, son- 
dern überhaupt unbekannt ist. Der Ersatz der ordentlichen 
Zustellung durch eine öffentliche Zustellung mit der Fiction 
wirklich erfolgter Behändigung des zuzustellenden Schriftstückes 
ist nur für den Nothfall zu gestatten, wenn feststeht, dass keine 
der anderen Zustellungsformen zum Ziel führt oder ftihren 
kann. Es genügt hiemach nicht, dass der die Bewilligung der 
öffentlichen Zustellung beantragenden Partei der Aufenthalt der 
Partei, welcher zugestellt werden soll, unbekannt ist, sondern 
sie hat auch glaubhaft zu machen (§ 274), dass sie bestrebt 
gewesen, den Aufenthalt der Gegenpartei zu ermitteln und dass 
ihr solches mit den ihr zu Gebote stehenden Hilfsmitteln nicht 
möglich gewesen ist (O. L. G. Hamburg, Fuchsberger, Er- 
gänzungsband, S. 142). 

Die Zustellung nach § 115 kann nur über Antrag der 
Partei erfolgen, der über diesen Antrag ergehende Beschluss 
ist nach § 427 den Parteien zuzustellen, der abwesenden Partei 
gleichfalls mittels Anschlag an der Gerichtstafel. 

3. Der Anschlag des Schriftstückes an der Gerichtstafel 
hat nach Ablauf von dreißig Tagen oder einer längeren vom 
Gerichte mit Rücksicht auf die obwaltenden Verhältnisse gleich 
bei der Bewilligung der Zustellung durch öffentliche Bekannt- 
machung festgesetzten, daher gleichfalls bekanntzumachenden 
Frist die gleiche Wirkung, wie die gewöhnliche Zustellung. 
Ein Beweis, dass die abwesende Partei früher oder später von 
dem Anschlage Kenntnis erhalten hat, ist rücksichtlich der 
Wirkung der Zustellung ohne Bedeutung. 

Nur für den Fall, dass sich die Partei vor Ablauf dieser 
Frist zur Empfangnahme bei Gericht meldet und sodann 
die ordentliche Zustellung an dieselbe bewirkt wird, gilt diese 
Zustellung. Das an der Gerichtstafel angeschlagene Schrift- 
stück kann durch keinerlei Vorkehr der Gefahr der Beschädi- 
gung oder Vernichtung gänzlich entzogen werden. Man kann 
demnach die durch das Anheften begründeten Wirkungen 
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nicht davon abhängig machen, dass das Schriftstück unverletzt 
erhalten werde. Durch diese Bestimmung wird jedoch nicht 
ausgeschlossen^ dass die Gerichtskanzlei für die Erneuerung der 
an der Gerichtstafel angehefteten beschädigten Schriftstücke 
nach Thunlichkeit stets Sorge trage (Regierungsvorlage, S. 223). 

Zustellung an den Curator. 

§ 116. Für Personen, an welche die Zustellung wegen 
Unbekanntheit des Aufenthaltes nur durch öffentliche Bekannt- 
niachung geschehen könnte, hat das Gericht auf Antrag oder von 
amtswegen einen Curator zu bestellen (§ 9), wenn diese Personen 
infolge der an sie zu bewirkenden Zustellung gur Wahrung ihrer 
Rechte eine Processhandlung vorzunehmen hätten und insbesondercy 
wenn das zuzustellende Schriftstück eine Ladung derselben enthält. 

Wenn einer Person unbekannten Aufenthaltes Erledigungen 
zuzustellen sind, oder Schriftstücke, die zu einer Processhand- 
lung des Adressaten Anlass enthalten, so soll die Zustellung 
nicht mittels öffentlicher Bekanntmachung erfolgen, sondern das 
Gericht hat hier von amtswegen oder über Antrag für die 
einstweilige Repräsentation der abwesenden Partei zu sorgen 
(Bestellung eines Curators), und nachdem so ein Vertreter des 
Abwesenden erlangt worden, ist diesem die Ladung u. s. w. 
namens der abwesenden Partei zuzustellen. Das entspricht dem 
heutigen Vorgange bei Anbringung einer KJage gegen ab- 
wesende Parteien und es unterliegt gewiss keinem Bedenken, 
was die Gerichtsordnungen für diesen besonderen Fall be- 
stimmen, soweit auszudehnen, als die nämlichen Voraussetzungen 
und vor allem die Nothwendigkeit besteht, sich bei sonstiger 
Gefahr eines materiellrechtlichen Präjudices über das zugestellte 
Schriftstück zu äußern oder sonst eine Processerklärung abzu- 
geben (Regierungsmotive, S. 223). 

Für die Bestellung des Curators ist ein Parteiantrag nicht 
erforderlich, das Gericht kann von amtswegen einen solchen 
bestellen, wenn auch die Partei nur die öffentliche Bekannt- 
machung beantragt hat, es kann aber auch bei Zustellungen, 
welche unbestellbar bleiben, von amtswegen zur Bestellung eines 
Curators schreiten, wenn sonst die Bedingungen hiezu vor- 
liegen. Wegen der mit der Curatorbestellung verbundenen 
Kosten wird sich jedoch die vorherige Aufforderung an die 
betreibende Partei zur Behebung des Zustellungsanstandes em- 
pfehlen. 

§117, Die Bestellung des Curators, dessen Name und 
Wohnort und eine kurze Angabe des Inhaltes des zuzustellenden 
Schriftstückes sind nebst der Bezeichnung des Processgenchfes 
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und der Streitsache durch Edid bekannt sfuinadien. Das Edid 
luit die Bemerkung 0U enthalten, dass die Person, für welche 
der Curator bestellt wurde, bis zu ihrem eigenen Auftreten oder 
der Namhaßmachung eines BevoUmäcfUigten auf ihre Gefahr und 
Kosten durch den Curaior vertreten werde. 

Das Edid ist an der Gerichtstafel des Processgerichtes an- 
zuschlagen uud in die zur Veröffentlichung der amtlichen Be- 
kanntmachungen dieses Gerichtes bestimmte Zeitung einmal ein- 
zuschalten. Wenn dies im einzelnen Falle zweckmäßig erscheint 
und nicht mit einem im Vergleiche zum Streitgegenstande zu 
großen Kostenaufwand verbunden ist, kann auf Antrag oder von 
amtswegen angeordnd werden, dass das Edid auch in anderen 
Zeitungen oder dass es mehrer/miale eingeschaltet werde. Gegen 
^diese Anordnung ist ein Redüsmiütl nicht zulässig. Im Ver- 
fahren vor Gerichtshöfen steht diese Anordnung dem Vorsitzen- 
den des Senates zu, dem die Rechtssache zugewiesen ist, An- 
schlag und Einschaltung des Edides sind von amtswegen zu 
bewirken. 

In BedUssachen bis einhundert Gulden kann die Kund- 
machung statt durch Edictseinschaltung auf die ortsübliche Weise 
geschehen. 

Die Curatorbestellang muss öffentlich bekannt gemacht 
werden, das ist eine wesentliche Vorbedingung, um die Thätig- 
keit eines Curators als von der abwesenden Partei genehmigt 
auffassen zu können. Es wird aber auch aus den dargelegten 
Gründen bei dieser Bekanntmachung weiter gegriffen werden 
müssen, als bei der im § 115 angeordneten. Alle mit der Be- 
kanntmachung zusammenhängenden Vorkehrungen sind von 
amtswegen zu treffen (Regierungsmotive, S. 224). 

Die für den Inhalt des Edictes vorgeschriebenen Er- 
fordernisse sind obligatorisch. Der Inhalt des Schriftstückes 
wird die Bezeichnung der Parteien und das Begehren enthalten 
müssen und es wird sich — obwohl es nicht vorgeschrieben 
ist — empfehlen, auch die über das Schriftstück vom Gerichte 
getroffene Verfolgung: Anordnung der Verhandlungstagfahrt, 
aufzunehmen. 

Neben dem Anschlage an der Gerichtstafel ist die Ein- 
schaltung des Edictes in der amtlichen Landeszeitung zur 
Giltigkeit der Zustellung erforderlich. Die einmalige Ein- 
schaltung genügt, doch kann in besonderen Fällen eine wieder- 
holte Einschaltung oder auch die Verlautbarung in anderen 
Zeitungen des In- und Auslandes verfUgt werden. Dem Er- 
messen des Gerichtes ist überlassen in Rechtssachen, deren 
Streitgegenstand an Geld — nicht Geldes vert — einhundert 
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Gulden nicht überschreitet, das Edict neben dem Anschlage 
statt in der amtlichen Landeszeitung auf ortsübliche Weise zu 
verlautbaren. 

§ 118. Die Zustellung giU mit Vornahme des Anschlages 
und der ihr nachfolgenden Einhändigung des zuzustellenden 
Schriftstückes an den Curaior als vollzogen. 

Die Kosten der Bekanntmachung und der Curators- 
bestellung sind unbeschadet eines Anspruches auf Ersatz von der 
Partei zu bestreiten, durch deren Processhandlung beides ver- 
anlasst wurde. 

Die Zustellung gilt hier nicht wie im Falle des § 115 
mit Verstreichung einer bestimmten Frist seit Anschlag des 
Edictes bewirkt, sondern weil der vom Gerichte bestellte Curator 
zur Vornahme von Processhandlungen berechtigt erscheint, 
muss man unter der Voraussetzung einer entsprechenden Ver- 
lautbarung des Edictes die an den Curator erfolgte Zustellung 
als den maßgebenden Zeitpunkt des Zustellungsvollzuges be- 
handeln (Regierungsmotive, S. 224). Die Voniahme des An- 
schlages muss der Zustellung vorangehen, die Einschaltung in 
der Zeitung muss zwar zur Giltigkeit der Zustellung erfolgt 
sein, es ist jedoch nicht erforderlich, dass sie der Zustellung 
vorangehe. Jedenfalls muss sie rechtzeitig erfolgen, damit die 
Partei noch vor Ablauf der Frist zur Processhandlung oder vor 
der Tagsatzung hievon in der Zeitung Kenntnis erlangen könne. 
Unter diesen Voraussetzungen hat die Zustellung an den Curator 
die gleiche Wirkung wie eine gewöhnliche Zustellung. Ob die 
Person, an welche zugestellt werden soll, von der Zustellung 
an den Curator früher oder später Kenntnis erlangt hat, ist 
unerheblich, sie kann auch, wenn sie sich bei Gericht meldet 
oder einen anderen Bevollmächtigten namhaft macht, nicht die 
neuerliche Zustellung verlangen, sondern nur die Ausfolgung 
der Schriften von dem Curator begehren. 

Absatz 2 ist eine Wiederholung der Vorschrift des § 10, 
wonach auch die Kosten der Thätigkeit des Curators von der 
betreibenden Partei zu bestreiten sind. 

ZusteHung an Exterritorlaie. 

§ 119. Behufs Vornahme von Zustellungen an Personen, 
welche die Exterritorialität genießen, oder an Personen, ivelche 
sich in der Wohnung eines Exterritorialen befinden, hat das 
Gericht die Vermittlung des Obersthofmarschailamtes anzusuchen. 

Kann die Zustellung auf diesem Wege nicU bewirkt 
werden, so hat das Gericht, bei wdchefu die Recht^aaclie an- 
Mngig ist, für die Person, an welche zugestellt werden soll, auf 
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Antrag oder von amtswegen einen Curator zu bestellen (§ 9), 
an welchen mit Wirksamkeit zugestellt iverden kann. 

Der Curator hat seine Bestellung unter Angabe des In- 
haltes des ihm eingehändigten Schriftstückes, des Processgerichtes 
und der Streitsache der Person, welcher zugestellt werden sollte, 
ohne Aufschub mitzutheilen und für dieselbe bis zu ihrem eigenen 
Auftreten oder der Namhaflmachung eines Bevollmächtigten am 
gerichtliclien Verfahren theilzunehmen, wenn jedoch die Voraus- 
setzungen der %% 115 oder 116 vorliegen, die Erlassung einer 
öffentlichen Bekanntmachung im Sinne der §§ 115 oder 117 zu 
beantragen. 

In Bezug auf die Kosten der Curatorsbestellung und öffent- 
lichen Bekanntmachung hat § IIS, Absatz 2, zur Anwerbung 
zu kommen. 

1. Nach Art. I, Beil, XVII der Wiener Congr.-Acte ge- 
nießen das Recht der Exterritorialität die Botschafter, Legaten^ 
Nuntien, die Gesandten und bevollmächtigten Minister, die beim 
Monarchen, und die Geschäftsträger, die beim Minister des 
Aeußeren accreditiert sind, das Gesandtschaftspersonale, die Gattin 
und die Familienglieder des? Gesandten. Der bisherige Wir- 
kungskreis des Obersthofmarschallamtes in Betreflf der Zustellungen 
gerichtlicher Erlässe an exterritoriale Personen bleibt gemäß 
Art. in Einf.-Ges. zur Jurisdictionsnorm unberührt. 

2. Die fllr die Zustellung an Exterritoriale geltenden Vor- 
schriften wurden durch die Bestimmung ergänzt, dass vom 
Processgerichte für den Adressaten ein Curator zu bestellen sei, 
wenn der Versuch vergeblich geblieben, die Zustellung an einen 
Exterritorialen oder an eine Person zu bewirken, welche sich 
in der Wohnung des Exterritorialen befindet. Selbstverständ- 
liche Voraussetzung dieser Anordnung ist es, dass die Zustellung 
eine Rechtssache betrifft, in welcher das Processgericht trotz 
des exterritorialen Charakters des Adressaten zuständig ist. 
Die Frage, ob die Curatorbestellung in einer Rechtssache er- 
folgte, in welcher die durch den Curator vertretene Person der 
inländischen Gerichtsbarkeit untersteht, wird übrigens auch vom 
Curator selbst durch Recurs gegen seine Bestellung auf- 
geworfen und der Entscheidung im Instanzenzuge zugeführt 
werden können. Die Anordnung, dass der Curator seine Be- 
stellung dem Adressaten mitzutheilen habe, bürgt dafür, dass 
auch dem letzteren volle Gelegenheit geboten werde, seine et- 
waigen abweichenden Rechtsauffassungen, sei es dem Ge- 
richte, sei es im amtlichen Wege zur Geltung zu bringen (Re- 
gierungsmotive, S. 224). 
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2. Im Auslande. 

§ 120, Zustellungen an die in einem fremden Staate sich 
aufhaltenden und dort das Recht der Exterritorialität genießen- 
den österreichischen Staatsangehörigen werden auf Ansuchen des 
Gerichtes durch das Ministerium des Äeuüern bewirkt. 

§ 121. Zustellungen an Personen, welche sich außerJialb 
des Geltungsgebietes dieses Gesetzes befinden und nicht zu den 
im § 120 bezeichneten Personen gehören, erfolgen, sofern nicht 
hiezu nach den dafür geltenden Bestimmungen die Vermittlung 
eines österreichisch-ungarischen Gesandten oder einer österreichisch* 
ungarischen Consularbehörde in Anspruch genommen werden kann,, 
mittels Ersuchen an die zuständige ausländische Behörde. Da$ 
Ersuchen ist unter Beobachtung der hinsichtlich der einzelnen 
Staatsgebiete erlassenen besonderen Anordnungen vom Gerichte 
zu stellen, bei welchem die Rechtssache eben anhängig ist. 

Wenn die Bestätigung über die erfolgte Zustellung binnen 
einer angemessenen Zeit nicht einlangt, kann die betreibende 
Partei je nach Lage der Sache die Zuteilung durch öffentlicJie 
Bekanntmachung oder eine Curatorsbestellung im Sinne des 
§ 116 beantragen. Gleiches gilt auch für den Fall, dass eine 
Zustellung im Auslande vergeblich versucht wurde oder das Er- 
suchen wegen offenkundiger Vertveigerung der Rechtshilfe seitens 
der ausländischen Behörde keinen Erfolg verspricht, 

1. Wenn an eine Person im Auslande zugestellt werden 
soll, welche nicht das Recht der Exterritorialität genießt, werden 
die nach der Gesetzgebung des betreffenden Landes mit dieser 
Aufgabe betrauten Organe um den Vollzug zu ersuchen sein. 
Es wäre denn, dass durch besondere Bestimmungen den ia 
diesem Lande functionierenden österreichisch-ungarischen Ge- 
sandten oder Consularbehörden eine Ingerenz in Zustellungs- 
sachen eröffnet sei. Die Zustellung durch die Post kann 
hier nicht angeordnet werden (Regierungsmotive, S. 224). Die 
llbrigen Vorschriften über die Zustellungen sind nur insofern 
anwendbar, als sie nicht die Art der Zustellung betreffen, welche 
einzig durch § 121 geregelt wird. 

2. Den Gerichten ist gestattet, sich in allen jenen Fällen, wo 
es sich nur um einfache Zustellungen an österreichische oder 
fremde Staatsangehörige im Auslande handelt, unmittelbar an 
die daselbst befindlichen k. u. k. Gesandtschaften oder Con- 
sulate zu wenden (J. M. E. v. 14. October 1850, Nr. 393 R.-G.-BL). 
Die Gerichte haben jedoch in allen Fällen, in denen es sich 
nicht um dringende Angelegenheiten handelt, mit den k. u. k. 
Missionen im Auslande nicht direct zu correspondieren, sondern ihre 
Zuschriften an dieselben dem k. k. Justizministerium vorzulegen^ 
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damit dieses deren Beförderung durch das k. u. k. Ministerium 
des Aeußeren vermittels der regelmäßigen Courierverbindung 
veranlasse. Ftlr dringende Fälle bleibt laut obigen Erlasses 
den k. k. Gerichten die directe Correspondenz mit den k. u. k. 
Missionen im Auslande gestattet, sie haben jedoch ihre Zu- 
schriften an dieselben, wenn sie durch die Post befördert 
werden, gehörig zu frankieren (J. M. E. v. 5. November 1876, 
Z. 14.093). 

Die Zuschriften sind, sofern die Sprache des Landes, 
nach welchem das Ersuchen gerichtet ist, nicht gebraucht werden 
kann, deutsch abzufassen oder ist doch wenigstens eine deutsche 
Ucbersetzung beizulegen und sind von dem zum Verständnisse 
des Actes nothwendigen nicht deutsch abgefassten Beilagen 
deutsche Uebersetzungen beizufügen (M. E. v. 28. September 1868, 
Z. 11.810; 10. December 1869, Z. 14.920). 

3. Den Ersuchschreiben an ausländische Behörden 
ist auf der Adresse beizusetzen „oder jede andere zur Aus- 
fllhrung des Ersuchens berufene Behörde" (J.M.E. v. 17.April 1885, 
Z. 6508). Allen gerichtlichen Ausfertigungen, welche nicht in 
deutscher Sprache abgefasst sind, sind deutsche Uebersetzungen 
bcizuschließen (J. M. E. v. 12. November 1861, Z. 10.396). Die 
Zuschriften an ausländische Behörden sind zu frankieren 
(J. M. E. V. 12. April 1876, Z. 4651). Insofern nicht der un- 
mittelbare Verkehr zwischen den hierländischen und den aus- 
ländischen Gerichten zugelassen ist, sondern die Vermittelung 
des Justizministeriums in Anspruch zu nehmen ist, sind die 
Actenstücke von dem Gerichte erster Instanz dem Justiz- 
ministerium unmittelbar vorzulegen. Die Vorlage hat mit ein- 
fachem Rubrikberichte zu erfolgen, in welchem das einschrei- 
tende Gericht, die Art des zuzustellenden Actenstückes, der 
Gegenstand, welchen dasselbe betriflft, das Datum, die Geschäfts- 
zahl des Actenstückes, der Name und Wohnort des Adressaten, 
die Anzahl der vorgelegten Acten und Beilagen genau zu be- 
zeichnen sind (J. M. E. v. 25. Jänner 1890, Z. 101). 

4. Betreffs der einzelnen Staaten bestehen folgende Vor- 
schriften : 

Mit dem Staate Argentina oder Uruguay darf nicht 
direct verkehrt werden, die Ersuchschreiben sind zu legali- 
sieren (J. M. E. V. 6. Feber 1877, Z. 1606). 

Der gleiche Vorgang ist bei Belgien zu beobachten 
(J. M. E. V. 7. März 1857, Z. 50 R.-G.-Bl.). 

Nach Bosnien und der Herzegovina besteht directer 
Verkehr mit den dortigen Behörden, deren Verzeichnis mit 
J. M. E. V. 8. August 1880, Z. 11.319 bekannt gemacht wurde. 
Die Requisitionen sind in deutscher Sprache zu verfassen. 
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Mit Brasilien stellt sich die Besorgung der Zustellungen 
durch die k. u. k. Consulate als die verhältnismäßig sicherste 
und jedenfalls einfachste Vennittlungsart heraus. 

Um eine ZusteUung auf diesem Wege zu erlangen, genügt 
es, wenn das betreffende Actensttick, versehen mit einem vor- 
bereiteten Zustellungsscheine, nach Maßgabe der J. M. V. v. 
25. Jänner 1890, Nr. 4 J. M. V. B. ( Anm. '6) dem Justizministerium 
vorgelegt wird. 

Als Bescheinigung der erfolgten Zustellung wird den Ge- 
richten entweder der von der Partei unterfertigte Empfangschein 
oder das mit einer entsprechenden Bestätigung des k. u. k. 
Consulates versehene Post-Retourrecepisse übersandt werden 
<J. M. E. V. 22. Juli 1896, Z. 11.034). 

Auf diplomatischem Wege ist zu verkehren : 

mit Bulgarien, 

China, 

Dänemark (J. M. E. v. 8. Juli 18^0, Z. 9790). 

Mit Deutschland besteht unmittelbarer Verkehr (J.M.V. 
V. 17. Jänner 1857, Z. 15 R.-G.-Bl.), Zustellungen an Parteien in 
Elsass-Lothringen sind dem Justizministerium vorzulegen. 

Zustellungen nach Frankreich sind ohne Ersuchschreiben 
an die französische Behörde dem Justizministerium vorzulegen 
(J. M. E. V. 29. Feber 1864, Z. 1778). Bei Vorlage von Geschäfts- 
stticken zur Zustellung in Griechenland ist im Vorlagebericht 
anzugeben, ob es auf eine rechtsförmige Zustellung ankommt 
oder ob eine einfache Bestellung des Geschäftsstückes an den 
Adressaten genügt und es ist fUr den ersteren Fall entweder 
eine griechische Uebersetzung oder eine französische Ueber- 
setzung des Geschäftsstückes und der Geldbetrag für die Zu- 
stellungsgebür (2 Drachmen) mit vorzulegen oder in dem Vor- 
lageberichte zu erklären, dass die Beistellung der Uebersetzung 
und die Bestreitung der Kosten durch die k. u. k. Gesandtschaft 
in Athen eingeleitet werden möge und dass die Vergütung 
aller Auslagen erfolgen werde (J. M. E. v. 3. Juli 1893, 
Z. 10.929). 

Die directe Correspondenz mit englischen Behörden ist 
unstatthaft (J. M. E. v. 4. April 1858, Z. 6532). Bei Zustellungen 
von österreichischen Gerichtsacten kann die kostspielige Inter- 
venierung von Advocaten oder Notaren nur dann beseitigt 
werden, wenn die k. und k. Botschaft in den Stand gesetzt ist, 
eine solche Zustellung unmittelbar durch die k. und k. Con- 
sulate besorgen zu lassen, wozu sie aber der genauen Angabe 
der Wohnung der Partei oder, wo dies nicht möglich ist, wenig- 
stens der ausdrücklichen Bemerkung bedarf, dass die Zustellung 
nicht dringend sei (J. H. D. v. 10. Dec. 1846 Nr. 1008 J. G. S.). 



Digitized by V^OOQIC 



— 190 — 

Die Zustellung gerichtlicher ActenstUcke in Italien er- 
folgt über Ersuchen des Obergerichtes, welchem das ersuchende 
Oerichtuntersteht, an jenes Obergericht(Corte d'Appello), welches 
zur iVeranlassung ihrer Ausführung berufen ist. Die öster- 
reichischen Obergerichte haben sich in aUen Schreiben der 
-deutschen oder italienischen Sprache zu bedienen. Die Gerichte 
des Oberlandesgerichtssprengels Triest, Innsbruck, Zara einer- 
seits, Mailand^ Brescia, Venedig andererseits, können untereinan- 
der direct correspondieren, wenn sie sich der italienischen 
Sprache bedienen (J.M. V. v. 23. August 1872, Nr. 131 R.-G.-Bl.). 

Alle Ersuchschreiben an k. niederländische Behörden 
«ind im Wege des Justizministeriums zu übersenden (J. M. V. 
V. 7. März 1857, Nr. 50, R.-G.-Bl.). 

Zur Vermittlung von Zustellungen nach Portugal ist 
<lie Beistellung eines Ersuchschreibens und portugiesischer 
Uebersetzungen entbehrlich (J. M. E. v. 8. Nov. 1893, Z. 24.168). 

Zur Bewirkung einer ZusteUung an die in Russland 
weilenden Privatpersonen bedarf es keiner förmlichen Rogatorien, 
da dieselben durch die Administrativbehörden bewirkt werden, 
welche sie anstandslos über Begehren unserer Consularämter 
voUziehen (J. M. E. v. 10. März 1874, Z. 2588). Die für Russ- 
land bestimmte Correspondenz wird auf dem Wege der k. und k. 
Botschaft in St. Petersburg ihrer Bestimmung zugeführt (J. M. E. 
V. 20. November 1884, Z. 13.231). Für Zustellungen in den Pro- 
Tinzen Polen und Bessarabien kann sich an die k. und k. Ge- 
neralconsulate in Warschau und Odessa gewendet werden (J. M. E. 
V. 14. October 1850, Nr. 393 R.-G.-Bl.). Die Requisitionen 
«ollen von einer russischen Uebersetzung begleitet sein. 
Wo es dem Gerichte unmöglich sein sollte, den Re 
<|uisitionen eine russische Uebersetzung beizulegen, ist bei 
deren Vorlage das Ersuchen zu stellen, dass die Ueber- 
setzung von der k. und k. Botschaft besorgt und beigeschlossen 
werde (J. M. E. v. 6. Mai 1868, Z. 5003). Diese Uebersetzungen 
sind von den Gerichten des O.-L.-G. Krakau und Lemberg in 
allen Fällen selbst zu besorgen. Ist es einem Gerichte nicht 
möglich, sich an seinem Amtssitze die Uebersetzung zu ver- 
schaffen, so hat es bei der Vorlage der Requisition das Ersuchen 
au stellen, dass das k. k. Oberlandesgericht die Uebersetzung 
besorge und beischließe (J. M. E. v. 9. Mai 1880, Z. 6379). 
Die Correspondenz zwischen den Gerichten der Oberlandes- 
gerichtssprengel Lemberg und Krakau einerseits und des kais. 
russischen Jurisdictionssprengels Warschau andererseits hat 
nach dem Staatsvertrage v. 2. April 1884, Nr. 134 R.-G.-Bl , 
•direct stattzufinden. 
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Zur Vornahme von Zustellungen in Rumänien ist der 
diplomatische Weg vorgeschrieben. Es bedarf jedoch hiezu 
nicht der Ausfertigung eines eigenen Ersuchschreibens um die 
Rechtshilfe des betreflfenden rumänischen Gerichtes, noch auch 
des Anschlusses einer rumänischen Uebersetzung, sondern es 
genügt die bloße Vorlage der Intimationsstücke nach Maßgabe 
des M. E. V. 25. Jänner 1890. Daneben bleibt es freigestellt, 
zur Vereinfachung und Beschleunigung den zuzustellenden Act 
nebst vorbereitetem Zustellungsscheine auch unmittelbar an die 
k. und k. Gesandtschaft in Bukarest mit einem an dieselbe ge- 
richteten Ersuchschreiben im Postwege einzusenden (M. V. 
V. 13. September 1894, Z. 19020). Die Zuschriften sind laut 
M. V. V. 18. Nov. 1891, Nr. 4 M. V. Bl. portofrei. 

Mit den Behörden in Schweden ist auf diplomatischem 
Wege zu verkehren. 

Mit der Schweiz ist den beiderseitigen Gerichtsbehörden 
gleichen oder verschiedenen Ranges der unmittelbare Schriften- 
wechsel untereinander, insofeme nicht besondere Verhältnisse 
eine Vermittlung auf diplomatischem Wege, wie namentlich in 
den durch Staatsverträge bezeichneten Fällen, nothwendig 
machen, mit Beseitigung des diplomatischen Weges gestattet 
(M. V. V. 15. October 1856, Nr. 195 R.-G.-Bl.Y Daselbst ist auch 
eine Uebersicht der schweizerischen Behörden mitgetheilt, an 
welche sich die österreichischen Gerichte zu wenden haben. 

Die Uebermittlung der gerichtlichen Ersuchschreiben nach 
Serbien erfolgt auf diplomatischem Wege. Demselben ist, 
wenn es nicht in der Sprache des anderen Gerichtes abgefasst 
ist, eine deutsche oder französische Uebersetzung beizulegen. 
Dasselbe gilt von den Beilagen des Ersuchschreibens, deren 
Inhalt dem ersuchten Gerichte bekannt sein muss, um dem ge- 
stellten Ersuchen entsprechen zu können ■ (Convention vom 
6. Mai 1881, Nr. 88 R.-G.-Bl. v. 1882). Zur Veranlassung von 
einfachen Zustellungen an Parteien in Serbien sind besondere 
Ersuchschreiben an die betreflfenden serbischen Gerichte nicht 
erforderlich. Es ist das zuzustellende Actenstück nebst dem 
vorbereiteten Zustellungsscheine, in welchem die Gattung des 
Actenstückes (z. B. Klage, Zahlungsauftrag), das Datum und 
die Geschäftszahl, die allf^lligen Allegate, sowie der Name und 
der Wohnort des Adressaten genau anzugeben sind, .... un- 
mittelbar dem Justizministerium vorzulegen. Sind die Zu- 
stellungsscheine in einer anderen als der deutschen Sprache 
abgefasst, so ist eine deutsche Uebersetzung beizulegen. Es ist 
wünschenswert, dass Actenstticke, welche innerhalb einer fest- 
gesetzten Frist in die Hände des Adressaten gelangen sollen, 
z.B. gerichtliche Vorladungen, wenigstens zwei Monate vor dem 
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anberaumten Termine an das Justizministerium gelangen 
(M. V. V. 6. April 1883, Z. 5131). 

Nach Spanien ist im diplomatischem Wege zu verkehren. 

Bei Zustellungen an österreichische oder fremde Unter- 
thanen in der Türkei haben sich die Gerichte erster Instanz 
unmittelbar an das österreichische Consularamt oder die k. u. k. 
Agentie des betreffenden Bezirkes oder in Ermanglung eines 
eigenen solchen Missionspostens an jene des nftchstgelegenen 
Bezirkes zu wenden. (J. H. D. v. 16. Juni 1847, Nr. 1066 
J, G. S.).' 

Die Gerichte haben ihre Zuschriften an die königlichen 
ungarischen Gerichte unmittelbar zu richten und in der 
Aufschrift den Beisatz aufzunehmen „und an jede andere für 
die Angelegenheit zuständige Behörde in Ungarn." Das Er- 
suchen hat mittels förmlicher Note zu geschehen, die Adresse 
der Partei, insbesondere wenn es sich um Zustellungen in 
größeren Städten und Orten handelt, die Gassen- und Haus- 
nummerbezeichnung ist möglichst genau und vollständig z\h 
geben. 

Wenn die fiir die Partei bestimmte Erledigung selbst (Urtheil, 
Zahlungsauftrag, Bescheid, Decret, Vorladung) in der deutschen 
Sprache abgefasst oder mit ^ner deutschen Uebersetzung ver- 
sehen ist und wenn überdies der wesentliche Inhalt jener in 
einer anderen als der ungarischen oder deutschen Sprache ver- 
fassten Schriften (Klagen, Parteieingaben, Beilagen), insoweit der- 
selbe für das um die Zustellung angegangene Gericht zu wissen 
nöthig ist, um die betreffende Partei davon verständigen zu 
können, in deutscher Sprache bekannt gegeben wird, wird von 
einer Uebersetzung der bloß zur Zustellung bestimmten Schriften 
abgesehen. 

Dem Ersuchschreiben ist ein zweckentsprechend vorbe- 
reitender Empfangschein in deutscher Sprache oder mit 
deutscher Uebersetzung beizulegen. 

Handelt es sich um Zustellungen, die mit der Einhaltung 
von Terminen für die Parteien verbunden sind, so ist darauf 
zu achten, dass der Termin nicht zu kurz bemessen und die 
Postaufgabe der Erledigung derart beschleunigt werde, damit 
die Zustellung noch innerhalb angemessener Frist leicht bewerk- 
stelligt werden und der Zustellungsausweis vor Ablauf des 
Termines einlangen könne (J. M. V. v. 25. Juli 1894, Z. 15.526). 

Wenn es sich um gerichtliche Amtshandlungen in Bezug 
auf die im Vatican wohnhaften Personen handelt, ist nicht in 
Gemäßheit der Verordnung vom 23. August 1872, Nr. 131 
R.-G.-Bl. (oben bei Italien) vorzugehen, sondern der Act jedes- 
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mal dem Justizministerium zur weiteren Vermittlung vorzulegen 
(J. M. E. V. 25. August 1882, Z. 12.778). 

In Fällen, wo Zustellungen in dem Gebiete der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika vorzunehmen sind, 
haben die Gerichte ihre Ersuchschreiben an die dortigen Ge- 
richtsbehörden in der Regel direct an das k. und k. General- 
consulat zu New- York und in ganz besonderen Fällen an die 
k. und k. Gesandtschaft in Washington zur weiteren Veran- 
lassung einzusenden (M. V. v. 14. November 1856, Nr. 216 
R.-G.-Bl.). 

5. Das Interesse der betreibenden Partei verlangt einen 
Schutz für den Fall, als der normale Weg fiir Auslandszustel- 
lungen nicht zum Ziele führt, oder wegen der besonderen Ge- 
staltung, welche die Beziehungen zu dem betreflfenden einzelnen 
Staate gerade angenommen haben, von vornherein versperrt ist. 
Denn unbedingt einen vorgängigen Zustellungsversuch zu for- 
dern, auch da, wo die Verhältnisse so klar liegen, dass die 
Vergeblichkeit der Requisition vorausgesehen werden kann, 
das wäre wohl kaum zu rechtfertigen. Solcher Schutz kann in 
nichts anderem liegen, als in der Ermächtigung einer Anbah- 
nung der Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung oder der 
Zustellung an einen Curator. Alle anderen Zustellungsarten sind 
nach der Natur der Sache ausgeschlossen. Eine Ersatzzustellung 
in diesem Sinne lässt Absatz 2 zu. Dabei sieht der Entwurf 
schon ein längeres Ausbleiben der Bestätigung über die erfolgte 
Zustellung als Symptom dafür an, dass der Zustellungsversuch 
vereitelt sei (Regierungsmotive, S. 224). Besondere Weit- 
läufigkeit oder Kostspieligkeit der Zustellung im Auslande 
nach den dortigen Vorschriften, Kriegszustand oder ungeordnete 
Verhältnisse in dem betreffenden Lande werden die öffentliche 
Zustellung nicht rechtfertigen. 

Einer wiederholten Zustellung im Auslande und den damit 
verbundenen Schwierigkeiten und Verzögerungen kann gemäß 
§ 96 durch die Aufforderung zur Namhaftmachung eines Zu- 
stellungsbevollmächtigten und durch die nachherige Verständi- 
gung vorgebeugt werden, dass die für die Auslandspartei be- 
stimmten Schriftstücke bei Gericht werden hinterlegt werden. 
Ob bei Wohnungsänderungen der nicht auffindbaren Partei im 
Auslande nach Vorschrift des § 104 zugestellt werden kann, 
hängt davon ab, ob die ausländische Behörde sich zu dem Voll- 
zuge herbeilässt. Andernfalls müsste die öffentliche Zustellung 
erfolgen. 

§ 122. Die nach den §§ 119 bis 121 siu erlassenden Er- 
suchen um Vornahme von Zustellungen sind bei Gerichtslwfen 

Faritl, CU-flproceMgeaetKe. 1^ 
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durch den Vorsitzenden des Senates zu steilen, dem die Rechts- 
sache augetviesen ist. 

Die Zustellung wird in diesen Fällen durch das schriß- 
liclie Zeugnis der ersuchten Behörde oder deren schriftliche 
Mittheilung über die bewirkte Zustellung nachgewiesen. Zum 
Zwecke ies Zustdlungsnachweises kann dem Ersuehschreiben OMch 
em Zustellungsschein zur Benützung bei der Zustellungsvornahme 
beigelegt werden. 



Dritter Titel: Fristen und Tagsatzungen. 

Fristen. 

§ 123. Soweit die Dauer der Fristen zur Vornahme von 
ProcessfMndlungen nicht unmittelbar durch das Gesetz bestimmt 
wird (gesetzliche Fristen) y hat sie der Richter mit Rücksicht auf 
die Erfordernisse und die Beschaffenheit des einzelnen Falles 
festzusetzen (richterliche Fristen). 

1. Dieser Titel handelt nur von den eigentlichen Pro cess- 
fristen: den zeitlichen Grenzen für die Processhandlungen der 
Parteien im anhängigen Processe außerhalb der mündlichen 
Verhandlung. Insofern Zeugen oder Sachverständige im eigenen 
Interesse im Processe aufzutreten haben, gelten die fiir Parteien 
gegebenen Regeln auch für sie. Die Zeiträume, von deren 
Ablauf die Perfection oder Zulässigkeit einer von Gerichts- 
organen vorzunehmenden Handlung abhängt (§§115,107,96, 
95), die Fristen, welche dem Gerichte für seine Thätigkeit be- 
stimmt sind (§§ 280, 415, 445), sind keine eigentlichen Fristen 
und nicht nach den Vorschriften dieses Titels zu beurtheilen. 
Doch können die Bestimmungen über die Berechnung der 
Fristen auch auf andere als Processfristen analog angewendet 
werden. 

2. Gesetzliche Fristen sind diejenigen, deren Dauer un- 
mittelbar vom Gesetze bestimmt wird. Zu denselben gehören 
alle Nothftisten (§ 128) und außerdem: 

die Frist von drei Tagen 

a) zur Vorlage und Einsichtnahme der Urschrift einer 
Urkunde nach § 82, 

b) zur Rückstellung der einem Advocaten übergebenen 
Urkunde nach § 83, 

c) zum Antrage auf Entscheidung des Gerichtes über die 
Adjustierung von Zeugengebüren nach § 347, 
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d) zur Erhebung des Widerapruches gegen die Feststellung 
des Thatbestandes in einem bezirksgerichtlichen Urtheile 
nach § 445, 

die Frist von einer Woche zum nachträglichen An- 
trage auf Einleitung des vorbereitenden Verfahrens nach § 246 ; 

die Frist von acht Tagen 

a) zum Antrage auf Berichtigung des Thatbestandes nach 
§§ 420, 493, 

b) zum Antrage auf Ergänzung des Urtheiles nach § 423 ; 
die Frist von vierzehn Tagen 

a) zur Nichtigkeitsbeschwerde gegen den Schiedsspruch 
nach Art. XXIII Einf -Ges., 

b) zur Erhebung des Widerspruches im Mahnverfahren 
nach § 6 Ges. v. 27. April 1873, Nr. 67 R.-G.-BL; 

die Frist von drei Monaten zur Wiederaufnahme des 
Verfahrens nach § 168. 

3. Andere gesetzliche Fristen, welche nicht die Vornahme 
von Processhandlungen in einem anhängigen Verfahren 
regeln, sondern als Präclusivzeiträume für die Zulässigkeit von 
Bechtsbehelfen erscheinen, können wohl nach den Vorschriften 
der Civilprocessordnung berechnet werden. Die Bestimmungen 
über Verlängerung und Abkürzung der Fristen (§§ 128, 129) 
xmd über den Einfluss der Gerichtsferien auf den Lauf der 
Fristen können jedoch auf sie nicht angewendet werden. 

Solche Fristen sind: 

die Frist von vierzehn Tagen zur Bestellung eines 
Schiedsrichter nach § 581, 

die Frist von dreißig Tagen 

a) zur Erhebung der Besitzstörungsklage nach § 454, 

b) zur Erhebung der Anfechtungsklage gegen Erkenntnisse 
der Börsenschiedsgerichte nach Art. XXV Einf. -Ges.; 

die Frist von 90 Tagen zur Erhebung der Klage vor 
-dem Gerichtsstände des früheren Wohnsitzes nach § 97 J. N., 

die Frist von drei Monaten zur Klage auf Aufhebung 
•eines Schiedsspruches nach § 596, 

die Frist von 10 Jahren zur Erhebung der Nichtig- 
keits- und Wiederaufnahmsklage nach § 534, 

die Fristen des Anfechtungsgesetzes vom 16. März 1884, 
Nr. 36 R.-G.-B1. 

4. Wo das Gesetz bestimmt, dass die Frist innerhalb 
•eines gewissen Zeitraumes festzusetzen ist, wie dies im § 243 
bei Festsetzung der Frist zur Klagebeantwortung geschieht 

18» 
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(Einlassungsfrist)^ wird die Frist nur mittelbar vom Gesetze 
bestimmt; ist daher eine richterliche. Die Fristen, innerhalb 
welcher Tagsatzungen anzuberaumen sind (Ladungsfristen) sind 
nur Zeiträume, welche zur Vorbereitung der Partei zwischen 
der Ladung und Tagsatzung bestimmt sind; dieselben gehören 
gleichfalls nicht zu den eigentlichen Processfristen und sind 
nach den Bestimmungen über Tagsatzungen zu beurtheilen. 

Diese Fristen sind: 

24 Stunden bis 14 Tage und mehr fiir die erste Tag- 
satzung nach § 231, mindestens 8 Tage für die Tagsatzung zur 
mündlichen Verhandlung nach § 257, etwa 14 Tage für die 
Tagsatzung zur Berufungsverhandlung § 480. 

5. Richterliche Fristen, welche vom Richter nach freiem 
Ermessen festzusetzen sind, kommen in den verschiedensten 
Fällen vor. Mit Ausnahme der bei § 128 angeführten uner- 
streckbaren Fristen dieser Art sind folgende anzuführen: 

für die Vorlage der urkundlichen Nach Weisung der Ver- 
tretungsbefugnis und der besonderen Ermächtigung zur Process- 
führung nach § 6, 

für die nachträgliche Vorlage der Vollmacht nach § 38, 

für den Erlag der Klagscaution oder Ablegung des Pauper- 
tätseides nach § 60, 

für die Namhaftmachung eines Zustellungsbevollmächtigten 
nach §95, 

für die Bestellung eines neuen ProcessbevoUmächtigten im 
Anwaltsprocesse nach § 160, 

für die Vorlage von Urkunden und Bekanntgabe der 
Adresse von Zeugen nach § 181, 

für die Durchführung einer Beweisaufnahme nach §§ 279, 
283, 335, 

fWv die Hinterlegung einer Urkunde durch einen Dritten 
nach § 308, 

ftlr die Herbeischaffung einer Urkunde im Klagswege nach 
§ 309, 

für die Vorlage eines Kostenvorschusses nach §§ 328, 332,, 
365, 368, 

für die Abgabe eines Gutachtens nach § 360, 

für Aeußerungen der Parteien bei Competenzstreitigkeiten 
nach 47 J. N., 

für die Vorlage einer Gebürenrechnung bei der Expensen- 
moderierung nach Art. V Einf -Ges. 

§ 124. Der Lauf einer richterlichen Frist beginnt, sofern 
nicht bei Festsetzung derselben etwas anderes bestimmt wurde, 
mit Zustellung des die Frist anordnenden Beschlusses an die 
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Partei, tcelcher die Frist zugute Jcommt; wenn es aber einer Zu- 
Stellung des Beschlusses nicht bedarf, mit der Verkündung des 
Beschlusses. 

1. Richterliche Fristen können derart bestimmt werden, 
dass das Ende derselben durch Angabe des Kalendertages aus- 
gedrückt wird; es kann aber auch der Beginn der Frist nach 
dem Kalendertage oder nach anderen Momenten richterlich 
festgesetzt werden. Für diese Fälle gelten die Bestimmungen 
des § 124 nicht. Nur wenn bei Festsetzung der Frist bezüglich 
des Anfangspunktes nichts bestimmt wurde und auch der End- 
punkt nicht nach dem Kalendertage festgesetzt ist (§ 128), be- 
ginnt die Frist mit der Zustellung des schriftlichen Fest- 
setzungsbeschlusses, wo dieselbe zur Wirksamkeit des Beschlusses 
gesetzlich vorgeschrieben ist. Dies ^ist nach § 426 der Fall, 
wenn der Partei ein Rechtsmittel gegen den mündlich verkün- 
deten Beschluss oder das Recht zur sofortigen ExecutionsfÜhrung 
auf Grund des mündlich verkündeten Beschlusses zusteht, oder 
wenn die Partei bei der Verkündigung des Beschlusses nicht 
anwesend war, endlich gemäß § 427, wenn der Beschluss nicht 
mündlich verkündet worden ist. Ist die Zustellung des Be- 
schlusses nicht vorgeschrieben, so beginnt die Frist mit dessen 
Verkündigung auch dann, wenn eine solche Zustellung dennoch 
erfolgt wäre. Die Frist beginnt mit der ZusteUung an die 
Partei, welcher die Frist zugute kommt, daher, wenn die Frist 
beiden Parteien zugute kommt, fUr jede Partei mit der Zu- 
stellung an sie oder mit der Verkündigung für die anwesende 
und mit der Zustellung für die abwesende Partei. Fällt der 
Beginn einer Frist in die Gerichtsferien, so beginnt der Lauf 
der Frist mit dem Ende der Gerichtsferien (§ 225), falls es 
keine Nothfrist ist. 

Für Streitgenossen trifft § 127 eine besondere Bestimmung. 

2. Für den Beginn der gesetzlichen Fristen ist keine all- 
gemeine Bestimmung getroffen, weil der Beginn derselben bald von 
der Zustellung (§§ 420, 423, 464, 468, 505, 507), bald von der 
Verkündigung (§ 464) oder Benachrichtigung (§ 82), bald von 
anderen Umständen (§§ 148, 534) abhängt, immer aber für jeden 
einzelnen Fall gesetzlich geregelt ist. 

3. Die vom Tage der Zustellung an zu berechnende Frist 
läuft der Partei, der ein Zustellungsbevollmächtigter besteUt 
worden ist (§ 97), von dem Tage der Zustellung an diesen, 
nicht eret von der Zeit der Mittheilung an die Partei (R. G. 
Leipzig, R. A. III, 629). Dasselbe gilt von allen Zustel- 
lungen an Bevollmächtigte und von allen Arten der Ersatz- 
zustellung oder der Zustellung durch öftentliche Bekanntmachung, 
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sofern dieselben im einzelnen Falle gesetzlich zulässig waren 
und ordnungsmäßig erfolgt sind. 

§ 125. Bei Berechnung einer Frist, welche nach Tagen 
bestimmt ist, wird der Tag nicht mitgerechnet, in weiten 
der Zeitpunkt oder die Ereignung fallty nach der sich der An- 
fang der Frist richten soll. 

Nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fristen 
enden mit dem Ablaufe desjenigen Talges der letzten Woclie oder 
des letzten Monates, welcher durch seine Benennung oder Zahl 
dem Tage entspricht, an welchem die Frist begonnen hat. Fehlt 
dieser Tag in dem letzten Monate, so endet die Frist mit Ab-- 
lauf des letzten Tages dieses Monates. 

Das Ende einer Frist kann auch durch Angabe eines be- 
stimmten Kalendertages bezeichnet werden. 

Die Vorschriften über die Berechnung der Fristen gelten 
für die gesetzlichen und richterlichen Fristen. Für* die nach 
dem bürgerlichen Rechte zu berechnenden Fristen bleiben die 
Vorschriften des § 902 a. b. G. B. unberührt. Die besondere 
Fristenberechnung des Art. 328 H. G. B. und Art. 32 W. O. 
stimmt mit jener der Civilprocessordnung überein, doch wird 
hier nicht besonders bemerkt, dass eine achttägige Frist ent- 
gegen dem falschen Sprachgebrauche volle acht Tage beträgt. 
Dass die Nichtanrechenbarkeit des Anbruchstages der Frist auf 
den Fall einer nach Tagen bestimmten Frist beschränkt wurde, 
hat darin seinen Grund, dass der Zweck dieser Regel bei den 
nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmten Fristen schon 
durch die Art der Fristberechnung erreicht wird (Regierungs- 
motive, S. 225). Wochenfristen enden mit dem gleichnamigen 
Tage der letzten Woche, z. B. eine am Montag beginnende 
dreiwöchentliche Frist am drittnächsten Montag, ohne Rück- 
sicht darauf, ob dieser Tag in denselben Monat oder in das- 
selbe Jahr ^It. Monatsinsten enden am gleichnamigen Tage 
des letzten Monats, z. B. eine am 30. Juni beginnende einmonat- 
liche Frist am 30. — nicht 31. — Juli. Eine am 31. Jänner be- 
ginnende einmonatliche Frist endet am 28. Feber, im Schalt- 
jahre am 29. Feber, eine am 24. Jänner im Schaltjahre be- 
ginnende Frist am Schalttage, dem 24. Feber. Die Frist von 
einem halben Monat ist eine Tagesfrist und nach dem Sprach- 
gebrauche mit 15 Tagen zu berechnen. Ein halbes Jahr sind 
sechs Monate, ein Vierteljahr drei Monate und als Monatsfristen 
zu berechnen. Jahresfristen enden mit dem gleichlautenden 
Tage des letzten Jahres, beginnen dieselben in einem Schalt- 
jahre am 29. Feber, so enden sie im gemeinen Jahre am 28. Feber. 
Beginnen sie am 28. Feber, so enden sie auch im Schaltjahre 
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am 28. Feber. Die Frist endet mit dem astronomischen Tages- 
schlnsse des letzten Tages^ also um Mitternacht. 

Langt eine Eingabe am letzten Tage der Frist nach 
Schlnss des Einreichungsprotokolles beim Gerichte ein, so darf 
sie nicht als verspätet zurückgewiesen werden (O. G. H., 
Nr. 12400). Die Präclusivfrist des § 534 für die Zulässigkeit 
der Nichtigkeits- und Wiederauihahmsklage ist keine Process- 
frist; es steht jedoch nichts im Wege, auch auf sie die Berech- 
nungsart der Processfristen anzuwenden. 

Dieselbe wird jedoch, wie alle Jahresfristen, durch die 
Gerichtsferien nicht gehemmt; denn bei jeder Jahresfrist müssten 
die sechswöchentlichen Gerichtsferien in Abzug gebracht werden, 
€8 könnte daher die Regel des § 125, dass eine Frist am 
correspondierenden Jahrestage enden soll, bei Jahresfristen gar 
nie eintreten (§ 225). 

Bei Fristen, die nach Stunden zu berechnen sind, wird 
bei Abgang besonderer gesetzlicher Bestimmungen Beginn und 
Ende der Frist a momento ad momentum zu berechnen sein. 

Die Räumungsfristen im Bestandverfahren sind nach 
§ 573 so zu berechnen, dass zwischen dem Tage des Beginnes 
und dem Tage der Beendigung der Räumung volle zwei oder 
volle sieben Kalendertage liegen. 

§ 126. Der Beginn und Lauf von gesetzlichen und ricJUer- 
liehen Fristen wird durch Sonn- und Feiertage nicht behindert. 

FälU das Ende einer Frist auf einen Sonntag oder Feier- 
tag, so ist der nächste Werktag als letzter Tag der Frist an- 
zusehen. 

Welche Tage im Sinne dieses Gesetzes als Feiertage zu 
gelten haben, wird nach § 221 durch Verordnung bestimmt. 
Bis dahin entscheidet diesbezüglich der Kalender. 

Feiertage einzelner Confessionen, z. B. die jüdischen Feier- 
tage gelten nicht. Gesetzlicher Feiertag ist nur derjenige, 
welcher gesetzlich für die Gesammtheit der Bevölkerang gilt; 
zu diesen gehören aber auch in den einzelnen Ländern die 
Feste der Landespatrone. 

Die Tage des Postenlaufcs haben auf den Lauf der 
Fristen keinen Einfluss. Die gegentheilige Bestimmung der 
Regierungsvorlage ist von der gemeinsamen Conferenz ohne 
BegrtUidung ausgelassen worden. 

Die Bestimmung des zweiten Absatzes ist auf alle pro- 
cessualen Fristen anzuwenden, mögen sie nach Tagen, Wochen, 
Monaten, Jahren, oder nur nach Stunden zu berechnen sein. 
Außer den Sonn- und Feiertagen hemmen auch die Gerichts- 
ferien nach § 225 das Ende, diese aber auch den Beginn und 
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Lauf einer Frist. Endet eine Frist mit Rücksicht auf die Ge- 
richtsferien an einem Sonn- oder Feiertage, so kommen die 
Bestimmungen des § 126 gleichfalls zur Anwendung. 

§ 127. Laufen die den einzelnen Streitgenossen zur Vor- 
nahme derselben Processhandlung zustehenden gesetzlichen odei' 
richterlichen Fristen zu verschi^enen Zeiten ab, so kunn die 
fragliche Processhandlung von allen Streitgenossen so lange vor- 
genommen werden, als noch einem der Streitgenossen eine Frist 
für diese Processhandlung offen steht. 

Eine Frist kann den einzelnen Streitgenossen zu ver- 
schiedenen Zeiten ablaufen, wenn die den Beginn der Frist 
regelnde Zustellung des Beschlusses an dieselben zu verschie- 
denen Zeiten erfolgt, wenn einer der Streitgenossen bei der 
Verkündigung des betreffenden Beschlusses nicht anwesend war 
und ihm der Beschluss deshalb gemäß § 426 zugestellt wurde, 
oder wenn nur einer der Streitgenossen eine Fristverlängerung 
erwirkt hat; denn nachdem gemäß § 15 jeder Streitgenosse 
den Process selbständig betreiben kann, so ist er auch berechtigt, 
selbständig die Verlängerung einer Frist zu verlangen und es 
muss sodann die ihm bewilligte Fristverlängerung allen Streit- 
genossen zugute kommen, sofern nicht das Gericht diese Frist- 
verlängerung zum Anlass nimmt, nach Zulass des § 188 eine 
Trennung der Verhandlung zu verfügen. 

Der Nebenintervenient ist nur ausnahmsweise (§ 20) 
Streitgenosse. Dennoch ist er gemäß § 19 berechtigt, alle 
Processhandlungen vorzunehmen, welche zur Unterstützung der 
Hauptpartei dienen können. FristverlängeiTingen, welche ein 
Nebenintervenient erwirkt, ohne mit der von ihm unterstützten 
Partei in Widerspruch zu kommen, werden daher auch der 
Hauptpartei und sohin auch den Streitgenossen derselben zugute 
kommen. 

§ 128, Gesetzliche Fristen, mit Ausnahme derjenigen, 
deren Verlängerung das Gesetz ausdrücTclich untersagt (Noth* 
fristen), sowie die richterlichen Fristen, hinsichtlich welcher in 
diesem Gesetze nichts anderes bestimmt ist, können vom Gerichte 
verlängert werden. Eine Verlängerung von Fristen durch lieber- 
einkommen der Parteien ist unzulässig. 

Das Gericht kann eine solche Verlängerung auf Antrag 
bewilligen, wenn die Partei, welcher die Frist zugute kommt, 
am unabwendbaren oder doch sehr erheblichen Gründen an der 
rechtzeitigen Vornahme der befristeten Processhandlung gehindert 
ist und insbesondere ohne die Fristverlängerung einen nicht 
wieder gut zu macJienden Schaden erleiden würde. 
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Der Antrag muss vor Ahlauf der zu verlängernden Frist 
hei Gericht ang^acht werden, lieber den Antrag Jcann ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung entschieden werden; vor 
Betcilligung der toiederholten Verlängerung einer Frist ist jedoch, 
tvenn der Antrag nicht von beiden Parteien einverständlich ge- 
stellt wird, der Gegner einauvernehmen. 

Die zur Rechtfertigung des Antrages angeführten Umstände 
sind dem Gerichte auf Verlangen glaubhaft zu weichen, Mangels 
hinreichender Begründung ist der Antrag zu verwerfen. 

Bei Verlängerung der Frist ist stets zugleich der Tag zu 
bestimmen, an welchem die verlängerte Frist endet, 

1. Den Bestimmungen des Entwurfes über Fristen und 
Tagsatzungen trat die Permanenzcommission des Herrenhauses 
bedingungslos bei, da sie eine Aufhebung der gegenwärtigen 
bedingungslosen Erstreck ungs- und Vertagungsfreiheit als eine 
der wesentlichsten Voraussetzungen für die Schaffung eines 
praktisch befriedigenden mündlichen Civil processes erachtete 
und die großen Nachtheile nicht verkennen konnte^ die sich 
aus den grund- und grenzenlosen Erstreckungen und Vertagun- 
gen fUr die Concentration des Verfahrens, für die Beherrschung 
des Processtoffes und damit auch für die Gediegenheit, Gründ- 
lichkeit und Richtigkeit des Urtheilsspruches ergaben (Motive 
der gemeinsamen Conferenz, S. 9). Die Regierungsmotive 
(S. 226) stellen betreffs der Fristverlängerung zwei Forderungen: 
Ein Hinausschieben der ursprünglich bestimmten Dauer der 
Frist darf niemals ohne Wissen und Betheiligung des (Berichtes 
stattfinden, und dann: derlei Veränderungen dürfen nur in 
dringenden Fällen und nur aus wichtigen Gründen gestattet 
werden, nur dort, wo ein Interesse an der Veränderung besteht, 
welches den durch die Tagsatzungsverlegung bedrohten In- 
teressen zum mindesten das Gleichgewicht zu halten vermag. 
Der Ausschuss des Abgeordnetenhauses hat an Stelle der 
„unübersteiglichen Hindemisse", welche nach der Regierungs- 
vorlage eine Fristverlängeining rechtfertigen sollten, den Aus- 
druck „unabwendbare oder doch sehr erhebliche Gründe" ge- 
wählt und die Bedeutung dieser Gründe dahin erläutert, dass 
insbesondere ein nicht wieder gutzumachender Schade durch 
die Fristverlängerung abgewendet werden soll. Dabei wurde 
jedoch vorausgesetzt, dass der Richter die von dem Ausschusse 
getroffene Bestimmung in dem Eewusstsein handhaben wird, 
dass es sich hier um Entscheidungen handelt, welche einerseits 
den Parteien zwar die nöthige Bewegungsfreiheit belassen sollen, 
andererseits aber der von dem Gesetze angestrebten Concen- 
tration und raschen Abwicklung des Processes nicht entgegen- 
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wirken dürfen. Eine isse Wtndhabiii^ dioeer Ifediwim mg- 
wäre keiileswegs im Geiste des Gesetzes gelegen und könnte- 
einen nngünstigen Einfluss auf die zukünftige Beschaffenheit 
des mündlichen Verfahrens üben (Motive des Abgeordneten- 
hauses, S. 26). 

Wo das Gericht ohne Intervention der Gegenpartei nach 
fruchtlosem Ablaufe der Frist mit seiner Verftlgung vorzugehen 
hat, wird eine gegentheilige Vereinbarung der Parteien nicht 
hemmend eingreifen können, z. B. bei dem Ablaufe der Frist 
zur Vorlage einer Vollmacht nach § 38, zur Namhaftmachung 
eines Zustellungsbevollmächtigten nach § 96 u. s, w. 

Bei jenen Fristen dagegen, deren Versäumung den Aus- 
schluss von der vorzunehmenden Processhandlung von einem 
auf Verwirklichung dieses Rechtsnachtheiles gerichteten An- 
trages der Gegenpartei abhängig macht (§ 145), z. B. bei der 
Frist zur Beantwortung der Klage gemäß §§ 243, 398, kana 
die versäumte Processhandlung bis zu dem Tage, an welchem 
der Antrag bei Gericht gestellt wurde, gemäß § 145 nachge- 
tragen werden. In diesen Fällen können sich die Parteien 
thatsächlich ohne Wissen und Betheiligung, ja selbst gegen einen 
ausdrücklichen Beschluss des Gerichtes Fristverlängerungen da- 
durch gewähren, dass der Präclusionsantrag nicht gestellt wird. 
Ein diesbezügliches Uebereinkommen bleibt jedoch unzulässig: 
und braucht daher von den Parteien nicht eingehalten zu werden. 

2. Eine Fristverlängerung ist ausgeschlossen bei Noth* 
fristen, auf deren Anfang und Ablauf auch weder die Gerichts* 
ferien (§ 225), noch das Ruhen des Verfahrens (§ 168) Ein- 
fluss haben, während eine Unterbrechung des Verfahrens auch 
die laufenden Nothfristen aufhebt (§ 163). 

Alle Nothfristen sind als solche im Gesetze ausdrücklich 
bezeichnet. 

Es sind dies nachfolgende: 

Die Frist von 24 Stunden zur Geltendmachung des- 
Anspruches auf Zeugengebüren nach § 346, 

die Frist von drei Tagen zu Einwendungen im Wechsel- 
verfahren nach §§ 557, 558, 

zu Einwendungen gegen Aufkündigungen im Bestand- 
verfahren, wenn die Kündigungsfrist weniger als 14 Tage be- 
trägt, nach §§ 562, 566; 

die Frist von acht Tagen 

a) zum Begehren um Kostenfestsetzung gegen den unge- 
horsamen Zeugen nach § 334, 

b) zum Antrag auf Kostenzuspruch gegen den Berufungs- 
gegner bei Zurücknahme der Berufung nach § 484,. 
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c) zur Wiedereinsetzung, Berufung, Revision und Recurs* 
im Wechselverfabren nach § 555 und in Bestandsachen, 
nach § 575, 

d) zur Erhebung der Einwendungen gegen Kündigungen 
in Bestandsachen, wenn die Kündigungsfrist wenigstens« 
14 Tage beträgt, nach § 562, 566, 

e) zur Erhebung von Einwendungen gegen Räumungs- 
und Uebemahmsaufträge in Bestandsachen nach § 567,. 

f) zum Recurse im Mahnverfahren nach §§ 5, 12 Gesetz. 
V. 27. April 1873, Nr. 67 R.-G.-BL, 

g) zum Antrage auf meritorische Entscheidung im Be- 
rufungsverfahren nach § 478; 

die Frist von 14 Tagen 

a) zur Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 148;- 

b) zur Berufung nach § 464, 

c) zur Berufungsbeantwortung nach § 468, 

d) zur Revision nach § 505, 

e) zur Revisionsbeantwortung nach § 507, 

f) zum Recurse nach § 521, 

g) zur Erhebung von Einwendungen im Mandatsverfahren 
nach § 550, 

h) zur Erneuerung des Bestandvertrages nach § 569; 
die Frist von einem Monat 

zur Erhebung der Nichtigkeits- und Wiederaufiaahms- 
klage (§ 534). 
• Die Zahlungsfristen sind keine Processfristen, nachdem 
die Berichtigung der Schuld keine Processhandlung ist. 

Im Mandatsverfahren (§ 550), Wechselverfahren (§§ 555, 557 )• 
sind die Zahlungsfristen ausdrücklich für unerstreckbar erklärt 
die eine Erstreckung der Leistungsfrist im ordentlichen Ver- 
fahren ermöglichende Bestimmung der Regierungsvorlage (§ 409). • 
ist vom Ausschüsse des Abgeordnetenhauses gestrichen worden 
und sollte in der Executionsordnung als Aufschub der Execution 
ihren Platz finden, ist aber schließlich auch dort gestrichen worden. 

Desgleichen sind unerstreckbar diejenigen richterlichen 
Fristen, bei cfenen dies ausdi Ucklich bestimmt ist. Es sind dies 
die Frist zur Beibringung der Vollmacht (§ 37), zur Wiedervorlage 
eines verbesserten Schriftsatzes (§ 85). 

Endlich sind unerstreckbar die bei § 123 Anm. 3 aufge- 
zählten gesetzlichen Fristen für die Zulassung von Klagen und 
sonstigen Rechtsbehelfen. 
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3. Alle anderen gesetzlichen und richterlichen Fristen 
können vom Gerichte über einseitigen oder einverständlichen 
Antrag verlängert werden. Die Streitverkündigung (§ 21), das 
<}esuch um Bewilligung des Armenrechts geniigen zu 
«einer Fristerstreckung nicht; doch kann ein Versäumnisurtheil 
^egen eine Armenpartei nicht erlassen werden, solange ihr im 
Verfahren vor Gerichtshöfen über ihr rechtzeitiges Gesuch ein 
Armenvertreter noch nicht bestellt worden ist (§ 73). Der An- 
trag auf Verlängerung der Frist muss vor Ablauf der 
Frist gestellt werden, eine Verlängerung der bereits abgelaufenen 
Frist über ein verspätetes Fristgesuch ist unmöglich ; doch steht 
nichts entgegen, über ein solches verspätetes Fristgesuch, sofern 
noch nicht Präclusion eingetreten ist, bei Vorhandensein der 
gesetzlichen Bedingungen eine neue Frist zu bewilligen. Würde 
auf ein solches verspätetes Fristgesuch von der Gegenpartei 
•der Präclusionsantrag gestellt werden, so könnte die Frist nicht 
bewilligt werden, weil der § 145 nur die Nachholung der Process- 
bandlung selbst, nicht die Nachholung des Fristgesuches gestattet. 

4. Voraussetzung der Fristbewilligung ist die Glaubhaft- 
machung (§ 274) der gesetzlichen Gründe. Der Richter ist das 
Organ, welches derlei Fristverlängerungsabsichten gegenüber 

dasinteresse aller derer wahrzunehmen hat, welche zur Zeit 
gleichfalls bei demselben Gerichte oder demselben Senate Pro- 
cesse anhängig haben und wegen der gegenseitigen Abhängig- 
keit aller Rechtssachen auch ihrerseits durch jene Verlängerung 
in der Erlangung eines Urtheiles aufgehalten würden. Fristen 
«ollen nur verlängert werden, wenn sich der rechtzeitigen Vor- 
nahme der befristeten Processhandlung unübersteigliche Hinder- 
nisse in den Weg stellen. Dass dies der Fall ist, muss dem 
Richter über sein Verlangen glaubhaft gemacht werden. Der Con- 
tumacialgrundsatz, dass nicht Widersprochenes als wahr anzu- 
sehen sei, gilt hier nicht. Sonst würden die Parteien durch 
die Art ihrer Erklärung über die Interessen Dritter verfügen 
können und für eine Umgehung des Verbotes cinverständlicher 
Fristverlängerungen wäre vom Gesetze selbst der Weg gewiesen. 
Für wichtigere Pälle ist eine Einvernehmung des Gegners an- 
.geordnet (Regierungsmotive, S. 226). Dieselbe kann auf schrift- 
lichem Wege oder durch mündliche Einvernahme erfolgen. Die 
zur Glaubhaftmachung dienlichen Beweismittel sind im Gesuche 
immer anzuftlhren, damit dasselbe nicht mangels hinreichender 
Begründung abgewiesen werde. Dem freien Ermessen des 
Gerichtes ist es jedoch überlassen,, in welchen Fällen es die 
•Glaubhaftmachung wirklich verlangen soll. 

5. Bei Verlängerung der Frist ist das Ende derselben 
ästets durch Angabc des Kalendertages zu bestimmen. Fällt 
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dieser Kalendertag auf einen Sonn- oder Feiertag, so endet auch» 
eine .so bestimmte Frist gemäß § 126 erst am nächstfolgenden 
Werktag. Bei der Bestimmung des Endes einer verlängerten, 
oder ursprünglichen Frist (§ 125) mit dem Kalendertage wird 
auch auf den Einfluss der Qerichtsferien (225) auf den^Lauf der 
Fristen Rücksicht zu nehmen sei. 

Nachdem die Gerichtsferien den Lauf einer Frist (mit 
Ausnahme der Nothfristen und der Fristen in Ferialsachen) 
derart hemmen, dass der noch übrige Theil der Frist mit dem 
Ende der Gerichtsferien weiter zu laufen beginnt und der LauF 
einer Frist, die in den Gerichtsferien anfangt, erst mit dem 
Ende der Ferien beginnt, wird dafllr zu sorgen sein, dass 
einerseits das Ende einei^ mit dem Kalendertage bestimmtem 
Frist nie in die Gerichtsferien ftlUt, und dass andererseits dieser- 
Einfluss der Gerichtsferien bei Bemessung der Frist in Rech- 
nung gebracht und dies in dem betreffenden Bescheide deutlich 
zum Ausdruck gebracht werde, damit nicht die Partei die durch 
die Gerichtsferien veranlasste Gutfrist nach den Gerichtsferieoi 
nochmals beanspruchen kann. 

Beginnen beispielsweise die Gerichtsferien am 15. Juli 
und soll am 12. Juli eine einmonatliche Frist bewilligt werden,, 
so wird diese nicht am 12. August, sondern 29 Tage nach« 
Ablauf der Ferien zu enden haben. Es wird daher der Bescheid 
dahin lauten, dass die einmonatliche, mit Berücksichtigung 
der Ferien, am 24. September endende Frist bewilligt werde,. 
Bei einer zweimonatlichen Frist werden die ganzen 6 Ferial- 
wochen abzurechnen, und es wird die am 12. Juli beginnende - 
Frist bis zum 12. September mehr 6 Wochen, somit bis 24. Oc- 
tober zu bestimmen sein. Die Entscheidung rücksichtlich eines 
Gesuches um Fristverlängerung steht nach § 140 dem Vorsitzen- 
den des Senates, nach § 143 dem beauftragten oder ersuchten. 
Richter zu. 

§ 129. Alle Fristen können durch Vereinbarung der 
Parteien abgekürzt werden. Die Vereinbarung muss, um für 
das Gerüst wirksam jsu sein, urkundlich nachgewiesen werden. 

Das Gericht kann richterliche und gesetzliche Fristen auf 
Antrag nur einer der Parteien abkürzen^ wenn Umstände glaub- 
haß gemacht werden, welche eine solche Abkürzung zur Ab- 
wendung drohender erheblicher Nachtheüe geboten erscheinen' 
lassen und wenn zugleich der Partei, für deren Handdn die- 
Frist bestimmt ist, die Vornahme der bezuglichen Processhand- 
lung während der abgekürzten Frist ohne Schwierigkeit möglich- 
ist. Vor Bewilligung der Abkürzung ist der Gegner einzuver— 
nehmen. 
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1. Alle Processfristea im anhängigen Verfahren^ also auch 
Klie Nothfristen (§ 128) können durch Vereinbarung der Parteien 
^abgekürzt werden. Auf die bei § 123 Anm. 1 und 3 ange- 
führten uneigentlichen Fristen ist die Bestimmung nicht an- 
wendbar. Wenn der Ent\/urf eine Vereinbarung der Parteien 
über Abkürzung einer Frist Wirksamkeit zuerkennt^ so geschieht 
dies nicht blofi^ um dem Bestreben nach Beschleunigung des 
Verfahrens, wo immer es auftritt, vollen Erfolg zu sichern, 
sondern vornehmlich auch aus dem Grunde, weil ein von beiden 
^heilen geäußerter Wunsch nach Abkürzung jedenfalls als Sym- 
ptom eines dringenden Interesses an der Processbeendigung 

-aufzufassen ist und Beachtung verdient (Regierungsmotive, S. 227). 
Der ProcessbevoUmächtigte ist zu einer solchen Vereinbarung 
befugt und kann ihm diese Befugnis durch Einschränkung der 
Vollmacht nicht entzogen werden (§ 32). 

Die Vereinbarung ist urkundlich nachzuweisen, was gemäß 

-§ 294 durch Vorlage einer eigenhändig unterschriebenen oder 
mit dem gerichtlich oder notariell beglaubigten Handzeichen 
versehenen Urkunde (Schriftsatzes) zu geschehen hat. 

2. Zur Bewilligung des Antrages auf Abkürzung einer 
Frist ist bei Gerichtshöfen nach § 140 der Vorsitzende, aber nach 
§ 143 auch der beauftragte oder ersuchte Richter berufen. Die 
Abkürzung aus den im Abs. 2 bezeichneten Gründen (behufs 
Abwendung drohender erheblicher Nachtheile) bildet die Paral- 
lele zu der im § 128 gestatteten Verlängerung (Regierungsmotive, 
S. 227). Die Umstände, aus denen auf den drohenden erheb- 
lichen Nachtheil geschlossen werden kann, sind glaubhaft zu 
machen (§ 274) und hat das Gericht außerdem immer den 
Gegner — mündlich oder schriftlich — zu hören und bei der 
Entscheidung zu erwägen, ob in der abgekürzten Frist die 
Vornahme der befristeten Processhandlung ohne Schwierigkeit 
möglich ist. 

3. Ohne Antrag ist eine Abkürzung der Fristen unzu- 
lässig. Der Antrag kann bei gesetzlichen Fristen gleich in 
dem Schriftsatze, über welchen die Frist zu bestimmen ist, 

-oder in der mündlichen Verhandlung, bei gesetzlichen und 
richterlichen Fristen aber auch nachträglich nach Bestimmung 
der Frist gestellt werden. Gegen die Abweisung ist nach 
§ 141 der Recurs unzulässig. Die Bewilligung einer Fristen- 
kürzung ist eine Ausnahmsmaßregel, welche bei kurzzeitigen 
Fristen mit Rücksicht auf die vorgeschriebene Einvernahme des 
Gegners vor der Entscheidung meist nur dort möglich sein 
wird, wo die Fristbestimmung in der mündlichen Verhandlung 
selbst zu erfolgen hat. 
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TtgMtzMigon. 

§ ISO, Die Anberaumung von Tagsatzungen erfolgt, so- 
iern das Gesetz nichts anderes anordnet, auf Antrag einer Partei. 
VorbehalÜich besonderer in diesem Gesetze enthaltener Bestimm 
mungen obliegt die Anberaumung der Tagsatzung einschlieülich 
der Festsetzung von Ort, Tag und Stunde der Tagsatzung dem 
Gerichte. 

Die Anberaumung einer Tagsatzung, sowie jede Ladung 
zu einer Tagsatzung kann durch ein abgesondertes Rechtsmittel 
nidit angefochten werden. 

1. Die Tagsatzang ist der unter Festsetzung der Stunde 
und des Tages für die mündliche Verhandlung der Parteien, 
für die Einvernahme einer oder beider Parteien oder zur Be- 
weisaufnahme vor dem Processgerichte, einem beauftragten oder 
ersuchten Richter bestimmte Zeitpunkt, vor dessen Eintritt die 
Verhandlung ohne Zustimmung aller Betheiligten nicht be- 
ginnen kann. 

Die Zeitdauer der Tagsatzung, von dem Beginne der- 
selben durch den Aufruf (§ 133) bis zum Schlüsse ist als Tag- 
satzung anzusehen, innerhalb welcher die betreflfende Process- 
Ibandlung vorgenommen werden kann. Die Tagsatzung gilt 
nur dann für versäumt, wenn die Partei zur anberaumten Zeit 
nicht erscheint, wenn sie sich wieder entfernt oder ungeachtet 
richterlicher Aufforderung nicht verhandelt (§ 133). 

2. Nachdem den Parteien der Processbetrieb überlassen 
ist, sind der Regel nach Tiagsatzungen nur über Antrag der 
Partei anzuordnen. Ausnahmsweise bestimmt das Gesetz die 
Anberaumung einer Tagfahrt von amtswegen. 

So nach § 85 zur Verbesserung von Forragebrechen eines 
Schriftsatzes, nach § 1 52 zur Fortsetzung eines über ein Wieder- 
'Cinsetzungsgesuch unterbrochenen Verfahrens, nach §§ 190, 191 
zur Aufnahme eines bis zur Entscheidung eines anderen Rechts- 
streites, eines Verwaltungs- oder Strafprocesses unterbrochenen 
Verfahrens, nach § 194 zur Ergänzung einer geschlossenen 
Verhandlung, nach §§ 200, 134 bei Erstreckung von Tag- 
satzungen, nach § 256 nach Abschluss des vorbereitenden Ver- 
fahrens, nach § 260 zur abgesonderten Verhandlung über die 
Unzulässigkeit des Rechtsweges, die Unzuständigkeit des Ge- 
richtes, der Streitanhängigkeit und der entschiedenen Streit- 
sache, nach § 281 zur Fortsetzung der Verhandlung nach 
durchgeführter Beweisaufnahme, nach § 285 zur Verhandlung 
über einen bei der Beweisaufnahme vor dem ersuchten oder be- 
auftragten Richter entstandenen Streit, nach § 288 zur Beweis- 
aufnsJime, nach § 360 zur Abgabe des Gutachtens, nach § 368 



Digitized by V^OOQIC 



— 208 — 

zur Vornahme des Augenscheines, nach § 402 bei Abweisung- 
des Antrages auf Fällung des Urtheiles wegen Versäumnis, 
nach § 479, 499 bei Aufhebung des Urtheiles erster Instanz, 
nach § 511 bei Aufhebung des Urtheiles durch das Revisions- 
gericht, nach §§ 540, 541 zum Verfahren in der Hauptsache, 
wenn der Wiederaufnahmsklage stattgegeben wird, nach § 546 
zur Aufnahme des unterbrochenen Rechtsmittelverfahrens, wenn 
die Wiederaufnahmsklage abgewiesen wurde, nach § 552 über 
Einwendungen gegen einen Zahlungsauftrag. 

3. Die Anberaumung von Tagsatzungen kann nur dem 
Gerichte zustehen, denn sie enthält eine den richterlichen Dienst 
berührende Verfügung und eine Verfügung über die Verwen- 
dung der gerichtlichen Amtszeit. Nur wird nicht für jede Tag- 
satzung im Gerichtshofs verfahren ein eigentlicher Gerichts^ 
(Senats-) Beschluss zu fordern sein. Die Nothwendigkeit einea 
solchen dürfte sich vielmehr auf die Fälle beschränken, in 
welchen die Entscheidung, ob das vorliegende Parteiansuchen 
eine dem Gesetze entsprechende Grundlage für die Einleitung 
weiteren Verfahrens sei, von besonders weittragender Bedeutung 
ist. Der Entwurf lässt daher auch die Tagsatzungsanbe- 
raumungen durch den Vorsitzenden zu. Darauf aufmerksam 
zu machen, dass solche Fälle vorkommen, bezweckt die Ver- 
weisung auf die „besonderen in diesem Gesetze enthaltenen 
Bestimmungen" (Regierungsmotive, S. 227). 

4. Aus welchem Anlasse immer eine Ladung erfolgen 
mag, ist sie doch stets nur eine präparatorische Verfügung, ein 
Mittelglied zwischen dem Parteiantrage und der Verhandlung 
ohne eigentliche präjudicielle Bedeutung. Nicht einmal der 
Erscheinungspflicht des Geladenen präjudiciert sie, denn ist er 
aus Gründen, welche dem Verzichte entrückt sind, von der 
Einlassung befreit, so entbehrt das bei der Tagsatzung Ver- 
handelte gegen ihn der Wirkung, sollte er auch der Ladung- 
nicht gefolgt sein. Dieser Wahrnehmung, dass die Ladung an 
sich in die Rechtssphäre der Parteien nicht eingreift, sondern 
sich für letztere nur durch das beschränkend erweisen kann,, 
was über die Ladung geschieht, dieser Wahrnehmung entspricht 
es, wenn der Entwurf die Anfechtung einer Ladung durch 
abgesondertes Rechtsmittel versagt. Für diese Bestimmung- 
spricht derselbe Gesichtspunkt, der dazu führt, die einzelnen 
Acte der richterlichen Processleitung während der Verhandlung- 
der gesonderten Anfechtung zu entziehen; auch die richter- 
liche Ladung ist ein noth wendiger Act der Processleitung. 
Ebenso soll nach dem Entwürfe die Geltendmachung der etwa 
gegen die Ladung bestehenden rechtlichen Bedenken einstweilen 
aufgeschoben und dem Rechtsmittel vorbehalten werden, welche» 
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wider die auf Grund der Tagsatzung ergangene richterliche 
Aeußerung offen steht (Regierungsmotive S. 227). Gegen die 
Ladung eines Zeugen ist nach § 349 ein Rechtsmittel über- 
haupt ausgeschlossen. 

§ 131. Die Ver.^tändigung von der Anberaumung der 
lagsatzung und Aufforderung zum Erscheinen hei derselben 
(Ladung) erfolgt an di^. Partei, welche um die Anberaumung 
der Tagsatzung angesucht hat, mittels Rubrik, an die Gegen- 
partei durch Zustellung eines mit der Ausfertigung der Ladung 
versehenen Exemplares des Schriftsatzes oder der Protokolls- 
äbschrift, Bei einer von amtswegen erfolgenden Anberaumung 
der Tagsatzung sind beide Parteien durch Zustellung von 
Rubriken zu laden. 

Im Anwaltsprocesse muss die erste Ladung zur münd- 
lichen Verhandlung, sofern diesdbe nicht bereits an einen Ad- 
vocaten ergeht, insbesondere auch die Aufforderung enthalten, 
rechtzeitig einen Advocaten als Vertreter zu bestellen, und den 
Parteien bekanntgeben, weiche Nachtheile das Gesetz mit der 
Nichtbestellung eines Advocaten und mit dem Versäumen der 
Tagsatzung verbindet. 

Zu Tagsatzungen, welche in mündlich verkündeten gericht- 
lichen Entscheidungen anberaumt werden, sind die Parteien nur 
insoweit besonders zu laden, als weder sie noch ihre Vertreter 
oder Bevollmächtigten bei der Verkündigung anwesend waren, 

1. Die Ladung bildet den Inhalt oder einen Theil de» 
Inhaltes der zuzustellenden gerichtlichen Verfügung. Der 
Gegner der betreibenden Partei ist der Abkürzung und Ver- 
einfachung halber von der richterlichen Verfügung, welche die 
Tagsatzung anberaumt, unter gleichzeitiger Mittheilung des 
vorbereitenden Schriftsatzes (ProtokoUes) zu verständigen. Die 
Ladung kann also unmittelbar auf den vorbereitenden Schrift- 
satz geschrieben werden, nicht ist etwa ihre separate Aus- 
fertigung nothwendig (Regierungsmotive, S. 227). 

Diese Vorschrift ist jedoch nicht immer anwendbar. Der 
wichtigste Fall der Ladung ist jener zur mündlichen Verband- 
lung, welche nach § 244 vor Gerichtshöfen nach rechtzeitig 
überreichter Klagebeantwortung, nach § 480 vor dem Berufungs- 
gerichte nach rechtzeitig überreichter Berufungsbeantwortung 
zu erfolgen hat. Mag man nun in diesen Fällen den Kläger 
oder Berufungswerber als betreibende Partei ansehen oder von. 
einer amtswegigen Anberaumung der Tagsatzung sprechen, in 
keinem Falle wird man sich nach der Vorschrift des § 131 
benehmen dürfen, sondern man wird gemäß §80 dem Kläger 
oder Berufungswerber ein Exemplar des vorbereitenden Schrift- 

Fflritl^Clvilproeeugetette. 14 
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Satzes zustellen müssen und damit dessen Ladung zu verbinden 
haben. 

2. Im Anwaltsprocesse (§ 27) ist durch die Bestimmung 
des § 37 vorgesehen, dass der Kläger bereits bei Ueberreichung 
der Klage einen Advocaten als Processbevollmächtigten besteUen 
muss, dem sofain die Ladung zur ersten Tagsatzung (§ 230) 
zuzustellen ist (§ 93). Für den Beklagten ist der Nachweis der 
Bestellung eines Advocaten als Processbevollmächtigten nach 
§ 37 erst bei der Klagebeantwortung vorgeschrieben. Es muss 
daher dem Beklagten, wenn er nicht ausnahmsweise schon 
früher die Bestellung eines Advocaten als Processbevollmäch- 
tigten anzeigt, bei der Ladung zur ersten Tagsatzung vor dem 
Gerichtshöfe bekannt gegeben werden, dass er einen Advocaten 
als Vertreter zu bestellen l\at, dass seine Klagebeantwortung 
zurückgewiesen werden müsste, wenn er den Nachweis der 
Bestellung eines Advocaten in derselben nicht erbringen würde 
(§ 37), dass Schriftsätze, welche nicht von einem Advocaten 
gefertigt sind, zurückgewiesen werden (§ 75), dass jede Tag- 
satzung, für welche die Beiziehung eines Advocaten im Gesetze 
vorgeschrieben ist, als versäumt gilt, wenn die Partei ohne 
Advocaten erssheint (§133), und dass bei der ersten Tag- 
satzung, falls Beklagter bei derselben nicht erscheint, das auf 
den Gegenstand des Bechtsstreites bezügliche thatsächliche 
Vorbringen der erschienenen Partei, soweit dasselbe durch die 
vorliegenden Beweise nicht widerlegt wird, für wahr zu halten 
und auf dieser Grundlage auf Antrag der erschienenen Partei 
über das Klagebegehren durch Versäumnisurtheil zu erkennen 
sein wird (§ 396). 

Im Verfahren vor Bezirksgerichten sind gemäß § 437, 438 
Kläger und Beklagter über diese Folgen des Ausbleibens zu 
belehren. Wird diese Belehrung unterlassen, so kann gemäß 
§ 145 ein Versäumnisurtheil nicht gefUllt werden und es ist 
gemäß § 402 die Tagsatzung zur Behebung des Mangels zu 
erstrecken. 

3. Die Anberaumung von Tagsatzungen in mündlich ver- 
kündeten Entscheidungen hat zu erfolgen: 

bei der Erstreckung einer Tagsatzung (§ 137), 
bei dem Vergleiche auf einen Eid (§ 205), 
im vorbereitenden Verfahren (§ 248), zum Zwecke der 
eidlichen Einvernahme einer Partei (§ 379). Ist bei der Ver- 
kündigung solcher Beschlüsse nur die eine Partei anwesend, so 
braucht nur die abwesende Partei schriftlich geladen zu werden. 

§ 132. Die Tagsatzungen werden, sofern das Gesetz nichts 
anderes bestimmt, im Gerichtshause abgehalten. 



Digitized by V^OOQIC 



— 211 — 

Tagsatzungen zur mündlichen Verhandlung können an 
einem Orte au&erhalb des Gerichtshauses anberaumt werden, 
-wenn die Verhandlung an diesem Orte leichter durchgeführt 
oder hiedurch ein grö&erer Kostenaufwand vermieden werden 
kann, 

1. Nach § 328 sind Zeugen, welche infolge Krankheit, 
Gebrechlichkeit oder aus anderen Gründen außerstande sind, 
ihre Wohnung zum Zwecke der Vernehmung zu verlassen, 
•oder welche infolge bestehender Anordnungen nicht verpflichtet 
sind, zur Abgabe einer Zeugenaussage in bürgerlichen Rechts- 
angelegenheiten im Gerichtshause zu erscheinen, in ihrer Woh- 
nxmg zu vernehmen. Mitglieder des kaiserlichen Hauses werden 
als Zeugen durch den Oi3ersthofmarschall oder aufier Wien 
durch den Präsidenten des Kreis- oder Landesgerichtes ihres 
Aufenthaltsortes in ihrer Wohnung vernommen. 

Die Consuln, Generalconsuln und ihre Kanzler, sowie die 
Viceconsuln und Consularagenten von Frankreich (Vertrag vom 
11. December 1866, Nr. 167 R.-G.-Bl), von Portugal (Vertrag 
vom 9. Jänner 1873, Nr. 135 R.-G.-Bl, für 1874), von Serbien 
{Vertrag vom 6. Mai 1881, Nr. 87 R.-G.-BL tür 1882), von 
Deutschland (Vertrag vom 6. December 1891, Nr. 15 R.-G.-Bl. 
für 1892), von Italien (Vertrag vom 6. December 1891, Nr. 17 
JR.-G.-Bl. für 1892), von Belgien (Vertrag vom 6. December 
1891, Nr. 22 R.-G.-Bl. für 1892), der Schweiz (Vertrag vom 
10. December 1891, Nr. 18 R.-G.-Bl. für 1892), von Spanien 
(Vertrag vom 3. Juni 1880, Nr. 29 R.-G.-Bl. für 1881), von 
Japan (Vertrag vom 18. October 1869, Nr. 128 R.-G.-Bl. für 
1872), von Siam (Vertrag vom 8. Mai 1871, Nr. 8 R.-G.-Bl. 
für 1873), von Schweden und Norwegen (Vertrag vom 3. No- 
vember 1873, Nr. 60 R.-G.-Bl. für 1874), von Hawaii (Ver- 
trag vom 18. Juni 1875, Nr. 87 R.-G.-Bl. für 1876) und Nord- 
amerika (Vertrag vom 11. Juli 1870, Nr. 116 R.-G.-Bl. für 1871) 
sind in ihrer Wohnung zu vernehmen, wenn sie Unterthanen 
Aea ernennenden Staates sind. In diesen Fällen muss die Tag- 
satzung außerhalb des Gerichtshauses abgehalten werden. 

2. Sonst sind Tagsatzungen regelmäßig im Gerichtshause 
abzuhalten. Dennoch wird es zweckmäßig sein, die Möglichkeit 
^ner Ausnahme hievon zu erweitem. Namentlich ist ein 
innigerer Zusammenhang der Verhandlung mit der Beweisauf- 
nahme — wodurch das Bedürfnis begründet wird, außerhalb 
•des Gerichtshauses zu verhandeln — auch jenseits des Besitz- 
-störungsverfahrens nicht selten. Das Auftauchen eines solchen 
Bedürftiisses lässt sich nicht einmal mit einigem Grunde auf 
«das bezirksgerichtliche Verfahren beschränken. Deshalb wird 

14* 
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ein allgemeiner Recbts»atz des Inhaltes beantragt^ dass auch 
Tagsatznngen zur mündlichen Verhandlung außerhalb des Qe- 
richtshauses stattfinden können^ wenn die Verhandlung an diesem 
Orte leichter durchgeführt oder hiedurch ein größerer Kosten- 
aufwand vermieden werden kann (Regierungsmotive, S. 227). 
Doch kann eine Beweisaufnahme außerhalb des Gerichtshauses. 
nach §§ 328, 352 ^368 auch durch einen beauftragten oder er- 
suchten Richter stattfinden. Zweckmäßigkeitsgrtinde sind hier 
allein entscheidend. 

Die Tagsatzung zur Beweisaufnahme vor dem erkennenden 
Gerichte ist nach § 28 1 zugleich zur Fortsetzung der. mündlichen 
Verhandlung zu bestimmen. In diesem Falle kann der Ort der 
Tagsatzung jedoch auch getrennt, die Beweisaufnahme an Ort 
und Stelle, die sich daran anschließende Verhandlung im Ge- 
richtshause angeordnet werden. 

§ 133, Die Tagsateung beginnt mit dem Aufrufe der 
Sache, 

Die Tagsaizung i^t von einer Partei versäumt, wenn die 
Partei zu der für die Tagsatzung anberaumten Zeit nicht er- 
scheint oder, wenn erschienen, ungeachtet richterlicher Aufforde- 
rung nicht verhandelt oder nach dem Aufrufe der Sache sich 
wieder entfernt. 

Als versäumt gilt die Tag$atzung auch dann, wenn die 
Partei bei denjenigen Processhandlungen, für wdche die Bei- 
ziehung eines Advocaten im Gesetze vorgeschrieben ist, ohne 
Advocaten erscheint. 

1. Der Aufruf der Sache hat den Zweck, festzustellen^ 
wer von den Betheiligten rechtzeitig erschienen ist. Er kar.n 
daher nicht vor der festgesetzten Stunde, zu welcher die Tag- 
satzung angeordnet ist, rechtswirksam erfolgen und darf sich 
nicht auf den Aufruf im Verhandlungszimmer beschränken^ 
sondern muss auch in den fUr Parteien, Advocaten, Zeugen 
bestimmten Warteräumen, in Ermanglung solcher in den von 
den anwesenden Personen besetzten Räumlichkeiten (Corridoren) 
erfolgen. 

Die bisher geltende hora legalis wurde abgeschafft. Diese 
Aenderung wurde im Ausschusse damit begründet, dass die 
hora legalis einerseits nur auf Anordnung einer Tagsatzung auf 
eibe bestimmte spätere Stunde, als es dem allgemeinen Sprach- 
gebrauche entspricht, hinauslaufe, anderseits der weitere Bestand 
dieser Form sehr häufig zu irrthümlichen Auffassungen fUhr© 
und fUr nicht rechtskundige Parteien, besonders aber für 
Zeugen und Sachverständige, vielfach Zeitverlust mit sich bringe 
(Motive des Ausschusses, S. 26). 
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2. Weil die Tagsatzung von ihrem durch den Aufruf 
bezeichneten Anfang bis zu dem ausdrücklich ausgesprochenen 
Schlüsse ein Ganzes bildet^ kann sie auch erst nach ausge- 
sprochenem Schlüsse als von der Partei versäumt angesehen 
werden (Regierungsmotive, S. 228). 

Die versäumte Processhandlung kann gemäß § 145 bis zum 
Schlüsse der über den Antrag auf Verwirklichung der Ver- 
säumungsfolgen stattfindenden Verhandlung nachgeholt werden. 

Erscheint eine Partei erst nach dem Beginne der Tag- 
satzung und verhandelt sie, bevor der Vorsitzende die Verhand- 
lung geschlossen hat (§ 180), so ist sie noch mit ihrem Vor- 
bringen zu hören (§ 179). Der Schluss der Verhandlung erfolgt 
nach § 193 durch den Vorsitzenden, in mündlichen Verhand- 
lungen vor dem Gerichtshofe unter Mitwirkung des Senates. 
Wie der Aufruf der Sache ein formeller Act ist, so ist es auch 
der Schluss der Verhandlung, welcher ausdrücklich erklärt 
werden soll. Wird dies versäumt, so können auch concludente 
Handlungen, z. B. Verkündigung des Beschlusses, Zurückziehung 
des Gerichtes zur Berathung, oder Entlassung der Partei (Busch 
11, 331) als Schluss der Verhandlung erscheinen. Das Einver- 
ständnis des Senates erfordert keinen besonderen Beschluss, 
es genügt, wenn keines der Senatsmitglieder weitere Aufklärun- 
gen verlangt. Nach dem Schlüsse der Verhandlung kann keine 
Partei weiter verhandeln, außer es erfolgt die Wiedereröffnung 
derselben (§ 194). Wird nach einem berechtigten Contumazial- 
antrag die Verhandlung geschlossen, so kann sie wegen späteren 
Erscheinens des Gegners nicht wieder aufgenommen werden. 

3. Dem Ausbleiben der Partei ist es gleichzuachten, wenn 
die erschienene Partei ungeachtet richterlicher Auffor- 
derung nicht verhandelt. Nur die totale Verweigerung des 
Verhandeins zieht Versäumnisfolgen nach sich. Verhandelt der 
Erschienene zur Sache, bringt er thatsächliche oder rechtliche 
Argumente zu seinen oder des Gegners Anfhhrungen oder An- 
trägen vor, so verhandelt er, mag er sich auch in dio Ver- 
handlung zur Hauptsache nicht einlassen, sondern nur process- 
hindernde Einreden geltend machen. Sache des Vorsitzenden 
ist es, gemäß § 182 durch geeignete Fragestellung für eine er- 
schöpfende Erörterung des Sachverhaltes Sorge zu tragen, und 
Sache des Gerichtes ist es, gemäß §272 den Einfluss der Ver- 
weigerung der Beantwortung einzelner Fragen oder des Ein- 
lassens zur Hauptsache und gemäß § 267 die Bedeutung der 
unterlassenen Beantwortung gegnerischer Anfbhrungen zu prüfen. 
Beantragt die erschienene Partei nur die Verlegung der Tag- 
aatzung und verweigert sie nach Abweisung dieses Antrages 
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die Verhandlung zur Sache, sa treffen sie gemäß § 136 gleich- 
falls die Folgen der Versäumung. Rügt die erschienene Partei 
nur Mängel, welche die Erlassung eines Versäumnisurtheiles. 
verhindern (§ 402), so verhandelt sie nicht zur Sache, sondern 
lehnt die Verhandlung ab. Stellt die allein erschienene Partei 
das Contumazbegehren nicht, wo dieses zulässig erscheint, so 
verhandelt auch sie nicht und es tritt gemäß § 170 Ruhen des. 
Verfahrens ein. 

4. Die Partei, welche sich nach dem Aufrufe der Sache 
entfernt, ohne verhandelt zu haben, steht der nicht er- 
schienenen gleich. Hat sie vor ihrer Entfernung verhandelt, 
so treffen sie die Folgen des Ausbleibens nicht, sondern nur 
die der theilweisen Versäumung nach §§ 267, 272. 

Der sich fi'eiwillig entfernenden Partei ist nach § 136 
jene gleichgestellt, welche sich vor der Entscheidung über 
einen Antrag auf Erstreckung der Tagsatzung entfernt, welche 
nach § 198 zur Aufrechthaltung der Ordnung von der Ver- 
handlung entfernt wurde, oder welche einer verständlichen 
Aeußerung über den Gegenstand des Rechtsstreites oder der 
mündlichen Verhandlung nicht fkhig ist und bei der gemäß 
§ 185 aus diesem Grunde erstreckten Verhandlung nicht unter 
Vertretung eines geeigneten Bevollmächtigten erscheint. 

5. Als versäumt gilt endlich die Tagsatzung im Anwalts- 
processe, wenn die Partei ohne Advocaten erscheint. Die Ver- 
legung der Tagsatzung aus diesem Grunde erscheint unzulässig, 
weil die Partei gemäß § 131 in der ersten Ladung zur Be- 
stellung eines Advocaten aufgefordert und über die Rechts- 
folgen der Unterlassung belehrt worden sein muss. Wenn aber 
eine Partei, welche ohne Verzug nach Zustellung der Klage um 
Bewilligung des Armenrechtes angesucht hat, bei der ersten 
zur mündlichen Streitverhandlung bestimmten Tagsatzung ohne 
Advocaten erscheint, weil dieses Gesuch noch keine Erledigung 
gefunden hat oder für sie noch kein Advocat bestellt worden 
ist, so kann gemäß § 73 ein Versäuranisurtheil gegen sie nicht 
erlassen werden und ist die Tagsatzung nach § 402 von amts- 
wegen zu erstrecken. 

§ 134. Tagsatjsungen können durch richlerliclte Ent- 
Scheidung verlegt werden (Erstreckung). Solclie Erstreckung 
kann auf Antrag oder von amtswegen stattßnden : 

1. wenn sich dem rechtzeitigen Erscheinen einer oder 
beider Parteien oder der Aufnahme oder Fortsetzung der Ver» 
handlung zwischen ihnen ein für sie unÜbersteigliches oder doch 
ein sehr erhebliches Hindernis entgegenstellt und insbesondere 
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ohne die Erstreckung eine Partei einen nicht wieder gut zu 
machenden Schaden erleiden unirde; 

2. wenn das Gericht durch anderweitige unaufschiebbare 
amtliche Obliegenheiten oder aus sonstigen wichtigen Gründen 
an der Aufnahme oder Fortsetzung der Verhandlung behindert ist; 

3. wenn eine nicht sofort vor dem Processgerichte voll- 
ziehbare, für die Weiterführung der Verhandlung jedoch wesent- 
liche Beweisaufnahme angeordnet wird oder sich behufs Fort- 
setzung und Durchführung der Verhandlung die Herbeischaffung 
von Urkunden, Auskunftssachen oder Augenscheinsgegensiänden 
nothwendig erweist; 

4. wenn die Verhandlung bei der vom Gerichte hiezu an- 
beraumten Tagsatzung auch ohne Dazwischenkunft der vorer- 
wähnten Hindemisse nicht zum Abschlüsse gebracht werden kann. 

1. Das Verfahren wird umso bestimmter ohne unnöthigen 
Aufenthalt und ohne Abschweifung seinem Ziele zuschreiten, 
sein Gang wird umso fester sein, mit je klareren Verhältnissen 
der Richter bei der Processleitung und namentlich bei der Tag- 
satzungsanberaumung rechnen kann. Und auch ein zweites 
steht fest: Das Verfahren wird in jeder Beziehung umso besser 
sein, je seltener Tagsatzungsverlegungen vorkommen. Solche 
Verlegungen wirken ungünstig auf das Interesse des Gerichtes, 
auf die Vorbereitung aller an der Verhandlung betheiligten Per- 
sonen und auch auf die Richtigkeit und Verlässlichkeit der 
Entscheidung, und zwar letzteres, weil sie nothwendig die Un- 
mittelbarkeit der Verhandlung mindern, Lücken in das den 
Richter bei der Urtheilsfiülung bestimmende Verhandlungsbild 
brechen (Regierungsmotive, S. 225). Viel unmittelbarer als 
Fristverlängerungen müssten Tagsatzungsverlegungen selbst das 
ganze System der bei einem Gerichte anberaumten Termine in 
Unordnung bringen und stören. Was über die Schädlichkeit 
jener Fristverlängerungen gesagt wurde, gilt daher, wenn mög- 
lich, in verstärktem Mafie von der Erstreckung der Tagsatzungen, 
und es begreift sich bei dieser Sachlage ohneweiters, warum 
nach dem Entwürfe auch Tagsatzungsverlegungen nur unter 
richterlicher Intervention gestattet sind und nur beim Vorhanden- 
sein wichtiger Erstreckungsgründe vorkommen sollen. Die 
Wichtigkeit kann nur aus dem Zusammenflusse aller Umstände 
beurtheilt werden, welche den einzelnen Verlegungsantrag be- 
gleiten und hiebei wird dem Gerichte eine gewisse Freiheit 
gelassen werden müssen. Das Gesetz könnte sich vielleicht 
damit begnügen, Erheblichkeit, Wichtigkeit der Erstreckungs- 
gründe zu fordern ; die darin gelegene Verweisung auf die con- 
creten Verhältnisse und das gewissenhafte Ermessen des Gs- 
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richtes verständen sich von selbst. Der Entwarf glaubt jedoch 
hiezu nicht rathen' zu können. Und zwar namentlich mit 
Rücksicht auf die bisherige Processtradition^ die im neuen Ver- 
fahren keine Fortsetzung finden darf, wenn man die vielen 
Beschwerden über Langwierigkeit und Endlosigkeit der Civil- 
processe endgiltig zum Verstummen bringen will. Der bis- 
herigen tief eingewurzelten milden Praxis in Erstreckungssachen 
wäre mit der Forderung wichtiger oder erheblicher Erstreckungs- 
gründe nichtHalt geboten. Der Untersagung „einverständlicher Er- 
streckungen^ würde die Rechtssanction abgehen, ein gewisses 
Minimum plausibler Erstreckungsgründe würde leicht herbei- 
geschafi^t sein. Soll das neue Verfahren knapper und rascher 
werden, weniger ins Breite gehen als bisher, soll eine gewisse 
engere Zusammenfassung der einzelnen Processabschnitte und 
Acte stattfinden, dann wird es nothwendig oder doch sehr vor- 
sichtig sein, wenn das Gesetz auch gewisse Andeutungen da- 
rüber gibt, welches Maß von Wichtigkeit ungefähr den ftir 
eine Tagsatzungsverlegung vorgebrachten Umständen innewohnen 
müsse, damit erstreckt werden dürfe. Und aus diesem Gesichts- 
punkte: weil es sich hier um den Uebergang zu wichtigen 
neuen Grundsätzen handelt, deren Anwendung zu erleichtem 
und zu sichern das Gesetz kaum je zu viel thun kann, zu 
Grundsätzen, von deren sorgfiütiger Beachtung zum wesent- 
lichen Theile das Gelingen oder Misslingen der beabsichtigten 
Neugestaltung des Processes abhängt, weil endlich die Er- 
reichung der diesem Unternehmen vorschwebenden legislativen 
Ziele aus der Sphäre des Zufalles, des subiectiven Urtheiles 
und Ermessens nach Thunlichkeit herausgehoben werden muss, 
deshalb hat sich der Entwurf entschlossen, unter Zahl 1 bis 4 
diejenigen Verhältnisse anzugeben, welche allein sich zur Recht- 
fertigung einer Erstreckung eignen (Regierungsmotive, S. 228). 

2. Einverständliche Erstreckungen sind ausgeschlossen, 
wenn sie nicht gerechtfertigt sind (§ 135). Die Erstreckung 
erfolgt von amtswegen oder auf Antrag dui'ch richterliche 
Entscheidung. Dieselbe hat bei Gerichtshöfen durch den Vor- 
sitzenden zu erfolgen, wenn sie nicht bei einer mündlichen 
Verhandlung oder in einer Entscheidung des Gerichtes statt- 
findet (§ 140). Tagsatzungen, welche von einem ersuchten oder 
beauftragten Richter angeordnet werden, sind auch von diesem 
zu erstrecken (§ 143). 

3. In der Regierungsvorlage war im Absätze 1 nur ein 
unübersteigliches Hindernis als genügender Grund 
einer Erstreckung anerkannt. Der Ausschuss des Abgeordneten- 
hauses wollte durch den Beisatz den Parteien die Verlegung 
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von Tagsatsungen erleichtem, jedoch ohne den Richter von der 
Pflicht zu entbinden, die Verlegung nur bei einem sehr er- 
heblichen Hindemisse oder nicht wieder gut zu machenden 
Schaden zu bewilligen (Motive des Ausschusses, S. 26). Die- 
selbe Erleichterang findet sich im § 128 betreffs der Frist- 
•erstreckungen und wird dort dahin erläutert, dass der Richter 
die von dem Ausschusse getroffene Bestimmung in dem Be- 
wusstsein handhaben soll, dass es sich hier um Entscheidungen 
handelt, welche einerseits den Parteien zwar die nöthige Be^ 
Wegungsfreiheit belassen soll, andererseits aber der von dem 
Gesetze angestrebten Concentration und raschen Abwicklung 
•des Processes nicht entgegenwirken dürfen. Tagsatzungen 
dürfen nur dort erstreckt werden, wo ein Interesse an der 
Veränderung besteht, welches den durch die Tagsatzungsver- 
legung bedrohten Interessen zum mindesten das Gleichgewicht 
zu halten vermag (Regierungsmotive, S. 226). Die Streitver- 
kündigung (§ 21), das Gesuch um Bewilligung des Armen- 
rechtes (§ 73) genügen zu Tagsatzungserstreckungen nicht. 
Doch ist die Tagsatzung zu erstrecken, so lange im Anwalts- 
processe über rechtzeitiges Gesuch der Armenvertreter noch 
nicht bestellt worden ist (§ 73). Vergleichsverhandlungen ge- 
nügen an sich gleichfalls nicht (§ 204). Dagegen erscheinen 
Erstreckungen gerechtfertigt, wegen Naturereignissen oder anderen 
unabwendbaren ZufUUen (§ 402), wegen verspäteter, eine ge- 
nügende Vorbereitung nicht gestattender Zustellung eines Schrift- 
satzes (§ 139), wegen mangelnden Nachweises der gesetzlichen 
Vertretung oder der besonderen Ermächtigung zur Process- 
iührung (§ 6), wegen mangelnden Nachweises der Vollmacht 
•(§ 37), bei der Unfähigkeit einer ohne Bevollmächtigten zur 
mündlichen Verhandlung erschienenen Partei zu einer ver- 
ständlichen Aeußemng (§ 185), wenn dem Bevollmächtigten das 
Wort entzogen und die Partei zur Bestellung eines anderen 
Bevollmächtigten angewiesen wird (§ 200), bei dem Ausbleiben 
einer Partei im vorbereitenden Verfahren (§ 254). 

Die häufigsten Erstrecknngsgründe sind erfahmngsgemäfi 
mangelnde Information des Proeessbevolimächtigten , ander- 
weitige Geschäfte des ProcessbevoUmächtigten, welche ihn von 
dem Eintreten in die Verhandlung abhalten, sowie eine unge- 
nügende Kenntnis der zu benützenden Beweismittel, welche von 
der Partei und ihren ProcessbevoUmächtigten erst erforscht 
and gesichtet werden müssen. 

Hier die Intentionen des Gesetzes betreffs Abkürzung des 
Verfahrens mit dessen weiterem Grundsatze betreffs Erforschung 
der materiellen Wahrheit in Uebereinstimmung zu bringen, eine 
unvollständige Verhandlung, die endlich doch verlegt werden 
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muss, zu vermeiden, wird die ganze Aufmerksamkeit de» 
Richters in Anspruch nehmen. 

Die Parteien werden es, wenn sie einverstanden sind^ 
immer in der Hand haben, eine Erstreckung zu erzwingen, sei 
es, dass sie Vergleichsverhandlungen glaubhaft machen und die 
Vornahme derselben vor einem beauftragten Richter beantragen 
(§ 204), sei es, dass nur eine Partei erscheint und neue That- 
sachen vorbringt (§ 399, 442), wo sodann die Erstreckung der 
Tagsatzung vor Bezirksgerichten gesetzlich vorgeschrieben ist 
und vor Gerichtshöfen kaum verweigert werden kann. 

In solchen Fällen würde eine Verweigerung der Tag- 
satzungserstreckung gerade die engere Zusammenfassung der 
einzelnen Processabschnitte verhindern und die Knappheit und 
Uebersichtlichkeit des Processtoffes kaum erreichen lassen. 

Ueberall dort also, wo die Parteien eine einverständliche 
Erstreckung beantragen, und wo es klar ist, dass die Verhand- 
lung schließlich doch nicht zu Ende geführt werden könnte, 
wo endlich eine theilweise Fixierung des Processtoffes nicht 
wegen der Aufnahme von Beweisen oder Herbeischaffung von 
Beweismitteln nothwendig erscheint, wird in die Verhandlung 
nicht einzugehen und die Tagsatzung aus dem Grunde der 
mangelnden Information oder der fehlenden Uebersicht der Be- 
weismittel zu erstrecken sein. 

Ob anderweitige Geschäfte des Processbevollmächtigten 
eine Erstreckung rechtfertigen, wird von der Wichtigkeit der 
Sache und von dem Umfange des Processstoffes abhängen; 
denn mit Rücksicht auf die Bestimmungen des § 41 hat die 
Partei auf einen Ersatz der Informationskosten des in solchen 
Fällen etwa als Substituten eintretenden Advocaten keinen An- 
spruch, würde sohin durch die Verweigerung der Erstreckung 
einen nicht wieder gutzumachenden Schaden erleiden. 

4. Die Absätze 2 und 4 betreffen jene Fälle, in welchen 
das Gericht verhindert ist, die sonst lücksichtlich der Parteien 
und des Processtoffes unbehinderte Verhandlung aufzunehmen^ 
fortzusetzen und zum Abschluss zu bringen, sei es, dass das 
Gericht anderweitig unaufschiebbar verhindert ist, dass ein 
Mitglied des Senates, vor dem die Verhandlung begonnen hat, 
vorübergehend verhindert ist, oder dass die Verhandlung wegen 
allzu reichhaltigen Stoffes an einem Tage nicht durchgeführt 
werden kann. In diesem Falle wird die Verlegung auf möglichst 
kurze Zeit, wenn möglich auf den nächsten Tag stattzufinden 
haben, damit das Verhandlungsbild bei Richtern und Parteien 
nicht verwischt werde. 
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5. Die Erstrecknng der Verhandlnng «or Bcweisaurnahme- 
findet nur dann statt, wenn dieselbe nicht sofort vor dem Pro- 
cessgerichte stattfinden kann, weil z. B. Zeugen vorgeladen^ 
Urkunden, Auskunftssachen oder Augenscheinsgegenstände her- 
beigeschafft werden müssen, oder wenn die Beweisaufnahme- 
außerhalb der Verhandlung durch einen beauftragten oder er- 
suchten Richter stattfinden soll. Hierher gehören auch die Er- 
streckungen wegen Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens- 
(§-246) und um der eidlich zu vernehmenden Partei vor der 
Vernehmung eine Ueberlegungsfrist zu geben (§ 379). 

§ IS5. Der Äntrcbg auf Erstreckung einer Tagsatzung ist 
im Falle des § 134, Z. 1, auch dann, wenn er von beiden 
Parteien einverständlich gestellt wird, durch Angabe der das^ 
Erscheinen oder die Aufnahme oder Fortsetzuvg der Verhand- 
lung hindernden Umstände zu rechtfertigen. Die zur Be- 
gründung des Antrages angeführten Umstände sind dem Gerichte 
auf Verlangen glaubhaft zu machen, 

Marcels hinreichender Begründung ist der Antrag zu 
verwerfen. 

1. Wie bei Fristerstreckungsgesuchen (§ 128), so ist aucb 
bei Anträgen auf Erstreckuag einer Tagsatzung, mögen sie ein- 
seitig oder einverständlich gestellt werden, die Begründung des 
Antrages vorgeschrieben. Der Contamazialgrundsatz, dass nicht 
Widersprochenes für wahr zu halten ist, gilt hier nicht. Sonst 
könnten die Paiteien durch Unterlassung der Erklärung über 
das gegnerische Vorbringen das Verbot einverständlicher Tag- 
satzungserstreckungen umgehen. Die zur Glaubhaftmachung 
(§ 274) erforderlichen Umstände und Beweise sind im Antrage- 
immer anzuführen, damit derselbe nicht mangels hinreichender 
Gründe verworfen werde. Sache des Gerichtes ist es, in jedem 
einzelnen Falle zu bestimmen, ob die Glaubhaftmachung wirk- 
lich zu erfolgen hat. 

2. Das Gesetz spricht nur von Erstreckung der Tag- 
satzungen, worunter nach dem Wortlaute die Anberaumung der 
Tagsatzung auf einen späteren Zeitpunkt verstanden werden 
muss. Es steht jedoch nichts im Wege, eine Tagsatzung auch, 
auf einen früheren Zeitpunkt zurück zu verlegen, wenn die^ 
Partei dieses Begehren durch genügende Gründe rechtfertigt 
oder eine Verlegung der Tagsatzung wegen Verhinderung der 
Partei oder des Gerichtes sich als nothwendig darstellt. 

§ 136. Der Antrag auf Erstreckung einer Tagsatzun^ 
kann bei dieser Tagsatzung selbst oder vor Beginn derselben ge- 
steUt werden. 
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Im ersteren Falle ist über den Antrag, norch Anhörung 
-des- anwesenden Gegners, ohne Aufschub durch Beschhiss eu 
-entscheiden und, wenn die Erstreckung verweigert wird, ohne 
weitere Unterbrechung die Verhandlung aufzunehmen oder fort- 
jsusetzen. Gegen die Partei, welche »ich vor der Entscheidung 
entfernt hat oder nach Zurückweisung des Antrages sich weigert, 
jsur Sache zu verhandeln, treten die Rechtsfolgen der Versäumung 
der TagscUzung ein. 

Auf Erstreckungsanträge, welcJ^ vor der Tagsatzung ein- 
fangen, finden die Bestimmungen des § 128, Absatz 3, ent- 
sprechende Anwendung, 

1. Die Verhandlung über die angesuchte Erstreckung einer 
'Tagsatzung ist in der Regel bei dieser Tagsatzung selbst vor- 
zunehmen, um im Falle der Abweisung des Ansuchens sofort 
zur Verhandlung der Hauptsache schreiten zu können (Abs. 2). 
lEine andere Art der Behandlung der Erstreckungsanträge würde 
die Kosten steigern und die Aufrechthaltung der Ordnung des 
Verfahrens ungemein erschweren. Wollte man an der Regel 
unbedingt festhalten, dass über ein Erstreckungsbegehren immer 
•erst nach Anhörung de^ Gegners entschieden werden dürfte, so 
würde dies in den nicht seltenen Fällen zu einem unnützen 
Aufwände an Zeit und Kosten führen, in welchen die Ver- 
liinderung des Erstreckungswerbsrs zweifellos ist und dem 
Gerichte in unanfechtbarer Weise noch vor der Tagsatzung 
-dargethan wird. In Fällen dieser und ähnlicher Art wird es 
dem Gerichte unbedenklich zu gestatten sein, auf Grund des 
•einseitigen Vorbringens der verhinderten Partei und ohne Ein- 
vernehmung des Gegners zu entscheiden (Absatz 3). Wenn die 
Möglichkeit nicht mehr geboten ist, durch eine rechtzeitige 
Verständigung von der bewilligten Erstreckung dem Gegner 
das nutzlose Erscheinen bei der Tagsatzung zu ersparen, ent- 
-fällt für das Gericht allerdings der hauptsächlichste Anlass, bei 
Entscheidung über das Gesuch die etwaigen'Gegengründe der 
ränderen Partei aufieracht zu lassen. Unter solöhen Umständen 
wird auch die Verhandlung über einen Erstreckungsantrag, der 
bereits vor Beginn der Tagsatzung angebracht wurde, dieser 
Tagsatzung vorbehalten werden können (Regierungsmotive, 
S. 229)i Erstreckungsanträge bei der Tagsatzung werden da- 
her immer, schriftliche Erstreckungsanträge dann in der münd- 
lichen Verhandlung zu erledigen sein, wenn die Verständigung 
^or der bewilligten Eratreckung nicht mehr rechtzeitig vor der 
Tagsatzung erfolgen könnte, oder wenn es nothwendtg erscheint, 
•vor der Entscheidung den Gegner zu hören (§ i28). Ueber schrift- 
che Erstreckungsanträge, welche so . zeitig gestellt werden, 
idass die Entscheidung noch vor der Tagsatzung zugestellt werden 
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kann^ ist sofort zu entscheiden^ wenn dem Begehren ohne Ein- 
vernahme des Gegners stattzugebenoder dasselbe ohne Einver-^ 
nähme des Gegners abzuweisen ist. Nach § 128 ist aber bef 
wiederholten Erstreckungen^ wenn dasselben nicht einverständlich« 
von beiden Theilen begehrt werden, der Gegner immer zu 
hören. 

Die Entscheidung erfolgt in der mündlichen Verhandlung 
durch das Gericht, außerhalb der mündlichen Verhandlung durch 
den Vorsitzenden (§ 140), vor dem ersuchten oder beauftragten 
Richter durch diesen (§ 143). Gegen die erste Erstreckung 
einer Tagsatzung, welche vier Wochen nicht überschreitet, ist 
ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 141). 

2. Erscheint bei der Tagsatzung der Gegner nicht, so- 
treffen ihn die Folgen des Ausbleibens (§ 133); erscheint keine- 
der Parteien und wird das schriftliche Erstreckungsbegehren 
abgewiesen, so tritt nach § 170 Ruhen des Verfahrens ein. 
Dasselbe gilt, wenn der Gegner bei der Tagsatzung nicht er- 
scheint und der erschienene Erstreckungswerber nach Abweisung 
des Begehrens nicht verhandeln will oder sich entfernt oder* 
wenn beide Theile sich entfernen oder nicht verhandeln. 

§ 137, Wird eine Tagsatzung erstreckt, so ist vom Ge- 
richte Tag und Stunde der neuerlichen 2'agsatzung den Parteien, 
wenn thunlich, sofort mündlich bekanntzugtben. Andernfalls hat 
die Verständigung mitteis Rubrik zu geschehen. 

Diese Bestimmung Jiat insbesondere auch Anwendung zu 
finden, wenn die Erstreckung einer Tagsatzung zum Zwecke einer 
Beweisaufnahme erfolgt. 

1. Die neue Tsigsatzung hat nach § 181 der Vorsitzende- 
zu bestimmen, mag die Erstreckung von ihm oder vom Gerichte 
bewilligt wDrden sein. Wird Tag und Stunde der neuerlichen 
Tagsatzung mündlich bekannt gegeben, so entfällt nach § 131 
die schriftliche Ladung. Dieselbe ist bei mündlich verkündeten 
Erstreckungen nur dann erforderlich, wenn weder die Parteien^ 
noch ihre Vertreter oder Bevollmächtigten bei der Verkündigung 
anwesend waren, also auch dann, wenn sie sich vor der Ver- 
kündigung des Beschlusses entfernt haben. 

2. Wenn die Erstreckung einer Tagsatzung zum Zwecke^ 
einer Beweisaufnahme erfolgt (§ 134), so kann nach § 281 die 
neue Tagsatzung nur dann bestimmt und bekanntgegeben 
werden, wenn entweder die Beweisaufnahme vor dem erkennen- 
den Gerichte stattfinden soll oder der Zeitpunkt der Beendigung- 
der ein^n ersuchten oder beauftragten Richter zu übertragenden 
Beweisaufnahme mit Sicherheit bestimmt werden kann. Im 
ersteren Falle ist die Tagsatzung zur Beweisaufnahme und. 
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letzteren Falle nur zur Fortsetzung der mündlichen Verhandltakg, 
.anzuordnen. 

§ 138. Wenn nicht wegen einer Veränderung in der Be- 
setzung des Gerichtes eine neuerliche Verhandlung stattfinden 
muss, hat im Falle der Erstreckung einer Tugsatzung der Richter 
-oder der Vorsitzende des Senates, vor welchem die Verhandlung 
• stattfindet, bei der späteren Tagsatzung die wesentlichen Ergeb- 
nisse der früheren mündlichen Verhandlung auf Grund des Ver- 
^handlungsprotokolles und der sonst zu berücksichtigenden Process- 
a^ten mündlich vorzuführen und die Fortsetzung der abgebrochenen 
Verhandlung hieran anzuknüpfen. 

Das Urtheil kann nur von denjenigen Richtern gefüllt 
-werden, welche an der dem Urtheile zugrunde liegenden münd- 
lichen Verhandlung theilgenommen haben (§ 412). Muss vor 
der Urtheilsschöpfung eine Aenderung eintreten, so ist die 
mündliche Verhandlung von neuem durchzuführen. Andernfalls 
iiat der Richter, oder bei Gerichtshöfen der Vorsitzende, die 
frühere Verhandlung nur zu resümieren und hiebei das Ver- 
handlungsprotokoll und seine Beilagen (§§ 208, 212), sowie die 
4in Laufe eines Rechtsstreites von einem beauftragten oder er- 
-suehten Richter aufgenommenen Protokolle und deren Beilagen 
(§ 217) zu benützen. Inwiefern die Parteien bei der fort- 
gesetzten Verhandlung in neuem Vorbringen etwa beschränkt 
sind, ist jeweils nach Inhalt und Gegenstand der Verhandlung 
zu beurtheilen. Dass die Darlegung der bisherigen Verhandlungs- 
ergebnisse eine Berichtigung seitens der Parteien erfahren kann, 
ist nach den allgemeinen, fUr die mündliche Verhandlung geltenden 
Grundsätzen zweifellos; auch die fortgesetzte Verhandlung wird 
übrigens den Parteien hinreichend Gelegenheit geben, ein frü- 
3ieres Vorbringen dem Gerichte in Erinnerung zu bringen, das 
sie bei der Entscheidung berücksichtigt wissen wollen, aber im 
Vortrage des Vorsitzenden vermisst haben. Ein solches Be- 
richtigungsrecht der Parteien vorbehalten, dürften die Ergebnisse 
»der früheren Verhandlung im Wege eines Resumäs des Vor- 
sitzenden oder Einzelnrichters jedenfalls kürzer, übersichtlicher, 
klarer, einfacher und unbefangener reproduciert werden (Regie- 
xrungsmotive, S. 229). 

§ 139. Wenn die Zustellung eines vorbereitenden Schrift- 
satzes oder einer Protokollsäbschriß, über welche eine Ladung 
-erging, derart verzögert wird, dass die zwischen der Zustellung 
der Ladung und der anberaumten Tagsatzung liegende Frist dem 
Gegner eine genügende Vorbereitung für die mündliche Ver- 
^handlung oder in den Fällen des Anwaitsprocesses die recht-^ 
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eeUige Bestellung eines Advocaten nicht mehr gestattet, und wenn 
sogleich der Gegner an dieser Verzögerung der Zustellung Teeine 
Schuld trägt, so hat das Gericht oder im Verfahren vor Gerichts- 
höfen der Vorsitzende des Senates, vor welchem die Verhandlung 
stattfinden soll, die anberaumte Tagsatzung auf Antrag oder von 
amtswegen, noch vor ihrer Abhaltung zu erstrecken. Hievonsind 
alle zur Tagsatzung geladenen Personen ohne Aufschub zu ver- 
ständigen, 

1. Wenn es in Anbetracht der den Betheiligten auferlegten 
Opfer dringend gefordert werden muss, dass der Process wo- 
möglich bei einer Tagsatzung zu Ende geführt werde, oder 
doch die Verhandlung bei jeder anberaumten Tagsatzung einen 
bedeutenden Schritt zum Urtheil hin thue, so wäre es als ein 
um so schwererer Verlust anzusehen, wenn alle diese Opfer infolge 
Frustrierung der anberaumten Verhandlungstagsatzung ganz 
nutzlos blieben. Derlei zweckloser Aufwand an Zeit, Mühe 
und Kosten darf sich nicht oft wiederholen; sonst könnte es 
leicht geschehen, dass man das Verschwinden der Schriftliohkeit 
zu bedauern beginnen würde, weil dieses von Gericht und Par- 
teien einen weit geringeren Grad von Bereitschaft forderte und 
sich in demselben solche Zußllle viel bequemer erledigen. Be- 
hufs Hintanhaltung vergeblichen Erscheinens der Parteien und 
sonstiger Processpersonen verleiht daher der Entwurf dem Ge- 
richte, beziehungsweise dem Vorsitzenden des Senates die Be- 
fugnis, eine zur Verhandlung anberaumte Tagsatzung noch vor 
der Abhaltung derselben zu verlegen, i^enn es voraussichtlich 
wegen verspäteter Zustellung der Ladung bei der bevorstehenden 
Tagsatzung zu einer meritorischen Verhandlung nicht kommen 
kann (Regierungsmotive, S. 229). 

2. Nur die Verzögerung der Zustellung solcher Schrift- 
sätze, welche eine Ladung (§ 131, Anm. 1) veranlasst haben, 
berechtigt zur Erstreckung. Schriftsätze, welche sich die Par- 
teien gemäß § 258 in der Zeit zwischen Anberaumimg und 
Beginn der Streitverhandlung mittheilen, berechtigen zu solchen 
Erstreckungen nicht. 

3. Zur Vorbereitung für die mündliche Verhandlung be- 
stimmt das Gesetz: 

a) für die erste Tagsatzung ungefähr 14 Tage und min- 
destens 24 Stunden (§ 231), 

b) für die mündliche Streitverhandlimg mindestens 8 Tage 
(§ 257), vor Bezirksgerichten in dringenden Fällen, ins- 
besondere bei Besitzstörungen selbst den Tag der Klage- 
überreichung (§436), 

c) für die mündliche Berufungs- und Revisionsverhandlung 
ungefähr 14 Tage (§§ 480, 509). 
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Sind diese Fristen durch eine Verzögerung in der Zu- 
stellung gekürzt^ so ist die Tagsatzung — besondere Fälle aus- 
genommen — zu erstrecken. Es hängt aber von den Um- 
ständen des Falles ab^ ob nicht auch dann die Erstrecknng zu 
bewilligen ist, wenn zwar die gesetzlichen Ladungsfristen ein- 
gehalten wurden, dennoch aber glaubhaft gemacht wird, dasa 
die genügende Vorbereitung zur mündlichen Verhandlung in 
dieser Frist nicht beschafft werden kann. 

4. Für die rechtzeitige Bestellung eines Advocaten werden 
obige Ladungsfristen immer genügen, außer wo es sich um die 
Ertheilung des Armenrechtes und um die Bestellung einea 
Armenanwaltes handelt. Für diese Fälle ist durch die Bestimmung 
des § 73 vorgesorgt und es wird in solchen Fällen angemessen 
sein, die Tagsatzung nach Vorschrift des § 139 zu erstrecken, 
wenn der Armenvertreter noch nicht bestellt ist. Voraussetzung 
ist aber immer, dass die Partei an der Verzögerung keine 
Schuld trägt. 

QemelRsame BestimmingeR. 

§ J40, Wenn die Bestimmung von Fristen oder die An- 
beraumung von Tagsatzungen nicht in einer Entscheidung des 
Gerichtes oder bei einer mündlichen Verhandlung erfolgt, obliegt 
sie im Verfahren vor Gerichtshöfen dem Vorsitzenden des Senates, 
dem die Rechtssache zugewiesen ist. 

Gleiches gilt von der Entsclieidung über einen Antrag auf 
Verlängerung oder Abkürzung einer Frist oder auf Erstreckung 
einer Tagsatzung, falls nicht der Antrag während einer münd' 
liehen Verhandlung gestellt wird. 

Die Bestimmung von Fristen, die Anberaumung von 
Tagsatzungen, die Entscheidung über Verlängerung oder Ver- 
kürzung einer Frist, sowie Tagsatzungserstreckungen sollen im 
Gerichtshofverfahren dem Senate oder dessen Vorsitzenden ob- 
liegen, je nachdem die Entscheidung während einer münd- 
lichen Verhandlung oder außerhalb derselben erfolgt. Wie ähn- 
liche Bestimmungen in früher erwähnten Fällen, zielt auch 
diese Vorschrift zunächst darauf ab, Arbeitskraft und Interesse 
des Senates vor Ueberlastung mit Processleitungsgeschäften zu 
bewahren und so unvermindert als möglich fUr die Verhandlung 
und Aburtheilung der Hauptsache zu erhalten. Dazu kommt 
noch ein anderes Moment. Der Entwurf überträgt wesentliche 
Stücke der Processleitung dem Vorsitzenden zu selbständiger 
Ausrichtung. Da nun obige Verfügungen über Fristen und 
Tagsatzungen ziemlich oft der Ausführung solcher process- 
leitender Anordnungen zu dienen haben — z. B. betreflfe Her- 
beischaffung von Urkunden, Namhaftmachung der Adressen 
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von Zeugen — so empfiehlt es sich umsomehr, beide Arten 
von Verfügungen in derselben Hand zu vereinigen (Regierungs- 
motive, S. 229). Aber auch in jenen Fällen, in denen der 
Senat zu entscheiden hat, muss der Vorsitzende gemäß § 281 
die neue Tagsatzung bestimmen. Gegen die Anbeniumung von 
Tagsatzungen ist nach § 130 ein abgesondertes Rechtsmittel 
ausgeschlossen. Die Erstreckung der Tagsatzung, weil die 
Partei einer verständlichen Aeußerung über den Gegenstand des 
Rechtsstreites nicht fUhig ist, erfolgt gemäß § 185 auch in der 
mündlichen Verhandlung durch den Vorsitzenden. 

§ 141. Die erste Verlängerung einer Frist und die erste 
Erstreckung einer Tagsatzung kann durch ein Rechtsmittel nickt 
angefochten werden, soferne die bewilligte Fristverlängerung die 
Dauer der ursprürylichen Frist und die bewilligte Erstreckung 
der Tagsatsung die Dauer von vier Wochen nicht überschreitet. 
Gegen die Verweigerung der Abkürzung eitler Frist ist ein 
Rechtsmittel ausgeschlossen. 

Nur die erste Verlängerung einer Frist oder Erstreckung 
einer Tagsatzung sowie die Abweisung eines Gesuches um Ab- 
kürzung einer Frist sind im Rechtszuge unanfechtbar, wenn die 
Frist die Dauer dfer ursprl\nglichen nicht übersteigt und die 
Tagsatzung nicht über vier Wochen erstreckt wird. Als erste 
Verlängerung oder Erstreckung gilt auch eine über einverständ- 
liches Begehren oder von amtswegen erfolgte. 

Alle übrigen Bewilligungen oder Verweigerungen von 
Fristerweiterungen, Fristkürzungen oder Tagsatzungserstreckun- 
gen sind durch Recurs anfechtbar, dem bei Entscheidungen de» 
Vorsitzenden der Antrag auf Abänderung durch den Gerichts- 
hof vorangehen muss (§ 516). Doch hemmt der Recurs das 
weitere Verfahren nicht, wenn nicht auf Antrag diese Hemmung 
vom Gerichte ausgesprochen wird (§ 524). Auch die Bestim- 
mung des § 11 Ges. v. 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G.-Bl., das* 
bei der Abweisung eines Fristerstreckungsgesuches dem Frist- 
werber noch so viele Tage zu der befristeten Processhandlung 
zugute kommen, als zur Zeit der Ueberreichung des abgewiesenea 
Gesuches noch übrig waren, ist in das neue Gesetz nicht auf- 
genommen worden, verliert daher ihre Geltung gemäß Art. 1 
Einf.-Ges., weil das Fristenwesen durch die CivUprocessordnung 
geregelt wird. 

§ 142. Der Partei, welche ewr Verlängerung einer Frist 
oder jBur Erstreckung einer Tagsateung Anlass gegeben hat, ist 
auf Antrag des Gegners der Ersatz der diesem hiedurch ver- 
ursa^chien Kosten in dem vom Gerichte festzustellenden Betrage 
aufzuerlegen. Die Wiedererstattung dieser Kosten kann auch 

F Q r ■ tl , OiTÜpr^ccssgecetse. ^^ 
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dann nicht begehrt werden, wenn der Gegner in der Hauptsadie 
jsum Ersätze der Gerichtskosten verurtheilt wird. 

Wird ein solcher Antrag auf Kostenersatsi hei einer Tag- 
Satzung gestellt , so ist über denselben unverweüt, nach Anhörung 
des anwesenden Gegners, zu entscheiden. 

Wird eine Tagsatzung durch das Nichterscheinen beider 
Parteien vereitelt, so fällt jeder Partei die Hälfte der dadurch 
verursa^ihten Kosten zur Last. 

1. Die Bestimmung dieses Paragraphen ist eine Aus- 
führung des im § 48 aufgestellten Grundsatzes. Bei Fristver- 
längerungen wird vielleicht ein lediglich dieser Verlängerung 
zuzuschreibender besonderer Aufwand auf Seiten des Gegners 
seltener vorkommen, ganz und gar ausgeschlossen ist er nicht. 
Einer Partei wird z. B. aufgetragen, eine Urkunde bei Gericht 
innerhalb dreier Tage zu hinterlegen, damit sie der Gegner 
daselbst einsehen könne (§ 181). In Erwartung der Erfüllung 
dieses Auftrages reist der Gegner an den Gerichtsort, erfährt 
aber dort, dass die Frist zur Urkundenvorlage um mehrere 
Tage verlängert worden. Da er seine Abwesenheit vom Hause 
nicht so lange ausdehnen kann, ist er genöthigt zurückzureisen 
und dann neuerlich sich an den Ort zu begeben, an welchem 
das Gericht seinen Sitz hat. Der Partei einen Anspruch wider 
den Erstreckungswerber auf Ersatz jenes Aufwandes zu geben, 
dafür sprechen alle Gründe, welche zur Anerkennung eines 
solchen Ersatzanspruches betreflFs der durch Tagsatzungs- 
erstreckungen verursachten Kosten geführt. Die ratio ist in 
beiden Fällen die nämliche; der Entwurf stellt deshalb die durch 
Fristverlängerungen und Tagsatzungserstreckungen vemnlassten 
Kosten einander gleich (Regierungsmotive, S. 230). 

2. Zur Verlängerung einer Frist oder Erstreckung einer 
Tagsatzung hat im Regelfalle — jedoch nicht immer — jene 
Partei Anlass gegeben, welche um dieselbe ansucht (§§ 128, 134). 
Es sind Fälle möglich, dass die Veranlassung der Verlängerung 
oder Erstreckung in der Person oder Thätigkeit des Gegners 
der ansuchenden Partei zu suchen ist. So z. B. bei der Ueber- 
reichung einer Klagsänderung (§ 235) während der Frist zur 
Beantwortung der Klage, bei Einbringung weiterer vorbereiten- 
der Schriftsätze vor der mündlichen Verhandlung (§ 258), welche 
«ine neuerliche Vorbereitung nothwendig machen, beim Vor- 
bringen neuer Behauptungen und Beweismittel in der münd- 
lichen Verhandlung (§ 179), welche eine Erstreckung der Tag- 
Satzung erfordern. 

Auch bei amtswegigen Verlängerungen und Erstreckungen 
kann eine der Parteien den Anlass hiezu gegeben haben; so 
nach § 185 wenn die Verhandlung erstreckt werden muss, weil 
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die Partei einer verständlichen Aeußerung nicht fkhig ist, nach 
§ 37, wenn der Bevollmächtigte die Vollmacht nicht nach- 
weisen kann. 

3. Die Kosten können nur auf Antrag der Gegenpartei 
zagesprochen werden. Die Vorlage des Kostenverzeichnisses 
ersetzt diesen Antrag (§ 52). Die Entscheidung über den Kosten- 
ersatzanspruch kann sofort erfolgen und wenn bei einer Tag- 
satzung Ersatz begehrt wird, noch bei der nämlichen Tagsatzung. 
Die Verpflichtung zum Kostenersatze gründet sich hier auf 
einen besonderen Thatbestand, ist vom Ausgange der Haupt- 
sache unabhängig, daher wird es der anspruchsberechtigten 
Partei überlassen sein, wann sie den Ersatz begehren will. Sie 
unter Androhung sonstigen Ausschlusses zu verhalten, den Ersatz 
alsbald, sogleich zu verlangen, scheint wenig gerechtfertigt, da 
die Frage, wer zur Tagsatzungserstreckung oder Fristverlän- 
gerung Anlass gegeben, durch das Verschieben der Entscheidung 
nicht dunkler und schwieriger wird. 

Anders wäre es, wenn es sich um das Verschulden handeln 
würde, dessen Vorhandensein vielleicht später schwerer festzu- 
stellen wäre, als unmittelbar nach Eintritt der Erstreckung. Doch 
gilt selbstverständlich die allgemeine Vorschrift des § 54 auch 
flir diesen Ersatzanspruch (ßegierungsmotive, S. 230), wonach 
das Kostenverzeichnis vor Schluss der der Entscheidung über 
den Kostenersatzanspruch in der Hauptsache unmittelbar voran- 
gehenden Verhandlung, wenn aber die Beschlussfassung ohne 
vorgängige Verhandlung erfolgen soll, bei der Einvernahme 
oder gleichzeitig mit dem der Beschlussfassung zu unterziehen^ 
den Antrage dem Gerichte zu tibergeben ist. Die Entscheidung 
erfolgt durch jenen Richter oder Senat, der über die Erstreckung 
oder Verlängerung beschließt und ist durch Recurs anfechtbar. 

4. Der letzte Absatz ist eine Consequenz der Vorschrift 
des § 40. Es handelt sich hier um den Ersatz der Kosten der 
gerichtlichen Amtshandlung bei Tagsatzungen außerhalb des 
Gerichtsgebäudes; denn es ist nicht abzusehen, welche Kosten 
den Parteien durch ihr Nichterscheinen erwachsen können. Der 
Anspruch auf Wiedererstattung dieser Kosten beim Obsiegen 
in der Hauptsache wird nach den aUgemeinen Vorschriften zu 
beurtheilen sein. 

§ 143. Die in diesem Titel dem Gerichte oder dem Vor- 
sitzenden des Senates beigelegten Befugnisse stehen auch dem 
heauflragten oder ersuchten Richter in Ansehung der von dem- 
selben zu bestimmenden Fristen und Tagsatzungen zu. 

Der Vorsitzende des Senates oder der beauftragte Richter 
hat auch über die einstweilige Zulassung eines Bevollmächtigten 

15* 
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f§ 38) bei vor ihm stattfindenden Verhandlungen zu entscheiden 
(§ 36 des E. des Gerichtsverfassungsgesetzes). 



Vierter Titel: Folgm der Versäumung, Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand. 

FolQeR der VertlunuRg. 
§ 144, Die Versäwnung einer Processhandlung luUj wn- 
heschadet der in diesem Gesetze für eineeine Fälle besiimmien 
weiteren Wirkungen, zur Folge, dass die Partei von dir vorzu- 
nehmenden Frocesshandlung ausgeschlossen wird. 

1. Die Versäumung einer Frocesshandlung (§ 26, Anm. 2) 
der Partei, von welcher hier allein die Rede ist und welcher 
die Versäumung ihres Bevollmächtigten (§ 39) und gesetzlichen 
Vertreters (§ 5) gleichsteht, liegt vor, wenn sie diesellie in der 
zulässigen Zeit nicht vornimmt oder verweigert, mag die Unter- 
lassung absichtlich oder unabsichtlich geschehen s()in. Der 
Rechtsnachtheil des Ausschlusses (Präolusion) erscheint in viel 
weiterem Umfange als alle anderen Versäumnisfolgen gleich- 
mäßig mit den verschiedenen Versäumungsfällen veibundea. 
Ueberall, wo dieser Nachtheil eintreten soll, neuerlich von ihm 
sprechen zu wollen, das würde weder Billigung finden noch 
billigenswert sein. Vielmehr dürfte es entsprechen, die gemein* 
Samen Bestimmungen herauszuheben und in den allgemeinen 
Theil des Gesetzes aufzunehmen. Der Entwurf beantragt des- 
halb dies in der Art zu thun, dass der Rechtsnachtlieil des 
Ausschlusses mit Rücksicht auf dessen quantitatives Ueberwiegen 
als diejenige Versäumnisfolge erklärt werde, welche mangels 
anderweitiger Bestimmungen des Gesetzes überall einzutreten 
hat. Der Versäumungsfall ist sonach überhaupt nur mehr dort 
im Gesetze zu erwähnen, wo eine vom Präclusionsn^ichtheile 
verschiedene Versäumungsfolge statuiert werden soll (Regierung»- 
motive, S. 230). 

2. Als weitere Wirkungen für einzelne Versäumungsftll© 
sind vom Gesetze bestimmt: 

a) die Annahme eines Zugeständnisses nach § 254 im 
vorbereitenden Verfahren und nach § 396 im Contu* 
mazialverfahren, 

b) die Annahme einer Genehmigung der Geständnisse und 
anderen thatsächlichen Erklärungen des ProcessbevoU- 
mächtigten nach § 34, 
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c) die Annahme der Echtheit einer Urkunde nach § 312, 

d) die Annahme des Beweises des behaupteten Inhaltes 
nicht vorgelegter Handelsbttcher nach Art. 37, H. G. B., 

e) die Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens bei Ver- 
säumung der Tagfahrt durch die Rechtsnachfolger eines 
Verstorbenen (§ 156), bei der Nichtbestellung eines 
neuen Processbevollmächtigten im Anwaltsprocesse(§ 160), 

f ) die Annahme der Zustimmung zu einer Klageänderung 
nach § 235, 

g) die Annahme der Zustimmung zur Aenderung der 
ßerufungsanträge nach § 483, 

h) der Verzicht auf die Rüge von Mängeln nach § 196, 

i) Verlust des Kostenersatzanspruches nach § 54 u. s. w. 

3. Auch das Princip der Präclusion von der Vornahme 
der versäumten Processhandlung ist nicht ohne Ausnahme. 

So schließt der Ablauf der Frist zur Bestellung eines 
Zustellungsbevollmächtigten nach § 96, die Versäumung der 
Bestellung eines solchen durch Streitgenossen nach § 97 die 
nachträgliche Bestellung desselben nicht aus. So kann auch 
die Ablehnung eines Richters (§ 22 J. N.) oder eines Sachver- 
ständigen (§ 355) noch nach Beginn der Verhandlung oder der 
Beweisaufnahme erfolgen, wenn der Ablehnungsgrund der Partei 
erst später bekannt geworden ist. 

§ 145. Einer Androhung der gesetzlichen Folgen der 
Vermumnng bedarf es nur in den im Gesetae besonders be- 
zeichneten FäUcn. Diese Folgen treten von selbst ein, sofern 
nicht durch die Bestimmtmgen dieses Gesetzes ihr Eintritt von 
einem auf Verwirklichung der Rechtsnachtheile der Versäumung 
gerichteten Antrage abhängig gemacht ist. 

Im letzteren Falle kann die versäumte Processhandlung, 
wenn für dieselbe eine Frist bestimmt war, bis zu dem Tage, 
an welchem der Antrag bei Gericht gesteüt wurde, wenn aber 
die versäumte Processhandlung bei einer Tagsatzung vorzunehmen 
war, bis zum Schlüsse der über den Antrag auf Verwirklichung der 
Versäumungsfolgen stattfindenden Verhandlung nachgeholt werden. 

1. Weder die allgemeinen noch die besonderen Folgen 
der Versäumung brauchen vorher angedroht zu werden. Wo 
wichtigere Processchritte in Frage stehen, macht das Qesetz dem 
Gerichte einen Hinweis auf die eventuellen Versäumnisfolgen, 
eine Belehrung der Parteien über dieselben zur Pflicht. Um 
aber das Richteramt nicht allzusehr mit solchen Rechtsbeleh- 
rongen und Präventivacten zu überbürden, schien es angemessen, 
die Auswahl der Fälle, in welchen eine Androhung der Contu- 
mazialfolgen wünschenswert ist, nicht dem Richter zu überlassen. 
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sondern dieselben gleich von vornherein autoritativ im Gesetze 
zu bezeichnen (Regierungsmotive, S. 231). 

a) Nach § 60 ist dem Kläger in dem Beschlüsse, mit 
welchem dem Antrage auf Sicherheitsleistung für die 
Processkosten stattgegeben wird, zu eröffnen, dass im 
Falle fruchtlosen Ablaufes der Frist die Klage auf An- 
trag des Beklagten fl\r zurückgenommen erklärt oder 
das Rechtsmittel als zurückgezogen angesehen würde. 

b) Nach § 96 ist die zur Namhaftmachung eines Zustel- 
lungsbevollmächtigten aufgeforderte Partei, der die Er- 
ledigungen durch die Post nicht zugestellt werden 
dürfen, zu verständigen, dass die für sie bestimmten 
Schriftstücke fortan mit der Wirkung der erfolgten 
Zustellung bei Gericht würden hinterlegt werden. 

c) Nach § 117 hat das Edict über die Bestellung eines 
Curators für Abwesende die Bemerkung zu enthalten, 
dass die Person, für welche der Curator bestellt wurde, 
bis zu ihrem eigenen Auftreten oder der Namhaftmachung 
eines Bevollmächtigten auf ihre Gefahr und Kosten 
durch den Curator vertreten werde. 

d) Nach § 131 muss im Anwaltsprocesse die erste Ladung 
die Aufforderung enthalten, rechtzeitig einen Advocaten 
als Vertreter zu bestellen imd den Parteien bekannt 
geben, welche Nachtheile das Gesetz mit der Nichtbe- 
stellung eines Advocaten und mit dem Versäumen der 
Tagsatzung verbindet. 

e) Nach §§ 437, 438 ist den Parteien im Verfahren vor 
Bezirksgerichten bei Erledigung der Klage bekannt zu 
geben, welche Nachtheile das Gesetz mit dem Versäumen 
der Tagsatzung verbindet. 

f) Bei Anordnung der Tagsatzung zur Verhandlung über 
den Antrag zur Aufnahme eines unterbrochenen Ver- 
fahrens ist den Parteien nach § 165 bekannt zu geben, 
welche Folgen das Gesetz mit dem Versäumen der 
Tagsatzung verbindet. Desgleichen sind die Parteien in 
den Beschlüssen zur Aufnahme des Verfahrens über die 
Folgen der Versäumung zu belehren. 

g) Nach § 185 ist die einer verständlichen Aeußerung 
über den Gegenstand des Rechtsstreites nicht iUhige 
Partei zu belehren, dass sie als ausgeblieben angesehen 
werden würde, wenn sie zur nächsten Tagsatzung ohne 
Bevollmächtigten erscheint. 

h) Die Partei, welche wegen Störung der Verhandlung 
entfernt werden soll, ist nach § 198 zu erinnern, welche 
Folgen diese Maßregel hat. 
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i) Nach § 254 ist die im vorbereitenden Verfahren von 
einer Tagsatznng ausgebliebene Partei zur nächsten 
Tagsatzung mit der Belehrung zu laden^ dass die that- 
sächlichen Behauptungen der Gegenpartei im Falle ihres 
Nichterscheinens fUr wahr zu halten sind und dass die 
Erklärungen über angebotene oder vorgelegte Beweis- 
mittel nicht mehr nachgeholt wei'den können. 

k) Im Verfahren vor Bezirksgerichten hat der Richter 
rechtsunkundige und nicht durch Advocaten vertretene 
Parteien bei Verkündigung seiner Entscheidungen nach 
§ 432 auf die Rechtsmittelfrist und auf die gesetzlichen 
Bestimmungen wegen Bestellung eines Advocaten im 
Rechtsmittelverfahren aufmerksam zu machen und letz- 
teres gemäB § 447 in der Ausfertigung des Urtheiles zu 
wiederholen. 

1) Im Bagatellverfahren ist die Partei gemäB § 452 bei 
der Verkündigung des Urtheiles und in der schrift- 
lichen Ausfertigung desselben darauf aufmerksam zu 
machen, dass gegen dieses Urtheil die Berufung nur 
wegen Nichtigkeit ergriflFen werden kann, 
m) In den Zahlungsaufträgen im Mandats- (§ 550) und 
Wechselverfahren (§§ 557, 558) ist die Frist zur Er- 
hebung der Einwendungen bekannt zu geben. 

n) Die Erledigung gerichtlicher Aufkündigungen hat nach 
§ 562, der Auftrag zur Uebergabe oder Uebemahme 
des Bestandgegenstandes nach § 567 die Frist zur 
Einbringung der Einwendungen zu enthalten. 

o) Der Zahlungsbefehl im Mahnverfahren ftiuss nach § 6 
Ges. V. 27. April lb73, Nr. 67 R.-G.-Bl., dem Schuldner 
bekannt geben, dass er binnen 14 Tagen Widerspruch 
erheben könne. 

2. Der Antrag auf Präclusion ist entweder mittels be- 
sonderen Schriftsatzes oder in der mündlichen Verhandlung zu 
stellen. Solche Anträge sind vorgeschrieben: 

a) wegen Zurückweisung der Klage nach Ablauf der Frist 
zum Erläge der Klagacaution (§ üO), 

b) zur Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens gegen 
die Rechtsnachfolger eines Verstorbenen (§ 156), 

c) zur Erlassung eines Versäumnisurtheilcs (§§ 396, 399, 
398, 442). 

Der Antrag auf Fortsetzung der Verhandlung ohne Rück- 
bicht auf die innerhalb einer bestimmten Frist nicht durchge- 
fllhrten Beweise (§§ 2^79, 283, 335) ist zwar gleichfalls vorge- 
schrieben, die Rechtsfolgen dieses Antrages sind jedoch andere 
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als die im § 145 gesetzten, indem diese Beweise auch nach 
Stellung des Antrages und nach Ablauf der Frist bei der fort- 
gesetzten mündlichen Verhandlung benützt werden können. 

3. Die Processhandlung, für welche eine Frist bestimmt 
war, kann nur bis zu dem Tage, an welchem der Präclusions- 
antrag gestellt wurde — wo ein solcher vorgeschrieben ist — 
nicht mehr an diesem Tage, nachgetragen werden, ohne Rück- 
sicht darauf, ob sie vor oder nach diesem Antrage durch 
Ueberreichung oder Vornahme bei Gericht nachgeholt worden 
ist. War sie bei einer Tagsatzung vorzunehmen, so kann sie 
bis zum Schlüsse (§ 133, Anm. 2) der Verhandlung nachgeholt 
werden. 

Wledereiisetzung !■ den vorigei Staid. 

§ 146. Wenn eine Partei durch ein unvorhergesehenes 
oder unabwendbares Ereignis am rechtzeitigen Erscheinen bei 
einer Tagsatzung oder an der rechtzeitigen Vornahme einer be- 
fristeten Processhandlung verhindert wurde, und die dadurch 
verursachte Versäumung für die Partei den Rechtsnachtheil des 
Ausschlusses von der vorzunehmenden Processhandlung zur Folge 
hatte, so ist dieser Partei, soweit das Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, auf Antrag die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zu beunlligen. 

Der Wiedereinsetzungsantrag kann nicht auf Umstände 
gestützt werden, die das Gericht bereits für unzureichend be- 
funden hat, um daraufhin derselben Partei die Verlängerung 
der sodann versäumten Frist oder die Erstreckung der ver- 
säumten Tagsqfzung zu bewilligen. 

1. Im Processe nach dem Entwürfe engt sich die An- 
wendung der Wiedereinsetzung durch den Wegfall der Eventual- 
maxime von selbst ein; die Verhandlung — ob sie nun in 
einer oder in getrennten Tagsatzungen stattfindet — wird als 
ein Ganzes betrachtet (§ 193), jedes Vorbringen soll als ein 
rechtzeitiges gelten, das vor Schluss der Verhandlung über den 
zu entscheidenden Antrag gemacht wurde. Auf diese Art 
verschwinden demnach bisher besonders wichtige Fälle pro- 
cessualer Versäumung. Für eine andere Reihe von Fällen, in 
welchen auch nach dem Entwürfe wahre Versäumnis vorliegt, 
wird die Wiedereinsetzung überflüssig, weil der Entwurf beim 
Vorhandensein der Wiedereinsetzungsbedingungen oder ihnen 
an Gewicht gleichkommender Voraussetzungen ein unmittel- 
bares Nachholen der versäumten Processhandlung gestattet. 
Hier verschwindet die Wiedereinsetzung im neuen Verfahren 
wenigstens formell als besondere Procedur. Materiell liegt 
Wiedereinsetzung vor, aber die Feststellung der Restitutions- 
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bedingangen und die Entscheidung über die Qestattung des 
Nachholens wird unmittelbar in die Verhandlung hineinver- 
wiesen, auf welche sich die versäumte Processhandlung bezieht. 
Der Wiedereinsetzungsantrag ist hier aus Gründen der Zweck- 
mäßigkeit zu einem gewöhnlichen Verhandlungsvorbringen er- 
klärt^ die Wiedereinsetzungsfrage zu einem Bestandtheile jener 
Verhandlung. Dem eigentlichen Wiedereinsetzungsverfahren 
gegenüber ist das Streben des Entwurfes vornehmlich dahin 
gerichtet, dasselbe auf die Fälle eines begründeten Bedürfnisses 
zu beschränken, die Zulässigkeit der Wiedereinsetzung im In- 
teresse der Vereinfachung und Abkürzung des Wiederein- 
«etzungsverfahrens an leicht erkennbare und leicht festzu- 
stellende Bedingungen zu knüpfen, den Missbrauch des Ver- 
fahrens zum Zwecke der Processverzögerung zu verhindern 
und daher insbesondere, wo immer thunlich, die Einbeziehrmg 
des Wiedereinsetzungsverfahrens in das Verfahren der Haupt- 
sache zu fördern (Regierungsmotive, 8. 232). 

2. Die Wiedereinsetzung ist auf Versäumung von Fristen 
und Tagsatzungen beschränkt, wenn die Partei, deren gesetz- 
licher Vertreter (§ 5) oder Bevollmächtigter (§ 39) die versäumte 
Processhandlung nicht mehr unmittelbar nachholen kann, und 
von einer Wiedereinsetzung soll auch nicht die Rede sein, wenn 
es in der Macht der Partei gelegen ist, den Wiedereinsetzungs- 
grund noch vor Eintritt der Versäumung als Erstreckungsgrund 
geltend zu machen oder wenn sie dies vergeblich gethan hat 
{Regierungsmotive, S. 232). 

3. Um die Schwierigkeiten zu mindern, welche dem Resti- 
tutionsverfahren gegenwärtig sowohl in Bezug auf die Ver- 
handlung als Entscheidung aus der Schuldfrage erwaclisen, ver- 
zichtet der Entwurf darauf, die Statthaftigkeit der Restitution 
unmittelbar auf die Schuldlosigkeit der Versäumung abzustellen 
und substituiert dem Mangel eines Verschuldens die mehr ob- 
jectiven Kriterien, welche § 146 angibt (Regierungsmotive, 
S. 232). Es soll schon jedes u n vorhe rgesehene Ereignis, das die 
Partei am rechtzeitigen Handeln verhindert, die Wiedereinsetzung 
rechtfertigen. Es kann die Partei nur die Pflicht haben, wegen 
voraussehbarer Abhaltungen zur rechten Zeit noch um eine Ver- 
läügerürig der Frist oder Erstreckung der Tagsatzung anzu- 
suchen. Eine positive Bemühung jedoch, um dem unvorher- 
gesehenen Verlaufe der Thatsachen entgegenzuwirken, kann ihr 
nicht zugemuthet werden (Motive des Ausschusses, S. 27). 

Da9 Ereignis muss aber auch unabwendbar sein, wo- 
runter nur ein solches Hindernis verstanden werden kann, 
welches zufällig, d. h. ohne Schuld der Partei entstanden ist 
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und durch die Thätigkeit der Partei nicht beseitigt werden 
kann. Bei der Prüfung, ob ein solches Hindernis vorliegt, ist 
sonach zunächst dessen objective Beschaffenheit zu untersuchen. 
Ergibt sich daraus, dass trotz entsprechender Diligenz der Partei 
die Frist nicht hätte eingehalten werden können^ so kommt es 
auf das Verhalten der Partei überhaupt nicht mehr an (Reichs- 
gericht Leipzig, VIII, S. 375). Sonst ist Causalzusammenhang 
zwischen dem Ereignisse und der Verhinderung nothwendig, 
welcher fehlt, wenn die Partei nicht jede nach der Lage der 
Sache vernünftigerweise zu erwartende Sorgfalt behufs Ein- 
haltung der Frist angewendet hat. 

Freiheitsberaubung, Krankheit, Unterbrechung des Ver- 
kehrs, Versäumung des Eisenbahnzuges, entschuldbarer Irrthum 
betreffs des Gerichtes, vor welchem die Tagsatzung stattfindet, 
entschuldbarer Irrthum betreffs des Tages, an welchem Tag- 
satzung angeordnet ist (E. d. O. 6. H. Nr. 12010) können solche 
Hindemisse sein. Auch in der Person des Advocaten sich er- 
eignende Umstände können als Wiedereinsetzungsgrund geltend 
gemacht werden (Motive des Ausschusses, S. 27), doch müsste 
in diesem Falle der Partei das Ereignis unbekannt geblieben 
oder ihr so spät bekannt geworden sein, dass sie dasselbe nicht 
mehr — etwa durch Bestellung eines anderen Vertreters — ab- 
zuwenden in der Lage war (Frieilländer, Gerichtszeitung 1896, 
Nr. 16). 

4. Eine besondere Beachtung verdient die Versäumung, 
welche im Rechtsmittel verfahren durch verspätete Ertheilung 
des Armutszeugnisses, ungebürliche Verzögerung oder unbe- 
gründete Versagung des Armenrechtes herbeigeführt wird. 

Nach § 89 Ger.-Verf-Ges. hat das Bezirksgericht, gegen 
dessen Ui-theil eine arme Partei Berufung erheben will, wenn 
die Bedingungen des § 465, Abs. 2 nicht vorliegen, auf Antrag 
oder von amtswegen einen Beamten der Staatsanwaltschaft oder 
des Gerichtes mit der Abfassung der Berufungsschrift und deren 
rechtzeitiger Ueben'cichung zu betrauen. Die Unterfertigung 
der Berufungsschrift durch diesen Beamten ersetzt die Unter- 
schrift des Advocaten. Durch diese gesetzliche Bestimmung 
beschränkt sich obige Erörterung auf die Vertretung armer 
Parteien in Ehesachen. 

Wenn eine das Armenrecht ansprechende Partei mit dem 
Gesuche um die Bewilligung des Armenrechtes über Gebüv* 
gezögert hat, wird dem Wiedereinsetzungsgesuche der Erfolg 
zu versagen sein (R. G. Leipzig XVII, S. 389). Liegt dagegen 
der Grund der Verzögerung in Hindernissen bei Prüfiing und 
Erledigung des Gesuches, dann war das Ereignis für die Partei 
unabwendbar. 
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5. Der im § 146 angegebene Thatbestand des berechtigtem 
Restitationsbegebrens empfängt durch § 147 eine Ergänzung: 
das unvorhergesehene und unübersteigliche Hindernis, das sich 
dem rechtzeitigen Handeln entgegenstellt, muss erstens bis zunr 
Ablaufe der Zeit fortbestanden und fortgewirkt haben, welche 
der Partei für ihr processuales Handeln eingeräumt war, und 
es muss femer während der ganzen Zeit nicht bloß Hindernis 
für das eigentliche fällige processuale Handeln, sondern zu- 
gleich auch Hindernis für das Ansuchen um Fristverlängerung 
u. 8. w. gewesen sein (Regierungsmotive, S. 232). Ebensowenig- 
kann es aber der Partei erlaubt sein, einen Umstand nach Be- 
lieben als Erstreckungs- oder als Restitutionsgrund geltend zu 
machen, je nachdem das eine oder das andere ihrem Zwecke- 
besser entspricht. Wenn sich noch vor Eintritt der Versäumung 
ein Hindernis des processualen Handelns einstellt, so muss dies 
ohne Aufschub zur Kenntnis des Gerichtes gebracht werden,, 
damit die Begünstigung, welche die Partei infolge eines solchen 
Ereignisses beanspruchen kann, ihr in jener Form zutheil werde,, 
die für den Gegner am unschädlichsten und für den Process 
am wenigsten belastend ist (Regicrungsmotive, S. 232). 

6. Die Wiedereinsetzung ist zu bewilligen, soweit das- 
Gesetz nichts anderes bestimmt. 

Die Wiedereinsetzung ist ausgeschlossen: 

a) gegen die Versäumung der Frist zur Stellung des. 
Wiedereinsetzungsantrages und gegen die Versäumung 
der Tagsatzung zur Verhandlung über den Wiederein- 
setzungsantrag (§ 151), 

b) gegen die Versäumung der Frist zur Stellung des- 
Antrages auf Berichtigung des Urtheilsthatbestande». 
(§420), 

c) gegen die Versäumung der Frist zur Stellung des An- 
trages auf Ergänzung des Urtheiles (§ 423), 

d) im Wechselverfahren zum Nachtheile der Partei, die 
im Hauptprocesse in gutem Glauben gehandelt und 
ihre wechselmäßigen Ansprüche an Dritte ganz oder zum 
Theile verloren hat (§ 556), 

e) im Bestand verfahren gegen die Versäumung der Frist 
zur Anbringung von Einwendungen wider die Auf- 
kündigung und wider den gerichtlichen Auftrag zur 
Uebemahme oder Uebergabe des Bestandgegenstandes. 
(§571), 

f ) im Verfahren über Besitzstörungsklagen (§ 460), 

g) im Executionsverfahren (§ 58 E. O.). 
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7. Gegen Urtheile, welche nach den bisherigen Process- 
^orschriften verhandelt und entschieden wurden, findet die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach den bisher gelten- 
■den Processvorschriften statt (Art. LI, Einf.-Ges.). 

§ 147. Der Antrag auf Bewilligung der Wiederein- 
setzung ist ohne weiteres Verfahren zurUcksfuweisen, solange die 
Partei die versäumte Processhandlung im Sinne des § 145, 
Absatz 2, unmittelbar nachholen kann 

Wird von derselben Partei die Wiedereinsetzung gegen ein 
infolge Versäumung ergangenes Urtheil und die Wiedereinsetzung 
jgegen den Ablauf der Frist zur Berufung wider dieses ürtheil 
beantragt, so ist das Verfahren über letzteren Wiedereinsetzungs- 
Antrag bis nach rechtskräftiger Entscheidung über das erstere 
Wiedereinsetzungsbegehren aufzuschieben. 

Dem Antrage auf Bewilligung der Wiedereinsetzung ist 
nicht stattzugeben, wenn die Partei wegen der zur Rechtfertig 
_gung des Wiedereinsetzungsantrages angeführten Behinderungen 
um Verlängerung der Frist oder Verlegung der Tagsatzung 
.hätte einschreiten können, oder wenn diese Behinderungen bc" 
reits wieder zu einer Zeit weggefallen sind, da die Partei ge- 
mäß § 145y Absatz 2, die Processhandlung selbst noch hätte nach- 
.holen können. 

1 . Kann die versäumte Processhandlung nachgeholt werden 
(§ 145, Anm. 2), so ist der Wiedereinsetzungsantrag sofort, ohne 
weiteres Verfahren, zurückzuweisen. Eine Verhandlung und Ent- 
scheidung über ein Wiedereinsetzungsbegehren erscheint auch 
'ohne Zweck, wenn die Wiedereinsetzung beantragt wird, um 
gegen ein Versäumungsurtheil Berufung einzulegen, gleichzeitig 
aber von derselben Partei die Restitution gegen dieses Urtheil 
selbst angestrebt wird. Es wird hier der Ausgang dieser Ver- 
^handlung abzuwarten sein (Regierungsmotive, S. 232). Es steht 
der Partei frei, die Wiedereinsetzung wegen Versäumung der 
Tagfahrt zur mündlichen Verhandlung (§ 396) mit der Wieder- 
-einsetzung gegen den Ablauf der Nothfrist zur Berufung gegen 
ein deshalb erlassenes Versäumnisurtheil (§ 465) zu verbinden 
oder den Antrag nur in einer oder der anderen Richtung zu 
stellen. Werden aber beide Anträge gestellt, dann ist zunächst 
über den ersteren Antrag zu verhandeln und zu entscheiden. 
Wird diesem Antrage stattgegeben, so ist der weitere Antrag 
im Sinne des § 147 Abs. 1 sofort zurückzuweisen. Wird der 
Antrag abgewiesen, so ist nach Rechtskraft dieses Beschlusses 
^ber den weiteren Antrag zu verhandeln und zu entscheiden. 

Die ftirVersäumungsurtheile festgestellten Grundsätze gelten 
an gleicherweise bei Beschlüssen, welche nach mündlicher Ver- 
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handlang wegen Ausbleibens der Partei von der Tagsatzung ge- 
füllt worden sind. 

2. Die Bestimmung des dritten Absatzes (§ 146, Anm. 5)- 
ist bei Nothfristen, welche nicht erstreckt werden können, nicht 
anwendbar, desgleichen nicht bei richterlichen Fristen, deren. 
Erstreckung unzulässig ist (§ 128). Der Antrag ist aber nicht 
sofort zurückzuweisen, sondern es ist die mündliche Verhandlung- 
anzuordnen. 

§ 148, Der Antrctg auf Bewilligung der Wiedereinsetzung 
ist bei dem Gerichte anzubringen, bei wdchem die versäumte- 
Processhandlung vorzunehmen war. 

Der Antrag muss, sofern das Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, innerhalb vierzehn Tagen gestellt werden. Diese Frist 
beginnt mit dem Tage, an welchem das Hindernis, weiches die- 
Versäumung verursadUe, weggefallen ist; sie kann nicht ver- 
längert werden. 

Offenbar verspätet eingebrachte Anträge sind ohne weiteres^ 
Verfahren zurückzuweisen, 

1. Nachdem die Berufungs- (§§465, 468) und Revisions- 
schriften {§§ 505, 507), sowie die Recurse (§ 520J bei dem Ge- 
richte erster Instanz einzubringen sind, wird auch der Wieder- 
einsetzungsantrag wegen Versäumung der Rechtsmittelfristen 
bei dem Gerichte erster Instanz einzubringen sein. Dagegen 
ist der Wiedereinsetzungsantrag wegen Versäumung der Friste 
zum Antrage auf Entscheidung durch das Berufungsgericht ■ 
nach Aufhebung des erstrichterlichen Urtheiles (§478) und 
wegen Versäumung der Tagsatzung zur mündlichen Verhand- 
lung vor dem Berufungsgerichte (§ 486) bei dem Berufungs- 
gerichte, der Wiedereinsetzungsantrag wegen Versäumung der* 
mündlichen Verhandlung vor dem Revisionsgerichte (§ 509) bei 
diesem anzubringen. 

2. Die vierzehntägige Wiedereinsetzungsfrist ist im Wechsel- 
(§ 555) und Bestandverfahren (§ 575) auf 8 Tage herabgesetzt. 
!^tscheidend ist, wann das Hindernis seine hindernde Wirkung 
auf die Vornahme der Processhandlung, bei versäumten Tag- 
satzungen eventuell seine hindernde Wirkung auf die Stellung 
des Wiedereinsetzungsantrages verloren hat. Der Tag, bjl 
welchem das Hindernis weggefallen ist, wird nach § 125 nicht 
mitgerechnet. 

3. Ist der Wiedereinsetzungsantrag offenbar nach Ab- 
lauf der 14- resp. 8-tägigen Frist eingebracht, so ist er sofort 
zurückzuweisen, im Zweifel ist das vorgeschriebene Verfahren 
durch Anordnung einer Tagsatzung einzuleiten, gegen welche 
Verfügung nach § 130 ein Rechtsmittel abgesondert nicht zusteht. 
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§ 149, Die Partei, welche die Wiedereinsetzung bean- 
'tragt, lud in dem bezuglichen Schriftsatze oder in dem den 
Schriftsatz ersetzenden Anbringen zu Protokoll alle den Wieder- 
*einsetzungsantrag begründenden Umstände anzuführen und die 
Mittel zu ihrer Glaubhaftmachung anzugeben. Zugleich mit dem 
Antrage ist auch die versäumte Processhandlung sdbst, oder bei 
Versäumung einer Tagsatzung dasjenige nachzuholen, was zur 
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung seitens der säumigen 
Partei vorzubringen war, 

lieber den Antrag auf Bewilligung der Wiedereinsetzung 
ihat das Gericht nach vorgängiger mündliche Verhandlung durch 
Beschluss zu entscheiden, 

1. Bezüglich des Schriftsatzes (§ 78) oder ProtokoUes 
<§ 74) gelten alle Vorschriften der §§ 74 ff. Die Umstände, 

welche den Wiedereinsetzungsantrag begründen, beschränken 
sich nicht auf die Thatsachen, welche nach § 146 die Ver- 
säumung rechtfertigen sollen, sondern umfassen auch den Zeit- 
punkt des Wegfalles des Hindernisses zur Begründung der 
E.echtzeitigkeit des Antrages einerseits und zum Nachweise des 
Abganges der im letzten Absätze des § 147 angeführten Aus- 
schließungsgründe andererseits. Die zur Glaubhaftmachung 
(§ 274) dieser Umstände dienlichen Beweise sind anzubieten. 
Wegen eines Mangels in dieser Beziehung kann der Schrift- 
-satz nicht zur Verbesserung (§ 84) rückgestellt werden, wohl 
4tber, wenn die versäumte Processhandlung oder das zur Vor- 
T)ereitung der mündlichen Verhandlung Vorzubringende nicht 
zugleich nachgeholt wird, weil durch diesen Mangel die ord- 
.nungsmäßige geschäftliche Behandlung (§ 150) des Antrages 
behindert wird. 

2. Ueber den Wiedereinsetzungsantrag findet die münd- 
liche Verhandlung vor demjenigen Gerichte und die Ent- 
scheidung durch dasjenige Gericht statt, bei dem der Antrag 

-angebracht worden ist (§ 148, Anm. 1). Nur auf diese Weise 
ist es möglich, mit der Verhandlung über den Wiederein- 
setzungsantrag wegen Versäumung der Berufungs- oder Revi- 
sionsverhandlung die im § 150 vorgesehene Verhandlung in der 
Hauptsache zu verbinden. 

Die Bewilligung der Wiedereinsetzung gegen die Ver- 
säumung der ersten Tagsatzung steht dem Vorsitzenden des 
-Senates oder dem beauftragten Richter zu (§ 36 des E. eines 
Gerichtsverfassungsgesetzes). 

§ 150, Durch die Bewilligung der Wiedereinsetzung tritt 
'der Rechtsstreit in die Lage zurück, in welcher er sich vor dem 
Eintritte der Versäumung befunden hat. Ein infolge der Ver- 
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säumung bereits erlassenes Urtheü ist bei Beicilligvmg der 
Wiedereinsetzung aufzuheben. 

Wurde eine Tagsatzung versäumt, so kann schon bei der. 
jgur Verhandlung über den Wiedereinsetzungsantrag anberaumten, 
Tagsatztmg das Verfahren über den Antrag auf Bewilligung der 
Wiedereinsetzung mit der Verhandlung, zu deren Vornahmt die 
versäumte Tagsatzung bestimmt war, verbunden oder doch im 
Falle der Bewilligung des Wiedereinsetzungsantrages sogleich 
diese Verhandlung vorgenommen werden. 

1. Wird die Wiedereinsetzung gegen eine Fristversäumung 
bewilligt, so ist über die gleichzeitig nachgeholte Processhand- 
lung sofort die Verfügung zu treflfen, die bei rechtzeitiger Vor- 
nahme derselben zu treffen gewesen wäre. In diesem Falle ist 
die Verbindung der Verhandlung über den Wiedereinsetzungs- 
antrag mit der Verhandlung in der Hauptsache unzulässig. 

2. Wurde aber eine Tagsatzung versäumt, so kann die 
Verhandlung über den Wiedereinsetzungsantrag mit der Ver- 
handlung verbunden werden, zu deren Vornahme die versäumte 
Processhandlung bestimmt war. Letzteres erscheint vielleicht 
dem Gerichte mit Rücksicht auf den disparaten Charakter der 
Punkte, welche bei der einen und anderen Verhandlung zu 
erörtern sind, nicht nützlich und nicht angemessen. Für diese 
Fälle stellt es die weitere Bestimmung des § 150 (unmittelbare 
Anknüpfung der Verhandlung zur Hauptsache an die Entschei- 
dung über den Wiedereinsetzungsantrag) in die Macht des 
(Berichtes, den mittels Anbringens eines Wiedereinsetzungs- 
antrages etwa versuchten Verzögerungen . entgegenzuwirken 
(Regierungsmotive, S. 233). 

3. Ein bereits erlassenes Versäumnisurtheil ist aufzuheben. 
Dasselbe wird von jenen Beschlüssen gelten, welche eine Streit- 
sache für die Instanz erledigen (§ 52). 

§ 151, Wegen Versäumung der Frist zur Stellung des 
Wiedereinsetzungsantrages und^egen Versäumung der zur Ver- 
handlung über den Wiedereinsetzungsantrag anberaumten Tag- 
satzung findet eine Wiedereinsetzung nicht statt. 

1. Die Frist zur Stellung des Wiedereinsetzungsantrages 
{§ 148) kann als Nothfrist (§ 128) nicht verlängert werden. 
Dagegen gelten für die Erstreckung der Tagsatzung zur Ver- 
handlung über den Wiedereinsetzungsantrag die allgemeinen 
Vorschriften der §§ 134 ff. Die Wiedereinsetzung wegen Ver- 
säumung dieser Tagsatzung oder Frist ist auch mit Zustimmung 
des Gegners nicht zulässig und ein diesbezüglicher Antrag ist 
sofort zu verwerfen, ohne eine mündliche Verhandlung darüber 
anzuordnen. 
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§ 152. Durch den Äntrctg auf Bemlligmig der Wieder- 
einsetztmg in den vorigen Stand wird der Fortgang des Rechts- 
streites nicht gehemmt. Das Gericht kann jedoch auf Antrag 
dessen einstweilige Unterbrechung anordnen, wenn dies unum- 
gänglich nothwendig erscheint, um der voraussichtlich zu be- 
willigenden Wiedereinsetzung vollen Erfolg zu sichern, und wenn 
zugleich die Unterbrechung des Frocesses detn Gegner des Wieder- 
einsetzungswerbers einen erhei>lichen Nachtheil nicht zufügt. 
Wird der Bechtsstreit zu dieser Zeit in einer höheren In- 
stanz verhandelt, so ist dieselbe von der angeordneten einst- 
weiligen Unterbrechung des Bechtsmittdverfahrens sofort zu ver- 
ständigen. 

Nach Erledigung des Wiedereinsetzungsantrages ist das 
unterbrochene Verfahren auf Antrag oder von amtswegen aufzu- 
nehmen. 

1. Eine Unterbrechung des Verfahrens findet durch den 
Antrag auf Bewilligung der Wiedereinsetzung regelmäßig nicht 
statt^ dessen Fortgang wird nicht gehemmt, insbesondere nicht 
durch Rechtsmittel gegen die Abweisung des Antrages. § 152 
lässt deshalb auch eine Hemmung des Verfahrens wegen eines 
Wiedereinsetzungsbegehrens nur dort zu, wo dem Wiederein- 
setzungsan trage voraussichtlich Folge gegeben werden muss und 
zugleich die Processunterbrechung dem Gegner einen erheb- 
lichen Nachtheil nicht zufügt (Regierungsmotive, S. 233). Für 
die Erheblichkeit des Nachtheiles bildet die Wahrscheinlichkeit 
seines Eintrittes den Maßstab; von einem erheblichen Nach- 
theile wird man nur sprechen können, wenn er im höheren 
Grade wahrscheinlich ist. 

2. Der zweite Absatz hat den Zweck klarzustellen, dass 
die einstweilige Unterbrechung des Rechtsstreites auch in die 
höheren Instanzen hinüberwirkt, und um zu verhüten, dass der 
Rechtsstreit in zwei Instanzen zu gleicher Zeit verhandelt werde. 
Das höhere Gericht wird sofort -das Rechtsraittelverfahren ein- 
stellen, wenn in der ersten Instanz die Wiedereinsetzung ange- 
sucht und die einstweilige Unterbrechung des Rechtsstreites 
angeordnet wurde (Motive des Ausschusses, 8. 28). Der Fall 
ist nur möglich bei dem Antrage auf Bewilligung der Wieder- 
einsetzung gegen die Versäumung der Frist zur Berufungs- und 
Revisions-Beantwortungsschrift oder zur Berufungs- oder Re- 
visionsschrift in Fällen, in denen auch der Gegner ein Rechts- 
mittel ergriflFen hat. In diesen Fällen wird eine Hemmung des 
Rechtsmittel Verfahrens factisch immer eintreten müssen, weil die 
Acten zur Verhandlung über den Wiedereinsetzungsantrag noth- 
wendig sein werden und daher von der Rechtsmittelinstanz dem 
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Procesögerichte rückgestellt werden müssen. Diese factische 
Hemmung ist aber mit der Unterbrechung des Verfahrens nicht 
zu verwechseln, da nur letztere gemäß § 163 den Fristenlauf 
aufhebt und erst nach Aufnahme des Verfahrens die volle Frist 
von neuem beginnen lässt. 

§ 158. Gegen die Entscheidung, wodurch die Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand bewilligt wird, ist ein Rechtsmittel 
nicht zulässig. 

Gegen die Bewilligung des Wiedereinsetzungsantrages ist 
ein Rechtsmittel auch dann unzulässig, wenn der Antrag ohne 
weiteres Verfahren zurückzuweisen war (§ 148). Der in Gegen- 
wart beider Parteien verkündete Beschluss braucht daher gemäß 
§ 426 den Parteien in schriftlicher Ausfertigung nicht zugestellt 
zu werden. Doch ist die Entscheidung über die Kosten an- 
fechtbar und executions&hig und muss daher den Parteien in 
schriftlicher Ausfertigung zukommen. Gegen die Abweisung des 
Wiedereinsetzungsantrages ist das Rechtsmittel des Recurses zu- 
lässig; dieser Beschluss ist daher dem Wiedereinsetzungswerber 
schriftlich auszufertigen und zuzustellen. 

Für die Bewilligung der Wiedereinsetzung gegen die Ver- 
säumung der ersten Tagsatzung ist die Competenz des Vor- 
sitzenden des Senates in Aussicht genommen. 

§ 154. Der Partei, welche die Wiedereinsetzung beantragt 
hat, ist ohne Rücksicht darauf, ob dem Antrage stattgegeben 
wurde oder nicht, der Ersatz aller Kosten, welche dem Gegner 
durch die Versäumung und durch die Verhandlung über den 
Wiedereinsetzungsantrag verursacht sind, sowie der Ersatz der 
Kosten des infolge der Wiedereinsetzung unwirksam gewordenen 
Verfahrens aufzuerlegen. 

1. Dieser Paragraph ist ein besonderer Fall des im § 48 
ausgesprochenen Grundsatzes. Die Kosten sind unabhängig vom 
Ausgange des Hauptprocesses und unabhängig vom Ausgange 
des Zwischenstrittes immer vom Wiedereinsetzungswerber dem 
Gegner zu ersetzen, sofern dieser nur das Kostenverzeichnis 
rechtzeitig eingelegt hat (§ 54). Der Gegner ist zur Wieder- 
erstattung dieser Kosten selbst dann nicht verpflichtet, wenn er 
in der Hauptsache zum Ersätze der Gerichtskosten verurtheilt 
wird (§ 48). 

Zuzusprechen sind dem Gegner die Processkosten (§ 41), 
die durch die Versäumung (Antrag auf Eintritt der Versäumungs- 
folgen), die Verhandlung und die Unwirksamkeit des Verfahrens 
in der Hauptsache — soweit diese reicht — verursacht worden 
sind. Bei dem Kostenzuspruche werden die allgemeinen Grund- 
sätze anzuwenden sein, wonach nui' die zur zweckentsprechen- 

Fartll, ClvilproceMgeMtze. ^" 
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den Rechtsverfolgung nothwendigen Kosten zu ersetzen sind. 
Zu diesen gehören die Kosten der Verhandlung über den 
Wiedereinsetzungsantrag dann nicht, wenn sie durch einen offen- 
bar unbegründeten Widerspruch gegen ein offensichtlich und 
ohne Beweisführung begründetes Wiedereinsetzungsbegehren 
entstanden sind. Gegen den Kostenzuspruch ist der Recurs 
zulässig. 



Fünfter Titel: Unterbrechung und Ruhen des Verfahrens. 

Tod einer Partei. 

§ 155. Durch den Tod einer Partei wird das Verfahren 
nur dann unterbrochen, wenn die verstorbene Partei weder durch 
einen Ädvocaten, noch durch eine andere von ihr mit Processi 
vollmacht ausgestattete Person vertreten war. 

Die Unterbrechung dauert bis zur Aufrahme des Ver- 
fahrens durch die Rechtsnachfolger der verstorbenen Partei, oder 
wenn der Gegner früher die Bestellung eines Curators bean- 
tragt (% 811 a. b. G.'B.), um wider diesen das Verfahren fort- 
zusetzen, bis zur Aufnahme des Verfahrens durch den Curator, 

Um die Aufnahme des Verfahrens durch die Rechtsnach- 
folger der verstorbenen Partei zu bewirken, kann der Gegner 
bei dem Gerichte, bei welchem die Rechtssache zur Zeit des 
Todes der verstorbenen Partei anhängig war, auch die Ladung 
dieser Rechtsnachfolger beantragen. Zufolge eines solchen An- 
trages sind dieselben zur Aufnahme des Verfahrens und zugleich 
jsur Verhandlung der Hauptsache oder zur Fortführung dieser 
Verhandlung zu laden. 

Die Zustellung dieser Ladung hat nach den Vorschriften 
der §§ 106 und 107 zu geschehen. 

1. Unter Partei im Sinne des § 155 ist nur eine physische 
Person, welche Processpartei ist, in deren Namen der Process 
geführt wird, zu verstehen. 

Das Aufhören einer juristischen Person ist nach § 158 
zu beurtheilen, insofern dadurch die Vertretungsbefugnis dea 
^gesetzlichen Vertreters aufhört. 

Die Rechtsfolgen des Todes des Bevollmächtigten sind im 
§ 160, jene des Todes eines gesetzlichen Vertreters im § 158 
{geregelt; diese Personen sind daher im § 155 unter der „Partei" 
nicht inbegriffen. 

Durch den Tod eines Streitgenossen wird das Verfahren 
linsichtlich aller Streitgenossen unterbrochen, weil nach § 127 



Digitized by V^OOQIC 



— 243 — 

die den einzelnen Streitgenossen zustehenden Fristen allen Streit- 
genossen zagute kommen, solange noch einem von ihnen die 
Frist oflFen steht, und weil nach § 163 mit dem Tode einer 
Partei jeder Fristenlauf aufgehoben wird. 

Selbst durch die Zurücknahme der Klage gegen den ver 
«torbenen Streitgenossen kann diese Wirkung seines Todes nicht 
behoben werden, weil nach § 237 die Zurücknahme der Erläge 
■durch einen dem Beklagten zuzustellenden Schriftsatz zu erfolgen 
hat, diese während der Unterbrechung vorgenommene Process- 
bandlung aber nach § 163 der anderen Partei gegenüber ohne 
rechtliche Wirkung ist. 

Durch die nach § 188 zulässige Trennung des Verfahrens 
kann jedoch bei gewöhnlichen Streitgenossenschaften die Wirkung 
•der Unterbrechung auf den verstorbenen Streitgenossen be- 
6chränkt Verden, was aber bei einer nothwendigen Streitge- 
nossenschaft nach § 14 unzulässig erscheint. Diese Wirkung 
•der Streitgenossenschaft gilt ftlr alle Fälle der Unterbrechung 
•des Verfahrens. 

Der Nebenintervenient ist nur in den Fällen des § 20 
•und wenn er gemäß § 19 mit Zustimmung beider Theile in den 
Rechtsstreit als Partei eintritt, Processpartei, der Auetor dann, 
wenn er nach § 23 in den Rechtsstreit eintritt. Die Todes- 
erklärung steht dem physischen Tode nicht gleich, weil für den 
Verschollenen nach § 116 ein Curator zu bestellen ist, er sohin 
•durch diesen vertreten wird. 

2. Die ProcessvoUmacht sowohl im Anwaltsprocesse als im 
Parteienprocesse, mag sie einem Advocaten (§ 31) oder einer 
.anderen Person (§ 33) ertheilt worden sein, wird nach § 35 
durch den Tod des Vollmachtgebers nicht aufgehoben. Der 
Processbevollmächtigte kann ohne neue Vollmacht den Process 
fortführen. Voraussetzung ist, dass zur Zeit des Todes der Partei 
die ProcessvoUmacht bestand. Fällt nach dem Tode der Partei 
der Processbevollmächtigte fort, so entftlllt die Ausnahme von 
•der Regel des § 155 und es tritt Unterbrechung des Verfahrens 
'ein. Ist der gesetzliche Vertreter der Partei Advocat, so wird 
durch den Tod der Partei, das Verfahren nicht unterbrochen, 
wohl aber, wenn der gesetzliche Vertreter nicht Advocat ist. 
In den Fällen des § 28 endlich, wo der Advocat sich selbst 

/vertritt, ist die Ausnahmsbestimmung nicht anwendbar. 

3. Durch den Tod wird das Verfahren unterbrochen; 
-dasselbe dauert von der Erhebung der Klage bis zur Rechts- 
kraft des Urtheiles oder bis zur Zustellung des einem weiteren 
Rechtszuge nicht mehr unterliegenden Urtheiles. Eines gericht- 
Jichen Ausspruches über den Eintritt der Unterbrechung bedarf 

16» 
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es nicht; dieselbe tritt mit dem Momente des Todes von selbst 
ein, ohne Rücksicht darauf, ob dieser Umstand dem Gerichte 
nnd der Gegenpartei bekannt ist oder nicht. 

4. Das durch den Tod einer Partei unterbrochene Ver^ 
fahren kann nur durch einen Rechtsnachfolger von Todeswegen 
aufgenommen werden (Oberstes L. G. filr Bayern, Fuchsberger,. 
Ergänzungsband, S. 148), nicht aber durch solche, welche doa 
Anspruch durch ein mit der Partei abgeschlossenes, unter Le- 
benden wirksames Geschäft von ihr erworben haben (O. L. G. 
Karlsruhe, Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 147). Unter Rechts- 
nachfolger versteht das Gesetz hier nicht bloß Universalsuccessoren,. 
sondern auch solche Singularsuccessoren, welche von Todeswegen in 
das Recht und die Pflicht des Vorgängers eintreten. Eine Beschrän- 
kung auf gewisse Arten der Sonderrechtsnachfolge, insbesondere 
ein Ausschluss der Fideicommissnachfolge ist nicht gerechtfertigt 
(R. G. Leipzig, XXVI, S. 141). Die Rechtsnachfolger, welche 
das Verfahren aufnehmen wollen, werden ihr diesbezügliches 
Recht nachzuweisen haben ; die Form der Aufnahme wird durch 
§ 164 bestimmt. 

Das Recht der Nachlassgläubiger, nach § 811 a. b. O. B. 
die Bestellung eines Nachlasscurators zu verlangen, wird durch 
die Vorschrift des § 155 nicht alteriert. Durch das Einbringen 
von Erbserklärungen wird die Vertretungsbefugnis eines solchen 
Curators nicht berührt (Motive des Ausschusses, S. 28). 

5. Der Processgegner, der die Ladung der Rechtsnach- 
folger beantragt, hat die Umstände, aus welchen sich die Rechts- 
nachfolge ergibt (Erbserklärung, Substitution) anzufiihren und 
unter Beweis zu stellen. Einwendungen der geladenen Rechts- 
nachfolger, dass nicht alle (§ 550 a. b. G. B.) oder nicht die 
richtigen Rechtsnachfolger geladen sind, werden von den gela- 
denen Rechtsnachfolgern geltend zu machen und nach dem 
Civilrechte zu beurtheilen sein. Bei der zu eigenen Händen 
(§ 106) zuzustellenden Ladung sind die Rechtsnachfolger gemäß 
§ 165 zu belehren. 

6. Die Vorschrift, dass beide Theile zu derselben Tag- 
satzung zur Verhandlung der Hauptsache oder zur Fortsetzung 
der Verhandlung zu laden sind, ist nur dann anwendbar, wenn 
die Rechtssache bereits zur mündlichen Verhandlung reif und 
die mündliche Verhandlung noch nicht geschlossen ist. In diesem 
Falle werden die Parteien auch über die Versäumungsfolgen 
nach §§ 396 oder 399 zu belehren sein. Andernfalls ist die 
Tagsatzung nur zur Verhandlung über das Aufnahmsgesuch 
anzuordnen. 

Der Aufnahmsantrag ist regelmäßig bei dem Process- 
gerichte erster Instanz anzubringen und von diesem zu ent- 
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«cheiden, da mit Rücksicht aufdea im Rechtsmittel verfahren gelten- 
den Anwaltszwang in diesem das Verfahren durch den Tod der 
Partei nicht mehr unterbrochen wird. Die Ladung des für die 
Terstorbene Partei bestellten Curators zur Verhandlung über die 
Aufnahme des Verfahrens ist unzulässig; in diesem Falle ist das 
Verfahren nach § 164 aufzunehmen. 

§ 156. Erscheint "keiner der geladenen Rechtsnachfolger, 
so ist das Verfahren bei genügender Bescheinigung der behaup- 
teten Bechtsnachfolge auf Antrag des Gegners vom Gerichte 
durch Beschluss als von den Bechtsnachfolgern der verstorbenen 
Partei aufgenommen zu erMären. 

Bei der Tagsatzung, in welcher der die Aufnahme des 
Verfahrens betreffende Beschluss verkündet wurde, kann gleich 
das Verfahren in der Hauptsache aufgenommen werden. 

1. Der Entwurf lehnt es ab, hier die allgemeinen Grund- 
sätze des Versäumungsverfahrens anzuwenden. Mit Rücksicht 
auf die Tragweite der über die Processaufnahme erfliefienden 
Entscheidung — sie wirkt eventuell in dem seinerzeitigen End- 
urtheile gegen alle Nachlassinteressenten fort — soll die Aufnahme 
des Processes gegen die geladenen Rechtsnachfolger von der 
Bescheinigung (§ 274) der Rechtsnachfolge abhängig sein. 
Diese zum Schutze der Erben einer Partei gegebene Bestimmung 
wird jedoch nicht so verstanden und gehandhabt werden dürfen, 
dass dadurch etwa die Aufnahme eines Verfahrens gegen die 
Erben vor erledigter Nachlassabhandlung unmöglich wird. Zur 
Bescheinigung der Rechtsnachfolge wird der Nachweis genügen, 
dass die zu ladenden Personen zum Nachlasse der ver- 
storbenen Partei als Erben eingeschritten sind, Erbserklärungen 
überreicht haben. Es werden demnach auch Personen, welche 
einander widersprechende Erbserklärungen angebracht, zugleich 
zur Aufnahme des Verfahrens geladen werden dürfen; für das 
in der Hauptsache ergehende Urtheil wird allerdings unter Um- 
ständen der volle Nachweis, unbestrittener oder bereits festge- 
stellter Rechtsnachfolge unerlässlich sein (Regierungsmotive, 
S. 234), in welchem Falle nach* § 190 die Unterbrechung des 
Verfahrens angeordnet werden kann. 

2. Die Aufnahme des Verfahrens in der Hauptsache ist 
von der Rechtskraft des Beschlusses unabhängig (§ 157). Wird 
das Verfahren in der Hauptsache nicht in der Tagsatzung auf- 
genommen, so ist in dem Beschlüsse der Zeitpunkt der Aufnahme 
anzugeben (§ 166). 

§ 157. Wenn die geladenen Bechtsnachfolger oder einzelne 
derselben bei der Tagsatzung erscheinen ^ und die Verpflichtung, 
in den Process einzutreten, bestreiten, hat das Gericht hierüber 
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nach mündlicher Verhandlang zu entscheiden. Falls das Gericht 
im Sinne einer Verpflichtung eur Auf nähme des Verfahrens ent- 
scheidet, kann nach Verkündigung dieser Entscheidung in der 
nämlichen Ta^satssung nacJi Lage der Sache das Verfahren in 
der Hauptsathe aufgenommen oder fortgesetzt werden. Dies Jiat 
insbesondere zu gelten, wenn ein Becurs gegen den verkündeten 
BescMuss voraussichtlich ohne Erfolg bleiben dürfte. 

1. Die Entscheidung hat durch Beschluss zu erfolgen. Sie 
ist auch dann nothwendig^ wenn die als Rechtsnachfolger ge- 
ladenen Personen die Verpflichtung, in den Process einzutreten, 
nicht bestreiten. Denn wenn die Bescheinigung der Rechts- 
nachfolge nach § 156 auch dann gefordert wird, wenn die ge- 
ladenen Personen nicht erscheinen, so will das Gesetz das Ver- 
fahren nur gegen die wirklichen Rechtsnachfolger aufgenommen 
wissen, die Prüfung der diesbezüglichen Behauptungen niemals 
ausschließen, wie ja die Glaubhaftmachung des Erlöschens 
des Unterbrechungsgrundes im § 164 für alle Fälle vorge- 
schrieben ist. 

2. Das Verfahren in der Hauptsache darf in der näm- 
lichen Tagsatzung nur dann aufgenommen werden, wenn die 
Ladung auch zcr Verhandlung in der Hauptsache erfolgt ist 
und die Rechtsfolgen des Ausbleibens bekannt gegeben worden sind. 
Die Entscheidung über die Rechtsnachfolge ist für das End- 
urtheil nicht bindend, da hier nur Bescheinigung, dort Beweis, 
nothwendig ist. Wird das Verfahren in der Hauptsache in 
derselben Tagsatzung nicht aufgenommen, so ist in dem Be- 
schlüsse der Zeitpunkt festzusetzen, mit welchem das Verfahren 
für aufgenommen zu gelten hat! 

Veriust der Prooessflhigkeit, Wechsel in der Person des geeetzilohen 

Vertreters. 

§ 158. Wenn eine Partei die ProcessfShigkeit verliert,, 
oder wenn der gesetzliche Vertreter einer Partei stirbt oder dessen 
Vertretungsbefugnii aufhört, ohne dass die Partei processfähig 
geworden ist, wird das Verfahren nur dann unterbrochen, wenn 
die von diesen Veränderungen betroffene Partei weder durch 
einen Ädvocaten, noch durch eine andere mit Processvollmacht 
ausgestattete Person vertreten ist. 

Die Unterbrechung dauert in diesen Fällen so lange, bis 
der gesetzliche Vertreter oder der neue gesetzliche Vertreter von 
seiner Bestellung dem Gegner Anzeige macht und das Verfahren 
aufnimmt. 

Um eine solche Aufnahme zu bewirken, kann au>ch der 
Gegner die Ladung des gesetzliclien Vertreters der processunfähig 
gewordenen Partei oder des neuen gesctzlicJien Vertreters beantragen. 
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1. lieber den Mangel der ProcessiUhigkeit sind die Be- 
stimmungen im § 7 enthalten. Die Processf^liigkeit als Ans- 
flass der Handlungsfähigkeit geht verloren durch die gericht- 
liche Wahnsinnigkeits- oder Blödsinnigkeitserklärung oder durch 
die Prodigalitätserklärung (§ 273 a. b. G. B.). Hat die gericht- 
liche Entmündigung noch nicht stattgefunden^ so ist Geistes- 
krankheit oder Verschwendung kein Grund zur Unterbrechung 
des Verfahrens. 

2. Durch den Tod oder den Verlust der Vertretungsbefugnis 
des gesetzlichen Vertreters (§ 4) tritt eine Unterbrechung des 
Verfahrens nur dann ein, wenn dadurch eine Aenderung in der 
gesetzlichen Vertretung der processuntUhigen Partei bewirkt 
wird. Stirbt nur einer der mehreren gesetzlichen Vertreter, welche 
auch nach dem Wegfalle desselben zur Vertretung befugt bleiben, 
so findet eine Unterbrechung des Verfahrens nicht statt. Fälle 
des Verlustes der Vertrefcungsbefugnis sind die Entlassung, Ent- 
setzung, Verlust der ProcessfHhigkeit, bei Handelsgesellschaften 
die Liquidation, wenn die Liquidatoren von den gesetzlichen 
Vertretern verschiedene Personen sind. Die Unterbrechung er- 
folgt mit dem Eintritt des Todes oder dem Aufhören der Ver- 
tretungsbefugnis kraft gesetzlicher Bestimmung ohne Rücksicht 
darauf, ob das Gericht oder die Gegenpartei davon Kenntnis 
erlangt hat, jedoch nur dann, wenn kein Processbevollmächtigter 
besteht (§ 155, Anm. 2) und wenn die Partei nicht proccss- 
fUhig geworden ist. 

3. Der Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens geht in 
diesem Falle eine mündliche Verhandlung nicht voraus. Die 
Auftiahme des unterbrochenen Verfahrens kann entweder durch 
die processfähig gewordene Partei oder deren neuen Vertreter 
oder durch den Gegner dieser Partei erfolgen. Dieselbe er- 
folgt nach § 164 durch einen Schriftsatz, in welchem das Er- 
löschen des Unterbrechungsgrundes glaubhaft zu machen ist. 
Eine Einvernehmung des Gegners kann das Gericht immer an- 
ordnen, wenn es über das Erlöschen des Unterbrechungsgrundes 
im Zweifel ist (Regiefungsmotive, S. 235). Für den neu ein- 
tretenden gesetzlichen Vertreter genügt jedoch ein Bescheinigen 
der Vertretungsbefugnis nicht; er muss nach § 4 seine Ver- 
tretungsbefugnis, soweit sie nicht bei Gericht^offenkundig ist, bei 
dieser seiner ersten Processhandlung urkundlich nachweisen und 
das Gericht hat dieselbe von amts wegen zu prüfen. Der Gegner 
der processunfUhigen Partei braucht in dringenden Fällen die Be- 
stellung des gesetzlichen Vertreters auch nicht abzuwarten, 
sondern kann nach § 8 die Bestellung eines Curators beantragen. 

Bei Erledigung des Antrages auf Aufnahme des Verfahrens 
ist^der Zeitpunkt der Aufnahme zu bestimmen. Die für die 
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einzelne in Frage stehende Processhandlung für den Fall der 
Versäumung angedrohten Rechtsfolgen sind immer bei der Er- 
ledigung des Antrages der Partei bekannt zu geben (§ 1G5). 

ConoHrseröfTiiHiig. 

§ 159. Inwiefern hei Eröffnung des Concurses über das 
Vermögen einer Partei eine Unterbrechung des Verfahrens ein- 
tritt, wird durch die Concursordnung bestimmt. 

1. Nach Art. VII des E. G. zur J. N. bleiben die Vor- 
schriften der Concursordnung in Wirksamkeit, inwiefern Klagen 
beim Concursgerichte zu erheben sind, inwieweit die Zuständig- 
keit des Concursgerichtes eine ausschließliche ist und in welchen 
Fällen ein durch die ConcurseröflFnung unterbrochenes anhän- 
giges Verfahren bei dem Concursgerichte wieder aufzunehmen ist. 

Nach § 7. C. O. muss bei Ansprüchen, welche der An- 
meldung im Concurse unterliegen, das schon vor der Concurs- 
eröffnung in erster Instanz anhängige Verfahren, selbst wenn 
die Rechtssache bereits zum Spruche reif ist, zum Behufe der 
Anmeldung im Concurse unterbrochen werden. 

Wird die Forderung bei der Anmeldung bestritten, so 
ist das Verfahren bei dem Concursgerichte wieder aufzunehmen. 

Ist in der Rechtssache schon vor der Concurseröffhung in 
erster Instanz eine Entscheidung in der Hauptsache ergangen, 
so wird durch die Concurseröffnung die Zuständigkeit des 
Processgerichtes nicht berührt. Eine Unterbrechung des Ver- 
fahrens findet nur insoweit statt, als dies nach den Bestimmungen 
der Gerichtsordnung erforderlich ist, damit an die Stelle des 
Gemeinschuldners die Gläubigerschaft oder, nach erfolgter Prü- 
fung der Anmeldung des Anspruches im Concurse, diejenigen 
Gläubiger, welche die Richtigkeit desselben bestritten haben, 
in den Process eintreten können. 

Nach § 10 C. O. ist die Gläubigerschaft befugt, in An- 
sehung der zur Zeit der ConcurseröflFnung anhängigen Rechts- 
sachen, bei welchem der Gemeinschuldner aus einem vermögens- 
rechtlichen Grunde als Kläger auftritt, an die Stelle des Gemein- 
schuldners in den Process einzutreten. 

Die weiteren Bestimmungen dieser beiden Paragraphe 
über die Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens und über 
die Wirkungen der Unterbrechung sind durch die Bestimmungen 
der §§ 163, 164 aufgehoben. Nur bezüglich der Fristen ftir 
Rechtsmittel und Einwendungen besteht die Bestimmung des 
§ 7, dass dieselben vom Zeitpunkte der Concurseröflfnung neu 
zu laufen beginnen. Auch die Vorschrift des § 134 C. O. er- 
scheint insofern abgeändert, als das Verfahren wohl bei dem 
Concursgerichte fortzusetzen, der Antrag aber gemäß § 166 bei 
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jenem Gerichte zu stellen ist, bei dem die Recht«8ache 
zur Zeit der Unterbrechung anhängig war, welches sohin 
den Antrag sammt den Acten dem Concursgerichte abzutreten 
haben wird. 

2. Wird über die Verlassenschaft einer Processpartei der 
Concurs eröffnet, so kommen die Vorschriften des § 159 und 
nicht jene des § 158 zur Anwendung. Die Rechtsfolgen der 
Versäumung der ausstehenden Processhandlung sind nach § 165 
auch bei der Auftiahme einer durch die Eröffnung des Concurses 
unterbrochenen Verhandlung den Parteien bekannt zu geben. 

Wechsel in der Person des Advooaten. 

§ 160. Wenn der Advocat einer Partei stirbt oder un- 
fähig wird, die Vertretung der Partei fortzuführen, tritt inso- 
weit, als die Vertreturtg durch Advoca/ten gesetzlich geboten ist, 
eine Unterbrechung des Verfahrens ein, bis ein anderer Advocat 
von der Partei bestellt und von diesem Advocaten seine Bestellung 
unter gleichzeitiger Aufnahme des Verfahrens dem Gegner ange- 
zeigt wird. 

Um die Aufnahme des Verfahrens zu bewirken, kann auch 
der Partei, welche einen neuen Vertreter zu bestellen hat, auf 
Antrag ihres Gegners vom Gerichte aufgetragen werden, diese 
Bestellung binnen einer ihr gleichzeitig zu bestimmenden Frist 
vorzunehmen. Dieser Antrag ist bei dem Gerichte anzubringen, 
bei welchem die Rechtssache zur Zeit des Todes des Advocaten 
oder des Eintrittes seiner Unfähigkeit zur ferneren Vertretung 
anhängig war. Wird der neue Vertreter nicht innerhalb der 
festgesetzten Frist dem Gerichte unter Vorlegung der Vollmacht 
bekannt gegeben, so ist tnU Ablauf der Frist das Verfahren als 
aufgenommen anzusehen, und es treffen die mit der Anzeige 
säumige Partei von da an alle Rechtsnachtheile, welche dieses 
Gesetz mit der Nichlbestellung eines Advocaten in den Fällen 
des AnwaltS2)rocesses verbindet. In Bezug auf die von der 
säumigen Partei nach Ablauf der Frist überreichten Schrift- 
sätze Juit die Vorschrift des § 37, Abs. 2, sinngemäß zur An- 
wandung zu kommen. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen ist zur Erlassung des 
Auftrages zur Bestellung eines neuen Advocaten der Vorsitzende 
des Senates berufen, welchem die Rechtssache zugewiesen ist. 

1. Eine besondere Vorkehrung ist flir den Fall erforder- 
lich, wenn die Unterbrechung durch das Wegfallen eines als 
Processbevollmächtigten bestellten Advocaten, der nicht bereits 
auf Grund seiner Vollmacht einen Substituten bestellt hatte, 
verursacht wurde f Motive der Regierungsvorlage v. J. 1881, S. 65). 
Der § 160 handelt von den FäUeu, in welchen der eine Partei 
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vertretende Anwalt stirbt oder unfähig wird, die Vertretung 
fortzuführen. Die factische Verhinderung ist aber keine 
Unfähigkeit, die Vertretung der Partei fortzuführen. Diese 
ist rechtlicher Natur und besteht in dem, sei es dauernden, sei 
es zeitweiligen Aufhören der rechtlichen Befugnis des Advo- 
caten als solcher zu fungieren (Hanseatisches O. L. G., Fuchs- 
berger, S. 326). 

Die Berechtigung zur Ausübung der Advocatur erlischt 
nach § 34 Adv.-O. 

a) durch den Verlust des Heimatsrechtes oder der Eigen- 
berechtigung; 

b) mit der Führung eines besoldeten Staatsamtes mit Aus- 
nahme des Lehramtes, mit der Ausübung des Notariates 
oder dem Betriebe solcher Beschäftigungen, welche dem 
Ansehen des Advocatenstandes zuwiderlaufen; 

c) durch eine strafgerichtliche Verurtheilung nach Maß- 
gabe des Strafgesetzes; 

d) durch die Verzichtleistung des Advocaten. 

Als Disciplinarstrafe kann die Einstellung der Ausübung 
der Advocatur auf die Dauer von längstens einem Jahre oder 
die Streichung von der Liste nach § 12 Ges. v. 1. April 1872,. 
Nr. 40 R.-G.-ßl. verhängt werden. 

Außerdem kann der Disciplinarrath nach § 17 dieses Ge- 
setzes, wenn gegen einen Advocaten eine strafgerichtliche Unter- 
suchung eingeleitet oder die Untersuchungshaft verhängt wird, 
die Einstellung der Ausübung der Advocatur beschließen. 

Die Unterbrechung des Verfahrens tritt mit der bloßen 
Thatsache des Todes des Anwaltes oder seiner Unfähigkeit zur 
Fortführung der Vertretung der Partei ein, ohne dass das Ge- 
richt oder der Gegner hievon Kenntnis zu haben braucht (R. G. 
zu Leipzig, Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 149), also mit 
der Streichung von der Liste oder der Rechtskraft des Dis- 
ciplinarerkenntnisses. 

2. Eine Unterbrechung des Verfahrens durch den Weg- 
fall des Processbe vollmäch tigten tritt nicht ein: im Parteienprocesse;. 
im Anwaltsprocesse, wenn sich der Advocat selbst vertritt (§ 28),. 
bei Kündigung oder Widerruf der Vollmacht, wenn eine Partei 
durch mehrere Advocaten vertreten wird, so lange noch einer 
derselben bleibt, endlich wenn der Advocat noch keine Process- 
handlung vorgenommen hat und seine Bestellung als Process- 
bevollmächtigter dem Gerichte noch nicht angezeigt worden ist. 

3. Die Unterbrechung dauert bis zur Anzeige an den 
Gegner von der Bestellung des neuen Processbe vollmächtig ten,. 
welche mit der Aufnahme des Verfahrens im Sinne des § 164 
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verbunden sein muss und wobei gemäfi § 30 die Processvoll- 
macht vorzulegen ist. Bei Erledigung des Aufnahmeantrages- 
sind die Parteien nach § 165 auf die Rechtsfolgen der Ver- 
säumung der vorzunehmenden Processhandlung aufmerksam zu, 
machen. 

4. Der Gegner kann die Partei, in deren Person die- 
Unterbrechung begründet ist, zur Bestellung des neuen Process- 
bevolimächtigten durch das Gericht auffordern lassen, welches^ 
über diesen Antrag ohne vorherige mündliche Verhandlung- 
(§ 165) der säumigen Partei eine Frist zu bestimmen und ihr- 
die Folgen der Versäumung dieser Frist bekannt zu geben hat.. 
Es sind dies alle Folgen, welche das Gesetz mit der Nichtbe- 
stellung eines Advocaten im Anwaltsprocesse verbindet (§131). 
Also nach § 133 die Folgen des Ausbleibens, wenn die Partei 
bei einer Tagsatzung ohne Advocaten erscheint, nach § 37 die- 
Zurückweisung der Klagebeantwortungsschrift, welche den Nach- 
weis der Bestellung eines Advocaten nicht enthält, nach § 84 
die Zurückstellung eines nicht von einem Advocaten gefertigtea 
Schriftsatzes zur Verbesserung dieses Formgebrechens, nach 
§ 163 der Beginn des Laufes der durch die Unterbrechung- 
aufgehobenen Frist. 

Nachdem mit dem Ablaufe der Frist die Wirkungen der 
Unterbrechung aufhören, kann das Verfahren mit diesem Zeit- 
punkte von jeder der beiden Processparteien fortgesetzt werden, 
und es ist auch eine Anzeige der erfolgten Processbevollmäch- 
tigung nach Ablauf der Frist zulässig. 

EintttilHRfi der Amttthitigkeit des Gerichtet. 

§ IGl, Hört infolge eines Krieges oder eines anderen Er- 
eignisses die ThätigJceit eines Gerichtes auf, so wird das Ver- 
fahren in allen bei diesem Gerichte anhängigen Bechissacher^ 
für die Dauer jenes Zustandes unterbrochen. 

Nach Wegfall des Hindernisses kann jede der beiden Par- 
teien die Aufnahme des Verfahrens eruHrJceti. 

1. Voraussetzung der Unterbrechung ist das thatsächliche- 
Aufhören der Gesammtthätigkeit des Gerichtes und es tritt 
die Unterbrechung mit dem Zeitpunkte des Aufhörens der- 
Thätigkeit von selbst ein. Communicationsstörungen als Folge- 
vonNaturereignissen(Ueber8chwemmungen)fallennichtunter§ 16 1^ 
sondern unter § 162. Der Zustand dauert nicht nur bis zum 
Wegfalle des Hindernisses, sondern bis zum thatsächlichen. 
Wiederbeginne der Gesammtthätigkeit des Gerichtes. 

Die Aufnahme des Verfahrens geschieht nach Vorschrift 
der §§ 164, 165, der Zeitpunkt der Aufnahme ist nach § 166* 
zu bestimmen und es sind den Parteien in Erledigung des- 
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Aufnahmeantrages die Rechtsfolgen der Versäumung der vorzu- 
nehmenden Processhandlung anzukündigen. 

Zufällige Veriifürferano einer Partei. 
§ 162. Wenn sich eine Partei zu Kriegszeiten im Militär- 
dienste befindet, oder wenn sie sich an einem Orte aufhält, der 
durch obrigkeitliche Anordnung, durch Krieg oder durch andere 
Ereignisse von dem Verkehre mit dem Gerichte abgeschnitten ist, 
bei welchem die Rechtssache anhängig ist, und wmn zugleich 
die Besorgnis besteht, dass diese Umstände die Processfährung 
zu Ungunsten der abwesenden Partei beeinflussen könnten, so 
kann selbst in dem Falle, dass die abwesende Partei durch eine 
mit Processvollmacht ausgestattete Person vertreten ist, auf An- 
trag oder von amtswegen die Unterbrechung des Verfahrens bis 
zur Beseitigung des Hindernisses angeordnet werden. 

Ein dar'auf gerichteter Antrag ist bei dem Gerichte anzu- 
bringen, bei welchem die Rechtssache anhängig ist; er kann auch 
zu Protokoll erklärt werden. Die Entscheidung erfolgt ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung; das Gericht kann jedoch 
vor der Entscheidung die zur Aufklärung nothwendigen Er- 
hebungen einleiten. 

Die Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens kann von 
Jeder der Parteien erwirkt werden. 

1. Die Unterbrechung des Verfahrens durch zufällige 
Verhinderung der Partei unterscheidet sich von den übrigen 
Fällen der Unterbrechung dadurch, dass sie nicht von selbst 
mit dem Hindernisse eintritt, sondern vom Gerichte auf Antrag 
^der von amtswegen nach freiem; Ermessen ausgesprochen 
werden kann. Voraussetzung dieses Beschlusses ist, dass die 
Partei durch ihre militärischen Dienstpflichen oder durch an- 
dere den Ort ihres Aufenthaltes — nicht sie allein r- treflfende 
Ereignisse, zwingend behindert ist, bei dem Processgerichte zu^ 
-erscheinen, und dass diese Umstände die Processführung zu 
ihren Ungunsten auch nur beeinflussen könnten. 

Die nach Wegfall des Hindernisses jeder Partei frei- 
stehende Aufnahme des Verfahrens richtet sich nach §§ 164, 
165, die Ankündigung der Versäumungsfolgen nach § 165, der 
Zeitpunkt der Aufnahme nach § 166. 

Wirkino der Unterbrechung. 

§ 163. Die Unterbrechung des Verfahrens Juit die Wirkung, 
dass während der Dauer d'r Unterbrechung Ladungen zur Ver- 
-handlung der Streitsache nicht erfolgen können, die etwa sdwn 
früher für die Zeit nach Eintritt der Unterbrechung ergangenen 
Ladungen ihre Wirksamkeit verlieren und endlich der Lauf einer 
Jeden Frist zur Vornahme einer Processhandlung aufhört. Mit 
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Aufnahme des Verfahrens beginnt die volle Frist von neuein zvc 
laufen. 

Die während der Unterbrechung von einer Partei in An- 
sehung der anhängigen Streitsache vorgenommenen Processhand- 
lungen sind der arideren Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung. 

Durch die nach dem Schlüsse einer mündlichen Verhand- 
lung eintretende Unterbrechung wird die Verkündung der auf 
Grund dieser Verhandlung zu erlassenden Entscheidung nicht 
gehindert, 

1. Wird eine Partei von einem der früher genannten Be- 
hinderungsgrtinde getroflfen, so hat dies nach dem Entwürfe 
die Unterbrechung des Verfahrens zur Folge, einen Process- 
stillstand bis zur Behebung des Hindernisses der Verhandlungs- 
fortsetzung. Das ist die nothwendige Consequenz dessen, dass 
der Behinderungsgrund zunächst die unmittelbar davon be- 
rührte Partei — für immer oder für einige Zeit — zu 
wirksamen Processhandlungen unfähig macht und dies wieder 
weiterhin vermöge der Zweiseitigkeit des Processverhältnisses 
auch ein processuales Handeln der nicht behinderten Partei einst- 
weilen ausschließt. Der Stillstand beginnt mit dem Eintritte 
des behindernden Ereignisses. Er ist von Anfang an ein aus- 
nahmsloser. Dies gilt insbesondere auch für Situalionen pro- 
cessualer Pendenz, ftir gerade laufende Fristen, Ladungen zu 
Tagsatzungen u. s. w. Der Stillstand wirkt naeh Seiten beider 
Parteien gleich unbedingt. Nur die Urtheils-fällung über eine 
schon früher beendigte Verhandlung wurde seinem Einflüsse 
entzogen, da er sich auf einen vorhandenen Mangel processualer 
Actionsfähigkeit gründet, letzterer aber für einen Fall rein 
richterlicher Thätigkeit nicht in Betracht kommt. Doch wird 
das verkündete Urtheil nicht rechtskräftig, denn so lange die 
Unterbrechung dauert, kann die Berufungsfrist ihren Lauf nicht 
anheben (Regierungsmotive, S. 234). 

2. Die Wirkungen treten für jede Unterbrechung, mag 
sie auf Grund der Vorschriften dieses Titels oder anderer Be- 
stimmungen (§ 167) erfolgen, ein. Die der Unterbrechung vor- 
angegangenen Processhandlungen werden nicht berührt, die bi» 
zur Unterbrechung bereits abgelaufenen Fristen beginnen nicht 
von neuem. Die Unterbrechung hat das Aufhören des Laufes 
jeder für die Processhandlungen der Parteien vorgeschriebenen 
gesetzlichen und richterlichen Friste einschließlich der Noth- 
fristen zur Folge. Mit. der Aufnahme des Verfahrens, deren 
Zeitpunkt nach § 166 festzusetzen ist, beginnt die volle Frist 
von neuem, während richterliche Fristen, deren Endpunkt mit 
dem Kalendertage bestimmt war, gemäß § 164 neuerlich zu be- 
stimmen sind. 
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3. Nur die in Ansehung der anhängigen Streitsache 
--v^orgenommenen Processhandlungen sind wirkungslos, nicht auch 
jene Processhandlungen, welche die Aufnahme des unterbrochenen 

Verfahrens bezwecken. Auch jene Processhandlungen, welche 

-vor der Streitanhängigkeit (§ 232) erfolgen können (Bestellung 
•eines ProcessbevoUmächtigten, eines Zustellungsbevollmächtigten, 
Anzeige der Aenderung des Wohnsitzes, Gesuche um Erthei- 
lung des Armenrechtes) dürfen rechtswirksam vorgenommen 

^werden. 

Die Unwirksamkeit der Processhandlungen kann nur von 
der anderen Partei geltend gemacht werden, nicht von der 
liandelnden Partei. Hat das Gericht in Unkenntnis der Unter- 
brechung während derselben Ladungen ' erlassen, Zeugen und 

iSachverständige vernommen, Fristen gegeben, so kann jede 
der Parteien die Unwirksamkeit derselben geltend machen. 
Die Parteien können jedoch auf die Wirkungen der Unter- 

l)rechung verzichten und es liegt in der Unterlassung der Rüge 

*(§ 196) der Verzicht auf die Geltendmachung der Unwirksamkeit. 
Urtheile, welche während der Unterbrechung des Verfahrens 

erlassen worden sind, können nur im Wege der Berufung oder 
Hevision angefochten werden, eine Behebung derselben durch 

*das erkennende Gericht ist unzulässig. 

4. Die Verkündigung des Urtheiles nach dem Schlüsse 
-der mündlichen Verhandlung kann nur in jenen Fällen erfolgen, 
in welchen gesetzlich nichts anderes vorgeschrieben ist. 

Unzulässig ist die Urtheilsverkündigung in den Fällen der 

-§§ 190, 191, wenn die Entscheidung des Rechtsstreites von dem 
Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses abhängt, 
welches Gegenstand eines anderen anhängigen Rechtsstreites 

-oder Verwaltungsstreites ist, oder wenn eine strafbare Hand- 
lung vorerst zu ermitteln oder abzuurtheilen ist. Femer ist die 
Urtheilsverkündigung unzulässig bei der Unterbrechung des 
Berufungsverfahrens infolge einer Wiederaufnahmsklage (§§ 544, 
-545), bei der Einstellung des gerichtlichen Verfahrens über 

•einen bejahenden Competenzconflict (Ges. v. 18. April 1869, 
Ifv. 44 R.-G.-BL), bei der Unterbrechung des Verfahrens infolge 
Ersuchens des Strafgerichtes in WucherfiLÜen (§11 Ges. v. 28 Mai 
1881, Nr. 47 R.-G.-Bl), bei der Unterbrechung des Verfahrens 

^wegen Eröffnung des Concurses (§ 7 C. O.). 

Aufnahme des interbroclieiieii Verfahrene. 

§ 164. Die Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens 

wird, so ferne in den vorstehenden Bestimmungen nichts anderes 

angeordnet ist, durch den Antrag auf Anberaumung einer Tag- 

^Satzung zur mündlichen Verhandlung oder zur Fortsetzung der 
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mündlichen Verhandlungj wenn aber die Unterbrechung während 
des Laufes einer Frist zur Vornahme einer Procesahandlung 
eintrat, durch den Antrag auf neuerliche Bestimmung einer Frist 
für diese Processhandlung eingeleitet. Das Erlöschen des Unter- 
brechungsgrundes ist glaubhaft zu machen. Diese Bestimmungen 
gdten insbesondere auch, wenn wegen des Todes einer Partei im 
Sinne des § 811 a. b, G.-B. oder aus anderen Gründen für 
deren Verlassenschaft ein Curator bestellt worden ist; die Auf- 
nahme kann nicht bloß vom Curator, sondern auch vom Gegner 
der verstorbenen Partei beantragt werden, 

1. Außer den Fällen, dass der Gegner der verstorbenen 
Partei nach § 155 die Aufnahme des Verfahrens durch dessen 
Rechtsnachfolger oder dass der Gegner der Partei, deren Ad- 
vocat gestorben oder zur Vertretung unfähig geworden ist, nach 
§ 160 die Bestellung eines neuen Advocaten betreibt, kann die 
Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens in den Fällen der 
§§ 152, 190, 191 von amtswegen, sonst hat sie über Antrag 
zu erfolgen. Die Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens 
kann entweder durch die Partei geschehen, auf deren Seite 
sich der Unterbrechungsgrund ereignete, durch ihre Rechts- 
nachfolger, Vertreter u. s. w., oder durch den Gegner dieser 
Partei (Regierungsmotive, S. 234). 

Das Erlöschen des Unterbrechungsgrundes ist glaubhaft 
zu machen (§ 274). Eine neue Tagsatzung zur mündlichen 
Verhandlung oder zur Fortsetzung derselben ist auch dann an- 
zuordnen, wenn vor der Unterbrechung zu einer Tagsatzung 
:geladen worden ist, die erst nach Beendigung der Unterbrechung 
fällt, da nach § 163 alle Ladungen ihre Wirksamkeit verlieren. 
Fristen beginnen mit dem nach § 166 festzusetzenden . Zeit- 
punkte, mit welchem das Verfahren als aufgenommen zu gelten 
bat, nach § 163 von neuem zu laufen, richterliche Fristen, 
deren Endpunkt mit dem Kalendertage bestimmt war, sind 
neuerlich zu bestimmen. Ist das Erlöschen des Unterbrechungs- 
^grundes zweifelhaft, so ist nach § 165 der Gegner einzuver- 
nehmen und wenn durch dessen Einvernahme der Zweifel nicht 
l)ehoben wird, der Antrag abzuweisen. 

§ 165. Der gemäß § 164 behufs Erwirkung der Auf- 
nahme des Verfahrens erforderliche Antrag ist bei dem Gerichte 
zu stellen, bei welchem die Bechtssache zur Zeit des Eintrittes 
des Unterbrechungsgrundes anhängig war. 

Die Entscheidung Ober die in § 164 bezeichneten Anträge 
-erfolgt ohne vorhergehende mündliche Verhandlung; es kann je- 
doch das Gericht vor dieser Entscheidung den Gegner einver- 
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nehmen, wenn das Erlöschen des Unterbrechungsgrundes zweifele 
haß erscheint. 

Bei Anberaumung einer Ta^saizung zur Verhandlung über 
den Aufnahmeantrag (§ 155), sowie in den Beschlüssen, durch 
welche einem gemäß §§ 158, 159, 160, 161, 162 und 164 ge- 
stellten Aufnahmeantrage stattgegeben oder das Verfahren von 
amtswegen aufgenommen wird, sind den Parteien die im Falle 
der Versäumung eintretenden Folgen anzukündigen, 

1. Nach § 29 J. N. bleibt jedes Gericht in Rechtssachen, 
welche bei demselben anhängig gemacht wurden, bis zu deren 
Beendigung zuständig. Diesen Grundsatz auch filr den Antrag 
behufs Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens zur Geltung 
zu bringen, bezweckt der erste Absatz. Das Processgericht 
erster Instanz, bei welchem die Rechtssache anhängig war, ist 
daher auch dann gemeint, wenn bereits das Rechtsmittelver- 
fahren im Zuge ist; denn anhängig bleibt die Rechtssache in 
erster Instanz bis zur Rechtskraft des Urtheiles. Es wäre auch 
für die Partei schwer zu bestimmen, ob die Rechtsache bereits 
durch Uebermittlung der Acten bei dem Berufungs- oder Re- 
visionsgerichte anhängig ist. 

Ueber die Competenz zur Entscheidung des Antrages 
wird hiedurch nichts bestimmt. Diese richtet sich nach dem 
Stadium des Verfahrens, so dass die Entscheidung von dem 
Processgerichte erster Instanz zu erfolgen hat, wenn die Tag- 
satzung vor diesem Gerichte anzuordnen oder die Frist zu einer 
bei diesem Gerichte vorzunehmenden Frist (auch Berufungs- 
und Revisionsfrist) zu bestimmen ist, dagegen von dem Be- 
rufungs- oder Revisionsgerichte, wenn die Tagsatzung zur Be~ 
rufungs- eventuell Revisionsverhandlung anzuordnen ist. 

2. Eine mündliche Verhandlung über den Aufnahmeantrag 
ist nur im § 156 vorgeschrieben, wenn die Rechtsnachfolger 
zur Aufnahme des Verfahrens gedrängt werden sollen. Eine 
Einvernehmung des Gegners kann das Gericht stets anordnen,, 
wenn es über das Erlöschen des Unterbrechungsgrundes im 
Zweifel ist (Regierungsmotive, S. 235). 

3. Die Versäumungsfolgen, welche den Parteien, alsa 
beiden Parteien, anzukündigen sind, richten sich nach der Process- 
handlung, welche im Processe zunächst vorzunehmen ist. Wird 
nach § 155 die Tagsatzung über den Aufnahmeantrag allein 
angeordnet, so wird den Parteien nur anzukündigen sein, dass 
im Falle des Ausbleibens der geladenen Rechtsnachfolger das- 
Verfahren bei genügender Bescheinigung der behaupteten Rechts- 
nachfolge als von ihnen aufgenommen erklärt werden würde, 
und dass im Falle des Ausbleibens des Processgegners über 
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sein Begehren nicht entschieden werden könnte. Wird gleich- 
zeitig zur Verhandlung in der Hauptsache geladen, so ist beiden 
Parteien zu eröffnen, dass im Fall des Ausbleibens einer Partei 
das auf den Gegenstand des Rechtsstreites bezügliche thatsäch- 
liche Vorbringen der erschienenen Partei, soweit dasselbe nicht 
durch die vorliegenden Beweismittel widerlegt wird, für wahr 
zu halten und auf dieser Grundlage auf Antrag der erschienenen 
Partei über das KJagebegehren durch Versäumungsurtheil zu 
erkennen sein wird. Wird zur Fortsetzung der Verhandlung 
in der Hauptsache geladen, so sind beide Parteien nach § 399 
zu verständigen, dass im Falle des Ausbleibens einer der Par- 
teien über Antrag der erschienenen Partei das Urtheil unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der früheren Erklärungen und 
thatsächlichen Angaben der säumigen Partei und der Ergeb- 
nisse vorausgegangener Beweisaufnahmen gefeilt würde. 

Dieselbe Belehrung hat auch zu erfolgen, wenn in anderen 
Fällen der Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens zur münd- 
lichen Verhandlung oder zur Foi'tsetzung der mündlichen Ver- 
handlung geladen wird. Im Falle der Ladung zur mündlichen 
Berufungsverhandlung oder zu einer Beweisaufnahme sind die 
Parteien gemäß §§ 289, 491 zu verständigen, dass auch im 
Falle ihres Nichterscheinens über die Berufung verhandelt oder 
mit der Beweisaufnahme vorgegangen würde. Wird zur Vor- 
nahme einer Processhandlung gemäß § 164 eine Frist bestimmt 
oder beginnt mit der Aufnahme des Verfahrens eine Frist zur 
Vornahme einer Processhandlung von neuem zu laufen, so ist 
in dem Aufnahmsbeschlusse bekannt zu geben, welche Folgen 
das Gesetz mit der Versäumung der betreffenden Processhand- 
lung verbindet und ob diese Rechtsfolgen von selbst oder erst 
auf Antrag der Gegenpartei (§ 145) eintreten. 

§ 166. In den Fällen der §§ 156, 157 und 158, Ab- 
mtz 3, ist der Zeitpunkt, mit tvdchem das Verfahren als auf- 
genommen zu gelten hat, in der über die Verpflichtung zur Auf- 
nähme des Verfahrens ergehenden Entscheidung anzugeben, wemi 
nicht das Verfahren in der Hauptsache gleich bei der zur Ver- 
handlung über den Aufnahmeantrag anberaumten Tagsatzung 
aufgenommen wurde. 

In allen anderen Fällen üt dieser Zeitpunkt, sofern nicht 
die Vorschriften des § 160 zur Anwendung kommen, in der 
Entscheidung über den AufnaJi^meantrag oder in dem Beschlüsse^ 
durch welchen das Verfahren von amtswegen aufgenommen tvird, 
vom Gerichte zu bestimmen. 

1. Der Zeitpunkt, mit welchem das Verfahren als aufge- 
nommen zu gelten hat, ist nur dann nicht zu bestimmen, wenn 

F a r K 1 1 , CiyllproceMgetetce. ^ • 
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das Verfahren in der Hauptsache gleich bei der zur Verhandlung 
über den Aufnahmeantrag anberaumten Tagsatzung aufgenommen 
wurde, oder wenn die Bestimmuno; dieses Zeitpunktes mit dem 
Ablaufe der Frist zur Bekanntgabe eines neuen ProcessbevoU- 
mächtigten nach § 160 erfolgt ist. Dieser Zeitpunkt ist nament- 
lich deshalb wichtig, weil mit demselben alle bei Eintritt der 
Unterbrechung bereits angeordneten richterlichen Fristen, sowie 
die durch frühere Processhandlungen etwa veranlassten gesetz- 
lichen Fristen von selbst zu laufen beginnen (Regierungsmotive, 
S. 234). Derselbe fällt mit dem Wegfalle des Hindernisses 
nicht zusammen, wird vielmehr so zu bestimmen sein, dass den 
Parteien die vollen Processfristen zugute kommen, also bei der 
Anzeige von der Aufnahme mit der Zustellung derselben an 
den Gegner, bei der Entscheidung über einen Aufnahmeantrag 
nach mündlicher Verhandlung mit der Verkündigung desselben. 
Nachdem alle Beschlüsse, welche die Aufnahme eines unter- 
brochenen Verfahrens zum Gegenstande haben, im Recurswege 
angefochten werden können, so kann der Zeitpunkt, mit dem 
das Verfahren als aufgenommen zu gelten hat, auch mit dem 
Zeitpunkte der Rechtskraft des betreffenden Beschlusses be- 
stimmt werden, wenn der Erfolg dieses Rechtsmittels nicht aus- 
geschlossen erscheint. 

§ 167, Die vorstehenden Bestimmungen hohen sinngemäß 
zur Anwendung zu kommen^ wenn nach dem gegenwärtigen Ge- 
setze aus anderen als den in diesem Titel bezeichneten Gründen 
eine Unterbrechung des Verfahrens stattzufinden hat und hierüber 
nichts Abweichendes angeordnet ist. 

Außer den in diesem Titel angeführten Fällen tritt eine 
Unterbrechung des Verfahrens ein nach § 152, wenn das Ge- 
richt im Falle des Antrages auf Bewilligung der Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand dieselbe anordnet, in welchem 
Falle das Verfahren nach Erledigung des Wiedereinsetzungs- 
antrages auch von amtswegen aufzunehmen ist; nach § 190, 
wenn über ein für die Entscheidung des Rechtssti'eites maß- 
gebendes Rechtsverhältnis ein anderer Rechtsstreit oder ein Ver- 
waltungsverfahren anhängig ist und das Gericht die Unter- 
brechung des Verfahrens bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
dieses Rechtsverhältnisses anordnet; nach § 191, wenn wegen 
Verdachtes einer strafbaren Handlung, deren Ermittlung und 
Aburtheilung für die Entscheidung von maßgebendem Einfluss 
ist, die Unterbrechung des Verfahrens vom Gerichte verfügt 
wird, in welchen beiden Fällen die Aufnahme des unter- 
brochenen Verfahrens gleichfalls auch von amtswegen zu er- 
folgen hat; nach §§ 544, 545 in der Berufungsinstanz wegen 
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Einbringung der Wiederaufnahmsklage; nach § 13 Ges. v. 18. 
April 1869 Nr. 44, R.-G.-Bl. bei bejahenden Competenzconflicten 
welche das Reichsgericht zu entscheiden hat; nach § 11 Ges. 
V. 28. Mai 1881, Nr. 47 R.-G.-B!., über Ersuchen des Strafge- 
richtes in Ötrafuntersuchungen wegen Wuchers. Andere Fälle 
der Aussetzung oder Hemmung des Verfahrens, z. B. wegen 
einer Beweisaufnahme (§ 279), wegen eines Editionsprocesses 
(§ 309), wegen eines Zwischenurtheiles (§ 393), wegen eines 
Disciplinarverfahrens im Syndicatsprocesse (§ 601), wegen ab- 
gesonderter Entscheidung über Processeinreden (§ 262), sind 
nicht Unterbrechungen im technischen Sinne, daher nicht nach 
den Vorschriften dieses Titels zu beurtheilen. 

Rihen des Verfahrens. 

§ 108. Die Parteien können vereinbaren, dass das Ver- 
fahren ruhen solle; eine solche Vereinbarung ist erst von dem 
Zeitpunkte an unrksam, in welchem sie dem Gerichte von beiden 
Parteien angezeigt wurde. Mit dem Ruhen des Verfahrens sind 
die Rechtswirkungen einer Unterbrechung des Verfahrens mit der 
Ausnahme verbunden, dass der iMuf von Nothfristen nicht auf- 
hört. Das Ruhen des Verfahrens hat außerdem zu/r Folge, dass 
das Verfahren vor Ablauf von drei Monaten seit der Anzeige 
der getroffenen Vereinbarung nicht aufgenommen werden kann. 

1. Den Parteien sind hier deren gesetzliche Vertreter (§ 5) 
und Bevollmächtigte (§ 39) gleichgestellt. Für die Wirksamkeit 
der Vereinbarung der Parteien, dass der Rechtsstreit ruhen 
solle, ist die Anzeige beider Parteien vorgeschrieben. Einer 
solchen Anzeige kommt nach § 170 das Ausbleiben beider 
Parteien von einer zur mündlichen Verhandlung anberaumten 
Tagsatzung gleich. Die Vereinbanmg kann auf bestimmte 
oder unbestimmte Zeit getroffen werden, gilt aber in jedem Falle 
mindestens auf drei Monate. Das Ruhen des Verfahrens kann 
auch im Rechtsmittelverfahren vereinbart werden. 

2. Die Wirkungen sind dieselben wie bei der Unterbrechung 
(§ 163), doch wird auch die Verkündigung der Entscheidung 
durch die Anzeige von dem vereinbarten Ruhen des Verfahrens 
gehemmt werden. 

Nur der Lauf der Nothfristen wird durch das Ruhen 
des Verfahrens nicht gehemmt. Hat eine Nothfrist beim Ein- 
tritte des Ruhens des Verfahrens noch nicht begonnen, wird 
z. B. eine Zustellung erst nach der Anzeige von dem verein- 
barten Ruhen des Verfahrens bewirkt, so handelt es sich um 
den Beginn und nicht um den Lauf der Frist und auf diesen 
erstreckt sich die Wirkung der Vereinbarung. 

17* 
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3. Ein Ruhen des Verfahrens ohne Einscliränkung auf 
eine Zeitdauer tritt ein, wenn der Kläger die Klagscaution nicht 
erlegt und der Beklagte den Antrag auf Zurücknahmeerklärung 
der Klage nicht stellt (§ 60), oder wenn der Beklagte im Ver- 
fahren vor Gerichtshöfen die Klagebeantwortung nicht erstattet 
und der Kläger den Antrag auf Anberaumung der Tagsatzung 
zur mündlichen Verhandlung nicht stellt (§398). In diesen 
Fällen wird das Ruhen des Verfahrens durch Nachholung der 
versäumten Processhandlung oder durch den Präclusionsantrag 
des Gegners unterbrochen. 

§ 169, Das Ruhen des VerfaJirens dauert so lange, bis 
von einer der Parteien die Anberaumung einer Tagsatnung zur 
mündlichen Verhandlung oder, wenn das Verfahren während des 
Laufes einer Frist zur Vornahme einer Processhandlung einge- 
stellt wurde, die neuerliche Bestimmung einer Frist /ör diese 
Processhandlung beantragt wird. Geschieht dies vor Ablauf der 
dreimonatlichen Frist (§ 168) oder der zwischen den Parteien 
für das Ruhen des Verfahrens vereinbarten Zeit, so hat das 
Gericht den bezüglichen Antrag von amtswegen oder auf Be- 
gehren des Gegners ohne Verhandlung zurückzuweisen oder die 
Unwirksamkeit der etwa erfolgten Anberaumung einer Ta^satzung 
oder Fristbestimmung auszuspreclien. 

Nach Ablauf von drei Monaten, gerechnet von der Zeit 
der Anzeige der getroffenen Vereinbarung, beruht die Fort- 
setzung eines ruhenden Verfahrens auf dem Willen der Par- 
teien. Jede Partei kann die Fortsetzung veranlassen. Die- 
selbe kann der Natur der Sache nach nur im Einklänge mit 
dem Inhalte der getroffenen Vereinbarungen erfolgen. Eine 
vereinbarungswidrige Aufnahme des Verfahrens durch den 
Gegner kann die Partei mittels des im § 169 geregelten Ver- 
fahrens abwehren (Regierungsmotive, S. 235). Die Vorschrift 
der Regierungsvorlage, dass die Entscheidung nach vor- 
gängiger mündlicher Verhandlung zu erfolgen habe, ist von 
der Commission des Herrenhauses gestrichen worden und es 
hat das Gericht — vor Gerichtshöfen der Senat — über den 
Antrag ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden. 

Es wird zweckmäßig sein, wenn die Parteien bei der 
Anzeige von dem vereinbarten Ruhen des Verfahrens gleich- 
zeitig auch anzeigen, für welche Zeit das Ruhen des Ver- 
fahrens vereinbart worden sei, oder dass die Vereinbarung ein 
Ruhen des Verfahrens auf unbestimmte Zeit bezwecke, damit 
dem Gerichte die zur Beurtheilung der vereinbanmgsgemäßen 
Aufnahme nothwendigen Daten auch ohne Verhandlung zu er- 
kennen möglich wäre. Wird dies unterlassen, so kann wohl 
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über den Antrag auf Abweisung des Aufnabmeantrages der 
Gegner schriftlich oder mündlich einvernommen werden, es 
wird jedoch dem Aufiiahmeantrag stattzugeben und die Fort- 
setzung des Verfahrens anzuordnen sein, wenn die Vorzeitig- 
keit des Antrages nicht nachgewiesen erscheint, ohne dass ein 
ordnungsmäßiges Beweisverfahren durchgeführt werden mtisste. 
Es kann aber den Parteien nicht verwehrt sein, diese 
Einwendung der vereinbarungswidrig vorzeitigen Aufnahme 
auch bei der mündlichen Verhandlung vorzubringen, soweit sie 
nicht durch Unterlassung der Rüge (§ 196) darauf verzichtet 
haben, oder dieselbe bei der müncUichen Verhandlung zu 
wiederholen und unter Beweis zu stellen, wenn ihr Antrag auf 
Abweisung des Aufnahmeantrages ohne Verhandlung abge- 
wiesen worden ist. Ueber eine solche Einwendung wird so- 
daun bei der mündlichen Verhandlung zur Hauptsache zu ver- 
handeln sein, es wird jedoch nicht Abweisung der Klage für 
derzeit erfolgen dürfen, weil eine solche Wirkung dem Ruhen 
des Verfahrens niemals zukommen kann, sondern es wird mit 
Beschluss die Unwirksamkeit der erfolgten Anberaumung der 
Tagsatzung und das weitere Ruhen des Verfahrens auszu- 
sprechen sein. 

§ 170, Wenn hei einer zur mündlich^ Verhandlung cm- 
beraumten Tagsatzung keine der Parteien erscheint, hai dies, so- 
weit nicht solches Ausbleiben nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes ohne Einfluss auf den Fortgang des Processes ist, das 
Ruhen des Verfahrens zur Folge. 

Von dem Einlangen einer Anzeige über ein vereinbartes 
Ruhen des Verfahrens, sowie von dem Ausbleiben beider Theüe 
von der Tagsatzung hat das Gericht nebst den Processbevoll- 
mädUigten auch noch die Parteien selbst zu verständigen; den 
Parteien sind dabei die gesetzlichen Folgen des Ruhens des Ver- 
fahrens bekannt zu geben, 

1. Das Nichterscheinen beider Parteien, deren gesetz- 
licher Vertreter (§ 5) oder Bevollmächtigten (§ 39) zur münd- 
lichen Verhandlungstagsatzung oder zur Verhandlung im vor- 
bereitenden Verfahren, endlich das Nichterscheinen des Klägers 
zu der über seinen Aaitrag wegen unterbliebener Klagsbeant- 
wortung angeordneten Tagsatzung zur mündlichen Verhand- 
lung (§398) hat das Ruhen des Verfahrens auch dann zur 
Folge, wenn eine Vereinbarung darüber nicht stattgefunden 
hat oder wenn die Versäuraung der Tagsatzung auf einem Zu- 
falle bemht. 

Das Nichtverhandeln der erschienenen Partei oder Par- 
teien steht dem Nichtei*scheinen gleich (§ 133), so dass auch 
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dann Rohen des Verfahrens eintritt, wenn der allein er- 
schienene Kläger dem Gegner das Ausbleiben nachsieht und 
den Antrag auf Erlassung des Versäumungsurtheiles nicht stellt. 
2. Das Nichterscheinen der Parteien ist ohne Einfluss auf 
den Fortgang des Processes bei der Tagfahrt zur Beweisauf- 
nahme (§ 289), bei der Berufungsverhandlung (§ 491). Der 
Zusatz, wonach von dem Ruhen des Verfahrens und von den 
damit verbundenen Rechtswirkungen immer auch die Parteien 
separat zu verständigen sind, wird einer den Absichten der 
Partei widersprechenaen Anwendung der Vorschriften über das 
Ruhen des Verfahrens zur Gentige vorbeugen (Motive der gem. 
Conferenz, S. 9). Die gesetzlichen Folgen des Ruhens des 
Verfahrens sind im § 168 und § 163 vorgeschrieben. 



Dritter Abschnitt: MOndliche Verhandlung. 
Erster Titel: OelTentlichkeit. 

§ 171, Die Verhandlung vor dein erkennenden Gerichte, 
einschlieÜlich der Verkünduvg der richterliclien Entscheidung, 
erfolgt öffentlich. 

Als Zuhörer haben nur erwachsene unbewaffnete Personen 
Zutritt. Personen, welche vermöge ihres öffentlichen Dienstes 
zum Tragen einer Waffe verpflichtet sind, darf der Zutritt nicht 
verweigert werden. 

1. Die Vorschriften über die Oeffentlichkeit beruhen auf 
Grundsätzen des öffentlichen Rechts. Durch die Oeffentlichkeit 
der Verhandlung soll eine wirksame Controle der Rechtspflege 
eimöglicht werden. Auf dieselbe kann daher von den Parteien 
nicht verzichtet werden. Praktisch wichtig sind diese Vor- 
schriften insofern, als nach § 477 jedes angefochtene Urtheil 
als nichtig zu beheben ist, wenn die (Jeffentlichkeit in unge- 
rechtfertigter Weise ausgeschlossen wurde. 

2. Nur die Verhandlung vor dem erkennenden Ge- 
richte erfolgt öffentlich. Dazu gehören auch die erste Tag- 
satzung (§ 239) und außer der mündlichen Verhandlung die 
Beweisaufnahme vor dem erkennenden Gerichte. Schuster 
(OesteiTcichisches Civil processrecht) anerkennt die Oeffentlich- 
keit der ersten Tagsatzung nur für den Fall, wenn eine Ver- 
handlung stattfindet, worüber der dieselbe leitende Richter selbst 
zu erkennen hat. Für Verhandlungen, welche nicht vor dem 
erkennenden Gerichte^ sondem vor einem beauftragten oder 
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ersuchten Richter erfolgen, findet die Oeffentlichkeit nicht statt. 
Ausgeschlossen ist femer die Oeffentlichkeit für die Berathung 
und Abstimmung der Richter (§ 41 3\ für die nicht öffentlichen 
Verhandlungen der Benifungs- una Revisionsinstanz (§§ 473, 
492, 509, 526), für die der Beschlussfassung ttber einen An- 
trag vorausgehende Einvernehmung oder Anhörung einer oder 
beider Parteien (§ 175) und für die Verhandlung über den 
Antrag auf Ausschließung der Oeffentlichkeit (§ 173). Die 
öffentliche Verkündigung der Entscheidung entßült nach § 415, 
wenn das Urtheil nicht sofort nach Schluss der mündlichen 
Verhandlung gefällt wird und wenn der Beschluss außerhalb 
der Tagsatzung gefasst wird (§ 427) 

§ 172. Die Oeffentlichkeit ist atiSJBmchlieäen, wenn durch 
sie die Sittlichkeit oder die öffentliche Ordnung gefährdet er- 
scheint, oder wenn die begründete Besorgnis besteht, dass die 
Oeffentlichkeit der Verhandlung zum Zwecke der Störung der 
Verhandlung oder der Erschwerung der Sachverhaltsfeststellung 
missbraucht werden würde. 

Ueberdies kann das Gericht auf Antrag auch nur einer 
der Parteien die Oeffentlichkeit ausschließen, wenn zum Zwecke 
der Entscheidung des Rechtsstreites Thatsachen des Farnüien- 
lebens erörtert und bewiesen werden müssen. 

Der Ausschluss der Oeffentlichkeit kann für die ganze 
Verhandlung oder für einzelne Theüe derselben stattfinden] auf 
die Verkündung des Urtheiles darf er sich in keinem Falle 
erstrecken. Insoweit die Oeffentlichkeit einer Verhandlung aus- 
geschlossen wird, ist die öffentliche Verlautbarung des Inhaltes 
der Verhandlung untersagt, 

1. Durch die Oeffentlichkeit soll die Verhandlung an 
Ernst, das Anführen der Parteien und Zeugen an Wahrhaftig- 
keit gewinnen. Die durch Chicane und Unehrlichkeit herbei- 
geführten Störungen sollen mit Hilfe der Oeffentlichkeit aus 
dem Processe verbannt werden. Durch die Controle, der sie 
die Verhandlung und das gesammte processuale Vorbringen 
aussetzt, will die ( )effentlichkeit die Sachverhaltsermittlung 
nach Kräften furdern. Daraus ergibt sich der Ausschluss der 
Oeffentlichkeit für jene Fälle von selbst, in welchen sie statt 
zui' Beförderung der Verhandlung zu deren Störung beitragen 
wUrde (Regierungsraotive, S. 236). In den Fällen des ersten 
Absatzes kann die Ausschließung der Oeffentlichkeit nach dem 
Ermessen des Gerichtes über Antrag oder von amtswegen, zu 
Beginn oder im Laufe der Verhandlung erfolgen. Eine Ver- 
einbarung der Parteien auf Ausschluss der Oeffentlichkeit ist 
für die Entscheidung des Gerichtes nicht bindend. Die dies- 
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bezügliche Bestimmung der Regierungsvorlage wurde von der 
gemeinsamen Conferenz gestrichen, weil die noch ttbrig bleibenden 
Ausscbließungsgründe genügen. Insbesondere kann, wenn zum 
Zwecke der Begründung einer Klage oder behufs Vertheidigung 
Dinge vorgebracht werden müssten, welche eine Partei aus 
geschäftlichen Gründen nicht in die Oeffentlichkeit gelangen 
lassen will, wie z. B. Productionsmethoden, Bezugsquellen, Ab- 
satzverhältnisse, Kundenlisten u. s. w., die Zulässigkeit der Ge- 
heimerklärung schon in der Besorgnis begründet sein, dass die 
Oeffentlichkeit in solchem Falle eine Erschwerung der Sach- 
verhaltsfeststellung zur Folge haben werde (Motive der Con- 
ferenz, S. 6). 

2. Eine Erschwerung der Sachverhaltsfeststellung durch 
die Oeffentlichkeit der Verhandlung wird aber auch dann, zu 
besorgen sein, wenn sich die Verhandlung ihrer Aufgabe nach 
auf Thatsachen des inneren Familienlebens erstrecken muss. 
Insbesondere für die Parteien selbst bildet da die Oeffentlich- 
keit ein starkes Hindernis der offenen, rückhaltslosen, ausführ- 
lichen Darlegung; aus begreiflicher Scheu, bisher unbekannt 
gebliebene Umstände zu enthüllen, wird ihre Sacliverhalt- 
erzählung manches wichtige Moment dunkel lassen, manches 
ganz übergehen, oder doch nur andeuten, was das Gericht 
genau wissen sollte. Und selbst den ausdi*ücklichen Fragen 
des Richters wird unter solchen Umständen die Sachverhalts- 
klarstellung oft nicht gelingen (Regierungsmotive, S. 236). 

Die Ausschließung der Oeffentlichkeit ist in diesem Falle 
von dem Antrage einer oder beider Parteien abhängig, kann 
daher von aratswegen nicht erfolgen. 

3. Die Gestattung, die Oeffentlichkeit nur für einzelne 
Theile der Verhandlung auszuschließen, setzt das Gericht in 
die Lage, die Verkündigung der Entscheidung in öffentlicher 
Sitzung vorzunehmen (Regierungsmotive, S. 236), soweit solche 
in der Form eines Beschlusses erfolgt. Die Verkündigung des 
Urtheiles muss unter allen Umständen öffentlich erfolgen (§ 171, 
Anm. 2). Zu der Urtheilsvcrkündigung gehört nach § 414 auch 
die Mittheilung der wesentlichsten Entscheidungsgründe. 

Das ausdrückliche Verbot einer Veröffentlichung (Abs. 3) 
scheint nofhwendig, weil die Anwendbarkeit des § 309 St. G. 
die gesetzliche Untersagung der Bekanntmachung zur Voraus- 
setzung hat (Regierungsraotive, S. 236). 

§ 173. Die Verhandlung über ehien Antrag auf Aus- 
schließung der Oeffentlichkeit erfolgt in nicht öffentlicher Sitzutig. 

Der Beschluss über die Ausschließung der Oeffentlichkeit 
muss öffentlich verkündet werden. Gegen denselben ist ein ab- 
gesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. 



Digitized by 



Googlf 



-^ 265 — 

Die Anordnung, dass über den Ausschluss der Oeffent- 
lichkeit in nicht öffentlicher Sitzung zu verhandeln sei, be- 
seitigt einen Zweifel, welcher nach der Textierung der Re- 
gierungsvorlage vom Jahre 1870 möglich geblieben wäre (Motive 
der Regierungsvorlage v. J. 1881, S. 59). Es ist sonach über 
einen Antrag auf Ausschließung der Oeffentlichkeit unter Zu- 
ziehung der Parteien in nicht öffentlicher Sitzung zu verbandeln 
und in öffentlicher Sitzung zu entscheiden. Eine Verletzung 
dieser Vorschriften hat nach § 477 die Nichtigkeit des Urtheiles 
und Verfahrens zur Folge. Die öffentliche Verkündigung ist 
sowohl ftlr den Beschluss auf Ausschließung der Oeffentlichkeit, 
als für den einen diesbezüglichen Antrag abweisenden Beschluss 
vorgeschrieben. Eine abgesonderte Beschwerde gegen solche 
Beschlüsse ist ausgeschlossen. 

§ 174. Wird die OeffintUShheit ausgeschlossen, so kann 
jede Partei verlangen, dass außer ihrem BevoUmäclUigten drei 
Personen ihres Vertrauens die Anwesenheit bei der Verhandlung 
gestattet werde. 

Wirklich angestellten liichtemy dann Conceptsheamten der 
Staaisanwaltschaft utid des Justizministeriums, sowie Advocaten 
bleibt trotz Ausschlusses der Oeffentlichkeit der Zutritt gestattet, 
sofern die Oeffentlichkeit nicht aus dem im § 172, Absatz 2, 
angeführten Grunde ausgeschlossen wurde. 

Die Versagung des Zutrittes bezieht sich nur auf die bei 
der Verhandlung nicht betheiligten Personen. Die Wahl der 
Vertrauenspersonen steht jeder Partei zu, sie kann in diesem 
Wahlrechte durch das Gericht nicht beschränkt werden. Nur 
insofern wird die Partei durch das Qesetz beschränkt, als sie 
nur ei'wachsene und unbewafinete Personen wählen darf. Die 
Bezeichnung der Justizpersonen, welchen der Zutritt ungeachtet 
des aus öffentlichen Rücksichten erfolgten Ausschlusses der 
Oeffentlichkeit gestattet werden soll, erfolgte in Uebereinstim- 
mung mit der Strafprocessordnung (Motive der Regierungs- 
vorlage V. J. 1881, S. 59). 

^ 175. Das Erfordernis der Oeffetülichkeit der Verhand- 
Itmg gilt nicht für die nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
der Beschlussfassung über einen Antrag vorausgehende Einver- 
nehmung oder Anhörung einer oder beider Parteien. 

Die außerhalb einer Verhandlung vor dem erkennenden 
Gerichte stattfindende Einvernehmung von Parteien, Zeugen, 
Sachverständigen und anderen Personen erfolgt gleichfalls mit 
Ausschlieäung der Oeffentlichkeit. 

Was die Oeffentlichkeit für den Process wertvoll macht, 
kann sich wesentlich nur bei der eigentlichen Ötreitverhand- 
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lang bewähren, auf Grund deren die Entecheidung geftllt wird. 
Nur in dem Sinne verstehen die ausländischen Civilprocessgesetz- 
gebungen das Oeffentlichkeitspostulat und auch im österreichi- 
schen Strafprocesse ist die Oeflfentiichkeit auf die Hauptver- 
handlung beschränkt; die vorbereitenden Stadien participieren 
daran nicht. Dass die Meinung des Entwurfes keine andere, 
würde sich schon aus § 171 ergeben; doch der Klarheit halber 
wird die Begrenzung des Oeffentlichkeitserfordernisses noch 
durch die Vorschrift des § 175 vervollständigt (Regieiiings- 
motive, S. 236). 

Die vor einem ersuchten oder beauftragten Richter, ins- 
besondere im vorbereitenden und Beweisverfahren stattfinden- 
den Einvernahmen haben nicht öffentlich zu erfolgen. Eine 
Ausnahme davon bildet die nach § 239 vor dem Vorsitzenden 
des Senates oder einem beauftragten Richter stattfindende erste 
Tagsatzung^ weil in diesem Falle der beauftragte Richter zu- 
gleich Erkenntnisrichter ist, daher die Vorschrift des § 175 
Abs. 2 nicht angewendet werden kann. 

Findet die mllndliche Verhandlung vor dem erkennenden 
Gerichte, jedoch außerhalb des Gerichtshauses statt (§ 132), so 
hat sie gleichfalls öffentlich zu erfolgen. 



Zweiter Titel: Vorträge der Parteien und Processleitung. 

Vortrioe der Parteien. 

§ 170, Vor dem erkennenden Gerichte verhandeln die 
Parteien über den Rechtsstreit mündlich. In Rechtssachen, in 
ivelclien die Vertretung durch Advocaten geboten ist, urird die 
mündliche Verhandlmig durch Schriftsätze vorbereitet. Außerdem 
ist die Ueberreichung vorbereitender Schriftsätze nur in den in 
diesem Gesetze besonders bezeichneten Fällen nothwendig, 

1. Die Rechtssache ist vor dem erkennenden Gerichte 
mttndlich zu verhandeln. Diese Vorschrift könnte vielleicht 
die Auslegung finden, als gäbe es überhaupt keine andere 
legitime Art, dem Gerichte den Processtoff zu vermitteln, als 
die mündliche Mittheilung, so dass auch alle im Processe — 
sei es zur Sachverhaltsconstruction, sei es zum Beweise — zu 
benützenden urkundlichen Erklärungen, Protokolle u. dgl. ohne 
Ausnahme in der Verhandlung mündlich vorgelesen werden 
müssen, um für das Gericht beachtlich zu werden. Eine solche 
Auslegung würde von einer Verkennung des Wesens der 
Älündlichkeit im Civilprocesse zeugen, denn sie legt der Münd- 
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lichkeit selbständige Bedeutung bei, während dieselbe in Wahr- 
heit nur der Unmittelbarkeit zu dienen hat, erst durch diese 
Wert gewinnt und deshalb überall zu entbehren ist, wo sie die 
Unmittelbarkeit nicht zu fördern imstande ist. Aber jene Aus- 
legung ist immerhin möglich. Zumal in der ersten Zeit des 
neuen Verfahrens, von dem man seit lange nie anders als vom 
„mündlichen Processe" sprechen gehört, A/äre eine Ueberschätzung 
des Mündlichkeitserfordemisses nichts Unbegreifliches. 

Der Mündlichkeit des Verfahrens könnte kaum ein geftlhr- 
licherer Feind entstehen, als eine solche anscheinend treue und 
consequente Ausführung des Mttndlichkeitsgrundsatzes, denn sie 
würde die Mündlichkeit zu einer Formalität machen, und das 
darf diese nicht sein und nicht werden, wenn mit ihrer Hilfe 
eine Gesundung und Besserung der contentiosen Civilrechtspflege 
bewirkt werden soll. Die richtige Empfindung für die eigent- 
liche processuale Function der Mündlichkeit könnte nie rege 
werden oder müsste doch bald wieder verschwinden, wenn 
z. B. langwierige Verlesungen von Urkunden zur Pflicht ge- 
macht werden wollten, deren Inhalt das Gericht wie der Gegner 
genau kennt, oder das mündliche Vortragen aller für die Zwecke 
des Processes bereits protokollarisch fixierter Aussagen, Er- 
klärungen, Befunde u. s. w., die in dieser Gestalt sämmtlichen 
betheiligten Personen schon bekannt sind. Die Aufmerksamkeit 
des Gerichtes und das Interesse der Parteien würde an solchem 
zweck- und wertlosen Ablesen von Urkunden ermatten, die 
Verhandlung würde ihre Lebendigkeit verlieren, wenn die Partei 
ihre mündliche Darlegung, in welcher sie auf derlei Schriftstücke 
Bezug nimmt, durch zeitraubende und abspannende Verlesungen 
unterbrechen müsste. Die Mündlichkeit würde bei solch mecha- 
nischer Auffassung — im Widerspruche mit ihrem Grund- 
gedanken — den unmittelbaren Verhandlungseindrack zerstören 
oder doch erheblich schwächen. Weil dies an den Nerv des 
neuen Verfahrens rührt, den praktischen Erfolg desselben frag- 
lich macht, wird die Geneigtheit eine geringe sein, sich in allem 
dem auf das Ueberwiegen einer richtigen Auffassung der Münd- 
lichkeit zu verlassen. Besser wird es sein, schon von Gesetzes- 
wegen jenen Missverständnissen entgegenzuarbeiten, einer forma- 
listischen Behandlung des Mündlichkeitserfordemisses durch 
entsprechende Bestimmungen überhaupt den Eintritt in die 
Praxis zu verwehren. Derlei Bestimmungen haben dann dop- 
pelte Bedeutung: nicht nur, dass sie für eine bestimmte Process- 
lage von der Beobachtung des Älündlichkeitsprincipes entbinden, 
tritt in ihnen zugleich der Grundgedanke der Mündlichkeit, 
seine rationelle Basis deutlich genug hervor, damit sich die 
Rechtssprechung daraus eine Anleitung zur richtigen Hand- 
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habüng des Mündlichkeitsgrundsatzes entnehmen und vor 
Missverständnissen und unrichtigen Folgeningen sich bewahren^ 
könne. 

Von diesem Gesichtspunkte ist sowohl die Vorschrift des 
§ 177, Abs. 2 des Entwurfes, wie die an verschiedenen Stellen 
desselben aufgenommene Anordnung zu beurtheilen, dass der Inhalt 
eines nicht vor dem erkennenden Gerichte durchgeführten Ver- 
fahrens oder eines der Verhandlung in höherer Instanz voraus- 
gegangenen Verfahrens vor dem Gerichte erster Instanz u. s. w. 
nicht von den Parteien auf Grund der aufgenommenen Proto- 
kolle oder der vorliegenden Acten eigens vorzutragen, sondern 
durch einen den Inhalt jener Acten unparteiisch darlegenden 
zusammenfassenden Bericht eines Mitgliedes des Senates zur 
Kenntnis des CoUegiums zu bringen ist (Regierungsmotive, 
S. 236). Nach § 262 hat ein Mitglied des Senates die Ergeb- 
nisse eines vorbereitenden Verfahrens, nach § 287 hat der Vor- 
sitzende die Ergebnisse einer im vorbereitenden Verfahren oder 
sonst nicht vor dem erkennenden Gerichte erfolgten Beweis- 
aufnahme auf Grund der Protokolle und sonstigen Acten dar- 
zulegen. Ein solches Resume ist auch im Falle der Erstreckung 
einer Tagsatzung (§ 138) und bei der mündlichen Berufungs- 
verhandlung (§ 486) vorgeschrieben. 

2. § 176 stellt den Ginindsatz der freien mündlichen 
Vortragsform vor Gericht auf. 

Damit ist nichts weiter gesagt, als dass in allen Fällen 
einer mündlichen Verhandlung die Parteien in freier Rede ihre 
Vorträge zu erstatten haben. Darüber, wann eine mündliche 
Verhandlung stattzufinden habe, bestimmt § 176 nichts. Die 
mündliche Verhandlung ist weder für alle Fälle vorgeschrieben, 
in welchen das Gericht als erkennend einschreitet (§§ 492, 
509, 550), noch ist sie auf Verhandlungen der Parteien (§§ 18, 
308, 324) oder auf Verhandlungen vor dem erkennenden Ge* 
richte (§ 250) beschränkt. Die allgemeinen Vorschriften über 
die mündliche Verhandlung gelten überall da, wo eine solche 
vorgeschrieben (§§ 18, 22, 59, 149, 155, 230, 248, 257, 420, 
423, 480) oder dem Gerichte freigestellt (§§ 128, 509) ist und 
vom Gerichte angeordnet wird. 

In manchen Fällen ist ausdrücklich vorgeschrieben, dass 
die Entscheidung ohne weiteres Verfahren (§ 148), ohne vor- 
hergehende mündliche Verhandlung (§§ 72, 169, 473, 509), nach 
vorheriger mündlicher oder schriftiicher Einvernehmung (§ 83), 
nach Anhörung des Gegners (§ 308), der Parteien (§ 324), nach 
Einvernehmung des Gegners (§§ 128, 129) zu erfolgen hat. 
Für diese Fälle gelten die Vorschriften über die mündliche 
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Vortragsform nicht, die Entscheidung erfolgt schriftlich. Dem 
Ermessen des Grerichtes ist es überlassen, zum Zwecke der An- 
hörung oder Einvernahme des Gegners oder beider Parteien, 
dieselben vorzuladen oder ihnen schriftliche Erklärungen abzu- 
verlangen (§ 74, Anm. 1). 

3. Jede mündliche Verhandlung wird durch einen Schrift- 
satz — die Klage — vorbereitet. Außer der Klage sind vorbe- 
reitende Schriftsätze (§78) in allen Processen zulässig, im An- 
waltsprocesse (§ 27) für die Klagebeantwortung (§ 243) vorge- 
schrieben. Die Unterlassung der Klagebeantwortung hat nach 
§ 398 den Rechtsnachtheil zur Folge, dass sich die Streitver- 
handlung auf die vom Beklagten bei der ersten Tagsatzung 
angemeldeten Einreden der Unzulässigkeit des Rechtsweges, der 
Unzuständigkeit des Gerichtes, der Streitanhängigkeit und der 
entschiedenen Streitsache zu beschränken hat, und dass auf 
mündliches Vorbringen des Beklagten, das die Hauptsache be- 
trifft, kein Bedacht zu nehmen ist. 

Wo die Ueberreichung vorbereitender Schriftsätze vom 
Gesetze nicht vorgeschrieben ist, kann die Unterlassung der 
Einbringung derselben insofern Nachtheile zur Folge haben, 
als auf neues thatsächliches Vorbringen der erschienenen Partei, 
das dem Gegner vor der Tagsatzung durch vorbereitenden 
Schriftsatz nicht mitgetheilt wurde, bei der Fällung eines Ver- 
säumungsurtheiles kein Bedacht zu nehmen ist (§ 399), als das 
Vorbringen neuer thatsächlicher Behauptungen und Beweismittel 
in der mündlichen Verhandlung ohne vorbereitenden Schrift- 
satz zur Tagsatzungsverlegung und zum Kostenersatze (§ 142) 
führen kann. 

§ 177. Nach dem Aufrufe der Sache sind die Parteien 
mit ihren Anträgen, mit dem zur Begründung derselben oder 
zur Bekämpfung der gegnerischen Anträge bestimmten thaisäch- 
liclum Vorbringen, sowie mit ihren Beweisen und Beweisan- 
hietungen und mit den das Streitverhältnis betreffenden recht- 
lichen Ausführungen zu hören (Vorträge der Parteien). Das 
Ablesen schriftlicher Aufsätze statt mündlichen Vorbringens ist 
unzulässig. 

Schrißstücke, auf welche in den Vorträgen Bezug ge- 
nommen wird, sind nur insoweit vorzulesen, als diese Schrift- 
stücke dem Gerichte oder dem Gegner noch nicht bekannt sind 
oder als es auf den wörtlichen Inhalt ankommt. 

1. Die Tagsatzung beginnt mit dem Aufrufe der Sache 
(§ 133). Unter Parteien sind hier auch deren gesetzliche Ver- 
treter (§ 5) und Bevollmächtigte (§ 39) zu verstehen. Die 
Anträge, welche die Parteien in der mündlichen Verhandlung 
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zu stellen haben, sollen das Begehren ausdrücken, welches der 
Antragsteller durch richterliche Entscheidung zugesprochen 
haben will. 

An diese Sachanträge der Parteien ist das Gericht gemäß 
§§ 405, 497 gebunden. Nach den Vorverhandlungen zur Civil- 
processordnung fUr das Deutsche Reich sollen die Anträge nur 
den Tenor der vom Antragsteller erbetenen Entscheidungen 
(die petita) enthalten und keine begründenden Ausflihrungen, 
also keine conclusions motivtes sein (Reichsgericht Leipzig, X, 
S. 392). Der vom Kläger zu stellende Antrag wird in der 
Regel das Klagebegehren sammt Nebengebüren, wie es in der 
Klage enthalten ist, umfassen. Zur Erwirkung eines Ausspruches 
über die Processkosten bedarf es jedoch nur der rechtzeitigen 
Vorlage des Kostenverzeichnisses (§ 52). Wenn der Kläger sein 
in der Klage vorgebrachtes Begehren in unzulässiger Weise 
ändert, so wird es von dem Verhalten des Geklagten oder 
eventuell des Gerichtes abhängen, ob das geänderte Klagebe- 
gehren Gegenstand der Verhandlung und UrÖieilsschöpfung sein 
darf (§ 235). Eine Zurücknahme der Klage ist in der münd- 
lichen Verhandlung nur mit Zustimmung des Gegners ge- 
stattet (§ 237 \ Der vom Geklagten gestellte Antrag auf gänz- 
liche oder theilweise Abweisung des Klagebegehrens kann mit 
einer Widerklage oder mit dem Antrage auf Feststellung eines 
für das Klagebegehren präjudiziellen Rechtes oder Rechtsver- 
hältnisses verbunden werden (§§ 259, 236). 

Außer diesen Sachanträgen werden die Parteien auch 
noch processuale Anträge, welche die ProcessfÜhrung selbst be- 
treffen, zu stellen berechtigt sein. 

Die Parteianträge sind wesentlich für die mündliche Ver- 
handlung, ohne Stellung derselben kann eine Entscheidung nicht 
erfolgen. Der weitere Inhalt der Parteienvorträge hat die that- 
sächliche und rechtliche Seite des Streitverhältnisses zu um- 
fassen. In einer fortgesetzten Verhandlung hat der Richter oder 
Vorsitzende des Senates die wesentlichen Ergebnisse der früheren 
mündlichen Verhandlung zu wiederholen (§ 138); in welchem 
Falle auch die neuerliche Stellung des Antrages entfällt. 

2. Was bei der Verhandlung vor dem erkennenden Ge- 
richte und zur Zeit des Parteivortrages bereits in urkundlicher 
Form vorliegt, braucht nicht vorgelesen zu werden, aber nicht 
darf der Parteivortrag durch das Vorlesen von schriftlichen 
Erklärungen ersetzt werden, welche etwa eigens zu diesem 
Zwecke entworfen sind (Regierungsmotive, S. 237). Der Partei 
(oder deren Vertreter), welche solche schriftliche Aufsätze ver- 
lesen wollte, müsste der Vorsitzende das Wort entziehen, wenn 
dieselbe sich seinen Anordnungen nicht fügen würde (§ 180). 
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Ebensowenig wird es zulässig sein, dass die Partei statt münd- 
lichen Vorbringens ein Schriftstück mit ihren Anträgen und 
Ausführungen überreiche. Auch die Vorschrift des zweiten 
V\.bsatze8 wird nicht dahin auszulegen sein, dass jedes Schrift- 
stück, walches dem Gegner oder dem Gerichte noch nicht be- 
kannt ist, zur Verlesung gelangen muss. Es wird genügen, 
wenn nur jene Stellen desselben zur Verlesung gelangen, welche 
für das den Gegenstand des Streites bildende Rechtsverhältnis 
von Belang sind (§ 298). Bei Rechnungen über bestellte Waren 
oder gelieferte Arbeiten sind vielleicht nur einzelne Posten 
strittig. Aus den beiderseitigen Erklärungen wird sich ergeben, 
betreffs welcher Posten ein thatsächliches Vorbringen oder eine 
Beweisanbietung nothwendig erscheint, ohne dass die ganze 
Rechnung Post fllr Post deshalb abgelesen werden müsste, weil 
sie vorher dem Gegner und dem Gerichte in Abschrift nicht 
vorgelegt worden ist. 

§ 178. Jede Partei hat in ihren Vorträgen alle im ein- 
zdncn Falle zur Begründung ihrer Anträge erforderlichen tliat- 
sächlieJien Umstände der Wahrheit gemäß vollständig und be- 
stimmt anzugeben, die zur Feststellung ihrer Angaben nöthigen 
Beweise anzubieten, sicfi über die von ihrem Gegner vorgebrachten 
thfitsächlichen Angaben und angebotenen Beweise mit Bestimmt- 
heit zu erklären, die Ergebnisse der geführten Beweise darzu- 
legen und sich auch über die bezüglichen Ausführuv^en ihres 
Gegners mit Bestimmtheit auszusprechen, 

1. Die für den Process erheblichen Thatsachen sind von 
den Parteien wahrheitsgemäß, vollständig und bestimmt anzu- 
geben. Wiewohl die Verletzung dieser Vorschriften keinen un- 
mittelbaren Rechtsnachtheil für die zuwiderhandelnde Partei 
nach sich zieht, wird dennoch eine solche Verpflichtung der 
Parteien im Gesetze zu statuieren sein. Eine möglichst richtige 
und vollständige Sachverhaltskenntnis ist für die Processent- 
scheidung gewiss erwünscht. Das wird auch zugeben, wer die 
Forderung ablehnt, dass das Urtheil im Civilprocesse ein - 
wie man zu sagen pflegt — materiell wahres, gerechtes sein 
solle. Es müsste zum Schaden der Rechtssicherheit und des 
Rechtslebens ausschlagen, wenn ein relativ großer Proeenttheil 
der Richtersprüche sich, mit den thatsächlichen Verhältnissen 
verglichen, als unrichtig und verfehlt erweisen würde. Das ist 
aber trotz aller Sorgfalt bei der eigentlichen Rechtsanwendung 
die nothwendige Folge, wenn der Richter verhalten wird, auf 
Grund unrichtiger, lückenhafter, unklarer Thatsachenangaben 
zu entscheiden. Dass sie jene Folge gut heiße, kann von der 
Gesetzgebung nicht erwartet werden, auch sie wird vielmehr 
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auf die Richtigkeit und Vollständigkeit der richterlichen Sach- 
verhaltskenntnis großen Wert legen. Dies kommt in dem ob- 
gedachten an die Parteien ergehenden Gebote zum Ausdrucke. 
Die Anerkennung einer Rechtspflicht der Parteien zu wahrheits^ 
gemäßer und erschöpfender Sachverhaltsangabe spiegelt zugleich 
die Auffassung der Gesetzgebung über die Aufgabe der Civil- 
rechtssprechung wieder. Die Sanction dieser Rechtspflicht wird 
aber statt in der Bedrohung des Ungehorsams durch Strafe 
besser in der Befugnis des Gerichtes gesucht werden, durch 
die Mittel der Processleitung für das Ersatz zu schaffen, was 
den Parteianbringen an sich etwa an Richtigkeit, Vollständig- 
keit und Bestimmtheit mangelt. Der im § 178 ausgesprochene 
Satz bildet so zugleich das gesetzliche Fundament für die dem 
Gerichte in den §§ 180 ff. beigelegten Processleitungsbefugnisse 
(Regierungsmotive, S. 237). 

2. Es kann ftir das mündliche Verfahren nicht daran ge- 
dacht werden, gesetzlich festzustellen, welche Erklärungen als 
bestimmt angesehen werden dürfen, oder gesetzliche Vorschriften 
über die Form des Behauptens oder Bestreitens zu geben und 
ein Abgehen davon nur unter beschränkenden Ausnahmen zu- 
zulassen. Alles was nicht durch den Zweck des Processes 
gefordert wird, soll vermieden, die Parteien sollen nicht zu 
unmotivierten Verneinungen gedrängt werden (§ 267). Der 
Gefahr, dass etwa, wenn den Parteien in Beziehung auf ihre 
Erklärungen keine Schranken gesetzt werden, Unsicherheit dar- 
über entstehe, welche von ihren Behauptungen einer Beweis- 
fühining bedürfen, kann der Richter im mündlichen Verfahren 
kaum ausgesetzt sein. Denn zwischen bestimmten und aus- 
weichenden Erklärungen zu unterscheiden, jene Schlussfolge- 
rungen zu ziehen, welche sich aus den Vorträgen in Bezug auf 
die Absicht des Zugestehens oder Bestreitens ergeben, das kann 
keine besonderen und jedenfalls keine größeren Schwierigkeiten 
bereiten, als sie dem Richter durch die Aufgabe der freien 
Beweiswürdigung überhaupt auferlegt werden. Im Falle des 
Zweifels wird sich der Richter durch Befragung der Parteien 
immer die wünschenswerte Aufklärung verschaffen können (Re- 
gierungsmotive, S. 238). Der freien Beweiswürdigung des Ge- 
richtes unterliegt es, ob nicht widersprochene und auch nicht 
zugestandene thatsächliche Behauptungen als zugestanden an- 
zusehen seien (§ 267). 

3. Bei der Feststellung des Inhaltes der Parteienvorträge 
wurden den thatsächlichen Behauptungen und den über dieselben 
abzugebenden Erklärungen die auf die Beweisführung sich be- 
ziehenden Angaben und Erklärungen an die Seite gesetzt, da 
die Beweisführung einen integrierenden Bestandtheil der münd- 
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liehen Verhandlung zu bilden hat (Regieningsmotive, S. 237). 
Diesbezüglich wird sich die Erklärung auf die Beweiskraft der 
angebotenen Urkunden- und Zeugenbeweise, auf etwaige Aus- 
öchließungsgrtinde der geführten Zeugen, auf Ablehnungs- 
giünde der vorgeschlagenen Sachverständigen, auf die Unzu- 
lässigkeit der Vernehmung einer Partei, auf Eideshindemisse 
bei Zeugen und Parteien zu erstrecken haben. Ueber die Echt- 
heit einer Privaturkunde und der auf derselben befindlichen 
Untei*schrift muss sich der Gegner des Beweisftihrers nach 
§ 312 erklären, widrigens die Echtheit als unbestritten gilt. 
Die muthwillige Bestreitung der Echtheit von Privat- und 
öffentlichen Urkunden ist nach § 313 mit Muthwillensstrafeu 
zu ahnden. 

§ 179. Die Parteien hinnen bis eum Schlüsse der münd- 
lichen Verhandlung neue auf den Gegenstand dieser Verhand- 
lung bezügliche thatsächliche Behauptungen und Beweismittel vor- 
bringen. Solches Vorbringen kann jedoch vom Geruhte auf 
Antrag oder von amtswegen als unstatthaft erklärt werden, wenn 
die neuen Angaben und Beweise offenbar in der Absicht, den 
Process zu verschleppen, nicht früher vorgebracht tvurden und 
deren Zulassung die Erledigung des Processcs erheblich ver- 
zögern würde. 

Da fern hiebei audi dem Advocaten der Partei ein grobes 
Verschulden zur Last fällt, kann außerdem gegen denselben eine 
Ordnungsstrafe verhängt werden, 

1. § 179 spricht den für das mündliche Verfahren un- 
entbehrlichen Grundsatz aus, dass jedes vor Schluss der münd- 
lichen Verhandlung in was immer fi\r einem Stadium gemachte 
Vorbringen als ein rechtzeitiges zu behandeln sei (Regierungs- 
motive, S. 238). Die Vorschrift gilt in allen Fällen, in denen 
eine mündliche Verhandlung stattfindet. In der Berufungsinstanz 
dürfen aber neue Thatumstände und Beweise nur zur Darthuung 
oder Widerlegung der geltend gemachten Berufungsgründe und 
nur dann vorgebracht werden, wenn sie dem Gegner mittels 
vorbereitenden Schriftsatzes mitgetheilt wurden (§ 482). 

Nachdem für die rechtlichen Ausführungen kein anderer 
Endtermin festgesetzt ist, werden auch diese sowie die Er- 
klärungen über die gegnerischen thatsächlichen Angaben und 
Beweise bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung vorge- 
bracht werden können. Der Schluss der Verhandlung (§ 193) 
ist vom Vorsitzenden auszusprechen (§ 180), der Senat kann 
die Wiedereröffnung einer bereits geschlossenen Verhandhmg 
anordnen (§ 194). Den Parteien steht ein Recht, zum Zwecke 
der Nachholung eines versäumten Vorbringens die Wiedercr- 

Fflritl, Civllproecssgcsetze. 13 
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Öffnung einer geschlossenen mündlichen Verhandlung zu bean- 
tragen, nicht zu (R. Q. Leipzig, Fuchsberger, S. 425). Nach § 263 
kann die im vorbereitenden Verfahren unterlassene oder ver- 
weigerte Erklärung über Thatsachen, angebotene oder vorgelegte 
Beweise in der mündlichen Verhandlung nicht nachgeholt werden 
und es können neue Behauptungen und Beweismittel nur geltend 
gemacht werden, wenn der Gegner keinen Einspruch erhebt, 
oder wenn von der Partei glaubhaft gemacht wird, dass sie 
von denselben zur Zeit des vorbereitenden Verfahrens keine 
Kenntnis hatte. 

Außerdem werden vom Gesetze nachfolgende Process- 
faandlungen durch nicht rechtzeitiges Vorbringen präcludiert: 

a) Die Ablehnung eines Richters wegen Befangenheit nach 
Einlassung in eine Verhandlung oder Stellung von An- 
trägen ohne Geltendmachung des der Partei bekannten 
Ablehnungsgrundes nach § 22 J. N., 

b) die Einwendung der Unzuständigkeit nach der ersten 
Tagsatzung (§ 240) oder Streiteinlassung (§ 441) gemäB 
§ 104 J. N., 

c) der Antrag auf Sicherheitsleistung für die Process- 
kosten nach der ersten Tagsatzung und nach Einlassung 
in die Hauptsache (§ 59), 

d) die Einwendung gegen eine Klagsänderung nach Ver- 
handlung über eine abgeänderte Klage (§235), 

e) die Rüge von Mängeln nach Einlassung in die weitere 
Verhandlung der Sache (§ 196), 

f) die Ablehnung von Sachverständigen nach dem Be- 
ginne der Beweisaufnahme oder Einreichung des Gut- 
achtenö (§ 355). 

2. Wenn es hienach zulässig erscheint, nach langen Ver- 
handlungen und Beweisführungen neue Behauptungen vorzu- 
bringen, w'elche zu weiteren Beweisführungen Anlass geben 
können, dann ist die Besorgnis wohl naheliegend, dass jene 
Zulässigkeit zum Zwecke einer muüiwilligen Verschleppung 
ausgebeutet werde. Man wird deshalb darauf bedacht sein 
müssen, der Partei, der am regelmäßigen Fortgange des Pro- 
cesses gelegen ist, gegen chicanöses Vorbringen Schutz zu ge- 
währen. Ein solcher wäre es nicht, wenn der Gegner keine 
andere nachtheilige Folge seiner auf Verschleppung gerichteten 
Bestrebungen zu gewärtigen hätte, als etwa den Ersatz der durch 
eine Tagsatzungsverlegung verursachten Kosten, namentlich 
wenn er dabei sicher ist, sein im Hinausschieben der Ent- 
scheidung liegendes Ziel zu erreichen. 
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Der Zweck des Gesetzes wird vielmehr nur dann erreicht 
werden können, wenn man das Gericht berechtigt, die Chicane 
durch ein Zurückweisen des muthwillig verzögerten Vorbringens 
zu vereiteln, solches Vorbringen zurückzuweisen. 

Die Größe des Einflusses, welcher dem Gerichte hiedurch 
eingeräumt wird, kann nicht davor abschrecken, eine Mafiregel 
zu ergreifen, welche durch die Natur des Verhältnisses geboten 
erscheint. Die Macht, welche das Gericht hier erhält, ist nicht 
bedeutender und das in seine Gewissenhaftigkeit gesetzte Ver- 
trauen nicht größer, als der Einfluss, welcher dem Gerichte 
durch die Zulassung freier Beweiswürdigung eingeräumt wird. 
Außerdem erscheint die Tragweite dieser dem Gerichte ver- 
liehenen Befugnis — von der Controle der Rechtsmittelinstanzen 
abgesehen — dadurch eingeschränkt, dass die Zurückwebung 
eines Vorbringens immer nur für einen bestimmten Rechtsstreit 
gelten kann, und im Falle unbegründeter Zurückweisung die 
spätere Geltendmachung mittels Wiederaufnahmsklage vorbe- 
halten bleibt (Regierungsmotive, S. 238). 

Nach den Motiven der gemeinsamen Conferenz, S. 5, 
muss offenbare Verschleppungsabsicht obwalten und eventuell 
auch mit der Zulassung des neuen Vorbringens eine erheb- 
liche Processverzögerung verbunden sein. Zur Ausschließung 
verschleppender Angriffs- und Vertheidigungshandlungen dienen 
außerdem die Bestimmungen der §§ 181, 275, 278. 

3. Die Entscheidung steht dem Gerichte, bei Gerichts- 
höfen dem Senate zu und kann nach § 186 durch ein abge- 
sondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden. Sie kann 
über Antrag oder von amtswegen erfolgen, doch wird letzteres 
mit Rücksicht auf die Folgen einer Wiederaufhahmsklage für 
die Gegenpartei und darauf^ dass es sich um den Schutz der 
Partei gegen Processverschleppungen wider ihren Willen han- 
delt, möglichst isu vermeiden sein. 

Die Feststellung der offenbaren (§ 51) Verschleppungs 
absieht, der erheblichen Processverzögerung und der Verspätung 
des Vorbringens unterliegt der freien Beweiswürdigung des 
Gerichtes. Dass ein Schriftsatz nicht überreicht oder in dem- 
selben die thatsächlichen Behauptungen und Beweismittel — 
nur um solche handelt es sich hier — nicht angeführt wurden, 
oder dass die thatsächlichen Behauptungen zwar bei der ersten 
Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung, aber nicht sofort, 
sondern erst am Schlüsse der Verhandlung vorgebracht wurden, 
wird zum Nachweise der Verschleppungsabsicht nicht genügen. 
Dazu ist mindestens erforderlich, dass erst bei einer späteren 
Tagsatzung, eventuell nach abgeführten Beweisen, Thatsachen 

18» 
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und Beweise vorgebracht werden, welche schon in einer früheren 
TagöÄlznng vorgebracht werden konnten. Bei geringeren Ver- 
zögertingen wird nach § 44 nur die Kostenersatzpfiicht der 
schuldigen Partei auszusprechen sein. 

4. Das zurückgewiesene Vorbringen ist in den Urthcils- 
thatl>e8tand (§ 417) und in das Protokoll (§ 209) aufsiunehtö^n. 
Die Zurückweisung besteht daher nicht darin, dass das Vor- 
bringen überhaupt nicht zugelassen, sondern darin, dass dessen 
Berücksichtigung bei der Entscheidung, die Zulassung der Be- 
weise f\ir unstatthaft erklärt wird. 

Die Zurückweisung ist in dem Endurtheile auszitsprechen, 
und zwar in den Entscheidungsgründen (Wihnowski, S. 445). 
Es ist jedoch auch zulässig, dass diesbezüglich ein besonderer 
Beschluss gefasst werde. 

5. Fällt dem Advocaten der Partei ein grobes Ver- 
schulden (§ 49) zur Last, so kann gegen denselben im Falle 
der Zurückweisung eine Ordnungsstrafe bis zum Betrage von 
100 fl. (§ 220) verhängt werden. Der Ausschuss besorgte, dasrs 
die Befugnis, wegen jeder verschuldeten Verspätung, abo bei- 
spielsweise atich wegen geringerer Versäumnrisse und Uebcr- 
sehen eine Ordnungsstrafe zu verhängen, den Process ulligünstig 
beeinflussen werde, indem dadurch das Einvernehmen zwischen 
Richter und Anwalt und deren — namentlich im mündlichen 
Verfahren so wichtiges — intensives Zusammenwirken aHzu- 
leicht gestört werden könnte. Die Nachlässigkeit an sich gibt 
zur Strafe noch keinen Anlass. Es kann darauf bei der Eosten- 
bemeßsung Rücksicht genommen werden, aber es geht nicht an, 
in diesem Umfange den Advocaten der Gefahr auszusetzen, 
durch einen Strafspruch des Richters sowohl dem Gegner, ala 
auch der eigenen Partei gegenüber compromittiert zu werden 
(Motive des Ausschusses, S. 29). Wird das verspätete Vor- 
bringen zugelassen und zeigt sich später die Verschleppungs- 
absicht und das grobe Verschulden des Advocaten, so kann 
dieser gemäfi § 49 zum Kostenersatze verbalten werden. 

Pföoes^aAunfl. 
i. Dureft ittfn ViNitzmMiM. 

§ 180. Die mündliche Verhandttm</ f^itd hei GericMsh 
höfen von dem Vorsitzenden des Senates^ dem die RecMsBaehe 
zugewiesen ist, geleitet. 

Der Vorsitzende eröffnet, leitet und ^ehtießt die Verhand- 
lung, er ertheilt das Wort und Jcann es demjenigen entfliehen, 
der seinen Anordrtungen nicht Folge leistet, er vernimmt die 
Personen, welche zum ZwecJce def Seu^ei^hrung ausm^agen 
halen und verkündet die Entscheidungen ct^ Skates, 
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J)er VorsUssende hat dafür Borge zu tragen, 4ass die S»che 
erscköpfende Erörterung finde, die Verhandlung aber auch flieht 
diixch Weitläu^keit und unerJiebliche Nehenverhandlungen auSf 
gedehnt und, soweit ihunlich, ehne Unierhreclhung zu Ende ge- 
fOiirt werde. 

1. Die dem Vorsitzenden hinsichtlich der Leitung der Ver- 
liandlnng obliegenden Befugnisse und Pflichten sind in den 
§§ 180 bis 185 enthalten. Eine auf die Processleitung bezüg- 
liche Anordnung des Vorsitzenden kann gemäß § 1 86 von den 
Parteien angefochten und der Entscheidung des Senates zuge- 
führt werden, gegen welche ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zusteht. Im Verfahren vor Bezirksgerichten sind die 
Functionen des Vorsitzenden durch den Einzelnrichter auszu- 
üben (§ 431). Von der Eröffnung der Verhandlung ist der 
Beginn der Tagsatzung durch den Aufruf der Sache (§ 133) 
zu unterscheiden, dieser hat der Eröffnung der Verhandlung 
vorauszugehen. Den Schluss der Verhandlung hat der Vor- 
sitzende auszusprechen, wenn der Senat dieselbe für reif hiezu 
erachtet (§ 193); einer Beschlussfassung des Senates bedarf es 
hiezu nicht. 

2. Zu einem geregelten Gange der Verhandlung ist es 
unbedingt erforderlich, dass nur derjenige spricht, der das 
Wort erhält und dass derjenige zu sprechen aufhört, dem das 
Wort entzogen wurde. 

Jedem an der Verhandlung Betheiligten, den Parteiei^, 
deren Vertretern und den Richtern kann vom Yorpitzeiiideu 
d^ Wort entzogen werden, jedoch nur dann, wenn die be- 
treffende Person seinen Anordnungen nicht Folge leistet. 

Doch ist die betreffende Verfügung des Vorsitzenden nicht 
4ahin zu verstehen, dass durch dieselbe den Parteien die Mög- 
lichkeit benommea werden könnte, zur Sache zu verhandeln. 
Sie trägt immer nur einen vorübergehenden Charakter u,i?id e^ 
muss der Partei das Wort wieder ertheilt werden, wenn die 
Sache noch nicht erschöpfende Erörterung gefunden hat. 

Eine definitive Entziehung des Wortes gegenübe^r der 
Partei hat nach § 185 die Erstreckung der Verhandlung zur 
Folge, wenn nicht nach § 198 deren Entfernung verfügt wird. 
Dem Processbevollmächtigten gegenüber kann eine definitive 
Entziehung des Wortes gem^ü § ^00 nur über Beschlusß des 
Senates erfolgen. 

3. Der Ordnung der Verhfindlung zugewendet hat die 
Proc69fileitang für die rasche Durchführung der Verhandlung, 
für deren Uebersichtlichkeit, für eine zweckmäßige Disposition 
des Verhandlungsstoffes, damit zugleich für die thunlichste Ver- 
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einfachung der Verhandlung und ftir die Verminderung der 
Processkosten zu sorgen. Im Interesse der Beschleunigung 
des Verfahrens darf es einerseits nicht geduldet werden, dass 
die Verhandlung durch Weitschweifigkeiten oder durch Er- 
örterung unerheblicher Nebenfragen ausgedehnt werde, und an- 
dererseits ist darnach zu streben, die Verhandlung wenn mög- 
lich bei derselben Tagsatzung, bei welcher sie begonnen hat^ 
zu beenden (§ 180 Abs. 3). Denn die Zertheilung der Ver- 
handlung auf getrennte Tagsatzungen bereitet der Durchführung 
des mündlichen Verfahrens die größten Schwierigkeiten. Von 
der Durchsichtigkeit und Uebersichtlichkeit der Verhandlung 
wird vielfach die Güte des richterlichen Urtheiles abhängen. 
Wenn in einer Verhandlung die Erörterung ruhelos von einem 
Streitpunkte zum anderen überspringt, Sach- und Rechtsfragen 
durcheinander gemengt und über die verschiedensten Angriffs- 
und Vertheidigungsmittel gesprochen wird, wie es gerade der 
Zufall und das Belieben der Parteien will, eine solche Ver- 
handlung wird zu einer unbefriedigenden Entscheidung führen, 
falls die Rechtssache nur halbwegs schwieriger und ausge- 
dehnter ist. Um ein gründliches, gutes Urtheil zu ermöglichen, 
wird jede solche Verwirrung femgehalten, das Zusammenge- 
hörige vereinigt, das sachlich Besondere auch in der Verhandlung 
abgesondert besprochen werden müssen ; je klarer und schärfer 
die einzelnen Streitpunkte und Processelemente in der Ver- 
handlung herausgearbeitet werden, umso eindrucksvoller wird 
die Verhandlung auf den Richter wirken, umso besser dann 
dessen Entscheidung sein. Das mündliche Verfahren kennt 
wenige formelle Sonderungen; gerade deshalb ist die in dieser 
Richtung der Processleitung obliegende Aufgabe eine so wichtige 
und verantwortungsvolle (Regierungsmotive, S. 240). 

Insoweit es sich um die getrennte Verhandlung über 
mehrere in derselben Klage geltend gemachte Ansprüche, über 
die vom Beklagten geltend gemachten Gegenforderungen (§ 188), 
über mehrere selbständige Streitpunkte, Angriffs- oder Ver- 
theidigungsmittel bezüglich eines und desselben Streitpunktes, 
um die Einwendung der Unzuständigkeit des Gerichtes, der 
Streitanhängigkeit oder der rechtskräftig entschiedenen Streit- 
sache handelt (§ 189) steht die diesbezügliche Verfügung auf 
abgesonderte Verhandlung dem Senate zu. Darüber hinaus ob- 
liegen die processleitenden Verfügungen dem Vorsitzenden. 
Doch dürfte eine ängstliche Sonderung der Befugnisse des Vor- 
sitzenden und des Senates nicht nothwendig sein, nachdem 
gegen die Verftlgungen des Vorsitzenden gemäß § 186 die Ent- 
scheidung des Senates eingeholt und die Verletzung einer das 
Verfahren reejelnden Vorschrift nach § 196 nicht mehr geltend 
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gemacht werden kann, wenn sie nicht während der mündlichen 
Verhandlung gertigt wird, wo sodann über die Rüge der Be- 
schluss des Senates einzuholen wäre, um derselben, wenn noth- 
wendig, zu entsprechen. Voraussetzung der mündlichen Ver- 
handlung ist das Anhören beider Parteien in Rede und Gegenrede. 
Die Reihenfolge ist nicht vorgeschrieben und insbesondere ent- 
hält das Gesetz keine Bestimmung darüber, welcher Partei das 
letzte Wort zusteht. Die Verhandlung ist ohne Rücksicht dar- 
auf, wer den letzten Vortrag gehalten, nach § 193 zu schließen, 
wenn sie der Senat ftir zur Entscheidung reif erachtet. Aller- 
dings wird dies gewöhnlich dann der Fall sein, wenn keine der 
Parteien noch etwas vorzubringen hat. 

§ 181, Wenn die Fortsetzung einer bereits begonnenen 
Verhandlung auf eine spätere Tagsataung verlegt werden muss, 
hat der Vorsitzende nicht nur^ sofern dies möglich ist, die neue 
Tagsaiaung sofort jsu bestimmen, sondern zugleich von amtswegen 
alle Verfügungen zu treffen, welche erforderlich sind, um die 
Streitsache bei der nächsten Tagsatzung erledigen zu können. 
Vor Urlassung solcher Verfügungen kann der Vorsitzende, wenn 
es ihm nöthig scheint, eine Beschlusifassung des Senaies einholen. 

Es kann insbesondere den Parteien aufgetragen werden, 
binnen einer ihnen gleichzeitig zu bestimmenden Frist di^. als 
Beweismittel zu benützenden Urkunden zur Einsicht für d^n 
Gegner bei Gericht zu erlegen, und Namen und Wohnort ein- 
zuvemehmender Zeugen bekanntzugeben. Wenn die Partei einem 
solchen Auftrage in der Absicht, den Process zu verschleppen, 
nicht nachkommt und die geforderten Beweismittel erst bei der 
fortgesetzten mündlichen Verhandlung vorbringt, so kann dieses 
Vorbringen vom SencUe auf Antrag oder von amtswegen als un- 
statthaß erklärt werden, falls durch dasselbe die Fortfuhruug 
der Verhandlung verzögert würde. 

1. Wird die Verlegung einer Tagsatzung unvermeidlich, 
so liegt es im richterlichen Processleitungsamte, dann wenig- 
stens die Wiederholung derartiger Unterbrechungen hintanzu- 
halten. Eis sind daher solchenfalls von amtswegen alle Ver- 
fügungen zu treffen, welche erforderlich sind, um die Streit- 
sache zum mindesten bei der nächsten Tagsatzung erledigen zu 
können (Regierungsmotive, S. 240). Wann eine Tagsatzung 
verlegt werden kann, bestimmt § 134. Die Festsetzung des 
Tages und der Stunde der neuen Tagsatzung obliegt dem Vor- 
sitzenden auch dann, wenn die Verlegung durch Gerichtsbe- 
schluss erfolgt. 

Die vom Vorsitzenden zu treffenden Verfligungen müssen 
nicht in der Verhandlung verkündet werden. Die Beschluss- 
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fstösung des Senates kann er immer einholen, er muss dies 
thun, wenn es sich um Verfügungen handelt, die über seine 
Proeeasleitnngsbefugnis hinausgehen. Insbesondere wird sich 
dies bei der nach § 183 zulässigen Vornahme eines Augen- 
scheines und der Ladung von Zeugen empfehlen, weil die Auf- 
nahme eines Beweises gemäß § 277 von einem Beweisschlusse 
abhängig ist, die Einvernahme der geladenen Zeugen daher 
nicht stattfinden könnte, wenn der Senat diese Beweisaufnahme 
nicht beschließen würde. 

Für die Vorlage von Urkunden können die Bestimmungen 
des § 82 in Anwendung kommen. Vorgeschrieben ist dies je- 
doch nicht. 

Betreffs des Aufti'ages zur Vorlage von Urkunden ist das 
Gericht durch § 183 insofern beschränkt, als der Auftrag nur 
bezüglich solcher Urkunden erlassen werden kann, auf welche 
sich die eine oder die andere Partei berufen hat. 

2. Betreffs der Folgen der Nichtbefolgung einer solchen 
Verfügung wird auf § 179, Anm. 2 verwiesen. Nach den 
Motiven der gemeinsamen Conferenz soll offenbare A'erschlep- 
pungsabsicht obwalten, demnach der Partei die ihr nach den 
Anträgen des Permanenzausschusses des Abgeordnetenhauses 
obliegende VerantAvortlichkeit für grobe Nachlässigkeit erlassen 
sein (S. 6). Doch genügt hier schon eine Verzögerung in der 
Fortführung der Verhandlung — nicht Erledigung des Pro- 
cesses — welche Verzögerung nicht erheblich zu sein braucht. 
Die Entscheidung steht dem Senate zu und kann nach § 186 
durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden. 
Die Entscheidung kann über Antrag oder von amtswegen er- 
folgen, letzteres wird möglichst zu vermeiden sein (§ 179, Anm. 3). 
Die Feststellung der offenbaren Verschleppungsabsicht (§ 51) 
und der Verzögerung in der Fortführung der Verhandlung ist 
dem freien Ermessen des Gerichtes überlassen. Das zurückge- 
wiesene Vorbringen ist in den Urtheilsthatbestand (§ 417) und 
in das Protokoll (§ 209) aufzunehmen (§ 179, Anm. 4). 

Wegen groben Verschuldens des Parteien vertreters darf der- 
selbe nicht zu einer Ordnungsstrafe verurtheilt werden, wohl 
aber kann demselben, wenn das Vorbringen zugelassen wird, 
gemäß § 49 der Ersatz der dadurch verursachten Kosten auf- 
erlegt werden. 

§ 182. Der Vorsitzende hat bei der mündliclien Verhandlung 
durch Fragestellung oder in anderer Weise darauf hinzuwirken, 
dass die ftir die Entscheidung erl^hlichen ihatsächlichen Angaben 
gemacht oder ungenügende Angaben über die zur Begründung 
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oder Bekämpfung des Anspruches gdtend gemctchten Umstände 
vervollständigt, die Beweismittel für diese Angaben bezeichnet oder 
die ang(iH)tenen Beweise ergänzt und überhaupt alle Aufschlüsse 
gegeben werden, weldie zur wahrheitsmäßigen Feststellung des 
Thaibestandes der von den Parteien behaupteten Bechte und An- 
sprücJie nothwendig erscheinen. 

Wenn eine Partei in ihrem Vortrage von dem InJialte eines 
von ihr überreichten vorbereitenden Schriftsatzes abweicht oder 
wenn die Vorträge der Parteien mit sonstigen von amtswegen zu 
berücksichtigenden Processacten nicht im Einklänge stehen, hat 
der Vorsitzende darauf aufmerJcsam zu machen. Ebenso hat er 
die Bedenken hervorzuheben, welche in Ansehung der von amts- 
wegen zu berücksichtigenden Punkte obwalten. 

Außer dem Vorsitzenden können auch die anderen Mit- 
glieder des Senates an die Parteien die zur Ermittlung des 
StreitverhäUnisses und zur Feststellung des Thatbestandes geeig- 
neten Fragen richten, 

1. Welches Recht die Parteien angriffs- oder vertheidi- 
gungsweise geltend machen, über welche Anspiüche sie vom 
Gerichte ein Urtheil begehren wollen, das muss ihnen über- 
lassen bleiben. Soweit es sich um verzichtbare Privatrechte 
handelt, können daher nur die Parteiei^ über Inhalt und Aus- 
dehnung der Sachanträge bestimmen; in Ansehung dieser Anträge 
wird die richterliche Processleitung über eine gewisse Er- 
läuterungs-, Aufklärungsbefugnis nicht hinausgehen dürfen. Die 
Sachanträge der Parteien enthalten nun ein Doppeltes: neben 
dem, dass sie den Gegenstand der richterlichen Entscheidung 
— autoritativ — bezeichnen, bringen sie das Verlangen nach 
gerichtlichem Rechtsschutze zum Ausdrucke, nach Schutz im 
Genüsse oder in der Ausübung des dem Gerichte zu gleicher 
Zeit von der Partei bezeichneten Rechtes. Mit diesem Rechts- 
schutz verlangen werden sich ziemlich regelmäßig der Wunsch 
und die Hoffnung verbinden, es möge nunmehr seitens des 
Gerichtes geschehen, was nach Lage der Sache nothwendig ist, 
um der durch den Gegner gestörten oder bedrohten Rechtslage 
zur Anerkennung zu verhelfen. Sofeme diese Anerkennung 
und damit die Rechtsschutzgewährung von bestimmten That- 
sachen- Feststellungen abhängt, ist daher in jenem Verlan- 
gen von selbst der Wunsch inbegriffen, dass bei der Entschei- 
dung alle für die begehrte Zuerkennung des Rechtes irgendwie 
erheblichen und bedingenden Sachverhalts-Momente berücksich- 
tigt würden. In erster Linie wird die Partei dabei an die von 
ihr selbst vorzubringenden Anführungen und Beweise denken, 
aber im Grunde ihres eigen^i Begehrens kann sie maßgebcmde 
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wichtige Thatsachen nicht deshalb allein von der richterlichen 
Berücksichtigung ausschließen wollen^ weil nicht gerade sie 
diese Thatsachen dem Richter dargeboten: je mehr es ihr um 
ein günstiges Urtheil zu thun, umsoweniger wird sie dagegen 
einzuwenden haben, im Sammeln und Feststellen der procesa- 
erheblichen Thatsachen vom Richter unterstützt zu werden. 
Namentlich die rechtsunkundige Partei wird auch in dieser 
Richtung vom Richter vertrauensvoll Hilfe erwarten (Regierungs- 
motive, S. 240). 

2. Es ist die Pflicht des Vorsitzenden, sich des ihm zu- 
stehenden Fragerechtes in vollem Umfange zu bedienen (R. G. 
Leipzig, X, S. 405). Die Ausübung desselben ist im allgemeinen 
dessen freier Beurtheilung überlassen. Es kann dem Richter 
nicht zugemuthet werden, durch Fragestellung Behauptungen 
zu provocieren, die er keinen Anlass hat, für begründet zu 
halten, und wenn er daher aus dem Schweigen einer Partei die 
Folgerung ableitet, dass sie gewisse Thatsachen nicht behaupten 
könne, so ist hierin eine Verletzung des § 182 nicht zu er- 
blicken. Anders ist es jedoch, wenn der Richter einen in Frage 
stehenden Anspruch als begründet erachtet und nur deshalb 
glaubt, an einer sachgemäßen Entscheidung verhindert zu sein^ 
weil gewisse Thatsachen, die vorgebracht werden konnten, 
wegen Verkennung der maßgebenden rechtlichen Gesichtspunkte 
oder aus einem sonstigen Versehen nicht vorgebracht wurden. 
Wenn in Fällen solcher Art der Richter sich begnügt, wegen 
ünvoUständigkeit des thatsächlichen Vorbringens den Anspruch 
abzuweisen, statt, wie es ihm § 182 zur Pflicht macht, durch 
Fragestellung darauf hinzuwirken, dass alle fUr die Feststellung 
des Thatbestandes erheblichen Erklärungen abgegeben werden, 
so irrt er nicht bloß in der Anwendung des § 182, sondern 
verkennt principiell die Pflichten, welche ihm derselbe auferlegt 
(R. G. Leipzig, VIII, S. 371). Eine Zurückweisung des An- 
spruches wegen mangelhafter Feststellung des Thatbestandes 
ist erst zulässig, wenn das Fragerecht erfolglos ausgeübt wurde. 
Die Unterlassung der Fragestellung kann gemäß § 496 zur 
Behebung des Urtheiles führen. 

3. Neben dem Vorsitzenden können auch die beisitzenden 
Richter (Mitglieder des Senates) geeignete Fragen an die Par- 
teien richten. Der Vorsitzende ertheilt ihnen hiezu das Wort 
(§ 180), ungeeignete Fragen kann der Vorsitzende auf Grund 
seiner Processleitungsbefugnis zurückweisen, werden Fragen des 
Vorsitzenden oder eines Mitgliedes des Senates von einer der 
Parteien als unzulässig bestritten, so entscheidet gemäß § 18G der 
Senat. Die Verweigerung der Antwort steht der Partei jeder- 
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zeit frei. Welchen Einfluss es auf die Beurtheilung des Falles 
hat, wenn eine Partei die Beantwortung von Fragen verweigert, 
hat das Gericht gemäß § 272 nach freier ITeberzeugung zu be- 
urtheilen. 

4. Außer dem Fragerechte und der Rechtsbelehrung hat der 
Vorsitzende auch noch die Pflicht, darauf aufmerksam zu machen, 
wenn ein Parteienvortrag mit dem Inhalte der von dieser 
Partei überreichten Schriftsätze oder der von amtswegen zu 
berücksichtigenden Verhandlungsprotokolle nebst Beilagen (§ 217), 
der Protokolle über ein vorbereitendes Verfahren oder eine 
Beweisaufnahme nicht im Einklänge steht. Er hat femer 
darauf aufmerksam zu machen, wenn Bedenken in Ansehung 
der von amtswegen zu berücksichtigenden Unzulässigkeit des 
Rechtsweges, Streitanhängigkeit, Rechtskraft eines die Streit- 
sache betreffenden Urtheiles (§ 240), Unzuständigkeit (§ 104 
J. N.), des Mangels der Processßlhigkeit, gesetzlichen Ver- 
tretung oder besonderen Ermächtigung zur ProcessfÜhrung (§ 6), 
des Mangels der Vollmacht (§ 37) obwalten. 

Es erscheint daher unzulässig, wegen solcher von amts- 
wegen zu berücksichtigender Umstände in der mündlichen Ver- 
handlung einen Beschluss zu fassen, bevor nicht die Parteien 
auf die obwaltenden, ihnen entgangenen Bedenken aufmerksam 
gemacht worden sind und dadurch Gelegenheit zur Vertheidi- 
gung oder Bekämpfung erhalten haben. Die processleitenden 
Verfügungen des zweiten Absatzes stehen nur dem Vorsitzen- 
den, nicht auch den Mitgliedern des Senates zu. Wird eine 
solche Verfügung vom Senate beschlossen oder ergeben sich 
solche, früher nicht erörterte, Bedenken nach Schluss der Ver- 
handlung, so ist die Wiedereröffnung der Verhandlung zu ver- 
fügen. 

§ 183. Behufs Erfüllung der dem VorsiUenden nach § 182 
obliegenden Verpflichtungen kann der Vorsitzende insbesondere: 

1. die Parteien zum persönlichen Erscheinen bei der münd- 
lichen Verhandlung auffordern; 

2. verfugen, dass die Parteien in ihren Händen befindliche 
Urkunden^ auf wdche sich die eine oder die andere berufen hat, 
Aden, Auskunftssachen oder Augenscheinsgegenstände, ferner 
Stammbäume, Pläne, Bisse und sonstige Zeichnungen und Zu- 
sammenstellungen vorlegen und eine bestimmte Zeit bei Gericht 
belassen; 

3. die Herbeischaffung der bei einer öffentlichen Behörde 
oder bei einem Notar verwahrten Urkunden, auf welche sich eine 
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der Parteien bezogen Imt, der AtisJcunßssachen und Augenscheins^' 
gegenstände veranlassen; 

4. die Vornahme eines Augenscheines unter Zuziehung der 
Parteien und die Begutachtung durch Sachverständige anordnen, 
sowie Personen als Zeugen laden, von weldien nach der Klage 
oder dem Gange der Verhandlung Aufklärung über erhebliche 
Thatsachen zu erwarten ist. 

Diese Verfügungen können jedoch vom Vorsitzenden in An- 
seliUf^ von Urkunden und Zeugen nicht getroffen werden, wenn 
sich beide Parteien dagegen erklären. 

Solche Erhebungen könnt n selbst vor Beginn der münd- 
lichen Verhandlung angeordnet werden, wenn zu besorgen ist, 
dass sich andernfalls für die Entscheidung wiclUige Umstände 
nicht inehr feststellen ließen oder ein Beweismittel später nicht 
mehr oder doch nur unter erlieblich schwereren Bedingungen 
benützt werden könnte, 

1. Unter Partei ist hier im Gegensatz zu ihrem Bevoll- 
mächtigten die Partei selbst, wenn sich aber deren gesetzlicher 
Vertreter durch einen Bevollmächtigten vertreten lässt, auch 
der gesetzliche Vertreter zu veratehen. Der Richter kann die 
Partei zum persönlichen Erscheinen auffordern, nicht aber ihr 
Erscheinen erzwingen (Motive des Ausschusses, S. 32). Ist eine 
schriftliche Ladung noth wendig, so hat diese an den Process- 
bevollmächtigten (§ 93) und nicht an die Partei zu erfolgen. 
Zweck der persönlichen Vorladung kann nur die vorschrifts- 
mäßige Feststellung des Thatbestandes sein, nicht die Fest- 
steUung, ob die Erklärungen des Bevollmächtigten den Inten- 
tionen der Partei entsprechen. Hat das Gericht aus dem klaren 
Vortrage des Bevollmächtigten oder der Sachlage nicht Grund 
anzunehmen, dass die Partei mehr weiss, als der Bevollmäch- 
tigte, so ist fllr weitere Aufkläining kein Raum. Ein beson- 
derer Anlass zur Anwendung des § 183 wird vorhanden sein, 
wenn der Bevollmächtigte nicht in der Lage ist, sich über die 
zur Klarstellung des Sachverhältnisses an ihn auf Grund des 
§ 1S2 gerichteten Fragen zu äußern, oder wenn der Vortrag 
des Bevollmächtigten sich in Widersprüchen bewegt, die durch 
Befragung der Parteien aufzuklären möglich sein kann (Wil- 
mowski, S. 234). Die Folgen des Nichterscheinens sind nicht 
die des Ausbleibens. Die Aufforderung zum persönlichen Er- 
scheinen kann zwar erfolgen, wenn voraussichtlich der Beweis 
durch die Vernehmung der Parteien zugelassen werden dürfte, 
erscheint aber die Partei über Aufforderung des Vorsitzenden 
nicht, so ist sie neuerlich unter Mittheilung der Thatsachen zu 
laden, über welche sie befragt werden soll (§ 375). Erst bei 
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ihrem neuerlichen Ausbleiben hat das Gericht nach freiem Er- 
messen zu beurtheilen, welchen Einfluss dies auf die Herstellung 
des Beweises habe (§ 381). Das Nichterscheinen der Partei 
über Ladung des Vorsitzenden kann daher nur die Folge 
haben, dass dieselbe gemäß § 142 über Antrag des Gegners 
zum Kostenersatze verhalten werden kann. Andererseits hat 
die erschienene Partei gemäß § 42 Anspruch auf Ersatz der 
Zeitversäumnis und Reiseauslagen. 

2. Betreffs des Verhältnisses der erschienenen Partei zu 
ihrem Bevollmächtigten gelten die Bestimmungen des § 34 
(Anm. 2) Die Vernehmung der so gelatdenen und erschienenen 
Partei, ihre Antworten auf die ihr vorgelegten Fragen, ihre 
Sachdarstellung haben nicht bloß eine Bedeutung für den Be- 
weis, sondern auch insofeme, als sich daraus ergibt, was die 
Partei selbst für wahr ansieht^ was sie in dem Processe zur 
Begründung ihrer Anträge behaupten will. Wollte nun, nach- 
dem die Partei zur Aufklärung des Sachverhältnisses geladen 
ist, und nachdem sie sich hierauf ausgesprochen hat, der An- 
walt von der Sachdarstellung der Partei abweichen, das, was 
diese in Abrede gestellt hat, behaupten und unter Beweis stellen, 
und wäre der Processrichter gebunden, den Anführungen des 
Vertreters zu folgen, in eine Prüfung seiner von der Dar- 
stellung der Partei abweichenden Behauptungen einzutreten, 
Beweis zu erheben, so wäre damit der Zweck des § 183 zu 
einem erheblichen Theile vereitelt (R. G. Leipzig, X, S. 424) 

3. Nur solche Urkunden, auf welche sich eine der Par- 
teien berufen hat, und welche sich in den Händen dieser Partei 
oder ihres Gegners befinden, hat das Gesetz im Auge. Es sind 
doch Fälle denkbar, in welchen beide Parteien mit gutem 
Grunde Urkunden, wiewohl dieselben mit dem Rechtsstreite im 
Zusammenhange stehen mögen, nicht vor das Gericht ziehen 
wollen. 

Dasselbe gilt auch von Zeugen. Eine Menge von nicht 
übersehbaren Verhältnissen des Privatlebens, Rücksichten auf 
Thatsachen des Familienlebens etc. kommen hier in Betracht. 
Bei der Verfolgung von Privatrechtsstreitigkeiten muss es zu- 
lässig bleiben, dass die Streittheile gewisse Kampfcbmittel aus- 
schließen, wenn beide es so wollen. Es erschien sohin detn 
Ausschusse ungerechtfertigt, den Richter in Verhältnisse ein- 
greifen zu lassen, welche die Streittheile unberührt lassen 
wollen, und deswegen schied hier der Ausschuss jene Urkunden 
aus, auf welche sich keine der Parteien bezogen hat. Er 
brachte es besonders zum Ausdruck, dass Urkunden und 
Zeugen nicht herangezogen werden können^ wenn beide Par- 
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teien diese Beweismittel ausschlieOen^ beziehungsweise nicht be- 
nützen wollen. Es bleibt ja dem Richter nnbenommen, die 
Parteien auf Urkunden oder Zeugen^ auf die sie sich nicht be- 
rufen, in ihrem Interesse aufmerksam zu machen und es wird 
dann gewiss eine der Parteien einen Antrag auf Producierung 
der Urkunden oder Vorladung der Zeugen stellen. Thut sie 
es dennoch nicht, dann liegen offenbar Gründe vor, welche un- 
bedingt beachtet werden müssen und die ein anderweitiges Ein- 
greifen des Richters ausschließen (Motive des Anschusses, S. 30). 

4. Unter Acten im Gegensatze zu Urkunden werden nur 
solche zu verstehen seiu, welche bei der Verhandlung und Ent- 
scheidung bereits benützt worden sind. Informationen, Corre- 
spondenzen der Partei mit ihrem Bevollmächtigten, Privat- 
geheimnisse können zurückbehalten werden. Acten, Augen- 
scheinsgegenstände und Auskunftssachen (§318) müssen sich 
in den Händen einer der Parteien befinden. Dies gilt aber 
nicht von Stammbäumen, Plänen, Rissen und sonstigen Zeich- 
nungen und Zusammenstellungen, welche den Parteien vom 
Gerichte nicht nur abgefordert werden können, wenn und so- 
weit sie sich bereits in den Händen der Parteien befinden, 
sondern es kann auch einer Partei die Anfertigung solcher 
Veranschaulichungsmittel aufgetragen werden, falls dies zum 
klaren Verständnisse eines Vortrages oder sonst zur Aufklärung 
erforderlich erscheint (Regierungsmotive, S. 240). Die Folgen 
der NichtVorlage bestehen nach § 181 bei offenbarer Ver- 
schleppungsabsicht in dem Ausschlüsse dieser Beweismittel, 
nach § 142 in der Kostenersatzpflicht. 

5. Die Herbeischaffung der bei einer öffentlichen Behörde 
oder einem Notare verwahrten Urkunden ist an die Bedingung 
des § 229 gebunden, dass sich die Partei dieselben nicht zu 
verschaffen vermag, und die Auskunftssachen und Augenscheins- 
gegenstände der Ziffer 3 sind solche, welche sich in den Hän- 
den einer Behörde oder eines Notars oder einer dritten Person 
befinden, denn für die Herbeischaffung der in den Händen der 
Parteien befindlichen Gegenstände solcher Art sind die Vor- 
schriften in Ziffer 2 enthalten. Der vom Vorsitzenden zu er- 
lassende Auftrag, dessen Nichtbefolgung ftir den Dritten keine 
Rechtsfolgen hat, ist daher von dem gemäß § 308, 318 vom 
Senate nach Anhörung des Gegners und des angeblichen dritten 
Besitzers der Urkunde zu erlassenden Editionsauftrage zu unter- 
scheiden. Zulässig wird es auch sein, nicht nur bestimmte 
Urkunden, sondern auch ganze Acten, ohne bestimmte Be- 
zeichnung einzelner Urkunden, herbeizuschaffen, und es wird 
weiters die Bedingung des § 229 nicht so enge auszulegen 
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Bein, dasB Urkunden und Acten nur dann beigeschafft werden 
dürfen^ wenn sich die Partei dieselben auch nicht in Form 
eines Amtszeugnisses oder Duplicates zu verschaffen vermag. 
Die Beschränkung bezieht sich vielmehr nur auf Grundbuchs- 
auszüge, Taufscheine, Notariatsactsausfertigungen u. s. w., be- 
treffs welcher auch vom Gerichte erst die Ausfertigung ver- 
langt werden mttsste. 

Die vom Vorsitzenden zu verfügende Vornahme eines 
Augenscheines (§ 368) ist gleichwie die Begutachtung durch 
Sachverständige (§ 351) von dem Willen der Parteien unab- 
hängig (§ 363). 

6. Der Vorsitzende kann jedoch diese Beweisaufnahme nur 
anordnen, die Zeugen nur laden und dies gilt auch f\ir die 
nach dem Schlussatze vor der mündlichen Verhandlung anzu- 
ordnenden Erhebungen; denn die gemeinsame Conferenz hat 
(Motive, S. 6) die Befugnis des Vorsitzenden, für sich einen 
Augenschein vorzunehmen und Zeugen abzuhören, beseitigt und 
dem Vorsitzenden nur den Anstoß zu solchen Beweisaufnahmen 
belassen, die dann im Sinne der Unmittelbarkeit des Verfahrens 
in der Regel vor dem erkennenden Gerichte stattfinden müssen. 

7. Alle nach § 183 dem Vorsitzenden zustehenden Be- 
fugnisse können von amtswegen ausgeübt werden, ohne die 
Anträge einer Partei abzuwarten. Soweit dieselben nicht er- 
folgen, um im Sinne des § 181 die nächste Tagsatzung vorzu- 
bereiten und eine neuerliche Verlegung derselben hintanzu- 
halten, sind sie Ausnahmsverfügungen, bei welchen sich der 
Vorsitzende einerseits die den Parteien etwa wider ihren Willen 
hiedurch erwachsenden Mehrkosten, andererseits die betreffs der 
Beweiszulassung und der Beweisaufnahme dem Senate zu- 
stehenden Befugnisse vor Augen zu halten, daher gemäß § 181 
in solchen Fällen eine Beschlussfassung des Senates einzuLolen 
haben wird, damit nicht etwa die mit Kosten verbundenen 
Verfügungen des Vorsitzenden durch einen Beschluss des Senates 
gegenstandslos würden. 

§ 184, Jede Partei kann eur Aufklärung des Sachverhaltes 
über äüe den Gegenstand des Bechtsstreites oder der mündlichen 
Verhandlu/ng betreffenden, für die Processßhrung erheblichen 
Umstände und insbesondere auch über das Vorhandensein und 
die Beschaffenheit der ewr Processführung dienlichen Urkunden, 
Auskunßssachen und Augenscheinsgegenstände an die anwesende 
Gegenpartei oder deren Vertreter Fragen durch den Vorsitzenden 
9tfüen lassen ^der mit dessen Zustimmung unmittdbar selbst stellen. 

Wird eine Frage vom Vorsitzenden als unangemessen zu- 
rückgewiesen oder die ZiUässigkeit einer Frage vom Gegner bestritten, 
so ka/nn die Partei darüber die Entscheidung des Senates begehren. 
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1. Das Fragerecht der Partei stellt auch ihrem gesetzlichen 
Vertreter (§ 5) und Bevollmächtigten zu. Es kann nur der 
Gegenpartei oder deren Vertreter gegenüber ausgeübt werden, 
nicht gegen den eigenen Streitgenossen oder Nebenintervenienten. 
Zulässig sind nur solche Frj^en, welche den Gegenstand des 
Rechtsstreites oder der mündlichen Vferhandlung betreffen und 
erhebliche Umstände zum Gegenstande haben. Fragen über 
unerhebliche Umstände oder über Umstände, welche nicht zur 
Sache gehören, sind zurückzuweisen. Wegen der Fragestellung 
hat sich die Partei an den Vorsitzenden zu wenden. Sache 
der Processleitungsbefugnis desselben ist es, die Zeit zu be- 
stimmen, wann die Frage der Gegenpartei zur Beantwortung 
vorzulegen ist, was bis zur Beendigung der Fragestellung durch den 
Vorsitzenden und die Senatsmitglieder aufgeschoben werden kann. 

Die befragte Partei kann die Zulässigkeit der Frage be- 
streiten oder die Antwort verweigern. Ueber die Zulassung 
einer vom Vorsitzenden zurückgewiesenen Frage oder einer vom 
Gegner als unzulässig bestrittenen Frage entscheidet über Antrag 
der fragestellenden Partei der Senat, gegen dessen Entscheidung 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zusteht. 

Die Verweigerung der Beantwortung einer mit Zustimmung 
des Vorsitzenden oder des Senates gestellten Frage hat nach 
§ 272 das Gericht bei der Entscheidung nach freier Ueber- 
zeugung zu würdigen. 

§ 185, Ist eine ohne Bevollmächtigten zur mündlichen Ver- 
handlung erschienene Partei einer verständlichen Aeußerung übrr 
den Gegenstand des Rechtsstreites oder der mündlichen Verhand^ 
lung nicht fähig, so ist die Tagsatzung vom Vorsitzenden auf 
thunlichst kurze Zeit zu erstrecken und die betreffende Partei 
anzuweisen, bei der neuerlichen Tagsatzung unter Vertretung 
eines geeigneten Bevollmächtigten, erforderlichenfalls eines Advo- 
caten zu erscheinen, undrigens sie als ausgebli^en angeseJien 
werden wurde. Eine wiederholte Erstreckung der Tagsatzung kann 
aus diesem Grunde nicht stattfinden. 

Die vorstehenden Bestimmungen haben auch dann sinnge- 
mäße Anwendung zu finden, wenn der Bevollmächtigte einer 
Partei einer verständlichen Aeußerung über den Gegenstand des 
Rechtsstreites oder der mündlichen Verhandlung unfähig ist und 
entweder die Partei selbst nicht anwesend ist oder die Verhcmd- 
hmg mit ihr mit Rücksicht auf die Bestimmungen des § 27, Abs. 1, 
nicht durchgeführt werden kann. Wenn ein solches Hindemi» 
in Bezug auf den gesetzlichen Vertreter einer Partei eintritt, hat 
^ der Vorsitzende zugleich wegen Bestellung eines geeigneten BcvoH- 
mächtigten die erforderlichen Aufträge zuertheUen* 
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Unter den Parteien sind hier auch die geöetzlichen Ver- 
treter zu verstehen (§ 5). Die Unfähigkeit zu einer verständ- 
lichen Aeußerung kann in einem körperlichen oder geistigen 
Mangel ihren Grund haben, muas aber, um nach § 185 beur- 
» theilt werden zu können, die Folge eines dauernden Zustandes 
sein. Vorübergehende Unfilhigkeit zu einer verständlichen 
Aeußerung: Tininkenheit, Unwohlsein, berechtigt das Gericht 
zu einem Auftrage im Sinne des § 185 nicht. In einem solchen 
Falle gentigt die Erstreckung der Tagsatzung, ohne dass die 
Partei zur Bestellung eines Bevollmächtigten anzuweisen wäre. 
In den Fällen des relativen Anwaltszwanges (§ 29) wird die 
einer verständlichen Aeußerung unfähige Partei zur Bestellung 
eines Advocaten als Vertreter anzuweisen sein (Friedländer 
Gerichtszeitung 1896, Nr. 16). 

Erscheint die Partei mit einem Bevollmächtigten, so ist 
die Erstreckung der Tagsatzung wegen vorübergehender Un- 
fähigkeit der Partei zur Abgabe einer verständlichen Aeußerung 
nach § 134 zu beurtheilen, wegen dauernder Unfähigkeit aber 
unzulässig. 

Erscheint die Partei, welche selbst einer verständlichen 
Aeußerung föhig ist, mit einem Bevollmächtigten, der hiezu 
nicht fähig ist, so hat dies im Parteienprocesse keine weiteren 
Folgen, während im Anwaltsprocesse die Tagsatzung zu er- 
strecken und die Partei unter Androhung der Versäumnisfolgen 
anzuweisen ist, bei der nächsten Tagsatzung mit einem anderen 
Advocaten zu erscheinen. Dieser BescUuss, dessen Ueberprüfung 
durch den Senat die Partei verlangen kann, braucht den Par- 
teien nicht schriftlich zugestellt zu werden, weil gegen denselben 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zusteht. 

§ 186. Wird eine auf die Processleitung hezügliche An- 
ordnung des Vorsitzenden oder eine vom Vorsitzenden oder einem 
Mitfßiede des Senates gestellte Frage von einer der an der Ver- 
Handlung betheiligten Personen als unzulässig bestritten, so ent- 
scheidet über solchen Widerspruch der Senat, 

Gegen die Entscheidung des Senates ist ein abgesonderte.^ 
Reclttsmittel nicht zulässig. Gleiches gilt von den gemäß §§ 179 
Abs, 1, 181, Abs. 2, und 184, Abs, 2, ergehenden Entscheidungen 
des Senates, 

1. Nur auf die Processleitung bezügliche Anordnungen,, 
nicht Anordnungen zur Aufrechthaltung der Ordnung, und nur 
solche Anordnungen des Vorsitzenden, welche in der münd- 
lichen Verhandlung getroffen werden, können neben den Fragen 
nach § 186 durch Bestreitung vor den Senat gebracht werden^ 

FQrttl, Clvilprocemgesetzp. 19 
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dazu gehört auch die Ertheilung und Entziehung des Wortes, 
Einschränkung der Parteienvorti'äge auf einzelne, nach Ansicht 
des Vorsitzenden aliein wesentliche Punkte. Die Bestreitung 
kann nur wegen Unzulässigkeit, nicht auch wegen Unzweck- 
mäßigkeit oder aus anderen Gründen erfolgen. Was unzulässig, 
ist, muss nach den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
beurtheilt werden. 

2. Unter den an der Verhandlung betheiligten Per- 
sonen sind außer den Parteien, ihren Vertretern und Bevoll- 
mächtigten auch die Nebenintervenienten, Zeugen und Sach- 
verständigen zu verstehen, nicht aber die Mitglieder des Gerichtes. 
Die Vorschriften des § 323 über die Verweigerung des Zeugnisses 
und die Vorschriften des § 353 über die Enthebung eines Sach- 
. verständigen benehmen dem Zeugen oder Sachverständigen nicht 
das Recht, die Zulässigkeit einzelner Anordnungen oder Fragen 
zu bestreiten. 

Gegen processleitendc Verfügungen sind abgesonderte 
Rechtsmittel ausgeschlossen. Die vom Vorsitzenden des Senates 
außerhalb der mündlichen Verhandlung gefassten Beschlüsse 
können, sofern nichts anderes angeordnet ist, durch Recurs an- 
gefochten werden. Die Anfechtung ist unstatthaft, wenn nicht 
früher die Abänderung beim Gerichtshofe beantragt wurde 
(§ 516). 

2. Durch den Senat. 

§ 187, Sind hei einem Gerichte mehrere Rechtsstreite an- 
hängig, die zwischen den nämlichen Personen geführt werden oder 
in welchen die nämliche Person verschiedenen Klägern oder ver- 
schiedenen Beklagten als Processgegner gegenübersteht, so können 
diese Processe, wenn dadurch voraussichtlich deren Erledigung 
vereinfacht oder beschleunigt oder der Aufwand für die Kosten 
der Processführung vermindert werden wird, durch Beschluss des 
Senates zur gemeinsamen Verhandlung verbunden werden. 

Mit einetn gemeinschaftlichen Urtheüe können jedoch nur 
Bechststreite zwischen denselben Parteien entschieden werden. 

1. Die mehreren Processe müssen anhängig sein und 
zwar bei demselben Gerichte, wenn auch nicht vor dem- 
selben Senate. Bei Gerichtshöfen, welche neben der allge- 
meinen Gerichtsbarkeit auch noch die Handels- oder Berggerichts- 
barkeit ausüben, wird die Verbindung von Handels- oder 
Bergprocessen mit solchen der allgemeinen Gerichtsbarkeit un- 
zulässig erscheinen. Zweck der Verbindung ist Vereinfachung 
der Erledigung, Beschleunigung der Erledigung oder Vermin- 
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derung der Kosten. Eine Verbindung kann beispielsweise bei 
Erhebung einer Widerklage von Vortheil sein (Regierungs- 
motive, S. 241). Aber auch zur Vermeidung wiederholter Be- 
weisaufnahmen wird sich die Verbindung empfehlen. Dass die 
Voraussetzungen einer Streitgenossenschaft (§ 11) vorliegen, ist 
nicht erforderlich. 

2. Die Wirkung der Verbindung ist, dass die verbundenen 
Streitsachen so zu behandeln sind, als wären sie mit einer 
Klage geltend gemacht worden, ohne dass jedoch die Verbindung 
zurückwirkt. Mehrere Kläger oder mehrere Geklagte sind da- 
her von dem Zeitpunkte der Verbindung an als Streitgenossen 
zu behandeln Die Verbindung hat der Senat zu beschließen. 
Eine mündliche Verhandlung ist nicht vorgeschrieben, es kann 
die Verbindung auch bei Erledigung der Klage beschlossen 
werden (§ 11, Anm. 7). Der Beschluss ist unanfechtbar 
(§ 192). 

3. Sind die verbundenen Processe zwischen denselben 
Parteien anhängig, so sind sie durch ein Urtheil zu ent- 
scheiden (§ 404), sofern sie nicht vor der Urtheilsftlllung 
wieder getrennt worden sind oder einer derselben früher zur Ent- 
scheidung reif war und daher nach § 390 schon früher ent- 
schieden worden ist. 

§ 188, Der Senat Jcann anordnen, dass über mehrere in 
derselben Klage erhobene Ansprüche getrennt verhandelt werde. 
Ebenso kann eme getrennte Verhandlung über die vom Beklagten 
geltend geinachten Gegenforderungen angeordnet werden. 

1. Der § 188 betrifft lediglich das Verfahren, nämlich 
die Verhandlung in einem getrennten Processe. Absatz 1 setzt 
voraus, dass mehrere Klagsansprüche erhoben sind (R. G. Leip- 
zig, V, S. 380). Als Anspruch (§ 11, Anm. 6) im Sinne der 
Civilprocessordnung darf nur etwas gelten, worüber demnächst 
auch eine rechtskräftige Entscheidung ergehen kann (R. G 
Leipzig, XV, S. 421). Mehrere Ansprüche werden in derselben 
Klage erhoben im Falle der subjectiven (§11) oder objectiven 
(§ 227) Klagenhäufung, auch wenn für mehrere Kläger oder 
mehrere Beklagte Einheit der Obligation oder ein solidarisches 
oder Correalverhältnis besteht oder behauptet wird; da immer- 
hin jeder der mehreren Kläger einen, wenngleich mit anderen 
gemeinschaftlich zu verfolgenden Anspruch behauptet, bezw. 
gegen jeden der mehreren Beklagten ein Anspruch geltend ge- 
macht wird (Wilmowski, S. 237). Der Feststellungsantrag im 
Sinne der §§ 256, 259 ist als besonderer Streitpunkt nach 
§ 189 zu behandeln, da er nach § 393 durch Zwischenurtheil 

19* 
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zu entscheiden ist. Die Verweisung zur getrennten Verhand- 
lung muss vor Schluss der mlindlichen Verhandlung erfolgen, 
doch braucht dem Beschlüsse eine mündliche Verhandlung nicht 
vorauszugehen, ja es kann derselbe auch in Erledigung der 
Klage erfolgen (§ 11, Anm. 7). Gegen die Trennung der Ver- 
handlung ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 192). 

2. Durch die Trennung entstehen zwei oder mehrere 
selbständige Processe, die betreff» der Tagsatzungen, Fristen, 
Schriftsätze, Beweise, Beschlüsse, Urtheile und Rechtsmittel vom 
Zeitpunkte der Trennung bis zu ihrer nach § 192 stets zu- 
lässigen Wiedervereinigung ganz unabhängig von einander 
weitergeführt werden. Die Entscheidung erfolgt mittels End- 
urtheiles, da nach § 391 im Gegensatze zu den Bestimmungen 
früherer Entwürfe nur im Falle der Anerkennung ein Theil- 
urthcil zu erlassen ist. 

3. Damit die Compensationseinrede nicht zur Process- 
chicane benüzt werde, sind schon im a. b. G. B. in den 
§§ 1438 ff. die nothwendigen Erfordernisse der Compensation 
festgesetzt worden. An diesen Bestimmungen wird durch die 
Civilprocessordnung nichts geändert. Diese lässt nur die ge- 
trennte Verhandlung über die Gegenforderung ohne Rücksicht 
auf die größere oder geringere Liquidität derselben und ohne 
Rücksicht darauf zu, ob sie mit der Klageforderung in recht- 
lichem Zusammenhange (§ 391) steht oder nicht. Voraus- 
setzung ist aber, dass es sich um gleichartige Forderungen, 
also um Ansprüche aus obligatorischen Verhältnissen handelt. 
Andeie Gegenansprüche, z. B. die Gegenansprüche des red- 
Jichen Besitzers gegen die Vindicationsklage(Wilmowski, S. 239), 
Retentionsrechte sind Vertheidigungsmittel gegen den Klags- 
ansfruch und zur getrennten Verhandlung nicht geeignet. Nach- 
dem die Widerklage nur im Wege der Vereinigung nach § 187 
zur gemeinsamen Verhandlung mit dem Klagsanspruche ver- 
bunden werden kann, handelt es sich hier nur um die eigent- 
liche Compensationseinrede. Mit Rücksicht auf die Bestimmun- 
gen des § 391, welche den Vorgang regeln, wenn die Verhand- 
lung über den Klagsanspruch zur Entscheidung reif ist, in 
welchem Falle ein Theiluitheil zu erlassen und die Verhandlung 
über die Gegenforderung ohne Unterbrechung fortzuführen ist, 
wird § 188 nur dann zur Anwendung kommen, wenn 
weder über die Klagsforderung noch über die Gegenforderung 
eine Entscheidung getroffen werden kann. Gegen die Trennung 
ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 192). 

4. Die Wirkung der getrennten Verhandlung ist dieselbe 
wie bei der Trennung mehrerer Klagsansprüche (Anm. 2). Die 
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Farteistellung bleibt dieselbe, wie sie vor der Trennung war. Die 
Compensationseinrede bleibt als Einrede gegen die Klage im 
getrennten Processe zu verhandeln und zu entscheiden, wie dies 
auch aus § 391 klar hervorgeht. 

Wird vorerst über den Klagsanspruch allein entschieden, 
80 kann der Beklagte in der Verhandlung über die Einrede 
nicht bloß die Feststellung seiner Gegenforderung, sondern auch 
die Aufhebung des früher ergangenen Urtheiles, eventuell die 
Rückstellung des etwa von ihm auf Grund des früheren Ur- 
theiles Bezahlten beantragen. Ist die Verhandlung über die 
Compensationseinrede vor der Verhandlung über den Klags- 
antrag zur Entscheidung reif und ist die Compensationseinrede 
zu verwerfen, so kann dies sofort erfolgen. Ist aber der Com- 
pensationseinrede stattzugeben, so wird es zweckmäßig sein, mit 
der Entscheidung zu warten, bis die Verhandlung über die 
Klagsforderung spruchreif ist, damit zunächst der Klagsanspruch 
festgestellt werde. Dies kann durch Wiedervereinigimg der 
Verhandlungen oder durch Aussetzen des Verfahrens nach 
§ 190 erfolgen. Die Entscheidung selbst hat immer durch End- 
urtheil zu erfolgen. 

§ 189. Ergeben sich bei der Begründung oder bei der Be- 
käfnpfung eines und desselben Anspruches mehrere selbständige 
Streitpunkte oder werden in Ansehung desselben Anspruches 
mehrere selbständige Angriffs- oder Vertheidigungsmittel geltend 
gemacht, so kann der Senat anordnen, dass die Verhandlung eu- 
nächst auf einen oder einige dieser Streitpunkte beschränkt werde. 

Insbesondere kann, wenn die Einrede der Unzuständigkeit 
des Gerichtes, der Streitanhängigkeit oder der rechtskräftig entschie- 
denen Streitsache erhoben wird, vom Senate verfügt werden, dass 
zunächst über diese Einreden abgesondert verhandelt werde. 

1. Die der Anordnung über die Sonderung der Streit- 
punkte beigefügten explicativen Bestimmungen weisen darauf 
bin, dass das Gericht bei der Sonderung der Streitpunkte von 
dem naturgemäßen Vorschreiten von den Ausführungen des 
Klägers zu den Ausführungen des Beklagten abgehen und 
denjenigen Streitpunkt zuerst zur Verhandlung bringen kann, 
durch dessen voraussichtliche Erledigung der ganze Rechtsstreit 
erledigt würde, oder dessen Erledigung die Grundlage der 
weiteren Verhandlung bilden soll. Diese Bestimmungen dürften 
zugleich die Verschiedenheit zwischen der Sonderung von Streit- 
punkten — auf welche die Verhandlung zunächst beschränkt 
wird — und der Trennung von Verhandlungen deutlicher her- 
vortreten lassen (Motive der Regierungsvorlage v. J. 1881, S. 62). 
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2. Selbständige Streitpunkte oder selbständige An- 
griffs- oder Vertheidigungsmittel müssen für sich allein ge- 
eignet sein^ ohne Rücksicht auf andere Anführungen die richter- 
liche Anerkennung des Anspruches (oder eines Theiles desselben) 
oder dessen Ablehnung unmittelbar zu beeinflussen, m. a. W. 
die Wirksamkeit derselben auf die zu erlassende Entscheidung 
ist von anderen thatsächlichen oder rechtlichen Momenten un- 
abhängig (Wilmowski, S. 243). Zu den selbständigen Streit- 
punkten gehören besonders die Feststellungsansprüche nach 
§§ 236, 259 sowie der Grund des Klagsanspruches zum Unter- 
schiede von dem Betrage des Anspruches, welche Streitpunkte 
nach § 393 selbständig durch Zwischenurtheil entschieden wer- 
den können. 

Zu den selbständigen Vertheidigungsmitteln gehören die 
Einrede der Unzulässigkeit des Rechtsweges, der Unzuständig- 
keit, der Streitanhängigkeit und der entschiedenen Streitsache, 
Avelche nach § 261, selbständig durch Beschluss zu erledigen sind. 

Ob jedoch dem Ableugnen des Vorhandenseins einer Pro- 
cessvoraussetzung solche Wirkung beizulegen sei, darüber hat 
das Gericht in Würdigung der Beschaffenheit des einzelnen 
Streitfalles zu urtheilen; bei dieser Beurtheilung wird insbe- 
sondere auch auf die der Einwendung prima facie zukommende 
Wahrscheinlichkeit zu achten sein (Regierungsmotive, S. 241). 
Der Beschluss kann in der mündlichen Verhandlung, aber auch 
vor derselben (§§ 260, 243) erfolgen, derselbe kann durch ein 
Rechtsmittel nicht angefochten werden (§ 192). 

3. Die Wirkung der Absonderung ist nicht jene der 
Trennung (§ 188). Es entstehen nicht zwei oder mehrere von 
einander unabhängige Processe, sondern die Verhandlung über 
den Klagsanspruch oder die mehreren Klagsansprüche bleibt 
eine einheitliche, sie wird nur „zunächst" auf den einzelnen 
Streitpunkt beschränkt, vorbehaltlich des Rechtes der Parteien, 
nach Erledigung oder Erörterung dieses Streitpunktes über die 
anderen Streitpunkte zu verhandeln. 

Reicht die Verhandlung über einen solchen Streitpunkt 
aus, um die Klage abzuweisen, so kann die Verhandlung ge- 
schlossen und das Endurtheil gefällt werden, ohne dass in die 
Verhandlung über die weiteren Streitpunkte eingegangen wird. 
Desgleichen ent&llt die weitere Verhandlung, wenn eine der 
Anm. 2 angeführten processhindernden Einreden, über welche 
durch Beschluss zu entscheiden ist, für begründet erkannt wird. 

Wird jedoch eine solche Einrede abgewiesen oder wird 
über den abgesonderten Streitpunkt durch Zwischenurtheil er- 



Digitized by V^OOQIC 



— 295 — 

kannt, 00 ist mit der Erörterung der zunächst zurückgestellten 
Streitpunkte fortzufahren. 

In allen anderen Fällen rtndet, wenn nicht sofort das 
Endurtheil erlassen werden kann^ keine besondere Entscheidung 
über den abgesonderten Streitpunkt statt. Die Verhandlung 
wird einfach durch Erörterung der weiteren Streitpunkte fort- 
gesetzt und es können bis zum Schlüsse derselben neue That- 
sachen und Beweise auch betreffs der bereits erörterten Streit- 
punkte nachgetragen werden. 

Durch den Beschluss oder das Zwischenurtheil dagegen 
wird der Streitpunkt für die Instanz erledigt und es können 
neue Thatsachen und Beweismittel für denselben nicht mehr 
vorgebracht werden. 

§ 190. Wenn die Entscheidung eines Rechtsstreites ganz oder 
zum Theile von dem Beatehen oder Nichtbestehen eines Rechts- 
verhältnisses abhängt, welches Gegenstand eines anderen anhän- 
gigen Rechtsstreites ist, oder welches in einem anhängigen Ver- 
waltungsverfahren festzustellen ist, so kann der Senat anordnen, 
dass das Verfahren auf so lange Zeit unterbrochen werde, bis in 
Ansehung dieses Rechtsverhältnisses eine rechtskräftige Entschei- 
dung vorliegt. 

Eine solche Unterbrechung kann der Senat auf Antrag auch 
im Falle des Streites über die Zulässigkeit einer N^enintervention, 
sowie dann anordnen, wenn beide Parteien wegen des von einem 
Dritten auf den Gegenstand des Rechtsstreites erhobenen An- 
spruches gemeinschaftlich beklagt werden (§ 16), 

Nach rechtskräftiger Erledigung des bezüglichen Processes 
oder Verwaltungsverfahrens ist das Verfahren in der Hauptsache 
auf Antrag oder von amtswegen aufzunehmen. 

1. Zweck der Unterbrechung ist die Vermeidung wider- 
sprechender Ehitscheidungen über dasselbe Rechtsverhältnis. Das 
Gericht hat nicht die Befugnis, die Verhandlung eines Rechts- 
streites aus Zweckmäßigkeitsrücksichten bis zur Erledigung 
eines anderen, unter den Parteien anhängigen Rechtsstreites zu 
unterbrechen, sondern darf eine Unterbrechung des Verfahrens 
nur in den Fällen verfügen, in welchen sie durch die Vorschriften 
der Civilprocessordnung oder anderer Gesetze zugelassen ist 
(R. G. Leipzig, m, S. 402). 

Die Unterbrechung ist nur gerechtfertigt im Falle der 
Abhängigkeit der Entscheidung von der Feststellung eines 
Rechtsverhältnisses in einem anderen Rechtsstreite. Dagegen 
fehlt es an den Voraussetzungen, wenn nur eine Rechtsfrage 
streitig ist, deren Beantwortung in zwei nebeneinander herlau- 
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fenden Processen von Bedeutung wird (( ). L. G. Dresden, Fuchs- 
berger, S. 243), oder wenn in einem anderen Processe von 
hinderen Personen gleiche Ansprüche geltend gemacht werden. 
Insbesondere wird die Feststdlungsklage (§ 228) zur Unter- 
brechung des Verfahrens berechtigen. Desgleichen wird bei 
einer Trennung der Verhandlung über die Compensationseinredc 
zur Unterbrechung des Verfahrens über den Klagsanspruch 
Veranlassung sein, wenn diese Einrede berechtigt erscheint, 
die Verhandlung über den Klagsanspruch aber noch nicht 
spnichreif ist. 

2. Für die Anwendbarkeit des § 190 ist wesentlich, dass 
die Entscheidung des Rechtsstreites noch aussteht und dass die- 
selbe ganz oder zum Theile von dem Bestehen oder Nichtbe- 
stehen eines Rechtsverhältnisses abhängt, welches den Gegen- 
stand eines anderen anhängigen, also bereits im Laufe befindlichen 
Rechtsstreites bildet. Es kann also die Aussetzung des Ver- 
fahrens auf Grund des § 190 nicht stattfinden, wenn die Ent- 
scheidung des Rechtsstreites bereits vorliegt und der andere 
Rechtsstreit noch gar nicht begonnen hat (O. L. G. Jena, Fuchs- 
berger, Ergänzungsband, S. 126). Die Anbängigkeit des Rechts- 
streites richtet sich nach § 232. Für den im schiedsrichterlichen 
Verfahren zum Austrag zu bringenden Rechtsstreit liegt An- 
hängigkeit dann vor, wenn letzteres vor den ernannten Schieds- 
richtern im Gange ist (O. L. G. Jena, Fuchsberger, S. 244). 

3. Neben diesen Voraussetzungen ist für die Anwendbar- 
keit des § 190 wesentlich, dass in beiden Processen nicht der- 
selbe Streitgegenstand vorliege, beide vielmehr verschiedene 
Ansprüche zum Gegenstande haben, dass das Verhältnis beider 
Processe also nicht ein solches ist, dass aus der Anhängigkeit 
des Anspruches die Einrede der Rechtshängigkeit in dem zweiten 
Processe entstehen würde (R. G. Leipzig, III, S. 403). Die Streit- 
anhängigkeit ist nach § 240 in jeder Lage des Processes von 
amtswegen zu berücksichtigen, es kann daher in einem solchen 
Falle die Unterbrechung des Verfahrens nicht verfügt werden, 
selbst wenn die Partei nur diese beantragen und nicht die Ein- 
wendung der Streitanhängigkeit erheben würde. Umsoweniger 
kann aber die Unterbrechung des Verfahrens stattfinden, wenn 
die Partei die Einwendung der Streitanhängigkeit erhebt, denn 
diese Verfügung setzt voraus, dass diese Einrede grundlos ist, 
worüber jedoch erst nach durchgeführter mündlicher Verhand- 
lung mittels besonderen Beschlu«!ses (§ 261) zu entscheiden ist. 
Erst nach Abweisung der Einrede kann daher die Unterbrechung 
der Verhandlung beschlossen werden. 

4. Auch wegen eines von der Verwaltungsbehörde zu 
entscheidenden Präjudicialpunktes soll die Unterbrechung des 
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Verfahrens nur stattfinden dürfen, wenn das fragliche Verwal- 
tungsverfahren thatsächlich bereits anhängig und damit schon 
•eine Begrenzung für die Dauer der Unterbrechung gegeben ist 
{Motive des Herrenhauses, S. 6). Die Anwendung der Vor- 
schriften des § 190 setzt unter allen Umständen voraus, dass 
die vor Gericht anhängig gemachte Sache als bürgerliche 
Kechtsstreitigkeit sich d^arsteUt und bereits im allgemeine:! in 
den richterlichen Zuständigkeitsbereich föllt, wenn auch eine 
•der Entscheidung durch die Verwaltungsbehörde zukommende 
Vorfrage dabei mit unterläuft. Sofern jedoch die Sache so ge- 
staltet ist, dass es sich erst nach Art einer getroffenen admini- 
strativen Entscheidung herauszustellen vermag, ob die Sache die 
Eigenschaft einer bürgerlichen Rechtsstreitigkeit erlangt, kann 
mit Grund von einer Unterbrechung nicht die Rede sein (( ). I^. G. 
f. Bayern, Fuchsberger Ergänzungsband, S. 126). 

5. Das Gericht kann die Unterbrechung von amtswcgen 
•oder auf Antrag verfügen. Gegen den Beschluss auf Unter- 
brechung des Verfahrens steht der Recurs zu (§ 19 li). Eine 
mündliche Verhandlung ist nicht erforderlieh. Die Wirkungen 
•der Unterbrechung sind im § 163 bestimmt. Sie beginnen mit 
•der Verkündigung oder Zustellung des Beschlusses und dauern 
bis zur Aufhebung der Unterbrechung, welche nach § 192 jeder- 
zeit erfolgen kann, nach rechtskräftiger Erledigung des Präju- 
dicial Verfahrens aber über Antrag oder von amtewegen erfolgen 
muss. Der Zeitpunkt, mit welchem das Verfahren als aufge- 
nommen zu gelten hat, ist in dem Auinahmsbeschlusse zu be- 
stimmen (§ 165). Zugleich sind den Parteien die im Falle der 
Versäumung eintretenden Folgen anzukündigen (§ 165). 

6. Die Unterbrechung des Verfahrens wegen einer Haupt- 
oder Nebenintervention wurde von einem Antrage abhängig er- 
klärt, weil hier der Fortgang oder die Unterbrechung nur ft\r 
das Interesse der Parteien von Belang ist, für die Lösung der 
dem Richter obliegenden Aufgaben hingegen weniger Bedeutung 
hat (Regierungsmotive, S. 241). 

Der Antrag kann sowohl vom Intervenienten als Äuch 
von jeder der Parteien gestellt werden. Er ist bei jenem Ge- 
richte zu stellen, bei welchem die Rechissache anhängig ist 

{§ 165) und ist von diesem Gerichte, eventuell höherer Instanz, 
über denselben zu entscheiden. Die Entscheidung erfolgt ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung. 

Die Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens kann von 

jeder Partei erwirkt werden (§ 164), auch von der, welche die 
Unterbrechung beantragt hat. Die Wirkung der Unterbrechung 
und deren Anfechtbarkeit ist dieselbe wie bei der von amts- 

' wegen verfügten. 



Digitized by V^OOQIC 



„ 298 — 

§ 101, Ergibt sich im Laufe eines Rechtsstreites der Ver* 
dacht einer strafbaren Handlung, deren Ermittlung und Abur- 
theilung für die Entscheidung des Rechtsstreites voraussichtlich 
von massgebendem Einfluss ist, so kann der Senat anordnen^ dasB 
der Rechtsstreit ' bis zur Erledigung des Strafverfahrens unter- 
brochen werde. 

Eine solche Unterbrechung kann insbesondere stattfinden, 
wenn sich Verdachtsgründe dafür ergeben, dass eine für die Pro- 
cessentscheidung wichtige Urkunde fälschlich angefertigt oder ver- 
fälscht ist, oder dass sich eine über wesentliche Umstände einver- 
nommene Partei oder ein Zeuge oder Sachverständiger, dessen 
Aussage der Senat sonst bei der Entscheidung voraussichtlich be- 
rücksichtigen würde, einer falschen Aussage schuldig gemacht hat. 

Nach rechtskräftiger Erledigung des Strafverfahrens ist das 
unterbrochene Verfahren in der Hauptsache auf Antrag oder 
von anitswegen aufzunehmen, 

1. Wenn die Entscheidung des Processes von dem Be- 
weise und der Zurechnung einer strafbaren Handlung abhängt, 
ist der Richter an den Inhalt eines hierüber ergangenen rechts- 
kräftigen verurtheilenden Erkenntnisses gebunden (§ 268). In 
diesen Fällen kann die Unterbrechung der Verhandlung kaum 
umgangen werden. Aber auch abgesehen von den Fällen der 
zwingenden Präjudiz eines Strafurtheiles kann sowohl die Er- 
mittlung als die Aburtheilung einer strafbaren Handlung auf 
die Processentscheidung von maßgebendem Einflüsse sein und 
es führt das Gesetz im zweiten Absätze beispielsweise solche 
Fälle auf. Uer Verdacht der strafbaren Handlung kann die 
Parteien oder sonst am Processe betheiligten Personen, er kann 
aber auch andere Personen treffen, die strafbare Handlung kann 
gegen die Parteien oder gegen am Processe unbetheiligte Per- 
sonen gerichtet sein. Voraussetzung ist aber immer der Ver- 
dacht einer nach dem Strafgesetze strafbaren Handlung, der 
bloße Vorwurf einer solchen genügt nicht (R. G. Leipzig, XV, 
427). Nach § 11 des Gesetzes vom 28. Mai 1881, Nr. 47,. 
R.-G.-Bl., ist auf Ersuchen des Strafrichters, bei welchem eine 
Strafverhandlung wfgen Wuchers anhängig ist, das Civilver- 
fahren jederzeit einzussellen. Nach § 50 Gesetz vom 16. März 1884,. 
Nr. 36 R.-G.-Bl., kann eine Einstellung des Anfechtungsprocesses 
nur in dem Falle stattfinden, wenn die strafgerichtliche Untersu- 
chung bereits anhängig ist. Nach Schuster (S. 271) ist diese Be^ 
Stimmung durch § 191 aufgehoben. 

2. Die im zweiten Absätze beispielsweise angeführten 
Fälle stimmen mit den für die Wiederaufnahmsklage im § 530 
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angeführten Voran üsetzangen tiberem. Nur wird dort bei der 
Partei statt der falschen Aussage ein falscher Eid ver- 
langt. In beiden Fällen wurde erst von der gemeinsamen Con- 
ferenz diese Verschiedenheit des Gesetzestextes bewirkt, indem 
im § 191 die Partei neben dem Zeugen und Sachverständigen 
angeführt wurde, während im § 530 bei der Partei die falsche Aus- 
sage ansgeschieden und nur der falsche Eid beibehalten wurde. 
Letztere Aenderung wird in den Motiven als stilistisch bezeichnet^ 
für erstere fehlt es in den Motiven an einer Begründung. Der 
Unterschied ist sohin ein unabsichtlicher und es wird auch im 
Falle des § 191 nur eine eidliche falsche Aussage der Partei 
als strafbar (§ 377) zur Unterbrechung der Verhandlung be- 
rechtigen. 

3. Die Wirkungen der Unterbrechung, die dagegen zu- 
stehenden Rechtsmittel und das Verfahren sind dieselben wie- 
im Falle des § 190 (Anm. 5). 

Die Aufnahme des unterbrochenen Verfahrens vor rechts- 
kräftiger Erledigung des Strafverfahrens wird nach § 425- 
St. P. O. insbesondere dann zu erfolgen haben, wenn im Un- 
gehorsamsverfahren gegen Abwesende und Flüchtige dem An- 
geklagten die Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte unter- 
sagt worden ist. Das Strafgericht oder die staatsanwaltschaftliche- 
Behörde hat bei Bekanntgabe der wegen Nichteinleitung oder 
Einstellung des Strafverfahrens gefassten Beschlüsse den Grund 
der unterlassenen Einleitung oder der Einstellung des Verfahrens- 
stets ausdrücklich zu bezeichnen (§ 539). 

§ 192. Der Senat kann die von ihm erlassenen, eine Tren- 
nung, Verbindung oder Unterbrechung der Verhandlung oder des 
Verfahrens betreffenden Anordnungen auf Antrag oder von amts- 
wegen wieder aufheben. Die Aufhebung kann nicht mehr ver- 
fügt werden, wenn der Senat durch ein von ihm gefälltes ürtheil 
gebunden ist, oder wenn die Anordnung zum Gegenstande der 
Entscheidung einer höheren Instanz geword"n ist. 

Die na^h §§ 187 bis 191 erla^semn Anordnungen können,, 
sotceit sie nicht eine Unterbrechung des Verfahrens verfügen, 
durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

1. Die Aufhebung der Trennung ist eine Verbindung und 
richtet sich nach den Vorachriften des § 187. Die Aufhebung- 
der Verbindung ist eine Trennung und nach § 188 zu beurtheilen. 
Die Aufhebung der Unterbrechung kann nur wegen einer nach 
§§ 190, 191 verfügten Unterbrechung erfolgen und ist die Vor- 
schrift des § 192 auf die nach §§ 155 ff. eintretenden Unter- 
brechungen des Verfahrens nicht anwendbar. 
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Abgesehen von der bei Unterbrechungen zulässigen Be- 
schwerde kann die Aufhebung einer processleitenden Verfügung 
-des Senates immer nur bezüglich der von demselben Gerichte 
beschlossenen Trennungen, Verbindungen und Unterbrechungen 
verfügt werden. Der diesbezügliche Beschluss kann ohne münd- 
liche Verhandlung erfolgen und ist durch Recurs anfechtbar. 
Ist das Urtheil bereits erfolgt, so ist die Verbindung, Trennung 
•oder Unterbrechung für die Instanz unmöglich, was das Gesetz 
insbesondere ausspricht. Das Gleiche gilt, wenn die Unter- 
brechung im Instanzenz'ige bestätigt worden ist. 

Schlus« der Verhandlung. 

§ 193. Der Vorsitzende hat die Verluxndlung für geschlossen 
jgu erMären, wenn der Senat die Streitsache oder den ab gesondert 
jfu erledigenden Antrag, über welchen die Verhandlung stattfindet, 
-als vollständig erörtert und auf Grand der aufgenommenen Be- 
weise nur Entscheidung reif era^chtet. 

Die Verhandlung ist bis zur Verkündung ihres Schlusses 
•als ein Ganzes anzusehen. 

Die Verhandlung kann auch vor Aufnahme aller zuge- 
lassenen Beweise für geschlossen erklärt werden, wenn nur mehr 
4ie durch einen ersuchten Richter zu bewirkende Aufnahme ein- 
jselner Beweise aussteht und entweder beide Parteien auf die 
Verhandlung ülter das Ergebnis dieser Beweisaufnahme verzichten, 
-oder der Senat eine solche Verhandlury für entbehrlich hält. In 
diesem Falle ist nach Einlangen der Beweisaufnahme- Aden ohne 
muerliche Anordnung einer mündlichen Verhandlung die Ent- 
scheidung vom Gerichte zu fällen. 

1. Der Schluss der Verhandlung ist von dem Schlüsse 
•einer verlegten Verhandlungstagsatzung zu unterscheiden. 
Derselbe ist vom Vorsitzenden ausdrücklich auszusprechen. Ver- 
säumt er dies, so wird dieses Versehen durch Unterlassung 
der Rüge (§ 196) geheilt, wenn die Partei aus concludenten 
Handlungen des Gerichtes von dem factischen Schlüsse der 
Verhandlung Kenntnis erlangt. Das nach dem Gesetze nöthigc 
Einverständnis des Senates wird nicht durch Beschlussfassung 
desselben erfolgen müssen, es genügt eine Umfrage, ob noch 
-ein Mitglied des Senates eine Frage zu stellen hat. Sind Be- 
weise angeboten, über welche eine Beschlussfassung noch nicht 
erfolgt ist, so wird zunächst der in den §§ 275, 277 vorgeschrie- 
bene Beschluss einzuholen sein. 

2. Der Satz, dass jede Verhandlung bis zu ihrem Schlüsse 
-als ein Ganzes zu betrachten sei, ist nach verschiedenen Rich- 
tungen von Bedeutung. Einerseits erscheint dainit die Eventual- 
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maxime für da» neue Verfahren beseitigt. Inwieferne dies für 
die Parteien als Erweiterung ihrer Processbefugnissc wirkt, ist 
schon im § 179 ausgesprochen. Anderseits enthält jener Satz 
eine fiir die richterliche Urtheilsschöpfung oder überhaupt für 
die entscheidende Thätigkeit des Richters wichtige Norm, indem 
er den Kreis der hiebei zu beachtenden Anführungen umschreibt. 
Von besonderem Belange ist jener Satz endlich für das Ver- 
süumungsverfahren, indem er statuiert, dass ParteianfÜhiungen 
an der ihnen sonst zukommenden Beachtlichkeit nicht verlieren, 
wenn auch die fragliche Partei,' später, noch vor Schluss der 
Verhandlung, säumig wird (Regierungsmotive, S. 242). 

3. Im Falle die Verhandlung vor Aufnahme aller Beweise 
geschlossen wird, wird das Urtheil nicht mündlich verkündet. 
Dasselbe ist binnen 8 Tagen nach dem Einlangen der Acteu 
der Beweisaufnahme zu ftllen (§ 415) und den Parteien zuzu- 
stellen. 

§ 194. Der Senat kann die Wiedereröffnung einer hereüs^ 
geschlossenen Verhandlung anordnen, wenn sich zum Zwecke der 
Entscheidung eine Auf/därung oder Ergänzung des VorgebraclUen 
oder die Erörterung über den Beweis einer Thaisache als noth- 
wendig zeigt, welche der Senat erst nach Schluss der Verhand- 
lung als beweisbedürflig erkannt hat, ferner wenn der Senat inp 
Falle des § 193, Abs. 3, nach Einlangen der Beweisaufnahme- 
Aden mit Rücksieht auf die Ergebnisse der Beweisaufnahme 
oder auf die von den Parteien bei der Bewtisauf nähme abgege- 
benen Erklärungen eine weitere Verhandlung für nothwendig hält. 

1. Wiedereröffnungen der Verhandlung dürfen nicht zur 
Regel werden. Daran wird sich die Richtigkeit der Process- 
leitung erproben. Auf etwaige Unvollständigkeiten, auf noch 
ausstehende Erklärungen hat die Processleitung während der 
Verhandlung aufmerksam zu machen. Bei gehöriger Achtsam- 
keit wird in der weitaus größeren Mehrzahl der Fälle die Re- 
lation zwischen Sachverhalt und Recht schon während der Ver- 
handlung genügend überblickt werden können, um alle juristisch 
revelanten Sachverhaltspunkte noch vor Verhandlungsschluss- 
genügend aufklären und erörtern zu können. In der Anhoffiing^ 
einer sorgfältigen Anwendung der Processleitungspflicht könnte 
daher die Gesetzgebung von der Ermöglichung der Wiederer- 
öffnung auch ganz absehen. Immerhin können sich ausnahms-^ 
weise Complicationen ergeben, welche das Unterbleiben einer 
bezüglichen Erklärung oder Erörterung während der Verhand- 
lung entschuldbar erscheinen lassen. Der Ausschluss der Wieder- 
eröffnung würde sich dann als eine ungerechte Härte erweisen^ 
namentlich wenn es das Gericht aus Versehen unterließ, dör 
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Tartei die Nothwendigkeit eines gewissen Vorbringens nahezu- 
legen. Und auch dann scheint die WiedereröflFnung ein Be- 
-dürfnis, wenn das Gericht erst bei der Berathung zu einer 
Rechtsauffassung gelangt, die eine Beweisführung als nothwen- 
-dig erscheinen lässt, ohne dass hiebe; auf Seiten des Gerichtes 
•eine Nachlässigkeit unterlaufen wäre. Auch die Consequenz des 
Gedankens, die zur Beseitigung der Eventualmaxime flihrt, 
.spricht für die Ermöglichung der Wiedereröffnung. 

In den seinerzeit zu erlassenden Instructionen und Durch- 
flihrungsvorschriften wird jedoch auf das nachdrücklichste zu 
betonen sein, dass die Wiedereröffnung den Charakter einer 
-exceptionellen Schutzvorkehrung nicht verlieren dürfe, und daher 
bei schuldbarem Versäumnisse der Pai^teien unanwendbar ist 
^Regierungsmotive, S. 242). 

2. Die Befugnis zur Wiedereröffnung der Verhandlung ist 
in der Beschränkung zu verstehen, dass nur aus der stattge- 
habten und geschlossenen Verhandlung selbst die Veranlassung 
zur Wiedereröffnung derselben entnommen werden darf. Neue 
Thatsachen und Beweismittel, welche erst nach Schluss der 
mündlichen Verhandlung zur Kenntnis des Gerichtes gebracht 
worden sind, oder darauf gestützte Anträge der Parteien sind 
nicht geeignet, die Wiedereröffnung der Verhandlung zu recht- 
fertigen. Wenn auch nach Wiedereröffnung der Verhandlung 
^ie mit Schluss der früheren Verhandlung eingetretene Aus- 
schließung der in derselben nicht geltend gemachten Angriffs- 
^der Vertheidigungsmittel und Beweismittel oder Beweiseinreden 
die Geltendmachung derselben in der wiedereröÖneten Verhand- 
lung nicht hindert, so kann doch die Frage, ob die Verhandlung 
wiederzueröffnen sei, nur nach dem in der stattgehabten und 
geschlossenen Verhandlung Vorgekommenen entschieden werden 
(R. G. Leipzig, XVI, S. 417). Der Beschluss ist zu verkünden, 
schriftlich zuzustellen und ist durch Recurs anfechtbar. 

Hat sich eine Partei vor der Wiedereröffnung der Ver 
handlung entfernt, so kann ein Versäumnisurtheil gegen sie 
nicht erlassen werden (§ 133). 

§ 195, Die in den §§ ISO his 194 dem Vorsitzenden des 
Senates und dem Senate beigelegten Befugnisse kommen im Ver- 
fahren vor Bezirksgerichten dem Einzelrichter zu, vor welchem 
die mündliche Verhandlung stattfindet. 

RUge von Mängeln. 

§ 196. Die Verletzung einer das Verfahren und insbe- 
sondere die Form einer Processhandlung regelnden Vorschrift 
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kann von der deshalb zur BeschwerdefiHirung berechtigten Partei 
nicht mehr geltend gemacht werden, wenn sich letztere in die 
weitere Verhandlung der Sache eingelassen hat, ohne diese Ver- 
letzung zu rügen, obwohl dieselbe ihr bekannt war oder bekannt 
sein musste. 

Diese Bestimmung findet keine Anwendu/ng, wenn eine Vor- 
schrift verletzt wurde, auf deren Befolgung eine Partei nicht 
wirksam verzichten kann. 

Erfolgt die Büge während einer mündlichen Verhandlung 
und wird derselben nicht gleich bei der Verhandlung durch Be- 
hebung der behaupteten Verletzung entsprochen, so ist sie im 
Protokolle zu bemerken. 

1. § 196 handelt von der Verletzung von Processvor- 
ßchriften. Unter Processhandlungen sind hier nicht nur 
solche der Parteien (§ 26, Anm. 2), sondern auch die des Ge- 
richtes und seiner untergeordneten Organe zu verstehen, soweit 
die Form und der Inhalt gerichtlicher Verfügungen in Frage 
kommt. Es gehören hieher namentlich diejenigen richterlichen 
Verfugungen, welche keine sachliche Entscheidung enthalten, 
sondern den Zweck haben, den Fortgang des Process Verfahrens 
zu betreiben und die definitive Entscheidung vorzubereiten, 
welche also nur eine processleitende Bedeutung haben. Geht 
man hievon aus, so findet § 196 auch auf Beweisbeschllisse 
Anwendung. Denn diese haben nur die Bedeutung einer die 
Beweiserhebung anordnenden Verfügung, welche in keiner Weise 
für den erkennenden Richter bindend und maßgebend ist. 
Handelt es sich um die Anfechtung ihres Inhaltes, so kann 
allerdings § 196 keine Anwendung finden, sind dagegen bei 
ihrem Erlasse sonstige Vorschriften des Verfahrens verletzt, so 
muss dieses bei Vermeidung der im § 196 angedrohten Nach- 
theile von der Partei rechtzeitig gerügt werden (R. G. Leipzig, 
1X1,8.368). Desgleichen ist die Vorschrift auf das Beweis- 
verfahren (R. G. Leipzig, XII, S. 437), auf die Vorschriften 
über die Beeidigung der Zeugen und Sachverständigen 
anzuwenden (R. G. Leipzig, XVII, S. 380). Die Beeidigung von 
Zeugen und Sachverständigen gehört zu jenen Processhandlungen, 
welche dem Vei'fügungsrechte der Parteien nicht entzogen sind. 
Vielmehr wird diesen durch die im § 336 getroffene Anordnung 
die Befugnis zugestanden, auf die Beeidigung zu verzichten. 
Durch den § 196 werden auch alle Zustellungen betroffen; 
das Gesetz macht keinen Unterschied, ob durch eine Zustellung 
eine Nothfrist in Lauf gesetzt wird oder nicht. Da somit alle 
Zustellungsmängel heilbar sind, so ist nicht abzusehen, warum 
bei der auch von amtswegen vorzanehmenden Prüfung, ob die 
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Berufung in der gesetzlichen Frist eingelegt worden, dem § 19ft 
jede Wirksamkeit versagt sein solle und jener Zustellungsact 
nicht als geheilt in Betracht zu ziehen sei (Oberstes L. O. f. 
Bayern, Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 209). 

2. Der Mangel muss gerügt werden, ehe sich die Partei in die 
Verhandlung oder in die weitere Verhandlung eingelassen hat. 
Aus Absatz 3 ist ersichtlich, dass dies nicht nur in der münd- 
lichen Verhandlung, sondern auch außerhalb derselben, im 
nächsten Schriftsatze, bei einer Vernehmung der Partei oder 
vor einem beauftragten oder ersuchten Richter, in der münd- 
lichen Verhandlung aber noch vor der Verhandlung zur Sache 
unmittelbar nach erlangter Kenntnis von der Formverletzung zu 
erfolgen hat. Jedoch ist eine abgesonderte Processhandlung zur 
Erhebung der Rüge nicht erforderlich, sie hat nur bei der 
nächsten zum Verfahren gehörigen Processhandlung zu Beginn 
derselben zu erfolgen. Beim Ausbleiben von einer Tagsatzung 
tritt dagegen Präclusion nicht ein. 

3. Zur Rüge berechtigt ist nur die zur Bosch werdeführung- 
berechtigte Partei. Ist gegen die form widrige Verfügung ein 
Rechtsmittel überhaupt ausgeschlossen, so entfiült auch das 
Rügerecht. Eigene Processhandlungen darf die Partei nicht 
als ungiltig anfechten (Oberstes L. G. f. Bayeni, Fuchsberger,. 
Ergänzungsband, S. 209). 

4. Voraussetzung der Präclusion ist, dass der Partei der 
Mangel bekannt war oder bekannt sein musste. Damit ist eine 
Präsumption des Verschuldens aufgestellt, ftir welches die Partei 
aufzukommen hat. Das Gericht hat unter freier Beweiswürdi- 
gung festzustellen, ob die Partei, deren gesetzlicher Vertreter 
(§ 5j oder Bevollmächtigter (§ 39) bei Anwendung gewöhn- 
licher Sorgfalt um dön Mangel wissen musste, ob ihr derselbe 
daher durch eigenes Verschulden unbekannt geblieben ist. Rechts- 
unkenntnis ist kein Entschuldigungsgnmd. 

5. Die Unterlassung der rechtzeitigen Rüge hat Präclusion 
der RUge und jedes Rechtsmittels zur Folge. Die Präclusion gilt 
für alle Instanzen (§ 462), ohne dass es eines Antrages bedarf 
(§ 145). Die Präclusion gilt für die Partei und für das Gericht. 
Die Unterlassung der Rüge ist nicht als ein stillschweigender 
Verzicht anzusehen, auf den Verzichts willen kommt es nicht an. 
(jleiche Wirkung hat selbstverständlich der ausdrückliche Ver- 
zicht der angeblich beschwerten Partei auf die Geltendmachung 
eines Mangels; das folgt aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
(Regierungsmotive, S. 243). 

6. Nach Absatz 2 ist die Präclusion ausgeschlossen bei 
solchen Formverletzungen, welche Nichtigkeit des Urtheiles und 
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Verfahrens zur Folge haben (§ 477), also bei der Theilnahine 
eines ausgeschlossenen oder abgelehnten (§§ 20, 19 J. N.) Richters^ 
bei mangelhafter Besetzung des Gerichtes (§§ 7, 8, 9, J. N), 
bei unheilbarer Incompetenz des Gerichtes (§ 104 J. N.), bei 
Unzulässigkeit des Rechtsweges (§ 42 J. N.), bei Einlcgung 
von Verhandlungsprotokollen, bei unbegründetem Ausschlüsse 
der OefFentlichkeit; ferner fiir alle von amtswegen zu berück- 
sichtigenden Formvorschriften, so für den Mangel der Process- 
fähigkeit, gesetzlichen Vertretung und besonderen Ermächtigung 
zur ProcessfÜhrung (§ 6), für den Anwaltszwang (§ 27), für den 
Mangel der Vollmacht (§ 37), für die Mündlichkeit der Ver- 
handlung (§ 176), für die Unerstreckbarkeit von Nothfristen und 
der als unerstreckbar erklärten richterlichen Fristen (§ 128), 
für unzulässige Wiedereinsetzungsanträge (§ 147, 148), für 
Formgebrechen der Schriftsätze (§ 84). 



Dritter Titel: Sitzungspolizei. 

§ 197, Bei Verhandluvgen vor Gerichtshöfen hat der 
Vorsitzende des Senates für die Aufrechthaltung der Ordnung 
hei der mündliehen Verlmndlung zu sorgen. Er ist herechfigt, 
Personen, welche durch unangemessenes Betragen die Verhandlung 
stören, zur Ordnung zu ermahnen und die zur Äufrechthaliung 
der Ordnung nöthigen Verfügungen zu treffen. 

\. Der Vorsitzende hat das Recht und die Pflicht, für 
die Aufrechthaltung der Ordnung in der mündlichen Ver- 
handlung zu sorgen. Mit Ausnahme der in den folgenden Para- 
graphen dem Senate vorbehaltenen Anordnungen hat der Vor- 
sitzende daher alle zur Auf rech thal tun g der Ordnung nöthigen 
Verfügungen zu treffen. Neben der im § 197 ausdrücklich er- 
wähnten Mahnung und der im § 180 angeführten Entziehung 
des Wortes kann der Vorsitzende als Ordnungsmaßregel eine 
Rüge ertheilen und die Tagsatzung aufheben. Der Vorsitzende 
hat diese Befugnis gegenüber allen anwesenden Personen mit 
Einschluss der Mitglieder des Senates und der Parteienvertreter. 
An der Verhandlung nicht betheiligten Personen gegenüber steht 
ihm auch das Recht der Entfernung von der Verhandlung zu 
(§ 198). 

Die Vorschriften über die Sitzungspolizei wurden zunächst 
mit aller Bestimmtheit auf die einheitliche Grundlage des- 
collegialgerichtlichen Verfahrens gestellt, indem in denselben der 
Gegensatz von Vorsitzenden und Senat auch teinninologiscb 
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strenge durchgeführt wurde und im Anhange dazu wurde fest- 
gesetzt, dass die hienach dem Senate oder seinem Vorsitzenden 
zukommenden Befugnisse im Verfahren vor Bezirksgerichten 
dem Einzelrichter zustehen (§§ 195, 203), womit das gegen- 
seitige Verhältnis zu einem klaren Ausdrucke gelangt (Motive 
des Herrenhauses, S. 5). 

§ 198. AeuQerungen des Beifalles und der Missbilligung 
sind untersagt. 

Wer sich trotz Ermahnung einer Störung der Verhandlung 
schuldig macht, kann von der Verhandlung entfernt werden. Die 
Entfernung einer an der Verhandlung betheiligten Person kann 
erst nach vorausgegangener Androhung und Erinnerung an die 
Rechtsfolgen einer solchen Maßregel angeordnet tcerden. 

Die Partei muss insbesondere OMf die Möglichkeit aufmerk- 
sam gemacht werden, dass infolge ihrer Entfernung gegen sie ein 
Versäumungsurtheil erlassen oder das Urtheil in Gemä&heit des 
§ 399 gefällt werden kann. 

Wenn eine an der Verhandlung betheiligte Person entfernt 
wurde, kann auf Antrag gegen sie in gleicher Weise verfahren 
werden, als wenn sie sich freiwillig entfrnt hätte. 

1. Die Entfernung von der Verhandlung ist keine Strafe, 
sondern das letzte Mittel zur Aufrechthaltung der Ordnung, 
wenn vorhergehende Ermahnungen nichts helfen. Sie ist an- 
wendbar gegen die Parteien, deien gesetzliche Vertreter, Zeugen, 
Sachv^erstandige und an der Verhandlung nicht betheiligte Per- 
sonen, dagegen nicht gegen Pioceefcfbevollmilchtigte (§ 200) oder 
^egen die an der Verhandlung betheiligten Gerichtspersonen. Die 
Verfügung steht dem Vorsitzenden, gegen an der Verhandlung 
betheiligte Personen aber dem Senate zu (§ 201). Auch MihtUr- 
personen können von der Verhandlung entfernt werden, da das 
Gesetz dies nicht verbietet. 

2. Das Gesetz unterscheidet zwischen an der Verhandlung 
"l)etheiligten und nicht betheiligten Personen. Letztere können 
•entfernt werden, wenn vorausgegangene Ermahnungen keinen 
Erfolg haben. Ein an der Verhandlung Betheiligter dagegen 
«darf nicht schon bei Fruchtlosigkeit einer vorausgegangenen 
Ermahnung entfernt werden, sondern hier ist der Entfernung 
<3ine ausdrückliche Androhung dieser Maßregel vorauszuschicken, 
bei welchem Anlasse die fragliche Person zugleich auf die 
weiteren processualen Nachtheile aufmerksam zu machen ist, 
welche mit der Entfernung für sie verbunden sind. Außerdem 
■wird die Anordnung der Entfernung betreflfs der eben genann- 
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ten Personen im Verfahren vor Gerichtshöfen dem Senate vor- 
behalten (§201). 

Parteien und deren gesetzh'che Vertreter müssen (§ 145) 
außerdem, wenn sie als ausgeblieben behandelt werden sollen, 
darüber belehrt worden, dass ihre Abwesenheit mit dem härtesten 
Nachtheile, nämlich mit dem Ausschlüsse ihrer berechtigten 
Angriffs- oder Vertheidigungsmittel verbunden sein könne (Mo- 
tive des Ausschusses, S. 30). 

3. Ob eine wegen ITngebür aus dem Verhandlungssaale 
entfernte Pereon im processualen Sinne als ungehorsam zu be- 
trachten sei, soll nach Maßgabe des einzelnen Falles entschieden 
werden. In letzterer Vorschrift erhalten Gericht und Parteien 
«in sich zu individualisierender Anwendung augenscheinlich gut 
eignendes Verschärfnngsmittel, von dem Gebrauch zu machen 
«ein wird, wenn eine solche schwere Ahndung der Ordnungs- 
widrigkeit, wodurch eine Person in ihrer PrivatrechtssphUre 
dauernd benachtheiligt wird, nach der BeschaflFenheit der con- 
creten Umstände gerecht erscheint (Regierungsmotive, S. 244). 
Die Wirkung der Entfernung ist die gleiche, als wenn sich 
die Partei freiwillig entfernt hätte (§ 133), sie ist von einem 
Antrage der Gegenpartei abhängig. Wird dieser Antrag ab- 
gewiesen, so ist die Tagsatzung von amtswegen zu erstrecken 
und auch die säumige Partei zur neuen Tagsatzung wieder zu 
laden (§ 402). Wird der Antrag nicht gestellt, so wird wohl 
in diesem Falle nicht Ruhen des Verfahrens (§ 170) einzutreten 
haben, sondern die Tagsatzung von amtswegen zu erstrecken sein. 

§ 199. Demjenigen, der sich hei der VerJiandlung einer 
gröberen Ungebür, insbesondere einer Beleidigung der Mitglieder 
des Gerichtes, einer Partei, eines Vertreters, Zeugen oder Sach- 
verständigen schtddig macht, kann, vorhelwltlich der Strafgericht- 
liehen oder disciplinaren Verfolgung, eine Ordnungsstrafe bis zu 
fünfzig Gulden durch Beschluss des Senates auferlegt tverden. 

Gegen denjenigen, welcher sich den zur Erhaltung der 
Ordnung und Ruhe getroffenen Anordnungen des Vorsitzenden 
oder des Senates widersetzt, kann Haß bis zu drei Tagen ver- 
hängt werden. 

1. Die Ordnungstrafen des § 199 als Sühne für begangenes 
Unrecht setzen keine vorhergehende Eimahnung voraus, sie 
«ind vom Gerichte, im Verfahren vor Gerichtshöfen vom Senate, 
von amtswegen ohne vorhergehende Verhandlung zu verhängen 
und sind nach § 201 sofort vollstreckbar, unterliegen aber 
nichtsdestoweniger der Anfechtung mittels Recurses. Sie können 
gegen die Parteien, deren gesetzliche Vertreter, Zeugen, Sach- 
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verständige und gegen an der Verhandlung nicht betheiligte Per- 
sonen, Haftjedocli nicht gegen Processbevollmächtigte (§200) ver- 
hängt werden, wohl aber gegen gemeine Bevollmächtigte ohne 
Processvollmacht (§ 31). Geldstrafen können für jede Ungebtir, 
mag sie sich auf die Verhandlung selbst oder auf die zur Auf- 
rechthaltung der Ordnung und Ruhe getroffenen Anordnungen 
beziehen, verhängt werden. 

2. Die Strafbefugnisse, durch welche der Entwurf die 
sitzungspolizeiliche Gewalt des Vorsitzenden und des Senates be- 
festigt und stärkt, gingen nach der Ansicht der Permanenzcom- 
mission des Herrenhauses darin zu weit,das8 nach dem Wortlaute der 
Regierungsvorlage der Ungehorsam gegen die Anordnungen des 
Vorsitzenden oder des Senates ohne Rücksicht auf den Inhalt 
mit Haft bedroht war. Da jedoch diese äußerste Steigerung der 
Disciplinarmacht des Processgerichtcs zweifellos nur den An- 
ordnungen zugedacht war, die zur Erhaltung der Ruhe und 
Ordnung selbst ergehen, wurde § 199 Abs. 2 im Sinne dieser 
Einschränkung amendieii; (Motive des Herrenhauses, S. 7). 

§ 200, Macht sich ein Proccssbevolhmchtigler einer Störuvg 
der Verhandlung (§ 198) oder einer Ungebiir oder Beleidigung 
(§ 199) schuldig, so kann er vom Senate mit einem Verweise 
oder einer Geldstrafe bis zum Betrage von einhundert Gulden 
belegt werden. 

Setzt der BevollmäcJdigte sein ungeJiöriges Benehmen fort, 
oder mdersetzt er sich den zur Erhaltung der Ordnung und 
Ruhe getroffenen Anordnungen des Vorsitzenden oder des Senates, 
so kann ihm durch Beschluss des Senates das Wort entzogen 
und, wenn nöthig, die Partei aufgefordert werden, einen anderen 
Bevollmächtigten zu bestellen; kann dies nicht sogleich geschehen, 
so ist die Tagsatzung von amtswegen zu erstrecken. Die Kosten 
der vereitelten Tagsatzung und der Erstreckung treffen den schuld- 
tragenden Bevollmächtigten. 

Bei erschwerenden Umständen kann der Senat, wenn der 
Bevollmächtigte Advocat oder Advocatnrscandidat ist, überdies 
die Angelegenheit an die zuständige Disciplinarb^hörde des* 
selben leiten. 

1. Dieser von der gemeinsamen Conferenz eingeftigte 
Paragraph hat nach den Motiven (S. 8) den Zweck, die Disci- 
plinargewalt des Processgerichtes dem Parteienvertreter 
gegenüber im Civil verfahren nicht weiter gehen zu lassen, als 
im geltenden Strafprocesse. Unter Processbevollmächtigten 
werden daher hier nicht nur mit Vollmacht versehene Advo- 
caten (§ 31) und mit Processvollmacht versehene gemeine Be- 
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vöUmächtigte (§ 33), sondern nach dem Schlussatze auch Ad- 
vocaturscandidaten, endlich die Beamten der Finanzprocuratur 
nnd die nach § G4 der Armenpartei bestellten Vertreter aus 
der Reihe der Beamten der Staatsanwaltschaft oder des Gerichtes 
zu verstehen sein. Für die Beamten der Finanzprocuratur er- 
gibt sich dies aus der Bestimmung des Art. XXXII Einf.-Qes., 
welche die sinngemäße Anwendung der über Advocaten getrof- 
fenen Bestimmungen der Civil processordnung auf die Finanz- 
procuraturen vorschreibt. Aber auch die als Parteienvertreter 
fungierenden Beamten der Staatsanwaltschaft und des Gerichtes 
werden der Natur der Sache nach denselben Schutz genießen 
müssen, wie jeder andere mit Processvollmacht ausgestattete 
Parteienvertreter. 

Die Höhe der Ordnungsstrafe bestimmt § 220 generell für 
Advocaten mit 100 fl., ft\r alle anderen Personen mit 50 fl. 
Diese Grenzen sind auch bei den nach § 200 zu verhängenden 
Ordnungsstrafen einzuhalten. 

Die Beschlüsse sind sofort vollstreckbar (§ 201), jedoch 
mittels Recurses anfechtbar. 

§ 201. Die nach den vorsiehenden Bestimmungen gefassten 
Beschlüsse sind sofort vollstreckbar. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen kann die Entfernung einer 
an der Verhandlung betheiligten Person nur durch Beschluss 
des Senates verhängt werden, 

§ 202, Macht sich eine in Sirafsadien der Militärgerichts- 
barkeit unterstehende Militärperson einer nadi § 199 zu bestrafen- 
den Handlung schuldig^ so hat sich der Vorsitzende wegen Be- 
strafung dieser Person an die tMchste Militärbehörde zu wenden. 

1. Nach dem Gesetze vom 20. Mai 1869, Z. 78 R.-G.-Blj 
unterstehen der Militärgerichtsbarkeit: 

1. Die in activer Dienstleistung stehenden Personen des 
stehenden Heeres und der Kriegsmarine; 

2. die in dem Verzeichnisse, welches am Schlüsse dieses 
Gesetzes beigefiigt ist, aufgeführten, bei der Militär- 
verwaltung angestellten oder verwendeten und in activer 
Dienstleistung stehenden Personen: 

Militärgeistliche, Auditore, Militärärzte, Truppen- 
Rechnungsführer, Militär-Intendanturs-Beamte, Militär- 
Verpflegs- Beamte, militärthierärztliche Beamte, tech- 
nische Beamte des Artillerie-Zeugs-, des Genie- und Fuhr- 
wesens, Aüfsichtspersonale in den Militärstrafanstalten, 
technisches Hilfspersonale, Marine-Geistlichkeit, Marine- 
Auditore, Marine- Aerzte, Marine-Beamte, Aufsichtsper- 
sonale in den Marine- Strafhäusem. 
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Nach dem Gesetze vom 2. April 1885, Nr. 93 R.-G.-Bl.^ 
unterstehen femer der Militärgerichtsbarkeit in Strafsachen die 
im Landwehrverbande stehenden Personen, welche dem Activ- 
stande der Landwehr angehören oder als im nichtactiven Ver- 
hältnisse stehend, zur Dienstleistung in Gemäßheit des Land- 
wehrgesetzes einberufen werden. Die Urlauber, sowie die nicht 
in activer Dienstleistung stehenden Officiere und Mannschaft 
der Reserve treten mit der Zustellung oder legalen Veröffent- 
lichung des Einberufungsbefehles, Landwehrpersonen mit dem 
für das Erscheinen des Einberufenen bestimmten Tage; wenn 
die Präsentierung früher erfolgt, mit dem Tage der Präsentierung, 
bei Mobilmachungen auf Befehl des Kaisers mit dem Tage der 
Zustellung oder legalen Kundmachung des Einberufungsbefehle» 
unter die Militärgerichtsbarkeit. 

§ 203, Die in diesem Titel dem Vorsitzenden des Senates 
und dem Senate beigelegten Befugnisse stehen auch dem Einzel- 
richter, vor welchem die mündliche Verhandlung stattfindet^ und 
dem ersuchten oder beauftragten Richter bei den vor ihnen statt- 
findenden Verhandlungen und Beweisaufnahmen, sowie bei Vor- 
nahme von Amtshandlungen außerhalb einer mündlichen Ver- 
liandlung zu. 

Die Bestimmungen der §§ 197 bis 203 sind im Verfahren 
außer Streitsachen sinngemäß anzuwenden (§ 85, Ges. v. 27. Nov. 
1896, Nr. 217, R.-G.-Bl.) 



Vierter Titel: Vergleich. 

§ 204, Das Gericht kann bei der mündlichen Verhandlung 
in jeder Lage der Sache auf Antrag oder von amtswegen eine 
gütliche Beilegung des Itechtsstreites oder die Herbeiführung eines 
Vergleiches über einzelne Streitpunkte versuchen. Kommt ein 
Vergleich zustande, so ist dessen Inhalt auf Antrag ins Verhand- 
lungsprotokoU einzutragen. 

Zum Zwecke des Vergleichsversuches oder der Aufnahme 
des Vergleiches können die Parteien, sofern sie zustimmen, vor 
einen beauftragten oder ersuchten Richter verunesen werden. In- 
wiefern wegen Vergleichsvorschlägen oder anhängiger Vergleichs- 
verhandlungen die Aufnahme oder Fortfuhrung der Verhand- 
lung aufgeschoben werden könne, ist nach den Bestimmungen dt r 
§§ 128 und 184 zu beurlheüen, 

1. Der Vergleichsversuch kann in jeder Lage der 
Sache, also nicht nur in erster Instanz, sondern auch in den 
höheren Instanzen, immer aber nur in der mündlichen Ver- 
handlung unternommen werden, er erfordert keinen besonderen 
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Beächlass und kann von dem Vorsitzenden^ einem Mitgliede 
des Gerichtes oder einem Betheiligten angeregt werden. Im 
Verfahren vor Gerichtshöfen ist zunächst die eiste Tagsatzung 
vor dem Vorsitzenden oder einem beauftragten Richter zur Vor- 
nahme der Vergleichs versuche bestimmt (§ 239). Vor Bezirks- 
gerichten ist über Antrag des Klilgers in Rechtssachen im Be- 
trage oder Werte von liöchstens 51)0 fl. noch vor Erhebung der 
Klage eine Tagsatzung zum Zwecke des Vergleichsversuches 
anzuordnen (§ 433). Nach der in den Motiven zu § 268 der 
Reichs-Civilprocess-Ordnung ausgesprochenen Absicht des Gesetz- 
gebers ist das mit der Zeugenvernehmung in einem schwebenden 
Rechtsstreite von dem Processgerichte beauftragte Gericht auch 
zur Vornahme von Vergleichsverhandlungen und Protokoll! eining 
eines hiernach unter den Parteien zustande gekommenen Ver- 
gleiches als ermächtigt zu erachten; hätte aber selbst der be- 
zeichnete gesetzgeberische Wille in den Motiven des Gesetzes 
keinen besonderen Ausdruck gefunden, so würde derselbe aus 
den Worten des § 204 mit Nothweudigkeit zu folgern sein. 
Denn wenn nach dieser Bestimmung das Processgericht in jeder 
I^ge des Rechtsstreites, also auch bei Gelegenheit einer Zeugen- 
vernehmung, die gütliche Beilegung desselben versuchen kann, 
80 ergibt sich hieraus von selbst die gleiche Befugnis auch für 
jenes Gericht, welches im Auftrage des Processgerichtes und 
an Stelle desselben eine Zeugenvernehmung vorzunehmen hi^t 
(Oberstes L. G. f. Bayern, Fuchsberger, S. 465). Desgleichen 
wird der mit einer Beweisaufnahme oder mit dem vorbereitenden 
Verfahren beauftragte Richter zur Vornahme eines Vergleichs- 
versuches und zur protokollarischen Aufnahme eines abge- 
schlossenen Vergleiches befugt sein. 

2. Die Verweisung vor einen beauftragten oder ersuchten 
Richter zum Zwecke des Vergleichsversuches kann nur mittels 
Gerichtsbeschlusses erfolgen und setzt die Zustimmung beider 
Parteien voraus. Da dieselbe mit einer Verlegung der Ver- 
handlungstagsatzung verbunden ist, wird dieser Modus geeignet 
sein, bei jedem Vergleichsversuche, der im Interesse der Parteien 
liegt und voraussichtlich zur Beilegung des Rechtsstreites filhren 
kann, die Aufnahme oder Fortsetzung der Verhandlung aufzu- 
schieben. Denn wenn auch durch den von dem Ausschusse 
des Abgeordnetenhauses beigefügten Schlussatz eine Verlegung 
der mündlichen Verhandlung zum Zwecke des Vergleichsver- 
suches auch ohne eine solche Verweisung möglich erscheint, 
80 ist dies nach den Motiven (S. 31) nur deshalb geschehen, 
um die Wirkungen, welche Vergleichsverhandlungen auf den 
Gang des Processes haben können, ausdrücklich mit den Be- 
stimmungen über die Erstreckung der Fristen und Verlegung 
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der Tagsatzungen in Beziehung zu setzen. Die Bedingungen 
aber, welche die §§ 128 und 134 für die Bewilligung einer 
Fristverlängerung oder Tagsatzungserstreckung setzen, werden 
selten vorliegen und. noch seltener glaubhaft gemacht werden 
können; denn wenn die Behauptung von im Zuge befindlichen 
Vergleichsverhandlungen an sich als Eratreckungs- oder Ver- 
legungsgrund gelten würde, dann wäre es den Parteien freige- 
geben, die vom Gesetze verbotenen einverständlichen Verlegungen 
und Erstreckungen durch diese Behauptung zu erzwingen. 

Erscheint die zum Zwecke der Vornahme eines Vergleichs- 
A'crsuches vor den beauftragten oder ei'suchten Richter geladene 
Partei zur Tagsatzung nicht, so treflfen sie nicht die Folgen 
des Ausbleibens, sondern es gilt der Vergleichsversuch als miss- 
lungen und es ist die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung 
neuerlich anzuordnen. Die in den Regierungsmotiven (S. 241) 
ausgesprochene Ansicht, dass die einstweilige Unterbrechung 
der Verhandlung bei Einleitung von Vcrgleichsverhandlungen 
sich als angemessen erweisen wird, hat durch die Neustilisierung 
des § 204 ihre Berechtigung verloren, nachdem die Verhandlung 
nur aufgeschoben, nicht aber unterbrochen werden soll, wes- 
halb auch die Wirkungen der Unterbrechung (§ 163) bei einem 
solchen Aufschübe nicht eintreten. 

3. Zum Abschlüsse eines Vergleiches genügt die einem 
Advocaten ertheilte Vollmacht (§ 31) sowie die einem gemeinen 
Bevollmächtigten ertheilte ProcessvoUmacht (§ 33), sofern nicht 
dieser gesetzliche Umfang der Vollmacht ausdrücklich beschränkt 
und dies dem Gegner besonders bekanntgegeben worden ist 
(§ 32). Andere Vollmachten gemeiner Bevollmächtigter be- 
rechtigen zum Abschlüsse eines Vergleiches nur dann, wenn sie 
ausdrücklich auf den Abschluss von Vergleichen lauten (§ 1008 
a. b. G.-B.). Vormünder und Curatoren bedürfen zum Ver- 
gleichsabschlusse der gerichtlichen Genehmigung (§§ 233, 282 
a. b. G. B.). Insofern es sich um die Abschließung eines gerichtlichen 
Vergleiches durch die Finanzprocuratur handelt, ist dieselbe ver- 
pflichtet, die Bewilligung der competenten administrativen Be- 
hörde, und wenn der Vergleich mit dem ausdrücklichen 
Vorbehalte der nachträglichen Genehmigung derselben einge- 
gangen wurde, diese letztere dem Gerichte vorzulegen (J. M. E. 
V. 25. April 1856, Z. 8911). 

4. Der Vergleich ist nur dann in das Protokoll aufzu- 
nehmen, wenn dies beantragt wird. Im gegentheiligen Falle 
wird nur aufzunehmen sein, dass die Parteien sich verglichen 
haben (§ 208) und welche von den Ansprüchen infolge dessen 
unbestritten geblieben sind. Die Aufnahme des Vergleiches 
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hat in dem Verhandlungsprotokolle (§ 208), vor dem zur Ver- 
gleichsaufnahme beauftragten oder ersuchten Richter in einem 
besonderen Protokolle (§ 216) zu erfolgen. Das aufgenommene 
Protokoll ist den Parteien zur Durchsicht vorzulegen oder vor- 
zulesen und von ihnen zu unterschreiben (§ 212). Mit Rück- 
sicht darauf, dass der Vergleich als Vertrag erscheint, wird 
sich der letztere Modus empfehlen, lieber die Kosten eines 
4ibgeschlossenen Vergleiches und der erfolgten Vergleichsver- 
handlungen sind besondere Bestimmungen im § 47 gegeben. 

§ 205. In einem gericJiÜichen Vergleiche kann die Aner- 
kennung eines Rechisverhältnisses oder die Übernahme der Ver- 
bindfichkeit zu einer Leistung^ Duldung oder Unterlassung von 
der Ablegung eines vereinbarten Eides abhängig gemacht werden. 
Der Eid darf nur streitige Thatsadien zum Gegenstande liefen. 

Im Vergleiche muss die Tagsatzung, bei welcher der Eid 
abzulegen ist, oder doch die Frist bestimmt werden, innerhalb 
welcher die eidespftichtige Partei um^ Bedimmung dieser Tag- 
Satzung einzasdireiten hat. Die Ahlegung d^s Eides erfolgt vor 
dem richterlichen Beamten, welcher votn Vorstelier des im Ver- 
gleiche genannten Gerichtes mit der Ahnahme des Eides beauf- 
tragt wird. 

1. Der Inhalt eines von den Parteien vor dem Process- 
gerichte oder vor einem beauftiagten Richter abgeschlossenen 
Vergleiches ist nach den Bestimmungen des Civilrechtes zu be- 
urtheilen. Der Richter, welcher die Vergleichsverhandlungen 
leitet, wird darauf zu sehen haben, dass nicht unwirksame oder 
solche Vergleiche geschlossen werden, welche das Entstehen 
weiterer Streitigkeiten über die Rechtsfolgen des Vergleiches 
besorgen lassen. Tn letzterer Beziehung wird ein richterliches 
Eingreifen namentlich dann am Platze sein, wenn ein bedingter 
Vergleich geschlossen werden soll. Hierüber gesetzliche Noimen 
aufzustellen, dürfte aber nur insoferne nöthig sein, als es einer 
gerichtlichen Intervention zur Constatierung der Erfüllung der 
Bedingung bedarf. Der Entwurf beschränkt dies auf den Fall, 
dass die Bedingung in der Ablegung eines Eides besteht. Es 
kann sich hier immer nur um die Erfüllung einer vertrags- 
mäßigen Bestimmung handeln, es müssen also die Eventualitäten, 
welche bei Ablegung des Eides in Frage kommen, schon im 
Vertrage vorgesehen und geregelt werden. Die Lösimg etwa 
offen gebliebener Fragen durch richterliche Entscheidung kann 
schon deshalb nicht in Aussicht genommen werden, weil es 
dem Entwürfe sonst an jedem Anlasse fehlt, sich mit der Ab- 
legung normierter Eide zu beschäftigen (Regierungsmotive, S.244). 
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2. Der verglichene Eid ist der letzte Rest des normierten 
Haupteides der alten Processordnungen. Für die Ablegung des 
Eides sind nach Art. XL, Einf.-Ges. die Bestimmungen des 
Gesetzes vom 3. Mai 1868, Nr. 33 R.-G.-BL, zu beachten. Der 
Eid beginnt daher mit den Worten: „Ich schwöre bei Gott dem 
Allmächtigen und Allwissenden einen reinen Eid, dass". Dann 
folgen die Worte des Eides und den Schluss bilden die Worte: 
„8o wahr mir Gott helfe." 

Der Eid darf nur Thatsachen — nicht Begriffe — zum 
Gegenstande haben und er darf nicht bei der Vergleichstag- 
satzung abgelegt werden, sondern es ist in dieser Tagsatzung 
erst die Eidestagsatzung zu bestimmen oder eine Frist znt An- 
tretung des Eides festzusetzen. Diese Frist kann nach den 
allgemeinen Regeln (§ 128) verlängert werden. 

3. Nach den bei Anm. 1 abgedruckten Motiven und nach 
Art. I Einf.-Ges. sind die Bestimmungen des § 233 der Gerichts- 
ordnung und des H. D. v. 15. Juli 1784 Nr. 317 J. G. S., über 
die Wirkung des Todes des Eidespflichtigen vor Ablegung des 
Eides aufgehoben. Die im § 383 vorgeschriebene freie Wür- 
digung der Erklärung einer verstorbenen Partei, die zu be- 
weisenden Umstände eidlich bestätigen zu wollen, wird nur im 
Wege einer Feststellungsklage (§ 228) stattfinden ktinnen, und 
es wird sich daher bei Abschluss eines Vergleiches, wenn der 
Tod des Eidespflichtigen vor Ablegung des Eides zu besorgen 
ist, empfehlen, die in diesem Falle eintretenden Rechtsfolgen 
gleich im Vergleiche selbst festzustellen. 

§ 206, Den Parteien sind auf ihr Verlangen und auf ihre 
Kosten Ausfertigungen des VergleichsprotokoUes oder des den 
Vergleich enthaltenden Verhandlungsprotokolles zu ertheilen. 
Ebenso ist, wenn ein durch Vergleich vereinbarter Eid abgelegt 
wurde, der darum ansuchenden Partei eine Abschrift des über 
die Eidesabiegung aufgenommenen Protokolles zu ertheilen. 



Fünfter Titel: Protokolle. 

Verhandluiigsprotokolle. 

§ 207. Ueber jede mündliehe Verhandlung vor Gericht ist 
ein Protokoll (Verhandlungsprotokoll) aufzunehmen. Dasselbe 
hat außer den durch das Gesetz im einzelnen angeordneten Auf- 
zeichnungen und Angaben zu enthalten: 
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i. Dw Benennung des Gerichtes, die Namen der Bichter, 
des Schriftführers, und ivenn lin Dolmetsch zugesogen wird, 
deesen Namen; die Angabe von Zeit und Ort der Verhandlung, 
und bei einer Verhandlung vor dem erkennenden Geridite die 
Angabe, ob die Verhandlung öffentlich gepflogen wurde oder 
die Oeffentlichkeit ausgeschlossen war; 

2, die Nanun der Parteien und ihre}' Vertreter, sou^ie die 
kurze Bezeichnung des Streitgegenstandes; 

3. die Benennung der Personen, welche als Parteien oder 
als deren Vertreter oder BevoUmächtigfe zur Verhandlung er- 
schienen sind. 

1. Das Protokoll ist eine öflfentliche Urkunde; deren Be- 
weiskraft nach §292 von der Einhaltung der vorgeschriebe- 
nen Form abhängt. Ueber die Form der Protokolle handelt 
der § 207, dessen Bestimmungen durch die Anordnungen der 
§§ 212, 213 über die Fertigung der Protokolle durch die Par- 
teien, den Vorsitzenden und den Schriftführer ergänzt werden. 
Die Angaben des § 207 müssen in jedem Protokolle enthalten 
sein. Sie dienen hauptsächlich der Identitätsbestimmung, ver- 
folgen also gleiche Zwecke, wie etwa die für Schriftsätze vor- 
geschlagene Bestimmung des § 75. Auch werden dadurch im 
voraus die Daten beschaflft, welche für die Beurtheilung einer 
etwa wegen Nichtigkeit erhobenen Beschwerde (Berufung, Re- 
curs) von Belang sind (Regierungsmotive, S. 245). Formale 
Mängel des ProtokoUes über die mündliche Verhandlung sind 
nach § 196 zu rügen, indem außerdem das Rügerecht erloschen 
ist (R. ö. Leipzig, XIV, S. 383). Die Beobachtung der für die 
mündliche Verhandlung vorgeschriebenen Förmlichkeiten kann 
nach § 215 nur durch das Protokoll bewiesen werden. Der 
Verlauf und Inhalt der Verhandlung kann außer durch das 
Protokoll auch durch alle anderen Beweismittel erwiesen werden. 
Zum Unterschied von anderen gerichtlichen Aufzeichnungen 
ist für das Protokoll die Aufnahme während der Verhandlung 
unter Mitwirkung der Parteien vorgeschrieben, insofern ihnen das- 
selbe vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen ist und durch 
einen Widerspruch der Partei bemängelt werden kann (§ 212). 

§208. Durch die Aufnahme in das Verhandlungsprotokoll 
sind festzustellen: 

1, die Parteierklärungen y welche eine Einschränkung oder 
Abänderung des Klagebegehrens, eine ausdrückliche Anerkennung 
einer Schuld oder eines Theiles derselben oder^Verzichtleistungen 
auf den geltend gemachten Ansprukch oder einen Theil desselben 
oder auf Bechtsmittel enthalten, sowie Erklärungen über die be- 
antragte eidliche Vernehmung einer Partei; 
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,2, die während der Verhandlung ton den Parteien ge- 
stellten Anträge, welchen vom Gerichte nicht stattgegeben wurde 
oder die bis zum Schlüsse der Tagsatzung von den Parteien nicht 
zurückgezogen worden sind, insoiveit dieseiben die Hauptsadte 
betreffen, oder für den Gang oder die Entscheidung des Processen 
von Erheblichkeit sind; 

3. die bei der Verhandlung gefällten und verkündeten ge- 
richtlichen Entscheidungen, sowie jene Anordnungen und Ver* 
filgungen des Vorsitzenden, wider welche ein Rechtsmittel zu- 
lässig ist. 

Die unter Z, 1 und 2 erwähnten Erklärungen und An- 
träge können auch in besonderen Schriftstücken dem Protokolle 
als Anlagen beigefügt werden. In diesem Falle hat deren Fest- 
stellung durch das Verhandlungsprotokoll zu unterbleiben. 

GleicJiei gilt hinsichtlich der verkündeten gerichtliclien Ent- 
scheidungen, wenn dieselben gleichzeitig mit der Verkündung in 
schriftlicher Fassung detn Protokolle beigelegt werden, 

1 . Die BeurkunduDgen der im § 208 angeführten Partei- 
erklRrungen, Anträge und gerichtlichen Entscheidungen pflegen 
theils ihrer privatrechtlichen Wichtigkeit wegen, theil» deshalb 
gefordert zu werden, weil dieselben gewissermaßen das Gerliste 
der Verhandlung bilden, welches der Rechtsmittelrichter zu 
überblicken imstande sein muss, und weil ohne die im § 208, 
Zahl 2 und 3 vorgeschriebenen Beurkundungen jede Beschwerde 
die Nothwendigkeit mit sich führen würde, die Verhandlung 
in der Rechtsmittelinstanz vom Anfange zu wiederholen. Bei 
den Dispositi Verklärungen des § 208, Zahl 1 wirkt noch die 
Absicht mit, sie durch die Beurkundung gegenüber der er- 
klärenden Partei selbst außerhalb des Bereiches der Anfecht- 
barkeit zu stellen. Die Protokollierbarkeit stattgefundener Ver- 
gleiche ist bereits durch § 204 ausgesprochen (Regierungsmotive, 
*S. 245). 

2. Einschränkungen und Abänderungen des Klagc- 
})egehrens (§ 235) sind in das Protokoll immer aufzunehmen, 
letztere also auch dann, wenn der Gegner der Abändemng 
nicht zustimmt. Als Abänderung des Klägebegehrens ' gilt hier 
auch, wenn statt des ursprünglich geforderten Gegenstandes ein 
anderer Gegenstand oder das Interesse gefordert wird. Die 
Anerkennung einer Schuld ist mit Anerkenntnis des An- 
spruches im § 395 gleichbedeutend und von dem Geständnisse 
über Thatsachen zu unterscheiden, welches unter das Vorbringen 
des § 209 fällt. Bei einer Anerkennung wird die Aufnahme 
des Zugeständnisses der Thatsachen unterbleiben können. 
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Verzichtleistungcn, oder nach § 394 Verzichte auf 
den geltend gemachten Anspruch oder einen Theil desselben 
sind auch dann aufzunehmen^ wenn der Gegner die Erlassung 
des ürtheiles nicht beantragt. 

Der Verzicht auf ein Rechtsmittel muss ausdrücklich 
erklärt sein. Die Präclusion durch Unterlassung der Rüge 
(§ 196) bedarf der Feststellung zu Protokoll nicht. 

Die Bestimmung über die Aufnahme der Erklärung 
über die beantragte eidliche Vernehmung einer Partei 
ist von der Oommission des Abgeordnetenhauses aus dem ge- 
strichenen § 275 der Regierungsvorlage heiiibergenommen worden 
und hatte ursprünglich den Wortlaut, dass Erklärungen über die 
vom Gegner beantragte eidliche Vernehmung einer Partei zu pro- 
tokollieren sind. Es wird sich daher hier nicht um die nach 
§ 178 vorgeschriebenen allgemeinen Erklärungen über die an- 
gebotenen Beweise handeln, welche nach § 209 zu dem thal- 
sächlichen Vorbringen gehören, sondern .um die nach § 383 
zulässige und nach § 272 zu würdigende Erklärung einer Partei^ 
die zu beweisenden Umstände eidlich zu bestätigen. 

3. Anträge der Parteien müssen nur dann protokollieii; 
werden, wenn sie 

a) während der mündlichen Verhandlung gestellt werden^ 

b) von den Parteien nicht zurückgezogen worden sind, und 

c) von dem Gerichte abgewiesen oder gar nicht erledigt 
worden sind. 

Sowohl die Anträge, welche die Hauptsache betreffen (Sach- 
anträge), als auch die Zwischenanträge flir einzelne Processacte 
sind hier gemeint, z. B. auf Verlängerung oder Abkürzung einer 
Frist (§§ 128, 129), auf Verlegung einer Tagsatzung (§ 134), 
auf Ausschluss der Oeffentlichkeit (§ 172), auf Zurückweisung 
von neuen Angaben und Beweisen (§ 179), auf Zurückweisung 
von Beweisen (§ 275), auf Vorlage von Urkunden (§ 3U3), auf 
Einvernahme entfernt wohnender Zeugen vor dem Processge- 
richte (§328), überhaupt in allen Fällen, in welchen nach der 
Civilprocessordnung für einzelne Verfügungen ein Antrag vor- 
geschrieben oder zuläss'g ist. Alle diese Anträge können für 
den Gang oder die Entscheidung des Processes von Erheblichkeit 
sein und es wird vorsichtig sein, keinen Antrag im Protokolle 
zu übergehen, weil ein Antrag in den Rechtsmittelinstanzen 
für erheblich angesehen werden kann, der dem Processgerichte 
erster Instanz nicht erheblich schien. 

4. Unter den Entscheidungen des Gerichtes sind so- 
wohl die Urtheile als auch die Beschlüsse erkennender und 
processleitender Natur zu verstehen, welche das Gericht oder 
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der die Verliandlung leitende Einzelrichter in der Verhandlung 
gefiült und \*erkündet hat. Diese raüssen in das Protokoll 
aufgenommen werden, mag gegen dieselben ein Rechtsmittel 
zustehen oder nicht, doch braucht die Protokollierung von Be- 
schlüssen, gegen die ein Rechtsmittel überhaupt nicht zusteht, 
nur flüchtig — ohne Angabe der Giiinde — zu erfolgen (Re- 
gieiningsmotive, Ö. 275). 

Unter Anordnungen und Verfügungen des Vor- 
sitzenden sind hier nur jene gemeint, welche von dem Vor- 
sitzenden kraft seiner processleitenden Befugnis in der münd- 
lichen Verhandlung ohne Beschlussfassung des Senates getroffen 
werden. Dieselben können gemäß § 51 G durch das Rechtsmittel 
des Recurses angefochten werden, sofern nichts anderes ange- 
ordnet ist. Hier wird aber die Bestimmung des § 196 über 
die unterlassene Rüge von Mängeln, die Vo.schrift des § 516 
über die Unanfechtbarkeit der vom Vorsitzenden gefassten, nicht 
beim Gerichtshofe angefochtenen Beschlüsse und der Inhalt des 
§ 186 wegen Bestreitung der auf die Processleitung bezüglichen 
Anordnungen des Vorsitzenden zu berücksichtigen sein, wonach 
nur gegen jene Anordnungen und Verfügungen des Vorsitzenden 
ein Rechtsmittel zulässig ist, gegen welche in der mündlichen 
Verhandlung beim Senate Abhilfe vergebens gesucht wurde. 
Ändere Verfügungen des Vorsitzenden werden nur dann zu 
protokollieren sein, sofern dies nach § 209 zur Ersieh tlich- 
machung des Ganges der Verhandlung nothwendig ist. 

5. Die Protokollierung entfilllt, wenn die Erklärungen, 
Anträge oder gerichtlichen Entscheidungen dem Protokolle 
schriftlich als Beilage angefügt werden. Dies kann vom Vor- 
sitzenden angeordnet werden (§265), im Verfahren vor Bezirks- 
gerichten nur dann, wenn die betreffende Partei durch Advö- 
caten vertreten ist (§ 440). Auch kann eine solche schriftliche 
Feststellung im Verfahren vor Gerichtshöfen und Bezirksgerichten 
den Parteien gestattet werden (§ 265). Weno an der Verhand- 
lung Advocatm theilnehmen, wird sich unter Umst luden eine 
wesentliche Erleichtening der ProtokoUierungsarbeit dadurch 
erzielen lassen, dass die zur FestbaUung des Verhandlungsvor- 
bringens erforderlichen Verrichtungen zwischen Gericht und 
Parteien getheilt werden. Dein im Ausdrucke und in der For- 
mulierung gewandten Advocaten ist es ein leichtes, den Inhalt 
eines Antrages, den er soeben mündlich gestellt, oder den In- 
halt einer wichtigen Dispositiverklärung u. dgl. rasch in kurzer 
Fassung sofort niederzuschreiben. Der Vorsitzende, welcher 
der Ansicht ist, dass diese Art der Fixierung des Vorbringens 
im einzelnen Falle der unmittelbaren gerichtlichen Protokollierung 
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vorzuziehen sei, soll deshalb befugt sein, die Uebergabe einer 
solchen kurzen Niederschrift aufzutragen (§ 265). Es wird 
nicht überflüssig sein, darauf hinzuweisen, dass der Hauptsaclie 
nach gleiche Bestimmungen auch in der Oivilprocessordnung 
für das Deutsche Reich enthalten sind und sich die Feststellung 
mündlicher Erklärungen durch Schriftsätze, welche dem Proto- 
kolle als Anlage beizufügen sind, während der bisherigen Wirk- 
samkeit dieses Processgesetzes keineswegs als eine der Münd- 
lichkeit oder der Lebendigkeit der Verhandlung abträgliche 
Einrichtung erwiesen hat. Sonst würde etwa die Besorgnis 
geäußert werden, dass Feststellungen zu Protokoll, wie sie § 26;') 
in Aussicht nimmt, geeignet seien, bald wieder zu den „Proto- 
kollarreden" des jetzigen mündlichen und summarischen Ver- 
fahrens zurückzuführen und die Unmittelbarkeit der Verhand- 
lung zu unterdrücken. Diese Consecjuenz kann nicht eintreten, 
wenn das (Bericht die gesetzlichen Vorschriften gewissenhaft 
befolgt. An seinem Widerstände wird bald der Versuch er- 
lahmen, den Inhalt der Niederschrift über die Oonstatierung 
einer einzelnen flrklärung hinaus zu einer Darstellung des 
Sachverhaltes zu erweitern. Diesen Widerstand aber wach zu 
erhalten, wird sich die Aufsicht über die richterliche Geschäfts- 
ftlhining angelegen sein lassen müssen (Regierungsmotive, 
S. 263). 

Deshalb darf die Niederschrift nur in der mündlichen 
Verhandlung selbst geschehen, ist vorzulesen und vom Gerichte 
auf ihre Richtigkeit zu prüfen (§ 265). Dieselbe ist zurück- 
zuweisen, wenn sie der Wahrheit nicht entsi)richt oder sich 
nicht auf eine gedrängt zusammengefasste Darstellung der be- 
treffenden Erklärung oder des Antrages beschränkt und es ist 
in diesem Falle die Protokollierung vorzunehmen. 

6. In das Verhandlungsprotokoll sind außerdem aufzu- 
nehmen: 

Die Rüge von Mängeln, wenn derselben nicht sofort bei 
der mündlichen Verhandlung stattgegeben wird (§ 196), Ein- 
wendungen gegen die Protokollierung (§ 212), die Aussagen 
der in der Verhandlungstagsatzung abgehörten Zeugen (§ 343) 
und Sachverständigen (§ 367), die Beobachtung der vorge- 
schriebenen Formalitäten bei deren Einveniahme, die Eideser- 
innerung bei der Vernehmung der Parteien (§ 377) und deren 
Aussage (§ 380) und über Antrag die abgeschlossenen Vergleiche 
(§ 204). BetreflB dieser Feststellungen zu Protokoll ist die Ein- 
legung von Niederschriften der Parteien nicht zulässig, hat daher 
ausnahmslos zu unterbleiben. 
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§ 209, In jedes Protokoll Über eine mündliche Verliandiunff 
ist nd)3t den Angaben, welche den Gang der Verhandlung im 
allgemeinen erkennen lassen, der Inhalt dei auf den Sachverhalt 
sich beziehenden beiderseitigen Vorbringens^ in gedrängt zusammen- 
fassender Barstellung aufzunehmen. 

Ferner sind in dem Protokolle die von den Parteien für 
streitig gabliebene Anfuhrungen angebotenen Beweismittel zu be- 
zeichnen. 

Das Gericht kann auf Antrag oder von amtsw3gen an- 
ordnen, dass einzelne Theile des tliatsächlichm Vorbringens oder 
der Beweisanbietungen ausführlicher in das Protokoll aufge- 
nommen werden. 

Kann eine Verhandlung nicht an einem Tage zu Ende 
geführt werden, so ist bei Jeder einzelnen Ta^f Satzung das wäh- 
rend derselben Vorgebrachte besonders zu protokollieren. 

1. Die Gute der Rechtssprechung und die Einfachheit 
des Verfahrens hängen viel zu sehr von einer verlässHchen 
8ichcr8tellung des mündlichen Parteivorbringens ab, als dass es 
nicht versucht werden sollte, die Einrichtung des Verhandlungs- 
protokolles für diesen Zweck zu benutzen. Im Gegen^iatze zu 
den meisten früheren Processentwürfen hat daher der vorlie- 
gende Entwurf die Festhaltung des mündlichen Vorbringens, 
bei der V^erhandlung zum Gegenstande eingehender Normierung 
gemacht und dabei auch insbesondere die im Gerichtsverfahren 
gegebenen besonderen Verhältnisse zu Gunsten einer solchen 
FcHthaltung nach Thunlichkeit auszunützen gesucht. Es muss 
gelingen, im Wege des Verhandlungsprotokolles für das Urtheil 
eine gute Grundlage und allgemein eine Bürgschaft daftlr zu 
schaffen, dass, was einmal in der Verhandlung angeführt worden,, 
fortan für das Urtheil unverlierbar bleibe (Regierungsmotive, 
S. 190). 

2. Der ei*8te Absatz hat in Abänderung der Regici-ungs- 
vorlage den Zweck des Protokolles dahin zusammengefasst, dass- 
dasselbe „die wesentlichen Ergebnisse des auf den Sachverhalt 
sich beziehenden beiderseitigen Vorbringens in gedrängter zu- 
sammenfassender Darstellung aufzunehmen hat." Es ist dadurch 
schärfer als in der Regierungsvorlage bezeichnet, dass es sich 
bei diesem Protokolle nur um ein Resume des Verhandlungs- 
inhaltes handelt (Motive des Ausschusses, S. 32). 

Was die Partei gemäß § 178 an thatsächlichen Umständen 
angegeben, über die von ihrem Gegner vorgebrachten that- 
sächlichen Angaben vorgebracht, betreffs der Ergebnisse der 
geführten Beweise erklärt und über die bezüglichen Ausführungen 
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des Gegners geäußert hat, wird in das Protokoll aufzunehmen 
sein. Desgleichen wird das Protokoll alles enthalten müssen, 
was der Vorsitzende oder ein anderes Mitglied des Senates bei 
der mündlichen Verhandlung gemäß § 182 zur Vervollständigung 
der thatsächlichen Angaben unternommen haben, und zwar 
selbst dann, wenn ihr Bemühen durch Verweigerung der Ant- 
wort oder sonst erfolglos geblieben ist. Endlich wird auch die 
Thatsache der Fragestellung seitens der Parteien (§ 184) und 
deren Resultat in dem Protokolle Aufnahme finden müssen. 

3. Die angebotenen Beweismittel sind nur insofern zu be- 
zeichnen, als die zu beweisenden Anführungen streitig geblieben, 
also nach § 26G von dem Gegner nicht ausdrücklich im Pro- 
cesse zugestanden worden sind. Nichtbeantwortung gegnerischer 
Behauptungen, Erklärungen mit Nichtwissen und Nichterinnem, 
Geständnisse unter Zusätzen und Einschränkungen, Widemife 
von Geständnissen und außergerichtliche Geständnisse unterliegen 
der Beurtheilung des Geiichtes (§§ 2(56, 267) in erster und höherer 
Instanz; die Anführungen sind streitig, daher die diesbezüg- 
lichen Beweismittel im Protokolle aufzunehmen. 

Nach diesen Gnindaätzen werden alle über streitig geblie- 
bene thatsächliche Anführungen von den Parteien gemäß § 178 
angebotenen Beweise, die gegnerischen Erklärungen über diese 
Beweise sowie die von dem Vorsitzenden und den Mitgliedern 
des Senates nach § 182 zur Ergänzung der Beweisanbietungen 
in der mündlichen Verhandlung unternommenen Schritte und 
deren positives oder negatives Resultat im . Protokolle zu ver- 
zeichnen sein. 

4. Der Ausschuss wollte durch die Stilisierung des dritten 
Absatzes hervorheben, dass die Anführung einzelner Theile de» 
thatsächlichen Vorbringens oder der Beweisanbietung nur aus- 
nahmsweise dann zu erfolgen habe, wenn es auf den einen oder 
anderen Theil dieses Vorbringens in dem Processe ganz be- 
sonders ankommt, wenn also bei mündlichen Verabredungen 
der genaue Wortlaut der Verabredung von Entscheidung sein 
kann, wenn Aeußeningen relevant sind, wo es gleichfalls auf 
den genauen Wortlaut ankommt, welche dann natürlich auch 
diesem Wortlaute nach im Protokolle fixiert werden müssen 
(Motive des Ausschusses, S. 32). Die diesbezügliche Verfügung 
steht nach § 214 bei Gerichtshöfen dem Vorsitzenden zu. 

5. Auch betrefl:s des thatsächlichen Vorbringens entfUllt 
die Protokollierung, wenn dasselbe dem Protokolle schriftlich 
als Beilage angefügt wird (§ 208, Anm. 5). Rechtliche Aus- 
führungen gehören dagegen nicht in das Protokoll, dieselben 
sind nur in den Urtheilsgrl\nden zu würdigen. 

Fflrctl. ClTllpr^cos^gotetze - "^ 
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Die Bestimmang der Regierungsvorlage, welche auch die 
Protokolliening des rechtlichen Vorbringens ermöglichte, ist 
vom Ausschusse gestrichen worden, damit die Protokollierung 
nicht etwa überwuchere. 

§ 210, Bei Angabe des Inhaltes des tJmtsächlichen Vor- 
bringens und der Bewßisanhietungen ist nach Thunlichkeit auf 
die vorbereitenden Schriftsätze, auf die Acten eines vorbereitenden 
Verfahrens, sowie auf die Darstellung des Sachverhaltes in einer 
Ausfertigung des Beweisbeschlusses Bezug zu nehmen ; soweit vor- 
bereitende Schriftsätze oder Acten eines vorbereitenden Verfahrens 
vorliegen, genügt es, wenn aile erheblichen Abweichungen des 
mündlichen Vorbringens protokolliert werden. 

Eine ProtoJcollierung der einzelnen Tarteivorträge ist un- 
statthaft, Entwürfe zu Verhandlungsprotokollen dürfen nicht 
angenommen werden. 

Die Weigerung der Parteien^ am Protokoüierungsacte tJieil" 
zunehmen^ hindert die Vornahme der Beurkundung nicht. 

1. Was den eigentlichen Beurkundungsvorgang betrifft, 
soll — wie es auch der Natur der Sache entspricht — zwischen 
coUegialgerichtlichem und einzelrichterlichem Verfahren unter- 
schieden werden. 

Das erstere verfügt über vorbereitende Schriftsätze, bis- 
weilen außerdem über die Acten eines vorbereitenden Ver- 
fahrens, und hier sollen daher bei der mündlichen Verhandlung 
nur die erheblichen Abweichungen des thatsächlichen münd- 
lichen Vorbringens vom Inhalte jener Acten zu Protokoll ge- 
nommen werden. Diese Abweichungen können bei öerichtshof- 
verhandlungen durch kurze Niederschriften der Anwälte ersetzt 
werden. Aller Voraussicht nach ist damit das ProtokoUierungs- 
geschäft des Gherichtes auf ein Minimum eingeschränkt, und in 
jedem Falle wird sich die Protokollierung der Abweichungen 
ohne eine der misslichen Nebenwirkungen bewältigen lassen, 
die bei weiter ausgreifender Beurkundung vielleicht mit bestem 
Willen nicht ganz hätten hintangehalten werden können. Für 
das bezirksgerichtliche Verfahren dagegen, das auf Schriftsätze 
nicht rechnen kann und für welches daher die obenerwähnte 
Aushilfe versagt, wird die wünschenswerte Erleichterung inner- 
halb des Rahmens der fiir noth wendig befundenen Beurkundung 
des thatsächlichen Vorbringens dadurch erstrebt, dass ftir die 
einfachen Rechtssachen mit spärlichem Sachverhalt dem Richter 
die Wahl zwischen den Beurkundun^spitteln des ProtokoUes und 
des Urtheilsthatbestandes freigegeben wird (§ 445), und dort, 
wo ein ergehender Beweisbeschluss ohnehin die Zusammen- 
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fa^äung des verhandelten Thatsachenstoffes erheischt und eimög- 
licht; die Protokollierung durch die dann etwas ausführlichere 
Sachverhaltsdarstellnng' des Beweisbeschlusses ei*setzt werden 
kann (§ 444). Außerhalb dieser beiden Fälle erscheint das 
Protokoll, und zwar regelmäfiig in der Form des Resumeproto- 
koUes (§ 443) das einzige Mittel, um den nachtheiligen Ein- 
flüssen der Verhandlungsvertagung und insbesondere der Noth- 
wendigkeit des erneuerten Vorbringens frühei'er Process- 
anfährungen zu entgehen (Motive des Hen'enhauses, S. 10). 

2. Das Andictieren der Protokolle durch die Parteien und 
da« Einlegen von den Parteien vorgelegter Entwürfe zu Proto- 
kollen wird im Absatz 2 verboten. Letzteres ist im § 477 Z. 8 
ausdrücklich als Nichtigkeitsgrund erklärt. Das Einlegen von 
Protokollsentwürfen mit schriftlichen Ausführungen nach Art 
des heutigen Summarverfahrens, die Ausartung des Protokollierens 
in gewöhnlichen Schriften Wechsel soll das ganze Verfahren ein- 
schließlich des Urtheils nichtig machen und diese Nichtigkeit ist 
dem Verzichte der Parteien entrückt. Eine derartige Sanction 
dürfte allen Versuchen, langjährige Gewohnheiten und Bequem- 
lichkeiten in den neuen Proce^s zu verpflanzen und dadurch 
seine Ziele zu vereiteln, mit ausreichender Festigkeit dauernd 
im Wege stehen (Motive des Heirenhauses, S. 10.) 

§ 211. Die im § 209 vorgeschriebene Protokollierung Jcunn 
audi in der Art geschehen, dass der Vorsitzende oder der die 
Verhandlung leitende Einaelrirhter unverzüglich nach Beendigung 
der Parteiverhandlung in Gegenwart der Parteien (§ 210, Abs 3) 
den aus ihrem Vorbringen sich ergebenden SachverluUt in über- 
sichtlicher Zusammenfassung darlegt und diese Darstellung, so- 
weit thunlich, unter Bezugnahme auf den Inhalt der Process* 
€U^ten zu Protokoll gebracht urird. 

Wenn der Umfang des Verhandlungsstoffes oder andere 
Umstände eine früfjere Beurkundung nothwe^tdig oder zweckmäßig 
erscheinen lassen, so kann eine' derartige Protokollierung auch 
schon während der mündlichen Verhandlung in der Weise statt- 
finden, dass der Inhalt einzelner Abschnitte der Verhandlung 
(§§ 188, 189) zusammengefasst und zu Protokoll gebracht unrd. 

1. Die Protokollierung kann so stattfinden, dass die Ver- 
handlung thatsächlich auf Schritt und Tritt durch sie gehemmt 
werde, aber es ist das weder nothwendig, noch möchte der 
Entwurf einen solchen Protokolfierungsmodus vorschlagen. Fa 
dürfte vielmehr angehen, die Protokollierung der mündlichen 
Verhandlung in einer Weise einzufügen, dass die Verhandlung, 
statt hiedurch gestört zu werden, durch die Protokollierung so- 

21* 
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gar noch eine gewisse Förderung empfängt. Um den richtigen 
Weg einzuschlagen, wird man sich bloß den Vorgang bei einer 
mündlichen Processverhandlung zu vergegenwärtigen haben. An- 
genommen, der Thatbcstand des Klageanspruches ist ein zu- 
sammengesetzter. Da9 Rechtsverhältnis, wie es der Kläger 
darlegt, bietet dem Gegner mehrere Angriffspunkte, infolge 
dessen kann sich die Verhandlung nicht auf einzelne bestimmte 
Thatsachen (ihren Beweis und die Erörterung ihrer juristischen 
Bedeutung) concentrieren, sondern es muss über verschiedene 
Thatsachenreihen verhandelt werden, über eine Mehrheit von Ver- 
theidif ungsbehelfen, Einreden, Repliken u. s. w. — mit einem 
Worte, der Fall einer verwickeiteren, schwierigeren Verhandlung. 
Es würde wohl nicht zum Ziele führen, wenn der Richter die 
Partei, die gerade am Worte ist, unterschiedslos über alles 
sprechen, beliebig von dem einen zu dem anderen übergehen, 
Angriff und Vertheidigung, Darlegung und Widerlegung, that- 
sächliches Vorbringen und rechtliche Erörterung mit einander 
vermengen ließe und sodann ihrem Gegner erlaubte, es ganz 
in der nämlichen Weise zu machen. In Ausübung des Proceris- 
leitungsamtes wird das Gericht vielmehr, sobald es sich nur 
im allgemeinen über den Vcrhandlungsstoft' zu orientieren ver- 
mochte, die Erörterungen der Parteien zunächst auf eine be- 
stimmte Frage leiten und darauf beschränken, sie inhaltlich 
binden. Diese Bindung hat zur Folge, dass sich die gesammte 
Aufmerksamkeit aller Betheiligten nunmehr ausschließlich diesem 
einzelnen Punkte zuzuwenden vermag; derselbe wird nun in 
. freier Wechselrede intensiv erörtert und geklärt, bis er ent- 
weder unmittelbar für die Verwertung bei der Entscheidung 
oder doch für die Erlassung einer Beweisführung reif ist. Auf 
dieselbe Art wird dann ein anderes Angriffs- oder Vertheidi-. 
gungsmittel vorgenommen und erörtert und so ein Streitpunkt 
nach dem anderen erledigt, bis sämmtliche Entscheidungsgrund- 
lagen gegeben sind. Mit Hilfe solcher Sonderung wird dies 
auch bei einigermaßen reicherem Processtoffe verhältnismäßig 
leicht und rasch zu erzielen sein. Man wird zugeben müssen, 
dass eine Protokollicrung, welche sich hier je nach Erledigung 
der einzelnen Streitpunkte einschiebt, bevor noch zu einem 
neuen \^erhandlungsgegenstande übergegangen ist, ihre beson- 
deren X'ortheile hat Die Verhandlung geht unbeirrt durch 
irgendwelche Aufschreibungen vor sich: Parteien und Richter 
cröitorn den einzelnen Punkt in voller Lebendigkeit, vielleicht 
dass sich einer der Richter diese oder jene Angabe kurz auf- 
zeichnet, während die Parteien sprechen. Nach erschöpfender 
Erörterung — und festzustellen, wann dies der Fall ist, liegt 
im Processleitungsamte des Richters — resümiert der Richter 
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das über diesen Punkt von den P^^rteien Vorgebrachte (die 
Behauptungen, Gegenbehauptungen, Zugeständnisse und Beweis- 
anbietungen) in einigen kürzen Sätzen, fasst damit gewisser- 
maßen in memoriam den Inhalt des durchgeführten Stückes der 
Verhandlung knapp zusammen, und eben diese Zusammenfassung 
wird protokolliert. Das Protokoll enthält dann wie über diesen 
ersten, so auch über die anderen Punkte und damit über den 
Inhalt der ganzen Verhandlung eine gedrängte, zusammen- 
fassende Darstellung des taatsächlichen Parteivorbringens (§ 209). 
Ohne die Verhandlung zu belasten oder zu erschweren, Stück 
für Stück, parallel mit der Verhandlung selbst, wächst so das 
Protokoll und gibt ein treues Bild des Verhandlungsganges und 
ihres Inhalts. Die Art seiner Entstehung hat daneben noch 
den besonderen Nutzen, dass die Protokollicmng gewissermaßen 
wie ein Beweisinterlocut wirkt, welches ja auch von ver- 
schiedenen Seiten für das mündliche Verfahren vorgeschlagen 
wurde, um dem allzuargen Auseinandei41ießen des Verhandlungs- 
stoffes einen Damm zu setzen, gewisse feste Kühe- und Con- 
centrationspunkte in die Verhandlung einzufügen. ( >hne eigene 
processualische Vorkehrungen wird durch solche Protokollierung 
neben dem Zwecke der Festhaltung des Verhandlungsstoffes 
auch noch das Weitere erreicht, dass Richter und Parteien ge- 
nöthigt sind, an gewissen Stellen der Verhandlung Halt zu 
machen, rückschauend die bisherigen Ergebnisse zusammen- 
zufassen und aus dem Schwalle des Wortes auf diese Art den 
eigentlichen Processtoff allmählich herauszulösen. Wo der Ver- 
handlungsinhalt ärmer ist, ein Bedürfnis nach gesonderter 
Erörterung einzelner Theile des Verhandlungsstoffes nicht be- 
steht, da wird der Richter am Schlüsse der Verhandlung 
die Ergebnisse derselben, den Inhalt des thatsächlichen Vor- 
bringens in ähnlicher knapper Zusammenfassung darlegen und 
mit der Niederschrift dieses Resum^s ist zugleich die Proto- 
kollierung des thatsächlichen Parteivorbringens beendet (Re- 
gierungsmotive, S. 248). 

2. Das Resumö des Vorsitzenden oder Einzelrichters, 
welches nur das thatsächliche Vorbringen (§ 209), nicht auch 
die im § 208 angeführten Feststellungen zu umfassen hat, sowie 
die Protokoliierung bilden einen Theil der mündlichen Ver- 
handlung und haben in der Regel nach den Parteivorträgen, 
stets aber vor Schluss der Verhandlung zu erfolgen. Die 
Aufgabe des Richters gegenüber dem Protokolle ist eine so 
eigenartige, dass sie scharf ins Auge gefasst werden muss. 
Der Richter soll einerseits die mündliche Verhandlung leiten, 
lebendig in dieselbe eingreifen, er wird daher während derselben 
sich nur mehr oder weniger flüchtige Aufzeichnungen machen 
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können. . . Am Schlüsse »der TagsaCMmg hat er für die Con- 
densierung des ganzen Stoffes, welchen llie Verhandlung erfüllt 
hat, in ein Protokoll zn sorgen. 

Ohne die Hilfe, die selbstthätige Mitwir^Äi^g eines ge- 
bildeten, gewandten und verlässlichen Gerichtsschr^lcrs ist die 
Aufgabe nicht zu lösen (Motive des Ausschusses, S. Sl}. Es 
wäre verfehlt, wenn der Schriftführer erst bei der AndictidTiM^ 
des Protokoll«3 in Action treten würde. Derselbe wird währena 
der Verhandlung das thatsächliche und rechtliche Vorbringen 
der Parteien und die den Gang der Verhandlung betreffenden 
Daten in kurzen Aufzeichnungen festzuhalten haben und das- 
selbe wird dem Vorsitzenden und den Mitgliedern des Senates 
obliegen, damit auf Grund dieser Aufzeichnungen sodann das 
Protokoll zusammengestellt werden könnte. Bei verwickeiteren 
Processen wird der Vorsitzende schon vor der Verhandlung 
schriftliche Aufzeichnungen zu seinem unmittelbaren Gebrauche 
in der Verhandlung vorzubereiten haben, um durch kurze 
Noten Geständnis, Widerspruch, Abweichungen und Auslassungen 
constatieren zu können. 

3. Eine besondere Aufmerksamkeit wendete der Ausschuss 
dem § 211 zu. Aus der neuen Diction desselben geht die 
Absicht des Ausschusses ganz deutlich hervor, dass die Proto- 
kollierung niemals in ein Dictieren ausarten darf, dass die 
mündliche Verhandlung in voller Unmittelbarkeit sich abzu- 
spielen hat imd dass erst am Ende derselben nicht etwa Rede 
und Gegenrede der Parteien in der Reihenfolge, in welcher sie 
dieselben vorgebracht haben, sondern eine vom Richter verar- 
beitete Zusammenfassung des Verhandlungsinhaltes zu Proto- 
koll gegeben werden soll. Nur in dem Falle, als die Verhand- 
lung eine zu weitläufige ist, oder wenn eine Vertagung nöth- 
wendig ist, soll der Richter dieses Zusammenfassen der Ver- 
handlungsergebnisse entweder am Ende der Verhandlüngstag- 
fahrt vor der Vertagung der Sache oder in geeigneten Ab- 
schnitten vornehmen (Motive des Ausschusses des Abgeordneten- 
hauses, S. 32). Die Berufung auf die §§ 188, 189 lässt er- 
kennen, dass der im zweiten Absätze geschilderte Vorgang der 
Protokollierung nach Abschnitten nicht im Belieben des Vor- 
sitzenden liegt, sondern einen Beschluss des Senates voraussetzt. 

Die Protokollierung soll keine weitläufige sein, insbeson- 
dere hat das Protokoll nicht die Aufgabe, den einzelnen Par- 
teivortrag abzuconterfeien, wie etwa das Sitzungsprotokoll einer 
parlamentarischen Körperschaft. Es hat den Inhalt des ge- 
sammten Parteivorbringens zusammenzufassen, soweit derselbe 
überhaupt gesetzlich einen Gegenstand der Protokollierung 
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bildet; nicht so sehr die Verhandlnng ist zu beurkunden^ als 
die Verhandlungsergebnisse. Auf Grund der Verhandlung ist 
der Succus des beiderseits Vorgebrachten vom Richter in re- 
ferierender Weise und in knappster Form festzustellen ; das Pro- 
tokoll soll mit anderen Worten den Verhandlungsstoff in seiner 
letzten^ gelflutertsten und daher einfachsten Abstraction wieder- 
geben, losgelöst von allen überflüssigen Zuthaten der P^rtei- 
vorträge, so wie er sich dem am Schlüsse der Tagsatasimg oder 
des betreffenden Verhandlungsabschnittes rück- und über- 
schauenden Blicke des Verhandlungsleiters darstellt; nicht in 
der chronologisch-historischen Ordnung, m der das Vorbringen 
allmählich zur Kenntnis des Richters ^i^am, sondern systematisch 
gruppiert, den Netto- Verhandbngsinhalt, wie er dem Richter 
bei der Urtheilsschöpfung ifeistig gegenwärtig sein muss (Klein, 
Civilprocess-GesetzeuMrtrfe, S. 46). 

4. Die Verzögerung, welche die Aufnahme des Proto- 
kolle» «vfäirend der Verhandlung verursacht, wird durch eine 
^praktische Anwendung der Protokollierungsvorschriften möglichst 
zu vermeiden sein. 

Im Verfahren vor Gerichtshöfen wird sich lediglich 
auf die Protokollierung der Abweichungen von dem Inhalte 
der Schriftsätze zu beschränken sein, welche gegebenenfalli^ 
von den Parteienvertretem in schriftlicher Fassung vorzulegen 
sein werden. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren wird, wo es nur immer 
möglich ist, nach Vorschrift der §§ 444, 445 von der Proto- 
kollierung des auf den Sachverhalt sich beziehenden Parteivor- 
bringens abzusehen und dessen Darstellung dem Beweisbc 
Schlüsse, resp. dem Urtheilsthatbestande vorzubehalten sein. 

Immer aber, wo ein Protokoll in der Verhandlung auf- 
genommen werden muss, wird zwischen dem, den eigentlichen 
Klage- respective Einredegrund bildenden Sachverhalte und den 
sogenannten Hilfsthatsachen unterschieden werden müssen, welch' 
letztere herangezogen werden, um den eigentlichen Sachverhalt 
in das richtige Licht zu stellen und auszulegen. Erstere müssen 
protokolliert werden, letztere nur dann, wenn sie der Richter 
als zum Sachverhalte gehörig seinem Urtheile als Thatbestand 
zugrunde zu legen beabsichtigt. Denn wenn das Protokoll 
durch den Urtheilsthatbestand ersetzt werden kann, dann hat es 
auch nicht mehr zu enthalten, als für den Thatbestand vor- 
geschrieben ist. Solche thatsächliche Angriffs- oder Vertheidi- 
gungsmittel, welche dem Richter unwe8:entlich oder nebensäch- 
lich zu sein scheinen, dürfen von der Fixierung ausgeschlossen 
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werden, weil § 18t) den Vorditzenden anweist, dafür Sorge zu 
tragen, dass die Sache erschöpfende Erörterung finde, die Ver- 
handlung aber auch nicht durch Weitläufigkeit und unerheb- 
liche Nebenverhandlungen ausgedehnt werde (Klein, Mtind- 
lichkeitstypen). Findet die Partei die Fixirung dieser Angrifft?- 
oder Vertheidigungsmittcl nothwendig, so kann sie allerdings 
deren Protokollierung in Form des Widerspruches erzwingen. 

§ 212. Das aufgenommene Protokoll ist den Parteien zur 
Durchsicht vorzulegen oder vorzulesen und von ihnen zu unter- 
schreiben. Den Parteien ist gestattet, nach der Einsichtnahme 
oder Verlesung des Protokolles auf jene Funkte aufmerksam zu 
machen, in welchen die im Protokolle enthaltene Darlegitng dc-t 
Verhandlungsinhaltes dem thatsächlichen Verlaufe der Verhand- 
lung nicht entspricht. Eine dem Oerichte nothwendig sclmnende 
Richtigstellung des Protokollsinhalies liat durch einen Anhang 
zum Protokolle zu geschehen. Bleiben dagegen die Erklärungen 
der Parteien unbeiikksichtigt, so kann gegen die bezüglichen 
Angaben des Verhandlungsprotokolles Widerspruch eingelegt 
werden. 

Wenn aus diesem oder aus einem anderen Grunde von 
einer Partei gegen einzelne Angaben des Protokolles Widerspruch 
erhoben wird, ist in einem An/mnge zum Protokolle zu bemerken, 
dass und welche Einwendungen gegen die Protokollier ung er- 
hoben wurden. 

Bei Vertretung durch einen Advocaten kann vom Gerichte 
angeordnet werden, dass der Widerspruch durch das Ueberreichen 
einer kurzen, dem Protokolle als Anlage beizufügenden Nieder- 
schrift festgestellt werde. 

1. Der § 212 handelt von der Mitwirkung der Parteien, 
deren gesetzlichen Vertretern (§ o) und Bevollmächtigten beim 
Abfassen der Protokolle. Die Parteien haben nicht bloß als 
stumme Zeugen zu assistieren, sondern sie sollen in Sachen 
der Protokollicrung, wegen der dem Protokolle für das spätere 
Verfahren zukommenden Beweiskraft auch ein Wort mit- 
sprechen können. Sie dürfen daher schon bei der mündlichen 
Darlegung des Verhandlungsinhaltes auf etwaige Unrichtigkeiten 
oder Auslassungen aufmerksam machen (Klein, Civilprocess- 
GesetzentwUrfe, S. 47) und die Entscheidung des Senates über 
die Protokollierungsverfügungen des Vorsitzenden verlangen. 

Das zeitraubende Vorlesen des Protokolles soll nach den 
Motiven des Herrenhauses (S. 9) in der Regel durch das ein- 
fache Vorlegen zur Einsicht ersetzt werden. Das Vorlesen wird 
also nur dann stattzufinden haben, wenn die Vorlegung wegen 
nicht genügender Lesegewandtheit der Partei unthunlich erscheint. 
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Das laute Andictieren des ProtokoUes ersetzt dessen Vor- 
legung oder Vorlesung nicht, da das Dictum nicht immer 
richtig aufgeschrieben wird. Im Protokolle ist zu bemerken^ 
ob dasselbe vorgelesen oder vorgelegt worden ist. Verzichten 
die Parteien auf die Vorlesung oder Vorlegung, so ist dieser 
Verzicht im Protokolle zu bemerken. 

Die ausdrückliche oder stillschweigende Weigerung der 
Parteien, am Protokollierungsacte theilzunehmen, hindert die 
Aufnahme des ProtokoUes nicht (§ 210), ist jedoch gleichfalls 
im Protokolle zu bemerken. 

2. Nach §215 liefert das Protokoll über den Verlauf und 
Inhalt der Verhandlung vollen Beweis, soweit nicht ein aus- 
drücklicher Widerspruch einer Partei vorliegt. Es ist daher für 
die Parteien von besonderer Wichtigkeit, die VoUstilndigkeit 
und Richtigkeit des ProtokoUes zu controlieren. Auf den 
Inhalt des Protokolle» können die Parteien dadurch einwirken, 
dass sie die Richtigstellung desselben durclj Bezeichnung jener 
Punkte anregen, in welchen der Protokollinhalt dem thatsäch- 
lichen Verhandlungsinhalte nicht entspricht. Findet der Senat 
die erstrebte Richtigstellung zu veranlassen, was durch einen 
Anhang zum Protokolle geschieht, so ist damit die Sache 
geordnet. Wird die Anregung nicht berücksichtigt, so kann 
die Partei Widerspruch einlegen und hat dabei jene Punkte 
zu bezeichnen, deren Abänderung sie angestrebt hat, und in 
welcher Richtung sie die Abänderung angestrebt hat. 

Wird im bezirksgerichtlichen Verfahren die Darstellung 
des Sachverhaltes einem Beweisbeschlusse (444) oder dem 
Urtheilsthatbestande vorbehalten (§ 445), so hat der Wider- 
spruch bei der nächsten mündlichen Verhandlung, bezie- 
hungsweise innerhalb drei Tagen nach Verständigung von der 
Hinterlegung des Urtheilsthatbestandes zu erfolgen. Sind die 
Parteien durch Advocaten vertreten, so kann die schriftliche 
Abfassung des Widerspruches erfolgen. Das Ueberreichen 
solcher kurzer Niederschriften steht jedoch nicht im Belieben 
des Advocaten, sondern hat immer nur über Auftrag des 
Richters zu erfolgen (Motive des Anschusses, S. 32). Welche 
Bedeutung einem solchen Widerspruche beizumessen ist, hat 
das Berufungsgericht, nöthigenfalls nach mündlicher Verhandlung 
über die vom Widerspruche betroffenen Feststellungen und 
Angaben zu beurtheilen (§ 498). 

§ 213. Kann eine Partei gar nicht odrr nur mittels eines 
Handzeichens unterfertigen, so ist deren Name dem Protokolle 
durch den Schriftführer beizusetzen. 
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Entfernt sich eine Partei vor Vornahme der ProtoJcollierung 
oder wird die Unterfertigung des ProtokoUes von ihr abgelehnt, 
so sind diese Vorgänge sowie die von der Partei dafür geltend 
gemachten Grunde in einem Anhange zum Protokolle an- 
zugeben. 

Bern Protokolle hat der Vorsitzende oder der die Verhand- 
lung leitende Einzelrichter, der Schriftführer und ein der Ver- 
handlung etwa beigezogener Dolmetsch seine Unterschrift beizusetzen. 
Bei Verhinderung des Vorsitzenden unterschreibt an dessen 
Statt das älteste Mitglied des Senates. 

1. Das Protokoll ist von den Parteien zu unterschreiben. 
Können oder wollen sie dies nicht, so ist dieser Umstand im 
Protokolle als Anhang zu bemerken. Die Unterschrift der 
Parteien gilt als Zeichen der Theilnahme derselben an der 
Protokollierung, ist daher kein wesentlicher Hestandtheil des 
ProtokoUes und wird durch Unterlassung der Rüge (§ 196) 
geheilt. Dagegen ist die Unterschrift des Vorsitzenden oder 
Einzelrichters und des Schriftführers sowie des etwa beigezo- 
genen Dolmetschers ein wesentlicher Theil des ProtokoUes, weil 
sonst die amtliche Beglaubigung fehlt, dass das Protokoll vor 
Gericht aufgenommen worden ist. Die Untersdm£t ^1« Vor- 
sitzenden kann durch die ITiilnunilMift 4es Ttltesten Mitgliedes 
des fJenates ersetzt werden, die des Einzelrichters kann nicht 
ersetzt werden. 

§ 314. Gegen die die Protokollierung betreffenden Be- 
schlüsse und Verfügungen der die Verhandlung leitenden Einzel- 
richter ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. 

Wird im Verfahren vor Gerichtshöfen gegen die bezüg- 
lidien Beschlüsse und Verfügungen des Vorsitzenden Einsprache 
erhoben, so hat darüber der Senat zu entscheiden. Gegen diese 
Entscheidung findet ein abgesondertes Bechtsmittel nicht statt. 

Eine Ausnahme von der Regel des § 214 enthält der 
§ 265, indem dort der Beschluss, durch welchen schriftliche 
Feststellung der Parteien- Anträge und -Erklärungen angeordnet 
oder zugelassen wird, sowie die Entscheidung über die Rich- 
tigkeiteiner solchen Feststellung für unanfechtbar erklärt werden. 
Gegen letztere Entscheidung kann aber Widerspruch (§ 212) 
eingelegt werden. 

§ 215. Soweit nicht ein ausdrücklicher Widerspruch einer 
Partei vorliegt, liefert das in Geniäüheit der vorstehenden Vor- 
schriften errichtete Protokoll über den Verlauf und Inluilt der 
Verhandlung vollen Beweis. 
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Die Beobachtung der für die mündliche Verhandlung vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten kann nur durch das Protokoll he- 
unesen werden. 

Die Beweiskraft der in-otokoUarischen Beurkundung wird 
durch einen Wechsel in der Person der Richter nicht berührt. 

1. Bezüglich der Beweiskraft des ProtokoUes unterscheidet 
das Gesetz zwischen den für die mündliche Verhandlung vorge- 
schriebenen Fönnlichkeiten und zwischen dem Verlaufe und 
Inhalte der Verhandlung. Zu den Förmlichkeiten der münd- 
lichen Verhandlung werden gerechnet die Anwesenheit und 
Besetzung des Gerichtes, die Zuziehung des Schriftführers, die 
Oeflfentlichkeit der Verhandlung, die Ausschließung derselben, die 
Anwesenheit der Verhandelnden und die Thatsache, dass verhandelt 
WiMlcn ist (Wilmowski, S. 259), die Beeidigung der Zeugen 
und S«t*verständigen (Seuflfert, Anm. 1), die Verkündigung der 
Ent8cheidung»<Ä. G. Leipzig, XVI,S.331). Diese Förmlichkeiten 
— zu unterscheiden ^P^n der Form des ProtokoUes — können 
nur durch das Protokoll l)ewiQien werden. Andere Beweismittel 
sind ausgeschlossen, doch wird 3i© CUachung des ProtokoUes 
bewiesen und dessen Beweiskraft dadurch tm^oitoßen werden 
können. Die diesbezügliche ausdrückliche Bestimmung ^^pranb 
von der Commission des Herrenhauses zwar gestrichen, jedoch 
nach den Motiven (S. 4) nur deshalb, weil es sich um eine ent- 
behrliche Kebenbestimmung handelt. 

Anträge, Gesuche und bei Gericht abzugebende Erklärun- 
gen, die mündlich vorgebracht werden dürfen und nicht nach 
gesetzlicher Vorschrift vom Richter selbst entgegenzunehmen 
sind, können in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 
werden (§ 58, Ges. v. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.) 

AHüertialb einer Verhandlung aufgenommene Protokolle. 

§ 216, Die Protokolle, welche außerhalb einer mündlichen 
Verhandlung aufgeglommen werden, haben nebst den im §207 
erwähnten Angaben und den gemäß § 208 etwa vorzunehmenden 
Feststellungen eine kurze Darstellung der Amtshandlung und 
eine gedrängte Angabe des Inhaltes des thatsächlichen Vorbrin- 
gens der streitenden Theile oder dritter zugezogener Personell zu 
enthalten. 

Die Bestimmungen der §§ 209 bis 215 haben auch für 
diese Protokolle Geltung. 

Protokollsinhalt. 
§ 217, Der Inlmlt des Verhandlungsprotoktlles und seiner 
Beilagen, dann der im Laufe eines Bechtsstreiies durch einen 
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heauftrcigUsn oder ersuchten Richter aufgenommenen und dem er- 
kennenden Gerichte vorliegenden Protokolle und ihrer Beilagen 
ist von amtswegen zu beachten. 

Wenn die Parteien hei der durch einen beauftragten oder 
ersuchten Rechter vorgenomtnenen Amtshandlung nicht anwesend 
ivaren, ist ihtien, sofern nicht die Bestimmungen des § 19H, 
Absatz 3j zur Anwendung kommen, vor der Entscheidung Ge- 
legenheit zu geben, sich in mündlicher Verhandlung über die 
Ergebnisse der bezüglichen Amtshandlung und die Angaben der 
eingesendeten Acten zu äußern. 

1. Was zu dem Zwecke protokollarisch festgestellt wurde, 
damit es vom Richter bei seiner Entscheidung benutzt werde, 
kann in keinem Falle unberücksichtigt gelassen werden (§ 217). 
Die Art der Berücksichtigung muss jedoch im Einklänge mit 
der Natur des mündlichen Verfahrens erfolgen. Der Inhalt der 
Protokolle, welche vor einem beauftragten oder ersuchten Richter 
aufgenommen wurden, muss dem erkennenden Gerichte ohnehin 
in der mündlichen Verhandlung bekannt gemacht werden. Das 
Verhandlungsprotokoll aber kann nur ein solches Vorbringen 
enthalten, welches in der mündlichen Verhandlung bereits vor- 
getragen wurde. Wenn ein Vorbringen, weil z. B. eine Aen- 
derung in der Besetzung des Gerichtes eintrat, wiederholt wer- 
den muss, so . erstreckt sich die Noth wendigkeit der Wiederholung 
auch auf dasjenige Vorbringen, welches durch das Verhandlungs- 
protokoll festgestellt worden ist, wobei allerdings da-: Gericht 
von amtswegen die Uebereinstimmung des Vorbringens mit dem 
Protokolle zu überwachen hat (Regierimgsmotive, S. 263). 

2. Nicht nur das Protokoll, sondern auch dessen Beilagen 
sind zu berücksichtigen. 

Als solche fuhrt das Gesetz an: die nach §§ 208, Z. 1 u. 2, 
209, ^65 zu protokollierenden Anträge und Erklärungen sowie 
die gerichtlichen Entscheidungen, sofern sie in besonderen Schrift- 
stücken dem Protokolle beigefügt werden (§ 208); die Nieder- 
schrift des Widerspruches igegen den Protokollinhalt (§ 212), 
die von den Parteien vorgelegten oder vom Gerichte beige- 
schafFten (§ 183) Urkunden, Acten, Pläne, Risse, Auskunfts- 
sachen und Augenscheinsgegenstände; Vergleich ungsschriften 
(8 314). 

3. Wenn der Streitverhandlung ein vorbereitendes Ver- 
fahren vorausgegangen ist, sind die Ergebnisse desselben bei 
der Streitverhandlung auf Grund der gerichtlichen Protokolle 
durch ein Mitglied des Senates vorzutragen (§ 262). 

Das Ergebnis einer nicht vor dem erkennenden Gerichte 
erfolgten Beweisaufnahme hat der Vorsitzende auf Grund der 
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diese Beweisaufnahme betreffenden Protokolle und sonstigen 
Acten bei der mündlichen Verhandlung zu geeigneter Zeit 
darzulegen (§ 2S7), 

Um die Beachtung des Protokollinhaltes mit dem Grund- 
sätze des beiderseitigen Gehöres in Uebereinstimmung zu bringen, 
wird im § 217, Absatz 2 in Beziehung auf die Protokolle, 
welche durch einen beauftragten oder ersuchten Richter aufge- 
nommen wurden, der Vorschlag gemacht, den Parteien noch vor 
der Entscheidung Gelegenheit zu einer mündlichen Aeußerung 
zu geben (Regierungsmotrx'e, S. 264). Dies ist jedoch nur dann 
vorgeschrieben, wenn die Partei bei der Amtshandlung des er- 
suchten oder beauftragten Richters nicht anwesend war und 
fretin die Verhandlung nicht im Sinne des § 193, Abs. 3 vor 
der Beweisaufnahme geschlossen wurde. Für das vorbereitende 
Verfahren ist jedoch die Vorschrift des § 217 durch die Be- 
stimmungen des § ?54 beschränkt, wonach die im vorbereiten- 
den Verfahren ausgebliebene Partei die thatsUchlichen Behaup- 
tungen der erschienenen Partei nicht mehr mit Erfolg wider- 
sprechen und die Erklärungen über angebotene oder vorgelegte 
Beweise nicht mehr nachholen kann. 



Sechster Titel: Acten. 

^ 218. Jede Partei kann zur Begründung ihrer Anträge 
auch auf die ihr auf Veranlassung des Gegners zugestellten 
SchrißstUcke Bezug nehmen. Sie kann, wenn diese Schriftstücke 
in Verlust gerathen sind, und sich auch kein Exemplar derselben 
hei Gericht befindet, verlangen, dass ihr der Gegner gestatte, auf 
ihre Kosten von den in seinen Händen befindlichen bezüglichen 
Schriftstücken Abschriften zu nehmen. 

Bei Zulassung freier Beweiswürdigung wäre es ganz ver- 
geblich, wenn man die Beweiskraft der von einer Partei beige- 
brachten Beweismittel durch einen Rechtssatz ausschlieOlich 
dieser Partei reservieren wollte. Ebensowenig lässt sich abei* 
für ein wahrhaft mündlich unmittelbares Verfahren mit contra- 
dictorischer Parteiverhandlung zu Gunsten einer der Parteien 
ein Monopol zur Ausnützung des Beweisgehaltes der von ihr 
im Processe vorgelegten Schriftstücke schaffen. Der Gegner 
könnte schwer daran gehindert werden, in den Parteivorträgen 
in irgend einer Weise auf diese Schriftstücke auch zu seinen 
Gunsten sich zu berufen, und noch schwerer könnte dem Ge- 
richte bei Anerkennung freier Beweiswürdigung zur Pflicht ge- 
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macht werden^ den Inhalt solcher Schriftstücke zu gleicher Zeit 
als bekannt and anbekannt za behandeln, za beachten and un- 
beachtet zu lassen, je nachdem derselbe ftir die eine oder andere 
Partei bedeutsam ist. Diese mit dem Grundprincipe des neuen 
Verfahrens eng zusammenhängende Gemeinschaftlichkeit des 
Inhaltes und der Beweiskraft aller im Processe von einer Seite 
bentltzten und vorgelegten Schriftsttlcke ist dem geltenden 
Rechte gegenüber eine so wesentliche Neuerung, dass es nicht 
überflüssig sein wird, ihrer im Gesetze ausdrücklich zu gedenken. 
Aus der Berechtigung, derlei Schriftstücke im Processe zu 
Gunsten der eigenen Parteistellung zu verwerten, folgt dann die 
weitere Vorschrift des § 218 über die Gestattung der Abschiift- 
nahme von selbst (Regierungsmotive, S. 249). Der Ansicht Schauers 
(S. 365), dass im Falle der Weigerung dem Gegner nach § 82 der 
Erlag des Schriftstückes zu Gericht mittels sofort vollstreck- 
baren Beschlusses aufgetragen werden könne, dürfte nicht bei- 
zutreten sein, da der § 82 von Urkunden handelt, hier aber 
Schriftsätze in erster Linie gemeint sind und der Beschluss nach 
§ 82 überhaupt nicht vollstreckbar ist. Im Falle der Weigerung 
wird die Abschrift im Klagewege anzustreben sein (§ 317). 

§ 219. Die Parteien können von sämmtlichen ihre RecJUs- 
saclie betreffenden, bei Gericht befindlichen Acten (Processacten), 
mit Ausnahme der Entwürfe eu ürtheilen und Beschlüssen, der 
Protokolle Über Berathungen und Abstimmungen des Gerichtes 
und solcher Schriftstücke, welche Disciplinarverfügungen entluilten, 
Einsicht nehmen und sich davon auf ihre Kosten Abschriften 
und Auszüge ertheilen lassen. Zum Zwecke der Vorbereitung 
ihrer Vorträge ist ihnen insbesondere auch in die Protokolle und 
Acten eines vorbereitenden Verfahrens Einsicht eu gewahren. 

Mit Zustimmung beider Parteien können, auch dritte Per- 
sohlen von den Processacten Einsicht nehmen und Abschriften 
erh^en. Fehlt eine solche Zustimmung, so kann einem Dritten, 
insoweit er ein rechtliches Interesse glaubhaft macht, eine solche 
Einsicht' und Abschriftsnahme vom Vorsteher des Gerichtes ge- 
stattet werden. 

Die von einer Partei dem Gerichte übergebenen ScJirlft- 
stücke sind dieser Partei auf ihr Begehren wiäer auszufolgen, 
wenn der Zweck der Außewahrung entfallen ist. 

1. Der Inhalt der bei Gericht befindlichen Processacten 
(§ 219) muss d«n Pwieien innerhalb der Grenzen des eigent- 
lichen Verhandlungsstoffes unbedingt zugänglich sein. Was von 
einer der Parteien im Wege des mündlichen Vorbringens zum 
Inhalte der Processverhandlung gemacht und dadurch zur 
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Kenntnis des anderen Tlieiles gebracht werden kann, zu dessen 
Kenntnis muss letzterer auch im Wege der Acteneinsicht ge- 
langen können, denn die Processacten des mündlichen Ver- 
fahrens sind nichts Selbständiges, sie bestehen immer nur in 
Bezug auf eine Verhandlung, entweder bereiten sie eine münd- 
liche Verhandlung vor, oder sie sind deren Widerschein, die 
Beurkundung einer solchen. Daraus allein schon folgt, dass 
die Einsicht in die Processacten keine enger begrenzte sein kann. 
In demselben Gesichtspunkte ist es aber auch begründet, wenn 
im § 219 die beliebige Einsicht- und Abschriftnahme in An- 
sehung der Entwürfe zu Urtheilen und Beschlüssen, der Proto- 
kolle über Berathungen und Abstimmungen und endlich solcher 
Schriftstücke versagt wird, welche disciplinäre Verfügungen 
enthalten (Regieningsmotive, S. 250). 

Die von anderen Behörden dem Processgerichte als Be- 
weismittel zugesendeten Acten: Strafacten, Verwaltungsacten, 
Acten einer anderen Processache, sowie eigene Acten des Pro- 
cessgerichtes zu einer anderen Processache gehören nicht zu 
den Processacten und ist deren Einsicht- und Abschriftnahme 
nach Absatz 2 zu beurtheilen. 

2. Die Vorschriften über die Bewilligung der Acten- 
einsicht an dritte Personen weichen vom geltenden Rechte nicht 
erheblich ab. Zur Ertheilung dieser Bewilligung wurde der 
Gerichtsvorsteher ermächtig!, weil eine solche Entscheidung auf 
freiem Ermessen beruhen muss und in der Regel sofort erfolgen 
soll (Regierungsmotive, S. 250). Voraussetzung ist die Glaub- 
haftmachimg (§ 274) eines rechtlichen Interesses (§ 17, Anm. 1). 
Dasselbe muss nicht ein privatrechtliches Interesse sein und 
muss nicht zu dem betreffenden Processe oder zu einer der 
Processparteien in Beziehung stehen. Es kommt nur auf das In- 
teresse an der Einsicht der Acten an. Immer muss aber das 
Interesse ein rechtliches sein. 

Die Gestattung oder Ablehnung der Einsicht muss die 
Rechtsverhältnisse des Dritten berühren (Wilmowski, S. 484). 

In zweifelhaften Fällen wird es sich empfehlen, von der 
Bewilligung der Acteneinsicht die betheiligten Processparteien 
zu verständigen und vor der Acteneinsicht die Rechtskraft des 
betreffenden Bescheides abzuwarten. 

3. Da zu den Processacten auch solche Schrifstücke ge- 
hören können, welche einem Gerichte bloß für die Zwecke und 
für die Dauer eines Verfahrens oder einzelner Stadien desselben 
übergeben werden, so muss noch bestimmt werden, dass und 
wann diese Schriftstücke zurückgenommen werden dürfen (Re- 
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giernngsmotive, S. 250). Die Schriftsätze welche bei Gericht 
zurückbehalten werden und auf denen die gerichtlichen Ver- 
fügungen entworfen sind, werden dadurch zu Amtsacten und 
sind nicht zurückzustellen ; wohl aber sind Auskunftssachen und 
andere Beweisgegenstände, welche nicht zu den Schriftstücken 
gehören, gleich diesen zurückzustellen. Insbesondere werden die 
gemäß § 316 bei Gericht zurückbehaltenen bedenklichen Ur- 
kunden, Processvollmachten (§ 30) und Processlegitimationen 
(§ 4) zurückzustellen sein. 

4. Ausfertigungen, Auszüge und Abschriften sind von der 
Gerichtskanzlei zu ertheilen, vom Vorsteher oder von dem leitenden 
Beamten der Gerichtskanzlei oder von dem dazu besondel's be- 
stimmten Kanzleibeamten zu unterschreiben und mit dem Gerichts- 
siegel zu versehen (§ 56, Ges. v. 21. Nov. 1896, Nr. 217R.-G.-B1.) 



Siebenter Titel: Strafen. 

§ 220, Eine Ordnungsstrafe darf den Betrag von fünfzig 
Gulden, oder wenn dieselbe gegen einen Advoeaten verhängt u^^ird,, 
den Betrag von hundert Gulden, eine Muthwillensstrafe den Be- 
trag von dreihundert Gulden nicht übersteigen. 

Die nach den Bestimmungen diesem Gesetzes gegen eine 
Person verhängten Geldstrafen fließen dem Ärmenfonde des 
Ortes zu, in tcelehem diese Person ihren Wohnsitz hat', wenn 
aber ein solcher Wohnsitz im Geltungsgebiete dieses Gesetzes 
nicht begründet oder nicht bekannt ist, dem Ärmenfonde des 
Ortes, in welchem das Gericht seinen Sitz hat, das die Strafe 
verhängte. 

Im Falle der Zahlungsunfähigkeit ist die Geldstrafe in 
Haft umzuwandeln. Die Dauer der Haft hat das Gericht zu 
bestimmen; die Haft darf jedoch zehti Tage nicht überschreiten. 

Strafverfügungen sind von amtswegen zu vollziehen. 

1. Die Tlöhe der (Ordnungsstrafe von 100 fl. für Advo- 
eaten und von 50 fl. für andere Personen gilt auch für 
die nach § 200 in Handhabung der Sitzungspolizei gegen Pro- 
cessbe Vollmilch tigte zu verhängenden Geldstrafen, wenn auch dort 
für Processbevollmächtigte ohne Unterschied Geldstrafe bis zur 
Höhe von 100 fl. angedroht ist. 

2. Ordnungsstrafen werden vom Gesetze gegen die Par- 
teien, deren Vertreter und Bevollmächtigte, gegen andere bei 
dem Processe betheiligte Personen, Zeugen und Sachverständige^ 
sowie gegen außerhalb des Proces.ses stehende Personen an- 
gedroht. 
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a) Nach § 86 kann gegen eine Partei (deren gesetzlichen 
Vertreter oder bevollmächtigten), welche in einem 
Schriftsatze die dem Gerichte schuldige Achtung 
verletzt oder den Gegaer, einen Vertreter, Bevollmäch- 
tigten, Zeugen oder Sachverständigen beleidigt, eine 
Ordnungsstrafe verhängt werden. 

b) Wegen einer Beleidigung der Mitglieder des Gerichtes, 
einer Partei, eines Vertreters, Zeugen oder Sachver- 
ständigen bei der Verhandlung ist gegen den Pro- 
cessbevollmächtigten nach § 200, gegen die Parteien, 
deren gesetzliche Vertreter, gegen Zeugen, Sachver- 
ständige und unbetheiligte Personen na^h § 199 eine 
Ordnungsstrafe zu verhängen. 

c) Advocaten verfallen der Ordnungsstrafe nach § 179, 
wenn ihnen bei verspätetem Vorbringen zur Ver- 
schleppung des Processes ein grobes Verschulden zur 
Last fällt. 

d) Zeugen und Sachverständige, welche trotz ordnungs- 
mäßiger Ladung ohne genügende Entschuldigung nicht 
erscheinen, müssen in eine Ordnungsstrafe verfallt werden 
(§§ 333, 354). 

3. Parteien, deren gesetzliche Vertreter und Bevollmäch- 
tigte verfallen einer Muth willensstrafe bei Erschleichung 
des Armenrechtes (§ 69),. bei muthwilliger Bestreitung der 
Echtheit einer Urkunde (§ 313), bei muthwilliger Erhebung der 
Revision (§ 512) oder des Revisionsrecurses (§ 528). Außerdem 
ist gegen Zeugen und Sachverständige, welche die Aussage 
oder die Abgabe eines Gutachtens verweigern, eine Muthwillens- 
strafe zu verhängen, wenn die Weigerung eine muthwillige 
war (§§ 326, 354). Nach § 408 ist die unterliegende Partei, 
welche offenbar muthwillig Process geführt hat, zur Leistung 
eines Entschädigungsbetrages an den Gegner zu verurtheilen. 

4. Ucbcr die Art der Eintreibung der Geldstrafen be- 
stimmt die V. V. 5. November 1852, Nr. 227 R.-G.-Bl.: 

§ 1. Jede Gerichtsbehörde erster Instanz bat sowohl die 
von ihr selbst verhängten als diejenigen Geldstrafen, zu deren 
Eintreibung sie von einer höheren Behörde angewiesen wird, 
einzuheben und die Einhebung amtlich zu tiberwachen. — Zu 
diesem Ende hat dieselbe der zur Zahlung einer Geldstrafe 
verurtheilten Person aufzutragen, den Betrag binnen 8 Tagen 
nach Rechtskraft der Verordnung, wodurch die Geldstrafe aus- 
gesprochen wurde, bei dem Expeditamte des Gerichtes zu er- 
legen, nach fruchtlosem Ablaufe der Frist aber die Einhebung 
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entweder durch einen Oerichtsvollzieher, welcher darüber binnen 
einer bestimmten Frist zu berichten hat, oder falls die zur 
Zahlung einer Geldstrafe verurtheilte Person außerhalb des Ge- 
richtsortes wohnen sollte, durch das Bezirksgericht, in dessen 
Sprengel sie ihren Wohnort hat, zu veranlassen. 

§ 2. Bei nicht erfolgter Zahlung ist die Execution von 
dem dazu abgeordneten Gerichtsvollzieher sogleich dadurch vor- 
zunehmen, dass dem Zahlungspflichtigen soviel als der Betrag der 
Geldstrafe ausmacht, von dem vorfindigen beweglichen V^er- 
mögen abgenommen wird. Das Abgenommene ist zu Gericht 
zu erlegen, oder wenn die gerichtliche Deponierung nicht thun- 
lich wäre, einem verlässlichen Manne in Verwahrung zu über- 
geben, und falls es nicht in Geld oder in öffentlichen Staats- 
schuldverschreibungen bestände, nach vorläufiger, von amtswegen 
durch einen Sachverständigen zu veranlassender Schätzung bei 
der nächst vorfallenden gerichtlichen Feilbietung, längstens aber 
binnen 14 Tagen nach der vorgenommenen TfUndung, und zwar 
erforderlichen Falles auch unter dem Schätzungswerte im Ver- 
steigerungswege zu verkaufen, worauf der Strafbetrag sammt 
den allfälligen Kosten zu berichtigen, der allfällige Ueberrest 
aber der Partei auszufolgen ist. 

§ 3. Nur in Fällen, in welchen zur Eintreibung einer Geld- 
strafe die Execution auf ein unbewegliches Gut oder auf eine, 
auf einem unbeweglichen Gute haftende Forderung geführt 
werden muss, hat das Gericht die gesetzliche Eintreibung der- 
selben unter Mittheilung des vorläufig mit der Bestätigung der 
Rechtskraft versehenen Erkenntnisses der für das Kronland 
bestellten k. k. Finanzprocuratur (oder Abtheilung) zu über- 
lassen. 

§ 4. Die Berufungsbehörden haben sich zur Einhebung 
der von ihnen verhängten Geldstrafen jederzeit der Gerichtsbe- 
hörden zu bedienen, durch welche die Verordnung, womit die 
Geldstrafe ausgesprochen wurde, der Partei kundgemacht wird. 

Die übrigen Bestimmungen dieser Verordnung erscheinen 
aufgehoben. Die nach §§ 199, 200 verhängten Geldstrafen 
Rönnen sofort eingehoben werden, bei den übrigen hemmt der 
Kecurs die Einhebung (§ 524). 

DieAbfuhr der Geldstrafen regelt dieM.V.v. 1 I.Februar 1855 
Nr. 30R.-G.-B1. Die eingehob^nen Straf betrage sind von Fall zu 
Fall unter Benennung des Verurtheilten und unter Angabe des 
richterlichen Erkenntnisses an die Gasse jenes Armeninstitutes 
abzuführen, welchem der Strafbetrag nach dem Gesetze zuzu- 
fallen liat. 
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Die Gerichte haben hierüber genaue Vormerkungen zu 
fuhren, in welchen die geschehene Abfuhr und die Empfangs- 
bedtätigung der Casse gehörig ersichtlich zu machen ist, und 
jedes Erkenntnis^ wodurch eine Geldstrafe verhängt wird, dem 
Vorstande des betreflFenden Armeuinstitutes im Auszuge mitzu- 
theilen. — Außerdem ist von der Abfuhr der Geldstrafe die 
Bezirksvertretung zu verständigen. 

5. Betreflfs der Umwandlung einer uneinbringlichen Geld- 
strafe in Haft H'urde das Maximum der Haft unter die Grenze 
herabgesetzt, welche nach dem bisher üblichen Umwandlungs- 
niaßstabe dem Maximum der zulässigen Geldstrafe entspräche 
(Regierungsmotive, S. 250). Es wird daher von den Bestim- 
mungen des § 4 der M.V. v. 5. November 1852, Nr. 227 R.-G.-Bl., 
dass die Geldstrafe in der Regel in Arrest von je einem Tage 
für 5 fl. zu verwandeln sei, wenn das Gericht nicht auf eine 
verhältnismäßig kürzere Arreststrafe zu erkennen findet, nur 
dann Gebrauch gemacht werden können, wenn die Haft nach 
dieser Berechnung nicht länger als 10 Tage dauern würde. Da- 
gegen verbleiben die Bestimmungen dieser Verordnung in Kraft, 
sofern die kürzeste Haftdauer mit 12 Stunden festgesetzt ist 
und sofern das Gericht, welches die Geldstrafe verhängt hat, 
zur Umwandlung derselben berufen erscheint. 



Achter Titel: Sonntagsruhe und Gerichteferien/. 

§ 221, An Sonntagen, sowie am Weihnadifstage dürfen 
Tagsataungen nicht abgehalten werden. Die Anberaumung einer 
Tagsatzung auf einen anderen Feiertag ist nur hei Gefahr im 
Verzuge zulässig. 

Wekhe Tage im Sinne dieses Gesetzes als Feiertage zu 
gelten haben, tvird durch Verordnung bestimmt. 

In seiner allgemeinen Fassung gilt der § 221 für alle 
Tagsatzungen, auch im Besitzstörungsverfahren und für Tag- 
satzungen vor einem ersuchten oder beauftragten Richter. Die 
Parteien können jedoch auf die Einwendung verzichten und 
auch an Sonntagen verhandeln. 

Sonn- und Feiertage haben außerdem auf die Zustellung 
(§ 100), auf die Befestigung der schriftlichen Anzeige an der 
Eingangsthüre eines verschlossenen Geschäftsiocales (§ 104) und 
auf den Fristenlauf (§ 126) Einfluss, sofern Zustellungen an 
Sonn- und Feiertagen nicht erfolgen dürfen, der Anschlag ver- 
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boten ist und eine an einem Sonn- oder Feiertage endende 
Frist erst am nächsten Werktag endet. 

§ 222. Die Gerichtsferien dauern secJis Wochen. Der 
Beginn derselben wird für die einzelnen Königreiche und Länder 
im Verordnungswege festgesetzt. 

§ 223. Während der Gerichtsferien werden nur in Ferial- 
Sachen Tagsatzungen abgehalten und Entscheidungen erlassen. 

Auf das Mahnverfahren, sowie auf das Executionsverfahren 
mit Einschluss der Verhandlung über die Meistbotvertheilung 
haben die Gerichtsferien keinen Einfluss. 

1. Nur betreffs der Tagsatzungen und der Entscheidungen 
tritt während der Gerichtsferien die Beschränkung ein, dass 
erstere nicht abgehalten, letztere nicht erlassen werden können. 
Processleitende Verfügungen: Anordnung von Tagsatzungen 
auf einen Tag nach den Ferien, Zustellungen u. s. w. können 
auch während der Ferien erfolgen (Wilmowski, S. JStJG). 
Entscheidung ist nicht nur das Urtheil, sondern auch jeder 
Beschluss, durch welchen über einen Antrag erkannt wird. Da- 
von zu unterscheiden sind eben die processleitenden Verfügungen, 
durch welche, ohne über den Antrag abzusprechen, nur die 
zur Einleitung oder Fortsetzung des Verfahrens nothwendigen 
Processhandlungen eingeleitet werden. Entscheidungen werden 
erlassen durch ihre Verkündigung und durch die Zustellung 
der nicht verkündeten. Die Zustellung vor den Gerichtsferien 
verkündeter Entscheidungen während der Ferien ist daher 
zulässig. 

2. Wird eine Tagsatzung entgegen der gesetzlichen Vor- 
schrift während der Gerichtsferien angeordnet, so braucht die 
Partei nicht zu erscheinen und es kann gegen sie ein Ver- 
säumnis urtheil nicht erlassen werden. Erscheint sie aber und 
lässt sich in die Verhandlung ein, ohne den Mangel zu rügen, 
so ist derselbe geheilt (§ 196). Wird gegen die Voi*schrift des 
Gesetzes eine Entscheidung erlassen, so. muss dieselbe durch 
die zulässigen Rechtsmittel angefochten werden, wenn diese 
Form Verletzung beseitigt werden soll. 

Das Mahnverfahren endet mit dem Widerspruche gegen 
den Zahlungsbefehl, die Tagsatzung zur Verhandlung über die 
Klage darf nicht in den Ferien angeordnet werden. Exscin- 
dierungsklagen gehören nicht zur Zwangsvollstreckung. 

§ 224. Ferialsachen sind: 

1. Wechselstreitigkeiten ; 

2. Processe, in welchen über die Fortsetzung eines a^ige- 
f anginen Baues gestritten wird; 
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S. Slreitigkeiltn wegen Störung des Besitzstandes bei Sachen 
und hei Beeilten, wenn das Klagebegehren nur auf den Schutz 
und die Wiederherstellung des letzten Besitzstandes gerichtet ist\ 

4. Streitigkeiten über Aufkündigung, Uebergabe und Ueber- 
nähme geachteter oder gemieteter Sachen, Wohnungen oder an- 
derer Bäume und solcher Sachen, die gegen einen Zins in Früchten 
(§ 1103 a. 6. G,'B.) zum Gebrauche überlassen wurden; 

5. Streitigkeiten aus dem Dienst- und Lohnvertra^e zwischen 
Dienstgebern und Dienstboten oder anderen im Dienstvertrage 
stehenden Personen, zwischen Land- und Forstwirten und ihren 
land- und forstunrtschafilichen Hilfsarbeitern und Ta^glöhncrn, 
ztvischen Bergwerksbesitzern und allen sonstigen Arbeitgebern 
und den von ihnen beschäftigten Werkführern, Gehilfen, Ar- 
beitern oder Lehrlingen, sowie Streitigkeiten aus dem Dienstver- 
Mlinisse der Schiffsmannschaft; 

6. Streitigkeiten zwisdien Wirten, Schiffern, Flößern oder 
Fuhrleuten eitiers* its und ihren Gästen, Beisenden oder Auftrag- 
gebern anderseits über die aus diesen ihren gegenseitigen Ver- 
hältnissen entspringenden Verpflichtungen; 

7. alle sonstigen Streitigkeiten über vermögensrechtliche 
Ansprüche, deren Gegenstand an Geld oder Geldeswert den Be- 
trag von fünfzig Gulden nicht übersteigt'^ 

8. Anträge auf Bewilligung, Einschränkung oder Auf- 
hebung von einstweiligen Verfügungen, 

Der Vorsteher des Gerichtes oder der Vorsitzende des 
Senates, dem eine Bechtssache zugewiesen ist, lann überdies auch 
andere Sachen, soweit sie einer schleunigen Erledigung bedürfen, 
von Fall zu Fall als Ferialsache erklären. Eine solche Ver- 
fügung kann durch ein Bechtsmittel nicht angefochten icerdcu, 

1. Wechselötreitigkeiten sind solche, welche au» 
Wechselgeschäften entspringen (§ 51 J. N.), in welchen wechsel- 
mäßige Ansprüche geltend gemacht werden (§ 555), deren 
Fundament der Literalconlract der Wechselurkunde, nicht ein 
außerhalb derselben liegen Ics Rechtsgeschäft bildet (Wilmowski, 
S. 851). Die Bereicherungsklagc aus Art. 83 W. O.; die Klage 
auf Ausstellung eines Weciisels, die Klage des Bezogenen gegen 
den Aussteller des Wechsels gehören nicht zu den Wechsel- 
streitigkeiten. 

2. Die Processe, in welchen über die Fortsetzung 
eines angefangenen Baues gestritten wird, werden in der 
Regel im Besitzstörungsverfahren (§ 45-s>) ausgetragen. Nach- 
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dem jedoch unter Ziffer 3 der Besitzstörungssachen besonders 
Erwähnung geschieht, werden auch die im ordentlichen Ver- 
fahren auf Grund des § 340 a. b. G.-B. anhängig gemachten 
Processe als Ferialsachen zu behandeln sein, während unter 
Ziffer 3 nur die eigentlichen Besitzstörungsklagen (§ 454) 
gemeint sind. 

3. Nicht alle Mietstreitigkeiten (§ 49, Z. 5 J. N.) sind 
Ferialsachen, sondern nur jene, welche die Aufkündigung, 
Uebergabe oder Uebernahme gepachteter oder gemieteter oder 
im Colonenverhältnisse (§ 1 103 a. b. G.-B.) stehender Sachen 
betreffen. Es muss sich um ein Miet- oder Pachtverhältnis 
handeln, andere Klagen auf Uebergabe oder Räumung aus 
einem anderen Rechtstitel, gehören nicht hieher. Wohl aber 
braucht das Miet- oder Pachtverhältnis nicht mehr zu bestehen, 
es kann wegen Ablaufes der Zeit oder aus anderen Gründen 
in seinem Bestände angefochten werden. Auch die im § 49 J. N. 
besonders angeführten Streitigkeiten wegen Zurückhaltung der 
invecta et illata sind hier ausgelassen, daher keine Ferialsachen 
(A. M. Schauer, S. 369). 

4. Die Ziffern 5, C stimmen mit den Competenzvorschriften 
des § 49, Z. (>, 7 J. N. überein, Ziffer 7 bezeichnet alle Bagatell- 
sachen (§ 448) als Ferialsachen. Die Bestimmungen über 
einstweilige Verfügungen sind in den §§ 378 ff. der Executions- 
ordnung enthalten. 

5. Außerdem kann der Gerichtsvorstand oder Vorsitzende 
des Senates (Einzelrichter) auch andere Sachen von Fall zu 
Fall als Ferialsachen erklären. Naturgemäß wird dies nur über 
Antrag der Partei zu erfolgen haben, da sonst kein Grund 
vorliegt, über ' den Wunsch der Partei hinaus von der gesetz- 
lichen Vorschrift über die Gerichtsferien abzugehen. Ob die 
Sache einer schleunigen Erledigung bedürfe, unterliegt dem 
freien Ermessen. Die Erklärung als Ferialsache muss aus- 
drücklich erfolgen, die Anordnung der Tagsatzung während 
der Ferien ersetzt diese Erklärung nicht. Die betreffende Ver- 
fügung ist unanfechtbar; gegen dio Ablehnung des Antrages 
dagegen steht der Recurs zu. Nicht nur während der Ferien 
anhängig gewordene, sondern auch schon vor den Ferien 
anhängig gewesene Sachen können als Ferialsachen erklärt 
werden. 

§ 225. Die Gerichtsftrien hemmen den Lauf einer Frist ; 
der noch übrige Iheil der Frist beginnt mit dem Ende der 
Gerichtsferien zu laufen. 
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Fällt der Anfang einer Frist in die Gerichtsferien, so be- 
ginnt der Lauf der Frist mit dem Ende der Gerichtsferien. 
Auf Anfang und Ahlauf von Nothfristen und von Fristen in 
Ferialsachen hat der Eintritt der Gerichtsferien keinen Einfluss. 

1. Außer auf Nothfristen (§ 128, Anm. 2) und auf alle 
Fristen in Ferialsachen (§ 224) haben die Gerichtsferien 
keinen Einfluss auf Jahresfristen (§ 125), auf die un ei gent- 
lichen Fristen (§123, Anm. 1), auf die Präclusivzeiträume 
für die Zulässigkeit von Rechtsbehelfen (§ 123, Anm 3) und 
auf alle Fristen, welche nicht zu den Processfristen (§ 123, 
Anm. 1) gehören, insbesondere also nicht auf die Zahlungs- 
fristen. Die Bestimmungen über die Gerichtsferien sind von 
dem Ausschusse iles Abgeordnetenhauses in das Gesetz eiügeftlgt 
worden, wobei <ler Entwurf vom Jahre 1881, jedoch mit der 
Abänderung benutzt worden ist, dass der den Einfluss der 
Ferien auf den Fristenlauf regelnde § 225 aus dem die Process- 
fristen regelnden Titel in den Titel über die Gerichtsferien 
herübergenommen wurde. 

Dass dies in der Absicht geschehen wäre, die betreflfenden 
Bestimmungen fiir alle Fristen zu generalisieren ist nicht er- 
sichtlich und nicht anzunehmen und es wird daran festzuhalten 
sein, dass nur die Fristen zur Vornahme von Processhandlungen, 
die Processfristen durch die Ferien berührt werden, diese 
aber ohne Rücksicht darauf, ob sie Einlassungsfristen, Fristen 
ftlr vorbereitende Schriftsätze oder andere Fristen zur Vornahme 
von Processhandlungen sind. 

2. Der Einfluss der Gerichtsferien auf den Fristenlauf 
besteht darin, dass die Ferienzeit in die Frist nicht eingerechnet 
wird. Während der Ferien kann eine Frist weder beginnen, 
noch weiterlaufen, noch enden. Hat sie bereits vor den Ferien 
begonnen, so sind die in die Ferien fallenden Tage: der noch 
übrige Th(»il der Frist, von dem Ende der Ferien zu 
rechnen. 

Beginnen beispielsweise die Ferien am 15. Juli, so enden 
sie nach i\ Wochen, sohin am 26. August und sowohl der 
15. Juli als der 26. August sind Ferialtage. Hat eine einmonat- 
liche Frint am 12. Juli begonnen, würde sohin ohne Ferien 
am 12. August enden, so beträgt diese Frist 31 Tage, von 
denen 2 Tage vor den Ferien und 29 Tage nach den Ferien 
zu rechnen sind, so dass die Frist am 24. September endet. 
Bei einer längeren Frist, deren Beginn in die Zeit vor den 
Ferien und deren Ende in die Zeit nach den Ferien fallen 
würde, z. B. bei einer zweimonatlichen, am 12. Juli beginnen- 
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<len Frist, welche am 12. September enden würde, sind die 
ganzen 6 FeriaLwochen abzurechnen, so dass das Ende der 
Frist 6 Wochen nach dem 12. September, also auf den 24. Oc- 
tober fällt. Fällt der Anfang der Frist in die Ferien, so be- 
ginnt sie mit dem 27. August. In allen Fällen, in denen das 
Ende der so berechneten Frist auf einen Sonn- oder Feiertag 
flUIt, endet dieselbe erst mit dem nächstfolgenden Werktag 
i^% 126}. Nachdem das Ende einer Frist auch durch Angabe 
«ines bestimmten Kalendertages bezeichnet werden kann (§ 126) 
nnd bei Fristverlängerungen bezeichnet werden muss (§ 128), 
60 ist in diesem Falle auf die Gerichtsferien Rücksicht zu 
nehmen und dies in dem betreflfenden Bescheide auszudrücken 
<§ 128, Anm. 5). 

Bei gesetzlichen oder richterlichen Fristen, die in bürger- 
lichen Rechtssachen einer Partei zur Abgabe von Erklärungen, 
Anbringung von Anträgen, Ueberreichung von Schriftsätzen oder 
zur Vornahme anderer, ein gerichtliches Verfahren betreffenden 
Handlungen offen stehen, werden die Tage des Postenlaufes nicht 
eingerechnet. Schriftliche Eingaben an das Gericht können auch 
im telegraphischen Wege erfolgen; insbesondere kann die Er- 
hebung der Berufung, Revision oder des Recurses telegraphisch 
^^eschehen. Die näheren Vorschriften über die geschäftliche 
Behandlung solcher Depeschen sind im Verordnungswege zu 
erlassen (§ 89, Ges. v. 27. Nov. 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.) 
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Gesetz vom 1. August 1895, über das gericht- 
liche Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten (Civilprocessordnung). 

Zweiter. Theil. 

Verfahren vor den Oerlohtshöfen erster 
Instanz. 



Erster Abscbnitt: Verfahren bis zum Urtheile. 

Erster Titel: Klage, Klagebeantwortung, vorbereitendes Ver- 
fahren und Streitverhandlung. 

Klage. 

§ 226. Die mittels vorbereitenden Schriftsatzes anzubrin- 
gende Klage hat ein bestimmtes Begehren zu enthalten, die That- 
sacken, auf welche sich der Anspruch des Klägers in Haupt- 
und Nebensachen gründet, im einzelnen kurz und vollständig 
anzugeben, und ebenso die Beweismittd im einzelnen genau zu 
bezeichnen, deren sich der Kläger zum Nachweise seiner (hat- 
sächlichen Behauptung bei der Verharzung zu bedienet^ be- 
absichtigt. 

Wenn die Zuständigkeit des angerufenen Gerichtes vom 
Werte des Streitgegenstandes abhärmt utyi die Klage nicht auf 
eine Geldsumme gerichtet ist, sind in die Kla^e auch die erfor- 
derlichen Angaben über den Wert des Streitgegenstandes aufzu- 
nehmen. Wenn die Klage einen Gegenstand der Handels-, See- 
oder Berggerichtsbarkeit betrifft, jedoch bei einem Gerichtshofe 
angthracht wird, welchem nicht nur diese besondere, sondern auch 
die allgemeine Gerichtsbarkeit zusteht, so ist bei der Bezeichnut^ 
des Gerichtes ersichtlich zu machen, dass die Verhandlutuf der 
Rechtssache vor dem Handelssenate oder vor dem zur Ausübung 
der Berggerichtsbarkeit bestimmten Senate beantragt wird. 

Im übrigen sind auf die Klageschrift die allgemeinen Vor- 
schriften über vorbereitende Schriftsätze anzuwenden. 

1. Die Klage ist mittels vorbereitenden Schriftsatzes an- 
zubringen. Es gelten daher für sie die allgemeinen Vorschriften 
über solche Schriftsätze (§§ 74 bis 86). Aus diesen werden im 
§ 226 der größeren Klarheit halber einige Punkte hervorgeholicn 
und näher präcisiert (Regierungsmotive^ S. 2bO}. 
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2. Das bestimmte Begehren — die Klagsschlussbitte — 
gehört zu den wesentlichen Bestandtheilen der Klageschrift 
(Reichsgericht Leipzig, XII, 390). Nach § 405 ist das Gericht 
nicht befugt, einer Partei et\^as zuzusprechen, was nicht bean- 
tragt ist, daher rauss das Begehren erkennen lassen, was und 
wieviel der Kläger verlangt. Als ein bestimmter Antrag ist bei 
condemnatorischen Klagen* nur ein solcher anzusehen, welcher 
erkennen lässt, was sowohl (lualitativ als quantitativ vom 
Kluger beansprucht wird (Reiqhsgericht Leipzig, X, 355). Als 
Ausnahme bestimmt Art. XLII Einf. Ges., dass bei der Ver- 
bindung der Klage auf eidliche Angabe des Vermögens mit 
der Klage auf Herausgabe desjenigen, was der Beklagte aus 
dem zu Grunde liegenden Rechtsverhältnisse schuldet, die be- 
stimmte Angabe der Leistungen, welche der Kläger bean- 
sprucht, bis zur eidlichen Angabe über das Vermögen vorbe- 
halten werden kann. 

Klagen auf Leistung von Schadenei-satz unter Vorbehalt 
der Feststellung des Betrages des zu ersetzenden Schadens in 
einem besonderen Verfahren sind nur zulässig, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 228 vorliegen. Andernfalls muss der An- 
spruch in der Weise substanziiert werden, dass in demselben 
Processe sowohl über den Grund, als auch über den Betrag 
desselben verhandelt und entschieden werden kann (Reichs- 
gericht Leipzig, XXI, 382). Bei Schadensansprüchen wird 
sich der Umfang und Geldwert des zu ersetzenden Schadens 
zur Zeit der Klageerhebung häufig mit Sicherheit noch gar 
nicht bestimmen lassen, während die Existenz eines Schadens 
an sich unzweifelhaft ist. Es würde daher, zumal in Hinblick 
auf die nach der Bestimmung des § 235 dem Kläger gestattete 
Erweiterung oder Beschränkung des Klageantrages eine ganz 
nutzlose Formalität sein, wenn man in solchen Fällen ver- 
langen wollte, dass der Klageantrag bereits eine genaue Be- 
zifferung der Summe enthalte, in welche der Beklaorte zu ver- 
urtheilen sei. Die Zulassung einer Klage auf Verurtheilung 
des Beklagten zum Ersätze eines zwar noch nicht bezifferten, 
aber in demselben Rechtsstreite auch seinem Betrage nach fest- 
zusetzenden Schadens ist hiemach, soweit die thatsächlichen 
und rechtlichen Grundlagen zur Beziffeining des Anspruches 
durch die Klage gegeben sind, so dass dieser dadurch als ge- 
nügend specialisiert erscheint, nicht zu beanstanden (Reichs- 
gericht Leipzig, X, 357). 

Auch ein eventuelles Begehren kann mit dem Haupt- 
begehren verbunden werden, sowohl für den Fall der Unmög- 
lichkeit der Erfüllung des letzteren, als auch für den Fall der 
Abweisung desselben. 
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Alteniative Begehren, welche dem Beklagten die Wahl 
lassen, sind gleichfalls statthaft (§ 56 J. N.), nach Wilmowski 
(S. 380) auch Begehren, in w eichen der Kläger sich selbst 
noch das Wahlrecht vorbehält. 

Fehlt das Begehren in der Klage, so erscheint dieselbe 
zu einer ordnungsmäßigen geschäftlichen Behandlung unge- 
eignet und es ist gemäß § 84 die Beseitigung dieses Formge- 
brechens einzuleiten. Dagegen hat sich das Gericht im Verfahren 
vor Gerichtshöfen mit der Prüfung der thatsächlichen Begründung 
des Klagsanspruches vor der Verhandlung nicht zu befassen. Im 
Verfahren vor Bezirksgerichten hat der Richter rechtsunkundigen 
Parteien, die nicht durch Advocaten vertreten sind, diesbezüglich 
die erforderlichen Anleitungen zu geben (§ 435). 

3. Die thatsächlichen Anführungen und die für dieselben 
angebotenen Beweismittel müssen den Klagegrund, den recht- 
lichen Zusammenhang erkennen lassen, ohne dass eine Dar- 
legung der das Begehren begründenden Rechtssätze nöthig ist, 
denn sonst würde die im § 235 erwähnte Aenderung des 
Klagegnindes nicht sichergestellt werden können. 

Unter Klagegrund sind diejenigen Thatsachen zu ver- 
stehen, welche an sich geeignet sind, den erhobeneu Anspruch 
als in der Person des Klägers entstanden und zugleich als 
durch den Beklagten verletzt erscheinen zu lassen. Hieraus 
folgt, dass auch bei dinglichen Klagen der Entstehungsgrund 
des streitigen Rechtes einen Theil des Klagegrundes bildet 
(Reichsgericht Leipzig, X, 434). Dazu reicht die bloße An- 
gabe des Rechtes, welches verfolgt werden soll, nicht aus, 
sondeni es sind diejenigen Thatsachen anzuführen, aus denen 
das angesprochene Recht hervorgehen soll. Selbstverständlich 
genügt es aber, wenn bei Eigen thurosklagen die mehreren 
Erwerbsarten des Eigentimms, auf welche die Vindication sich 
etwa stützt, aus dem thatsächlichen Klagevorbringen erhellen 
(Reichsgericht Leipzig, XI, 242). 

Weitläufigkeiten bei den thatsächlichen Anführungen sind 
beim Kostenzuspruche zu berücksichtigen (§ 41, Anm. 2) und 
machen bei grobem Verschulden des gesetzlichen Vertreters, 
Advocaten oder sonstigen Bevollmächtigten diese ersatzpflichtig 
(§ 49). Unvollständige Angaben machen die säumige Partei 
betreffs der diesbezüglichen Kosten ersatzpflichtig (§ 44). 

4. In formeller Beziehung muss die Klage außerdem den 
Nachweis der Vertretungsbefugnis, sowie der besonderen Er- 
mächtigung zur ProcessfÜhrung (§ 4) enthalten und ist derselben 
die Vollmacht des Mandaten in Urschrift oder beglaubigter 
Abschrift beizulegen (§ 30). Im Anwaltsprocesse (§ 27) über- 
reichte Klageschriften, welche den Nachweis der Bestellung 
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eines Advocaten nicht enthalten, sind vom Vorsitzenden zurück- 
zuweisen, wenn dieser Mangel nicht innerhalb einer unerstreck* 
baren Frist behoben wird (§ 37). Streitgenossen, welche keinen 
gemeinschaftlichen Bevollmächtigten haben, müssen in der Klage 
einen am Orte des Processgerichtes wohnhaften gemeinschaft- 
lichen Zustellungsbevollmächtigten dem Gerichte namhaft 
machen (§ 97). 

5. Die Angabe des Wertes des Streitgegenstandes ist bei 
Klagen, bei denen die Zuständigkeit von diesem Werte ab- 
hängt, imperativ vorgeschrieben. 

Die näheren Bestimmungen über die Bewertung des 
Streitgegenstandes enthalten die §§ 56—59 J. N. Die Parteien 
können sich unter den im § 104 J. N. angeführten Beschrän- 
kungen einem an sich unzuständigen Gerichte erster Instanz 
durch ausdrückliche Vereinbarung unterwerfen. Die Verein- 
barung muss dem Gerichte schon in der Klage urkundlich 
nachgewiesen werden. Dies ^rilt auch von der nach § 88 J. N. 
zulässigen Vereinbarung auf den Gerichtsstand des Erfül- 
lungsortes. 

6. Jeder Schriftsatz muss die Bezeichnung des angeinifenen 
Gerichtes tragen. Die Bezeichnung kann sich jedoch, wenn 
bei einem Gerichte nebst der allgemeinen auch eine besondere 
Gerichtsbarkeit ausgeübt wird, wenigstens in der Klage nicht 
auf die Angabe der Titulatur des Gewehtes beschränken. Für 
die über die Klage zu treflFenden weiteren Einleitungen ist es 
nöthig zu wissen, welche Art von Oompetenz vom Kläger ange- 
rufen wird; die späteren im Laufe der Verhandlung vorkom- 
menden vorbereitenden Schriftsätze werden dann schon durch 
die bloße Bezeichnung der Rechtssache an den richtigen 
Senat dirigiert. Deshalb wird für die Klage besonders ausge- 
sprochen, dass im Falle der Anrufung einer besonderen Gerichts- 
barkeit diese bei der Bezeichnung des Gerichtes in derselben 
Weise anzugeben ist, wie es geschehen müsste, wenn die Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit durch ein besonderes Gericht zu er- 
folgen hätte. Der Competenzgrund hat normal — wenigstens 
nach der Absicht des Klägers beurtheilt — keinen Gegenstand 
der einzuleitenden mündlichen Verhandlung zu bilden. Es konnte 
daher gezweifelt werden, ob nach den Grundsätzen über den 
Inhalt eines vorbereitenden Schriftsatzes der Kläger auch die 
Angaben zu machen habe, welche zur Begründung der von ihm 
angerufenen Competenz dienen. Um diesen Zweifel abzu- 
schneiden, wird die Frage im § 226 ausdrücklich bejaht. Welche 
Bedeutung dieser Angabe zukomme, ist aus den Bestim- 
mungen des gleichzeitig vorgelegten Entwurfes eines Gesetzes 
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über die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtssachen zu ent- 
nehmen (Regierungsmotive, S. 251). 

§ 227. Mehrere Ansprüche des Klägers gegen denselben 
BMagten können, auch wenn sie nicht in tJiatsädilichem oder 
rechÜichem Zusammenhange steJien, in derselben Klage gdtend 
gemacht werden, wenn für sämmÜiche Ansprüche das Process- 
gericht jsuständig und dieselbe Art des Verfahrens zulässig ist. 

1. Die Cumuliernng mehrerer Ansprüche in einer Klage 
wird darch den Entwurf in weiterem Umfange zugelassen, als 
sie nach geltendem Rechte gestattet ist. Indem § 227 die Zu- 
lässigkeit solcher Cumulierung vom Vorhandensein eines that- 
sächlichen oder rechtlichen Zusammenhanges unabhängig er- 
klärt, schließt er sich in dieser Frage den Bestimmungen des 
Bagatellverfahrens an. Die Cumulierung der Klage ist nämlich 
für das weitere Verfahren ganz unpräjudiciell. Sobald das Ge- 
richt bemerkt, dass die gleichzeitige Verhandlung über alle 
in der Klage vereinigten Ansprüche schwierig oder erschwerend 
wäre, weil jeder der Ansprüche auf anderen Thatsachen beruht, 
jeder anderen Einwendungen ausgesetzt ist und alle diese That- 
saehencomplexe und Einwendungen mit einander gar nichts 
gemeinsam haben, sobald sich also zeigt, dass die Zusammen- 
fassung der Verhandlung weder in Bezug auf die Erörterung 
noch in Bezug auf den Beweis eine Vereinfachung oder Arbeits- 
ersparung bewirkt, wird das Gericht vermöge seiner Process- 
leitungsgewalt die abgesonderte Verhandlung über die einzelnen 
Ansprüche anordnen können. Ebenso wird der Beklagte das 
Gericht auf die Zweckwidrigkeit der gleichzeitigen Verhandlung 
über alle geltend gemachten Ansprüche aufmerksam machen 
dürfen. Trotz der erweiterten Zulüssigkeit der Cumulierung 
wird dieselbe deshalb praktisch nur soweit zur Geltung kommen, 
als sie nach Lage des einzelnen Falles zweckmäßig erscheint. 
Daneben aber wird die Vorschrift des § 227 den Vortheil haben, 
eine Verminderung der Klagskosten zu bewirken, denn auch 
das Gericht wird bei der Kostenbestimmung darauf sehen 
müssen, ob nicht für den Kläger die Möglichkeit bestand, einer 
Vervielfältigung der Klage im Wege des § 227 auszuweichen 
(Regierungsmotive, S. 251). 

2. Die objective Klagenhäufung, welche auch mit der 
S.treitgenossenscnaft (§ 11) verbunden sein kann, bewirkt die 
Verhandlung über alle in einer Klage geltend gemachten An- 
öprüche (§11, Anm. 7) in einem Processe. Die verschiedenen 
Ansprüche können aus demselben Klagegrunde oder aus ver- 
schiedenen Klagegründen abgeleitet werden. 



Digitized by V^OOQIC 



— 352 — 

3. Voraussetzung ist, dass fUr jeden einzelnen Anspruch 
das Processgericht örtlich und sachlich zuständig ist. Hängt 
die Zuständigkeit von dem Werte des Streitgegenstandes ab, 
80 werden die mehreren Ansprüche gemäß § 55 J. N. zusam- 
mengerechnet und es muss die Competenz betreffs dieses Ge- 
sammtbetrages begründet sein. 

Wenn auch einzelne der Ansprüche dem Werte nach vor 
das Bezirksgericht gehören würden, so ist die Klage beim Ge- 
richtshofe einzubringen, wenn durch den Gesammtbetrag die 
Gerich tshofscompctenz begründet wird. 

Wird dagegen vor dem Gerichtshofe, cumuliert mit an- 
deren, ein Anspruch geltend gemacht, der ohne Rücksicht auf 
den Wert zur Competenz der Bezirksgerichte gehört, oder wird 
vor dem Bezirksgerichte ein zur Gerichtshofscompetenz aus- 
schließlich gehöriger Anspruch erhoben, so fehlt diese Voraus- 
setzung der objectiven Klagenhäufung. 

Klagen, welche zur Handelsgerichtsbarkeit oder vor den 
Bergsenat gehören, werden mit Civilklagen nicht verbundea 
werden dürfen. 

4. Voraussetzung ist weiter die Zulässigkeit derselben 
Art de» Verfahrens. Als besondere Verfahrensarten er- 
scheinen neben dem ordentlichen Verfahren das Besitzstörungs- 
verfahren § 454 ff., das Mandatsverfahren § 548 ff., das Ver- 
fahren in Wechselötreitigkeiten § 555 ff., das Bestandverfahren 
§ 560, das Verfahren wegen £r8atzans])rüchen gegen richter- 
liche Beamte (Ges. v. 12. Juli 1872, Nr. 112 R.-G.-Bl.), das Ver- 
fahren in Ehesachen (H. D. v. 23. August 1819, Nr. 1595 J. G. S.) 
und das schiedsrichterliche Verfahren § 577. Das Bagatell- 
verfabren dürfte mit Rücksicht darauf, dass § 227 nur die obere 
Wertgrenze als Competenzgrund berücksichtigt, nicht als be- 
sondere Verfahrensart anzusehen sein. Unzulässig ist nach Art. 52 
des internationalen Uebereinkommens über den Eisenbahn- 
frachtverkehr vom 14. October 1890, Nr. 186 R.-G. Bl. v. J. 1892 
die Verbindung des Rückgriffverfahrens mit dem Entschädi- 
gungsverfahren. 

5. Erscheint die Klagenhäufung betreffs einzelner An- 
sprüche wegen Unzuständigkeit des Gerichtes oder wegen Un- 
zulässigkeit derselben Verfahrensart unstatthaft, oder ergeben 
sich bereits bei Erledigung der Klage Bedenken gegen die Zweck- 
mäßigkeit der Klagenhäufung, so wird die Klage nicht ad separandum 
zurückzustellen oder wegen Incompetenz abzuweisen, sondern 
sie wird betreffs der unzuständigen oder in einem anderen Ver- 
fahren geltend zu machenden Ansprüche zu trennen (§ 188), 
und es wird die Klage nur wegen dieser ausgeschiedenen An- 
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Sprüche wegen Unzastiindigkeit abzuweisen oder in das beson- 
dere Verfahren zu leiten sein, wllhrend betreffs der übrigen 
Ansprüche eine Abweisung wegen Incompetenz nur dann zu 
erfolgen hätte, wenn die zusammengerechneten Beträge zur Be- 
gründung der Competenz des angerufenen Gerichtes (Gerichts- 
hofes) nicht mehr ausreichen. 

Die Entscheidung steht bei Gerichtshöfen dem Senate zu; 
gegen die Trennung ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen, gegen 
die Abweisung wegen Unzuständigkeit steht der Recurs zu 
(§11, Anm. 7). 

6. Die Vorschriften des § 227 betreffen einen wesent- 
lichen Bestandtheil des Verfahrens und unterliegen als solche 
nicht der freien Verfügung der Parteien; sie sind, auch wenn 
deren Verletzung im Laufe des Processes nicht gerügt wird, 
von amtswegen zur Anwendung zu bringen (Reichsgericht 
Leipzig, V. 167). 

§ 228. Es kann auf Feststellung des Bestehens oder Nicht- 
bestehens eines Rechtsverhältnisses oder Rechtes , auf Anerkennung 
der Echtheit einer Urkunde oder Feststellung der ünechtheit der- 
selbtm Klage erhoben werden, wenn der Kläger ein rechtliches 
Interesse daran hat, dass jenes Rechtsverhältnis oder Recht oder 
die Urkundenechtheit durch eine gerichtliche Entscheidung alsbald 
festgestellt werde. 

1. Die sogenannten Provocationsklagen (ex lege diffamari 
und ex lege si contendat) sind durch die Bestimmung des 
§ 228 überflüssig geworden (Oberstes Landesgericht für Bayern, 
Fuchsberger, S. 342). Wo durch die Berühraung mit einem 
Ansprüche ökonomische und finanzielle Interessen geschädigt 
werden, ist mit der dadurch verursachten Beeinträchtigung der 
allgemeinen Vermögenslage auch zugleich das rechtliche In- 
teresse an gerichtsseitigem Schutze gegen solche Beeinträchti- 
gung durch Feststellung der Unbegründetheit des berühmten 
Anspruchs gegeben (O.-L.-G. Hamburg, Fuchsberger, S. 342). 
Neben dem eigentlichen Aufforderungsprocesse der §§ 66, 72 
a. G. O. und dem Aufforderungsprocesse zur Bemängelung einer 
gelegten Rechnung nach § 100 a. G. O. verschwinden für die 
Zukunft gemäß Art. XXXVIII, Einf-Ges. die im H. D. v. 
6. März 1789, Nr. 984 J. G. S., im Patente vom 31. December 
1800, Nr. 514 J. G. S., und im Patente vom 16. Jänner 1786, 
Nr. 516 J. G. S., zugelassenen Aufforderungsklagen, ohne dass 
in diesem Falle der Nachweis eines rechtlichen Interesses an 
der alsbaldigen Feststellung nothwendig wäre. 

Kttrktl, CivlIproceugMetKe. ^^ 
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Das Hofdecret vom 6. März 1789 räumte den Erben von 
Personen, welche mit dem Staatsschatze in Verrechnung ge- 
standen sind, wenn sie durch die Verzögerung der Bewilligung 
zur Einantwortung zu lange aufgehalten zu werden erachten, 
das Recht ein, wider das Fiscalamt die ordentliche Auffor- 
derungsklage zu überreichen und dasselbe zur Erweisung der- 
jenigen Ansprüche, wegen welcher die Verlassenschaft zurück- 
gehalten werden soll, verhallen zu machen. 

Nach dem Patente vom 31. December 1800 stand es dem 
Pächter von ärarischen Gütern frei, gegen die ihm wegen 
Nichterfüllung der eingegangenen Verbindlichkeiten angedrohte 
Abnahme der Güter die Klage gegen das Fiscalamt zu erheben. 

Glaubt jemand sich durch eine Buchhaltereierledigung 
beschwert, dem steht frei, in der gesetzmäßigen Frist dagegen 
den Weg des Rechtes entweder allein oder zugleich neben dem 
Wege der Gnade zu ergreifen. Diese Zeitfrist wird für jene 
Rechnungsleger, die zur Zeit der Zustellung in der Provinz, 
wo die Buchhaltereierledigung geschöpft worden, anwesend sind, 
vom Tage der Zustellung an gerechnet, auf sechs, für die Ab- 
wesenden auf zwölf Wochen bestimmt, nach deren Verlauf 
wider die erhaltene Buchhaltereierledigung kein Rechtszug 
stattfindet, sondern die Execution ohneweiters zu ertheilen ist 
(Patent v. 16. Jänner 1786, Nr. 516 J. G. S.). 

Für diese Klagen ist außerdem eine Beweiserleichterung 
insofern geschaflFen, als der Richter, und im Verfahren vor Ge- 
richtshöfen der Vorsitzende des Senates auf Antrag des Klägers 
oder von amtswegen verfügen kann, dass der Beklagte in 
seinem Besitze befindliche, den Gegenstand des Rechtsstreites 
betreffende Urkunden und Acten vorlege, oder dass die den 
Gegenstand des Rechtsstreites betreffenden, bei einer öffent- 
lichen Behörde oder bei einem Notare verwahrten Urkunden 
herbeigeschafft werden (Art. XXXVIII, Einf.-Ges.). 

Zufolge der Bestimmung des § 48 a. Grdb.-Ges. kann 
der Eigenthümer einer Liegenschaft oder eines bücherlichen 
Rechtes, gegen welchen neuerlich eine schon früher wegen 
nicht erfolgter Rechtfertigung gelöschte Vormerkung erwirkt 
wurde, den Weg des Aufforderungsprocesses betreten, und im 
Falle eines günstigen Erkenntnisses durch Anmerkung desselben 
im Grundbuche einer wiederholten Bewilligung der Vormerkung 
vorbeugen. 

Auch an Stelle dieser Aufforderungsklage wird nach der 
Civilprocessordnung die negative Feststellungsklage zu treten 
haben, mittels welcher der Eigenthümer den Nichtbestand des 
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Rechtes oder des Anspruches zum Pfandrechte, beziehungsweise 
zur bücherlichen Eintragung (Bestand-, Vorkaufs-, Wiederkaufs- 
rechte) geltend zu machen hat (Regierungsmotive zum Einf.-Ges. 
Art. XXXIX, S. 16). 

Endlich soll die Feststellungsklage nach den Motiven des 
Herrenhauses, S. 20, auch für die Klage auf Beurkundung nach 
§ 176 a. G. O. Ersatz bieten, wodurch wohl die Klage auf 
Ausstellung einer Urkunde, zu welcher der Beklagte rechtlich 
verpflichtet ist, nicht ausgeschlossen erscheint. 

2. Der Unterschied zwischen den Feststellungsklagen und 
den* anderen Klagen besteht hauptsächlich darin, dass das Be- 
gehren der Feststellungsklage nicht auf eine Leistung gerichtet 
ist; sie kann daher nicht benützt werden, um ein Urtheil auf 
Erfüllung einer erst in Zukunft eintretenden Leistungspflicht 
oder überhaupt einen Executionstitel zu erwirken (Regierungs- 
motive, S. 251). Dadurch unterscheidet sie sich sowohl von 
den Leistungsklagen, den Klagen auf ein Geben, Thun, Ge- 
währen, Dulden, Unterlassen, als auch von den constitutiven 
Klagen, welche eine Theilung, örenzregulierung, die Trennung, 
Scheidung oder Ungiltigkeit einer Ehe u. dgl. zum Gegenstande 
haben. Die positive Feststellungsklage ist auf die richterliche 
Bejahung eines Rechtsverhältnisses zwischen den Parteien, die 
negative Fest Stellungsklage auf die richterliche Verneinung 
eines Rechtsverhältnisses, welches der Beklagte gegenüber dem 
Kläger beansprucht, gerichtet. 

3. Zur bestimmten Angabe des Gegenstandes des erhobe- 
nen Anspruches und zur Bestimmtheit des Antrages gehört bei 
der Feststellungsklage nur die bestimmte Bezeichnung und An- 
gabe des Rechtsverhältnisses (oder Rechtes), dessen Existenz 
oder Nichtexistenz durch das Gericht festgestellt werden soll, 
und ein Antrag, aus dem hei*vorgeht, dass der Kläger die 
Feststellung dieses Rechtsverhältnisses verlangt (Reichsgericht 
Leipzig, XII, 391). 

Von dem Begriffe des Rechtsverhältnisses (Beziehung 
von Person zu Person, bestimmt durch eine Rechtsregel, Sa- 
vigny System, I, 333) ist kein gesellschaftliches oder Lebens- 
verhältnis, soweit es sich um die Rechtsforderung für dasselbe 
handelt, ausgeschlossen (Wilmowski, S. 383). Personen- und 
Sachenrechte, Ehe-, Familien- und Erbrechte, Patent- und 
Markenrechte u. s. w. können daher Gegenstand der Fest- 
stellungsklage sein, sofern nur das betreffende Rechtsverhältnis 
oder Recht der gerichtlichen Competenz nicht entzogen ist und 
des staatlichen Rechtsschutzes genießt. Aus dem Parteienverhält- 

23» 
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nisse im Processe folgt ferner, dass die rechtlichen Beziehungen 
der Parteien unter einander von dem Rechtsstreite betroffen 
sein müssen (Reichsgericht Leipzig, X, 370). 

Eine Klage auf Feststellung von Rechtsverhältnissen, 
welche der Vergangenheit angehören, ist zulässig, wenn das 
frühere Bestehen von Rechtsverhältnissen die Grundlage für 
einen vom Kläger jetzt verfolgten Anspruch bildet (Reichs- 
gericht Leipzig, XXVII, 205). Wenn aber ein Rechtsverhältnis 
dergestalt beseitigt ist, dass keinerlei rechtliche Ansprüche aus 
demselben abgeleitet werden können, dann fehlt es an dem im 
§ 228 aufgestellten Erfordernisse eines rechtlichen Interesses 
ftir die positive Feststellungsklage (Reichsgericht Leipzig, 
XI, 260). 

Nach § 228 kann aber auch wegen künftigen Schadens, also 
schon vor der rechtlichen Möglichkeit einer Leistungsklage auf 
Ersatz desselben, unter der Voraussetzung eines rechtlichen 
Interesses auf alsbaldige Feststellung der Ersatzpflicht geklagt 
werden (Reichsgericht zu Leipzig, XXIII, 347) und eine Fest- 
stellung der Verpflichtung zum Ersätze des durch eine Körper- 
verletzung entstehenden Schadens wird dadurch nicht ausge- 
schlossen, dass der Verletzte zur Zeit der Anstellung der Klage 
weder erwerbsfähig noch erwerbsthätig ist (Reichsgericht 
Leipzig, Xm, 374). 

Bei Feststellungsklagen nicht nur das Bestehen oder Nicht- 
bestehen eines Rechtsverhältnisses oder Rechtes, sondern auch 
schon einer rechtserheblichen Thatsache als Grund zuzu- 
lassen, geht zu weit, weil dadurch jedes thatsächliche Element 
eines Rechtsverhältnisses an und für sich schon der Gegenstand 
eines Processes werden könnte (Motive des Ausschusses, S. 34). 
Feststellung einzelner Thatsachen, so der Beischlafsvollziehung 
inne»'halb einer bestimmten Zeit (Reichsgericht Leipzig, A II, r)80), 
oder allgemeiner Rechtsfragen (Reichsgericht Leipzig, VI, 387) 
ist daher im Wege der Feststellungsklage unzulässig. Wer das 
Bestehen oder Nichtbestehen einer Thatsache darthun will, 
der kann sich künftige Beweisführung sichern, indem er den 
Weg des § 384 ff. einschlägt (Trutter in Grünhuts Zeitschrift 
XXII, 8. 195). 

4. Eine zweite Art der Feststellungsklagen sind die Klagen 
auf Anerkennung der Echtheit einer Urkunde oder auf Feststellung 
der Unechtheit derselben. Unter Urkunden sind hier nur solche im 
Sinne der §§ 292 ff. (1 P. O. zu verstehen, solche aber ohne 
Rücksicht darauf, ob sie bloß Beweismittel oder zugleich Träger 
eines Rechtsverhältnisses sind, ob sie sich im Besitze der Pro- 
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cessparteien oder einer dritten Person befinden. Die Vorlage 
der Urkunde ist jedoch unbedingte Voraussetzung (Seuffert, 
Anm. 5). 

Da die Klage nur die Feststellung der Echtheit (positiv) 
oder Unechtheit (negativ) der Urkunde zum Gegenstande bat, 
so erscheint sie lediglich als Beweissicherungsmittel. Soll die 
Bedeutung und Verbindlichkeit der Urkunde, also das daraus 
resultierende Rechtsverhältnis oder Recht festgestellt werden, 
so liegt eine Feststellungsklage nach Anm. 1 vor. 

5. Zur Verhütung des Missbrauches dieser Einrichtung 
wäre hervorzuheben, dass die Zulässigkeit einer Feststellungs- 
klage davon abhängt, dass ein rechtliches Interesse an der 
alsbaldigen Feststellung begründet sei (Regierungsmotive, S. 251). 

Das Vorhandensein des im § 228 geforderten rechtlichen 
Interesses ist Processvoraussetzung ftir die Feststellungsklage. 
Diese Processvoraussetzung ist nur insoweit der Parteidisposition 
anheimgegeben, als die zur Begründung des rechtlichen In- 
teresses vom Kläger behaupteten Thatsachen durch ausdrück- 
liches Zugeständnis des Gegners liquid gestellt werden. 
Ob dieselben ein rechtliches Interesse darzustellen geeignet 
sind, ist von amtswegen zu untersuchen. Das Gesetz gestattet 
die Feststellungsklage nicht schon dann, wenn der Beklagte 
einwilligt, sondern erst, wenn nach Ansicht des Gerichtes jenes 
Interesse des Klägers vorhanden ist (O. L. G. Hamburg, Fuchs- 
berger, S. 351). 

Die Worte „rechtliches Interesse** kommen in mehreren 
Bestimmungen der Civil processordnung vor, z. B. §§ 17 (Anm. 1), 
219, um die Voraussetzung eines processualischen Rechtes zu nor- 
mieren. Der BegriflF, den sie enthalten, ist aber vom Gesetze 
nirgends definiert. Derselbe lässt sich wohl auch nicht in 
einer allgemein giltigen Regel zusammenfassen. Ob ein recht- 
liches Interesse vorliegt, ist eine Thatfrage, welche sich nur im 
einzelnen Falle unter Berücksichtigung allcfr Umstände zuver- 
lässig beantworten lässt. Die concrete Sachlage muss den 
Richter erkennen lassen, dass nicht bloß in der subjectiven 
•Meinung des Klägers, sondern objectiv ein die Rechtssphäre des 
Klägers betreffender Grund von solchem Belang, dass die Ge- 
währung eines besonderen Rechtsmittels dazu in vernünftigem 
Verhältnis steht, die alsbaldige Feststellung erheischt ((). L. G. 
Karlsruhe, Fuchsberger, S. 353). Wenn nun auch das recht- 
liche Interesse einerseits nicht durch eine vorhergegangene 
Rechtsverletzung bedingt ist, und wenn auch andererseits das- 
selbe für die positive und negative Fcststellungsklage sich ver- 
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schieden gestalten kann^ so muss man doch davon ausgehen^ 
dass die Negation des Bestehens eines Rechtsverhältnisses durch 
richterlichen Ausspruch nur die concrete rechtliche I^eziehung 
der Processparteien zu einander betrifft, und dass der ergehende 
Richterspruch nur unter den letzteren Recht schafft, sowie end- 
lich, dass ein rechtliches Interesse doch nur ein solches sein 
kann, welches für die Parteien, und zwar bezüglich eines be- 
stimmten Rechtverhältnisses von Bedeutung ist. Es ist da- 
her auch nicht gestattet, das rechtliche Interesse lediglich nach 
dem möglichen Einflüsse zu bestimmen, welchen das prätendierte 
Recht auf die allgemeine Vermögenslage und auf den wirt- 
schaftlichen Verkehr der klagenden Partei auszuüben imstande 
sein kann, und hiedurch an die Stelle des rechtlichen Interesses 
ein ökonomisches und finanzielles Interesse zu setzen (Reichs- 
gericht Leipzig, X, 368). Es ist aber hiermit nicht ausge- 
sprochen, dass nur rechtliche Folgen, welche dem Privatrechte 
angehören, bei der Frage des Vorhandenseins eines rechtlichen 
Interesses in Betracht zu ziehen seien. Es können daher auch 
strafrechtliche Folgen, deren Voraussetzung das festzustellende 
Rechtsverhältnis ist, in Betracht gezogen werden, wenn nur 
dieses Rechtsverhältnis an sich ein solches ist, welches Gegen- 
stand eines bürgerlichen Rechtsstreites sein kann (Reichsgericht 
Leipzig, XVI, 390). Auch heutzutage gilt noch der Grundsatz, 
dass wegen einer noch nicht fälligen Forderung nicht derart 
geklagt werden kann, dass das Petitum auf Verurtheilung zur 
Leistung am Fälligkeitstermine gestellt wird (O. L. G. Braun- 
schweig, Fuchsberger, S. 352). 

Wenn also auf Feststellung eines noch nicht fillligen be- 
strittenen Anspruches geklagt wird, so muss das richterliche 
Ermessen darüber entscheiden, ob ein genügendes Interesse an 
der sofortigen Feststellung beim Kläger obwaltet, um die vor- 
zeitige Behelligung des Beklagten mit einem Rechtsstreite zu 
rechtfertigen (Reichsgericht Leipzig, XII, 148). 

Unter Interesse an alsbaldiger Feststellung ist nicht 
bloß das an der Feststellung vor dem auf Leistung anzustellen- 
den Processe, sondern gerade das Interesse an der Feststellung 
zur Zeit der Klage im Gegensatze zu einem etwaigen Interesse 
an zukünftiger Feststellung zu verstehen (Wilmowski, S. 390). 
Ist der Gläubiger in der Lage, die Klage auf eine bestimmte 
Leistung anzustellen, so wird, in den bei weitem meisten Fällen 
wenigstens, ein solches Interesse fehlen. Jedoch kann auch 
unter jener Voraussetzung das Sachverhältnis . im einzelnen 
Falle so geartet sein, dass die processualische Lage des Gläubigei's 
wesentlich erschwert wäre, wenn er die Leistungsklage an- 



Digitized by V^OOQIC 



— 359 — 

stellen und durchführen müsste, während er mit der Feststel- 
lungsklage ebenso zur Befriedigung seines praktischen In- 
teresses gelangen würde. Die Annahme nun, dass auch in einem 
solchen Falle durch den Umstand, dass die Anstellung der 
ersteren statthaft sei, diese letztere als ausgeschlossen erachtet 
werden müsste, findet im Gesetze keine genügende Unterstützung. 
Ob aber ein ausreichendes Interesse in jenem Sinne vorliegt, ist 
Sache wesentlich thatsächlicher Beurtheilung (Reichsgericht 
Leipzig, A. IV, 75). Mit Rücksicht auf die Bestimmung des 
§ 236, wonach im Leistungsprocesse ein Zwischenantrag auf 
Feststellung zulässig ist, wird die Berechtigung zu einer solchen 
Feststellungsklage besonders genau zu prüfen sein. Uebrigens 
sorgt der § 45 über den Ersatz der Kosten an den submit- 
tierenden Beklagten, der zur Erhebung der Klage keine Ver- 
anlassung gegeben, für die Einschränkung unnöthiger Feststel- 
lungsklagen. 

6. Das Vorhandensein eines solchen Interesses kann nur 
indirect dargethan werden, und es wird genügen, wenn der 
Causalzusammenhang, aus welchem das Vorhandensein des 
Interesses sich ergeben soll, mit der Kraft der Wahrscheinlich- 
keit dargethan wird (Regierungsmotive, S. 251). Im übrigen 
ist für die Beweislast die Sachlage, nicht die Parteirolle ent- 
scheidend. Die Lehre von der Behauptungs- und Beweislast 
wird beherrscht von dem Grundsatze, dass derjenige, welcher 
einen Anspruch geltend macht, die den Anspruch begründenden 
Thatsachen, und derjenige, welcher die Aufhebung eines An- 
spruches seines Gegners geltend macht, die den Anspruch auf- 
hebenden Thatsachen zu behaupten und zu beweisen hat. Hier- 
aus folgt, dass, wenn die Klage gerichtet ist auf die Feststellung 
des Nichtbestehens eines vom Beklagten in Anspruch genom- 
menen Rechtsverhältnisses, der Beklagte, sofern er überhaupt 
bei der Geltendmachung dieses Rechtsverhältnisses beharren 
will, den Beweis der Begründung desselben zu ftihren hat. 
Wenn aber der Klagsvortrag ergibt, dass der Kläger die Ent- 
stehung des Rechtsverhältnisses nicht in Abrede stellt, vielmehr 
die Bestreitung desselben nur durch Behauptung von Umständen, 
durch welche dasselbe wieder aufgehoben sei, begründen will, 
so erübrigt nur noch die Verhandlung und Entscheidung über 
die von dem Kläger zu behauptende und zu beweisende 
Wiederaufhebung des Rechtsverhältnisses (Reichsgericht Leipzig, 
IX, 339). 

7. Das über die Feststellungsklage ergehende Urtheil 
geniefit Rechtskraft (Regierungsmotive, S. 251). Das Gesetz 
will, dass jede Entscheidung über eine Klage, welche die Fest- 
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stelluDg des Bestehens oder Niclitbestehens eines Rechtsverhält- 
nisses, die Anerkennung einer Urkunde oder die Feststellung 
der Unechtheit einer Urkunde bezweckt, das streitige Rechts- 
verhältnis, die streitige Echtheit oder Unechtheit der Urkunde 
unabänderlich feststelle. Es kann daher für die Wirkung de» 
rechtskräftigen negativen Urtheiles bei der negativen Feststel- 
lungsklage so wenig wie bei der positiven einen Unterschied 
machen, ob der Klage entsprochen oder ob die Klage abge- 
wiesen ist. In beiden Phallen ist nach Wort und Sinn des 
§ 228 das Rechtsverhältnis unabänderlich festgestellt, ein neuer 
Rechtsstreit über das Bestehen oder Nichtbestehen dieses Rechts- 
verhältnisses mithin ausgeschlossen. Die negative Feststellungs- 
klage würde ihren im § 228 ausdrücklich ausgesprochenen 
Zweck nicht erfüllen, wenn es dem abgewiesenen Kläger unbe- 
nommen bliebe, das Nichtbestehen des Rechtsverhältnisses in 
einem neuen Rechtsstreite abermals geltend zu machen. Das 
Urtheil, welches die negative Feststellungsklage nicht wegen 
Mangels des Interesses, sondern als sachlich unbegründet ab- 
weist, enthält in sich die Feststellung des Bestehens des Rechts- 
verhältnisses (Reichsgericht Leipzig, XXIX, 345). 

8. Falls der Wert des Streitgegenstandes für die Bestim- 
mung der Zuständigkeit von Belang ist, hat ihn der Kläger in 
der Klage anzugeben (§56J. N.). Der allgemein gefasste 
Antrag auf negative Feststellung, dass der Beklagte keinerlei 
Anspruch an den Kläger habe, erhält seine nähere Bestimmung 
erst durch die Angabe, welche von dem Beklagten erhobenen 
Ansprüche den Kläger zu diesem Antrage veranlasst haben 
(Reichsgericht Leipzig, XII, 36). 

Der Wert des Streitgegenstandes bei Feststellung der 
Echtheit oder Unechtheit einer Urkunde wird sich nach dem 
Interesse des Klägers an dieser Feststellung und nicht nach 
dem Werte des der Urkunde zugrunde liegenden Rechtsverhält- 
nisses richten. 

Für die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Fest- 
stellungsklage ist nur allein das materielle Rechtsverhältnis 
maßgebend, und folgt also die Feststellungsklage, wie im § 88 
J. N. für die Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nicht- 
bestehens eines Vertrages ausdrücklich anerkannt ist, dem Ge- 
richtsstände, dem die Klage aus dem concreten Rechtsverhält- 
nisse selbst angehören würde. 

Die Fcststellungsklage ist im übrigen, was die Zuständig- 
keit betriflFt, nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften 
zu beurtheilen und es gilt daher für sie auch der § 81 J. N., 
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wonach für Klagen, durch welche ein dingliches Recht auf 
ein unbewegliches Gut, die Freiheit von einem solchen Rechte 
oder die Aufhebung desselben geltend gemacht wird, fUr 
Theilungs-, Grenzberichtigungs- und Besitzstörungsklagen, so- 
fern es sich um eine unbewegliche Sache handelt, das Gericht 
ausschließlich zuständig ist, in dessen Bezirke die Sache ge- 
legen ist (Reichsgericht Leipzig, XIII, 387). 

§ 229. Schon in der Klage kann der Antrag gestellt 
werden : 

' 1, dass dem Beklagten bei der Ladung zur ersten Tag- 
satzupg oder bei der Ladung zur mündlichen Sireitverhandlung 
aufgetragen werde, gewisse genau zu bezeichnende, dem Kläger 
zu einer Bewei führung nöthig scheinende und im Besitze des 
Beklagten befindliche Urkunden, Auskunftssachen oder in Augen- 
schein zu nehmende Gegenstände zur Verhandlung mitzubringen^ 

2. dass das Erforderliche verfügt werde, damit die für 
eine Beweisführung voraussichtlich nöthgen, bei einer öffentlichen 
Behörde oder bei einem Notar verwahrten Urkunden, Auskunfts- 
sachen oder Augenscheinsgegenstände, die gleichfalls genau zu be- 
zeichnen sind, zur ersten 'Tagsatzung oder zur mündlichen Streit- 
Verhandlung rechtzeitig herbeigesdiafft werden] 

3. dass die zur Bewahrheitung thatsächlicher Behauptungen 
in der Klage namhaft gemachten Zeugen zur ersten Tagsatztmg 
oder zur mündlichen Streitverhandlung geladen werden. 

Dem unter Z. 2 erwähnten Antrage ist nur dann stattzu- 
geben, tvenn sich die Partei die betreffenden Urkunden, Aus- 
kunftssachen oder Augnnscheinsgegensiände nach den bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften ohne Mitwirkung des Gerichtes nicht 
zu verscJiaffen vermag, oder wenn ihr deren Ausfolgung von 
der Behörde oder dem Notar in ungerechtfertigter Weise ver- 
weigert wurde. 

In Bezug auf Beweismittel, welche sich auf andere als die 
der ersten Tagsatzung vorbehaltenen Fragen beziehen, kann bei 
Anberaumung der ersten Tagsatzung eine Verfügung nicht ge- 
troffen werden, 

1. Der Entwurf ist bestrebt, die Beschleunigung des Ver- 
fahrens und die Hintanhaltung von allzuhäufigen Tagsatzungs- 
erstreckungen, wo immer es thunlich ist, durch concret hiezu 
taugliche Vorkehrungen zu sichern und namentlich auch dem 
Kläger Mittel darzubieten, allen voraussehbaren, seiner Rechts- 
verfolgung hinderlichen Process Verzögerungen vorzubeugen. 
Aus diesem Gesichtspunkte räumt der Entwurf dem Kläger 
namentlich auch die Befugnis ein, gewisse, der Beschaffung des 
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Verhandlungs- and Beweismateriales dienliche processleitende 
Maßregeln des Vorsitzenden schon vor der Verhandlung gleich 
in der Klage in Antrag zu bringen (§ 229). Auf diese Weise 
kann die Zeit bis zur ersten Tagsatzung oder bis zur eigent- 
lichen Streitverhandlung, welche sonst dem Processe selbst ver- 
loren geht, auf das beste ausgenützt werden. 

Denn mit Hilfe der im § 229 vorgeschlagenen Einrichtung 
wird dieser Zeitraum nach beiden Seiten gleich nutzbar gemacht: 
auf der einen Seite dient er dem Beklagten, auf der anderen 
dem Kläger selbst zur Vorbereitung der Verhandlung. Wenn 
alle diese Anträge erst bei der Verhandlungstagfahrt gestellt 
würden, müsste eine neue Unterbrechung des kaum begonnenen 
Verfahrens stattfinden; so aber wird nun das Verfahren, nach- 
dem nur die Einleitungs- und Vorbereitungsfrist vorüber ist 
— jedenfalls mit mehr Wahrscheinlichkeit als sonst — im 
Laufe bleiben, denn die erste Verhandlung findet ein wenigstens 
nach der einen Seite ziemlich vollständiges Processmaterial vor. 
Neben den Maßregeln, welche zur Abwehr der chicanösen Ver- 
schleppungsversuche des Gegners bestimmt sind, dürfen auch 
Veranstaltungen nicht fehlen, welche die fleißige Partei selbst 
positiv in der Erreichung ihrer auf rasche Processaustragung 
gerichteten Absichten unterstützen (Regierungsmotive, S. 252). 

Außer in der Klage können solche Anträge auch in der 
Klagebeantwortung (§ 243), in den weiteren Schriftsätzen (§ 258) 
und bei der mündlichen Verhandlung (§§ 179, 301) gestellt 
werden. 

Im Verfahren vor Bezirksgerichten ist der Beklagte bei 
der Ladung zur mündlichen Verhandlung über die Klage gemäß 
§ 438 aufzufordern, wegen der Vorlage der im Besitze des 
Gegners oder in Verwahrung einer öffentlichen Behörde oder 
eines Notars befindlichen Beweisurkunden und Augenscheins- 
gegenstände, sowie wegen etwaiger gerichtlicher Vorladung von 
Zeugen noch vor der für die mündliche Verhandlung anbe- 
raumten Tagsatzung seine Anträge zu stellen. 

2. Die Vorschrift des § 229 soll dem Gerichte die Mög- 
lichkeit geben, die im § 183 dem Vorsitzenden einge- 
räumten Befugnisse auszuüben. Die Unterlassung der Beob- 
achtung derselben hindert die Partei nicht, die betreffenden 
Anträge bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung zu 
stellen (§ 179) und sie wird wohl wegen einer solchen Ver- 
säumnis nicht der Gefahr einer Ausschließung der betreffenden 
Beweismittel ausgesetzt sein (§ 179, Anm. 3), weil es sich nicht 
um die Vorbringung von Thatsachen und Beweisen, sondern 
um die Beschleunigung der Herbei Schaffung von Beweis- 
mitteln handelt. 
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Aus demselben Grunde wird auch ein Kostenersatz im 
Sinne des § 44 unzulässig sein (anderer Ansicht Schauer, S. 375). 
Wohl aber kann, besonders im Verfahren vor Bezirksgerichten, 
ein Kostenzuspruch gemäß § 48 erfolgen. 

Sofern es sich nicht um Beweismittel handelt, welche sich 
auf die der ersten Tagsatzung vorbehaltenen Fragen beziehen, 
hat der Vorsitzende gemäß § 257 erst bei Anberaumung der 
Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung über die gemäß 
§ 229 gestellten Anträge die nöthigen Anordnungen zu erlassen, 
gegen welche ein Rechtsmittel nicht zulässig ist. 

Anträge, denen nicht willfahrt wurde, sind abzuweisen, 
können jedoch bei der mündlichen Verhandlung erneuert werden. 

3. Was. den Inhalt der zu erlassenden Aufträge anbelangt, 
so kommen in § 229 lediglich die Grundsätze zur Anwendung, 
welche der Entwurf in Bezug auf die materielle Processleitung, 
sowie in Bezug auf den Beweis und das Beweisverfahren ent- 
hält. Insbesondere kann die Vorlage von Urkunden, Aus- 
kunftssachen u. s. w. auf Grund eines nach § 229 gestellten 
Antrages nur in jenem Umfange verfügt werden, in welchem 
sonst der Gegner oder dritte Personen die Sachverhaltsermittlung 
und Feststellung durch solche Vorlage u. s. w. zu unterstützen 
haben (Rejierungsmotive S. 2ü3). Obwohl das Gesetz nur von 
Urkunden spricht, wird dessen Bestimmung dennoch nicht nur 
auf bestimmt bezeichnete Urkunden, sondern auch auf ganze 
Acten ohne bestimmte Bezeichnung einzelner Urkunden anzu- 
wenden sein, und es wird weiters die Vorschrift des zweiten 
Absatzes nicht so enge auszulegen sein, dass keine ämtliche 
Urkunde und kein Act beigeschafft werden dürfe, wenn sich 
die Partei dieselben in der Form eines Amtszeugnisses oder 
Duplicates zu verschaffen vermag. Die Beschränkung wird 
vielmehr hauptsächlich nur von solchen Urkunden (Grundbuchs- 
auszügen, Registerauszügen, Taufscheinen, Notariatsactsausferti- 
gungen u. s. w.) zu verstehen sein, betreffs welcher auch vom 
Gerichte erst die Ausfertigung veranlasst werden müsste, welche 
die Partei selbst verlangen kann. 

§ 280. Auf Grund der Klage hat der Vorsitzende des 
Senates, welchem die Rechtssache zugewiesen ist, eine Tagsatzung 
zur mündlichen Verhandlung zu bestimmen. 

Wenn er jedoch der Ansicht ist, dass die Klage wegen 
Unzuständigkeit des Gerichtes oder wegen des Mangels der 
Processfähigkeit oder der erforderlichen gesetzlichen Vertretung 
auf Seiten des Klägers oder Beklagten unzulässig ist, so hat er 
die Entscheidung des Senates darüber einzuholen, ob die Tag- 
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Satzung anzuberaumen oder eine Verfügung im Sinne des § 6 
zu erlassen oder die Klage als zur Bestimmung der Tagsatzung 
ungeeignet zurückzustellen sei. 

1. Es wäre mit den wiederholt betonten, bei der Process- 
reform leitenden Tendenzen nicht zu vereinen, wenn das 
Gericht auch dann durch Tagsatzungsanberaumung das Verfahren 
über die Klage einleiten wollte, wenn es schon zur Zeit der 
Tagsatzungsanordnung offenbar ist, dass unter den obwaltenden 
Verhältnissen ein giltiges Processverfahren ausgeschlossen sei, 
die Zurückweisung der Klage von amtswegen sofort ausge- 
sprochen werden müsste, sobald sich das Gericht mit der 
Klage inhaltlich befasst. Das Interesse der Parteien, sowie 
das an der Vermeidung nutzloser Proceduren betheiligte öffent- 
liche Interesse gebieten es in gleichem Maße, hier die unver- 
meidliche Consequenz so bald als möglich zu ziehen. Die 
mündliche Verhandlung abzuwarten hätte hier gar keinen Zweck, 
denn wie sich der Gegner dazu verhält, ist gleichgiltig, sobald 
es sich um einen von amtswegen wahrzunehmenden Mangel 
handelt. Dieser kann in den Parteien liegen: mangelnde 
Processfähigkeit, mangelnde gesetzliche Vertretung, oder in der 
Richtung der Gerichtszuständigkeit (Regierungsmotive, 8. 252). 
Dem Richter soll die Möglichkeit gegeben werden, alle ihm 
sofort erkennbaren Fälle der Unzuständigkeit zu berück- 
sichtigen. 

Es soll somit dadurch beispielsweise hintangehalten werden, 
dass der Richter eine Klage gegen eine in einem anderen 
Gerichtssprengel wohnhafte Person, falls er von diesem Um- 
stände Kenntnis hat, annimmt, und es soll durch diese amta- 
wegige Berücksichtigung der Incompetenz der Partei erspart 
werden, sich einzulassen und an einem entfernten Orte einen 
Advocaten zu bestellen oder sich eventuell selbst hinzubegeben, 
lediglich zu dem Zwecke, um die Einrede der Unzuständigkeit 
zu erheben (Motive des Ausschusses, S. 34). 

2. Zunächst wird der Richter die Zuständigkeit zu prüfen 
haben, und zwar sowohl bezüglich der Zulässigkeit des Rechts- 
weges (§ 42 J. N.), als auch bezüglich der absoluten oder durch 
Unterlassung der Einwendung der Unzuständigkeit heilbaren 
Unzuständigkeit des angerufenen Gerichtes. Die Prüfung erfolgt 
gemäß § 41 auf Grund der Angaben des Klägers, sofern diese 
nicht dem Gerichte bereits als unrichtig bekannt sind. Wird ein 
vereinbarter Gerichtsstand angerufen, so ist nach §§ 104, 88 
J. N. die Vereinbarung schon in der Klage urkundlich nach- 
zuweisen. Steigen dem Vorsitzenden Bedenken auf, so hat er 
den Beschluss des Senates einzuholen, der im Falle der Unzu- 
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lässigkeit des Rechtsweges seine Unzuständigkeit auszusprechen, 
im Falle der Unzuständigkeit des angerufenen Gerichtes auf 
Zurückweisung der Klage mit Beschluss zu erkennen hat, gegen 
welchen der Recurs zulässig ist. 

Theilt der Senat die Ansicht des Vorsitzenden nicht und 
beschließt derselbe die Anordnung der Tagsatzung, so ist dieser 
Beschluss den Parteien gemäß § 427 in schriftlicher Ausferti- 
gung bekannt zu geben, es ist jedoch gegen denselben nach 
§ läO ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen. 

3. Bestehen bezüglich der Zuständigkeit keine Bedenken, 
so hat der Vorsitzende des Senates die Klage in formeller 
Richtung zu prüfen, ob dieselbe in der vorgeschriebenen Anzahl 
von Ausfertigungen und Rubriken (§ 80) vorliegt, ob die er- 
forderlichen Urkundenabschriften (§ 77) beiliegen, ob die 
Bevollmächtigung des etwa einschreitenden Bevollmächtigten 
durch Vorlage des Originales oder einer beglaubigten Abschrift 
der Vollmacht nachgewiesen (§ 30) ist, ob die Klage ein be- 
stimmtes Begehren und die zur Bestimmung der Zuständigkeit 
erforderlichen Angaben enthält (§ 226) und ob nicht solche 
Formmängel (§ 75) vorliegen, welche die ordnungsmäßige ge- 
schäftliche Behandlung der Klage zu hindera geeignet sind 
(§ 84). 

Die Beseitigung wahrgenommener Formgebrechen hat der 
Vorsitzende im Sinne des § 85 zu verfUgen und er hat im 
Anwaltsprocesse nach § 37 eine unerstreckbare Frist zum 
Nachweise der Bestellung eines Advocaten als ProcessbevoU- 
mächtigten zu bestimmen, wenn die Klage diesen Nachweis 
nicht enthält. 

Nach fruchtlosem Ablaufe dieser Frist hat der Vorsitzende 
die Klage zurückzuweisen. 

4. Ergeben sich keine Formgebrechen, so ist die Klage 
noch weiter bezüglich des Mangels der Processftlhigkeit, der 
etwa erforderlichen gesetzlichen Vertretung und wohl auch der 
besonderen Ermächtigung zur ProcessfÜhrung (§ 6) zu prüfen 
und es hat der Vorsitzende, wenn er diesbezüglich Bedenken 
hat, gleichfalls den Beschluss des Senates einzuholen, welcher 
bei unbehebbaren Mängeln die Klage als zur Bestimmung der 
Tagsatzung ungeeignet zurückzustellen (§ 7), bei behebbaren 
Mängeln aber die zur Behebung geeigneten Verfügungen (§ 6) 
zu treffen und zu ihrer Erfüllung eine angemessene erstreckbare 
Frist zu bestimmen hat, nach deren fruchtlosem Ablaufe die 
Klage gleichfalls als zur Bestimmung der Tagsatzung ungeeignet 
zurückzustellen ist. 
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Die Verfügungen zur Behebung dea Mangels können 
durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden 
gegen die Zurückstellung der Klage steht der Recurs zu. 

Theilt der Senat die Ansicht des Vorsitzenden nicht und 
beschließt derselbe die Anordnung der Tagsatzung, so ist dieser 
ßeschluss den iParteien gleichfalls gemäß § 427 in schriftlicher 
Ausfertigung bekannt zu geben. 

5. In das Innere der Klage, in die Prüfung des logisch 
und juridisch richtigen Aufbaues derselben, hat sich der Ge- 
richtshof nie, das Bezirksgericht gemäß § 435 nur dann ein- 
zulassen, wenn der Kläger nicht durch einen Advocaten vertreten 
ist oder die Klage mündlich zu Protokoll gegeben wird. 

In diesen Fällen hat der Richter noch vor Erledigung der 
Klage dem Kläger zu den entsprechenden Vervollständigungen 
oder Richtigstellungen die nöthige Anleitung zu geben und bei 
der Aufnahme der KJage zu Protokoll dem Kläger auch eine 
angemessene Belehrung zu ertheilen, wenn die Klage offenbar 
unbegründet erscheint. 

6. Werden an der Klage keine der oben aufgezählten 
Mängel wahrgenommen oder sind dieselben beseitigt, so erfolgt 
seitens des Vorsitzenden mittels unanfechtbaren (§ 130) Be- 
schlusses die Anordnung der ersten Tagsatzung (§239). Im 
bezirksgerichtlichen Verfahren ist in der Regel schon die erste 
Tagsatzung zur Vornahme der Streitverhandlung zu bestimmen. 
Es kann jedoch auch die abgesonderte Abhaltung der ersten 
Tagsatzung angeordnet werden (§ 440), was sich überall da 
empfehlen wird, wo bei vielbeschäftigten Bezirksgerichten häufige 
Klagen größerer Firmen im Regelfalle zu einem Vergleiche oder 
zu einem Contumazurtheile führen. Die Streitanhängigkeit (§ 232) 
und Rechtskraft (§ 411) sind bei Erledigung der Klage nicht 
zu berücksichtigen. 

7. Bei aufrechter Erledigung der Klage wird der Vor- 
sitzende des Senates (Einzelrichter) auch für die vorgeschrie- 
benen Verständigungen zu sorgen haben. Die Vorschriften, 
nach welchen das Obersthofmarschallamt, die dem Beklagten 
vorgesetzten Militärbehörden oder die geklagten Bezirken und 
Gemeinden übergeordneten Organe von der Anbringung der 
Klage zu verständigen sind, bleiben gemäß Art. VI Einf.-Ges. 
unberührt. 

a) Von der Einbringung einer Schuldklage, welche auf 
Grund einer mit dem Ehrenworte verbürgten Zahlungs- 
zusicherung gegen einen Officier gerichtet ist, hat das 
Gericht die vorgesetzte Militärbehörde in Kenntnis zu 
setzen (§ 12 Ges. v. 20. Mai 1869, Nr. 78 R.-G.-Bl.). Diese 
Bestimmung hat auch für die Landwehr (die im Land- 
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wehrverbande stehenden Personen, welche dem Activ- 
stande der Landwehr angehören oder als im nicht- 
activen Verhältnisse stehend, zur Dienstleistung in 
Qemäßheit der Bestimmungen des Landwehrgesetzes 
einberufen werden) zu gelten (§14 Ges. v. 2. April 1885, 
Nr. 93 R.-G.-BL). 

b) Wenn einer von Sr. Majestät Hofdiencm ohne Unter- 
schied des Ranges, wegen Schulden geklagt wird, hat 
die betreffende Behörde das Obersthofmarschallamt 
hievon allsogleich zu verständigen (H. D. v. 31. August 
1803, Nr. 625 J. G. S.). 

c) Von der Einbringung von Klagen gegen Gemeinden 
sind die betreffenden, mit der Ueberwachung der Ver- 
mögensverwaltung der Gemeinden betrauten autonomen 
Organe und von der Einbringung von Klagen gegen 
Bezirke die autonomen Landesorgane zu verständigen 
(J. M. E. V. 6. Oct. 1885, Z. 16074, Nr. r,6 V. Bl.). 

d) Von Schuldklagen gegen im Justizdienste stehende Staats- 
diener ist das vorgesetzte Oblandesgerichtspräsidium 
(die Oberstaatsanwaltschaft), beziehungsweise die Central- 
stelle zu verständigen (M. V. v. 23. November 1896, 
Nr. 23995). 

§ 231. Die erste Tagsatzung ist mit Bedachtnahme auf 
die für die Zustellung der Klage voraussichtlich erforderliche 
Zeit so anzuberaumen, dass eunschen der Zustellung und der 
Tagsatzung ungefähr ein Zeitraum von vierzehn Tagen zu liegen 
kommt. 

Wenn der Aufenthalt des Beklagten unbekannt ist, kann 
die erste Tagsatzung nach Maßgabe der Verhältnisse auch auf 
einen entfernteren Zeitpunkt, in dringendere Fällen hingegen, 
wenn sich der Beklagte am Gerichtsorte aufhält oder doch diesen 
Ort leicht in kurzer Zeit erreichen kann, auf Antrag auf einen 
näher gelegenen Zeitpunkt, und wenn nöthig selbst so bestimmt 
werden, dass zwischen der Zustellung und der Tagsatzung nur 
ein Zeitraum von vierundzwanzig Stunden liegt. 

1. Die Frist des § 231 ist eine Ladungsfrist (§ 123, 
Anm. 4), welche zur Vorbereitung der Partei zwischen der 
Ladung und Tagsatzung bestimmt ist. 

Der Entwurf begnügt sich mit der Angabe einer gewissen 
Normalfrist, durch die dem Richter zugleich zu erkennen ge- 
geben wird, welches Maß von Raschheit die Gesetzgebung von 
dem Processe erwartet. 

Da bei der ersten Tagsatzung in die Verhandlung zur 
Hauptsache noch nicht eingegangen Avird, dürfte ein Zeitraum 
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von ungefähr vierzehn Tagen in der Regel dem Beklagten zur 
Sammlung und Bereitstellung derjenigen Vertheidigungsbehelfe 
vollkommen genügen, von welchen er bei sonstiger Präclusion 
schon in der ersten Tagsatzung Gebrauch machen muss. Der 
Charakter der erwähnten vierzehntägigen Frist wird durch die 
Zusatzbestimmung des Absatzes 2 noch mehr ins Licht gestellt. 
Wenn dem Kläger daran gelegen, dass die erste Tagsatzung 
auf recht kurze Zeit angeordnet werde, so wird er bereits in 
der Klage einen bezüglichen Antrag stellen können. Nach den 
Vorschriften über die vorbereitenden Schriftsätze wird dann 
aber auch gleich die Klage die Angaben und Belege enthalten 
müssen, welche zur Begründung eines solchen Antrages erfor- 
derlich sind (Regierungsmotive, S. 252). 

2. Wenn die Zustellung derart verzögert wird, dass die 
zwischen der Zustellung und der anberaumten Tagsatzung 
liegende Frist dem Beklagten eine genügende Vorbereitung 
nicht mehr gestattet, und wenn der Beklagte an dieser Ver- 
zögerung der Zustellung keine Schuld trägt, so hat der Vor- 
sitzende des Senates die anberaumte Tagsatzung nach § 1 39 auf 
Antrag oder von amtswegen noch vor ihrer Abhaltung zu er- 
strecken, weshalb der Vorsitzende die rechtzeitige Zustellung 
der Klage schon mehrere Tage vor der Tagsatzung zu prüfen 
hat. Die Erlassung eines Versäumnisurtheiles wird durch eine 
verspätete Zustellung der Klage nicht behindert, wohl aber 
wird dieselbe das Begehren um Erstreckung der Tagsatzung 
begründet erscheinen lassen, wenn hiedurch die Einlassungsfrist 
erheblich verkürzt worden ist (§ l39, Anm. 2). Die Minimal- 
einlassungsfrist von 24 Stunden muss immer eingehalten werden^ 
selbst bei Bezirksgerichten, wenn vor denselben eine abgeson- 
derte erste Tagsatzung (§ 239) angeordnet wird, da die kürzere 
Einlassungsfrist des § 436 für die Streitverhandlung und nicht 
für die erste Tagsatzung gilt. In solchen dringenden Fällen 
wird aber bei Bezirksgerichten keine „erste Tagsatzung" an- 
zuordnen sein. 

3. Neben der Anordnung der Tagsatzung muss die Ladung 
zur ersten Tagsatzung . die bei § 131, Anm. 2 angeführten 
Rechtsbelehrungen enthalten und es begründet die Unterlassung 
dieser Belehrung gemäß § 145 einen Mangel des Verfahrens, 
welcher die Erlassung eines Versäumnisurtheiles nach § 402, 
Abs. 1 unzulässig erscheinen lüsst. 

Bei Bezirksgerichten muss die abgesonderte Anordnung 
einer ersten Tagsatzung in der Ladung kenntlich gemacht 
werden und es muss die Ladung die Belehrung über die Rechts- 
folgen des Ausbleibens und nach § 438 die Aufforderung ent- 
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halten^ die sich auf den Gegenstand des Rechtsstreites beziehen- 
den Augenscheinsgegenstände und Urkunden zur Tagsatzung 
mitzubringen oder Anträge wegen Herbeischaffung derselben oder 
wegen Ladung von Zeugen noch vor der Tagsatzung zu stellen. 

Streitanhängigkeii 

§ 2S2. Die Rechtshängigkeit der Streitsache (Streit- 
nnhängigkeit) tcird durch die Zustellung der Klageschrift an 
den Beklagten begründet. Zur Wahrung einer Frist sowie eur 
Unterbrechung des Ablaufes einher Frist genügt, wenn nichts 
anderes vorgeschrieben ist, die Ueberreichung der Klage bei 
Gericht. 

Wird von einer Partei e^'st im Laufe des Processes ein 
Anspruch erhoben, so tritt die Streitanhängigkeit in Ansehung 
dieses Anspruches mit dem Zeitpunkte ein, in welchem derselbe 
bei der mündlichen Verhandlung geltend gemacht tvurde. 

1. Die Streitanhängigkeit bezeichnet die processuale Ge- 
bundenheit des im Rechtsstreite befangenen Klageanspruches, 
soweit er durch Klage- oder Widerklageantrag geltend ge- 
macht ist. 

Dieser Zustand dauert bis zur Rechtskraft der Endent- 
scheidung über diesen Gegenstand, oder bis zum Abschluss 
eines Processvergleiches oder bis zu einer zulässigen Zurück- 
nahme der KJage (Wilmowski, S. 399). Zur Begründung dieses 
processualen Verhältnisses durch Klage oder Widerklage ist 
die Zustellung derselben erforderlich. 

Erfolgt die Zustellung der Klage nicht, was nach § 439 
bei Bezirksgerichten der Fall ist, wenn Kläger mit der Gegen- 
partei ohne Vorladung erscheint, so wird die Streitanhängig- 
keit im Sinne des zweiten Absatzes mit der Geltendmachung 
des Anspruches bei der mündlichen Verhandlung eintreten. 
Das Ansuchen um Erlassung des Zahlungsbefehles im Mahn- 
verfahrens hat gemäß § 13 Ges. v. 27. April 1873, Nr 67 R.-G.-Bl., 
in Betreff der Anhängigkeit der Streitsache bei Gericht und 
der Unterbrechung der Verjährung die Wirkung einer Klage; 
auf die Begründung des Gerichtsstandes der Widerklage und 
der zusammenhängenden Streitsachen jedoch ist dieses Ansuchen 
ohne Wirkung. Tritt der Zahlungsbefehl außer Kraft, so ist 
die Verjährung bis zur Erhebung des Widersjnuches als ge- 
hemmt anzusehen. 

Durch die Compensationseinrede wird nach der Civil- 
processordnung nicht wie durch die Widerklage bezüglich der 
GegenfordeiTing Streitanhängigkeit begründet, dieselbe hat viel- 

Fürstl, CivilproceMgetete«. 24 
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mehr lediglich den Charakter eines Vertheidigungsmittels 
(Reichsgericht Leipzig, XVI 375). Desgleichen wird durch 
die Nebenintervention des Hauptschuldners in dem Processe 
gegen den Bürgen betreflfs des Intervenienten Streitanhängigkeit 
nicht begründet (Reichgericht Leipzig, Fuchsberger, S. 365). 

2. Neben den processrechtlichen Wirkungen der Streit- 
anhängigkeit sind mit derselben auch materiellrechtliche Folgen, 
insbesondere bezüglich der Verjährung (§ 1497 a. b. G.-B.), 
des neuerlichen Zinsenlaufes (§ 1335 a. b. G.-B.), verbunden. 
Sofern zur Wahrung dieser Rechtsfolge eine Frist einzuhalten 
ist, genügt die Uebereichung der Klage, falls nicht, wie im 
§ yO W. O. bezüglich der Unterbrechung der Wechselverjährung, 
in den §§ 338, 378, 824 a. b. G.-B. bezüglich des Umfanges 
der Restitutionspflicht die Zustellung der Klage ausdrücklich 
vorgeschrieben ist. Durch die Anmeldung im Concurse wird 
der Lauf der Verjährung ebenso wie durch eine gerichtliche 
Klage unterbrochen. Insbesondere hat die Anmeldung von 
Wechselforderungen die nämliche Folge, wie nach Art. 80 der 
W. O. die Behändigung der Klage. 

3. Die Bestimmungen über den Eintritt der Streitanhängig- 
keit wären nicht erschöpfend, wenn sie nicht auch die im 
Laufe des Verfahrens eintretende Geltendmachung neuer Ansprüche 
berücksichtigen würden, ein Fall, der sich namentlich bei einer 
nach § 235 zulässigen Klagserweiterung leicht ergeben kann. 
Der neue Anspruch wird möglicher Weise vor der mündlichen 
Verhandlung, in welcher die Partei ihn geltend macht, dem 
Gegner mittels vorbereitenden Schriftsatzes angezeigt. Aber 
das ist weder nothwendig, noch kann ein solcher Schriftsatz in 
irgend einer Beziehung der Klagsschrift gleichgestellt werden. 
Die Bestimmungen über die Zustellung von Klagen "^finden 
auf derlei Schriftsätze gleichfalls keine Anwendung u. s. w. 
Da es außerdem aus manchen Gründen wünschenswert ist, den 
Zeitpunkt des Eintrittes der Streitanhängigkeit möglichst außer 
Zweifel zu stellen, dieser Wunsch aber von vorneherein ver- 
eitelt wäre, wenn hinsichtlich solcher später erhobener An- 
sprüche stets zwei Momente in Frage kämen, so wird im § 232 
vorgeschlagen, die Streitanhängigkeit der erwähnten Ansprüche 
immer erst mit dem Augenblicke ihres thatsächlichen Vor- 
bringens in der mündlichen Verhandlung eintreten zu lassen 
(Regierungsmotive, S. 253). Die Vorschrift ist für jede zu- 
lässige Erweiterung und Aenderung der Klagsanträge anwend- 
bar, auch wenn sie vor Eintritt der Streitanhängigkeit mittels 
vorbereitenden Schriftsatzes erfolgen. Sie gilt auch für Zwischen- 
anträge auf Feststellung nach §236. Die Geltendmachung des 
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wechselrechtlicLen Anspruches in der mündlichen Verhandlung 
«teht nach Art. XLV Einf.-Ges. der Behändigung der EUage 
in Bezug auf die wechselrechtliche Verjährung gleich. 

Wenn Zweifel darüber entstehen sollten, ob eine Aende- 
rung des Klagebegehrens im civilrechtlichen Sinne als Geltend- 
machung eines neuen Anspruches anzusehen sei, werden die- 
«elben nach den Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzes gelöst 
werden müssen (ßegierungsmotive, S. 259). 

§ 233. Die Streüanhängigkeit hat die Wirkung, dass 
während ihrer Dauer über den geltend gemachten Ansprwh 
weder bei demselben nof.h bei einem anderen Gerichte ein Bechta- 
streit du/rchgefuhrt werden darf. Eine während der Streit- 
-anhängigkeit wegen des nämlichen Anspruches angebrachte Klage 
ist auf Antrag oder von amtswegen isurückzuweisen. 

Nach dem Eintritte der Streitanhängigkeit kann der Be- 
klagte, wenn die sonstigen gesetzlichen Bedingungen des Gerichts- 
standes der Widerklage vorhanden sind, bei dem Gerichte der 
Klage insolange eine Widerklage anbringen, als nicht die münd- 
iiche Verhandlung in erster Instanz geschlossen ist. 

1. Die Gesetzgebung kann sich nicht damit begnügen, 
•der Anhängigkeit eines identischen Processes eine gewisse 
Ausschlusswirkung beizulegen, diesen Effect aber dann wieder 
dem Belieben und Gutdünken der Parteien freizugeben (Motive 
des Herrenhauses, S. 10). Die Einrede der Streitanhängigkeit 
ist zwar nach § 239 bei der ersten Tagsatzung anzumelden, 
die Streitanhängigkeit ist aber nach § 240 jederzeit von amts- 
wegen zu berücksichtigen, mag die Einrede angemeldet worden 
sein oder nicht. 

Darauf von amtswegen zu achten, will nicht sagen, da.ss 
•der Richter nunmehr in jedem einzelnen Falle die Vorgeschichte 
des Processes und die sonstigen Beziehungen der Parteien zu 
-erforschen habe, um von gleichzeitigen oder früheren Processen 
über denselben Anspruch Kenntnis zu erlangen. Wo ihm jedoch 
während der Verhandlung und mittels der sonstigen, processua- 
lisch zulässigen Informationsquellen solches kund wird, hat er 
es im Interesse der Partei zu verwerten, ohne einen bezüglichen 
Antrag abzuwarten (Motive des Herrenhauses, S. 10). Darnach 
kann die Streitanhängigkeit erst während der Verhand- 
lung, nicht schon bei Erledigung der Klage, also erst nach 
Anhörung der Gegenpartei berücksichtigt werden. 

2. Streitanhängigkeit liegt nur dann vor, wenn die Streit- 
sache und die Streitparteien identisch sind. Der Begriff der 
Identität zweier Streitsachen ist nicht mit dem der Präjudicia- 

24* 
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lität zu verwechseln, die letztere findet ihre Berücksichtigung 
im § 190, wonach unter den dort aufgestellten Erfordernissen 
die Unterbrechung des Verfahrens angeordnet werden kann 
(O. L. G. Hamburg, Fuchsberger, S. 367). Außerdem ist erfor- 
derlich, dass die Streitsache bei einem Gerichte neuerlich 
anhängig gemacht wurde. Es ist unbedenklich, dass die Ein- 
rede, die Streitsache sei bereits anderweitig anhängig gemacht, 
auch auf die Klageerhebung bei einem ausländischen 
Gerichte gegründet werden kann. Die Einrede der Rechts- 
hängigkeit kann aber auf den ausländischen Process nur dann 
gestützt werden, wenn die Vollstreckung gegenseitig verbürgt 
ist (Reichsgericht Leipzig, Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 167). 
Ob die Vorklage oder die zweite Klage in einer besonderen 
Verfahrensart anhängig gemacht wurde und ob vielleicht die 
Vorklage bei einem unzuständigen Gerichte eingebracht worden 
ist, hat keinen Einfluss. Durch Erhebung einer Feststellungs- 
klage werden aber condemnatorische Ansprüche der Parteien 
nicht anhängig, denn dieselbe Streitsache liegt nicht vor, wenn 
die eine Partei eine Feststellungsklage, die andere Partei einen 
condemnatorischen Anspruch erhoben hat (O. L. G. Hamburg, 
Fuchsberger, S. 368). 

Dagegen liegt derselbe Streitgegenstand vor, wenn in einem 
Processe mit umgekehrter Parteirolle der dem Ansprüche des 
Klägers in dem ersten Processe direct entgegengesetzte, das- 
selbe Object betrejQFende Anspruch erhoben wird, z. B. in dem 
einen Processe die Klage auf Feststellung des Bestehens eines 
Rechtsverhältnisses, in dem andern auf Feststellung des Nicht- 
bestehens; in dem einen auf Feststellung der Echtheit einer 
Urkunde, in dem andern auf Feststellung ihrer Unechtheit 
fSeiffert, Anm. 3). Wird die Klage bei zwei Gerichten an 
aemselben Tage anhängig gemacht, so kann die Einwendung 
bei beiden Gerichten geltend gemacht werden und jenes Gericht, 
welches früher in die Lage kommt, über diese Einwendung zu 
entscheiden, hat die Grundhältigkeit derselben selbständig zu 
prüfen (E. d. O. G. H. Nr. 14228). 

Die Zurückweisung erfolgt gemäß § 261 mittels Beschlusses, 
gegen welchen Recurs zulässig ist. 

3. Nur der Beklagte, nicht auch dessen Nebenintervenient 
ist zur IWiderklage berechtigt. Eine Processvollmacht ermäch- 
tigt den Bevollmächtigten gemäß § 31 zur Erhebung derselben. 
Der § 96 J. N. bestimmt nicht bloß den Gerichtsstand der 
Widerklage, sondern zugleich auch die Bedingungen der Zu- 
lässigkeit einer Widerklage überhaupt. Die Widerklage soll 
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a) zulässig sein, wenn der Gegenansprnch mit dem Klage- 
anspruch im thatsächlichen oder rechtlichen Zusammen- 
hange steht. Die in der Qestattung einer Widerklage 
gelegene Abweichung von den sonstigen Zuständig- 
keitsregeln und zumal vom § 65 darf nicht aus dem 
Gesichtspunkte einer Begünstigung des Beklagten auf- 
geiasst werden. Sie ist nur insoweit motiviert, als 
entweder dadurch die Verhandlung des vom Beklagten 
erhobenen Anspruches gefördert und erleichtert zu 
werden, oder als die Widerklage der Verhandlung und 
Entscheidung über den mit der Hauptklage gegen den 
Widerkläger erhobenen Ansprach selbst zu nützen ver- 
mag. In letzterer Beziehung kann der Vortheil bei 
bloß thatsächlichem Zusammenhang der Ansprüche viel 
größer sein, als bei rein rechtlicher Connexität. Man 
braucht nur beispielsweise an den noch nicht durch 
einen Contocorrentabschluss zur rechtlichen Einheit 
erhobenen Geschäftsverkehr zweier Producenten zu 
denken, bei welchen auf beiden Seiten Warenlieferungen 
vorkommen. Die Klarstellung der aus solchem Ge- 
schäftsverkehre sich nach beiden Seiten hin ergebenden 
Rechtsfolgen wird durch die Vereinigung der Ver- 
handlung über beide Klagen — und die erste Vorbe- 
dingung hierzu ist die Zuständigkeitsbestimmung des 
§ 96 — außerordentlich gewinnen, obwohl hier An- 
sprüche und Gegenansprüche leicht ein selbständiges 
rechtliches Fundament haben können (separate Kauf- 
oder Lieferungsverträge u. s. w.) und nur als Bestand- 
theile der zwischen den beiden Personen angeknüpften 
lebhaften Geschäftsverbindung im Zusammenhange 
stehen (Regierungsmotive, S. 81). 

b) Die Widerklage ist femer zulässig, wenn der mit ihr 
geltend gemachte Anspruch sich zur Compensation 
mit dem Klagsanspruche eignet, also richtig, gleich- 
artig, ßlllig ist und dem Beklagten gegen den Kläger 
zusteht (§§ 1438 ff. a. b. G.-B.). Dem Beklagten steht 
es frei, eine compcnsable Gegenforderung nur in Form 
der Compensationseinrede geltend zu machen (§§ 188, 
^91), oder wegen dieses Anspruches eine Widerklage 
zu erheben oder seine Gegenforderung sowohl im Wege 
der Widerklage als auch als Einrede voranbringen. Die 
Entscheidung über den Bestand oder Nichtbestand einer 
einredeweise geltend gemachten Gegenforderung ist 
jedoch nach § 411 nur bis zur Höhe des aufzu- 
rechnenden Betrages der Rechtskraft theilhaftig, während 



Digitized by V^OOQIC 



— 374 — 

im Wege der Widerklage auch der den Klageanspruch 
überschreitende Betrag gefordert werden kann, 
c) Die Widerklage ist endlich auch zulässig zur Fest- 
stellung eines im Laufe des Processes streitig ge- 
wordenen Rechtsverhältnisses oder Rechtes, von dessen 
Bestehen oder Nichtbestehen die Entscheidung über 
das Klagebegehren ganz oder zum Theile abhängt^ 
welches Begehren aber nach § 259 auch als Zwischen- 
antrag gestellt werden kann. 

Zu welchen Schwierigkeiten es Anlass geben 
würde, wenn man die Zuständigkeitsbestimmung dea 
§ 96 in Ansehung der Feststellungswiderklage nicht 
anerkennen wollte, braucht kaum näher dargelegt zu 
werden. Die Verweisung an das Gericht der Haupt- 
oder Vorklage wird in den meisten Fällen auch die 
Verweisung des Feststellungsprocesses an denselben 
Senat oder an den nämlichen Richter ermöglichen, der 
bereits mit ersterem Processe befasst ist. Was in dem 
einen der beiden Processe vorgebracht, erhoben oder 
ermittelt wird, dient dann immer auch der Erledigung 
des anderen Processes, mag zugleich eine Verbindung 
der Verhandlung angeordnet werden oder nicht. Infolge 
dessen wird das Beweisverfahren häufig genug, wenn 
nicht ganz entfallen, so doch beträchtlich verkürzt und 
vereinfacht werden. Die juristische Auffassung und 
Beurtheilung beider Fälle wird sich auf diese Art 
gleichfalls schärfen und vertiefen und auch der Rechts- 
kraftwirkung eines Feststellungserkenntnisses wird damit 
die natürliche Basis gegeben (Regierungsmotive, S. 82). 
Voraussetzung dieser Widerklage ist, dass das Be- 
stehen oder Nichtbestehen des Rechtsverhältnisses für 
die Entscheidung präjudiciell ist, und zwar nicht bloß 
nach der Behauptung des Widerklägers, sondern that- 
sächlich, und dass das festzustellende Rechtsverhältnia 
nach den thatsächlichen Anführungen derProcessparteien 
streitig ist (§ 236). Die Urkundenfeststellungsklage 
kann als Widerklage nicht angebracht werden. 
4. Neben den im Abs. 1 des § 96 J. N. angeführten 
positiven Voraussetzungen der Widerklage stellt Abs. 2 noch 
ein negatives Erfordernis derselben auf, dass nämlich für den 
Gegenanspruch, wenn er durch besondere Klage verfolgt würde, 
die sachliche und örtliche Zuständigkeit desselben Gerichtes 
gemäß § 104 zu begründen möglich sein muss ( Wilmowski, S. 75). 
Weil die Berechtigung des Widerklagegerichtsstandes 
eigentlich in der Vortheilhaftigkeit der gemeinsamen Verhand- 
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lang wurzelt, so muss das Ende der mündlichen Verhandlung 
(§ 193) über die Vorklage auch der zu Gunsten der Wider- 
klage zugelassenen Ausnahme ein Ende machen (Regierungs- 
motive, S. 82). 

Deshalb wird auch die W^iderklage wegen Unzuständigkeit 
abzuweisen sein, wenn die Vorklage jvegen einer mangelnden 
Processvoraussetzung oder wegfen Unzuständigkeit abgewiesen 
wird. Desgleichen wird die Zurücknahme der Vorklage, welche 
jedoch nach § 237 ohne Zustimmung des Beklagten nur bis 
zur ersten Tagsatzung zulässig ist, die Abweisung der W^ider- 
klage wegen Unzuständigkeit zur Folge haben (Seuffert, Anm. 3). 
Anderer Meinung W^ilmowski, S. 74. 

5. In Uebereinstimmung mit der bestehenden Gesetzgebung 
braucht die Widerklage nicht mit der Vertheidigung des Be- 
klagten verbunden zu werden; sie kann abgesondert erhoben 
werden. Ungeachtet der Verbindung mit der sonstigen Ver- 
theidigung ist die Widerklage selbständige Klage. Dennoch 
wird das Gericht, wenn Gründe dafür sprechen, die über Klage 
und Widerklage eingeleiteten Processe mit einander verbinden 
dürfen und müssen (Regierungsmotive, S. 82). Damit ist nicht 
ausgeschlossen, dass concretenfalls über die Widerklage separat 
verhandelt werde, wenn sich die Sonderung der Verhandlungen 
nach dem meritorischen Verhältnisse der beiden Rechtssachen 
besser empfiehlt. Es ist dies eine Frage der dem Gerichte zu- 
stehenden Processleitung. Deshalb kann auch eine bloß theil- 
weise Verbindung der Verhandlung über Vor- und Widerklage 
stattfinden (Regierungsmotive, S. 253). Zur Verbindung der 
Verhandlung über Klage und Widerklage ist nach § lb7 sonach 
der Beschluss des Senates erforderlich, gegen den ein Rechts- 
mittel ausgeschlossen ist. 

6. Eine weitere Wirkung der Streitanhängigkeit ist, dass 
nach § 29 J. N. das rechtmäßigerweise angerufene Gericht 
trotz nachträglicher Aenderung der für die Zuständigkeit maß- 
gebenden Umtjtände zuständig bleibt. Weder spätere Aende- 
rungen bezüglich der sachlichen Zuständigkeit, noch solche 
bezüglich der örtlichen Zuständigkeit haben einen Einfluss. 
Bezüglich des für die Zuständigkeit maßgebenden Wertes des 
Streitgegenstandes ist nach § 54 J. N. der Zeitpunkt der Anbringung 
der Klage entscheidend. Abzahlungen zwischen der Anbringung 
und Zustellung der Klage sind daher für die Zuständigkeit 
ohne Wirkung. 

Andere Aenderungen in dieser Zwischenzeit, z. B. Woh- 
nungswechsel werden aber zu berücksichtigen sein. Klage- 
änderungen durch Erweiterung des Klagebegehrens sind nach 
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§ 235 gleichfalls zu berücksichtigen. Eine Verbindung mehrerer 
Proccsse nach § 187 hat auf die Zuständigkeit keinen Einfluss. 

§ 234. Die Veräußerung einer in Streit verfangenen 
Sache oder Forderung hat auf den Process keinen Einfluss. Der 
Erwerber ist nicht berechtigt, ohne Zustimmung des Gegners als 
Hauptpartei in den Process einzutreten, 

1. Die Veräußerung soll auf die formelle Processführung 
und die Parteirollen keinen Einfluss haben. Der ursprüngliche 
Kläger oder Beklagte bleibt trotz der Veräußerung Process- 
partei, dies gilt sowohl wenn der Kläger seinen Klagsanspruch 
veräußert; als auch wenn der Beklagte sich des vom Kläger 
beanspruchten Streitgegenstandes zu Gunsten einer dritten Person 
begibt. Ob die Veräußerung eine freiwillige oder erzwungene 
war, macht keinen Unterschied, doch ist nur die Öingular- 
succession unter Lebenden gemeint, nachdem für die Rechts- 
nachfolger einer verstorbenen Processpartei durch §§ 155 fl^. be- 
sondere Bestimmungen getroffen werden. 

Der Process wird trotz der Veräußerung unter den bis- 
herigen Parteien fortgeführt. Der Veräußernde kann die 
Processführung nicht verweigern, weil er veräußert hat, noch 
kann ihm der Gegner die Einwendung der mangelnden Legiti- 
mation zur Sache entgegenstellen. 

2. Materiellrechtlich wird durch die Vorschrift des § 234 
nichts geändert. Die Rechte des Veräußerers und Erwerbers 
sind nach dem bürgerlichen Rechte zu beurtheilen. Ei'sterer hat den 
Process unter Berücksichtigung der Rechte des Erwerbers 
weiterzuführen. Er muss, wenn er auf Leistung klagt, das 
Begehren auf Leistung an den Erwerber stellen, weil ihm sonst 
der Gegner einwenden kann, er sei nicht mehr zum Empfange 
der Leistung berechtigt (§ 1396 a. b. G.-B.) Der Gegner des 
Veräußerers kann dem Ansprüche alle materiellrechtlichen Ein- 
wendungen entgegensetzen, welche ihm der Person des Cessionärs 
gegenüber zustehen (§ 1442 a. b. G.-B.), und wenn er gegen den 
Veräußerer auf Leistung der veräußerten Sache geklagt hat, 
kann er statt des ursprünglich geforderten Gegenstandes nach 
§ 235 das Interesse fordern. 

3. Nur wenn der Gegner einwilligt, kann der Rechts- 
nachfolger als Hauptpartei in den Process eintreten, was nach 
Analogie des § 241 den Beschluss auf Entbindung des Rechts- 
vorgängers von der Klage zur Folge haben kann, welche nur 
in der mündlichen Verhandlung zulässig erscheint. Ohne Ein- 
willigung des Gegnei*s kann der Erwerber nur als Neben- 
intervenient der Hauptpartei in den Process eintreten und es 
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kommen ihm die dem Nebenintervenienten nach § 20 einge- 
räumten Rechte eines Streitgenossen niemals zu, weil er hiedurch 
Hauptpartei würde, was ihm durch § 234 ohne Zustimmung 
des Gegners versagt ist. 

4. Der Erwerber wird jedoch nicht behindert sein, seine 
Rechte gegen den Veräaßerer und dessen Gegner mit besonderer 
Klage geltend zu machen und das Gesetz versagt es ihm nicht, 
im Wege der Hauptintervention beide Theile zu klagen (§ 16). 
Desgleichen werden die Bestimmungen der Grundbuchsordnung 
über die rechtlichen Wirkungen der Klags- und Streitanmerkung 
durch § 234 nicht derogiert. 

Das Urtheil ist nach § 9 E. O. für und gegen den Er- 
werber vollstreckbar. 

KlagsSnderung. 

§ 235. Zu eiyier Aenderung der hei Gericht überreichten 
Klage, und namentlich zu einer Erweitei'ung des KUigehegehrens, 
durch welche die Zuständigkeit des Proccssgerichtes nicht aus- 
geschlossen wird, ist der Kläger vor Eintritt der Streitanhängig- 
keit stets berechtigt. 

Nach Eintritt der Streitanhängigkeit bedarf er hiezu der 
Einwilligung des Gegners; diese Einwilligung ist als vorhanden 
anzunehmen, wenn der Beklagte, ohne gegen die Abänderung 
Einwendung zu erheben, über die abgeänderte Klage verhandelt. 

Das Gericht kann jedoch solche Aenderung selbst nach 
Eintritt der Streitanhängigkeit und ungeachtet der Einwendung 
des Gegners zulassen, wenn aus der Aenderung eine erhebliche 
Erschwerung oder Verzögerung der Verhandlung nicht zu be- 
sorgen ist. 

Als eine Aenderung der Klage ist es nicht anzusehen, 
wenn ohne Aenderung des Klagegrundes die thatsächlichen An- 
gaben der Klage und die in derselben angebotenen Beweise ge- 
ändert, ergänzt, erläutert oder berichtigt werden^ oder wenn, 
gleichfalls ohne Aenderung des Klagegrundes, das Klagebegehren 
in der Hauptsache oder in Beziehung auf Nebenforderungen 
beschränkt oder statt des ursprünglich geforderten Gegenstandes 
ein anderer Gegertstand oder das Interesse gefordert wird. 

1. Vor Eintritt der Streitanhängigkeit, also in der Zeit 
von der Ueberreichung bis zur Zustellung der Klage (§ 232), 
ist eine Aenderung der Klage nur insoweit beschränkt, als 
hiedurch die örtliche oder sachliche Zuständigkeit des Proccss- 
gerichtes ausgeschlossen wird. Eine solche stets unzulässige 
Klageänderung ist nicht nur vor Eintritt der Streitanhängigkeit, 
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sondern stets von amts wegen zu berücksichtigen (§41 J. N.) 
und es ist durch Beschluss die Unzulässigkeit einer solchen 
Klageänderung auszusprechen, wo sodann über die ursprüng- 
liche Klage zu verhandeln ist. Eine Aenderung in der Person 
des Klägers ist aber auch vor Eintritt der Streitanhängigkeit 
unzulässig, weil nach dem Wortlaute des Gesetzes nur der 
Kläger selbst zu einer Aenderung berechtigt erscheint. Das 
Begehren über die Richtigkeit und die Rangordnung von be- 
strittenen Ansprüchen im Concurse kann weder in Ansehung 
des Betrages noch in Ansehung des Vorrechtes über denjenigen 
Umfang erweitert werden, in welchem es bei der Anmeldung 
gestellt worden ist (§ 130 C. O.). 

2. Im zweiten Absätze ist der Grundsatz aufgestellt, dasa 
nach Eintritt der Streitanhängigkeit die Aenderung vom Be- 
klagten gerügt werden kann, dass aber die Aenderung (in 
erster Instanz^ nicht von amtswegen gerügt werden soll, indem 
sie mit Bewilligung des Beklagten zulässig ist (Wilmowski, 
S. 403). Im Berufungsverfahren ist eine Aenderung der Klage 
auch mit Einwilligung des Beklagten nicht zulässig (§ 483). 
Die Einwilligung des Beklagten kann ausdrücklich, sie kann 
aber auch stillschweigend dadurch erfolgen, dass er über die 
abgeänderte Klage ohne Einwendung verhandelt. 

Mit Rücksicht darauf, dass ein Antrag auf Bewilligung 
der Aenderung der Klage schon bei der ersten Tagsatzung ge- 
stellt werden kann, und dass über denselben in der ersten 
Tagsatzung zu entscheiden ist, muss gefolgert werden, dasa 
das Recht der Einwendung dem Beklagten in diesem Falle 
nur in der ersten Tagsatzung zusteht. Vor Bezirksgerichten 
und bei späteren Klageänderungen vor Gerichtshöfen steht dem 
Beklagten dieses Recht noch in der nächsten mündlichen Ver- 
handlung zu, er geht dieses Rechtes durch Unterlassung der 
Einwendung in der Klagebeantwortung oder in anderen vorbe- 
reitenden Schriftsätzen nicht verlustig und sein Ausbleiben von 
der Tagsatzung ist als stillschweigende Einwilligung nicht an- 
zusehen. 

3. Dem Ueberwiegen praktischer Gesichtspunkte entspricht 
es, wenn die Klagsänderung auch gegen den Willen des Be- 
klagten für statthaft erklärt wird, falls aus der Aenderung eine 
erhebliche Erschwerung oder Verzögerung der Verhandlung 
nicht zu besorgen ist. Unter Umständen wird das bisherige 
Verfahren, ungeachtet der Aenderung, auch für die Entschei- 
dung über den geänderten Anspruch zum großen Theile oder 
wenigstens hinsichtlich einzelner wichtiger Punkte verwertet 
werden können (Regierungsmotive, S. 254). 
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Im vorbereitenden Verfahren ist eine Klageändening un- 
zulässi«;: und es darf eine solche bei einer einem vorbereitenden 
Verfahren gemäß §§ 250, 251 nachfolgenden mündlichen Ver- 
handlung ohne Zustimmung des Beklagten nur dann zugelassen 
werden, wenn von dem Kläger glaubhaft gemacht wird, dass 
er von dem neuen Vorbringen zur Zeit des vorbereitenden Ver- 
fahrens keine Kenntnis hatte (§§ 252, 263). Ueber die Zulassung 
einer vom Beklagten bestrittenen Klageänderung ist mit Rück- 
sicht auf die Vorschrift des § 239 stets sofort in der münd- 
lichen Verhandlung mit Beschluss zu entscheiden. Wird die 
Klageänderung zugelassen, so ist über die abgeänderte Klage, 
wird sie abgewiesen, so ist über die ursprüngliche Klage zu 
verhandeln und zu entscheiden. 

4. Jede Aenderung des Klagegrundes (§ 226, Anm. 3) 
ist eine Aenderung der Klage. Nach den Vorschriften des 
§ 235 ist entsprechend der Tendenz des neuen Processgesetzes 
nach möglichst freier Gestaltung des mündlichen \ erfahrens 
auch dem Kläger gestattet, seine schriftliche Klage zu modi- 
ficieren, soweit nicht die Aenderung des Klagegrundes vorliegt 
(Reichsgericht Leipzig, X 396). Maßgebend für die Beur- 
theilung, ob eine Klageänderung vorliege, ist, wie die Ent- 
stehungsgeschichte der hier einschlägigen Bestimmungen nach- 
weist, die Frage, ob der neue KJagegrund ein solcher ist, durch 
den die Natur des Anspruches nicht geändert wird, so dass 
einer wiederholten Geltendmachung des ursprünglich erhobenen 
Anspruches auf Grund des ergangenen Urtheils die exceptio 
rei judicatae entgegengesetzt werden könnte (O. L. G. f. Bayern, 
Fuchsberger, S. 368). 

Die Bezugnahme des Klägers auf eine andere rechtliche 
Beurth eilung seines Klagevorbringens enthält nicht die Auf- 
stellung eines neuen Klagegrundes (Reichsgericht Leipzig, 
Fuchsberger, S. 368). 

Dem Richter liegt es ob, die rechtliche Natur und den 
Charakter einer Klage nach Maßgabe der zur Begründung 
derselben angeführten Thatsachen und des gestellten Antrages 
seinerseits zu würdigen, ohne dass er dabei an die Rechts- 
ansicht der Parteien gebunden wäre (Reichsgericht Leipzig, 
IX 214). Eine Aenderung des Klagegrundes liegt aber vor, 
wenn der Entstehungsgrund des eingeklagten Anspruches auf 
ein anderes Rechtsgeschäft zurückgeftlbrt wird. Auch bei ding- 
lichen Klagen bildet der Entstehungsgrund des streitigen Rechtes, 
einen Theil des Klagegrundes. Die bloße Bezeiciinung des dinp 
liehen Rechtes, welches geltend gemacht wird, kann diesem 
wesentlichen Erfordernisse des Klagegrundes nicht genügen, 
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bei Bezeichnung eines neuen Erwerbsgrundes für ein bestrittenes 
Eigentiiumsrecht liegt sohin eine Klageänderung ¥or (Reichs- 
gericht Leipzig, Fuchsberger, S. 376). 

Auf Einreden, einschließlich der Compensationseinrede, 
ist der Begriff der Klageänderung nicht anwendbar, wohl aber 
auf Zwischenanträge (§ 236) und Widerklagen. 

5. Der Klagegrund ist nicht identisch mit denjenigen 
Thatsachen, welche in der Klage zur Begründung des Klage- 
begehrens angeführt wurden (Motive des Ausschusses, S. 34). 
Dementsprechend ist der Aenderung des Klagegrundes die bloße 
Abänderung, Ergänzung, Erläuterung oder Berichtigung ein- 
zelner zum Klagegrunde gehöriger Anführungen gegenüberstellt 
(Reichsgericht Leipzig, XIV 428). Wieweit dies zulässig ist, 
richtet sich darnach, ob dadurch das individuelle Rechtsver- 
hältnis geändert wird, das den Klagegrund bildet und das 
Klagebegehren bestimmt (Busch 10, 521). Die nachträgliche 
Bezugnahme auf eine vorgängige mündliche Verabredung nach 
früherer alleiniger Geltendmachung einer hierwegen vorge- 
nommenen schriftlichen Erklärung, schließt keine Klageänderung 
in sich (O. L. G. f. Bayern, Fuchsberger, S. 368). Dagegen ist 
bei Klageansprüchen aus einer Cession jedes Vorbringen, welches 
einen anderen, als den ursprünglich behaupteten Cessionsvertrag 
anruft, als eine Klageänderung anzusehen (Reichsgericht Leip- 
zig, A. V 90). Nach der rechtlichen Natur der Novation steht 
das aus einer anderen Verbindlichkeit durch Novation ent- 
standene Darlehen rechtlich ganz gleich dem gewöhnlichen 
Darlehen, weshalb darin, dass vom Kläger an die Stelle des 
letzteren Anspruches ein durch Novation entstandenes Darlehen 
gesetzt worden ist, nicht eine Aenderung des Klagegrundes 
gefunden werden darf (Reichsgericht Leipzig, X 396). 

6. Eine Beschränkung des Klagebegehrens ohne Aen- 
derung des Klagegrundes ist keine Klageänderung, eine 
Erweiterung dann, wenn nicht statt des ursprünglich ge- 
forderten Gegenstandes ein anderer Gegenstand oder das In- 
teresse gefordert wird. Eine solche Aenderung des Klage- 
gegenstandes ist keine Klageänderung, mag sie die Folge später 
eingetretener Veränderungen der thatsächlichen und rechtlichen 
Lage sein oder nicht, so lange nur der Klagegrund nicht geändert 
wird. Auch der Uebergang der Feststellungsklage in eine 
Leistungsklage enthält eine Aenderung des Gegenstandes ohne 
Aenderung des Klagegrundes. 

Die Streitanhängigkeit des neuen Anspruches tritt nach 
§ 23 J erst mit dessen Geltendmachung bei der mündlichen 
Verhandlung ein. Zulässig erscheint auch der Antrag auf 
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Leistung eines Entschädigungsbetragcs wegen muthwilliger 
Processflihrung (§ 408) im Laufe der Verhandlung, und zwar 
sowohl seitens des Klägers als auch seitens des Beklagten. 

Eine Aenderung der Processparteien ist abgesehen 
von den Fällen der Benennung des Auetors (§ 22), der Succes- 
sion in den Nachlass eines Verstorbenen (§ 155) und der Er- 
öflFnung des Concurses (§ 159) nur mit Zustimmung der Gegen- 
partei zulässig. Der Erwerber des Streitobjectes ist nicht 
berechtigt, ohne Zustimmung des Gegners als Hauptpartei in 
den Process einzutreten (§ 234), der Intervenient kann nur 
mit Zustimmung beider Procestsparteien als Partei in den 
Process eintreten (§ 19). 

Zwisohenantrag auf Feststellung. 

§ 236, Der Kläger kann ohne Zustimmung des Beklagten 
bis zum Schlus.^e der mündlichen Verhandlung, über welche das 
Urtheil ergeht, den Antrag stellen, dass ein im Laufe d:is Pro- 
cesses streitig gewordenes Rechtsverhältnis oder Recht, von dessen 
Bestehen oder Nichtbestehen die Entscheidung über das Klage- 
begehren ganz oder zum Theile abhängt, in dem über die Klage 
ergehenden oder in ein^m demselben vorausgehenden Urtheile 
festgestellt uerde. 

Diese Bestimmung kommt nicht zur Anwendung, wenn 
über den Gegenstand des neuen Antrages nur in einem beson- 
deren, für Angelegenheiten dieser Art ausschließlich vorgeschriebenen 
Verfahren verhandelt werden kann, oder wenn die Vorschriften 
über die sachliche Zuötändigkeit der Gerichte der beantragten 
Entscheidung entgegenstellen. 

1. Im Verlaufe der mündlichen Verhandlung kann es sich 
offenbaren, dass die Parteien über ein Rechtsverhältnis oder 
Recht verschiedener Meinung sind, über welches der Kläger 
zwar nicht ausdrücklich ein richterliches Urtheil begehrte, auf 
dem jedoch das von ihm gestellte Begehren mittelbar oder 
unmittelbar beruht. Es wurde z. B. in der Klage eine Grund- 
dienstbarkeit in Anspruch genommen und während des Pro- 
cesses vom Beklagten das klägerische Eigenthumsrecht am 
herrschenden Grundstücke bestritten. Der Kläger hat ein 
begreifliches, selbst über den Process hinausreichendes Interesse 
daran, auch diese Voraussetzung seines Klagebegehrens durch 
rechtskräftigen Richterspruch außer Streit zu stellen. Da die 
Rechtskraft einem Urtheile nur soweit zukommt, als es über 
den eigentlichen Klagsanspruch ergeht, könnte der Kläger dieses 
Interesse im anhängigen Processe nicht befriedigen, abgesehen 
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davon, ob seine Klage darunter leiden würde, wäre es jeden- 
falls nothwendig, wegen des Grundeigenthumes — wenn etwa 
der Beklagte das Eigenthum des herrschenden Grundstückes 
für sich in Anspruch genommen hat — einen neuen Process 
einzuleiten. Letzteres könnte vermieden werden, wenn es dem 
Kläger möglich wäre, gleich im anhängigen Processe eine der 
Rechtskraft ftlhige Entscheidung über das Eigenthum am herr- 
schenden Grundstücke zu erlangen. Aehnliche Complicationen 
können sich bei persönlichen Klagen ergeben (Regierungs- 
motive, S. 254). 

Der Zweck des Feststellungsantrages ist demnach nur 
darauf gerichtet, dass die schon an sich erforderliche Entschei- 
dung in der Form eines der Rechtskraft filliigen Urtheiles ab- 
gegeben werde. Daraus folgt aber, dass die über das Bestehen 
oder Nichtbestehen des Rechtsverhältnisses abzugebende Ent- 
scheidung für die Klage und fiir den Zwischenantrag eine 
identische sein muss und demnach nur auf Grund desselben 
thatsächlichen Materiales ergehen kann (Reichsgericht Leipzig, 
IX 343). 

2. Bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung (§ 193) 
kann der Zwischenantrag gestellt werden. Obwohl hier nicht 
wie im § 233 ausdrücklich von der mündlichen Verhandlung 
in erster Instanz die Rede ist, so dürfte es doch mit Rück- 
sicht auf die Motive keinem Zweifel unterliegen, dass hier 
gleichfalls nur die mündliche Verhandlung in erster Instanz 
gemeint ist^ da der Zwischenantrag bezüglich des Zeitpunktes, 
bis zu welchem seine Erhebung gestattet ist, der Widerklage 
gleichgestellt sein soll (O. L. G. Braunschweig, Fuchsberger, 
«. 427). 

3. Die bei § 233 unter Anm. 3 c besprochene Voraus- 
setzung, dass das Rechtsverhältnis oder Recht streitig sein, und 
dass von dessen Bestehen oder Nichtbestehen die Entscheidung 
über das Klagebegehren ganz oder zum Theile abhängen müsse, 
stimmt mit der gleichen Bestimmung des § 96 J. N. überein. 
Dieselbe ersetzt das sonst für die Feststellungsklage erforderliche 
rechtliche Interesse (§ 228). Der Feststellungsantrag wird Be- 
standtheil des Processes und es erfolgt dessen Entscheidung 
entweder durch das Endurtheil oder durch ein nach § 393 zu- 
lässiges Zwischenurtheil. 

4. Von den bei § 227, Anm. 4 aufgezählten besonderen 
Verfahrensarten dürfte hier das Mandatsverfahren entfallen, 
weil auf Grund einer Urkunde auch das gewöhnliche Verfahren 
eingeleitet werden kann. Die Vorschriften über die sachliche 
Zuständigkeit enthalten die §§ 49—53 J. N. Hängt die sach- 
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liehe Zuständigkeit von dem Werte des Streitgegenstandes ab, 
so ist der Wert des Feststellungsantrages anzugeben (§ 56 J. N.). 
Auch die ausschließlichen besonderen Gerichtsstände der 
§§ 76 ff. werden der Einbringung eines Feststellungsantrages 
entgegenstehen, wenn zur Entscheidung über das streitige 
Rechtsverhältnis ein anderes Gericht ausschließlich zuständig ist. 
Der Nebenintervenient kann den Antrag nicht stellen und 
■die Urkundenfeststellungsklage kann in Form eines Zwischen- 
antrages nicht angebracht werden. 

Zurücknahme der Klage. 

§ 287. Die Klage kann ohne Zustimmung des Beklagten 
nur bis zum Beginn der ersten Tagsatzung, wenn aber der Be- 
Jdagte zu dieser nicht erscheint, auch noch hei der ersten Tag- 
Satzung zurückgenommen werden. 

Die Zurücknahme der Klage geschieht durch einen dem 
Beklagten zuzustellenden Schriftsatz oder durch eine hei der 
mündlichen Verhandlung abgegebene Erklärung, Die Zustellung 
des Schriftsatzes erfolgt auf Grund einer Verfügung des Vor- 
sitzenden ohne vorgängige Beschlussfassung des Senates. 

Die Zurücknahme der Klage hat zur Folge, dass die 
Klage als nicht angebracht anzusehen ist und der Kläger dem 
BeJdagten alle Processkosten zu ersetzen hat, zu deren Tragung 
der Beklagte nicht bereits rechtskräftig verpflichtet erkannt wurde, 
lieber den Antrag auf Zuerkennung des Kostenersatzes ent- 
scheidet der Senat nach vorhergehender mündlicher Verhandlung 
durch BescJduss. 

Die zurückgenommene Klage kann neuerlich angebracht 
werden, wenn nicht bei deren Zurücknahme auf den geltend ge- 
machten Anspruch verzichtet wurde, 

1. Die Zurücknahme der Klage ist eine Processhandlung, 
zu der der Processbevollmächtigte kraft der Processvollmacht 
ohne Einschränkung berechtigt ist (§ 31). Sie ist zu unter- 
scheiden von dem Verzichte auf den Klagsanspruch (§ 394). 
Die Widerklage sowie ein Feststellungsantrag nach §§ 236, 259 
können unter den Voraussetzungen des § 237 gleichfalls zurück- 
genommen werden. Mit Zustimmung des Beklagten kann die 
Klage jederzeit, bis zum Aufhören der Streitanhängigkeit (§ 232), 
zurückgenommen werden. Ohne Zustimmung des Beklagten 
ist sie nur bis zur ersten Tagsatzung (§ 239). (bei der ersten 
Tagsatzung nur über Ausbleiben des Beklagten) und nach Art. 
XL VII Einf.-Ges. bei Klagen, welche bei Beginn der Wirk- 
.samkeit der C. P. O. bereits anhängig waren, noch bis zum 
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Beginn der ersten, zur Verhandlung der Hauptsache nach dem 
neuen Gesetze angeordneten Tagsatzung zulässig. Letztere Be- 
stimmung wird auch für das Verfahren vor Bezirksgerichten 
gelten. 

Verweigert der Beklagte seine Einwilligung zu einer 
späteren Zurücknahme der Klage, so ist über dieselbe durch 
Urtheil zu entscheiden und es kann der Beklagte, wenn der 
Kläger nicht verhandelt oder nicht erscheint, Versäumnisurtheil 
beantragen. 

Deshalb fällt auch bei einer späteren einseitigen Zurück- 
nahme der Klage die bereits anberaumte Tagsatzung nicht aus. 

2. Wenn die Zurücknahme der Klage nicht bei der 
mündlichen Verhandlung erfolgt, in welchem Falle sie in das 
Protokoll aufzunehmen ist, hat sie mittels Schriftsatzes zu er- 
folgen, auf dessen Zustellung der Beklagte selbst dann nicht 
rechts wirksam verzichten kann, wenn er seine Einwilligung in 
dem Schriftsatze selbst zu erkennen gibt. Ueber die Form 
der Einwilligung enthält das Gesetz keine Bestimmung. Dieselbe 
kann auch nachträglich erfolgen, weshalb der Kläger bei üeber- 
reichung des Schriftsatzes die Einwilligimg des Beklagten nicht 
nachzuweisen braucht und der Schriftsatz auch ohne einen 
solchen Nachweis zuzustellen ist. Sache des Beklagten ist es, 
der Zurücknahme ausdrücklich oder stillschweigend durch 
Ausbleiben von der Tagsatzung zuzustimmen oder derselben 
zu widersprechen. 

3. Die im dritten Absätze bestimmten Kechtsfolgen der 
Zurücknahme der Klage treten sowohl bei der rechtzeitigen 
einseitigen als auch bei der mit Zustimmung des Beklagten 
erfolgten Zurücknahme der Klage ein, und zwar die Aufhebung 
der Streitanhängigkeit ex tunc von selbst, die Verfällung zum 
Kostenersatze aber erst über Antrag nach mündlicher Verhand- 
lung. Eine Frist zur Stellung dieses Antrages ist nicht fest- 
gesetzt und nach § 37 G. V. G. hat die Entscheidung über 
die Processkosten, falls die Klage vor oder bei der ersten 
Tagsatzung zurückgenommen wird, durch den Vorsitzenden des 
Senates (beauftragten Richter) zu erfolgen. 

§ 238. Die in § 237 bezeichneten Rechtsfolgen treten auch 
dann ein, wenn eine Klage in Gemäßheit der Bestimmungen 
dieses Gesetzes als zurückgenommen zu gelten hat. 

Der einzige Fall, in welchem eine Klage als zurückge- 
nommen zu gelten hat, ist der des § 60, wenn das Gericht 
über Antrag des Beklagten dies beschließt, weil der Kläger in 
der ihm vom Gerichte bestimmten Frist weder für die Process- 



Digitized by V^OOQIC 



- 385 — 

kosten Sicherheit geleistet, noch sich znm Eide erboten hat, 
dass er zum Erläge einer Sicherheit unfilhig ist. 

Derselbe Beschluss wird über Antrag des Beklagten aus 
den bei § 60, Anm. 6 angeführten Gründen zu fassen sein, 
wenn der Kläger den angebotenen Paupertätseid nicht ablegt. 

Erste TagsatzuRQ. 

§ 239. Die erste TagsatBung findet vor dem Vorsitzenden 
des Senates oder vor einem von diesem beauftragten Mitgliede des 
Senates statt. 

Die erste Tagsatzung ist zur Vornahme eines Vergleichs- 
Versuches, zur Anmeldung der Einreden der Unzulässigkeit des 
Rechtsweges, der Unzuständigkeit des Gerichtes, der Streitanhän- 
gigkeit und der rechtskräftig entschiedenen Streitsache, sowie zur 
Entgegenahme der Erklärung des benannten Auetors bestimmt. 
Bei der ersten Tagsatzung ist ferner der Antrag auf Sicherheits- 
leistung für die Processkosten zu stellen; auch kann bei der 
ersten Tagsatzung die Streitsache auf Gru/nd eines Anerkennt- 
nisses oder Verzichtes oder infolge Versäumnis durch Urtheil 
erledigt oder vom Kläger der Antrag auf Bewilligung der Aen- 
derung der Klage angebraucht werden. 

Ueber den Antrag auf Sicherheitsleistung für die Process- 
kosten oder auf Gestattung der Klagsä/nderung, sowie über den 
bei der ersten Tagsatzung von einer Partei wegen der Process- 
unfähigkeit eines der Streittheüe oder wegen mangelnder Be- 
rechtigung der als Vertreter einschreitenden Person gestellten 
Antrag auf Zurückweisung der Klage ist sogleich bei der ersten 
Tagsatzu/ng zu verhandeln und zu entscheiden. Auch von amts- 
wegen kann eine Erörterung über die letzteren Punkte oder über 
eine durch ausdrückliche Vereinbarung der Parteien nicht zu 
beseitigende Unztiständigkeit des Gerichtes bei der ersten Tag- 
satzung eingeleitet und auf Grund dessen ein Beschluss über die 
Einstellung des Verfahrens gefasst werden. 

Alles andere Anbringen ist von der ersten Tagsatzung 
ausgeschlossen. 

1. Nach dem Entwürfe ist es Zweck der ersten Tagsatzung zu 
constatieren, ob ein Streit unter den Parteien durchgeführt werden 
muss, und dann bejahendenfalls die Verhandlung dieses Streites 
in doppelter Richtung vorzubereiten, einerseits durch die Er- 
lassung des Auftrages zur Klagsbeantwortung, und anderseits 
durch die Constatierung, beziehungsweise Erledigung der etwa 
vorhandenen rein processualischen, das Meritum nicht berühren- 
den Streitpunkte (Regierungsmotive, S. 255). Die Verhandlung 
vor dem Vorsitzenden des Senates oder dem beauftragten 
Richter ist öflFentlich (§ 171, Anm. 1). 

F ft r B 1 1 , OiTllproeettgttMts«. 25 
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Von maßgebender Seite ist die bei § 27 Anm. 2 ;S. 53) 
versuchte Lösung der Frage des Anwaltszwanges in der ersten 
Tagsatzung fllr unrichtig erklärt worden. Desgleichen ist un- 
richtig die Ansicht Dr. Schauers (S. 385), dass in der ersten 
Tagsatzung vor Gerichtshöfen Anwaltzwang gelte. Die Contro- 
verse ist durch ein Versehen entstanden und kann nicht rasch 
genug beseitigt werden. Die schon von Friedländer (Gerichts- 
zeitung 1896, Nr. 16), von Dr. Georg Neumann (Gerichtszeitung 
1896, Nr. 38) verfochtene und von Schuster von Bonnott (S. 235) 
getheilte, aus § 27 folgende Ansicht, dass kein Anwalts- 
zwang für die erste Tagsatzung bestehe, weil dieselbe vordem 
Vorsitzenden oder einem beauftragten Richter stattfindet und 
das Gesetz nirgends den Anwaltszwang für diese Tagsatzung 
ausdrücklich festsetzt, ist die allein richtige und vom Gesetz- 
geber gewollte und es steht zu erwarten, dass dieselbe allgemeine 
Anerkennung finden wird. Die Vorschrift des § 29, wonach 
in Streitsachen über 500 fl. nur Advocaten als Bevollmächtigte 
zugelassen werden, gilt auch.fdr die erste Tagsatzung. 

2. Wenn der Kläger oder der Beklagte von der Tag- 
satzung ausbleibt und die erschienene Partei den Antrag auf 
Fällung des Unheiles über Ausbleiben stellt, so hat der die 
erste Tagsatzung leitende Richter sofort in der Tagsatzung 
über das Klagebegehren durch Urtheil zu erkennen, wobei das 
auf den Gegenstand des Rechtsstreites bezügliche Vorbringen 
der erschienenen Partei, soweit dasselbe nicht durch die vor- 
liegenden Beweise widerlegt wird, für wahr zu halten ist 
(§ 396). 

Dr. Trutter stellt in seinem System (S. 211 ff.) die An- 
sicht auf und vertheidigt dieselbe in Nr. 2 u. 3 der Juristischen 
Blätter v. J. 1897, dass der Kläger im Falle des Ausbleibens 
des Geklagten nur seinen Antrag auf Erlassung des Urtheiles 
stellen, denselben aber nicht begründen und auf die Hauptsache 
gar nicht eingehen dürfe; dass ebenso der Beklagte im Falle 
des Ausbleibens des Klägers nur den Antrag auf Versäumungs- 
urtheil stellen, jedoch zur Hauptsache nicht verhandeln und 
den Antrag auf Abweisung des Klagebegehrens gar nicht stellen 
könne. Diese Auffassung ist widerlegt von Dr. Georg 
Neumann (Juristische Blätter 1896, Nr. 47), von Neumann- 
Ettenreich (Gerichtszeitung 1897, Nr. 2) und von Dr. Pantuöek 
(Prävnik, 1897, S. 8). Man denke nur an den Fall, dass ein 
Masseverwalter, dass Erben eine durch Schuldschein erwiesene 
Forderung bona fide einklagen, dass jedoch der Beklagte die 
Forderung bereits bezahlt hat und dies durch eine Quittung 
nachweisen kann. Der Beklagte wäre nach Ansicht Dr. Trutters 
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rechtlos, wenn es dem Kläger beliebt, zur Tagfahrt nicht zu 
erscheinen oder bei derselben nicht zu verhandeln. Denn wenn 
-er den Antrag auf Erlassung des Versäumnisurtheils stellt, so 
wird er trotz seiner Quittung sachfällig, da er ja die Thatsache 
der Zahlung gar nicht vorbringen darf; wenn er aber diesen 
Antrag nicht stellt, so bleibt die Rechtssache anhängig, der 
•Geklagte kann eine Feststellungsklage nicht erheben und er 
hat betreffs der Kosten das Nachsehen. Das Gesetz will an 
dem geltenden österreichischen Rechte festhalten und ohne 
Unterschied, welche der beiden Parteien die Tagsatzung ver- 
säumt, das Versäumnisurtheil als meritorischen Spruch in der 
-ersten Tagsatzung gestatten (Motive des Herrenhauses, S. 11), 
es muss daher so ausgelegt werden, dass diese Intention zur 
Geltung kommt, was nur dann möglich ist, wenn über den 
Antrag der erschienenen Partei mündlich verhandelt, derselbe 
daher durch thatsächliches Vorbringen im Rahmen des § 396 
begründet wird. Dem steht nicht entgegen, dass der vierte 
Absatz des § 239 alles andere Anbringen, als das vorher auf- 
gezählte, von der ersten Tagsatzung ausschließt, weil eben die 
Erledigung der Streitsache durch Versäumnisui*theil als eine der 
Aufgaben der ersten Tagsatzung angeführt, das diesbezügliche 
Yerfahren aber nicht durch § 239, sondern durch § 396 geregelt 
wird. Eine Aenderung oder Erweiterung der Klage ist nach 
Zustellung derselben ohne Einwilligung des Beklagten aus- 
geschlossen (§ 235). Als Aenderung der Klage ist es nicht 
anzusehen, wenn ohne Aenderung des Klagegrundes die that- 
sächlichen Angaben der Klage und die in derselben angebotenen 
Beweise geändert, ergänzt, erläutert oder berichtigt werden, 
oder wenn, gleichfalls ohne Aenderung des Klagegrundes, das 
Klagebegehren in der Hauptsache oder in Beziehung auf Neben- 
forderungen beschränkt oder statt des ursprünglich geforderten 
Gegenstandes ein anderer Gegenstand oder das Interesse ge- 
fordert wird (§ 235). Soweit sich der Kläger innerhalb dieser 
Grenzen hält, wird sein thatsächliches Vorbringen ftir wahr 
zu halten und auf Grund desselben über das Klagebegehren zu 
erkennen sein. 

Der Beklagte wird nicht nur berechtigt sein, die Klags- 
angaben zu widersprechen und auf Grund dessen die Abweisung 
der Klage zu beantragen, sondern er wird auch rechtshindernde 
oder rechtsaufhebende Thatsachen, z. B. Verjährung, Compcn- 
sation, Zahlung, vorbringen können, die der Richter für wahr 
zu halten und auf Grund deren er unter Berücksichtigung der 
vorliegenden Beweismittel das Urtheil zu fällen hat. Er ist in 
seinen thatsächlichen AntXlhrungen nur insoweit beschränkt, als 
•er nichts vorbringen darf, was sich nicht auf den Gegenstand 

25* 
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des Rechtsstreites bezieht. Die Frage, ob der allein erschienene 
Geklagte dem Klagebegehren entsprechend, trotz seines Antrages 
auf Abweisung der KJage verurtheilt werden kann, ist zu ver- 
neinen. Es fehlt hier der Antrag des ausgebliebenen Klägers, 
der selbst dann erforderlich ist, wenn der Beklagte die Klags- 
angaben zugesteht oder in das Klagebegehren submittiert 
(A. M. Dr. Pantu^ek, Prävnik 1897, S. 8). 

Die Durchführung eines Processes entfällt femer, wenn 
der Kläger die Klage zurückzieht, auf den Anspruch verzichtet, 
wenn der erschienene Beklagte ins Klagebegehren submittiert, 
den vom Kläger erhobenen Anspruch anerkennt, oder wenn es 
dem Richter gelingt, zwischen den erschienenen Parteien einen 
Vergleich zustande zu bringen (Regierungsmotive, 8. 255). 

Wenn der Beklagte den klägerischen Anspruch anerkennt 
und der Kläger den Antrag auf Fällung des Urtheiles stellt, 
so hat der die erste Tagsatzung leitende Richter nach § 395 
das Urtheil sofort mündlich zu verkünden. 

Dasselbe gilt, wenn der Kläger auf den geltend gemachten 
Anspruch verzichtet und der Geklagte den Antrag auf Fällung 
des Urtheiles stellt (§ 394). Bezieht sich der Verzicht oder 
das Anerkenntnis nur auf einen Theil des Anspruches, so kann 
ein Theilurtheil (§ 391) betreflfs dieses Theilanspruches erlassen 
werden. 

Stellt die betreflfende Partei den Antrag auf Erjassung 
des Urtheiles nicht oder bleiben beide Theile von der Tagsatzung 
aus, so ruht das Verfahren (§ 170), wovon außer den etwa 
bestellten Bevollmächtigten auch die Parteien unter Bekanntgabe 
der gesetzlichen Folgen schriftlich zu verständigen sind. 

Die Vornahme eines Vergleichsversuches (§ 204) ist für 
die erste Tagsatzung vorgeschrieben, also im Protokolle zu be- 
merken; der Vergleich selbst ist nur auf Antrag ins Verhand- 
lungsprotokoll einzutragen, andernfalls ist nur zu bemerken, 
dass ein Vergleich geschlossen wurde und welche von den 
Ansprüchen infolge dessen unbestritten geblieben sind (§ 208). 

3. Eine weitere Aufgabe der ersten Tagsatzung ist — 
wie bemerkt — alle . eventuell vorhandenen processualen Streit- 
fragen an die Oberfläche zu treiben, um die Möglichkeit zu 
schaffen, sie in der jeweils zweckmäßigsten Weise, so dass das 
Meritum dadurch recht wenig gestört wird, zur Erledigung zu 
bringen (Regierungsmotive, S. :^o6). 

a) Der Antrag auf Sicherheitsleistung für die Process- 
kosten (§ 5t>) ist — die Ausnahmsfälle des § 58 aus- 
genommen — bei sonstiger Präclusion in der ersten 
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Tagsatzung und vor Einlassung in die Hauptsache zu 
stellen und es ist Ober denselben sogleich bei der 
ersten Tagsatzung zu verhandeln und zu entscheiden. 
Die Entscheidung erfolgt mittels mündlich zu verkün- 
denden Beschlusses. Wird dem Antrage stattgegeben, 
80 ist zugleich der Betrag der zu leistenden Sicherheit 
und die Frist zu bestimmen, binnen welcher dieser 
Betrag gerichtlich zu erlegen oder die Unftlhigkeit 
zum Erläge eidlich zu bekräftigen ist. In der dem 
Kläger zuzustellenden schriftlichen Ausfertigung des 
Beschlusses ist ihm zu eröffnen, dass im Falle fracht- 
losen Ablaufes dieser Frist die Klage auf Antrag des 
Beklagten vom Gerichte für zurückgenommen erklärt 
würde (§ 60). Wird der Antrag auf Sicherheitsleistung 
abgewiesen, so kann vom Gerichte die Fortsetzung 
des Verfahrens angeordnet werden, doch steht dieser 
Beschluss nach den Motiven dem Senate und nicht 
dem die erste Tagsatzung leitenden Richter zu (§ 61, 
Anm. 2). Zu diesem Beschlüsse wird wohl außerdem 
ein Antrag des Klägers noth wendig sein. 

b) Um das Erscheinen des Auetors zur ersten Tagsatzung 
zu ermöglichen, hat der Beklagte sogleich nach Zu- 
stellung der Klage einen Schriftsatz einzubringen, 
welcher dem benannten Auetor und dem Kläger izuzu- 
stellen ist (§ 22). Die Erklärung des Auetors hat bei 
der ersten Tagsatzung zu erfolgen. 

Erkennt er das behauptete Verhältnis an, so kann 
er mit Zustimmung des Beklagten an dessen Stelle 
als Partei in den Rechtsstreit eintreten (§ 23) und der 
Richter hat den Beklagten auf Antrag gleich bei der Tag- 
satzung mit Beschluss von der Klage zu entbinden 
(§ 241). Erscheint der Auetor bei der Tagsatzung 
nicht, gibt er überhaupt keine Erklärung ab oder be- 
streitet er die Behauptungen des Beklagten, so ist dies 
im Protokolle lediglich sicherzustellen (§ 24). 

c) Der Kläger kann bei der ersten Tagsatzung den An- 
trag auf Bewilligung der Aenderung der Klage (§ 235) 
stellen. Stimmt der Beklagte diesem Antrage zu, so 
ist dies lediglich im Protokolle zu bemerken und die 
Klageänderung in dasselbe aufzunehmen oder schriftlich 
als Anlage demselben beizuschließen. Bestreitet der 
Beklagte die Zulässigkeit der Klageänderung, so ist 
darüber sogleich zu verhandeln und mit Beschluss zu 
entscheiden. 
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d) Bei der ersten Tagsatzung kann von jedem der Streit- 
theile auch die eigene oder gegnerische Processunftlhig- 
keit sowie die mangelnde Vertretungsbefugnis behauptet 
oder gerügt werden, worüber sofort zu verhandeln und 
zu entscheiden sein wird. Da die Processunfähigkeit 
und der Mangel der gesetzlichen Vertretung von amts- 
wegen wahrzunehmen ist (§ 6), kann dieser Mangel 
auch von amtswegen erörtert werden. Kann der 
Mangel nicht beseitigt werden, so ist der Beschlus^ 
zu verkünden, dass die Klage zurückgewiesen und 
das Verfahren eingestellt werde. Kann der Mangel 
beseitigt werden, so sind mittels mündlich zu verkün- 
denden Beschlusses die erforderlichen Aufträge zu er- 
lassen und es ist zur Erfüllung derselben eine ange- 
messene Frist zu bestimmen (§ 6). Dr. Truttera 
Ansicht (S. 54), dass eine Frist zur Behebung des^ 
Mangels nicht gegeben werden könne, steht mit der allge- 
meinen Vorschrift des § 6 im Widerspruch. Die 
einstweilige Zulassung eines Bevollmächtigten gemäß 
§ 38 steht nach § 37 Ges. v. 27. November 1896, 
Nr. 217 R.-G.-Bl., dem mit der Leitung der ersten 
Tagsatzung betrauten Richter zu. 
4. Die Einreden der Streitanhängigkeit (§ 232), der rechts- 
kräftig entschiedenen Streitsache (§ 240), der Unzulässigkeit 
des Rechtsweges und — bei sonstiger Präclusion, unbe- 
schadet der vom Gerichte von amtswegen zu beachtenden ab- 
soluten Unzuständigkeit (§ 104 J. N ) — der Unzuständig- 
keit des Gerichtes (§ 43 J. N.) sind bei der ersten Tag- 
satzung bloß anzumelden. Wenn es sich um eine durch 
Parteiübereinkommen nicht zu beseitigende Unzuständigkeit 
oder um die Unzulässigkeit des Rechtsweges handelt, kann 
der Richter von amtswegen über dieselbe verhandeln und ent- 
scheiden ; es besteht jedoch keine Verpflichtung hiezu. Es wird 
von dem Richter, welcher der Tagsatzung präsidiert, erwartet 
und demselben durch die zu erlassenden Instructionen einge- 
schärft werden, dass er sich hiebei auf die Entscheidung ein- 
facher und völlig klarer UnzuständigkeitsftÜle zu beschränken 
habe. Zeigt sich bereits bei der ersten Tagsatzung klar, dass 
es vor diesem Gerichte zu einem Processe nicht kommen könne, 
so klar, dass sich eine neuerliche Nöthigung der Parteien, dieser 
Fragen wegen vor Gericht zu erscheinen, und eine Nöthigung 
des Gerichtes, sich nochmals mit dieser Frage zu befassen, 
schlechtweg nicht rechtfertigen ließe, so ist es dem Richter in 
die Hand gelegt, Gericht und Parteien vor solch überflüssigem 
Zeit- und Alüheaufwand zu bewahren (Regierungsmotive, S. 256). 
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5. Vor Bezirksgerichten ist die Anordnung einer ersten 
Tagsatzung nicht vorgeschrieben, aber zulässig (§ 440). Wird 
gleich die erste Tagsatzung zur Streitverhandlung angeordnet, 
so ist die Einrede der Unzuständigkeit (§ 441) und das 
Begehren um Sicherheitsleistung für die Processkosten (§ 59) 
bei derselben und vor Einlassung in die Verhandlung über die 
Hauptsache vorzubringen. 

§ 240. Die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichtes 
mtiss bei der ersten Tagsatzung angemeldet werden. 

Nach Abhaltung der ersten Tagsatzung kann die Unzu- 
ständigkeit des Gerichtes nur mehr insoweit berücksichtigt werden, 
als es sich um eine durch ausdrückliche Vereinbarung der Par- 
teien nicht zu beseitigend*: Unzuständigkeit handelt. 

Die Unzulässigkeit des Rechtsweges, die Streitanhängigkeit 
und die Rechtskraft eines die Streitsache betreffenden Urtheiles 
sind jederzeit von amtswegen zu, berücksichtigen. 

1. Die Permanenzcommission beschloss, den Grundsatz, 
dass auf die Streitanhängif^keit und Kecbtskräft im neuen Pro- 
cesse von amtswegen Rücksicht zu nehmen sei, in den Entwurf 
aufzunehmen. Es geschah dies durch die entsprechenden Aen 
derungen der §§ 233, Abs. 1 und 411, Abs. 2. Das Rechts- 
mittel der Einrede der Streitanhängigkeit oder Rechtskraft 
bleibt daneben bestehen, gerade so wie die AnfÜhrungs- und 
Beweisbefugnisse der Parteien und die Processleitungsbefugnis 
des Richters sich gegenseitig ergänzen. Nichtsdestoweniger 
zog diese Verleihung des Officialcharakters weitere Aenderungen 
nach sich, namentlich auch deshalb, weil man nunmehr auf 
die Streitanhängigkeit und Rechtskraft ebenso wie auf die Un- 
zulässigkeit des Rechtsweges oder auf die Processunftlhigkeit 
während des ganzen Verfahrens wird zurückkommen können, 
und daher die früher für die Einrede der Streitanhängigkeit 
und Rechtskraft erlassenen Präclusivbestimmungen entfallen 
müssen (Motive des Herrenhauses, S. 10). 

2. Die Unzulässigkeit des Rechtsweges regelt der § 42 
J. N., die Streitanhängigkeit der § 232, die Rechtskraft der § 41 1. 
Außer Urtheilen sind auch die Zahlungsaufträge im Mandats- 
verfahren (§ 548), im Wechselverfahren (§ 557), die Zahlungs- 
befehle im Syndikatsprocesse (§ 19 Ges. v. 12. Juli 1872, Nr. 112 
R.-G.-B1.), im Mahnverfahren (Ges. v. 27. April 1873, Nr. 67 
R.-G.-Bl.), ein Schiedsspruch (§ 594), der Endbeschluss im 
Besitzstörungsverfahren (§ 459) der Rechtskraft fähig und 
können die Grundlage der Einrede der entschiedenen Streit- 
sache sein. Ausländische Urtheile sind hierzu nur unter der 
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Voraussetzung geeignet, dass sie auf Grund der Bestimmungen 
der §§ 79, 80, 81 E. O. vollstreckbar sind. 

Auf Grund eines gerichtlichen Vergleiches kann die Ein- 
wendung der Novation, nicht aber die Einwendung der ent- 
schiedenen Streitsache erhoben werden, weil nicht ausgeschlossen 
ist, dass dergleichen Vergleiche im Sinne der §§ 1380, 1385, 
1389 a. b. G.-B. angefochten werden können (E. d. O. G. H. 
Nr. 13568). 

2. Voraussetzung der Einwendung ist die Indentität des 
Streitgegenstandes (§ 233, Anm. 2) und der Streitparteien. Aus- 
nahmsweise erstreckt sich die Wirkung eines gerichtlichen 
Erkenntnisses auch auf andere Personen als die Parteien und 
ihre Rechtsnachfolger. 

So das Urtheil, welches in dem Processe über einen bei 
der Vertheilungstagsatzung im Meistbotsverfahren (§§ 232, 286, 
318, 327, 332, 340 E. 0.) oder bei der Zwangsverwaltung 
(§ 128 E. O.) erhobenen Widerspruch erfließt, für und gegen 
sämmtliche betheiligte Gläubiger und Berechtigte, sowie für und 
gegen den Verpflichteten; das Urtheil über die Einklagung 
einer zur Einziehung überwiesenen Forderung für und gegen 
sämmtliche Gläubiger, zu deren Gunsten die Pfändung der 
Forderung erfolgt (§ 310E. O.). 

Das Urtheil in Bestandsachen, welches das Bestehen oder 
die Auflösung eines Bestandvertrages betrifft, ist nach § 568 
auch gegen den Afterbestandnehmer wirksam. 

Urtheile über die Richtigkeit und Rangordnung bestrittener 
Ansprüche im Concursverfahren sind nach § 136 0. O. für die 
Ge3ammtheit der Gläubiger rechtswirksam, das Urtheil über die 
Nichtigerklärung eines Zwangsausgleiches im Concurse nach 
§ 242 C. (J. für alle am Ausgleiche betheiligten Personen. 

Nach den Gesetzen vom 24. April 1874, Nr. 48 und 49 
R.-G.-Bl., wirken die durch oder gegen einen gemeinsamen 
Curator erwirkten Urtheile betreffend die Rechte aus Pfand- 
briefen und Theilschuldverschreibungen auch für und gegen die 
Inhaber dieser Papiere. 

Für den im Wege des Rückgriffs geltend zu machenden 
Anspruch der Eisenbahnen unter einander ist die im Entschä- 
digungsprocesse gegen die rückgriffnehmende Bahn ergangene 
endgiltige Entscheidung hinsichtlich der Verbindlichkeit zum 
Schadenersatze und der Höhe der Entschädigung maßgebend, 
sofern den im Rückgriffswege in Anspruch zu nehmenden 
Bahnen der Streit in gehöriger Form verkündet ist (Art. 50 des 
Internat. Uebereinkommens vom 14. October 1890, Nr. 186 
R.-G.Bl. f. 1892). 
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Die Klagsanmerkung und Streitanmerkung nach §§ 59, 
61 a. Grdb. Ges. hat die Wirkung, dass das über die Klage 
ergehende Urtheil auch gegen diejenigen Personen, welche 
später das Pfand erworben oder bücherliche Rechte erlangt 
haben, seine volle Wirksamkeit äußert. Dem richterlichen 
Ausspruche über den status eines Menschen, insbesondere auch 
dem Status familiae ist die besondere Wirksamkeit beigelegt, 
dass derselbe nicht weiter bestritten werden soll, auch nicht 
von solchen, die an dem Rechtsstreite nicht theilgenommen haben. 

§ 241. Wenn bei der ersten Tagsatzung infolge der vom 
benannten Auetor abgegebenen Erklärung eine Einigung der Be- 
theiligten in Ansehung der Uebernahme des Processes durch den 
Auetor zustande kommt, so hat der Vorsitzende oder der mit 
der Abhaltung der ersten Tagsatzung beauftragte Richter auf 
entsprechenden Antrag gleich bei der lagsatzung den Beklagten 
durch Beschluss von der Klage zu entbinden, Vergleiche § 23 
und § 239 Anm. 3 b. 

§ 242, Erfolgt die Erstreckung der ersten Tagsatzung 
wegen eines Umstandes, der sich dem rechtzeitigen Erscheinen 
des Beklagten entgegenstellt oder diesen daran hindert, hex der 
Tagsatzung die Einreden anzumelden und die Anträge zu stellen, 
jsu deren Anbringung die erste Tagsatzung bestimmt ist, so finden 
die Bestimmungen über die erste Tagsatzung auch auf die er- 
streckt^*- Tagsatzung Anwendung, 

Diese findet gleichfalls vor dem Vorsitzenden des Senates 
oder vor dem von diesem beauftragten Mitgliede des Sengites statt. 

Die in die erste Tagsatzung verwiesenen Erhebungen und 
Einvernehmungen sollen bei dieser Tagsatz ung selbst beendet 
werden. Nur dann wird der Zweck dieser Einrichtung voll- 
ständig erreicht. Dessenungeachtet war die Möglichkeit ins 
Auge zu fassen, dass sich die Aufgaben der ersten Tagsatzung 
in der hieflir disponiblen, vielleicht nur kurzen Zeit nicht voll- 
ständig bewältigen lassen. Hier bleibt kaum anderes als eine 
Tagsatzungserstreckung übrig ; aber selbstverständlich kann die 
erstreckte Tagsatzung nicht mehr als erste Tagsatzung im Sinne 
des Gesetzes angesehen werden, das heißt, Anmeldungen und 
Einwendungen, welche nach dem Gesetze auf die erste Tag- 
satzung beschränkt sind, können bei der erstreckten Tagsatzung 
nicht mehr neu angebracht werden. Die erstreckte Tagsatzung 
hat sich vielmehr nur mit Vollendung dessen zu befassen, was zur 
gesetzmäßigen Erledigung der Anträge, Einwendungen u. s. w. 
noch aussteht, welche bei der ersten Tagsatzung vorgebracht 
wurden. Wenn die Erstreckung der ersten Tagsatzung nach 
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den allgemeinen Grundsätzen stattfinden muss, weil der Be- 
klagte unverschuldet am Erscheinen oder am Vorbringen der 
bezüglichen Processerklärungen gehindert war, kann die eben 
dargelegte Rechtsfolge nicht eintreten, da damit der Zweck der 
Erstreckung selbst vereitelt würde (Regierungsmotive, S. 257). 
Die Erstreckung der ersten Tagsatzung erfolgt nach den all- 
gemeinen Grundsätzen der §§ 134, 139. Die ausstehende Er- 
ledigung des Gesuches um Ertheilung des Armenrechtes und 
Bestellung eines Advocaten (§ 73) wird jedoch die Erstreckung 
der ersten Tagsatzung nicht zur Folge haben (Dr. Pantuöek^ 
Prävnik 1897, S. 7). 

Beantwortung der Klage. 

§ 243, Der mit der Ähluüiung der ersten Tagsatzung 
betraute Richter hat, falls sich nach den Ergehnissen dieser Tag- 
satzung die Anordnung einer Streitverhandlung als nothwendig 
darstellt, sogleich bei der Tagsatzung d^nn Beklagten die Beant^ 
wortung der Klageschrift durch Beschluss aufzutragen und für 
die Beantwortung eine den Umständen des einzelnen Falles an- 
gemes-iene, vier Wochen nicht überschreitende Frist zu bestimmen. 
Gegen diesen Beschluss ist ein abgesondertes Bechtsmittel nicht 
zulässig. 

Die Beantwortung hat miitds vorbereitenden Schriftsatzes 
zu geschehen. Soferne nicht inzwischen bereits vom Gerichte 
eine abgesonderte Verhandlung über die vom Beklagten vorge- 
wogen Einreden der Unzulässigkeit des Rechtsweges, der Un- 
zuständigkeit, der Streitanhängigkeit oder d"r rechtskräftig ent- 
schiedenen Streitsache angeordnet wurde, hat der Beklage in 
dem von ihm zu überreichenden Schriftsätze insbesondere auch 
die zur Beg^'ündung dieser Einreden dienenden Umstände anzu- 
geben und die zu deren Bewahrheitung dienenden Beweise zur 
bezeichnen. 

In dem Schriftsätze kann der Beklagte auch einen oder 
mehrere der in § 229 angeführten Anträge oder den Antrag 
auf Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens vor einem beauf- 
tragten Richter stellen. 

1. Wenn die erste Tagsatzung die Vergeblichkeit eine» 
Vergleichsversuches ergeben und zugleich Gewissheit darüber 
verschaflft hat, dass der Rechtsstreit nicht durch Versäumungs- 
Verzicht- oder Geständnisuitheil seine Erledigung findet, steht 
die Nothwendigkeit einer Streitverhandlung fest (Regierungs- 
motive, S. 257). 

Die Rechtskraft eines die Einwendung der ProcessunfUhig- 
keit oder der mangelnden Berechtigung der als Vertreter 
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einschreitenden Person abweisenden Beschlusses ist nicht abzu- 
warten (§ 524), wenn nicht die Hemmung über Parteiantrag 
verfügt wird. Wird aber der Antrag auf Sicherheitsleistung 
für die Processkosten abgewiesen (§ 61), so kann der Beschluss 
auf Beantwortung der Klageschrift von dem die erste Tag- 
satzung leitenden Richter nicht gefasst werden, er wird vielmehr, 
wenn er es angemessen findet, die Rechtskraft seines abweisenden 
Beschlusses nicht abzuwarten, den Beschluss des Senates sofort 
einzuholen und sodann in der Tagsatzung mündlich zu ver- 
künden haben. 

2. Für Form und Inhalt der Klagebeantwortung als eines 
vorbereitenden Schriftsatzes sind die allgemeinen Bestimmungen 
der §§ 75 ff. maßgebend. Werden bei der mündlichen Streit- 
verhandlung Umstände und Beweise vorgebracht, welche in der 
Klaj^ebeantwortung nicht enthalten waren, so sind dieselben 
zu berücksichtigen und es dürfte deren Zurückweisung unzu- 
lässig erscheinen (§ 179 Anm. 3), wohl aber kann die säumige 
Partei nach § 44, bei grobem Verschulden auch deren Ver- 
treter nach § 49 zum Kostenersatze verhalten werden. 

Der Inhalt der Klagebeantwortung wird durch den Inhalt 
der Klage, durch die P>gebnisse der ersten Tagsatzung und 
endlich durch die allgemeinen Vorschriften über den Inhalt 
vorbereitender Schriftsätze bestimmt. Die bei der ersten Tag- 
satzung bloß angemeldeten Einreden des unzulässigen Rechts- 
weges, der Unzuständigkeit, der Litispendenz oder der Rechts- 
kraft sind nunmehr vom Beklagten gemäß § 76 zu substantiieren 
und durch entsprechende Beweisanbietun gen zu unterstützen, 
falls nicht der Senat in der Zwischenzeit die eine oder andere 
dieser Einreden oder alle angemeldeten derlei Einreden zur 
besonderen Verhandlung verwiesen hat (§ 2ij{)) (Regierungs- 
motive, S. 257). Die abgesonderte Verhandlung kann sohin 
noch vor der Klagebeantwortung vom Senate verfügt werden 
und es wird sich in diesem Falle empfehlen, wenn der die erste 
Tagsatzung leitende Richter unter kurzer Unterbrechung der 
Tagsatzung sofort den diesbezüglichen Beschluss, gegen den 
kein Rechtsmittel zusteht, einholt und gleichzeitig mit dem 
Auftrage zur Beantwortung der Klage in der ersten Tagsatzung 
mündlich verkündet und die Tagsatzung zur Verhandlung über 
ilie angemeldeten Einreden bestimmt, wo sodann neben dieser 
Verhandlung die Frist zur Klagebeaiitwortung läuft. In der 
Regel wird aber mit dem Beschlüsse bis nach der Klage- 
beantwortung zu warten sein, weil erst dann feststeht, dass es 
zu einer Verhandlung zur Hauptsache kommt, weil erst aus der 
Rlagebeantwortung Inhalt und Umfang der Einreden zu erkennen 
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sein wird, and weil möglicherweise bei unterbliebener Klage- 
beantwortuug der Antrag auf Verhandlung über die Einreden 
(§ 398) gar nicht gestellt wird, diese Verhandlung also ausfällt. 

Einleitung der Streitverhandlung. 

§ 244. Nach rechtzeitig überreichter Klageheantwortung hat 
der Vorsitzende des SenateSj dem die Rechtssache zugewiesen ist, 
wenn die Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens beantragt 
wurde, oder der Vorsitzende die Einleitung eines solchen Ver- 
fahrens geboten oder zweckmäßig hält, hierüber die Entscheidung 
des Senates einzuholen, andernfalls aber die Tagsatzung zur 
mündlichen Streitverhandlung anzuberaumen. 

Letzteres hat auch dann zu geschehen, wenn der Senat die 
Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens abzulehnen beschließt, 

1. Die Klagebeantwortung ist rechtzeitig üben*eicht, 
wenn sie innerhalb der hiezu bestimmten oder erstreckten Frist, 
oder zwar nach Ablauf dieser Frist, aber noch vor dem Tage, 
an welchem der Antrag des Klägers auf Anordnung der Tag- 
satzung zur mündlichen Streitverhandlung wegen nicht erstatteter 
Klagebcantwortung (§ 398) bei Gericht gestellt wurde, einge- 
bracht worden ist. Denn das Gesetz hat den Eintritt der 
gesetzlichen Folgen der Versäumung der Klagebeantwortung 
von diesem Antrag abhängig gemacht (§ 145). [Anderer Meinung 
von Schuster (S. 413): Die Versäumung der Klagebeantwortung 
ist perfect, wenn die Frist hiezu nicht eingehalten wurde. 
Eine Nachholungsfrist gemäß § 145 Abs. 2 gibt es hier nicht. 
Im Falle verspätet überreichter Klagebeantwortung ist dem 
Kläger das für ihn bestimmte Exemplar zwar zustellen zu 
lassen, doch ist wegen Anberaumung der Tagsatzung zur Ver- 
handlung über die Versäumnisfolgen der Antrag des Klägers 
abzuwarten (S. 252)]. 

Ist die Klagebeantwortung am selben Tage wie das 
Contumazbegehren des Klägers oder später eingebracht, so ist 
sie als verspätet zurückzustellen, andernfalls hat der Vorsitzende 
dieselbe in formeller Beziehung zu prJfen, ob sie mit der Voll- 
macht des zum ProcessbevoUmächtigten bestellten Advocaten 
belegt ist (Rückstellung derselben zum >Jachweise dieser Be- 
stellung binnen einer unerstreckbaren Frist nach § 37), ob sie 
in der erforderlichen Anzahl von Ausfertigungen und Rubriken 
(§ 80) eingebracht wurde, ob die erforderlichen Urkunden- 
abschriften (§ 77) beiliegen, und ob nicht solche Formmängel 
vorliegen (§ 75), welche die ordnungsmäßige geschäftliche Be- 
handlung der Klagebeantwortung zu hindern geeignet sind, 
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wozu auch ein bestimmtes Begehren gehört. Die Beseitigung 
wahrgenommener Formgebrechen hat der Vorsitzende im Sinne 
des § 85 zu verfügen und hiezu eine unerstreckbare Frist zu 
bestimmen, widrigens der Schriftsatz nicht als am Tage seines 
ersten Finlangens überreicht anzusehen ist. 

Sodann hat der Vorsitzende die Klagebeantwortung auch 
bezüglich der Processßlhigkeit, der etwa erforderlichen gesetz- 
lichen Vertretung und der besonderen Ermächtigung zur Process- 
führung (§ 6) zu prüfen, beim Senate die zur Behebung solcher 
Mängel geeigneten Verfügungen oder den Ausspruch der 
Nichtigkeit des Verfahrens zu beantragen (§ 7) und weiter 
nach dem Beschlüsse des Senates vorzugehen (§ 230 Anm. 4). 

2. Werden derartige Mängel nicht wahrgenommen oder 
sind dieselben beseitigt, so hat der Vorsitzende das ganze bisher 
eingelangte Processmaterial zu studieren und darüber schlüssig 
zu werden, ob er beim Senate den Antrag auf Einleitung eines 
vorbereitenden Verfahrens (§ 245) stellen soll oder nicht. 
Formell muss der Vorsitzende diese Frage beim Senate zur 
Sprache bringen, wenn ein diesbezüglicher Parteiantrag vorliegt 
(Dr. Schreiber, Gerichtszeitung 1895, Nr. 44). 

Ist kein solcher Antrag gestellt, findet der Vorsitzende 
die Frage nicht von amtswegen anzuregen, oder beschließt der 
Senat unanfechtbar (§ 247), dass ein vorbereitendes Verfahren 
nicht einzuleiten ist, so hat der Vorsitzende mit der Zustellung 
der Klagebeantwortung die Tagsatzung zur mündlichen Streit- 
verhandlung so anzuberaumen, dass den Parteien von Zustellung 
der Ladung an mindestens eine Frist von acht Tagen zur 
Vorbereitung bleibt (§ 257). Gleichzeitig hat er die gemäß 
§ 229, 243 oder in einem besonderen Schriftsatze gestellten 
Anträge zu erledigen und beide Parteien hievon schriftlich zu 
verständigen. Der Einvernahme des Gegners über den Antrag, 
eine Urkunde mitzubringen (§ 303), bedarf es nicht. 

Vorbereitendes Verfahren. 

§ 245, Ein die mündliche Streitverhandlung vorbereiten- 
des Verfahren vor einem beauftragten Bichter kann angeordnet 
werden: 

1. in den Rechtsstreitigkeiten, welche die Richtigkeit einer 
Rechnung, eine Vermögensauseinandersetzung oder ähnliche Ver- 
hältnisse betreffen, in welchen über eine erhebliche Zahl von strei- 
tigen Ansprüchen oder Gegenansprüchen und Erinnerungen zu 
verhandeln ist; 

2. wenn das in den vorbereitenden Schriftsätzen enthaltene 
thatsächliche Vorbringen von solchem Umfange oder von solcher 
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Art ist, dass sich die vorgängige Ordnung und Sichtung des- 
selben behufs Beschleunigung und Vereinfachung der mündlichen 
Streitverhandlung als geboten darstellt; 

3, wenn sich die Parteien zur Bewahrlieitung von bestrit- 
tenen, aber erheblich scheinenden Thatumständen auf Beweise 
berufen, welche während der mündlichen Streitverhandlung vor 
dem Processgerichte nicht aufgenommen werden hönrwn, oder 
dermh Aufnahme die mündliche Streitverhandlung voraussichtlich 
erheblich erschweren oder unverhältnismäßig verzögern würde, insbe- 
sondere wenn sich die Parteien auf Zeugen berufen, welche weder 
am Sitze des Processgerichtes, noch in dessen Nähe wohnen, oder 
wenn es zur Ermittlung der Wahrheit dienlich scheint, namhaft 
gemachte Zeugen au&erhalb der Verhandlung an Ort und Stelle 
zu vernehmen. 

1 . Das vorbereitende Verfahren soll nur angeordnet werden 
in AusnahmsfUllen, wo das mündliche Verfahren wegen des 
Umfanges und der Eigenartigkeit des thatsächlichen Process- 
stoffes nicht durchführbar erscheint. Die Einleitung desselben 
hängt von dem Ermessen des Gerichtes ab, sie kann von amts- 
wegen oder über Antrag einer der Parteien (§ 244) beschlossen 
werden, steht dem Senate zu (§ 247) und ist der bezügliche 
Beschluss unanfechtbar. Auch eine theilweise Ueberweisung 
nach Ansprüchen (§ 188) oder Streitpunkten (§ 189) erscheint 
zulässig. Es würde dem neuen Verfahren durchaus nicht zum 
Heile gereichen, wenn von dem vorbereitenden Verfahren, so 
nützlich es in gewissen Fällen ist, ein übermäßiger oder gar 
abusiver Gebrauch gemacht würde. Hierunter könnte die Un- 
mittelbarkeit in bedenklicher Weise leiden. Es würde dem- 
nach den Zwecken des neuen Verfahrens nicht entsprechen, 
wollte man den Parteien oder ihren Vertretern gestatten, ohne 
dass eine innere Nothwendigkeit vorliegt, eine Form des Ver- 
fahrens zu wählen, welche in dem concreten Falle vielleicht 
ganz überflüssig ist. Der Richter hat von amtswegen oder auf 
Antrag zu entscheiden, ob ein vorbereitendes Verfahren noth 
wendig ist (Motive des Ausschusses, S. 35). Die zur Process- 
leitung gehörige Befugnis, die Verhandlung über einzelne An- 
sprüche oder Theile derselben zu trennen, sowie die Streitpunkte 
zu sondern, wird es dem Gerichte in der Regel ermöglichen, 
auch einen sehr umfangreichen Processtoff zu beherrschen. 

Dennoch werden sich immer Fälle ergeben, in welchen 
die Trennung der Verhandlung und die Erledigung einzelner 
Ansprüche durch Thcilurtheil nicht erfolgen kann und die 
Sonderung nach Streitpunkten, sowie sonstige im Bereiche der 
Processleitung gelegene Vorkehrungen sich als unzureichend 
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erweisen, um einer Verwirrung des Processtoffes vorzubeugen 
und die Eindrücke einer Verhandlung lebendig zu erhalten, die 
möglicherweise mehrere Tagsatzungen in Anspruch nimmt (Re- 
gierungsniotive, S. 258). 

2. Voraussetzung eines vorbereitenden Verfahrens, in 
welchem das gesammte flir die mündliche Verhandlung erheb- 
liche Processmaterial unter Leitung eines einzelnen Richters im 
Wege unmittelbaren Verkehres zwischen Richter und Parteien 
gesammelt, festgestellt und geordnet wird (Regierungsmotive, 
S. 258) ist nach Abs. l ein Process über Verhältnisse, deren 
Feststellung die Erledigung umfangreicher Berechnungen oder 
einer umfassenden Verbindung von thatsächlichen Einzeln- 
heiten erfordert, s. g. Punkten Sachen, z. B Bnuprocesse, um- 
fängliche Lieferungsprof'esse, Auseinandersetzungen mit Pächtern, 
Nutznießern, Miteigenthümem, Miterben, Gesellschaftern u. s. w., 
wenn sich eine erhebliche Anzahl von streitigen Ansprüchen 
oder Gegenansprüchen und Erinnerungen ergibt. 

3. Voraussetzung eines vorbereitenden Verfahrens, in 
welchem ein Einzelnrichter das vollständige Sachverhältnis ent- 
weder durch Einvernehmung der Parteien oder durch münd- 
liche Verhandlung mit denselben (§ 251) festzustellen hat, 
ist, dass Umfang und Art des thatsächlichen Vorbringens, 
die zur Begründung des Anspruches oder der Einwendungen 
angeführten Thatsachen, die vorgängige Sichtung und Ordnung 
des Processtoffes geradezu als geboten darstellen (Motive des 
Herrenhauses, S. 11). Man denke z. B. an Schadenersatz- 
klagen wegen verspäteter Erfüllung eines Kaufvertrages, wegen 
Lieferung einer unbrauchbaren Maschine, wegen Eingriffes in 
ein Individualrecht u. s. w. Beide Theile müssen da möglicher 
Weise zur Begründung oder Abwehr des Ersatzanspruches zahl- 
reiche, complicierte Thatsachen anführen, über deren gegen- 
seitiges Verhältnis, juristische Bedeutung und Erheblichkeit — 
vom Beweise ganz abgesehen — sich in einer Tagsatzung mit 
bestem Willen nicht ins klare kommen lässt. Aehnlich kann 
sich der Verhandlungsstoff infolge Einwendung der Compen- 
sation häufen, oder durch Geltendmachung von Retentionsrechten 
u. s. f. (Regierungsmotive, S. 258). 

4. Eine dritte Art des vorbereitenden Verfahrens ist die 
vorbereitende Beweisaufnahme (AI. 3). Statt es darauf 
ankommen zu lassen, ob das erkennende Gericht die Beweis- 
aufnahme seinerzeit anordnen werde, sollen die fraglichen Be- 
weise schon zu einer Zeit aufgenommen werden, wo dies noch 
■ohne jede Benachtheiligung der Concentration und Einheit der 
Verhandlung geschehen kann, also noch vor Beginn der münd- 
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liehen Verhandlung, anticipativ, wie etwa heute die Beweis- 
aufnahme zum ewigen Gedächtnisse. 

Zwischen der Beweisanordnung des erkennenden (Terichtes 
und solcher Beweisaufnahme vor Beginn der mündlichen Ver- 
handlung besteht nun allerdings ein wesentlicher Unterschied. 
Das erkennende Gericht wird die Beweisaufnahme nur anordnen 
über Thatsachen, welche es auf Grund der Verhandlung für 
relevant findet, die Beweisaufnahme im vorbereitenden Ver- 
fahren hingegen kann sich nur daran halten, ob die Thatsachen 
nach den vorbereitenden Schriftsätzen (oder im Laufe der 
mündlichen Verhandlung) „erheblich erscheinen'*. Im Durch- 
schnitte werden viel mehr Umstände bei dieser vorläufigen Be- 
urtheilung erheblich erscheinen, als das erkennende Gericht 
erheblich erachten dürfte und umgekehrt wird sich bei anderen 
Umständen die Erheblichkeit erst im Laufe der Verhandlung 
offenbaren. Es werden daher im vorbereitenden Verfahren 
manchmal Beweise aufgenommen werden, die dann später nicht 
zur Anwendung gelangen (Regierungsmotive, S. 260). 

Die Gefahr, dass dieses vorbereitende Verfahren allmählich 
die mündliche Verhandlung consumiere, dürfte vollständig be- 
schworen sein, wenn, wie es nun geregelt ist, in solchen Fällen 
nicht das ganze Sachverhältnis ermittelt und die gesammte Be- 
weisaufnahme vorbereitet wird, sondern bloß die Aufnahme der 
bestimmten Beweise erfolgen darf, für die sich die mündliche 
Verhandlung nicht eignet, und wenn eine Erörterung des Sach- 
verhaltes nur insoweit stattfindet, als der Richter den Sach- 
verhalt zur zweckentsprechenden Leitung und Durchführung 
der übertragenen Beweisaufnahmen kennen muss, eine summa- 
rische Ermittlung des wichtigsten auf den Beweis bezüglichen 
Sachverhaltes, die der mündlichen Verhandlung in keiner Weise 
vorgreift (Motive des Herrenhauses, S. 11). 

Dieselben Gründe, welche die Einleitung einer vorbe- 
reitenden Beweisaufnahme zulässig erscheinen lassen, recht- 
fertigen nach §§ 328, 367 auch die Aufnahme des Beweises 
durch einen ersucht 3n oder beauftragten Richter. Außerdem 
ist auch die Sicherung solcher Beweise gemäß § 384 in jeder 
Lage des Rechtsstreites und selbst noch vor dem Beginne des- 
selben zulässig. 

Wo diese Behelfe ausreichen, was in den meisten Fällen 
zutreffen wird, dürfte von der Einleitung eines vorbereitenden 
Verfahrens Umgang zu nehmen sein, um unnöthigen Beweis- 
aufnahmen und den mit denselben verbundenen Kosten vor- 
zubeugen. Insbesondere wird eine amtswegige Einleitung der 



Digitized by V^OOQIC 



.- 401 - 

vorbereitenden Beweisaufnahme möglichst zu vermeiden sein, 
da es ja den Parteien freisteht, eine Sicherung der Beweise 
zu beantragen, wo sodann statt derselben noch immer das vor- 
bereitende Verfahren eingeleitet werden kann. 

5. Im Verfahren vor Bezirksgerichten finden die Bestim- 
mungen über das vorbereitende Verfahren keine Anwendung. 
Nur kann in Rechtsstreitigkeiten der im § 245, Z. 1, bezeich- 
neten Art den durch Advocaten vertretenen Parteien der 
Wechsel vorbereitender Schriftsätze aufgetragen, andernfalls 
deren Einvernahme angeordnet werden (§ 440). 

r 

§ 246. Die Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens 
kann vom Senate auf Antrag des Klägers selbst nach Anbe- 
raumung der Ta^satzung zur mündlichen Streitverhandlung an- 
geordnet werden y wenn dieser Antrag innerhalb einer Woche 
nach Zustellung der Klagebeantwortung angebracht wird. 

Ergibt sich die Nothwendigkeit der im § 245, Z, 3 ange- 
führten Beiveisaufnahmen erst während der mündlicJwn Streit- 
verhandlung, so kann der Senat jederzeit nach Anhörung der 
Parteien den Rechtsstreit oder einen oder mehrere selbständige 
Streitpunkte zu vorbereitendem Verfahren vor einen beauftragten 
Richter verweisen, falls diese Maßregel zur Erleichterung der 
Sachverhaltsfeststellung oder zur Beschleunigung der Process- 
erledigung geeignet erscheint tmd dadurch voraussichtlich auch 
der Kostenaufwand keine Steigerung erfährt. 

1. Das vorbereitende Verfahren im Sinne der Ziffern 1 
und 2 des vorlicrgehenden Paragraphen kann nach Beginn der 
mündlichen Verhandlung nicht mehr eingeleitet werden. Ueber 
die Einleitung ist auf Grund des Inhaltes der vorbereitenden 
Schriftsätze zu entscheiden — vor Anberaumung der Tagsatzung 
zur mündlichen Streitverhandlung oder doch vor Abhaltung der- 
selben — (Regierungsmotive, S. 260). Falls der Vorsitzende 
nicht von amtswegen den diesbezüglichen Beschluss des Senates 
einzuholen findet, hat der Senat über Antrag eines oder beider 
Streittheile darüber auf Grund der vorliegenden Schriftsätze zu 
entscheiden. Der Kläger ist zu diesem Antrage in der Klage 
und in einem besonderen Schriftsatze bis nach Ablauf einer 
Woche nach Zustellung der Klagebeantwortung, der Geklagte 
nur in der Klagebeantwortung berechtigt. 

2. Ueber die vorbereitende Beweisaufnahme ist regelmäßig 
gleichfalls sofort nach dem Einlangen der Klagebeantwortung 
zu entscheiden. Sie kann aber auch später angeordnet werden, 
wenn die Parteien in der Zeit zwischen Anberaumung und Be- 
ginn der Streitverhandlung durch besonderen vorbereitenden 

F fl r ■ 1 1 , C irllprocessgMOtxe. P^ 
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Schriftsatz Beweise ankündigen, bezüglich deren Aufnahme die 
Vorschriften des § 245, Z. 3, zutreffen (§ 258) oder wenn 
sich die Nothwendigkeit einer solchen Beweisaufnahme erst 
während der mündlichen Streitverhandlung ergibt. In diesem 
Falle tritt aber zu den Voraussetzungen des § 245, Z. 3 noch 
die weitere Bedingung des Schlussatzes des § 246. 

§ 247, Ueber die Einleitung eines vorbereitenden Ver- 
fahrens entscheidet der Senat mit Ausnahme des in § 246, Abs 2, 
angegebenen Falles, ohne vorhergehende müiidliche Verhandlung. 
Der Senat kann jedoch stets vor der Entsclmdung alle zu seiner 
Aufklärung erforderlichen Erhebungen pflegen. Die Beschlüsse, 
durch welche ein vorbereitendes Verfahren angeordnet oder der 
Antrag auf Einleitung eines solchen (angewiesen wird, können 
durch Recurs nicht angefochten werden. 

In dem Beschlüsse, durch welchen ein vorbereitendes Ver- 
fahren angeordnet wird, ist zugleich der beauftragte Richter zu 
bezeichnen, vor welchem dieses Verfahren stattfinden soll. Wird 
derselbe verhindert, den Auftrag zu vollziehen, so liat der Vor- 
steher des Gerichtshofes ein anderes Mitglied des Gerichtes zur 
Durchführung des vorbereitenden Verfahrens zu bestellen. 

1. Die Einleitung des vorbereitenden Verfahrens kann 
nur von dem Senate beschlossen werden. Die Ergänzung eines 
solchen kann auch der Vorsitzende anordnen (§ 256). Der Be- 
schluss ist unanfechtbar, mag das vorbereitende Verfahren ein- 
geleitet oder ein diesbezüglicher Antrag abgewiesen werden. 

Nur wenn der Beschluss in der mündlichen Verhandlung 
selbst erfolgt, ist nach § 246 mit den Parteien über den 
Antrag oder die Abpicht, ein vorbereitendes Verfahren einzu- 
leiten, zu verhandeln. 

Andernfalls hat eine mündliche Verhandlung zu unter- 
bleiben, es steht jedoch dem Senate frei, die für nothwendig 
erachteten Erhebungen auch durch Einvernahme einer oder 
beider Parteien zu verfügen. 

2. Das vorbereitende Verfahren kann nur einem beauf- 
tragten, nicht einem ersuchten Richter übertragen werden. 
Wenn möglich, ist hiezu ein Mitglied des Senates zu bestimmen. 
Die Geschäfte des beauftragten Richters dürfen Auscultanten 
nicht übertragen werden (§ 3, Ges. v. 27. Nov. 1896, Nr. 217 
R.-G.-Bl.). In dem Beschlüsse wird genau anzugeben sein, ob 
das vorbereitende Verfahren gemäß Ziffer 1, 2 oder 3 einge- 
leitet werde, und in letzterem Falle, welche Beweise aufzu- 
nehmen sind (§ 253). Ist der Beschluss in der mündlichen 
Verhandlung verkündet worden, so entfällt dessen schriftliche 
Ausfertigung (§ 426). 
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§ 248, Die Tagsatzung für das vorbereitende Verfahren 
und, falls eine Erstreckung stattfindet, jede weitere Tagsatzung 
wird von dem beauftragten Richter bestimmt und den Parteien 
oder deren Vertretern bekanntgegeben. 

Die Parteien müssen auch in dem Verfahren vor dem be- 
auftragten Richter durch Advocaten vertreten sein. 

Bei der Anordnung der Tagsatzung ist der beauftragte 
Richter an eine Ladefrist (§ 257) nicht gebunden. Er hat den 
AbBchlusB des Verfahrens thunlichst zu beschleunigen (§ 256) 
und wird sich davor zu hüten haben^ die Tagsatzung zur Fort- 
setzung der Verhandlung auf Wochen hinaus anzuordnen, da 
ihm hiedurch die Frische der Eindrücke und der geordnete 
Gang der Verhandlung gestört würde. Die Parteien sind zur 
Verhandlung zu laden (§ 131) und es ist die Ladung gemäß 
§ 93 den Processbevollmächtigten zuzustellen, weil beide Par- 
teien bereits Processbevollmächtigte bestellt haben müssen. Eine 
Belehrung über die Folgen des Ausbleibens oder des Erschei- 
nens ohne Advocaten ist nicht vorgeschrieben. 

Es wird sich empfehlen^ im Falle der mündlichen Ver- 
kündigung des Beschlusses auf Einleitung des vorbereitenden 
Verfahrens sofort von dem anwesenden beauftragten Richter 
die Tagsatzung zum vorbereitenden Verfahren anordnen zu 
lassen, um die schriftliche Ladung zu ersparen. 

Bei der Erstreckung einer Tagsatzung wird ohnedem im 
Regelfalle die neue Tagsatzung sofort anzuordnen und dies zu 
verkündigen sein. 

Betreffs der Erstreckung der Tagsatzung gelten die allge- 
meinen Vorschriften (§ 134), doch ist nach § 254 die Tag- 
satzung auch dann zu erstrecken, wenn ein Theil nicht erscheint. 

§ 249. Der beauftragte Richter hat im vorbereii enden 
Verfahren alle in den §§ 180 bis 185 angeführten Befugnisse und 
Obliegenheiten des Vorsitzenden. Er kann die im vorbereitenden 
Verfahren zulässigen Beweisaufnahmen anordnen und entweder 
selbst ausführen oder durch einen ersuchten Richter ausführen 
lassen. Bei einer Beweisaufnahme kommen ihm insbesondere auch 
die Befugnisse zu, welche im Verfahren vor Gerichtshöfen be% 
einer vor dem erkennenden Gerichte stattfindenden Beweisaufnahme 
vom Vorsitzenden geübt werden. Desgleichen hat der beauftragte 
Richter in Ansehung der von einem ersuchten Richter einge- 
sendeten Beweisaufnahmeacten die Obliegenheiten des Vorsitzenden 
auszuüben. 

Die eidliche Vernehmung der Parteien kann im vorbe- 
reitenden Verfahren nicht erfolgen, 

26» 
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Es wurde schon crwftlmt, dass das vorbercitenae Ver- 
fahren seinem Wesen nach Anticipation von Acten der ma- 
teriellen Processleitung sei. Daraus ergibt sich die Bestimmung 
des § 249, dass der beauftragte Richter, welcher das vorbe- 
reitende Verfahren leitet, in demselben die Processbefugnissc 
und Obliegenheiten eines Vorsitzenden des erkennenden Ge- 
richtes hat (Regierungsmotive, S. 261). 

Es stehen ihm sohin neben den proccssleitenden Func- 
tionen der §§ 180—185 und der §§ 288-291, 286 insbesondere 
auch gemäß § 203 die die Sitzungspolizei betreffenden Befugnisse 
der §§ 197 — 202, diese aber auch dann zu, wenn sie bei Ver- 
handlungen vor dem Gerichtshofe dem Senate vorbehalten sind, 
wobei aber zu bemerken ist, dass die Verhandlung im vorbe- 
reitenden Verfahren nicht öffentlich stattfindet (§ 171). 

Was insbesondere die Beweisaufnahme durch einen er- 
suchten Richter (Bezirksgericht) betrifft, so gilt auch im vor- 
bereitenden Verfahren die Regel, dass der dasselbe leitende 
Richter die Beweise selbst aufzunehmen hat, wenn nicht die 
Vernehmung der Zeugen oder Sachverständigen einen unver- 
hältnismäßig großen Aufwand verursachen würde (§ 328) oder 
sonst die Verhandlung der Sache erleichtert wird (§ 36 J. N.). 
Die einstweilige Zulassung eines Bevollmächtigten gemäß § 38 
steht dem beauftragten Richter zu (§ 37, Ges. v. 27. Nov. 1896, 
Nr. 217 R.-G.-Bl.). 

§ 250. Wenn einer der im § 245, Z 1, erwähnten Pro- 
cesse zu vorbereitendem Verfahren verwiesen tvurde, so ist in 
diesem Verfahren über die einzelnen von den Parteien geltend 
gemachten Ansprüclie and GegenansprücliCy Angriffs- ufid Ver- 
thcidigungsmittel, Erinnerungen und Erläuterungen in der vom 
beauftragten Richter zu bestimmenden Reihenfolge abgesondert 
mündlich zu verhandeln. Auf Grund dieser Verhandlung ist zu 
Protokoll festzustellen: 

1, welche Ansprüche und Gegenansprüche erhoben und 
welche Angriffs- und Vertheidigungsmittd geltend gemacht 
werden ; 

2, welche von diesen Ansprüchen, Gegenansprüchen, An- 
griffs- und Vertheidigungsmitteln streitig und welche unbe- 
stritten sind; 

3, in Ansehung der bestrittenen ist das vollständige Sadi- 
Verhältnis, wie^ es sich aus dem Vorbringen der Parteien ergibt, 
darzustellen, unter Angabe der von den Parteien bezeichneten 
Beweismittel, der geltend gemachten Beweiseinreden und der ab- 
gegebenen Erklärungen über Beweismittel und Beweiseinreden. 
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Der beauftragte Michter hat zugleich dafür eu sorgen^ dass 
die Urkunden, auf welche sich die Parteien für bestrittene Be- 
hauptungen bezogen haben und welche nach den Ergebnissen cfer 
Verhandlung zur Beteeisführung -dienlich scheinen, von den Pqr^ 
teien vorgelegt werden; nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Gesetzes hat er diese Urkunden herbeizuschaffen. Gleiches gut 
in Ansehung der zur Beweisführung dienlichen Auskunftssad^en 
und der zu berichtigenden Augewi^einsgegenstände, welche vor 
Gericht gebracht werden können. Eine Aufnahme von Beweisen 
hat im vorbereitenden Verfahren nur dann stattzufinden, wenn 
hinsichtlich dieser Beweise einer der im § 245, Z, 3 angeführten 
Umstände zutrifft oder die Aufnahme des Beweises zum Zwecke 
der Sicherung des Beweises nothwendig ist. 

1. In den sogenannten Pnnktensachen (§ 24tb, Anm. 2) 
ist die Verhandlung mit beiden Parteien vollständig mündlich 
durchzufuhren und zu protokollieren und für die Ordnung des 
Verhandlungsstoffes nach einzelnen Punkten zu sorgen. Auch 
die Einreden der Unzulässigkeit des Rechtsweges, der Unzu- 
ständigkeit, Ötreitanhängigkeit und entschiedenen Streitsache 
sind in die Verhandlung einzubeziehen (§ 252) oder von amts- 
wegen diesbezüglich aufgestoßene Bedenken mit den Parteien 
zu erörtern, falls nicht eine abgesonderte Verhandlung vom 
Senate ancjeordnet worden ist. 

Die ProtokoUierung kann und soU durch Bezugnahme 
auf die vorliegenden Schriftsätze so weit thunlich erleichtert 
werden (§ 252) und es hat die Protokollierung des Sachver- 
haltes betreffs anerkannter Ansprüche zu unterbleiben, indem 
sich lediglich mit der Fixierung der Anerkennung zu be- 
gnügen ist. 

Außerdem gelten für die Protokolle gemäß § 216 die 
sämratlichen allgemeinen Vorschriften der §§ 207 — 215. 

2. Dem das vorbereitende Verfahren leitenden Richter 
stehen alle im § 183 aufgezählten Befugnisse zu. Er kann 
daher die Parteien zum persönlichen Erscheinen auffordern 
(§ 183, Anm. 1). 

Er kann aber - sofern es sich nicht um solche Beweis- 
aufnahmen handelt, welche nach dem Schlussatze im vorbe- 
reitenden Verfahren zulässig sind — keinen Augenschein an- 
ordnen, keine Zeugen und Sachverständigen vorladen, weil die 
bezügliche Befugnis des Vorsitzenden nm* eine präpai'atorische 
ist und der Beweisbeschluss nur dem Senate zusteht (§ 183, 
Anm. 7). 

Betreffs der Urkunden, Auskunftssachen und Augenscheins- 
gegenstände (wohl auch Pläne, Risse, Stammbäume, Zeichnungen 
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und Zusammenstellangen) hat er jedoch eine weitergehende 
Verpflichtung als der Vorsitzende. Er muss nämlich für ihre 
llerbeischaffung sorgen, sofern sie zur Beweisführung dienlich 
scheinen, was allerdings an die weitere Bedingung geknüpft 
ist, dass die Urkunden, Auskunftssachen und Augenscheins- 
gegenstftnde in den Händen der Parteien, einer Behörde oder 
eines Notars (§ 229) sich befinden und dass sich nicht beide 
Parteien gegen die Vorlage der Urkunde erklären. Kommt die 
Partei dem Auftrage des das vorbereitende Verfahren leitenden 
Richters auf Vorlage von Urkunden nicht nach, so können die- 
selben in der mündlichen Verhandlung im Falle gegnerischen 
Einspruches nicht mehr geltend gemacht werden (§ 263). 

Eine Beweisaufnahme hat nur ausnahmsweise stattzufinden. 
Entweder zur Sicherung des Beweises nach Vorschrift der 
§§ 384 ff., oder wenn die Bedingungen der Einleitung einer 
vorbereitenden Beweisaufnahme vorliegen (§ 245, Z. 3). Es 
wird vorsichtig sein, wenn sich der mit dem vorbereitenden 
Verfahren betraute Richter vor der Anordnung einer solchen 
Beweisaufnahme mit dem Vorsitzenden des Senates ins Einver- 
nehmen setzt, um unnöthigc Beweisaufnahmen möglichst zu 
vermeiden. Anträge auf Aufnahme von Beweisen oder Herbei- 
schaffung von Urkunden u. s. w., denen der beauftragte Richter 
nicht stattgeben will, hat er durch Beschluss zurückzuweisen, 
weil die Partei dieselben in der mündlichen Verhandlung vor 
dem Processgerichte erneuern kann (§ 255). 

§251. Wenn ein Rechtsstreit wegen der Bescluiffenlieit 
des tlmtsächlichen Vorbringens zu vorbereitendem Verfahren ver- 
wiesen wird (§ 245, Z. 2), hat der beauftragte Richter durch 
Einvernehmung der Parteien oder im Wege der mündlichen Ver- 
handlung mit denselben in Ansehung aller )ia<;h dem Inhalte 
der vorbereitenden Schriftsätze bestrittenen Ansprüche, Angriffs- 
und Vertlieidigungsmittel das vollständige SachverJuUtnis zu er- 
mitteln und dasselbe unter Anfährutig der Beweismittel, der 
geltend gem<ichten Beweiset nreden und der über Beweismittel und 
Beweiseinreden von den Parteien abgegebenen Erklärungen zu 
Protokoll festzustellen, AuRerdem hat der beauftragte Richter 
das Betveis verfahren vor dem erkennenden Gerichte im Sinne 
der Bestimmungen des § 250, letzter Absatz, vorzubereiten. 

Die Fälle eines vorbereitenden Verfahrens wegen großen 
Umfanges des thatsächlichen Vorbringens unterscheiden sich 
von den im § 250 geregelten Punktensachen nur dadurch, dass 
es dem Verhandlungsrichter freigestellt wird, ob er das voll- 
ständige Sach Verhältnis im Wege der Verhandlung mit beiden 
Parteien oder durch EinvernehvTung jeder Partei für sich er- 



Digitized by V^OOQIC 



— 407 — 

mittein will. E» sind wohl im § 251 die Gegenansprüche 
nicht besonders angeführt, wie dies im § 250 der Fall ist. 
Dennoch wird sich die Sachverhaltsfeststellung auch auf strit- 
tige Gegenansprüche zu erstrecken haben, weil diese zu den 
Vertheidigungsmitteln zu reclmen sind (Anderer Meinung von 
Schuster, S. 407). 

§ 252, üeher die in den vorbereitenden Schriftsätjsen geltend 
gemachten AnsprücJie und Gegenansprüche dar f im vorbereitenden 
Verfahren nicht hinausgegangen wei'den; jedoch können die Par- 
teien vor dem beauftragten Richter zur Begründung und Be- 
kämpfung dieser Ansprüche auch solche thatsächliche Behaup- 
tungen vorbringen und Beweise anbieten, welche in den vor- 
bereitenden Schriftsätzen noch nicht angeführt ware7i. 

Die Ermittlungen, protokollarischen Feststellungen und 
Beweisaufnahmen des vorbereitenden Verfahrens haben sich auch 
auf die zur Begründung der Einreden der Unzulässigkeit des 
Rechtsweges^ der Unzuständigkeit des Gerichtes, der Streit- 
anhängigkeit und der rechtskräftig entsdiicdenen Streitsache 
vorgebrachten Umstände zu erstrecken, falls nicht tifjer diese 
Einreden vom Gerichte eine besondere Verhandlung angeordnet 
wurde. 

Soiveit zu Protokoll festzustellende Behauptungen, Er- 
klärungen und Beweisanbietangen einer Partei in einem bei 
Gericht überreichten, dem beauftragten Richter vorliegenden 
Schriftsätze enthalten sind, ist die Protokollierung durch Bezug- 
nahme auf den Schriftsatz zu ersetzen. 

Wird bei einer Tagsatzung des vorbereitenden Verfahrens 
ein Anspruch vom Gegner anerkannt, so ist von einer proto- 
kollarischen Feststellung des Inhaltes der etwa vorangegangenen, 
den zugestandenen Anspruch betreffenden Verhandlung abzusehen. 

Der beauftragte Richter ist in der Sammlung des Stoffes 
nahezu unbeschränkt; die einzige Schranke wird ihm dadurch 
gesetzt, dass über die in den vorbereitenden Schriftsätzen er- 
hobenen Ansprüche und Gegenansprüche nicht hinausgegangen 
werden darf, auch wenn es sich um eine Klageänderung handelt. 
Nachdem jedoch eine Klageänderung mit Zustimmung des 
Gegners (§ 235) auch nach durchgeführtem vorbereitenden Ver- 
fahren zulässig ist (§ 2G3) und in diesem Falle das vorbe- 
reitende Verfahren leicht unvollständig bleiben könnte, wenn 
die Klageänderung nicht berücksichtigt würde, wird es wohl 
zulässig sein, dass die Parteien eine solche einvei'ständliche 
Klageänderung mittels besonderen Schriftsatzes zur Kenntnis des 
Gerichtes bringen, damit der Senat die Einleitung des vorbe- 
reitenden Verfahrens über die geänderte Klage beschließen kann. 
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§ 253. Wenn ein vorbereitendes Verfahren zum Behufe 
der Aufnahme von Beweisen angeordnet wird (§ 246, Z. 3), 
hat der beauftragte Richter vorerst durch Einvernehmung der 
Parteien das Sachverhältnis insotfmt zu ermitteln, als die Kenntnis 
desselben nothwendig ist, um die ihm übertragenen Beweisauf- 
nahmen leiten und so vollständig durchführen zu können, toie es 
der Zweck der Erleichterung und Beförderung der wahrheits- 
mäßigen Sachverhaltsfeststellung in der mündlichen Streüver- 
handlung im einzelnen Falle verlangt. Das Ergebnis dieser 
Einvernehmung ist zu Protokoll festzustellen (§ 252, Absatz 3). 
Die Beweisaufnahmen des beauftragten liichters haben sich auf 
diejenigen Bttieise zu beschränken, wegen welcher die Rechtssache 
zu vorbereitendem Verfahren verwiesen wurde» 

1. Die Stellung des Richters bei einer vorbereitenden 
Beweisaufnahme ist wesentlich die des beauftragten oder er- 
suchten Richters bei der Beweisaufnahme überhaupt. 

Dem ersuchten Richter ist nach § 277 der Sachverhalt 
insoweit mitzutheilen, als dessen Kenntnis zur Durchführung 
der Beweisaufnahme nothwendig ist. 

In diesen Grenzen wird sich daher auch der mit der 
vorbereitenden Beweisaufnahme betraute Richter bei der Er- 
mittlung des Sachverhaltes zu halten und sich auf eine sum- 
marische Ermittlung desselben, wie er sie für den Beweisbeschluss 
nothwendig halten würde, zu beschränken haben (§ 245, Anm. 4). 

2. Die vorbereitende Beweisaufnahme ist auf diejenigen 
Beweise beschränkt, wegen welcher die Rechtssache zum vor- 
bereitenden Verfahren verwiesen wurde. Eine Ausdehnung 
auf andere Beweise, welche die Einleitung eines vorbereitenden 
Verfahrens rechtfertigen würden, ist ausgeschlossen. Verzichten 
die Parteien auf die Beweisaufnahme oder werden die zu be- 
weisenden Umstände bei der Sachverhaltsermittlung vor dem 
beauftragten Richter zugestanden, so entfallt die Aufnahme des 
Beweises. Erscheinen dieselben nach der Sachvcrhaltsermittlung 
nicht erheblich, so wird der beauftragte Richter den Vor- 
sitzenden zum Zwecke des Widerrufes des vorbereitenden Ver- 
fahrens durch den Senat zu verständigen haben. 

§ 254. Wenn ein Theil bei einer, nicht bloß zur Beweis- 
aufnahme bestimmten, Tagsatzung vor dem beauftragten Richter 
nicht erscheint, ist das Vorbringen der erschietiencn Partei nach 
Maßgabe der für das vorbereitende Verfahrest im einzelnen Falle 
geltenden Vorschriften zu Protokoll festzustellen und eine neue 
Tagsatzung anzuberaumen. Zu dieser Tagsatzung ist die bei der 
früheren Tagsatzung nicht erschienene Partei, und zwar auf 
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Antrag ihres Gegner» unter Mittheilung einer Abschrift des 
Protokolls und unter Ankündigung der mit ihrem abermaligen 
NicJiterscheinen verbundenen Folgen zu laden. 

Wenn die Partei auch bei der neuerlichen Tagsatzung 
nicht erscheint, so sind die in der zugestellten Protokollsabschrift 
enthaltenen thatsächlichen Behauptungen der rrschienenen Partei 
für wahr zu halten und es können die von der nicht erschienenen 
Partei über angebotene oder vorgelegte Beweismittel abzugebenden 
Erklärungen nicht mehr nachgeholt tcerden. 

1. Nach § 289 ist mit der Beweisaufnahme vorzugehen, 
wenn auch keine der Processparteien zur Tagsatzung erschienen 
ist. Dieser Grundsatz gilt auch für Beweisaufnahmen im vor- 
bereitenden Verfahren, mag dasselbe nur zur Beweisaufnahme 
(§ 250, Z. 3) eingeleitet worden sein, oder mag eine Beweisauf- 
nahme in den Fällen des § 250, Z. 1 oder 2 durchgeführt werden. 
Doch steht es dem beauftragten Richter nach § 289 auch im vorbe- 
reitenden Verfahren frei, so lange die Beweisaufnahme noch nicht 
beendet ist, eine Ergänzung derselben zuzulassen, wenn die 
säumige Partei glaubhaft macht, dass ihr durch ein unvorher- 
gesehenes Ereignis verursachtes Nichterscheinen eine wesent- 
liche UnVollständigkeit der Beweisaufnahme zur Folge hatte, 
und wenn zugleich die Ergänzung der Beweisaufnahme ohne 
erhebliche Verzögerung des Rechtsstreites stattfinden kann. 

Dieselbe Befugnis steht auch dem Senate zu. Außerdem 
kann der Vorsitzende oder auf dessen Antrag der Senat aus 
diesen oder anderen Giiinden (§ 344) nach § 256 eine Er- 
gänzung der Beweisaufnahme anordnen und es kann nach § 264 
vom Senate die neuerliche Einvernahme von im vorbereitenden 
Verfahren bereits einvernommenen Zeugen oder Sachverstän- 
digen zur Vervollständigung der Beweisaufnahme oder zur 
wahrheitsmäßigen Feststellung des Sachverhaltes beschlossen 
werden. 

2. Das Gesetz erklärt die allgemein mit der Versäumung 
einer Processhandlung verknüpfte Folge, den Ausschluss des 
versäumten Vorbringens, auch für das vorbereitende Verfahren 
und im Verhältnisse desselben zur mündlichen Verhandlung 
giltig (§ 263), lässt dagegen die Rechtsfolge der Annahme eines 
Geständnisses, wonach die Behauptungen der erschienenen Partei 
als wahr zu behandeln sind (Motive des Herrenhauses, S. 11), nur 
dann eintreten, wenn der ausgebliebenen Partei das Vorbringen 
ihres Gegners, worauf sie zu antworten gehabt hätte, mittels 
Zustellung der bezüglichen Protokollabschrift bekannt gegeben 
wurde (§ 254, Abs. 2). Auf diese Weise ist es in die Hand 
des Gerichtes und der betriebsamen Partei gelegt, dem vorbe- 
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reitenden Verfahren trotz der gegnerischen Passivität zu festen 
Ergebnissen zu verhelfen und der Entscheidung des Rechts- 
streites tüchtig vorzubauen. Dem Gerichte, indem es die Partei 
in geeigneter Form zur Erklärung über gegnerische Behaup- 
tungen^ angebotene oder vorgelegte Beweise auffordert (§ 263, 
Abs. 1), der fleißigen Partei aber auf zweifache Weise. Zu- 
nächst zur Herbeiführung der Qeständnisfolge, wenn sie z. B. 
selbst soweit verhandelt hat, dass das Verfahren in Ansehung 
eines oder mehrerer Punkte geschlossen werden könnte, und 
sich nicht damit begnügen will, dass ein weiteres Vorbringen 
des Gegners ausgeschlossen sei. Und dann kann überdies die 
betriebsame Partei durch den im § 263, Abs. 2 bezeichneten 
Einspruch ein muthwilliges Zurückgreifen des Gegners auf die 
im vorbereitenden Verfahren erörterten Ansprüche, Behaup- 
tungen und Beweise hindern (Regierungsmotive, S. 261). 

3. Es ist sohin zu unterscheiden zwischen den Rechts- 
folgen der unterlassenen Erklärung über Thatsachen, ange- 
botene oder vorgelegte Beweise und den Rechtsfolgen des Aus- 
bleibens oder der unterlassenen Geltendmachung neuer Behaup- 
tungen, Beweismittel und Beweiseinreden (§ 263). 

Erstere treten ein, wenn die erschienene Partei trotz 
Aufforderung des Richters die Erklärung unterlässt oder ver- 
weigert, oder wenn die ausgebliebene Partei zur neuerlichen 
Tagsatzung ohne Mittheilung einer Protokollabschrift, jedoch 
unter Androhung der Rechtsfolgen geladen wurde und abermals 
ausbleibt. Die Rechtsfolge besteht in der Ausschließung der 
versäumten Erklärungen, welche selbst unter den Voraus- 
setzungen des § 263, Abs. 2 nicht mehr nachgeholt werden 
können. 

Bleibt die Partei von einer Tagsatzuug aus, zu welcher 
sie unter Mittheilung einer Abschrift des in einer von ihr ver- 
säumten Tagsatzung aufgenommenen Protokolles und unter Be- 
lehrung über die Rechtsfolgen ihres neuerlichen Ausbleibens 
geladen worden ist, so sind die in dem Protokolle enthaltenen 
thatsächlichen Behauptungen der erschienenen Partei für wahr 
zu halten. 

Bleibt endlich eine Partei von der neuerlichen Tagsatzung 
aus, zu welcher sie ohne Mittheilung einer Abschrift des Pro- 
tokolles, jedoch unter Belehrung über die Rechtsfolgen ihres 
neuerlichen Ausbleibens geladen worden ist, oder unterlässt es 
die erschienene Partei, ihre Ansprüche, Behauptungen, Beweis- 
mittel und Beweiseinreden über die im vorbereitenden Verfahren 
erörterten Theile des Rechtsstreites vorzubringen, so können 
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dieselben im Falle gegnerischen Einspruches in der mündlichen 
Verhandlnng nicht mehr nachgetragen werden, es wäre denn, 
dass die Partei glaubhaft macht, dass sie von denselben zur 
Zeit des vorbereitenden Verfahrens keine Kenntnis hatte (§ 263). 

4. Das Nichterncheinen beider Parteien zur Verhandlungs- 
tagsatzung im vorbereitenden Verfahren hat nach § 170 das 
Ruhen des Verfahrens zur Folge. Um demselben vorzubeugen 
wird daher jene Partei, welche dem Gegner die Abschrift des 
Protokolles über die von diesem versäumte Tagsatzung unter 
Androhung der Versäumnisfolgen zustellen lässt, zur nächsten 
Tagsatzung zu erscheinen haben und sich nicht damit beruhigen 
dürfen, dass im Falle des Erscheinens des Gegners dessen An- 
führungen wieder ihr in Abschrift zugestellt werden müssen; 
denn wenn eben der Gegner nicht erscheint oder nicht ver- 
handelt, tritt bei ihrem Ausbleiben Ruhen des Verfahrens ein. 

§ 255, Gegen die von dem beauftragten Richter während 
des vorbereitenden Verfahrens erlassenen Anordnungen und Be- 
Schlüsse^ deren Anfechtung im Wege eines besonderen Rechts- 
mittels nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zulässig erscheint^ 
kann beim Vorsitzenden des Senates, weichem die Rechtssache 
zugewiesen ist, Abhilfe gesucht werden. Der bezügliche Antrag 
kann mündlich angebracht werden. Vor der Entscheidung ist 
dem beauftragten Richter Gelegenheit zur Aeußerung zu geben] 
auch können andere Erhebungen früher eingeleitet werden. 

Desgleichen hat der Vorsitzende auf Anzeige einer der 
Parteien oder von amtswegen die Abstellung etwaiger Ver- 
zögerungen in der Erledigung des vorbereitenden Verfahrens zu 
verfügeti. 

Gegen die Entscheidung des Vorsitzenden ist ein Rechts- 
mittel nicht zulässig. 

Von dem beauftragten Richter zurückgewiesene Anträge 
auf Aufnahme von Beweisen oder Herbeischaffung von Urkunden, 
Auskunftssachen, Augenscheinsgegenständen können in der Ver- 
handlung vor dem Processgerichte erneuert werden. 

Welche Anordnungen und Beschlüsse des beauftragten 
Richters im Wege eines besonderen Rechtsmittels angefochten 
werden könnten, wenn sie vom Vorsitzenden oder dem Senate 
erlassen worden wären, ist nach den allgemeinen Bestimmun- 
gen zu beurtheilen (§§ 514, 515). 

Das einzige Rechtsmittel gegen solche Anordnungen ist 
mit Ausschluss des Rccurses oder der Beschwerde bei dem 
Senate (§ 35 J. N ) Antrag auf Abänderung bei dem Vor- 
sitzendeU; dessen Entscheidung unanfechtbar ist. Doch gestattet 
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der § 256 dem Vorsitzenden und Senate jederzeit, die Ergänzung 
des vorbereitenden Verfahrens zu verfügen. 

§ 256. Nach thunlicl^t zu besddeunigendem Abschlüsse 
des vorbereitenden Verfahrens sind die (jesammten Acten und 
insbesondere auch alle während des vorbereitenden Verfahrens 
aufgenommenen Protokolle und die detn beauftragten Richter 
vorgelegten oder ausgefolgten Beweisurkunden, Auskunftssachen 
und Augenscheinsgegenstände dem Vorsitzenden des Senates, vor 
welchem die Streitverhandlung stattfinden soll, zu übergeben. 
Wenn nicht vom Vorsitzenden oder auf dessen Antrag vom 
Senate in nicht öffentlicher Sitzung eine Ergänzung des vorbe- 
reitenden Verfahrens verfügt wird, hat der Vorsitzende die Tag- 
Satzung zur mündlichen Streitverhandlung von amtswegen anzu- 
beraumen. 

Gegen den Beschluss auf Ergänzung des vorbereitenden 
Verfahrens ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 

Verzögerungen in der Erledigung des vorbereitenden Ver- 
fahrens sind vom Vorsitzenden abzustellen (§ 255). Ein Antrag 
der Partei auf Ergänzung des vorbereitenden Verfahrens ist 
nicht vorgesehen, wird aber mindestens bei der vorbereitenden 
Beweisaufnahme nach § 286 zulässig sein. 

Die Anordnung der Tagsatzung erfolgt von amtswegen (§ 131) 
durch den Vorsitzenden. Dieselbe kann nicht durch den beauf- 
tragten Richter im Einverständnisse mit dem Vorsitzenden ver- 
kündet werden, weil die Vorprüfung der Vollständigkeit vor- 
geschrieben ist, sie muss sohin durch Zustellung der schriftlichen 
Ladung erfolgen. 

Wie gegen den Beschluss auf Ergänzung der Verhandlung 
ist auch gegen die Anordnung der mündlichen Verhandlung 
unter Verweigerung einer vom Vorsitzenden o<!er von der Partei 
beantragten Ergänzung ein abgesondertes Rechtsmittel ausge- 
schlossen (§§ V6% 286). 

Mundliche Streitverhandlung. 

^ 257. Die Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung 
ist so anzuberaumen, dnss den Parteien von Zustellung der 
Ladung an mindestens eine Frist von acht Tagen zur Vorbe- 
reitung für die Streitverhandlung offen bleibt. 

Bei Anberaumung der Tagsatzung hat der Vorsitzende 
zugleich über die gemäß § 229 in einem vorbereitenden Schriß- 
Satze gestellten Anträge, sofern dieselben nicht etwa bereits bei 
Anberaumung der ersten Tagsatzung oder durch ein eifigeleitetes 
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vorbereitendes Verfahren ihre Erledigung gefunden haben, die 
nöthigen Anordnungen zu erlassen. Gegen diese Anordnungen 
ist ein Rfschtsmittel nicht zulässig; es können jedoch die Anträge, 
welchen vom Vorsitzenden nicht willfahrt wurde, bei der münd- 
lichen Streitverhandlung von der Partei erneuert werden. Des- 
gleichen bleibt es den Parteien unbenommen, ihre etwaigm Ein- 
wendungen gegen die vom Vorsitzenden über derlei Anträge 
erlassenen Anordnungen bei der mündlichen Streitverhandlung 
vorzubringen. 

Von den Anordnungen und Beschlüssen, welche über die 
im torgehenden Absätze bezeichneten Anträge ergehen, ist auch 
der Gegner der antragstellenden Partei stets ohne Aufschub zu 
verständigen. 

1. Ueber die Anordnung der Tagsatzung zur mündlichen 
Streitvcrhandlung sind die Hemerkungen bei § 244 zu ver- 
gleichen. Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist regelmäßig 
gleich über die Klage die Tagsatzung zur mündlichen Streit- 
verhandlung anzuordnen (§ 440) und kann dieselbe in dringen- 
den Fällen auf denselben Tag angeordnet werden. Vei'zögerungen 
in der Zustellung, wodurch die gesetzliche Ladungsfrist be- 
schränkt wird, berechtigen nach § 139 über Antrag oder von 
am ts wegen zur Erstreck ung der Tagsatzung. Erfolgt die An- 
ordnung der Tagsatzung über die Klagebeantwortung, so ist 
mit der Ladung ein Exemplar derselben nebst den Beilagen- 
abschriften dem Kläger zuzustellen, während die des Beklagten 
(§ 131) und der übrigen Betheiligten (§ 80) mittels Rubrik 
erfolgt. Wird die Tagsatzung von amtswegen angeordnet, so 
erfolgt die Ladung beider Parteien mittels Rubrik (§ 131). 

2. Schon im § 1 83 werden dem Vorsitzenden weitreichende 
processleitende Befugnisse eingeräumt, welche er über Antrag 
und von amtswegen zu üben hat. Werden derartige Ver- 
ftkgungen vom Kläger (§ 229) oder vom Beklagten (§ 243) 
beantragt und sind dieselben nicht bei Erledigung der Klage 
oder im vorbereitenden Verfahren erlassen oder gegenstandslos 
geworden, so hat nunmehr der Vorsitzende darüber zu ent- 
scheiden und den betreffenden Beschluss, obwohl er unanfechtbar 
ist, beiden Theilen bekannt zu geben, mag er dem Antrage 
stattgeben oder denselben abweisen. 

§ 258, Falls die Streitverhandlung ohne vorgängiges vor- 
bereitendes Verfahren angeordnet wird, können sich die Parteien 
in der Klage oder Klagebeantwortting noch nicht enthaltene 
Anträge, Angriffs- und Vertheidigungsmittel, Behauptungen und 
Beweise, welche sie in der Streitvcrhandlung geltetid machen 
wollen, in der Zeit zwischen Anberaumung und Beginn der 



Digitized by V^OOQIC 



- 4J4 -- 

Streitverhandtung durch besonderen vorbereitenden Schriftsaiz 
müfheüen. Unter der gleichen Bedingung können von den Par- 
teien während dieser Zeit noch Anträge im Sinne des § 229 
mittels Schriftsatz oder zu gerichtlichem Protokoll gestellt werden. 
Der Vorsitzende hat hierüber die ihm nöthig scheinenden An- 
Ordnungen ohne Aufschub zu erlassen (§ 257). 

Wenn auf diese Art Beweise für die Streit Verhandlung 
angekündigt werden, bezüglich deren Aufnahme eine der Voraus- 
setzungen des § 245, Z. 3 zutreffen würde, so kann das Gericht 
unverzüglich unter Aufhebung der anberaumten Tagsatzung die 
Verweisung der Rechtssache zu vorbereitendem Verfahren vor 
einem beauftragten Richter aussprechen (§ 247)^ 

1. Die vorbereitenden Schriftsätze des § 258, auf welche 
die allgemeiren Vorschriften der §§ 77 ff. Anwendung finden, 
haben einestheils den Zweck, den Gegner noch vor der Tag- 
satzung zu instruieren und dadurch einer Erstreckung der 
Tagsatzung wegen mangelnder Information vorzubeugen, anderer- 
seits kann durch dieselben die Gefahr eines Kostenersatzes 
wegen verspäteten Vorbringens (§ 44) oder einer Zurückweisung 
des die Entscheidung verschleppenden Vorbringens (§ 179) 
beseitigt werden. Unbedingte Voraussetzung ist die Mittheilung 
mittels Schriftsatzes für die Berücksichtigung neuen Vorbringens 
in VersäumungsfHllen {§ 399). 

Ob aber nicht schon in der Einbringung eines solchen 
Zwischenschriftsatzes Verschleppungsabsicht liegt, ob nicht das 
Vorbringen verspätet vorgebracht wurde, hat das Gericht nach 
Lage der Sache zu beurtheilen. 

Die Zwischenschriftsätze sind an keine Reihenfolge und 
an keine andere Frist gebunden, als an die Dauer der 
Ladungsfrist. 

Dieselben sind einfach dem Gegner zuzustellen, wenn 
nicht gleichzeitig über einen Antrag im Sinne des § 229 zu 
entscheiden ist. 

Eine Verzögerung der Zustellung solcher Schriftsätze hat 
eine amtswegige Erstreckung der Tagsatzung gemäfi § 139 
nicht zur Folge, kann jedoch das Begehren um Erstreckung 
begründet erscheinen lassen. 

2. Die Verweisung der Rechtssache zum vorbereitenden 
Verfahren kann in diesem Stadium nur zur vorbereitenden Be- 
weisaufnahme (§ 245, Z. 3) erfolgen, und zwar sofort, ohne 
mündliche Verhandlung, durch den Senat unter Aufhebung der 
Tagsatznng und unanfechtbar (§ 246, Anm. 2). 

Die Einleitung eines vorbereitenden Verfahrens zur Fest- 
stellung des Processmaterials (§ 246, Z. 1) oder des vollstän- 
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digen Bachverbaltes (§ 245, Z. 2) kann sohin über einen 
Zwiscbenscbriftsatz nicht mehr beschlossen werden. 

§ 259. Die Streitverhandlung erfolgt nach den allgemeinen 
Vorschriften über die mündliche Verhandlung; sie umfasst audi 
die Beweisaufnahme und die Erörterung ihrer Ergebnisse, 

Während der mündlichen Streitverhandlung kann der Bei 
Tdagte, ohne der Zustimmung des Klägers zu bedürfen, einen 
Antrag auf Feststellung im Sinne des § 286 stellen. 

In der mündlichen Streitverhandlnng wird der Process 
vor dem erkennenden Gerichte sowohl bezüglich der thatsäch- 
lichen Umstände als des Beweismateriales nnd der Rechtsfragen 
erörtert nnd spruchreif gemacht. Die allgemeinen Bestimmungen 
über die Oeflfentlichkeit (§§ 171— 175), Mündlichkeit (§§ 176— 
179), Processleitung f§§ 180- 195), Rüge von Mängeln (§ 196) 
und Sitzungspolizei (§§ 197 — 203) sind im ersten Theile des 
Gesetzes, die Vorschriften über die Beweisaufnahme in den 
§§ 275 ff., über die Erörterung der Ergebnisse derselben in den 
§§ 217, 287, 178 enthalten. 

Bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung kann so- 
wohl der Kläger als der Beklagte den Antrag auf Feststellung 
des Bestehens oder Nichtbestehens eines im Laufe des Processes 
streitig gewordenen Rechtsverhältnisses oder Rechtes stellen 
(§ 236), ohne hiezu der Zustimmung des Gegners zu bedürfen. 
Die Bedingungen der Zulässigkeit eines solchen FeststeUungs- 
antrages sind bei § 236 erörtert. Die Entscheidung erfolgt 
entweder mit dem Endurtheile in der Hauptsache oder nach 
§ 393 durch ein Zwischenurtheil. Wegen Unzuständigkeit des 
Gerichtes unzulässige Zwischenanträge sind zurückzuweisen. 

§ 260. Die Partei, wdcJie eine der im § 239, Abs. 2 
bezeichneten Einreden erhebt, ist nicht berechtigt, deshalb die 
Einlassung in die Verhandlung zur Hauptsctche zu verweigern. 
Der Senat kann schon vor Beginn der mündlichen Streitverhan- 
lung die abgesonderte Verhandlung über solche Einreden anordnen; 
in diesem Falle ist zugleich die Tagsatzung zur Verhandlung 
über die Einrede von amtswegen anzuberaumen. 

In Bezug auf diese Anordnungen gelten die Vorschriften 
des § 192. 

Die vorstehenden Bestinunungen haben auch Anwendung 
zu finden, wenn eine Partei erst während der mündlichen Streit- 
Verhandlung die Unzulässigkeit des Rechtsweges, die Unzuständig- 
keit des Gerichtes, die Streitanhängigkeit oder dos Vorhandensein 
einer rechtskräftigen Entscheidung über den Klagsanspruch geltend 
macht (§ 240). Die Partei kann deshalb nicht die weitere Theil- 
nähme an der Verhandlung zur Hauptsache verweigern. 
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1. Der Entwurf sieht von besonderen Bestimmangen über 
die Verhan«llung angebrachter Unzuständigkeitsein Wendungen 
oder dergleichen ab (§ 260, Abs. 1). Es soll auch hier jene 
Behandlung angeordnet werden, welche sich gegebenen Falls 
als die zweckmllßigstc darstellt. Wenn die Entscheidung über die 
Einwendung ohne Eingehen auf den Klagsanspruch selbst, ohne 
Erörterung seines Inhaltes und seines Charakters, nicht möglich 
ist, wird es in vielen Fällen als das angemessenste erscheinen, 
die Verhandlung über die Einwendung mit der über den An- 
spruch zu verbinden. Das Gericht soll nicht außerstande sein, 
eine solche Anordnung zu treffen. Es wird dagegen seine 
Processleitungspflichten am besten durch die Anordnung einer 
gesonderten vorgangigen Verhandlung über derlei Einwendungen 
erfüllen, wo die Einwendung sich auf Verhältnisse und Um- 
stände stützt, die sich mit dem Meritum des Anspruchs nicht 
berühren und deren — ohne Weitläufigkeiten mögliche ~ 
Klarstellung vielleicht ein zweckloses Befassen mit dem Meritum 
verhütet. Die Opportunität soll nach all diesen Seiten allein 
entscheidend sein. Um ihr zu genügen, soll das Gericht auch 
darin freie Hand haben, über solche Einwendungen entweder 
eine besondere Verhandlung neben und außerhalb der münd- 
lichen Streitverhandlung einzuleiten, oder die Einwendung im 
Laufe der mündlichen Streit Verhandlung selbst, wenn auch als 
besonderen Streitpunkt, am passenden Platze zur Verhandlung 
zu bringen (Regierungsmotive, S. 262). 

2. Sofern die Klage nicht wegen Unzulässigkeit des 
Rechtsweges oder Unzuständigkeit zurückgewiesen wird (§ iiSO, 
Anm. 2), kann der Senat schon vor der Klagebeantwortung 
(§ 243) oder nach Beantwortung der Klage, jedoch noch vor 
der mündlichen Streitverhandlung, oder aber während der 
mündlichen Streitverhandlung die abgesonderte Verhandlung 
(§ 189) über diese und die weiteren Processeinreden der Streit- 
anhängigkeit und der entschiedenen Streitsache anordnen, oder 
aber die Verhandlung über die Processeinreden mit der Ver- 
handlung in der Hauptsache verbunden lassen. 

Der Beschluss auf abgesonderte Verliandlung ist wider- 
ruflich, wenn der Senat nicht durch ein Urtheil oder durch 
eine ausstehende oder bereits gefällte Entscheidung höherer In- 
stanz gebunden ist. 

Sowohl der Beschluss auf abgesonderte Verhandlung als 
der Widerruf dieses Beschlusses sind unanfechtbar (§ 192). 
Werden solche Processeinreden erst während der mündlichen 
Streitverhandlung geltend gemacht, was bezüglich der Unzu- 
ständigkeit des Gerichtes gemäß § 240 nur dann möglich ist^ 
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wenn es aich um eine dnrch ansdrtickliehe Vereinbarung der 
Parteien nicht zu beseitigende Unzuständigkeit handelt (§ 104 
J. N.), so kann der Senat gleichfalls die abgesonderte Verhand- 
lung über diese Einwendung verfügen. 

3. Die Partei kann die Einlassung zur Hauptsache wegen 
solcher Processeinreden niemals verweigern. Sie muss auch 
die Klagebeantwortung einbringen, wenn bereits vorher die 
abgesonderte Verhandlung über die Processeinreden verfügt 
worden ist. 

Die Einlassungsverweigerung wegen vorgeschützter process- 
hindemder Einreden wird zur Zeit zum Zwecke der Process- 
verzögerung arg missbraucht. Die muthwilligste und grund- 
loseste Einrede gibt ein 'formales Recht auf Processistierung, 
gegen welche der Kläger völlig wehrlos ist, mag sie auch sein 
Interesse auf das empfindlichste verletzen, den ganzen Erfolg 
des Rechtsstreites, die Verwirklichung des Klageanspruches in 
Frage stellen. Die Fortdauer dieses Zustandes ist mit der dem 
Gerichte im neuen Processe zukommenden Stellung unvereinbar. 

Dem Gerichte, welches für die zweckmäßige Ordnung 
des Verfahrens und für dessen thunlichst rasche und glatte 
Abwicklung zu sorgen verpflichtet ist, kann nicht angesonnen 
werden, dass es auf offenbar unmotivierte Einwendungen hin 
eine den Kläger benachtheiligende Processistierung eintreten 
lasse. Man wird vielmehr dem Gerichte auch diesen Einwen- 
dungen gegenüber gleiche Befugnis verleihen müssen, wie hin- 
sichtlich alles sonstigen Parteivorbringens (Regierungsmotive, 
S. 262). Es kann sohin eine Hemmung des Verfahrens in der 
Hauptsache eintreten, nicht aber eine Unterbrechung des Ver- 
fahrens mit der Wirkung des § 163. 

§ 261. lieber die wegen Umulässigkeit des Rechtsweges, 
wegen Unzuständigkeit des Gerichtes, wegen Streitanhängigkeit 
oder Rechtskraft vorgebrachten Einreden und Anträge ist nach 
vorgängiger mündlicher Verhandlung zu entscheiden. Die Ent- 
scheidung hat mittels Beschlusses zu erfolgen; wurde jedoch über 
diese Einreden und Anträge in Verbindung mit der Hauptsache 
verhandelt, so ist die Entscheidung, womit dieselben abgewiesen 
werden, nicht besonders auszufertigen, sondern in die über die 
Hauptsa>che ergehende Entscheidung aufzunehmen. 

Wenn die Einrede oder der Antrag zwar bei der münd- 
lichen Streitverhandlung, jedoch auf Grund abgesonderter Ver- 
handlung verworfen wird, so kann der Senai nach Verkündung 
des Besddu^eS auf Antrag odef von amtswegen anordnen, dass 
die Verhandlung zur Hauptsa^ehe sogleich aufgenommen werde. 

FQmtl, CivilproceMgeMtK«. 27 
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In diesem Falle ist die verkündete Entscheidung über die Zu- 
lässigkeit des Bechtstoeges, Zuständigkeit, Streitanhängigkeit oder 
Bechtskraß nicht besonders auszufertigen, sondern gleichfalls in 
die Entscheidung aufsfunehmen, welche in der Hauptsache gefällt 
udrd. Gegen die wegen Aufnahmt der Verhandlung zur Haupt- 
sache ergdiende Anordnung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 

Sofern der Ausspruch über die Ztdässigkeit des Rechts- 
weges, Zuständigkeit, Streitanhängigkeit oder Rechtskraft in die 
über die Hauptsache ergehende Entscheidung aufgenommen wird, 
kann derselbe nur mittels des gegen die Entscheidung in der 
Hauptsache offen stehenden Rechtsmittels angefochten werden. 

Wenn eine der dbgedachten Einreden oder Anträge durch 
eine abgesonderte Entscheidung abgewiesen unrd^ ohne dass so- 
gleich zu/r Verharzung übergegangen umrde, kann jede Partei 
fuuih Rechtskraft des Beschlusses die Anberaumung einer 
Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung in der Hauptsache 
beantragen. 

Die vorstehenden Bestimmungen haben auch Anwendung 
zu finden, wenn der Senal die Frage der Zulässigkeit des Rechts- 
weges, der Streitanhängigkeit oder Rechtskraft einer über den 
Klagsanspruch ergangenen Entscheidung von amtswegen aufunrft 
und zum Gegenstattde der mündlichen Verha/ndlung macht. 

1. Ueber die Unzulässigkeit des Rechtsweges, Streit- 
anhängigkeit und Rechtskraft und über eine durch Vereinbarung 
der Parteien nicht zu beseitigende Unzuständigkeit des Ge- 
richtes ist sowohl im Falle eines Parteienantrages als im Falle 
amtswegiger Erörterung, über eine durch Vereinbarung der 
Parteien heilbare Unzuständigkeit (§ 104 J. N.) nur über Parteien- 
antrag (§ 240) mündlich zu verhandeln und mittels Beschlusses 
zu entscheiden, welcher mit Recurs angefochten werden kann, 
sofern eine abgesonderte schriftliche Ausfertigung desselben er- 
folgt. Wird aber dieser Beschluss in die Entscheidung über 
die Hauptsache aufgenommen und mit dieser ausgefertigt, so 
ist ein abgesondertes Rechtsmittel gegen denselben ausge- 
schlossen. 

2. Wird vom Gerichte seine Unzuständigkeit, die Unzu- 
lässigkeit des Rechtsweges, die Streitanhängigkeit oder ent- 
schiedene Streitsache anerkannt, so entfkllt die Entscheidung 
in der Hauptsache und es muss der Beschluss schriftlich aus- 
gefertigt werden, welcher auf Einstellung des Verfahrens unter 
Zurückweisung der Klage (§ 239) lautet. 

Wurde über die Processeinreden abgesondert verhandelt 
und werden dieselben verworfen, so muss gleichfalls der Be- 
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schlnss schriftlich aasgefertigt werden, wenn nicht au^ Antrag 
oder von amtswegen die sofortige Aufnahme der Verhandlung 
zur Hauptsache beschlossen wird, was für das Bagatellverfahren 
obligatorisch vorgeschrieben ist (§ 450). Diese Vorschrift soll 
verhindern, dass der Erledigung processualer Formfragen das 
materielle Recht des Klägers zum Opfer gebracht werden müsse, 
denn unter Umständen, z. B. bei rapider Verschlechterung der 
Vermögensverhältnisse des Beklagten, ist die Verzögerung des 
Urtheiles nicht viel anderes als der Verlust des Anspruches 
selbst. Daher wurde es insbesondere dem Belieben des Be- 
klagten entzogen, den Fortgang des Verfahrens durch Hinaus- 
schieben des Zeitpunktes aufzuhalten, in welchem die Ent- 
scheidung, wodurch seine Einwendung abgewiesen wurde, in 
"Rechtskraft erwächst. Das Qericht kann nämlich im Falle der 
Verwerfung einer solchen Einwendung diese Entscheidung einer 
abgesonderten Anfechtung entziehen und die unverzügliche 
Aufnahme der Verhandlung der Hauptsache anordnen (§ 261, 
Abs. 2). Von dieser Befugnis wird das Gericht wohl immer 
dann Gebrauch machen, wenn die Anfechtung seiner Entschei- 
dung voraussichtlich ohne Erfolg sein dürfte und nur zu einer 
ungerechtfertigten Verschleppung des Processes fllhren würde. 
Zur Wahrung seiner Interessen ist auch dem Kläger ein An- 
tragsrecht eingeräumt (Regierungsmotive, S. 263). 

Der Antrag kann vor und nach Verkündung des die 
Einrede abweisenden Beschlusses erfolgen und ebenso kann der 
Beschluss wegen Aufnahme der Verhandlung zur Hauptsache 
mit dem Beschlüsse über die Einrede verbunden oder nach 
Verkündung dieses Beschlusses abgesondert ausgesprochen 
werden. Derselbe ist unanfechtbar. 

Wird dieser Beschluss gefasst oder wird über die Ein- 
reden und Anträge in Verbindung mit der Hauptsache ver- 
handelt, so ist der eine Processeinrede abweisende Beschluss nicht 
besonders auszufertigen, sondern nur mündlich zu verkünden 
und bildet sodann einen integrierenden Theil der Ausfertigung 
der Entscheidung in der Hauptsache. 

3. Wurde die Klagebeantwortung nicht rechtzeitig überreicht 
und findet über Antrag des Klägers die Verhandlung über die 
bei der ersten Tagsatzung angemeldeten Processeinreden statt, 
so muss nach §398 nach Verwerfung derselben über weiteren 
Antrag des Klägers das Verfahren in der Hauptsache durch 
Fällung des Versäumungsurtheiles sofort durchgeführt werden. 
Der Anordnung einer neuen Tagsatzung im Falle der bereits 
früher (vor Ablauf der Frist zur Klagebeantwortung) angeord- 
neten abgesonderten Verhandlung über die Processeinreden 

97» 
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(§ 398, Abs. 3) wird das Gericht über Antrag oder von amts- 
wegen dadurch begegnen können, dass es entweder die sofortige 
Aufnahme der Verhandlung zur Hauptsache beschließt oder den 
Beschluss auf abgesonderte Verhandlung aufhebt (§ 192). 

Nach Rechtskraft des abgesondert ausgefertigten Be- 
schlusses ist das Verfahren in der Hauptsache, das bis dahin 
gehemmt war, fortzusetzen und zum Abschluss zu briAgen, ohne 
dass es hiezu eines Antrages der Parteien bedarf. 

4. Besondere Bestimmungen treffen die §§ 61 ff. J. N. bei 
der Anfechtung der sachlichen Zuständigkeit eines Gerichts- 
hofes, wenn vor dem Civilsenate eines Kreis- oder Landes- 
gerichtes der Antrag auf Verweisung der Rechtssache vor den 
Handels- oder bergrechtlichen Senat desselben Gerichtshofes 
gestellt, wenn die Unzuständigkeit des Handelssenates oder des 
zur Ausübung der Berggerichtsbarkeit berufenen Senates be- 
hauptet und die Verweisung der Rechtssache an den Civilsenat 
desselben Gerichtshofes beantragt, oder wenn vor einem selb- 
ständigen Handelsgerichte oder Handels- und Seegerichte die 
Einrede der Unzuständigkeit deshalb erhoben wird, weil die 
Rechtssache vor das zur Ausübung der allgemeinen Gerichts- 
barkeit berufene Kreis- oder Landesgericht gehört. In diesen 
Fällen kann das Gericht durch Beiziehung eines Laienrichter 
oder eines vierten Berufsrichters einen Senat zusammensetzen, 
welcher sowohl den Anforderungen eines Civilsenates, als auch 
den Vorschriften über Handels- oder bergrechtliche Senate ent- 
spricht. Nach Entscheidung der Competenzfrage hat sodann 
entweder der Civilsenat oder der besondere Senat zu ent- 
scheiden. 

§ 2(i2. Wenn der Streitverhandlung ein vorhereitendcs 
Verfahren getnäü §§ 250 oder 251 vorausgegangen ist, sind die 
Ergebnisse des vorbereitenden Verfahrens bei der Streitverhand- 
hing auf Grund der gerichtlichen Protokolle durch ein Mitglied 
des Senates vorzutragen. 

Bei der Streitverhandlung können die Protokolle über die 
in einem vorbereitenden Verfahren stattgefundenen Verhandlungen, 
Einvernehmungen und Beweisaufnahmen auf Antrag oder von 
amtswegen ganz oder zum Theüe vorgelesen werden, I}ie Vor- 
lesung geschieht durch ein Mitglied des Senates oder durch den 
Schriftführer, 

Wenn der Berufungssenat das angefochtene Urtheil wegen 
Unzuständigkeit aufgehoben und die Rechtssache zur neuerlichen 
Verhandlung an das zuständige Gericht verwiesen hat, bleiben 
alle bei der ersten Verhandlung abgelegten Geständnisse und 
sonstigen Erklärungen in Kraft. Die neuerliche Verhandlung 
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ist im Sinne des § 138 eiuzoleiten und auf Grand des über die 
erste Verhandlung aufgenommenen Protokolles und der Process- 
acten durchzufuhren. Nova sind zulässig (476). 

Neben dem Vortrage der Ergebnisse eines vorbereitenden 
Verfahrens durch ein Mitglied des Senates hat der Vorsitzende 
gemäß §287 die Ergebnisse einer stattgefundenen Beweisaufnahme 
auf Grund der Protokolle und sonstigen Acten darzulegen. 

Ein solches Resum^ ist auch im Falle der Erstreckung 
einer Tagsatzung (§ 138) und bei der mündlichen Berufungs- 
verhandlung (§ 486) vorgeschrieben. Dasselbe wird sich ähnlich 
gestalten wie der schriftliche Vortrag bei Berufungsverhand- 
lungen im Strafverfahren (§ 472, St. P. O.), welcher weder Gut- 
achten noch Anträge enthalten, sondern nur das Thatsächliche 
des Falles, den bisherigen Verlauf der Sache und die daraus 
sich ergebenden Streitpunkte umfassen soll. Ist der Vortrag 
unvollständig, ungenau oder unrichtig, so hat ihn der Vorsitzende 
von amtswegen zu ergänzen und es können auch die Parteien 
die Vorlesung der Protokolle ganz oder zum Theile beantragen 
(§ 287). Auf den Vortrag folgen sodann die Erörterungen der 
Parteien über die That- und Rechtsfragen und über die Ergeb- 
nisse der aufgenommenen Beweise. 

Dadurch wird den Parteien Gelegenheit gegeben, ein 
früheres Vorbringen dem Gerichte in Erinnerung zu bringen, 
das sie bei der Entscheidung berücksichtigt wissen woDen, 
aber im Vortrage vermisst haben (Regierungsmotive, S. 229). 

§ 263, Die im vorbereitenden Verfahren vor dem beauf- 
tragten Richter erschienene Partei kann eine trotz Aufforderung 
des Richters unterlassene oder verweigerte Erklärung über That- 
Sachen, angebotene oder vorgelegte Beweise in der mündliclhen 
Streitverhandlung nicht mehr nachholen. 

Wenn der Streitverhandlung ein vorbereitendes Verfahren 
gemäß §§ 250 und 251 vorausgegangen ist, können nette An- 
Sprüche, Behauptungen, Beweismittel und Beweiseinreden, welche 
sich auf die im vorbereitenden Verfahren erörterten Theile des 
Rechtsstreites beziehen, in der mündlichen Streitverhandlung im 
FaMe gegnerischen Einspruches nur gdtend gemacht werden, 
wenn von der Partei glaubhaß gemacht wird, dass sie von dem 
Bestände dieser Ansprüche, sowie von den neu vorgebrachten 
Behauptungen, Beweismitteln und Beweiseinreden zur Zeit des 
vorbereitenden Verfahrens keine Kenntnis hatte, 

1. Die Präclusionsfolgen des ersten Absatzes treten ein, 
wenn das vorbereitende Verfahren abgeschlossen ist, im Falle 
des § 254 aber mit dem Versäumen der neuerlichen, unter An- 
drohung der Präclusionsfolgen angeordneten Tagsatzung. Ob 
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die Erklärungen abgegeben worden oder unterblieben sind, ist 
aUein aus dem Protokolle zu beurtheilen. Die erfolgte richter- 
liche Aufforderung (§§ 182. 249) wird aus dem Protokolle und 
bei Ausbleiben der Partei aus dem betreffenden richterlichen 
Bescheide entnommen werden müssen. Die Rechtsfolge der 
unterlassenen Erklärung über Thatsachen ist nach § 267 die^ 
dass das Gericht unter sorgfältiger Berücksichtigung des gesammten 
Inhaltes des gegnerischen Vorbringens zu beurtheilen hat, ob 
die Behauptung als zugestanden anzusehen sei. Die Rechts- 
folge der unterlassenen Erklärung über eine Privaturkunde 
ist die Annahme der Echtheit derselben. Hat eine Aufforderung 
nicht stattgefunden, so kann die Ergänzung des vorbereitenden 
Verfahrens angeordnet werden oder es sind die Erklärungen 
bei der mündlichen Verhandlung zuzulassen. 

2. Absatz 2 bestimmt für positives Parteivorbringen im 
Gegensatze zu § 179 die Präclusion, iedoch nur dann, wenn 
es sich um neues Vorbringen in thatsächlicher Beziehung, 
wenn es sich um Behauptungen — nicht um Bestreitungen — 
handelt. Der Ausschuss des Abgeordnetenhauses (S. 35 der 
Motive) woUte dieses Vorbringen nicht daran gebunden wissen, 
dass es sich auf Dinge beziehen müsse, die zum Protokoll des 
beauftragten Richters nicht festgestellt erscheinen, sondern es 
soll auch möglich sein, Dinge, welche im Protokoll vorkommen, 
durch das neue Vorbringen aufzuklären, zu ergänzen oder zu 
modificieren. Der Ausschuss war auch nicht der Meinung, dem 
Protokolle des beauftragten Richters einen so definitiven Charakter 
geben zu soUen, als es die Regierungsvorlage thut. Endlich 
braucht die Partei nur glaubhaft zu machen, dass sie that- 
sächlich von den neu vorgebrachten Behauptungen oder Be- 
weismitteln keine Kenntnis hatte, nicht aber, dass sie über- 
haupt davon keine Kenntnis haben konnte. Wenn es auch 
nothwendig ist, dem vorbereitenden Verfahren eine gewisse 
feste Begrenzung zu geben, ohne welche der Zweck dieses 
Vorverfahrens ganz illusorisch werden würde, so muss doch 
andererseits dafür gesorgt werden, dass eine Partei, welche 
bona fide ist, unter allen Umständen in der mündlichen Ver- 
handlung nachholen kann, was sie, eben ohne Verschulden, im 
Vorverfahren verabsäumt hat. Es sind die Bedingungen der 
Wiederaufnahmsklage (§ 530, Z. 7) unter welchen das neue 
Vorbringen gestattet ist. Die Mehrkosten treffen nach § 48 
die vorbringende Partei. 

§ 264. Im vorbereitenden Verfahren bereits abgehörte 
Zeugen oder einvernommene Sachverständige sind in der münd- 
Hellen Streitverhandlung netierlich einzuvemehmen, wenn der 
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Senat eine solche Erneuerung der Beweisaufnahme eur Behebung 
begründet erscheinender Einwendungen gegen die Vollständigkeit 
oder Richtigkeit einer im vorbereitenden Verfahren stattgefun- 
denen Beweisaufnahme oder zur wahrheitsmä&igen Feststellung 
des für die Processentscheidung erhdlichen Sachverhaltes für 
nothwendig erachtet. 

1. Die Regel ist, dass das Ergebnis einer nicht vor dem 
erkennenden Gerichte erfolgten Beweisaufnahme auf Grund der 
Protokolle und sonstigen Acten bei der mündlichen Verhand- 
lung durch den Vorsitzenden darzulegen ist (§ 287). Wenn die 
Partei durch ein unvorhergesehenes Ereignis an der Theilnahme 
bei der Beweisaufnahme verhindert war und dies eine wesent- 
liche UnVollständigkeit der Beweisaufnahme zur Folge hatte, 
kann die Ergänzung der Beweisaufnahme zugelassen werden 
(§ 289). Desgleichen kann die wiederholte Vernehmung ange- 
ordnet werden, wenn das Gericht die vom beauftragten Richter 
für gerechtfertigt erkannte Weigerung der Aussage oder der 
Beantwortung einzelner Fragen für unzulässig erachtet, wenn 
Zeugen nicht ordnungsmäßig oder nicht vollständig vernommen 
wurden, wenn die Aussage in Bezug auf wesentliche Punkte 
an Unklarheit, Unbestimmtheit oder Zweideutigkeit leidet, oder 
•yenn die Zeugen selbst eine Ergänzung oder Berichtigung 
ihrer Aussagen für nothwendig erachten (§ 344), welche Be- 
stimmungen nach § 367 auch auf Sachverständige anzuwenden 
sind. Eine solche Ergänzung wird gemäß § 256 abermals im 
vorbereitenden Verfahren zu erfolgen haben, es kann jedoch 
auch im Ausnahmsfalle die Beweisaufnahme in der milnalichen 
Verhandlung selbst wiederholt werden, wenn die Ergänzung 
des Beweises im vorbereitenden Verfahren zur Behebung der 
Mängel nicht genügend erscheint. 

Gegen den Beschluss auf lOmeuerung der Beweisaufnahme 
ist jedes Rechtsmittel, gegen die Ablehnung eines diesbezüg- 
lichen Antrages ist nach§ 291 eiuabgesondertes Rechtsmittel versagt. 

Festttelluigen zu Protokoll. 

§ '^65, Der Vorsitzende kann anordnen, dass Anträge und Er- 
klärungen, ßie zufolge §§ 208 und 209 in das Verhandlungs- 
protokoll aufzunehmen sind, von der PaHei, welche den Antrag 
gestellt oder die Erklärung abgegeben hat, niedergeschrieben und 
dem Vorsitzenden übergeben werden. Den Parteien kann auch 
dann, wenn die Vorlebe einer Niederschrift vom Vorsitzenden 
nicht angeordnet wurde, auf Antrag gestattet werden, die oben 
bezeichneten Anträge und Erklärungen durch die Ueberreichung 
kurzer Niederschriften festzustellen. 
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Die Niedersekriß hat sogleich hei der mündlichen Ver- 
handltmg eu geschehen. Die dem VorsiUfenden aberreichten 
Schriflstücke sind dem Verhandlungsprotokolle als Anlagen bei' 
zufügen. 

Die angeordneten oder zugelassenen schriftlichen Fest- 
stellungen sind vorzulesen; über deren Richtigkeit entscheidet 
der Senat, 

Der Beschluss, durch welchen solche schriftliche Feststellung 
angeordnet oder zugelassen wird, sowie die über die Richtiglceit 
einer schriftlichen Feststellung ergehende Entscheidung kann 
durdi ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

Zu vergleichen die allgemeinen Vorschriften über Proto- 
kolle (§§ 207—217), insbesondere Anm. 5 zu § 208, Anm. 5 
zu § 209, Anm. 4 zu § 211. 

Außer den Anträgen und Erklärungen können auch Rügen 
von Mängeln (§ 196) und Widersprüche gegen die Angaben des 
ProtokoUes (§ 212) schriftlich als Anlagen dem Protokolle bei- 
fügt werden. Es wird genügen, wenn in diesem Falle im 
Protokolle einfach bemerkt wird, dass der Advocat beiliegenden 
Schriftsatz als Anlage zum Protokolle überreicht hat. Im Ver- 
fahren vor Bezirksgerichten ist die Anordnung der schriftlichen 
FeststeUung nur dann zulässig, wenn die Parteien durch Advo- 
caten vertreten sind (§ 440). 

Die Niederschrift während der mündlichen Verhandlung 
ist nothwendig, damit die Vorlesung des Schriftstückes und die 
Beschlussfassung über dessen Richtigkeit erfolgen kann. Wird 
vom Senate entschieden, dass die schriftlichen Feststellungen 
nicht richtig sind, so sind dieselben zurückzuweisen und es ist 
mit der Protokollierung der betreflfenden Anträge, Erklärungen 
u. s. w. vorzugehen, wogegen sodann der Partei das Recht des 
Widerspruches nach § 212 zusteht. 

Während' andere die Protokollierung betreflfenden Ver- 
fügungen nach § 214 nur durch ein abgesondertes RcK^htsmittel 
nicht angefochten werden können, ist gegen die Anordnung 
oder Bewilligung einer schriftlichen Feststellung und gegen die 
Entscheidung über die Richtigkeit der Feststellung jedes Rechts- 
mittel versagt. Die bei § 208 Anm. 6 angeführten eigentlichen 
Feststellungen über die Zeugen — Sachverständigen — und Par- 
teieneinvemahmen und über die abgeschlossenen Vergleiche sind 
immer zu protokollieren und ist deren schriftliche Feststellung 
durch die Parteien ausgeschlossen. 

Die undeutliche Fassung bei § 208 Anm. 6 sei hiermit 
richtig gestellt. 
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Zweiter Titel: Allgemeine Bestimmungen über den Beweis und 
die Beweisaufnahme. 

Beweis. 

§ 266, Die von einer Partei behaupteten ThcUsachen bedürfen 
insoweit keines Beweises, als sie vom Gegner in einem vorbe- 
reitenden Schrißsatsie, im Laufe des Rechtsstreites bei einer 
mündlichen Verhandlung oder im Protokolle eines beauftragten 
oder ersuchten Richters ausdrücklich zugestanden werden. Zur 
Wirksamkeit eines gerichtlichen ThatsOfChengeständnisses ist dessen 
Annahme seitens des Gegners nicht erforderlich, 

Inwieferne ein solches Geständnis durch demselben von 
der Partei beigefügte Zusätze und Mnschränkungen aufgehoben 
oder in seiner Wirksamkeit beeinträchtigt wird, und welchen 
Einfluss ein Widerruf auf die Wirksamkeit des Geständnisses 
Jiat, ist vom Gerichte nach seinem durch sorgfältige Erwägung 
aller Umstände geleiteten Ermessen zu beurtheilen. 

In gleicher Weise hat das Gericht zu beurtheilen, inwie- 
ferne zufolge eines außergerichtlichen Geständnisses die Noth- 
wendigkeit des Beweises entfalle, 

1. Das gerichtliehe Geständnis ist ein Dispositivact, 
wodurch die eine Partei der anderen den ihr obliegenden Be- 
weis erlässt. Es steht im Einklänge mit den Bestimmungen 
des § 267, wenn im § 266, Abs. 1, nicht das ausdrückliche 
Bestreiten, sondern der Mangel eines Zuges^täiidnisses als der 
fUr die Beweisbedtirftigkeit entscheidende Umstand bezeichnet 
wird (Regierungsmotive, S. 264). Vom Beweise befreit das 
Geständnis unbedingt nur dann, wenn es von der Partei, deren 
gesetzlichem Vertreter (§ 5) oder Bevollmächtigten (§ 34) aus- 
geht, wenn der Behauptung der einen Partei das ausdrückliche 
Zugeständnis der anderen Partei gegenübersteht, die Thatsache 
also von beiden Parteien als richtig erklärt wird. Das Ge- 
ständnis des einen Streitgenossen wirkt nicht gegen die anderen 
Streitgenossen (§§ 13, 14), das Geständnis des Nebeninter- 
venienten nicht gegen die Hauptpartei (§ 19). 

Ein gerichtliches Geständnis liegt nur vor, wenn es in 
demselben Processe, entweder in der mündlichen Verhandlung 
(§ 209) oder vor einem ersuchten oder beauftragten Richter 
(§§ 239, 248, 282, 278) oder in einem vorbereitenden Schrift- 
satze (§ 78) abgegeben wurde. Wenn das angefochtene Urtheil 
wegen Unzuständigkeit vom Berufungsgerichte aufgehoben und 
zur neuerlichen Verhandlung an das zuständige Gericht ver- 
wiesen wird, behalten die in der ersten Verhandlung abgelegten 
Geständnisse ihre Wirksamkeit (§ 476). Geständnisse in einem 
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anderen Processe, vor dem Straflichter u. dgl., haben nur den Wert 
außergerichtlicher Geständnisse. Thatsachen, welche vom 
Gerichte von amtswegen festzustellen sind; so insbesondere die 
Processfilhigkeit, die gesetzliche Vertretung und die besondere 
Ermächtigung zur ProcessfÜhrung (§ 6), die Bevollmächtigung 
(§ 37) müssen trotz gegnerischen Geständnisses nachgewiesen 
werden. Unwirksam ist endlich das Geständnis im Verfahren 
wegen Ungiltigkeit oder Trennung einer Ehe (§§ 13 H. D. v. 
23. August 1819, Nr. 1595 J. G. S., 99, 115 a. b. G.-B.) und 
bei Bestreitung der ehelichen Geburt eines Kindes (§§ 157, 
158 a. b. G.-B. und Art. VI Einf.-Ges.Y 

2. Gegenstand des Beweises sind aber nur thatsächliche 
Behauptungen (§ 178), nicht auch die aus denselben zu 
ziehenden rechtlichen Folgerungen, demnach können auch nur 
die von einer Partei behaupteten Thatsachen Gegenstand des 
Geständnisses sein. Wenn nach den Ausführungen von Savigny 
System Bd. 3, S. 45, auch Rechtsverhältnisse zugestanden 
werden können, so gilt dies doch nur für Rechtsverhältnisse 
von so einfacher Natur, dass die Anführung des Rechtsbegriffes 
(Kauf, Darlehen u. s. w.) der Zerlegung desselben in seine 
einzelnen Momente gleich zu erachten ist (Reichsgericht Leipzig, 
X. S. 365). 

Von dem Geständnisse ist zu unterscheiden das Anerkennt- 
nis (§ 395). Die Wirkungen derselben sind verschieden. Das 
Geständnis ist im Laufe des Processes widerruflich, während 
das gerichtliche Anerkenntnis bindend bleibt und nur ange- 
fochten werden kann, wenn allgemeine civilrechtliche Anfech- 
tungsgründe, z. B. Zwang, Irrthum, bestehen (O. L. G. für 
Bayern, Fuchsberger, Erg.-B. S. 204). 

3. Von dem unbedingten Geständnisse ist zu unter- 
scheiden das qualificierte Geständnis, wenn die behauptete 
Thatsache zwar zugestanden wurde, jedoch zusätzliche oder 
beschränkende Behauptungen beigefügt werden, z. B. eine Be- 
dingung, eine Novation, der Abschluss des Geschäftes zu einer 
anderen als der angegebenen Zeit, der Abschluss eines anderen 
als des behaupteten Rechtsgeschäftes, Differenzen betreffs des 
Preises, der Qualität, Quantität u. s. w. Ob hiedurch der Ge- 
ständniswille aufgehoben oder in seiner Wirksamkeit einge- 
schränkt sei, ist vom Gerichte nach freiem Ermessen nach den 
allgemeinen Grundsätzen der Interpretation und Beweislast zu 
beurtheilen. 

4. Auf gleiche Weise ist die Wirkung des Widerrufes 
eines gerichtlichen Geständnisses frei zu würdigen (Regierungs- 
motive, S. 264). Bei der Würdigung der sich hierauf be- 
ziehenden Fragen wird nach der Natur der Sache nie außer- 
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acht zu laBsen sein, dass das Geständnis hier nur als Aner- 
kennung der Wahrheit einer behaupteten Thatsache und nicht 
als Verfügung über Rechte in Betracht kommt (Motive der 
Regierungsvorlage v. J. 1881). Der einfache Widerruf des 
Geständnisses wird nicht genügen. Es wird vielmehr der An- 
führung beiBonderer Umstände bedürfen, welche einen Irrthum 
seitens des Gestehenden oder einen auf ihn ausgeübten Zwang 
glaubwürdig erscheinen lassen und zugleich die Glaubwürdigkeit 
der vom Gegner behaupteten Thatsache erschüttern. 

Bezüglich der sogenannten fingierten Geständnisse der 
§§ 254, 396, 398, 400, 442 erscheint ein Widerruf unzulässig. 

5. Welcher Einfluss einem außergerichtlichen Geständnisse 
auf die Bildung der richterlichen Ueberzeugung einzuräumen 
sei, imd wie weit infolge desselben eine Beweisführung ent- 
behrlich werde, kann nur nach Beschaffenheit des Einzelnfalles 
beurtheilt und muss darum dem richterlichen Ermessen über- 
lassen werden (Regierungsmotive, S. 264). 

Außergerichtliche Geständnisse, d. h. solche, welche 
den im § 266 aufgestellten Erfordernissen eines gerichtlichen 
Geständnisses nicht genügen, sind kein Beweismittel. Wird die 
Ablegung des Geständnisses nicht zugestanden, so mus^ dieselbe 
durch zulässige Beweismittel bewiesen werden. Dass das außer- 
gerichtliche Geständnis dem Gegne^ oder einer an der Sache 
interessierten Partei gegenüber erfolgt sei, ist nicht erforderlich. 
Enthält das außergerichtliche Geständnis einen vollständigen 
civilrechtlichen Dispositionsact, die dispositive Verpflichtung 
einer Pai*tei gegen eine andere, so ist es nicht bloß Geständnis, 
sondern ein Rechtsact (Wilmowski, S. 467). Die Annahme ist 
auch bei außergerichtlichen Geständnissen nicht erforderlich 
und Gegenbeweise gegen ein außergerichtliches Geständnis sind 
im vollen Umfange zulässig. 

§ 267, Oh tJmtsächliche Behauptungen einer Partei 
mangels eines ausdrücklichen Geständnisses des Gegners als zuge- 
standen angusehen seien, hat das Gericht unter sorgfältiger Be- 
rucksichtigtmg des gesammten Inhaltes des gegnerischen Vorbrin- 
gens zu heurtheilen. 

In gleicher Weise hat das Gericht insbesondere auch zu 
beurtJieilen, ob die Erklärung mit Nichtwissen oder Nichterinnern 
als eine die Annahme eines Zugeständnisses ausschließende oder 
aber ein Zugeständnis in sich schließende Erklärung anzusehen sei. 

1. Zu vergleichen Anm. 2 zu § 178. Jede Partei hat 
sich über die von ihrem Gegner vorgebrachten thatsächlichen 
Angaben zu erklären (§ 178). Der Vorsitzende hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die Sache erschöpfende Erörterung finde (§ 180)* 
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Das Unterlassen der Erklärung wird als stillschweigendes 
Geständnis anzusehen sein, wenn mit Ueberlegung der beson- 
deren Verhältnisse des Falles kein Zweifel an dem Geständnis- 
willen obwaltet (v. Schuster, S. 299). Der Vorsitzende des 
Senates wird sich gegen die Ansicht, dass eine Nichterklärung 
der Partei über thatsächliche Anführungen des Gegners auf 
einem Uebersehen beruhe, dadurch decken können, dass er im 
Protokolle kurz bemerkt, dieselbe sei betreffs aller nicht beant- 
worteten Punkte trotz seiner Aufforderung unterblieben. 

Ist der mündlichen Verhandlung ein vorbereitendes Ver- 
fahren vorausgegangen, so können unterlassene oder verweigerte 
Erklärungen über Thatsachen in der mündlichen Verhandlung 
nicht mehr nachgeholt werden (§ 263); sonst können dieselben 
bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung erfolgen (§ 179). 

2. Die Erklärung des Nichtwissens oder Nichterinnems 
bezüglich fremder Handlungen und Wahrnehmungen wird regel- 
mäßig als Widerspruch anzusehen sein. Die Beurtheilung der 
Bedeutung einer solchen Erklärung betreffs der eigenen Hand- 
lungen und Wahrnehmungen unterliegt dem freien richterlichen 
Ennessen. Eine unnatürliche Einschränkung der richterlichen 
Beurtheilung wäre es, wenn das Gesetz vorschreiben würde, 
dass die von einer Partei betreffs ihrer eigenen Handlungen 
oder Wahrnehmungen abgegebene Erklärung des Nichterinnems 
oder eine Erklärung mit Nichtwissen immer als Zugeständnis 
angesehen werden müsste (Regierungsmotive, S. 238). 

§ 268. Wenn die EnUcheidung von dem Beweise und der 
Zurechnung einer strafbaren Handlung abhängt, ist der Richter 
an den Inhalt eines hierüber ergangenen redüshräftigen ver- 
urtheilenden Erkenntnisses des Strafgerichtes gebunden. 

1. Was die Frage betrifft, welcher Einfluss einer mittels 
Strafurtheil erfolgten Thatsachenfeststellung auf die Beweis- 
führung im Civilprocesse einzuräumen sei, beschränkt sich der 
Entwurf darauf, den Inhalt des über die bezügliche Thatsache 
ergangenen, verurtheilenden strafgerichtlichen Erkenntnisses als für 
den Civilrichter bindend zu erklären (Regierungsmotive, S. 264). 
Liegt der Verdacht einer strafbaren Handlung vor, von deren 
Zurechnung die Entscheidung des Processes abhängt, so wird 
der Rechtsstreit bis zur Erledigung des bezüglichen Strafver- 
fahrens nach § 191 zu unterbrechen sein. Soweit die Verur- 
theilung Voraussetzung des Entstehens oder Erlöschens des 
geltend gemachten Civilanspruches ist, bindet das Urtheil den 
Civilrichter. Andere Thatsachen, welche nach den Gründen des 
Strafurtheiles festgestellt erscheinen, binden dagegen den Civil- 
richter nicht. 
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2. Einem freisprechenden Erkenntnisse gegenüber besteht 
das freie Beweiswürdigungsrecht des Richters ungeschmälert 
fort. Gründet sich concretenfalls der Freispruch darauf, dass 
sich die nun auch im Civilprocesse wichtig werdenden That- 
sachen nicht zugetragen haben^ dann kann eine solche Fest- 
stellung immerhin im Sinne des § 272 auf die Bildung der 
Ueberzeugung des Civilrichters großen Einfluss haben (Re- 
gierungsmotive, S. 265). 

Nach § 10 des Wuchergesetzes vom 28. Mai 1881, Nr. 47 
R.-G.-Bl., ist die Freisprechung wegen mangelnden Thatbestandes 
oder wegen Unzulänglichkeit der Verdachtsgründe für den 
Civilrichter bindend. Die Verurtheilung wegen Meineides oder 
falschen Zeugnisses ist ein Hinderungsgrund der Beeidigung 
des Zeugen (§ 336) und der Abhörung der Partei (§ 372). 

§ 269. Thatsachen, welche bei dem Gerichte offenkundig 
iiind, bedürfen keines Beweises. 

Zu vergleichen Änm. 2 zu § 4. 

§ 270. Thaisachen, für deren Vorhandensein das Gesetz 
eine Vermuthung aufstellt, bedürfen keines Beweises. Der Beweis 
des Gegentheiles ist zulässig, sofern das Gesetz denselben nicht 
ausschließt. Dieser Gegenbeweis kann auch durch Vernehmung 
der Parteien gemäß §§ 371 ff. geführt werden. 

Eine Aenderung der Grundsätze, nach welchen im Civil- 
processe die Wahrheit festgestellt wird, insbesondere die Ein- 
führung freier Beweiswürdigung hat auf die Rechtsvermuthungen 
keinen Einfluss (Regierungsmotive zum E. G., S. 7). Ein 
Gesetz, welches eine Rechts vermuthung aufstellt, schreibt dem 
Richter vor, eine Behauptung nicht bloß für wahrscheinlich, 
sondern für wahr (gewiss) anzunehmen, sobald eine bestimmte 
andere Behauptung erwiesen ist (Unger, System, IL S. 580), 
Die Rechtsvermuthung befreit nicht vom Beweise, sondern er- 
leichtert den Beweis, indem an Stelle der einen Behauptung 
eine andere bewiesen werden muss. 

Man unterscheidet widerlegbare, einfache Rechts- 
vermut hungen (präsumtiones juris), wenn der Beweis zulässig 
ist, dass der Schluss von dem Vermuthungsgrunde auf die be- 
hauptete Thatsache im gegebenen Falle unrichtig ist (§§ 24, 
278, 924, 1427, 1429, 1430a. b. G.-B.), und unwiderlegbare, 

aualificierte Rechtsvermuthungen (präsumtiones juris et 
e jure), wenn dieser Beweis unstatthaft ist (§ 163 a. b. G.-B., 
Art. 274, Abs. 2 H. G. B.). Insoweit der Beweis des Gegen- 
theiles zulässig ist, können zur Herstellung desselben alle nach 
der Civilprocessordnung zulässigen Beweismittel und Beweisarten, 
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insbesondere auch die Vernehmung der Parteien als Zeugen in 
Anwendung kommen (Regierungsmotive, E. G., Ö. 7). Ehe- 
hindemisse aber (§ 99 a. b. G.-B.) können nicht durch Ver- 
nehmung der Ehegatten bewiesen werden (Art. VI Einf.-Ges.). 

§ 271. Das in einem anderen Staatsg^iete geilende BecM, 
Gewohnheitsrechte, Privilegien und Statuten bedürfen des Be- 
weises nur insofern, als sie dem Gerichte unbekannt sind. 

Bei ErmitÜumg dieser Rechtsnormen ist das Gericht auf 
die von den Parteien angebotenen Beweise nidU beschränkt; es 
kann alle zu diesem Zwecke ihm nöthig scheinenden Erhebungen 
von amtswegen einleiten und insbesondere, soweit erforderlich, 
das Einschreiten des Justizministers in Anspruch nehmen. 

1. Das in den im Reichsrathe vertretenen KöniCTcichen 
und Ländern geltende Recht muss der Richter kennen. Gewohn- 
heiten, Statuten oder Privilegien, welche gleich einem Gesetze 
kundgemacht sind, gehören dem inländischen Rechte an. Sind 
dieselben aber für keines der im Reichsrathe vertretenen Länder 
kundgemacht oder handelt es sich um fremdes Recht, so ist 
die anzuwendende Rechtsnorm festzustellen, sofern sie dem 
Richter nicht bekannt ist. 

Die Grundsätze über den Beweis thatsächlicher Behaup- 
tungen können nicht unbedingt auf den Beweis des Bestandes 
einer fremden Rechtsnorm angewendet werden, welche im In- 
lande einer Entscheidung zugrunde zu legen ist (Regierungs- 
motive, S. 265). Derjenige, welcher auf Grund eines solchen 
Rechtes seinen Anspruch erhebt, hat in der durch § 271 modi- 
ficierten Weise den Nachweis zu liefern (Reichsgericht Leipzig, 
XXI, S. 177). Es ist aber auch 4er Richter jedenfalls befugt, 
sich die Kenntnis des fremden Rechtes zu jeder Zeit selbst- 
thätig zu verschaffen. Das Geständnis, die Einvernahme der 
Partei werden als Beweismittel nicht zulässig sein. 

2. Durchaus die gleichen Erwägungen, wie hinsichtlich 
der Normen auswärtigen Rechtes greifen auch Platz betreffs 
eines vom Gerichte etwa zu berücksichtigenden inländischen 
Gewohnheitsrechtes oder eines etwaigen Privilegial- oder Statutar- 
rechtes (Regierungsmotive, S. 265). Zu den Gewohnheits- 
rechten sind insbesondere die Handelsgebräuche (Art. I H. G. B.) 
zu zählen. Privilegien und Statuten sind die für einzelne Per- 
sonen oder Interessenkreise zulässigen autonomen Festsetzungen. 
Auf dieselben hat sich die Partei zu berufen, damit der Richter 
nicht die allgemeine Rechtsnorm zur Anwendung bringe. Aber 
der Richter darf nicht von vornherein immer auf das Vorbringen 
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der beweispflichtigen Partei sein Augenmerk richten und um 
deswillen jeder Untersuchung darüber sich entziehen, ob nicht 
auch anderweitige Erkenntnisquellen in Betreff der Geltung des 
betreffenden Statutarrechtes vorhanden sind (Reichgericht Leipzig, 
XXI, S. 177). Bei der Entscheidung über das Ergebnis eines 
solchen Beweises ist aber auch hier — da die Existenz eines 
Gewohnheitsrechtes eine Thatsache ist — das im § 272 ausge- 
sprochene Princip der freien Beweiswürdigung mafigebend, so 
dass der Richter nach freier Ueberzeugung zu beurtheilen hat, 
ob die erwähnte Thatsache wahr sei oder nicht (Reichsgericht 
Leipzig, Fuchsberger, S. 456). 

§. 272. Das Oericht hcU, soferne in diesem Gesetze nicht 
etwas cmdefes bestimmt ist, unter sorgfältiger Berücksichtigung 
der Ergebnisse der gesammten Verhandlung und BeweisßArung 
nach freier Ud>erzeugwiy zu beurtheilen^ ob eine thatsächiiche 
Angcibe für wahr zu halten sei oder nicht. 

Es hat insbesondere in gleicher Weise zu entscheiden, 
welchen Einfluss es auf die Beurtheilung des Falles hat, wenn 
eine Partei die Beantwortung von Fragen verweigert, welche 
durch den Vorsitzenden oder mit dessen oder des Senates Zu- 
stimmung an sie gestellt werden. 

Die Umstände und Erwägungen, welche für die Ueber- 
zeugung des Gerichtes maßgebend tvaren, sind in der Begründung 
der Entscheidung anzugeben. 

1. Das Princip der freien Beweis Würdigung gilt 
sowohl für die Hauptsache als auch für alle Incidenzpunkte, 
soweit es sich um die Wahrheit oder Unwahrheit einer behaup- 
teten Thatsache (thatsächlichen Angabe) handelt. Die Grund- 
lage der Ueberzeugung des Gerichtes sollen nicht bloß die 
eigentlichen Beweisverhandlungen, sondern der Inhalt aller Ver- 
handlungen, Erklärungen, Handlungen oder Unterlassungen sein, 
wobei die sämmtlichen von beiden Parteien vorgebrachten 
Momente in ihrem Zusammenhange und in ihrer Gesammt- 
wirkung zu prüfen sind. Die Regelung der processualen Be- 
weiswürdigung, welche hier ihren Ausdruck gefunden hat, 
beseitigt jede Einengung der Denk- und Urtheilsthätigkeit des 
Richters. Es fehlt daher auch an jedem Anlasse, im Gesetze 
der Unterscheidung zwischen directem und indirectem Beweise 
zu gedenken (Regierungsmotive, S. 265). 

Die Frage, ob und was bewiesen ist, steht immer im 
Vordergrund; welche Partei zu beweisen gehabt hat, ist nur 
dann von Wichtigkeit, wenn nichts bewiesen ist und aus diesem 
Nichtbewiesensein rechtliche Folgen abzuleiten sind (O. L. G. 
f. Bayern, Fuchsberger, S. 436). 
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2. Die freie Beweiswürdigung des Richters hat zur Vor- 
aussetzung, dass die Vorschriften über die Beweisaufnahme 
genau befolgt sind (Reichsgericht Leipzig, Xin, S. 421), dass 
die Ueberzeugung aus gesetzlich zulässigen Beweismitteln ge- 
schöpft, und dass die Aufnahme eines in zulässiger Weise 
beantragten Beweises über eine für erheblich erachtete That- 
sache nicht unterblieben ist (Reichsgericht Leipzig, X, S. 417). 

Der Grundsatz der freien Beweiswürdigung räumt aller- 
dings dem Richter auch die Befugnis ein, die Vernehmung 
eines zum Beweise einer streitigen, erheblichen Thatsache vor- 
geschlagenen Zeugen aus dem Grunde abzulehnen, weil er als 
bereits feststehend ansieht, dass durch die Vernehmung des- 
selben Sachdienliches nicht erbracht werden könne. Aber die 
Ueberzeugung von der Unerheblichkeit einer beantragten Ein- 
vernehmung kann überhaupt nur darin bestehen, dass entweder 
dasjenige, worüber der Zeuge aussagen soll, für unerheblich 
erachtet wird oder dass der Richter für bereits gewiss hält, 
dass der Zeuge nicht imstande sei, Erhebliches auszusagen. 
Die Wahrscheinlichkeit des erfolglosen Ausfalles der Vernehmung 
kann nicht zur Ablehnung derselben berechtigen (Reichsgericht 
Leipzig, IV, S. 377). 

3. Sowie der Richter alles berücksichtigen muss, was in 
der Verhandlung vorgebracht worden ist oder bei der Beweisauf- 
nahme festgestellt wurde, so bildet auch Verhandlungs- und 
Beweismaterial den Kreis, über welchen der Richter bei der 
Begründung nicht hinausgehen darf. Er darf weder sein privates 
Wissen benützen, noch darf er Umstände berücksichtigen, 
welche weder bei der Verhandlung noch bei der Beweisaufnahme 
noch in den Schriftsätzen angeführt worden sind. 

Der Eindruck, den der Zeuge bei seiner Vernehmung 
vor dem beauftragten oder ersuchten Richter auf diesen gemacht 
hat, ist bei dem Urtheile nur dann zu berücksichtigen, wenn 
die Wahrnehmungen als ein Bestandtheil der Beweisaufnahme 
zum Gegenstande der Verhandlung vor dem erkennenden Ge- 
richte gemacht worden sind (Reichsgericht Leipzig, XVII, S. 425). 
Die von Dr. Trutter auf Seite 158 seiner systematischen Dar- 
stellung des österreichischen Civilprocessrechtes verfochtene 
Ansicht, dass das Gericht Thatsachen, die von der Partei nicht 
behauptet wurden, aber durch die Beweisaufnahme zur Kenntnis 
des Gerichtes gelangt sind, nicht berücksichtigen dürfe, steht 
im Widerspruche mit den bei § 182, Anm. 1 angeführten 
Motiven. Das Gericht muss alle sich aus dem Processe er- 
gebenden Möglichkeiten ausnützen können, um den für das 
Urtheil belangreichen Sachverhalt oder einzelne wichtige Theile 
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desselben klarznlegen (Regierungsmotive, S. 240). Deshalb 
schreibt auch § 272 vor, dass die Ergebnisse der gesammten 
Beweisführung zu beriicksichtigea sind, der §21 7, dass der Inhalt 
der dem Gerichte vorliegenden Protokolle von amtswegen zu 
beachten ist. 

4. Außer den Vorschriften über das Geständnis (§ 266) und 
die Contumazfolgen r§§ 254, 396, 398, 400, 442), in welchen 
Fällen eine Beweisführung gar nicht stattfindet, enthält das 
Gesetz positive Beweisregeln betreffs des Urkundenbeweises 
(§§ 292, 293, 294, 295), betreffs der Echtheit der Urkunden 
(§§ 310, 312), betreffs des Protokolles f§ 216), betreffs der 
schriftlichen Empfangsbestätigung bei Zustellungen unter Ad- 
vocaten (§ 112), betreffs der Zustellungsbestätigungen auslän- 
discher Behörden (§ 122), wozu laut Art. VII Einf.-Ges. die 
gesetzlichen Folgen der Verweigerung der Edition von Handels- 
büchern nach Art. 37 II. G. B. zu zählen sind. Das Gericht, 
an welches eine Rechtssache infolge Beschlusses des Berufungs- 
(§ 499) oder Revisionsgerichtes (§511) zurückverwiesen wurde, ist 
bei der weiteren Verhandlung und Entscheidung an die rechtliche 
Beurtheilung des Berufungs- oder Revisionsgerichtes gebunden. 
Ist die sachliche Unzuständigkeit eines Gerichtes rechtskräftig 
ausgesprochen, so ist diese Entscheidung für jedes Gericht 
bindend, bei i^velchem die Rechtssache in der Folge anhängig 
wird (§ 46 J. N). Die Nichtigkeit des Verfahrens wegen 
mangelnder Processftbigkeit, gesetzlichen Vertretung oder Er- 
mächtigung zur ProcesöfÜhrung kann nicht ausgesprochen 
werden, wenn diesem Ausspruche eine noch bindende Ent- 
scheidung desselben oder eines anderen inländischen Gerichtes 
entgegensteht (§ 7). 

5. Mangelhafte Begründung der Entscheidung ist nach 
§ 477, Z. 9, ein Nichtigkeitsgrund. Offenbar kann diese Pro- 
cessvorschrift verletzt erscheinen, wenn für eine bestimmte 
Beweisannahme gar keine Gründe angeführt sind, wenn die- 
selbe nur gelegentlich erwähnt wird, und wenn hieraus und 
aus der Art der gegebenen Begründung positiv erhellt, dass 
der Richter mit Hintansetzung der vom Gesetze gebotenen 
Sorgfalt zu Werke gegangen ist. 

Andererseits leuchtet aber auch ein, dass nicht schon jede 
oberflächliche, lückenhafte, zu unbestimmt und allgemein ge- 
haltene Darlegung der Beweisgründe eine revisible Gesetzes- 
verletzung involviert (Reichsgericht Leipzig, VI, S. 170). 

§ 273. Wenn feststeht, dass einer Partei der Ersatz eines 
Schadens oder des Interesses gehurt oder dass sie sonst eine 
Forderung stu stdlen hat, der Beweis über den streitigen Betrag 

F r ■ 1 1 , CivilproceasfesetKe. ^^ 
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des zu ersetzenden Schadens oder Iwieresses oder der Forderung 
aber gar nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigheiion 
zu erbringen ist, so kann das Gericht auf Antrag oder von 
amtswegen selbst mit Uebergehung eines von der Partei ange- 
botenen Beweises diesen Betrag nach freier üeberzeugung fest- 
setzen. Der Festsetzung des Betrages kann auch die eidlicJie 
Vernehmung einer der Parteien über die für die Bestimmung 
des Betrages maßgebenden Umstände torausgehen, 

1. Wenn schon nach § 272 dem Richter volle Freiheit 
gegeben ist, unter Berücksichtigung des gesammten Inhaltes 
der Verhandlung und des Ergebnisses einer etwaigen Beweis- 
aufnahme zu entscheiden, ob eine thatsächliche Behauptung ftir 
wahr zu halten sei, so tritt nach § 273 die Freiheit richter- 
licher Würdigung in noch erhöhtem Maße bei der Schadenersatz- 
bemc^ssung oder Quantitätsbestiramung ein. Die Vorschriften, 
ob ^in Verschulden vorliegt, ob Schadenersatz überhaupt, ob 
nur der Schade oder auch entgangener Gewinn zu ersetzen sei, 
werden durch diese Bestimmung nicht berührt (Wilmowski, 
S. 459) und sind die diesbezüglichen Thatsachen zu beweisen. 
Der § 273 soll verhindern, dass in Fällen, wo nach der eigenen 
Annahme des Gerichtes die Existenz eines zu ersetzenden 
Schadens feststeht, dennoch wegen mangelnder Substantiierung 
eines bestimmten Betrages der ganze Anspruch abgewiesen 
werde (Reichsgericht Leipzig, X, S. 78). 

2. Der Begriff „Interesse" wird definiert als die Differenz 
zwischen dem Betrage des Vermögens einer Person, wie das- 
selbe in einem gegebenen Zeitpunkte ist, und dem Betrage, 
welchen dieses Vermögen ohne die Dazwischenkunft eines 
bestimmten beschädigenden Ereignisses in dem zur Frage 
stehenden Zeitpunkte haben würde (Reich&gcricht Leipzig, VIII, 
S. 224). 

3. Deijenige, welcher Schadenersatz verlangt, wird im 
eigenen Interesse wohl daran thun, den Eintritt des Schadens 
und dessen Höhe möglichst genau zu begründen und insbeson- 
dere, wenn er entgangenen Gewinn fordert, die Richtung anzu- 
geben, in welcher der Gewinn in Aussicht genommen war 
(Reichsgericht Leipzig, X, S. 405); denn die Anwendung des 
J5 273 setzt Unmöglichkeit oder unverhältnismäßige Schwierig- 
keit des Beweises voraus. Es liegt in der Sphäre des dem 
Richter eingeräumten Ermessens, wenn ihm der Entwurf in 
der Herbeischaffung der ftir die Bildung seiner Üeberzeugung 
nöthigen Mittel völlig freie Hand lässt. 

Er ist weder an die von den Parteien angebotenen Be- 
weise gebunden, noch gehindert^ die ihm nöthig scheinenden 
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Beweise von amtswegen aufnehmen zu lassen (Regierungs- 
motive, S. 266). 

Die Vernehmung der Parteien richtet sich nach den Vor- 
schriften der §§ 371 S. Es hat sohin der eidlichen Vernehmung 
einer Partei die unbeeidete Einvernahme einer oder beider 
Parteien (§ 376) voranzugehen (§ 382). Nur insofern besteht 
ein Unterschied, als die Beweisftihrung durch Parteieneinver- 
nahme hier selbst mit Uebergehung eines von der Partei ange- 
botenen anderen Beweises zulässig ist. Die Vernehmung hat 
nicht über die Höhe des Schadens, sondern über die für 
die Bestimmung derselben maßgebenden Umstände zu erfolgen. 

4. Ueber den Rahmen einer Beweisvorschrift gienge es 
hinaus, wenn der Richter angewiesen würde, den Betrag der 
Forderung oder des Schadenersatzes nach Billigkeit festzu- 
setzen (Regierungsmotive, S. 266). Dies ist nur bei Anfechtung 
eines militärischen Ersatzerkenntnisses (§ 6, Ges. v. 6. Juni 1887, 
Nr. 72 R. G.-Bl.). zulässig. Nach § 408 kann bei muthwilliger 
Processführung die unterliegende Partei zur Leistung eines 
nach § 273 auszumessenden Entschädigungsbetrages verurtheilt 
werden. 

Glaubhaftmachung (Bescheinigung). 

§ 274. Wer eine thatsächliche Behauptung glauVhaft bu 
machen hat (Bescheinigung), Jcann sich hiezu aller Beweismittel 
mit Ausnahme der eidlichen Vernehmung der Parteien bedienen. 
Eine BeweisaufnahmCy die sich nicht sofort ausführen lässt, 
eignet sich nicht zum Zwecke der Glaubhaftmachung, 

Eine behufs Glaubhaftmachung eines ümstandes erfolgende 
Beteeisaufnahme ist an die besonderen, für das Beweisverfahren 
bestehenden Vorschriften nicht gebunden. 

1. Ein Umstand ist glaubhaft gemacht, wenn derselbe 
dem Richter wenigstens wahrscheinlich geworden (Regierungs- 
motive, S. 266). Alle Ueberzeugungsgründe, welche im täg- 
lichen Leben bei gewöhnlicher Sorgfalt einen verständigen 
Mann zum Glauben an die Wahrheit einer behaupteten That- 
sache bestimmen können, dürfen zur Glaubhaftmachung benützt 
werden (Reichsgericht Leipzig, A III, S. 801). Der Begriff 
der Beweismittel im Sinne des § 274 ist keineswegs auf die 
in der Civilprocessordnung ausdrücklich erwähnten und be- 
handelten Beweismittel, die für das regelmäßige Beweisverfahren 
bestimmt sind, beschränkt (Reichsgericht Leipzig, Fuchsberger, 
Ergänzungsband, S. 207). Bescheinigungen der verschiedensten 
Art, auch die schriftliche Versicherung eines Zeugen an Eides- 
statt (Reichsgericht zu Leipzig, A VII, S. 143) sind zulässig. 

28» 
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Es kann nnter Umständen der Richter eine Behauptung auch 
ohne alle Beweisaufnahme oder Bescheinigung glaubhaft erachten, 
und es wird der Richter eine Behauptung, die ihm genügend 
wahrscheinlich dünkt, dann ohne weitere Erhebungen berück- 
sichtigen dürfen, wenn daraus dem anderen Theile kein sach- 
licher Nachtheil erwachsen kann. Aber immer ist vorauszusetzen, 
dass seitens des Richters eine Prüfung der Umstände des 
Falles stattfindet, und von einer Glaubhaftmachung wird nur 
unter z\*eierlei Voraussetzungen gesprochen werden können; 
einmal muss die bewusste Absicht des Behauptenden erkennbar 
sein, den richterlichen Glauben von vornherein ftir seine that- 
sächlichen Angaben zu gewinnen, und zweitens muss die 
Glaubhaftmachung unbedingt mehr enthalten, als die bloße für 
jeden vorbereitenden Schriftsatz vorgeschriebene Angabe von 
Beweismitteln (Reichsgericht Leipzig, A III, S. 845). 
2. Glaubhaftmachung genügt: 

a) f Ur die Befangenheitsgründe bei Ablehnung eines Richters 
(§22J.K), 

b) für die Angaben und Ansätze des Kostenverzeich- 
nisses (§ fi4), 

c) ftir die Behauptung, dass der Aufenthalt einer Person 
unbekannt ist (§ 115), 

d) für Fristerstreckungs^ünde (§ 128), 

e) ftir Fristabkürzungsgründe (§ 129), 

f) ftir Tagsatzungserstreckungsgründe (§ 135), 

g) ftir Wiedereinsetzungsgründe (§ 149), 

h) bei dem Antrage auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
gegen die Rechtsnachfolger einer verstorbenen Partei 
(§ 156), 

i) ftir das behauptete Erlöschen eines Unterbrechungs- 
grundes (§ 164), ' 

k)ftir das rechtliche Interesse an der begehrten Acten- 
einsicht (§ 219), 

1 ) ftir die Unkenntnis im vorbereitenden Verfahren nicht 
vorgebrachter Umstände (§ 263), 

m) ftir die Hinderungsgründe des Erscheinens der bei einer 
Beweisaufnahme ausgebliebenen Partei (§ 289), 

n) bei dem Antrage auf Urkundenedition (§§ 303, 308), 

o) ftir die Gründe der Verweigerung einer Zeugenaussage 
(§323), 

p) bei der verspäteten Ablehnung eines Sachverständigen 
(§ 355), 

q) für die Ablehnungsgründe eines Sachverständigen (§ 356), 

r) ftir die Gründe des Antrages auf Sicherung des Be- 
weises (§ 386), 



Digitized by V^OOQIC 



— 437 — 

s) für die Einhaltung der Frist zur Erhebung der Nichtig- 

keits- oder Wiederaufnahmsklage (§ 538). 
In der Executionsordnung genügt Glaubhaftmachung: 

a) ftlr eine Gefährdung des betreibenden Gläubigers nach 
bewilligter Aufschiebung der Execution (§ 44), 

b) für die Pfand- und Vorzugsrechte Dritter beim An- 
trage auf Hinterlegung eines Feilbietangserlöses (§ 258), 

c) für die Gründe des Begehrens um Bewilligung (§ 370), 
um Einstellung oder Aufhebung (§ 376) oder um Ein- 
schränkung (§ 377) einer Execution zur Sicherstellung, 

d) bei einstweiligen Verfügungen (§ 379). 

3. Alle nicht sofort ausführbaren Beweisaufnahmen sind 
ausgeschlossen. Zeugen^ welche erst geladen werden müssen, 
Urkunden, die der Gegner vorlegen müsste, Beweisaufnahmen 
durch ersuchte Richter sind zur Glaubhaftmachung imgeeignet. 
Wo über ein schriftliches Begehren ohne mündliche Verhand- 
lung zu entscheiden ist oder die Glaubhaftmachung erst über 
Auftrag des Gerichtes oder über Widerspruch des Gegners zu 
erfolgen hat, kann jedoch die Vorladung der Zeugen erfolgen. 

Beweisaufnahme. 

§ 275. Van den Parteien angebotene, jedoch dem Ge- 
richte unerheblich scheinende Beweise sind amdrücklich zurück- 
zuweisen. 

Die Aufnahme angebotener Beweise kann vom Gerichte 
auf Antrag oder von amtswegen verweigert werden, wenn es die 
Ueberzeugung gewinnt, dass die Beweise nur in der Absicht, den 
Process zu verschlej)pen, angeboten werden, 

1. Die ausdrückliche Zurückweisung angebotener unerheb- 
licher Beweise scheint noth wendig, um über den für die An- 
fechtung des ergehenden Urtheiles und für dessen Ueberprüfung 
wichtigen Umstand Licht zu verbreiten, ob die Nichtberück- 
sichtigung des angebotenen Beweises auf einem üebersehen 
der Anbietung oder auf dem negativen Ergebnisse der Prüfung 
der Erheblichkeit und ZulHssigkeit dieses Beweises beruht 
(Regierungsmotive, S. 266). 

Die Beweisanbietung ist in das Verhandlungsprotokoll 
aufzunehmen (§ 208, Z. 2), sofern sie nicht bereits in einem 
vorbereitenden Schriftsatze erfolgt ist. Desgleichen ist der ab- 
weisende Beschluss zu protokollieren (§ 208, Z. 3). Dagegen 
sind solche wegen Unerheblichkeit abgewiesene Beweise in den 
Urtheilsthatbestand nicht aufzunehmen. 
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Nicht ausdrücklich abgewiesene Beweise können nach 
§ 496 zur Zurückweisung der Sache an das Processgericht erster 
Instanz führen. 

2. Die Bestimmung des zweiten Absatzes soll in Verbin- 
dung mit den Vorschriften der §§ 179, 181 und 278 zur 
Ausschließung verschleppender Angriffs- und Vertheidigungs- 
handlungen dienen. Die Verweigerung der Beweisaufnahme ist 
überall untersagt, wo die Verschleppungsabsicht nicht das 
einzige und ausschließliche Motiv der Beweisanbietung ist 
(Motive des Herrenhauses, S. 6). Die zurückgewiesenen Beweis- 
anbietungen sind im Urtheilsthatbestande anzuführen (§ 417). 
Wo die Zurückweisung bereits im Laufe der Verhandlung 
erfolgt und deshalb durch das Verhandlungsprotokoll bekundet 
wird (§ 208, Z. 3), braucht der Beweisanbietung und ihrer Er- 
ledigung nicht etwa im Thatbestande des Urtheiles besonders 
gedacht zu werden (Regierungsmotive, S. 266). 

3. Die Zurückweisung unerheblicher Beweise und die 
Verweigerung der Aufnahme angebotener Beweise kann durch 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden (§ 291). 
Das Berufungsgericht kann jedoch gemäß § 488 solche von 
den Parteien erfolglos angebotenen Beweise zulassen. Werden 
die Beweise zugelassen, so kann die Partei, auch wenn sie ob- 
siegt, zum Kostenersatze verhalten werden (§ 44). 

§ 276, Die Betveise, welche das Gericht für erheblich 
hält, sind im iMufe der Verlmndlung vor dem erkennenden Ge- 
richte aufzunehmen, sofern nicht: 

1. das Gericht in Gemäßheit der Bestimmungen dieses 
Gesetzes eine Beweisaufnahme' außerhalb der Verhandtungs- 
tagsatzung anordnet, oder 

2. Beweise bereits in einem vorbereitenden Verfahren auf- 
genommen wurden und ihre wiederholte Aufnahme nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes unstatthaft ist oder doch dem 
Gerichte entbehrlich scJieint. 

Wird die Aufnahme ei}ies Beweises außerhalb der Ver- 
handlungstagsatzung durch einen beauftragten oder ersuchten 
Richter nothwendig, so ist vom Processgerichte das ErforderlicJie 
zu verfügen, 

1. Die Beweisaufnahme soll in der Regel in der münd- 
lichen Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte stattfinden; 
das ist nicht bloß eine theoretische Consequenz des Unmittel- 
barkeitsgrundsatzes, sondern an und für sich im Interesse der 
Rechtssprechung zu postulieren (Regierungsmotive, S. 266). 
Die Beseitigung der die Glaubwürdigkeit der Zeugen betreffen- 
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den Beweisregeln hat zur Voraussetzung, dass das Processgeriekt 
zur Gewinnung der erforderlichen persönlichen Eindrüclke die 
Beweisaufnahme, namentlich die Vernehmung, unmittelbar vor- 
nimmt, zumal das Protokoll Über eine Zeugenaussage fast nie- 
mals ein unbedingt getreues Bild derselben gibt (Wilmowski, 
S. 561). 

2. Die Beweisaufnahme durch einen ersuchten oder be- 
auftragten Richter ist zulässig': 

a) beim Urkundenbeweise gemäß § 300 wegen erheblicher 
Hindernisse oder der Besorgnis des Verlustes der 
Urkunde ; 

b) beim Zeugenbeweise gemäß § 328 wegen der Ver- 
nehmung des Zeugen an Ort und Stelle, wegen erheb- 
licher Schwierigkeiten, wegen unverhältnismäßiger 
Kosten und wenn der Zeuge vor dem erkennenden 
Gerichte nicht erscheinen kann oder kraft besonderer 
Anordnungen nicht zu erscheinen braucht; 

c) beim Sachverständigenbeweise nach § 352 und beim 
Beweise durch Augenschein nach § 368 wegen Auf- 
nahme des Beweises an Ort und Stelle und wegen 
erheblicher Schwierigkeiten ; 

d) bei dem Beweise durch Einvernahme der Parteien 
gemäß § 375 wegen unübersteiglicher Hindemisse oder 
un verhältnismäßiger Kosten. 

3. Außer den in einem vorbereitenden Verfahren aufge- 
nommenen Beweisen (§§ 245, Abs. 3, 250) sind auch die zur 
Sicherung eines Beweises erfolgten Beweisaufnahmen (§ 389) 
bei der mündlichen Verhandlung zu benützen. Deren Erneuerung 
ist nur zur Behebung begründet erscheinender Einwendungen 
gegen die Vollständigkeit oder Richtigkeit oder zur wahrheits- 
mäßigen Feststellung des für die Processentscheidung erheb- 
lichen Sachverhaltes zulässig (§ 264). 

4. Die Beschlussfassung über die Beweisaufnahme durch 
einen beauftragten Richter steht dem Senate zu (§ 34 J. N.) 
und es ist nach § 282 in der Regel ein Mitglied des Senates 
mit der Beweisaufnahme zu betrauen. Der Beschluss über die 
Beweisaufnahme durch einen ersuchten Richter hat gleichfalls 
durch den Senat zu erfolgen, um die Beweisaufnahme ist regel- 
mäßig das Bezirksgericht (§ 37 J. N.) zu ersuchen. Der Be- 
schluss, dass die Beweisaufnahme durch einen beauftragten oder 
ersuchten Richter stattzufinden hat, kann durch ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht angefochten werden (§ 291). 

Die Ersuchschreiben hat der Vorsitzende des Senates zu 
erlassen und in der Regel in Urschrift abzusenden (§§ 79, 58 
G. V. G.). 
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§ 277, Die Beweisaufnahme wird durch Beschluss ange- 
ordnet (Beweisbeschluss). In diesen Beschlüssen sind die strei- 
figen Thaisaclien, über welche der Beweis zu erheben ist, und 
die Beweismittd genau zu, bezeichnen. 

An die einem Beweisbeschlusse zugrunde liegende Anf- 
fassung ist das Gericht im weiteren Verlaufe des Rechtsstreites 
nicht gebunden. 

Solche Beschlüsse bedürfen nur dann einer schriftlichen 
Ausfertigung, wenn die Beweisaufnahme vor einem beauftragten 
oder ersuchten Richter stattfinden 00II. In diesem Falle ist auch 
der aus der Verhandlung sich ergebende Sachverhalt insoweit 
in die Ausfertigung aufzunehmen, als die Kenntnis dieses Sach- 
verhaltes dem Richter zur Leitung und vollständigen Durch- 
fahrung der Beweisaufnahme noihwendig ist. 

Gegen Beweisbeschlüsse ist ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zulässig, 

1. Der Beweisbeschluss ist immer zu fassen, mag die 
Beweisaufnahme sofort in der mündlichen Verhandlung an- 
geordnet oder zum Zwecke der Beweisaufnahme die Verhandlung 
vertagt werden. Auch betreffs der vom Vorsitzenden nach 
§ 183 vorbereiteten Beweisaufnahmen wird ein Beweisbeschluss 
noth wendig sein (§ 183, Anm. 7). Nur wenn die Urkunde von 
der Partei vorgelegt wird (§ 297), dürfte ein Beweisbeschluss 
entfallen. 

2.. Hat die Beweisaufnahme vor dem erkennenden Gerichte 
zu erfolgen, so ist der Beweisbeschluss lediglich zu verkünden 
und in das Protokoll aufzunehmen oder dem Protokolle gleich- 
zeitig mit der Verkündung in schriftlicher Fassung beizu- 
legen (§ 208). Die schriftliche Ausfertigung ist nur für jene 
Beweisbeschlüsse vorgeschrieben, welche die Beweisaufnahme 
einem beauftragten oder ersuchten Richter übertragen, wo sodann 
auf dieselben im Protokolle Bezug genommen werden kann. 
Eine Zustellung des Beweisbeschlusses an die bei der Verkün- 
dung desselben anwesenden Parteien ist nach § 444 nur im 
Verfahren vor Bezirksgerichten vorgeschrieben, wenn die Dar- 
stellung des Sachverhaltes diesem Beschlüsse vorbehalten wurde. 

Der Beweisbeschluss soll keine Angaben darüber enthalten, 
welche Thatsachen und wie weit dieselben für erheblich er- 
achtet werden und ebensowenig eine Bezeichnung der Beweislast. 
Derselbe hat außer dem sachlichen Inhalt die Art der Beweis- 
aufnahme, den beauftragten Richter oder das ersuchte Gericht 
zu bezeichnen, die Tagsatzung zur Beweisaufnahme und zur 
Fortsetzung der mündlichen Verhandlung (§281) zu bestimmen. 
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Auch der beauftragte Richter kann sofort die Tagsatznng zur 
Beweisaufoahme anordnen und verkünden.. 

§ 278, Alle nicht sogleich hei der Verhandlung selbst 
ausführbaren und insbesondere die außerhalb der Verhandlungs- 
tag^atzung durch einen beauftragten oder ersuchten Richter vor- 
zunehmenden Beweisaufnahmen sind, sofern nicht die Umstände 
einen anderen Vorgang nothw endig machen oder dem Gerichte 
zweckmäßig erscheinen lassen, erst nach vollständiger Erörterung 
des Sachverhaltes und mittels eines und desselben Beweis- 
bescJilusses anzuordnen, 

Beihuf !i Erörterung der Ergebnisse solcher Beweisaufnahmen 
ist nach deren Vollendutuf, wenn nicht die Voraussetzungen des 
§ 193, Abs. 3 vorliegen, die Verhandlung vor dem erkennenden 
Gerichte von amtswegen wieder aufzunehmen. Die bei dieser 
Verhandlung vorgebrachten neuen thatsächliclien Anführungen 
und Beweisanbietun gen können auf Antrag oder von amtswegen 
durcli Beschluss als unstatthaft erklärt werden, wenn das neue 
Vorbringen durch die Ergeh nvise der inzwischen stattgefundenen 
Beweisaufnahme nicht veranlasst ist und offenbar in d^r Ab- 
sicht, den Process zu verschleppen, nicht früher vorgebracht 
wurde. 

1. Die Zusammenfassung der Entscheidung über alle von 
den Parteien angebotenen Beweise soll die Regel bilden und 
es soll der Beweisbeschluss erst nach vollständiger Erörterung 
des Sachverhaltes gefasst werden. 

Es wird dadurch ermöglicht, dass das Gericht über den 
Umfang der Beweislhemata, über die Beweismittel und die 
Erheblichkeit der angebotenen Beweise möglichst im klaren 
ist, ehe es über die Zulassung der Beweise entscheidet. Aus- 
genommen sind nur die bei der Verhandlung sogleich ausführ- 
baren Beweise. Doch hat das Gericht auch diesbezüglich nach 
freiem Ermessen zu entscheiden, Ausgeschlossen erscheint die 
Zulassung der Parteieneinvernahme gleichzeitig mit anderen Be- 
weisen, nachdem dieselbe erst dann verfügt werden kann, wenn 
der Beweis durch die anderen Beweisaufnahmen nicht hergestellt 
ist (§ 371). 

Hat die Beweisaufnahme vor dem erkennenden Gerichte 
zu erfolgen, so ist die Tagsatzung zur Aufnahme des Beweises 
und zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung zu bestimmen 
(§281). Auch wenn die Beweisaufnahme durch einen ersuchten 
oder beauftragten Richter erfolgen soll, kann sofort bei Ver- 
kündung des Beweisbeschlusses die Tagsatzung zur Fortsetzung 
der mündlichen Verhandlung angeordnet werden, sonst hat dies 
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nach dem Einlangeü der Beweisaufnahme- Acten von amtswegen 
zu erfolgen; immer aber müssen die Parteien nach dem Ein- 
langen der Acten verständigt werden, dass dieselben zu ihrer 
Einsichtnahme aufliegen (§ 286). Verzichten jedoch beide 
Parteien auf die Verhandlung über das Ergebnis der Beweis- 
aufnahme oder hält der Senat eine solche Verhandlung für 
entbehrlich, so kann der Schluss der Verhandlung ausgesprochen 
werden, auch wenn im Requisitionswege (ersuchter Richter) 
eine Beweisaufnahme angeordnet wird (§ 193, Anm. 3). 

2. Beweisanbietungen werden — wie die Erfahrung lehrt — 
gern und oft dazu verwendet, Processverzögerungen zu bewirken. 
Man beruft sich für erheblich scheinende Umstände auf Beweise, 
deren Herbeischaffung oder Aufnahme geraume Zeit in An- 
spruch nimmt, namentlich auf Zeugen, die in fernen Ländern 
wohnen oder deren Adresse unrichtig angegeben wird, wodurch 
sich ihre Einvernehmung hinausschiebt (Regierungsmotive, 
S. 267). 

Zur Ausschließung verschleppender Angriffs- und Ver- 
theidigungshandlungen dienen die Vorschriften des zweiten 
Absatzes, sowie die Bestimmungen der §§ 179, 181, 275. 
Mit Hilfe des Zurückweisungsrechtes wird es das Gericht ver- 
hindern können, dass aus der Verhandlung, welche zur Er- 
örterung der Ergebnisse einer Beweisaufnahme in der Regel 
anzuordnen ist, durch bis nun aufgesparte Beweisanbietungen 
eine neue mündliche Streitverhandlung werde, mit neuem Beweis- 
beschlusse und neuem Beweisverfahren (Regierungsmotive, S. 268). 
Um die Zurückweisung zu rechtfertigen, muss offenbare 
Verschleppungsabsicht obwalten (Motive des Herrenhauses, S. 5). 
Gegen die Zurückweisung ist ein abgesondertes Rechtsmittel 
ausgeschlossen (§ 291). Die zurückgewiesenen Anführungen 
und Beweisanbietungen sind im Urtheilsthatbestande aufzunehmen 
(§ 417), sofern die Zurückweisung nicht bereits im Laufe der 
Verhandlung erfolgt und deshalb durch das Protokoll bekundet 
wird (§ 208, Z. 3). Bei Zulassung solchen verspäteten Vor- 
bringens ist die Partei kostenersatzpflichtig (§ 44). 

§ 279. Steht der Äufnahtne des Beweises ein Hindernis 
von Ungewisser Dauer entgegen, ist die Ausführbarkeit einer 
Beweisaufnahme zweifelhaft, oder soll die Beweisaufnahme au&er-- 
halb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes erfolgen, so hat das 
Gericht im Beweisbeschlusse auf Antrag eine Frist zu be- 
stimmen, nach deren fruchtlosem Ablauf die Verhandlung auf 
Begehren einer der Parteien ohne Rücksicht auf die ausstehetide 
Beweisaufnahme fortgesetzt wird. 
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Bei der fortgesetzten mündlichen Verhandlung Icann dann 
dieser Beweis nur benutzt werden, tvenn dadurch das Verfahren 
nicht verzögert wird, 

1. Unmögliche Beweise können abgelehnt werden. Falls 
Beweise angeboten werden, über welche das Gericht nach Lage 
der Sache kaum wird hinweggehen können, betreflfs deren aber 
zugleich die Besorgnis begründet erscheint, dass die Aufnahme 
des Beweises entweder nicht oder doch nur mit großem Zeit- 
aufwande ausführbar sein werde, kann der Gegner des Beweis- 
führers bereits während der Verhandlung den Antrag stellen, 
dass das Gericht bei der Zulassung der Beweise schon im 
Beweisbeschlusse für die Beweisaufnahme eine Frist bestimme 
(Regierungsmotive, S. 268). Das Gericht 'muss die Frist be- 
stimmen, wenn ein diesbezüglicher Antrag gestellt ist. Der 
betreffende Beschluss kann durch ein Rechtsmittel nicht an- 
gefochten werden (§ 291), doch ist die Frist als richterliche 
erstreckbar. Die Vorschrift ist hauptsächlich bei Beschaffung 
von Urkunden (§ 300), bei Klagen auf Herausgabe von Ur- 
kunden (§ 309), bei der Verweigerung der Zeugenaussage 
(§ 326), bei anderweitigen Verzögerungen der Vernehmung von 
Zeugen (§ 335) . und bei Abfordeining von Kostenvorschüssen 
(§§ 332, 365, 368) anwendbar. Im Falle einer Beweisaufaahme 
im Auslande nach § 283 muss das Gericht von amtswegen eine 
solche Frist bestimmen. 

Die Fortsetzung der Verhandlung wird von amtswegen 
angeordnet (§ 281\ wenn die Beweisaufnahme durchgeführt ist, 
sonst ist nach Ablauf der Frist ein Antrag erforderlich. Gegen 
die Zulassung oder Ausschließung eines solchen Beweises ist 
ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§291). Der zu- 
rückgewiesene Beweis ist in den Urtheilsthatbestand aufzu- 
nehmen (§ 417) und kann in der Berufungsinstanz nachgetragen 
werden (§ 488). 

§ 280, Das Processgericht kann auf Antrag gestatten, 
dciss die Beweisaufnahme von einem oder mehreren beeideten 
Stenographen aufgezeichnet uerde. Ein Stenograph, welcher 
nicht im allgemeinen für diese Aufgabe beeidet ist, hat einen Eid 
dahin zu leisten^ dass er das mündlich Vorgebrachte treu auf- 
zeichnen und das Aufgezeichnete richtig übertragen werde. Die 
Beeidigung entßllt, wenn ein gerichtlicher Beamter als Steno- 
graph bestellt ist. 

Die Bestellung der Stenographen erfolgt auf Vorschlag des 
Antragstellers durch den Vorsitzenden. 

Die Uebertragung der stenographischen Aufzeichnung in 
gewohnliche Schrift ist binnen acMundvierzig Stunden nach 
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der Aufjscichnng dem VorsiUenden oder dem mit der Beweis- 
aufnahme betrauten Bichter eu übergehen und den Acten bei- 
zulegen. 

Sofern die stenographische Aufzeichnung nicht von beiden 
Parteien übereinstimmend beantragt tvird, hat die antragstellen de 
Partei sämmtliche dadurch verursachten Kosten zu bestreiten, 
ohne selbst für den Fall ihres Sieges Änf^pruch auf Erstattung 
dieser Kosten erheben zu Jcönnen. 

Die Bewilligung der stenographischen Aufzeichnung steht 
nur dem Processgerichte, also bei Gerichtshöfen dem Senate, 
und zwar selbst dann zu, wenn die Beweisaufnahme einem be- 
auftragten oder ersuchten Richter übertragen worden ist. Die- 
selbe ist nur für die Beweisaufnahme, nicht auch für die münd- 
liche Verhandlung zulässig und es kann der betreffende Beschluss 
durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden (§291). Die 
Beeidigung des oder der Stenographen erfolgt unter den im 
Gesetze V. 3. Mai 1868, Nr. 33, U.-G.-Bl., bestimmten Förmlich- 
keiten (Art. XL E.-G.). Die Uebertragung des Stenogrammes 
ist eine Beilage des Protokolles und daher nach § 217 von 
amtswegen zu beachten. Dieselbe ist weder vorzulesen noch 
den Parteien zur Einsicht vorzulegen und wird weder von den 
Zeugen oder Sachverständigen, noch von den Parteien und 
Gerichtspersonen unterschrieben. Die stenographische Aufzeich- 
nung kann daher auch das Protokoll nicht ersetzen. 

Wird die stenographische Aufzeichnung von beiden Parteien 
übereinstimmend beantragt, so gehören die Kosten derselben 
zu den Gerichtskosten, sind daher zuzusprechen, falls sie zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung nothwendig waren. 

5 28 J, Wenn zum Zwecke einer vor dem erkennenden 
Geri<ihte erfolgenden Beweisaufnahme eine Tagsatzung erstreckt 
werden muss, ist die Tagsatzung, in welcher die Beweisaufnahme 
stattfinden soll, zugleich zur Fortsetzung der mündlichen Ver- 
handlung zu bestimmen. 

Mu^s jedoch die Beweisaufnahme durch einen beauftragten 
oder ersuchten Richter geschehen und lässt sich der Zeitpunkt 
der Beendigung derselben nicht mit Sicherheit bestimmen, so isi 
die Tagsatzung zur Fortsetzung der mündlicJien Verhandlung 
vor dem erkennenden Gerichte nach dem Einlangen der Beweis- 
aufnahme- Acten und Protokolle durch den Vorsitzenden von 
amtswegen anzuberaumen und den Parteien bekanntzugeben, 

l. Für Beweisaufnahmen vor dem erkennenden Gerichte, 
sofern dieselben nicht sofort in der mündlichen Verhandlung 
stattfinden können und daher eine Erstreckung der Tagsatzung 
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nothwendig erscheint, gilt als Reget, dass die erstreckte Tag- 
satzong zur Beweisaufnahme und zugleich zur Fortsetzung der 
mündlichen Verhandlung zu bestimmen ist; doch muss dies 
letztere ausdrücklich verkündet werden, damit im Falle des 
Ausbleibens einer Partei nach durchgeführter Beweisaufnahme 
der Antrag auf Erlassung des Versäumnisurtheiles gestellt 
werden könnte, denn die Aufnahme der Beweise erfolgt nach 
§ 289 auch in Abwesenheit der Parteien. Nach Durchführung 
derselben wird die mündliche Verhandlung sofort fortgesetzt 
und es treflfen die ausgebliebene Partei die Versäumnisfolgen. 

Hat die Beweisaufnahme durch einen beauftragten Richter 
zu erfolgen, der nach § 282 den Mitgliedern des Senates zu 
entnehmen ist, so wird' es sich zur Vermeidung schriftlicher 
Ladungen empfehlen, wenn bei Erstreckung der Tagsatzung 
im Einvernehmen mit dem beauftragten Richter sofort die Tag- 
satzung zur Beweisaufnahme angeordnet wird. 

2. Die Anordnung der Tagsatzung zur Fortsetzung der 
mündlichen Verhandlung nach dem Einlangen der Beweis- 
aufnahmeacten wird bei mittelbaren Beweisaufnahmen die Regel 
bilden. Mit der Ladung ist den Parteien die Einsichtnahme 
der Beweisaufnahmeacten freizustellen (§ 286). Die Anordnung 
der Tagsatzung hat von amtswegen zu erfolgen, sofern nicht 
die Fortsetzung der Verhandlung entfällt, weil dieselbe bereits 
bei Verkündung des Beweisbeschlusses nac]i § 193 geschlossen 
worden ist.» 

BBweiMiiAMlime daroh ehiM ersioliteii oder beftiftragten Riohter. 

§ 282. Mit Beweisaufnahmen, welche außerhalb der Ver- 
hanälwngstagsaUiing am Orte des^ Processgerichtes oder in dessen 
Nähe staHj8ufinden haben, ist ein Mitglied des Processgerichtes^, 
und zwar in der Regel ein Mitglied des sar Entscheidung der 
Rechtssache berufenen Senates zu beauftragen. 

Beweisaufnahmen kOnnen durch einen beauftragten Richter 
angeordnet werden in den bei § 276, Anm. 3, ange- 
führten Fällen. 

Beweisaufiiahmen im Sprengel des oder der am Sitze des 
Gerichtshofes befindlichen Bezirksgerichte werden stets durch 
einen beauftragten Richter zu erfolgen haben, weil nach § 36 
J. N. der VoUzug von Amtshandlungen eines Gerichtshofes 
durch ein im Sprengel desselben gelegenes Bezirksgericht nur 
dann zulässig ist, wenn dadurch die Behandlung der Sache er- 
leichtert oder unnützer Kostenaufwand vermieden werden kann. 

Außerhalb seines Sprengeis wird das Gericht Beweisauf- 
nahmen durch einen beauftragten Richter nur dann vornehmen 
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lassen können, wenn Gefahr im Verzage obwaltet oder wenn 
eine Beweisaufnahme, z. B. ein Augen>§chein an der Grenze des 
Gerichtsbezirkes stattfinden soll (§ 33 J. N.). Der betreffende 
Bcschluss steht nach § 34 J. N. dem Senate zu und kann 
durc1\ ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden 
(§291). 

Im Sinne der Bestimmung des § 282 wird es auch gelegen 
sein, ein etwa einzuleitendes vorbereitendes Verfahren einem 
Mitgliede des zur Entscheidung berufenen Senates zu über- 
tragen (Regierungsmotive, S. 267). 

§ 283, Ersuchschreiben, welche wegen einer Beweisauf- 
nahme erlassen werden, die auüerhaib des Geltungsgebietes dieses 
Gesetzes stattfinden soll, können dem Beweisfuhrer auf seinen 
Antrag behufs Uebermittlung an die ersuchte Behörde Über- 
geben werden. 

Auf Antrag des Beweisführers kann ferner das Gericht 
gestatten, dass von der Erlassung eines Ersuchschreibens abgesehen 
und der Beweisführer ermächtigt werde, eine den Gesetzen des 
Staatsgebietes, in welchem die Beweisaufnahme erfolgen soll, 
entsprechende öffentliche Urkunde über die Beweisaufnahme bei- 
zubringen. Der Beweisführer hat den Gegner, wenn möglich, 
von Ort und Zeit der Beweisaufnahme so zeitig zu benachrich- 
tigen, dass letzterer ^seine Rechte bei der Beweisaufnahme in ge- 
eigneter Art wahrzunehmen vermag, Ist die Benachrichtigung 
unterblieben, so hat das erkennende Gericht nach sorgfältiger 
Erwägung aller Umstände zu entscheiden, ob und inwieweit der 
Beweisführer zur Benützung der aufgenommenen Beweise in der 
mündlichen Verhandlung berechtigt sei. 

Für die Vorlegung der Acten über die Beweisaufnahme 
ist in beiden Italien im Beweisbeschlusse eine Frist zu be- 
stimmen, deren fruchtloser Ablauf die im § 279 bezeichneten 
Rechtsfolgen nach sich zieht, 

l, Soll die Beweisaufnahme durch ein ersuchtes Gericht 
stattfinden, so ist in der Regel (§ 37 J. N.) das zuständige Be- 
zirksgericht mittels Ersuchschreibens unter Mittheilung des 
Beweisbeschlusses nebst dem erforderlichen Sachverhalte (§ 277) 
um die Aufnahme des Beweises anzugehen. Der Beschluss ist 
bei Gerichtshöfen durch den Senat zu fassen, das Ersuch- 
schreiben vom Vorsitzenden zu erlassen. 

Für den Verkehr mit ausländischen Behörden sind nach 
Art. XXXV, Einf.-Ges. die bestehenden und in Zukunft zu 
erlassenden Anordnungen maßgebend. Bei einer außerhalb 
des Geltungsgebietes dieses Gesetzes zu vollziehenden Beweis- 
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aufnähme kann es sich mit Rücksicht auf die Gesetzgebung des 
Territoriums, in welchem der Beweis aufzunehmen ist, empfehlen, 
dem Beweisführer die Besorgung des gerichtlichen Ersuch- 
schreibens zu überlassen (Regierungsmotive, S. 268), jedoch 
nur auf seinen Antrag. 

Dies wird insbesondere dann entsprechend sein, wenn 
Sitz und Benennung der zuständigen ausländischen Behörde 
unbekannt sind; sowie dann, wenn eine Beweisaufnahme in 
fernen uncultivierten Ländern nöthig ist, oder in Ländern, in 
welchen die Partei die Beweisaufnahme selbst betreiben muss. 
Gegen den Beschluss steht ein Rechtsmittel nicht zu (§ 291). 

2. Namentlich fdr in England und Amerika vorkommende 
Fälle wird der Partei die Möglichkeit offen zu halten sein, die 
Errichtung einer Beweisurkunde ohne richterliche Vermittlung 
zu bewirken (Regierungsmotive, S. 268). Eine besondere Form 
der Benachrichtigung ist nicht vorgeschrieben, sie kann jeden- 
falls auch mittels Schriftsatzes erfolgen. Die Frist, welche als 
richterliche erstreckbar ist, muss *von amtswegen bestimmt 
werden. Die Fortsetzung der Verhandlung nach fruchtlosem 
Ablaufe der Frist kann erst über Antrag stattfinden (§ 279), 
sonst ist sie von amtswegen anzuordnen (§ 281). Gegen die 
Ausschließung eines solchen Beweises steht ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht zu. Der ausgeschlossene Beweis ist in den 
Urtheilsthatbestand aufzunehmen (§ 417). 

§ 284. Dem Richter, weicher eine Beweisaufnahme infolge 
eines Auftrages oder Ersuchens vollzieht, kommen die Befugnisse 
zu, weiche von dem Vorsitzenden bei einer Beweisaufnahme 
ausgeübt werden, die vor dem erkennenden Gerichte vor sich geht. 

Andere auf die Beweisaufnahme sich beziehende richter- 
liche Verfügungen kann ein solcher Richter insoweit treffen, als 
sie nicht ausdrücklich dem Processgerichte zugewiesen sind, 

§ 285. Ergibt sich bei der Beweisaufnahme vor einem 
beauftragten oder ersuchten Richter ein Streit, von d'issen Er- 
ledigung die Fortsetzung der Beweisaufnahme abhängig, zu 
dessen Entscheidung der mit der Beweisaufnahme betraute 
Richter jedoch nicht berechtigt ist, so hat Über seinen Bericht die 
Erledigung des Streites durch das Processgericht zu erfolgen. 
Die Tagsatzung zur Verhandlung über diesen Zwischenstreit ist 
vom Processgerichte von amtswegen anzuberaumen. 

Wenn im Verlaufe der durch einen beauftragten oder er- 
suchten Richter stattfindenden Beweisaufnahme beJmfs Durch- 
führung oder Vollendung der Beweisaufnahme an ein anderes 
Gericht ein Ersuchen gestellt werden muss, so ist dasselbe un- 
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mittdbar von dem mit der Beweisaufnahme betrauten Richter 
Bu stellen. Derselbe ist auch befugt, ein anderes Gericht um 
die Aufnahme des Beweises bu ersuchen, falls sich Gründe er- 
geben, welche die Beweisaufnahme vor diesem Gerichte als sach- 
gemäß erscheinen lassen. 

1. Der beauftrag oder ersuchte Richter hat außerdem 
die dem Vorsitzendeu und dem Senate betreflfs der Sitzungs- 
poli^ei zustehenden Befugnisse auszuüben (§ 203) und es stehen 
ihm in Ansehung der von ihm zu bestimmenden Fristen und 
Tagsatzungen die dem Gerichte oder dem Vorsitzenden des 
Senates in den §§ 123 — 142 beigelegten Befugnisse zu (§ 143). 
Er hat die Tagsatzung fUr die Beweisaufnahme anzuberaumen, 
für die Ladungen und sonstigen zur Beweisaufnahme erforder- 
lichen Vorkehrungen zu sorgen (§ 288), bei Verlegungen die 
neue Tagsatzung zu bestimmen (§ 181); er vernimmt die 
Personen, welche zum Zwecke der Beweisführung auszusagen 
haben (§ 180), entscheidet über die Zulässigkeit von Fragen 
(§ 289), über die Beeidigung von Zeugen (§ 337), bestellt den 
vom Processgerichte zugelassenen Stenographen (§ 280), die 
Sachverständigen, sofern ihm dies vom Processgerichte über- 
lassen wird (§ 352), und entscheidet in diesem Falle über die 
Ablehnung derselben (§ 356). Ueber die Rechtmäßigkeit der 
Weigerung eines Zeugen oder Sachverständigen, auf bestimmte 
Fragen oder überhaupt zu antworten, entscheidet der ersuchte 
oder beauftragte Richter (§§ 324, 367). Derselbe entscheidet 
weiter über den Ersatz der Kosten, für welche der ungerecht- 
fertigt ausgebliebene Zeuge oder Sachverständige den Parteien 
haftet (§§ 333, 354), verhängt über den ungehorsamen Zeugen 
oder Sachverständigen Muthwillens- und Ordnungsstrafen (§§ 326, 
333, 354) und ordnet die Auszahlung eines Vorschusses an 
dieselben an (§§ 346, 356). 

Zwangsmittel gegen den ungerechtfertigt die Aussage 
oder den Zeugeneid verweigernden Zeugen kann nur der 
ersuchte, nicht auch der beauftragte Richter verhängen 
(§ 325). 

2. Dagegen darf der ersuchte oder beauftragte Richter keine 
Frist für die Beweisaufnahme bestimmen (§§ 279, 283, 335), die 
stenographische Aufzeichnung der Beweisaufnahme nicht an- 
ordnen (§ 280), die Ergänzung der Beweisaufnahme nur bis 
zur Beendigung derselben zulassen (§ 289), die Vorlage einer 
in den H^inden einer dritten Person befindlichen Urkunde nicht 
verftlgen (§ 308). 

Das erkennende Gericht hat über den Ersatz der Kosten, 
für welche der sich ungerechtfertigt weigernde Zeuge oder 
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Sachverständige den Parteien haftet (§ 326, 354), und über die 
Verhängung von Zwangsmitteln gegen den ungerechtfertigt die 
Aussage oder den Zeugeneid einem beauftragten Richter 
verweigernden Zeugen (§ 325) zu entscheiden. 

Der von einem Schiedsgerichte um eine Beweisaufnahme 
ersuchte Richter hat nach § 589 auch die dem Processgerichte 
vorbehaltenen Entscheidungen zu filllen. 

3. Gegen die Requisitionen anderer Gerichte um die Auf- 
nahme eines Beweises seitens des beauftragten oder ersuchten 
Richters ist ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 291). 

Ueber die einstweilige Zulassung eines Bevollmächtigten 
nach § 38 hat der beauftragte Richter zu entscheiden (§ 37, 
Ges. V. 27. Nov. 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.). Die Geschäfte des 
beauftragten oder ersuchten Richters dürfen Auscultanten 
nicht übertragen werden (§ 3, Ges. v. 27. Nov. 1896, Nr. 217 
R.-G.-Bl.). 

§ 286. Der Vorsiteende hat die von dem heauftragten 
oder ersuchten Richter vorgelegten Protokolle und sonstigen Acten 
Ober die Beweisaufnahme zu prüfen und, falls er Mängel wahr- 
nimmt, die erforderlichen Verbesserungen oder Vervollständigungen 
zu veranlassen. Die Beweisaufnahme' Acten sind sodann unter 
gleichzeitiger Verstäfidigung der Parteien bis zw nächsten, zur 
mündlichen Verhandlung bestimmten Tagsatzung der Einsicht- 
nahme der Parteien offen zu halten. 

Ueber den in der Zwischenzeit von einer Partei gestellten 
Antrag, einzelne Mängel der Beweisaufnahme zu beheben oder 
diese Beweisaufnahme zu ergänzen, hat der Vorsitzende zu ent- 
scheiden. Die hiedurch etwa nothwendig werdenden Verfügungen 
sind gleichfalls vom Vorsitzenden ohne Aufschub zu erlassen. Der 
Antrag kann auch mündlich angebradit werden. 

Ergibt sich erst bei der mündlichen Verhandlung die 
Nothweivdigkeit einer Ergänzung oder Wiederholung der Beweis- 
aufnähme^ so hat das Gericht die der Sachlage entsprechenden 
Anordnungen zu treffen. Dasselbe kann auch anordnen, dass die 
Ergänzung oder Wiederholung der Beweisaufnahme in der münd- 
lichen, Verhandlu/ng selbst stattfinde. 

Ueber Ergänzungen der Beweisaufnahme durch den er- 
suchten oder beauftragten Richter hat vor der mündlichen Ver- 
handlung über Antrag oder von amtswegen regelmäßig der 
Vorsitzende zu entscheiden. Die einzige Ausnahme trifft § 289 
betreffs der dem Senate vorbehaltenen Ergänzung der Beweis- 
aufnahme, wenn eine Partei derselben nicht anwohnen konnte. 
In allen anderen Fällen übt der Vorsitzende bis zur mündlichen 

Fflritl Civilprocessgetetze. 29 



Digitized by V^OOQIC 



— 460 — 

Verhandlung die dem erkennenden Gerichte diesbezüglich zu- 
stehenden Befugnisse aus. 

Er kann die nachträgliche Beeidigung eines unbeeidet 
vernommenen Zeugen anordnen (§ 338) und die wiederholte 
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen verfügen, wenn 
er die von dem beauftragten oder ersuchten Richter für gerecht- 
fertigt erkannte Weigerung der Aussage oder der Beantwortung 
einzelner Fragen für unzulässig erachtet, wenn Zeugen oder 
Sachverständige nicht ordnungsmäßig oder nicht vollständig 
vernommen wurden, wenn die Aussagen in Bezug auf wesent- 
liche Punkte an Unbestimmtheit, Unklarheit oder Zweideutig- 
keit leiden, oder wenn die vernommene Person selbst eine Er- 
gänzung oder Berichtigung ihrer Aussagen für nothwendig 
erachtet (§§ 344, 367). 

Alle diese Befugnisse sowie auch der Beschluss auf 
Wiederholung der Beweisaufnahme vor dem erkennenden Ge- 
richte bezüglich eines im vorbereitenden Verfahren aufgenom- 
menen Beweises (§ 264) und bezüglich einer zur Sicherung 
erfolgten Beweisaufnahme (§ 389) stehen in der mündlichen 
Verhandlung dem Senate zu. 

Gegen die Anordnung der Ergänzung oder Wiederholung 
ist jedes Rechtsmittel, gegen deren Verweigerung ein abgeson- 
dertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 291). Im Berufungsver- 
fahren kann eine Ergänzung oder Wiederholung der in erster 
Instanz durchgeführten Beweisaufnahme angeordnet werden 
(§ 488). 

§ 287. Das Ergebnis einer nicht vor dem erkennenden 
Gerichte erfolgten Beweisaufnahme hat der Vorsitzende auf 
Grund der diese Beweisaufnahme betreffenden ProtoJcolle und 
sonstigen Acten bei der mündlichen Verhandlung mu geeigneter 
Zeit darzulegen. 

Wenn diese Darlegung nach Ansicht einer der Parteien 
in erheblichen Punkten vom Inhalte der Acten abweicht, sind 
auf ihren Antrag die Beweisaufnahme- Protokolle und die son- 
stigen die Beweisaufnahme betreffenden Acten dem vollen Inhalte 
ncich vorzulesen. 

Den Parteien bleibt es unbenommen, schon vor dieser Dar- 
legung des Vorsitzenden in ihren Vorträgen auf den Inhalt der 
Beweisaufnahme-Aden Bezug zu nehmen. 

Erachtet der Vorsitzende die Beweisaufnahme für vollständig 
und wurde die mündliche Verhandlung nicht bereits bei Fassung 
des Beweisbeschlusses geschlossen (§ 193), so ordnet er die 
Tagsatzung zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung von 
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amtswegen an (§ 281) und verständigt hievon die Parteien mit 
dem BeifUgeU; dass die Beweisanfnahmeacten eingesehen werden 
können. Ist aber die Tagsatzung zur Fortsetzung der münd- 
lichen Verhandlung bereits gleichzeitig mit dem Beweisbeschlusse 
angeordnet worden (§ 281), so müssen die Parteien nur von 
dem Elinlangen der zur Einsichtnahme erliegenden Beweis- 
anfnahmeacten verständigt werden. 

Die Darlegung der Ergebnisse des aufgenommenen Be- 
weises, auch eines solchen im vorbereitenden Verfahren (§ 362) 
oder zur Sicherung des Beweises (§ 389), hat vom Vorsitzenden 
zur geeigneten Zeit und zwar selbst dann zu erfolgen, wenn 
eine Partei zur Tagsatzung nicht erschienen ist (§ 401). 

VerfahrM bei der Beweleanfnabme. 

§ 288, Tür die J8um Zwtike einer Beweisaufnahme er- 
forderlichen Ladungen und für aUs anderen eur Beweisaufnahme 
erforderlichen Vorkehrungen hcU, falls die BeweisaufncJime 
vor dem erkennenden Gerichte stattfindet, der Vorsitzende des 
Senates, au&erdem aber der Richter , welchem die Beweisaufnahme 
obliegt, von amtswegen Sorge eu tragen. Letzterer hat auch 
die Tagsatzung für die Beweisaufnahme^ von amtswegen anzu- 
beraumen. 

Die Parteien können die von ihnen benamUen Zeugen 
oder die Personen, wdche sie dem Gerichte bei der Verhandlung 
ds Zeugen namhaft machen oder ah Sachverständige in Vor- 
schlag bringen wollen, auch ohne vorherige gerichtliche Vor- 
ladung zur Verhandlung vor dem erkennenden GericIUe mit- 
bringen. 

Zu laden sind zu der Beweisaufnahme die zu vernehmen- 
den Personen und die Parteien, nachdem dieselben beider 
Beweisaufnahme zugegen sein können (§ 289). Ist die Ladung 
der Parteien unterblieben, so kann mit der Beweisaufnahme 
nicht vorgegangen werden. 

Ein Zwangsmittel für das Erscheinen der Parteien dürfte 
selbst dann nicht zulässig sein, wenn ohne ihre Abwesenheit 
der Beweis nicht aufgenommen werden kann, da die Parteien 
zum persönlichen Erscheinen nach § 183 nur aufgefordert 
werden können. 

§ 289. Die Parteien können bei der Beweisaufnahme 
zugegen sein; sie können an die Zeugen und Sachverständigen 
diejenigen Fragen durch den Vorsitzenden oder den die Beweis- 
auffuihme leitenden Richter stellen lassen oder mit deren Zu- 
stimmung selbst stellen, welche sie zur Aufklärung oder Vervoll- 

29» 



Digitized by V^OOQIC 



— 452 — 

ständigung der Aussage, sotoie zur Äufklmung des StreitverhälU 
nisses oder der für die Beweiskraft der Aussagen wesentlichen 
Verhältnisse für dienlich erachten. Fragen, welche dem Richter 
unangemessen erscheinen, hat er eurücTczuweisen, 

Mit der Beweisaufnahme ist, soweit dies nach Lage der 
Sache geschehen kann, vorzugehen, wenn auch keine der ver- 
ständigten Parteien erschienen ist. Es kann jedoch vom erkennen- 
den Gerichte, oder, so lange die Beweisaufnahme noch nicht 
beendet ist, auch von dem beauftra^gten oder ersuchten Richter 
eine Ergänzung der Beweisaufnahme zugelassen werden, wenn 
die Partei glaubhaft macht, dass ihr durch ein unvorhergesehenes 
Ereignis verursachtes Nichterscheinen eine wesentliche Unvoll- 
ständigkeit der Beweisaufnahme zur Folge hatte und wenn zu- 
gleich die Ergänzung der Beweisaufnahme ohne erhebliche Ver- 
zögerung des Rechtsstreites stattfinden kann, 

1. Die Parteien haben ein Recht, bei der Beweisaufnahme 
zugegen zu sein. Eine Ausnahme hievon besteht gemäß § 341 
bei der Einvernahme solcher Zeugen, welche nicht verpflichtet 
sind, zur Abgabe einer Zeugenaussage vor Gericht zu erscheinen. 
Nur in diesem Falle ist die Ueberreichung schriftlicher Frage- 
stücke gestattet. 

Das Fragerecht steht auch im Anwaltsprocesse sowohl der 
Partei als* dem Advocaten zu. Dem Vorsitzenden, Einzelrichter, 
ersuchten oder beauftragten Richter bleibt die Leitung der 
Verhandlung. Er kann daher die Vorlegung der Fragen bis 
nach Beendigung der von ihm vorgenommenen Vemehmung^ 
aufschieben. 

2. Ob eine Frage unangemessen sei, hat zunächst von 
amtswegen der Vorsitzende des Senates zu entscheiden. Unzu- 
lässig sind alle Fragen, über die ein Zeuge nicht vernommen, 
werden darf (§ 320), oder deren Beantwortung er verweigern 
kann (§ 321), weiters Fragen, welche die im Beweisbeschlusse 
bezeichneten Thatsachen oder die für die Beweiskraft der Aus- 
sage wesentlichen Verhältnisse weder unmittelbar noch mittelbar 
betreffen. Ueber die Zurückweisung einer Frage durch dea 
Vorsitzenden entscheidet auf Antrag der Senat (§ 342). Des- 
gleichen entscheidet der Senat, wenn die Zulässigkeit der Frage 
von den Parteien oder der zu vernehmenden Person bestritten, 
wird (§§ 324, 342). Auch gegen unzulässige Fragen des Vor- 
sitzenden steht den Parteien und der zu vernehmenden Persoa 
das Bestreitungsrecht zu, in welchem Falle der Senat zu ent- 
scheiden hat (§§ 1 86, 342). Unzulässige Fragen der beisitzenden 
Richter hat der Vorsitzende (§ 289), und im Falle der Bestreik 
tung seines Beschlusses der Senat zurückzuweisen. 



Digitized by V^OOQIC 



— 453 — 

Die Beftignisse des Vorsitzenden und Senates stehen bei 
Bezirksgerichten dem Einzelrichter, bei mittelbaren Beweisauf- 
nahmen dem beauftragten oder ersuchten Richter (§§ 249, 342) zu. 
Die diesbezüglichen Verfügungen können durch ein abgeson- 
dertes Rechtsmittel nicht angefochten werden (§ 291). Die 
Entscheidung des ersuchten oder beauftragten Richters gilt aber 
als eine bloß vorläufige und kann durch das erkennende Gericht 
abgeändert werden (§ 342). 

3. Die Beweisaufnahme soll ohne Rücksicht auf das Er- 
scheinen der Parteien erfolgen, sofern sie nur ordnungsmäßig 
geladen waren. 

Vor dem erkennenden Gerichte ist der Beweis auch dann 
aufzunehmen, wenn die allein erschienene Partei die Fällung 
des Versäumnisurtheiles beantragt, über welchen Antrag erst 
nach der Beweisaufnahme zu entscheiden ist. Die Abwesenheit 
der Partei kann unter Umständen die Beweisaufnahme selbst 
hindern, so, wenn es sich um die Identificierung der fraglichen 
Partei handelt. Ebenso liegt es in der Natur der Sache, dass 
die Beweisaufnahme nur insofern vollzogen werden dürfe, als 
dies mit Sicherheit geschehen kann. Es lässt sich demnach 
auch nur nach concreten Verhältnissen beurtheilen, ob mit dem 
Ausbleiben von der Beweisaufnahme für die Partei ein Nach- 
theil verbunden sei (Regierungsmotive, S. 269). 

Soweit bei einer Beweisaufnahme die Gegenwart der 
Partei erforderlich ist, z. B. wegen Vorzeigens von Sachen, 
wegen Bezeichnung eines bestimmten Ortes, ist die ausgebliebene 
Partei nach § 144 der durch ihr Ausbleiben unmöglich ge- 
machten Benützung des Beweismittelft terlustig. Das Ausbleiben 
des Gegners der beweisführenden Partei, dessen Gegenwart 
zur Beweisaufnahme erforderlich ist, wird nach § 272 zu wür- 
digen sein. 

4. Erscheint die Partei dadurch benachtheiligt, dass sie 
auf die Beweisaufnahme keinen Einfluss nehmen konnte, oder 
hat ihre Abwesenheit in anderer Beziehung die UnvoUständig- 
keit der Beweisaufnahme verursacht, so wird immerhin eine 
Ergänzung der Beweisaufnahme stattfinden können, falls zu- 
gleich die Abwesenheit der Partei eine unverschuldete ist und 
durch die Ergänzung nicht wieder andere wichtige Interessen 
verletzt würden (Regierungsmotive, S. 269). Das unvorher- 
gesehene Ereignis (§ 146) und die wesentliche Un Vollständigkeit 
der Beweisaufnahme sind glaubhaft za machen (§ 274). Gegen 
die Bewilligung ist jedes Rechtsmittel, gegen die Verweigerung 
ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 291). 
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In anderen Fällen der Ergänzung einer Beweisanfnahme 
entscheidet der Vorsitzende (§§ 256, 286) und in der mündlichen 
Verhandlung der Senat (§ 286). 

§ 290. Aus dem Umstände, dass die von einer auslän- 
dischen Behörde vorgenommene Beweisaufnahme nach den aus- 
ländischen Gesetzen mangeüiafl ist, kann gegen dieselbe dann 
kein Einwand erhoben werden, wenn die Beweisaufnahme den für 
das Processgericht geilenden Gesetzen entspricht. 

Der § 290 betrifft die Form der Beweisaufnahme, für 
welche nach internationalen Grundsätzen das Recht der aus- 
ländischen Behörde maßgebend ist. Entspricht sie diesem, so 
ist sie auch dann als rechtswirksam anzuerkennen, wenn sie 
auch nach den für das Processgericht geltenden Gesetzen 
mangelhaft ist (E. d. Reichsgerichtes Leipzig, II, S. 373). 
Dem Art. 85 W. O. entsprechend genügt es aber auch, wenn 
die Beweisaufnahme zwar nicht den ausländischen Gesetzen, 
aber den inländischen entspricht. Es wird sich daher empfehlen, 
wenn bei der Erlassung von Ersuchschreiben an ausländische 
Behörden insbesondere darauf aufmerksam gemacht wird, dass 
nach dem inländischen Gesetze die Parteien bei der Beweis- 
aufnahme zugegen sein und Fragen stellen lassen oder selbst 
stellen können, und dass Zeugen und Sachverständige zu beeiden 
sind, wenn nicht beide Parteien auf die Beeidigung ver- 
zichten oder eines der im § 336 aufgezählten Eideshindemisse 
vorliegt. 

§ 291. Gegen Beschlüsse, durch welche angebotene Be- 
weise oder gemää § 278, Abs. 2, neue thatsächliche Anführungen 
und Beweisanbietungen zurückgewiesen, Bewe&aufnahmen ange- 
ordnet oder einem beauflragten Richter übertragen oder zum 
Zwecke der Beweisaufnahme Ersuchschreiben erlassen werden, 
ferner gegen Beschlüsse, durch welche Fragen der Parteien bei 
der Beweisaufnahme zurückgewiesen werden, endlich gegen Be- 
schlüsse, durch wdche die Benützung eines Beweises nach § 279, 
Abs. 2, bewilligt oder ausgeschlossen oder eine nach § 286, Abs. 2, 
in Antrag gd)rachte Ergänzung der Beweisaufnahme verweigert 
unrd, ist ein abgesondertes Bchtsmiitel nicht zulässig. 

Beschlüsse, durch welche die stenographische Aufzeichnung 
einer Beweisaufnahme gestattet, dem Beweisführer die Bestellung 
eines Ersuchschreibens gemäß § 283, Abs. 1, übertragen, oder 
für di^ Beweisaufnahme oder für die Vorlage der Acten über 
eine außerhalb des Geltungsgebietes dieses Gdietises stätifindMde 
Beweisaufnahme eine Frist bestimmt wird, femer Beschlüsse, 
durch wdche die Ergänzung oder Wiederholung einer Beweis- 
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aufnähme angeordnet wird, können durck ein RecJUsmittel über- 
haupt nicht angefochten werden. 

Sowohl gegen BeiwetAeschlüsse (§ 277) als gegen die 
ZurückweisTing fi]igrTifitrnri Beweise und neuer thataächlicher 
Anfbhmi^^ (g 275; 278)^ Anordnungen der Beweisanfnahme 
(§ ^77); uebertragnngen an einen beauftragten Richter (§ 282), 
Beweisrequisitionen (§§ 283, 285), gegen die Zurückweisung 
von Fragen (§ 289), Bewilligung oder Ausschließung der Be- 
nützung eines nicht rechtzeitig durchgeführten Beweises (§ 279) 
ist ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen. 

Die im Absatz 2 angefahrten Beschlüsse konnten der 
Anfechtung ganz entzogen werden, da es sich hier entweder 
um bloße Förmlichkeiten (Bestellung eines Ersuchschreibens) 
oder um Entscheidungen handelt, welche für den Gegner ohne 
Belang sind (Bewilligung der stenographischen Aufzeichnung 
einer Beweisaufnahme, § 280). 

Gegen den Beschluss, wodurch fUr eine Beweisanfnahme 
oder für die Vorlage der Beweisacten eine Frist bestimmt wird 
(§ 283), kann die Beschwerdeführung untersagt werden, weil 
dieser Beschluss an sich die Partei nicht zu schädigen vermag, 
sofeme aber dann infolge der Fristanberaumung die Benützung 
eines Beweises thatsächlich ausgeschlossen wird (§ 279, Abs. 2, 
§ 283, Abs. 3), dawider allerdings im Sinne des ersten Absatzes 
Beschwerde erhoben werden kann (Regierungsmotive, S. 269). 
Beschlüsse, durch welche die Ergänzung oder Wiederholung 
einer Beweisaufnahme angeordnet wird, können nach §§ 264, 
286, 289, 389 gefasst werden. Außerdem ist noch der Beschluss 
auf Einleitung einer vorbereitenden Beweisaufnahme (§ 247) 
und auf Sicherung von Beweisen (§ 386) unanfechtbar. 



Dritter Titel: Beweit durch Urkunden. 

Beweiskraft der Urkunden. 

§ 292. Urkunden, welche im Geltungsgebiete dieses Gesetzes 
von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amts- 
befugnisse oder von einer mit öffentlichem Glauben versehenen 
Person innerhalb des ihr zugewiesenen Geschäftskreises in der 
vorgeschriebenen Form errichtet sind (öffentliche Urkunden), be- 
gründen vollen Beweis dessen, was darin von der Behörde amt- 
lich verfügt oder erklärt, oder von der Behörde oder der Ur- 
kundsperson bezeugt wird. I>as Gleiche gut von den Urkunden, 
welche zwar außerhalb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes, jedoch 
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innerhalb der Grenzen ihrer Amisbefugnisse von solchen öffent- 
lichen Organen errichtet wurden^ die einer Behörde unterstehen, 
welche im Geltungsgebiete dieses Gesetzes ihren Sitz hat. 

Der Beweis der Unrichtigkeit des bezeugten Vorganges 
oder der bezeugten Thatsache oder der unrichtigen Beurkundung 
ist zulässig, 

1. Unter Urkunden sind hier und in den folgenden Para- 
graphen nur schriftliche Urkunden, nicht auch die Aus- 
kunftssachen (§ 318) gemeint. 

Die Civilprocessordnung gibt nur Regeln über die formelle 
Beweiskraft der Urkunden, d. h. über die Wirkung, welche 
eine Urkunde hat, um den darin angegebenen Inhalt als be- 
wiesen anzunehmen (Wilmowski, S. 627). Entspricht eine Ur- 
kunde den formellen Erfordernissen, so ist das Gericht gesetzlich 
verpflichtet, den Inhalt derselben in den vom Gesetze bestimmten 
Grenzen als feststehend anzunehmen. Es müsste nicht bloß den 
eigentlichen Geschäfts- sondern den gesammten Rechtsverkehr 
aufs äußerste irritieren, wenn jede Vorsorge für den künftigen 
Beweis einer Thatsache deshalb unthunlich wäre, weil sich nicht 
voraussehen lässt, ob die vorgenommene Beurkundung gerade 
den Richter zu überzeugen geeignet sei, welcher seinerzeit über 
die Wahrheit jener Thatsache zu entscheiden haben wird (Re- 
gierungsmotive, S. 270). 

2. Oeffentliche Urkunden sind solche, welche 

a) von einer öffentlichen Behörde, 

b) von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person 
ausgestellt, 

c) oder durch besondere gesetzliche Anordnung als öffent- 
liche Urkunden erklärt sind (§ 293). 

Oeffentliche Behörde ist jede Staats-, Landes-, Bezirks- 
oder Gemeindebehörde. Die Geburts-, Trauungs- und Todten- 
bücher und die auf Grund derselben ausgestellten Urkunden 
verdienen als öffentliche Urkunden nur über jene Umstände 
vollen Glauben, worüber sie eigens errichtet sind, nicht aber 
über die einfließenden, auf bloßes Angeben sich gründenden 
Nebenumstände (H. D. v. 15. Jänner 1787, Nr. 621 J. G. S. 
lit. ff.). 

Die Führung der Tauf-, Trauungs- und Todtenbücher und 
die Ausstellung von Auszügen aus denselben ist den Pfarrern, 
Seelsorgern, Matrikenführern u. s. w. übertragen, u. zwar: 

flir Katholiken durch das II. D. v. 27. April 1843, 
Nr. 700 J. G. S., den Pfarrern; 
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fUr Protestanten Augsburgischen und Helvetischen Be- 
kenntnisses durch den M. E. v. 23. Jänner 1866, Nr. 15 R.-G.-Bl., 
den Pfarrern; 

f&r Israeliten durch das Gesetz vom 10. Juli 1868, Nr. 12 
R.-G.-BL pro 1869, den zur Führung derselben obrigkeitlich 
bestellten und besonders beeideten Matrikenflihrem; 

für die in Wien sich aufhaltenden türkischen Juden durch 
das H. D. V. 17. November 1845, Nr. 909 J. G. S., der Polizei- 
direction in Wien ; 

für Altkatholiken durch die M. V. v. 8. November 1877, 
Nr. 100, R.-G.-BL, deren Seelsorgern; 

für Personen, welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgesellschaft angehören und für Nothcivilehen 
durch das Gesetz vom 9. April 1870, Nr. 51, R.-G.-Bl., den 
Bezirkshauptmannschaften. 

Den öflfentlichen inländischen Behörden sind gleichgestellt 
solche öflfentliche Organe außerhalb des Geltungsgebietes dieses 
Gesetzes, die einer inländischen oder Reichsbehörde unterstehen. 
Es sind dies die Gesandtschaften, Botschaften, Consulate (H. D. 
V. 27. September 1834, Nr. 2671 J. G. S.), die Militärcom- 
manden in Ungarn u. dgl. 

Mit öffentlichem Glauben versehene Personen (Urkunds- 
personen) sind die Notare (Not.-Ordn. vom 25. Juli 1871, 
Nr. 75, R.-G.-BL), die Gerichtsdiener, Briefträger (§ HO). 

3. Gesetzliche Beweiskraft kommt nur derjenigen öffent- 
lichen Urkunde zu, welche innerhalb der Grenzen der Amts- 
befugnis der ausstellenden Behörde, innerhalb des Geschäftskreises 
der Urkundsperson imd in beiden Fällen in der vorgeschrie- 
benen Form eiTichtet ist. Beides bestimmen die diesbe- 
züglichen besonderen Vorschriften. Was insbesondere die Form 
der Urkunden betrifft, so ist weder die Unterschrift noch das 
Amtssiegel (H. D. v. 19. April 1799, Nr. 466 J. G. S.), all- 
gemein vorgeschrieben, während für einzelne Urkunden die 
Beiziehung von Zeugen (§ 56 Not.-Ordn.), eines zweiten Beamten, 
z. B. bei Cassabestätigungen (M. V. v. 1. Jänner 1888, Nr. 8 
R.-G.-Bl), eines Schriftführers (§ 105 St. P. O.) nothwendig ist. 

Form Vorschriften, welche nur instructionell zur Vermei- 
dung einer Disciplinarstrafe oder sonstiger besonderer Wirkungen 
vorgeschrieben sind, können im § 292 nicht gemeint sein (Wil- 
mowski, S. 629). 

4. Das Gesetz unterscheidet Verfügungen, Erklärungen 
und Zeugnisse. 
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Durch eine öflfentliche Urkunde, welche einen dispositiven 
Act der Behörde (Verfügung) enthält, wird unter der Voraus- 
setzung der Echtheit (§§310,311) unanfechtbar bewiesen, dass 
die Behörde die betreffende Verfügung zu der aus der Urkunde 
ersichtlichen Zeit getroffen hat. Die rechtliche Bedeutung der 
bewiesenen Anordlnung unterliegt jedoch der freien Beweis- 
würdigung. Der durch die echte Urkunde gelieferte Beweis 
einer getroffenen Verfügung schließt den Gegenbeweis von selbst 
aus (Regierungsmotive, S. 271). 

Zeugnisse können von ßiaöt jtfEuu l ll chBn Behörde oder 
von einer ürkundsperson errichtet werden, und zwar sowohl 
über vor derselben abgegebene Erklärungen (Beurkundung des 
Vorganges), als auch über Thatsachen, welche auf der eigenen 
Wahrnehmung der Behörde oder Urkundsperson beruhen (Be- 
urkundung der Thatsache). Sie beweisen die Abgabe der 
Erklärung nebst Zeit und Ort der Abgabe, beziehungsweise die 
bezeugte Thatsache und das Gericht darf zur Erbringung dieses 
Beweises nichts anderes verlangen. Die rechtliche Bedeutung 
des Beweissatzes unterliegt der freien Beweiswürdigung. 

Bei der Bezeichnung des Inhaltes öffentlicher Urkunden 
wich man von der Regierungsvorlage des Jahres 1870 insofern 
ab, als man nebst den Verfügungen und den Zeugnissen auch 
der ^Erklärungen gedachte (Motive der Regierungsvorlage 
V. J. 1881, S. 97). Erklärung ist jedoch hier nicht im Sinne 
des § 294 gemeint; darunter sind vielmehr alle jene 
Kategorien von Urkunden zu verstehen, welche weder zu den 
Verfügungen noch zu den Zeugnissen gezählt werden können. 
Durch sie wird bewiesen, was erklärt (beurkundet) wird. 

5. Bei Zeugnissen und Erklärungen ist der Gegenbeweis 
der Unrichtigkeit zulässig, der dem Gegner des Beweisführers 
obliegt. Betreffs dieses Gegenbeweises gelten die allgemeinen 
Vorschriften des § 272, so dass in diesem Falle das Gericht 
nach den Grundsätzen der freien Beweis Würdigung zu ent- 
scheiden hat, ob der durch die Urkunde erbrachte Beweis, der 
gleich den gesetzlichen Vermuthungen (präsumtiones juris) bis 
zum Beweise des Gegenthciles gilt, als unschlüssig widerlegt 
erscheint. 

6. Wird nachgewiesen, dass die Urkunde nicht von einer 
öffentlichen Behörde oder Urkundsperson (Echtbeitsbeweis) oder 
nicht innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugnis oder ihres 
Qeschäftskreises oder nicht in der vorgeschriebenen Form auf- 
genommen ist, was bei allen drei Kategorien von Urkunden 
zulässig erscheint, dann liegt keine öffentliche Urkunde vor, 
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und wenn dieselbe auch nicht als Privatorkunde nach § 294 
betrachtet werden kann, unterliegt sie der freien Beweiswür- 
digung. Desgleichen sind die Wirkungen äußerer Mängel der 
Urkunde gemäß § 296 nach § 272 n beurtheilen. 

§ 293. Gleiche Beweiskraft haben auch aniere Urkunden, 
welche durch besondere gesetzliche Vorschriften als öffenUiche 
Urkunden erklärt sind. 

Die außerhalb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes errich- 
teten Urkunden, wdche am Orte %hrer Errichtung als öffentliche 
Urkunden gelten, genießen unter der Voraussetzung der Gegen- 
seitigkeit auch im Geltungsgebiete dieses Gesetzes die Beweiskraft 
öffentlicher Urkunden, wenn sie mit den vorgeschriebenen Be- 
glaubigungen versehen sind. 

1. Nach Art. VII E.-G. bleiben die Vorschriften des all- 
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, des Handelsrechtes, der 
Wechselordnung und der in anderen Gesetzen enthaltenen 
Normen des Privatrechtes (Art. XXX E.-G.), durch welche 
bestimmte Urkunden als öffentliche erklärt oder den inländischen 
gleichgestellt werden, unberührt. 

Als öffentliche Urkunden gelten: 

Die Adelsdiplome und Abstammungstafeln, welche von 
den zur Führung der Adelsmatrikeln bestimmten Personen aus- 
gestellt sind (Gub. V. v. 3. März 1829, Z. 11738); 

die aus Documenten, welche in Archiven, Registraturen 
oder bei anderen öffentlichen Aemtem aufbewahrt sind, von 
den dazu berechtigten Beamten ausgestellten Urkunden (H. D. 
V. 7. Juni 1793); 

die Arbeitsbücher der Gewerbegehilfen (G. v. 8. März 1885, 
Nr. 22 R..G..B1.); 

die Pfandbriefe der galizisch-ständischen Creditanstalt, 
(§ 7 der Statuten v. 3. November 1841, Nr. 569 J. G. S.); 

die Urkunden der Creditanstalt für Handel und Gewerbe 
(M. V. V. 6. November 1855, Nr. 186 R.-G.-Bl.); 

die Curszettel der öffentlichen Börsen (Ges. v. 1. April 1875, 
Nr. 67 R.-G..BI); 

Legitimationsurkunden (M. V. v. 15. Feber 1857, Nr. 32 
R.-G.-Bl.); 

Passkarten (M. V. v. 30. October 1859, Nr. 199 R-G.-Bl.); 

die Ausweise der beim Handelsgerichte in Wien beeideten 
Beamten der Wiener Seide- und WoUtrocknun^sanstalt über 
das wahre Handelsgewicht der Seide und Wolle (M. V. vom 
14. Juli 1865, Nr. 129 R.-G.-Bl.); 
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die von den öffentlichen Wäge- und Messanstalten ausge- 
stellten Bescheinigungen über die von ihnen vorgenommenen 
Operationen des Wagens und Messens (Ges. v. 19. Juli 1866, 
Nr. 85 R.-a-Bl.); 

die Einlagscheine und Originallisten der Zahlenlotterie 
(M. V. V. 6. März 1854, Nr. 60 R.-G.-Bl.); 

die Bücher der Oesterreichisch-ungarischen Bank, sowie 
die mit der statutenmäßigen Firma der Bank unterzeichneten 
Auszüge aus denselben (Art. 96 Ges. v. 21. Mai 1887, Nr. 61 
jl-G.-Bl.); 

die Hauptbücher der Hypothekenbank des Königreiches 
Böhmen und die Auszüge aus denselben (Kundmachung vom 
2. August 1888, Nr. 43 L.-G.-Bl). 

2. Bei öffentlichen Urkunden, die außerhalb des Geltungs- 
gebietes dieses Gesetzes errichtet wurden, wird nebst der heute 
schon geforderten ordnungsmäßigen Beglaubigung auch noch 
die Beobachtung der Gegenseitigkeit verlangt (Regierungsmotive, 
S. 270). 

In Rücksicht der im Auslande errichteten Notariats- und 
anderen öffentlichen Urkunden ist deren Legalisierung durch 
die Gesandtschaft oder durch einen von der österreichischen 
Regierung anerkannten Consul der fremden Macht, in deren 
Gebiet die Urkunde ausgefertigt worden ist, vorgeschrieben 
(H. D. V. 22. Jänner 1838, Nr. 249 J. G. S.). 

Die französischen, portugiesischen und italienischen Con- 
sulatsfunctionäre in Oesterreich können die Legalisierung der 
von Behörden oder Functionären ihres Landes ausgehenden 
Urkunden vornehmen (Vertr. v. 11. December 1866, Nr. 167 
R.-G.-BL, Convention v. 9. Jänner 1873, Nr. 135 R.-G.-Bl. 1874, 
Convention vom 15. Mai 1874, Nr. 96 R.-G.-Bl. 1875). 

3. Im deutschen Reiche ausgefertigte Urkunden der Civil- 
oder Militärgerichte, des Diseiplinarhofes und der Disciplinar- 
kammern, des Bund(iJ8amtes für das Heimatswesen, des Patent- 
amtes, des Oberseeamtes und der Seeämter, der mit der Regulierung 
gutsherrlicher und bäuerlicher Verhältnisse beauftragten Be- 
hörden, der Universitätsgerichte, Gewerbegerichte, Verwaltungs- 
gerichte, des Diseiplinarhofes für richterliche Beamte in Preußen, 
der Vormundschaftsbehörde in Hamburg, der obersten Ver- 
waltungsbehörden des deutschen Reiches und der deutschen 
Bundesstaaten oder einer soustigeu staatlichen oder kirchlichen 
höheren Behörde sowie die Wechselproteste bedürfen keiner 
weiteren Beglaubigung. 

Die von Notaren, Gerichtsvollziehern und anderen gericht- 
lichen Hilfsbeamten, von den Standesbeamten und Hypotheken- 
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bewahrern ausgefertigten Urkunden bedürfen der Beglaubigung 
durch Unterschrift und Amtssiegel eines Gerichtes des Staates, 
in welchem der Aussteiler seinen amtlichen Wohnsitz hat. 

Auszüge aus den Kirchenbüchern über Taufen, Trauungen 
oder Todesfälle, welche in Deutschland unter dem Kirchensiegel 
ertheilt werden, bedürfen der Beglaubigung durch das zuständige 
Civil- oder Militärgericht nebst der von diesem Gerichte aus- 
zustellenden Bescheinigung, dass der Aussteller des Auszuges 
zur Ertheilung derselben befugt sei. 

Die von einer anderen als den aufgezählten Behörden 
ausgestellten oder beglaubigten Urkunden bedürfen der Beglau- 
bigung von Seiten derjenigen Behörde, welcher die ausstellende 
Behörde untergeordnet ist (Vertrag v. 25. Feber 1880, Nr. 85 
R.-G.-Bl.). Die Verzeichnisse der Behörden wurden mit J. M. V. 
V. 12. Februar 1881, Nr. 13 R.-G.-Bl., und vom 5. December 
1896, Nr 229 R.-G.-Bl., kundgemacht. 

4. Urkunden der Gerichte Bosniens und der Herzegowina, 
die mit dem Amtssiegel versehen sind, bedürfen keiner Be- 
glaubigung. 

Die von den öflfentlichen Schulen und Lehranstalten aus- 
gestellten Zeugnisse, die von der Berghauptmannschaft in 
Sarajewo, von der Landesregierung, von den Kreisbehörden 
und Bezirksämtern, von der k. k. Militär-Post- und Tele- 
grapht ndirection in Sarajewo, von den Directionen der Staats- 
bahnen, von den Commanden der bosnisch-herzegowinischen 
Truppen und Ergänzungsbezirke, von dem Landesgendarmerie- 
commando, von den Finanzinspectoraten in Bosnien und der 
Herzegowina oder von dem Regierun gscommi<=8ariate für die 
Stadt Sarajewo ausgestellten mit dem Amtssiegel versehenen 
Urkunden bedürfen keiner Beglaubigung. 

Scheriatsgerichtliche Ausfertigungen der Bezirksämter, 
dann steuerämtliche oder instructionsgemäß von eigenen Organen 
des Bezirksamtes ausgestellte Urkunden bedürfen überdies des 
Visums des Bezirksvorstehers oder seines Stellvertreters. 

Urkunden anderer öflfentlicher Aemter in Bosnien und der 
Herzegowina bedürfen der Beglaubigung seitens der vorgesetzten 
Behörde (M. V. v. 1. December 1879, Z. 17519). 

Die von den königlich serbischen Gerichten ausgestellten 
Urkunden sind nicht zu beglaubigen. Die von Notaren, Ge- 
richtsvollziehern u. 8. w. ausgestellten Urkunden bedürfen der 
Beglaubigung durch Unterschrift und Amtssiegel eines Gerichtes 
(Vertrag vom 6. Mai 1681, Nr. 89 R.-G.-Bl.). 

§ 294, Privaturkunden begründen, sofern sie von den 
Ausstellern unterschrieben oder mit ihrem gerichtlich oder notariell 
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heglauhigten Handweichen versehen sind, vollen Beweis dafür 
dass die in densdben enthaltenen Erklärungen von den Alis* 
stellern herrühren. 

1. Alle Urknnden, welche nicht den Erfordernissen der 
§§ 292, 293 entsprechen, sind Privaturkunden. 

Sind dieselben von dem Aussteller nicht unterschrieben 
so verlieren sie zwar nicht den Charakter einer Urkunde, 
unterliegen aber durchaus der freien Beweiswürdigung. Eine 
Beweisregel stellt das Gesetz nur betreffs solcher Privaturkunden 
auf, welche von dem Aussteller unterschrieben oder mit seinem 
legalisierten Handzeichen versehen sind. In eine nähere 
Regelung der Beschaffenheit dieser Unterzeichnung kann in 
einem Gesetze nicht eingegangen werden, welches den Grund- 
satz der freien Beweiswürdigung angenommen hat. Man würde 
mit demselben in Widerspruch gerathen, wenn beispielsweise 
im Gesetze Urkunden deshalb allein schon von der Benützung 
als Beweismittel ausgeschlossen werden wollten, weil sie mit 
autographierten Unterschriften oder mit Stampiglien versehen 
sind (Regierungsmotive, S. 270). 

Bei gleichlautenden Urkunden, welche als zum Umlaufe 
bestimmte Wertpapiere in großer Zahl emittiert werden, ist es 
durchaus üblich, die Unterschriften der Personen, von welchen 
die Unterschriften als ausgestellt gelten sollen, mit auf litho- 
graphischem Wege hergestellten Nachbildungen von deren 
Unterschriften zu versehen (Reichsgericht Leipzig, XIV, S. 97). 

2. Die Echtheit der Urkunden (§ 312) vorausgesetzt, 
bildet eine dem § 294 entsprechende Privaturkunde vollen Be- 
weis, jedoch nur darüber, dass die Aussage oder Willens- 
erklärung, die ihren Inhalt bildet, von dem Aussteller gemacht 
wurde; ob und welche Rechtsfolgen daraus entsprungen seien, 
ob mittels der Erklärung ein Rechtsgeschäft zustande gekommen, 
sei, darauf erstreckt sich die Beweiskraft der Urkunde an sich 
nicht (Motive des Herrenhauses, S. 15). 

Der formalen Beweisregel gegenüber ist ein Gegenbeweis 
dahin nicht ausgeschlossen, dass die in der Urkunde enthaltene, 
von dem "Unterzeichner abgegebene Erklärung nicht der Aus- 
druck seines Willens sei, insbesondere ist der Beweis des 
Zwanges, Betruges, Irrthumes, unter dessen Einfluss die Unter- 
zeichnung der Urkunde erfolgt ist, statthaft. Allein die Be- 
hauptung der Unterzeichnung einer Urkunde, ohne sie gelesen 
oder sich sonstwie von deren Inhalt Kenntnis verschafft zu 
haben, ist nicht geeignet, die rechtliche Wirkung des § 294 zu 
beseitigen (0. L. G. f. Bayern, Fuchsberger, S. 586). Ob die 
Urkunde für oder gegen den Aussteller benützt wird, ob der 
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Aussteller Processpartei ist oder nicht, ist für die Beweisregel 
des § 294 unentscheidend. 'Es wird somit ermöglicht, auch 
Urkunden dritter Personen im Processe zur Beweisführung zu 
benützen (Regierungsmotive, S. 270). 

3. Der allgemeine Ausdruck „Erklärung" umfasst sowohl 
unmittelbar dispositive Acte selbst (Willenserklärungen ^ 
Rechtsgeschäfte) als auch die Geständnisse ftir solche, sowie 
das Zeugnis ftir Thatsachen, welche mehr oder weniger ein 
Indicium ftir die rechtlich entscheidenden Thatsachen darstellen ; 
ferner sowohl die Anerkennung oder Behauptung von That- 
sachen, welche den Erklärenden selbst betreffen, als auch die 
Bezeugung von sonstigen Thatsachen. Hinsichtlich der pro- 
cessualen Bedeutung der Beweisregel ist der Inhalt der Erklärung 
gleichgiltig (Wilmowski, S. 631). 

4. Nach Art. VII Ein.-Ges. bleiben die Vorschriften des 
bürgerlichen Rechtes, durch welche die Beweiskraft einer 
Privaturkunde von bestimmten Erfordernissen abhängig gemacht 
wird, z. B. bei letztwilligen Verfügungen (§§ 578, 579, 580 a. b. 
G.-B.), bei Vertragsurkunden (§ 880 a. b. G.-B.), bei Schuld- 
scheinen (§ 1001 a. b. G -B.), bei Quittungen (§ 1426 a. b. G.-B.) 
unberührt. 

Desgleichen bleiben in Geltung die Bestimmungen des 
Gesetzes vom 25. Juli 1871, Nr. 76R.-G.-B1., welches die Giltig- 
keit nachfolgender Verträge und Rechtshandlungen von der 
Aufnahme eines Notariatsactes abhängig macht: 

Ehepacten, zwischen Ehegatten geschlossene Kauf-, Tausch-, 
Renten- und Darlehensverträge und Schuldbekenntnisse, welche 
von einem Ehegatten dem anderen abgegeben werden; Be- 
stätigungen über den Empfang des Heiratsgutes, auch wenn 
dieselben anderen Personen, als der Ehegattin ausgestellt werden ; 
Schenkungsverträge ohne wirkliche Uebergabe; alle Rechts- 
geschäfte unter Lebenden, welche von Blinden, oder welche 
von Tauben, die nicht lesen, oder von Stummen, die nicht 
schreiben können, errichtet werden, sofern dieselben das Rechts- 
geschäft in eigener Person schließen. 

5. Weiters bleiben nach Art. VII Einf.-Ges. die Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechtes unberührt, durch welche für 
das Datum einer Urkunde ein von der Erklärung des Aus- 
stellers verschiedener Beweis verlangt wird. 

Die von dem Ehemann vor Eröffnung des Concurses ab- 
gegebene schriftliche oder mündliche Erklärung, dass er das 
Heiratsgut empfangen habe, muss, um zu Gunsten der Frau 
oder ihrer Rechtsnachfolger gegen die Masse einen Beweis zu 
machen (§ 1226 a. b. G.-B.), »entweder zur Zeit der Empfang- 
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nahrae des Heiratsgutes oder spätestens ein Jahr vor dem Tage 
der Concurseröffhung erfolgt und der Zeitpunkt der Abgabe 
dieser Erklärung gegenüber der Masse bewiesen sein (§ 49 C. O.). 
Verfällt der Eigenthümer der Liegenschaft oder der 
Hypothekargläubiger vor der Ueberreichung des Gesuches um 
Eintragung des Rechtes oder der Löschung, für welche die 
bücherliche Rangordnung angemerkt wurde, in Concurs, so 
kann die Eintragung nur dann bewilligt werden, wenn die 
Urkunde über das Geschäfte schon vor dem Tage der Concurs- 
eröffnung ausgefertigt war und der Tag ihrer Ausfertigung 
durch eine gerichtliche oder notarielle Beglaubigung dargethan 
ist (Grdb. Ges. § 56). 

§ 295. Die Voraussetzungen, die Dauer und das Ma& 
der Beweiskraft der Handelshücher, der Tagebücher und Schluss- 
noten der Handelsmäkler sind nach den bestehenden Gesetzen 
zu heurtheüen. Eine erforderliche Ergänzung des Beweises kann 
nur durch die ruxch diesem Gesetze zulässigen Beweismittel statt- 
finden. 

Ben Handelsbüchern, welche außerliaib des Geltungsgebietes 
dieses Gesetzes nach den am Orte der Buchführung geltenden 
Vorschriften geführt werden, kommt eine Beweiskraft nicht in 
größerem Maße und nicht auf eine längere Bauer zu, als an 
jenem Orte den im Geltungsgebiete dieses Gesetzes geführten 
Handelsbüchern eingeräumt wird. 

Inwiefern ein über den Betrieb einer Wirtschaft, eines 
Gewerbes oder eines anderen geschäftlichen Unternehmens ge- 
führtes Buch in Beziehung auf seinen Inhalt und die den Ein^ 
tragungen zugrunde liegenden Acte und Geschäfte Beweis macht, 
hat das Gericht nach § 272 zu beurtheüen. 

1. Das Beweisprivilegium der Handelsbücher, sowie der 
Tagebücher und Schlussnoten der Handelsmäkler soll trotz des 
Ueberganges zur freien Beweiswürdigung ungeschmälert be- 
wahrt werden. Es steht dies nicht im Widerspruch mit § 272, 
da das Gericht jede Art Zusatz- oder Ergänzungsbeweis fordern 
kann, aber es schützt die Handelsbücher vor der Eventualität 
vollständiger Entwertung ihrer Beweiskraft durch unrichtige 
Handhabung oder Uebertreibung des Grundsatzes freier Beweis- 
prüfung. Ueberdies wird den Handelsbüchem dadurch der 
Fortbestand der Beweiskraft gegen dritte Personen, also 
eine über § 294 hinausreichende Wirkung gesichert (Motive 
des Herrenhauses, S. 13). 

2. Wenn die Bücher handelsgerichtlich protokollierter 
Kaufleute (§ 7 E. G. z. H. G. B.)* deren Handelsgeschäfte und 
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die Lag:e ihres Vermögens vollständig ersehen lassen (Art. 28 
H. G. B.), in einer lebenden Spradbe und mit den Schriftr 
zeichen einer solchen geführt, gebunden, Blatt für Blatt mit 
fortlaufenden Zahlen versehen sind, keine leeren Zwischen- 
räume, keine Durchstreichungen, Auslöschungen, Rasuren oder 
Correcturen zeigen (Art. 32 IT. G. B.), so liefera sie unter Voll- 
kaufleuten über Handelssachen ohne zeitliche Beschränkung 
(Art. 34 II. G. B.), gegen Nichtkautleute bloß auf die Dauer 
von 18 Monaten seit der Entstehung der im Buche offen 
gebliebenen Forderung (§ 19, E. G. z. H. G. B.) in der Regel 
eiiien unvollständigen Beweis, der durch alle in der Civil- 

Srocessordnung zmässigen Beweismittel ergänzt werden kann, 
esondere Sorgfalt und Genauigkeit der Buchführung, Unter- 
lassung der Vorlegung der Gegenbücher, besondere Vertrauens- 
würdigkeit des Kaufmannes machen die Ergänzung des Beweises 
entbehrlich, Unverlässlichkeit des Kaufmannes, Bestrafung des- 
selben wegen gewinnsüchtiger Delicte, Nichtvorlage unzweifelhaft 
existenter anderer Beweismittel schwächen die Beweiskraft ab 
(Ullmann, S. 290). Den Büchern nicht protokollierter Kaufieute 
kommt dieselbe Beweiskraft zu, wenn sie obigen Erfordernissen 
entsprechen, nur braucht aus denselben der Stand ihres Ver- 
mögens nicht ersichtlich zu sein (§ 20 E. G. z. H. G. B.|. Unter 
diesen Voraussetzungen liefern alle Handelsbücher Beweis über 
den beurkundeten thatsächlichen Vorgang. 

Handelsbücher, bei deren Führung Unregelmäßigkeiten 
vorgefallen sind, können als Beweismittel nur insofeme berück- 
sichtigt werden, als dies nach der Lage der Sache und der 
Art und Bedeutung der Unregelmäßigkeiten geeignet erscheint 
(Art. 35 IL G. B.j. 

Die gleiche Beweiskraft haben: 

Die Bücher der in Gemäßheit der bestehenden Gesetze 
errichteten und der Aufsicht der Staatsverwaltung unterstehenden 
Anstalten, welche nach ihren statutarischen Zwecken Credit- 
geschäfte betreiben, zur Nachweisung ihrer Forderungen aus 
statutenmäßigen Geschäften (Art. H M. V. v. 28. October 1865, 
Nr. IIOR.-G.-Bl.); die Bücher der Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften zur Nach Weisung der Forderungen der 
Genossenschaften aus den ihnen gesetzlich gestatteten Geschäften 
(G. V. 9. April 1873, Nr. 70 R.-G.-Bl., § 22); die in Serbien ge- 
führten Handelsbücher (Vertrag vom 6. Mai 1881, Nr. 88 
R.-G.-Bl. für 1882). 

3. Das ordnungsmäßig geführte Tagebuch, sowie die 
Bchlussnoten eines Handelsmäklers liefern in der Regel den 
Beweis für den Abschluss des Geschäftes und dessen Inhalt. 

F a r ■ 1 1 , ClvilproceMgeMtze. 30 



Digitized by V^OOQIC 



- 466 - 

Jedoch hat der Richter nach »einem durch die Erwägung aller 
Umstände geleiteten Ermessen zu entscheiden^ ob denselben 
ein geringeres Gewicht beizulegen, ob andere Beweise zu fordern, 
ob insbesondere die Weigerung der Partei, die Schlussnote an- 
zunehmen oder zu unterzeichnen, für die Beurtheilung der 
Sache von Erheblichkeit sei. 

Unregelmäßigkeiten bei der Führung des Tagebuches sind 
nach Art. 35 H. ü. B. zu beurtheilen (§ 1, Ges. v. 4. April 1875, 
Nr. 68 R.-G.-B.). 

§ 296. Ob und in welchem Maße Durchstreichungen, 
Radierungen und andere Auslöschungen, Einschaltungen oder 
sonstige äußere Mängel einer Urkunde deren Beweiskraft mindern 
oder dieselbe ganis aufheben^ hat das Gericht nach § 272 zu 
beurtheilen. 

Die Vorschrift des § 296 begreift alle in den §§ 292-294 
erwähnten Urkunden; der § 296 regelt die Frage, inwieweit 
durch äußere Mängel von Urkunden — öffentlichen wie 
Privaturkunden — die in den §§ 292, 293, 294 ihnen beigelegte 
formale Beweiskraft modificiert wird (Rcincke, die deutsche 
Civilprocessordnung, 2. Aufl., S. 295). 

Die Bestimmung des § 296 entzieht die Urkunde völlig 
den Beweisregeln der §§ 292, 293, 294; es soll alsdann die freie 
Ueberzeugung des Gerichtes (§ 272) Platz greifen und es tritt 
somit den Voraussetzungen der in den §§ 292, 293, 294 ent- 
haltenen Beweisregeln noch die der äußeren Fehlerfreiheit der 
Urkunde hinzu (Entscheidung des Reichsgerichtes Leipzig, XXIX, 
S. 431). Zu den äußeren Mängeln einer Urkunde wird auch 
die Möglichkeit zu rechnen sein, dass ein Bogen einer aus 
mehreren Bögen bestehenden Urkunde unterschoben werden 
konnte. Diesem Mangel wird durch das Heften der Bögen 
und Siegeln des Heftfadens, durch Unterfertigung jedes ein- 
zelnen Bogens oder auf andere Weise zu begegnen sein. 

Die unter Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften bei 
öffentlichen Urkunden vorgemerkten Zusätze und Abänderungen 
(§ 106 St. P. 0., § 45 Not. Ordn.) sind keine äußeren Mängel und 
nicht nach § 296 zu beurtheilen. 

Beweisantretung. 

§ 297. Urkunden, auf welche sich eine Partei zum Bc' 
weise ihrer Angaben beruft, hat sie dem Gerichte vorzulegen, 
falls nicht nach den Bestimmungen dieses Gesetzes das Gericht 
selbst die Herbeischaffung und Vorlegung der Urkunden zu 
veranlassen hat. 
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1. Urkunden, auf welche in vorbereitenden Schriftsätzen 
Bezug genommen wird, sind in der Regel diesen Schriftsätzen 
in Abschrift beizulegen (§ 77). Vorbereitende Schriftsätze, denen 
die erforderliche Anzahl von Urkundenabschriften nicht bei- 
gelegt wurde, sind nach § 84 zur Verbesserung zurückzustellen, 
lieber Begehren des Gegners ist die Urschrift der Urkunde zur 
Einsicht und Abschriftnahme bei Gericht niederzulegen (§ 82). 
Der Vorsitzende kann verfögen, dass die Partei in ihren Händen 
befindliche Urkunden vorlege und eine bestimmte Zeit bei 
Gericht belasse (§ 183). Dieselbe Befugnis steht im vorberei- 
tenden Verfahren dem beauftragten Richter zu (§ 250). Zu 
diesen Verfügungen wird die Einvernehmung des Gegners 
(§ 303) nicht erforderlich sein. 

Hievon verschieden ist die Antretung des Beweises durch 
Vorlage der Urkunde in der mtlndlichen Verhandlung. Die 
Urkunde ist, wenn nicht die Ausnahmsbestimmung der §§ 299, 
306 eintritt, in Urschrift vorzulegen und zwar dem Process- 
gerichte, falls nicht erhebliche Hindemisse obwalten (§ 300). 
Die „Vorlegung" besteht darin, dass die Urkunde dem Gegner 
und dem Gerichte zur Einsicht und Durchsicht vorgezeigt 
wird, sodann aber in den Händen des Producenten verbleibt, 
es wäre denn, dass das Gericht deren Verwahrung bei Gericht 
gemäß § 316 bis zur rechtskräftigen Erledigung • des Processes 
verfügt. 

Urkunden sind in der mttndlichen Verhandlung nur inso- 
weit voi"zulesen, als es auf den wöi*tlichen Inhalt ankommt 
oder als dieselben dem Gerichte oder dem Gegner noch nicht be- 
kannt sind (§ 177). 

2. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuches ttber die Art 
der Vorlegung der Handelsbücher bleiben nach Art. VH E.G. 
unberührt. Nach Art. 38 H. G. B. ist von dem Inhalte der 
HandelsbUcher, soweit er den Streitpunkt betrifft, unter Zu- 
ziehung der Parteien Einsicht zu nehmen und im geeigneten 
Falle ein Auszug anzufertigen. Der übrige Inhalt der Bücher 
ist dem Richter — nicht dem Gegner — insoweit offen zu 
legen, als dies zur Prüfung ihrer ordnungsmäßigen Führung 
nothwendig ist. Wie bei Bezugnahme auf eine einzelne Ur- 
kunde der Beweisflihrer gerade dasjenige specielle Schriftstück, 
aus welchem sich der Beweissatz ohne weiteres ergeben soll, 
zu producieren hat, so muss bei einer Sammlung von Schrift- 
stücken, mögen sie in Actenbänden oder Büchern vereinigt 
sein, der Beweisführer bei Production derselben diejenigen ein- 
zelnen Stellen bezeichnen, aus denen er im concreten Falle den 
Beweis führen will (Reichsgericht Leipzig, I, S423). 

30* 
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3. Wenn die Urkunde erst unter gerichtlicher Intervention 
herbeigeschaflft werden muss, weil sie sich in den Händen des 
Gegners, einer dritten Person oder einer Behörde befindet, 
kann die Antretung nur in der bezüglichen Antragstellung be- 
stehen (Regierungsmotive, S. 271). Der Antrag kann schon 
in der Klage (§ 229), in der Klagebeantwortung (§ 243), in 
einem weiteren vorbereitenden Schriftsatze (§ 258) oder in der 
mündlichen Verhandlung (§§ 301, 303, 308) gestellt werden und 
es ist im Verfahren vor Bezirksgerichten der Beklagte bei Zu- 
stellung der Klage aufzufordern, seine diesbezüglichen Anträge 
noch vor der Verhandlungstagsatzung zu stellen (§ 438). 

Vorlegung der Urkunde durch den BeweitfUhrer. 

§ 298, Urkunden »ind in der Weise vorzulegen, daas das 
(jericht und die Gegenpartei van dem ganzen Inhalte der Ur- 
kunden Einsicht nehmen können. 

Kommen rvwr einzelne Theile einer sich auf verschiedehe 
Rechtsverhältnisse beziehenden Urkunde in BetradU, so kann 
das Gericht, nachdem es vom ganzen Inhalte der Urkunde Ein^ 
sieht genommen hat, auf Antrag anordnen, dass dem Gegner 
außer dem Eingange, dem Schlüsse, dem Datum und der Unter- 
Schrift, nur diejenigen Stellen vorgewiesen werden, welche für 
das, den Gegenstand des Streites bildende Rechtsverhältnis von 
Belang sind. 

Der Gegner des Beweisführers ist zur Erklärung über die 
vorgelegte Urkunde aufzufordern. 

1. Die Regel ist, dass die ganze Urkunde der Einsicht- 
nahme des Gegners zugänglich gemacht werde. Selbst in dem 
Ausnahmsfalle des zweiten Absatzes muss wenigstens das Ge- 
richt von dem ganzen Inhalte der Urkunde Einsicht nehmen. 

Dem Gegner, dem nur einzelne Stellen der Urkunde vor- 
gewiesen werden, steht jedenfalls das Recht zu, im Sinne des 
§ 303 die Erheblichkeit weiterer Stellen anzuführen. Die Ent- 
scheidung über einen im Sinne des § 298 gestellten Antrag 
steht dem Senate (Einzelrichter), im vorbereitenden Ver- 
fahren oder bei einer Beweisaufnahme im Sinne des § 300 
dem beauftragten Richter zu und ist unanfechtbar. Wird vom 
Vorsitzenden des Senates im Sinne der §§ 82, 183, 229, 257 
die Vorlage einer Urkunde angeordnet, so wird der Producent 
den Antrag stellen können, dass dem Gegner nur einzelne 
Stellen der Urkunde vorgewiesen werden ; wird diesem Antiage 
nicht stattgegeben, so bleibt ihm nichts übrig, als mit der Vor- 
lage der Urkunde bis zur mündlichen Verhandlung zu warten 
und in derselben den Antrag zu wiederholen. 
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2. Ueber die Beweiskraft der Urkunde, insbesondere 
über die Echtheit und UnverfiÜschtheit derselben, hat sich der 
Gegner des Beweisflihrers zu erklären (§,178). Thut er dies 
trotz gerichtlicher Aufforderung nicht, so gilt die Echtheit für 
unbestritten (§ 312). Bestreitet der Gegner die Echtheit muth- 
willig, so ist er gemäß § 313 in eine Muthwillensstrafe zu 
verfallen. 

§ 299. Hat die Partei nur eine Abschrift der Urkunde 
vorgelegt, so kann ihr auf Antrag der Gegenpartei oder von 
amtswegen die Vorlage der Urschrift aufgetragen werden. Ob 
und inwieweit ungeachtet der Nichtbefolgung dieses Auftrages 
der vorgelegten Abschrift infolge ihrer Beglaubigung, ihres Alters, 
ihres Ursprunges oder aus anderen Gründen Glauben beizu- 
messen ist, hat das Gericht nach seinem Ermessen zu entscheiden^ 
Hiebei sind die für die Unterlassung der Vorlage der Urschrift 
geltend gemarkten Gründe und die sonstigen Umstände des ein- 
zelnen Falles sorgfältig zu würdigen. 

Einem Gerichte, welches an keine Beweisregeln ge- 
bunden ist, wird es nicht verwehrt werden können, auch Ab- 
schriften bei der Beweiswürdigung zu benützen, wenn die 
Urschrift aus gerechtfertigten Gründen überhaupt nicht oder 
wenn sie nur mit übermäßigem Aufwände an Mühe herbei- 
geschafft werden könnte, vorausgesetzt, dass zugleich wenigstens 
beachtenswerte Judicien für die Kichtigkeit der x\bschrift 
sprechen (Regierungsmotive, S. 272). 

Die Beweiskraft der Abschriften (auch beglaubigter Ab- 
schriften) unterliegt jedoch immer der freien Beweis Würdigung, 
wobei aber zu berücksichtigen ist, dass sich die Partei von 
manchen öffentlichen Urkunden, z. B. von Protokollen nur be- 
glaubigte Abschriften verschaffen kanu. 

(gerechtfertigte Gründe der Unterlassung der Vorlage des 
Originales sind außer den objectiven, z. B. Untergang der 
Urkunde, alle thatsächlichen und rechtlichen Gründe, welche 
die Vorlage verhindern oder unverhältnismäßig erschweren. 

Das Gericht wird sich bei dem Auftrage zur Vorlage 
der Urschrift zunächst von dem Antrage der Parteien leiten 
lassen. Es kann aber an diesen Antrag nicht gebunden 
werden: es muss sich die durch Einsicht der Urschrift zu er- 
langende Information auch von amtswegen verschaffen können 
und ebenso muss es die Macht haben, einen offenbar muth- 
willigen Antrag auf überflüssige Vorlegung einer Urschrift 
zurückzuweisen (Kegierungsmotive, 8. 272). Der Auftrag zur 
Vorlage des Originales kann durch ein Rechtsmittel nicht an- 
gefochten werden (§ 319). 
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§ 300. Wenn die Vorlegung der Urschrift einer Urkunde 
in der mündlichen Verhandlung wegen erhehliclier Hindernisse 
nicht erfolgen kann,, oder wegen der Wichtigkeit der Urkunde 
und der Besorgnis ihres Verlustes oder ihrer Besclmdigung be- 
denklich erscheint, so kann ^ das Gericht auf Antrag oder von 
amtswegen anordnen, dass die Urkunde einem beauftragten oder 
ersuchten Richter vorgelegt werde, 

Bas Gericht hat in diesem Falle zu bestimmen, welche 
Umstände durch das über die Ämtshandlung des beauftragten 
oder ersuchten Richters aufzunehmende Protokoll zu bestätigen 
sind; es kann auch anordnen, dass mit dem Protokolle eine Ab- 
schrift oder ein Auszug der Urkunde vorgelegt werde. 

Von der seitens des beauftragten oder ersuchten Richters 
zur Vorlage der Urkunde anberaumten Tagsatzung ist der Gegner 
des Beweisführers rechtzeitig zu verständigen. Wird die Ur- 
kunde bei dieser Tagsatzung nidU vorgelegt, so kann der Fort- 
gang des Processes durch die Rücksicht auf dieses Beweismittel 
nicht weiter aufgehalten werden. 

Der mittelbare Urkundenbeweis ist auf die Fälle äußerster 
Nothwendigkeit zu beschränken (Regierungsmotive, 8. 272). 

Betreflfö der Vorlage von Ilandelsbüchern und gemäß 
Art. 79, Ges. v. 4. April 1875, Nr. 68 R.-Ö.-Bl., betreffs der 
Vorlage der Tagebücher der Handelsmäkler und Sensale 
bestimmt der nach Art. VII E.G. in Wirksamkeit blei- 
bende Artikel o9 11. G. B., dass das Processgericht, wenn sich 
die Bücher nicht an einem zum Bezirke desselben ge- 
hörigen Orte befinden, das Gericht des Oi*tes, wo sich die 
llandelsbücher befinden, um die Vorlegung der Handelsbücher 
ersuchen muss, welch letzteres Gericht einen beglaubigten 
Auszug mit dem über die Verhandlungen aufgenommenen 
Protokolle zu übersenden hat. 

Der Umfang der Urkunden, ihre Uncntbehrlichkeit auch 
für kurze Zeit, die Schwierigkeiten und Gefahren einer Ver- 
sendung derselben werden das Begehren rechtfertigen. 

Obwohl die Bestimmung des § 300 unter die Vorschriften 
über die Vorlage der Urkunde durch den Beweisfl\hrer einge- 
reiht ist, so wird sie doch auch bei der Vorlegung der Urkunde 
durch den Gegner, durch eine dritte Person und durch eine 
Behörde anwendbar sein. Einer mündlichen Verhandlung bedarf 
es vor dem Beschlüsse nicht. Uei'selbe ist unanfechtbar (§ 319). 

Nachdem der Gegner des Beweisführers von der Tag- 
satzung rechtzeitig zu verständigen ist, so gelten die Bestim- 
mungen des § 289 betreffs der Beweisaufnahme auch ni 
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Abwesenheit der verständigten Parteien und betreflfs der Zu- 
lässigkeit der Ergänzung der Beweisaufnahme im Falle des 
unverschuldeten Ausbleibens der Partei. 

Wird die Urkunde bei der Tagsatzung nicht vorgelegt, 
80 kann sie die Partei in der fortgesetzten mündlichen Ver- 
handlung noch immer vorlegen, es ist jedoch im Falle der 
NichtVorlage die Beweisanbietung im Urtheilsthatbestande an- 
zuführen (§ 417). 

§ 301. Der Antrag, die Vorlage einer als Beweismittel 
zu benutzenden Urkunde zu veranlassen, welche sich bei einer öffent- 
Hellen Behörde oder in Verwahrung eines Notars befindet und 
deren Ausfolgung oder Vorlage die Partei im Wege unmittelbaren 
Einschreitens nicht zu erlangen vermag, kann auch während der 
mündlicJten Verhandlung gestellt werden. 

Wird diesem Antrage stattgegeben, so hat der Vorsitzende 
die zur Herbeischaffung der Urkunde geeigneten Verfügungen zu 
treffen. 

Der Antrag auf Herbeischaffung einer bei einer Behörde 
oder einem Notare verwahrten Urkunde kann schon in der 
Klage (§ 229), in der Klagebeantwortung (§ 243) in einem 
weiteren vorbereitenden Schriftsatze (§ 258) Und im vorbe- 
reitenden Verfahren (§ 250) gestellt werden. Der Vorsitzende 
(§ 183) und der mit dem vorbereitenden Verfahren beauftragte 
Kichter können auch von amtswegen die Herbeischaffung solcher 
Urkunden verfügen. 

Die Behörde oder der Notar können der antragstellenden 
Partei als Gegner oder als dritte Person gegenüberstehen und 
es gelten ftir dieselben die allgemeinen Bestimmungen über die 
Editionspflicht (§§ 304, 305, 308). 

Die Behauptung der Partei, dass sich die Urkunde in 
Verwahrung der (bestimmt zu bezeichnenden) Behörde oder des 
Notars befindet, wird zur Ötattgebung genügen, vorausgesetzt, 
dass sich die Partei die Urkunde nicht selbst zu verschaffen 
vermag oder deren Ausfolgung verweigert wurde (§ 229). Ist 
dieser letztere Umstand zweifelhaft, so kann zunächst die beweis- 
führende Partei angewiesen werden, sich selbst die Urkunde zu 
verschaffen und dieselbe vorzulegen. 

Die Urkunde ist bestimmt zu bezeichnen, doch dürfte auch 
die Beischaffung ganzer Acten sowie ämtlicher Auskünfte, ins- 
besondere auch der eigenen Acten des Processgerichtes zu- 
lässig sein. 

Von dem Einlangen der Urkunde oder von der Weigerung 
der Behörde, dieselbe dem Gerichte mitzutheilen, sind die 
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Parteien, im ersteren Falle nnter Freistellung der Einsichtnahme 
zu verständigen (§ 286). 

Die Entscheidung über den Antrag ist unanfechtbar (§ 319). 
Gegebenenfalls haben die Bestimmungen der §§ 298 — 300 An- 
wendung zu finden (Regierungsmotive, S. 272). 

§ 302, Nach erfolgter Vorlegung einer Urkunde kann 
der Beweisführer auf dieses Beweismittel nur mit Zustimmung 
des Gegners verzichten. 

Der Verzicht auf das Beweismittel hat zur Folge, dass die 
Urkunde als Beweismittel nicht weiter benutzt werden darf, 
unbeschadet des Rechtes des Gerichtes, die Vorlage solcher Ur- 
kunden von amtswegen zu verfügen (§ 183), wenn sich nicht 
beide Theile dagegen erklären. Außerdem kann der Gegner 
jener Partei, die auf eine Urkunde zum Zwecke der Beweis- 
führung im Processe Bezug genommen hat, gemäß § 304 die 
Vorlage der Urkunde beantragen, auch wenn der Beweisftihrer 
auf diese Urkunde als Beweismittel rechtzeitig verzichtet hat. 

Ob die Urkunde vom Beweisflihrer selbst oder vom Gegner 
oder von einem Dritten vorgelegt worden ist, macht keinen 
Unterschied ; sobald die betreft'ende Urkunde vorgelegt ist, haben 
beide Parteien das Recht, dieselbe als Beweismittel zu benützen 
und auf dieses Recht ist der verspätete einseitige Verzicht der 
Gegenpartei ohne jeden Einfluss. 

Vorleguig der Urkunde durch den Gegner. 

^^* 303. Wenn eine Partei behauptet, dass sich eine für 
ihre Beweisführung erhebliche Urkunde in den Händen des 
Gegners befindet, so kann auf ihren Antrag das Gericht detn 
Gegner die Vorlage der Urkunde durch Beschluss auftragen. 

Die antragstellende Partei hat eine Abschrift der vom 
Gegner vorzulegenden Urkunde beizubringen oder, wenn sie dies 
nicht vermag, den Inhalt der Urkunde möglichst genau und voll- 
ständig anzugeben, sowie die Thatsachen anzufahren, welche durch 
die vorzulegende Urkunde bewiesen werden sollen. JJesgleicJien 
sind die Umstände darzulegen, weldie den Besitz der Urkunde 
seitens des Gegners wahrscheinlich machen. 

Der Entscheidung über den Antrag hat, wenn derselbe 
außerhalb der mündlichen Verliandlung gestellt wird, eine 
mündliche oder schriftliche Einvernehmm%g des Gegners voraus- 
zugehen. 

1. Die Editionspflicht des Processgegners ist nur durch 
die Weigerungsgründe des § 305 und durch die Erheblich- 
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keit der Urkunde für die BeweisfÖhrung begrenzt. Durch 
die vom Aiisschnsse des Abgeordnetenhanses beschlossene 
Fassung des ersten Absatzes „so kann" wurde der Richter 
von der Nothwendigkeit befreit, auf jede, wie immer geartete 
Behauptung einer Partei, dass sich in den Händen des Gegners 
eine für ihre Beweisführung erhebliche Urkunde befindet, sofort 
und ohne eine weitere Erwägung der Sache die Vorlage der 
Urkunde aufzutragen. Hier gerade muss das Ermessen des 
Richters eingreifen können, der Richter muss nach Beurtheilung 
aller Umstände sich entscheiden können, ob er auf einen solchen 
Antrag hin die Edition verfügen soll, oder ob er sie von vorn- 
herein abzulehnen findet. Es sind ja Fälle denkbar, in welchen 
ein solcher Antrag ganz ungenügend motiviert ist, bloß zur 
Verschleppung oder offenbar nur zur Chicane vorgebracht wird 
(Motive des Ausschusses, S. 36). 

2 Der Antrag kann in der Klage (§ 229), der Klage- 
beantwortung (§ 243), in den weiteren vorbereitenden Schrift- 
sätzen (§ 258) und in der mündlichen Verhandlung gestellt 
werden. 

Zur Begründung desselben genügt eine Abschrift der 
Urkunde und die Darlegung der Umstände, welche den Besitz 
derselben seitens des Gegners wahrscheinlich machen. Eine 
Glaubhaftmachung fiir den Besitz des Gegners ist uöthig, 
eine Beweisführung im Sinne des § 307 durch eidliche Ab- 
hörung des Gegners zulässig. 

Vermag die Partei eine Abschrift der Urkunde nicht 
beizubringen, so ist dieselbe durch möglichst genaue und voll- 
ständige Angabe des Inhaltes und der durch die Urkunde zu 
beweisenden Thatsaehen zu ersetzen. Diese Momente sind nicht 
nur bei der Prüfung der Erheblichkeit zu berücksichtigen, 
sondern bilden auch für den Fall der ungerechtfertigten Nicht- 
vorlage der Urkunde (§ 307) das Substrat für die freie Beweis- 
würdigung des Gerichtes. 

3. Ueber den Antrag ist entweder mündlich zu verhandeln, 
oder es ist der Gegner mündlich oder schriftlich einzuvemehmen 
(§ 74). Leugnet der Gegner den Besitz der Urkunde, so ist 
nach § 307 vorzugehen. Gibt der Gegner den Besitz der Ur- 
kunde zu, bestreitet er aber die Erheblichkeit der durch die- 
selbe zu beweisenden Thatsaehen oder seine Verpflichtung zur 
Vorlage, so entscheidet bei Gerichtshöfen in der mündlichen 
Verhandlung der Senat, bei Bezirksgerichten der Einzelrichter, 
außerhalb der mündlichen Verhandlung der Vorsitzende oder 
beauftragte Richter (§§ 183, 250), von denen jedoch die eid- 
liche Einvernahme der Partei nie verfl\gt werden kann. 
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Der nach §§ 229, 243, 258 zulässige Antrag, dass"^ die 
Gegenpartei derlei Urkunden zur Verhandlung 'mitzubringen 
habe, welcher nach § 257 spätestens bei Anordnung der Tag- 
satzung zur mündlichen 8ti*eitverhandlung zu erledigen ist, 
kann noch nicht als Editionsantrag angesehen werden und 
erfordert ebensowenig wie der nach §§ 437, 438 bei Bezirks- 
gerichten von amtswegen zu erlassende Auftrag eine vorherige 
Einvernahme des Gegners. 

Der Beschluss auf Vorlage der Urkunde kann durch ein 
abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden (§319). 

Die unbedingte Editionspflicht des Processgegners, von 
der ihn auch die Weigerungsgründe des § 305 nicht befreien, 
ist im § 304 geregelt. 

^ 304. Die Vorlage der Urkunde' kann nicht verweigert 
werden: 

1. wenn der Gegner seihst auf die UrkiAnde zum Zwecke 
der Beweisführung im Processe Bezug genommen hat; 

2. wenn der Gegner nach bürgerlichetn Rechte zur Aus- 
folgang oder Vorlage der Urkunde verpflichtet ist; 

3. tvenn die Urkunde ihrem Inhalte na^ch eine beiden Par- 
teien getnein schaftliche ist. 

Als gemeinschaftlich gilt eitte Urkunde insbesondere für 
die Persofien^ in deren Interesse sie errichtet ist oder deren 
gegenseitige Rechtsverliältnisse darin bekundet sind. Als gemein- 
schaftlich geltet^ auch die über ein Rechtsgeschäft zwischen den 
Betheiligten oder zwiscfien einem derselben und dem gemeinsamen 
Vermittler des Geschäftes gepflogenen schriftlichen Verhand- 
lungen, 

1. Durch die Bezugnahme der Gegenpartei auf eine Ur- 
kunde zum Zwecke der BeweislXihrung in einem Schriftsätze 
oder bei der mündlichen Verhandlung wird die Urkunde zu 
einer gemeinschaftlichen. Das Recht der anderen Proccsspartei 
wird durch die Bezugnahme begründet und kann durch den 
Verzicht des Producenten auf dieses Beweismittel nicht be- 
seitigt werden (§ 302). Das der Partei nach § 82 zustehende 
Recht, dass ihr die Einsicht- und Abschriftnahme einer vom 
Gegner in Bezug genommenen Urkunde vermittelt werde, be- 
steht neben dem Editionsantragc. 

2. Unter den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes 
sind auch jene des Handelsrechtes und der Wechselordnung 
und die in anderen Gesetzen enthaltenen Normen des Privat- 
rechtes zu verstehen (Art. XXX, E.-G.). Ob das Recht ein 
dingliches oder persönliches ist, macht keinen Unterschied. 
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Die Mittheilung der FTandelBbÜcher zur vollständigen 
Kenntnisnahme von ihrem ganzen Inhalte kann in Erbschafts- 
oder in Gütergemeinschat'ts- Angelegenheiten, sowie in Gesell- 
schaftstheilungssachen und im (.'oncuree gerichtlich verordnet 
werden (Art. 40 H. G. B.) Die Einsichtnahme der Handels- 
büchier und Papiere steht nach dem H. G. B. zu: 

jedem Gesellschafter, auch wenn er nicht in dem Ge- 
schäftsbetriebe der Gesellschaft thätig ist (Ai-t. 105), selbst nach 
Beendigung der Liquidation (Art. 145); 

dem stillen Gesellschafter (Art. 253) und den Commanditisten 
zur Prüfung der Bilanz oder sonst aus wichtigen Giilnden 
(Art. 160). Wird über ein Ratengeschäft eine Urkunde er- 
richtet (Ratenbrief), so ist der Verkäufer verpflichtet, spätestens 
bei Uebergabe der Sache dem Käufer einer Abschrift der Ur- 
kunde auszufolgen (§ 5, Ges. v. 27. April 1896, Nr. 70 R.-G.-BI.). 

3. Das Gesetz stellt in Art. 3 der civilrechtlichen eine 
processuale Editionspflicht gegenüber (Reichsgericht Leipzig, 
XII, S. 413). Gemeinschaftlich ist eine Urkunde, deren Inhalt 
nicht bloO beide Streittheile betriff*t, sondeni f\lr beide bestimmt 
ist, (Wilmowski, S. 642). Bezüglich der Interessengemeinschaft 
genügt es, wenn die ITrkunde ausschließlich oder doch zugleich 
im Interesse des Editionswerbers errichtet wurde. Alle Ver- 
tragsurkunden begründen gegenseitige Rechtsverhältnisse der 
Contrahenten. 

Der Begriff* ist durch die einseitige Errichtung der Ur- 
kunde nicht ausgeschlossen (Reichsgericht Leipzig, Fuchsberger, 
S. 589). Im Laufe eines Rechtsstreites kann der Richter auf 
den Antrag einer Partei die Vorlegung der llandelsbücher der 
Gegenpartei anordnen (Art. 37 II. G. B.). Die Urschrift des 
Schiedsspruches, sowie die Zustellungsbeurkundungen haben 
als den Parteien gemeinsame Urkunden zu gelten (§ 5')3). Die 
Vorlage einer gemeinschaftlichen Urkunde kann auch auOerhalb 
eines anhängigen Rechtsstreites im Wege der Klage gefordert 
werden (Art. XLTII, E.G.). 

jsf 305. Die Vorlage anderer Urkunden kann verweigert 
werden: 

1. wenn der Inlialt ÄPigelegenheiten des Familienlebens 
betrifft; 

^. wenn der Gegner durch die VorUufe der Urkmide eine 
Ehrenpflicht verletzen würde; 

3. wenn das Bekanntwerden der Urkunde der Partei oder 
dritten Personen zur Schande gereichen oder die Gefahr straf- 
gerichtlicher Verfolgung zuziehen würde; 
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4. wenn die Partei durch die Vorlage der Urkunde eine 
staatlich anerkannte Pflicht zur Verschwiegenheit, von der sie 
nicht giltig entbunden wurde, oder ein Kunst- oder Gescluiffs- 
geheimnis verletzen würde; 

5. wenn andere gleich wichtige Gründe vorhanden sind, 
welche die Verweigerung der Vorlage rechtfertigen, 

1. Die durch die WeigerungsgrUnde des § 305 beschränkte 
bedingte Editionspflicht des Processgegners betrifft nur solche 
Urkunden, welche nicht unter § 304 fallen. 

Zunächst soll nach Ziffer 1 die Vorlage der Urkunden 
verweigert werden können, wenn deren Inhalt Angelegenheiten 
des Familienlebens betrifft, weil sich die Tragweite der Heran- 
ziehung: und des Bekanntwerdens einer solchen Urkunde nicht 
übersehen lässt und dabei große, ja unverhältnismäßige Un- 
billigkeiten unterlaufen könnten. 

Der Fall, welchen der Ausschuss unter Ziffer 2 vor Augen 
hatte, rechtfertigt wohl ebenfalls die Verweigerung der Ur- 
kunde, da in diesem Falle die Editionspflicht mit einer anderen 
Pflicht, der Ehrenpflicht, in eine bedenkliche CoUision gerathcn 
könnte (Motive des Ausschusses, S. 37). Durch die in Ziffer 
3 und 4 aufgenommenen Vorbehalte wurde zu verhüten versucht, 
dass die im F'.ntwurfe beantragte Erweiterung der Editionspflicht 
eine Benachtheiligung des Gegners nach sich ziehe oder dass 
er im Wege der Urkundenedition verhalten werden könne, 
behufs Ermittlung und Feststellung des Sachverhaltes im 
weiteren Umfange Aufklärung geben zu müssen, als ihm dies 
im Wege der eidlichen Einvernahme auferlegt werden kann 
(Regierungsmotive, S. 273). Die betreffenden Bestimmungen 
entsprechen den im § 321, Z. 1, 3 und 5 'für die Zulässigkeit 
der Verweigerung des Zeugnisses aufgestellten Gi*ünden. 

Nachdem jedoch der Ausschuss trotz dieser Aufstellung 
noch immer nicht darüber beruhigt war, dass nicht Fälle ein- 
treten können, die den angeführten an Wichtigkeit gleich- 
kommen und die Verweigerung der Herausgabe einer Urkunde 
rechtfertigen, wurden in Ziffer 5 diese noch denkbaren gleich- 
wichtigen Gründe ebenfalls herangezogen (Motive des Aus- 
schusses, S. 37), z. ß. wenn durch die Vorlage der Urkunde 
den Rechten Dritter präjudiciert würde. 

§ 306, Wenn einer der im § 305 angeführten Gründe 
nur einzelne Theile des Inhaltes einei' Urkunde betrifft, so ist 
ein beglaubigter Auszug der Urkunde vorzulegen. 

Kommen nur einzelne Theile der Urkunde in Betracht 
(§ 29$), so kann das Gericht, nachdem es von dem ganzen 
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Inhalte der Urkunde Einsicht genommen hat, auf Antrag an- 
ordnen, dass dem Gegner nur die belangreichen Stellen vorge- 
wiesen werden. Außerdem gestattet § 306 die Vorlage eines 
beglaubigten Auszuges mit Hinweglassung der nach § 305 eine 
Verweigerung der Vorlage rechtfertigenden Stellen, um die Edi- 
tionspflicht nicht weiter einzuschränken, als es unumgänglich 
nothwendig ist. Ein solcher beglaubigter Auszug hat aber 
nicht die formelle Beweiskraft der §§ 292, 29J, 294, sondern 
unterliegt auch in dieser Richtung gemäfi § 299 der freien 
Beweiswürdigung, außer es wäre die Anfertigung des Auszuges 
im Sinne des § 300 durch einen beauftragten oder ersuchten 
Richter erfolgt. 

§ 307. Leugnet der Gegner den Besitz der Urkunde und 
erachtet das Gericht die durch die TJrJcunde zu beweisenden 
Thalsachen erheblich und zugleich die Verpflichtung zur Vorlage 
der Urkunde als bestehend, so kann die Vernehmung und eid- 
liche Abhörung des Gegners durch gerichtlichen Beschluss zu 
dem Zwecke angeordnet werden, um zu ermitteln, ob der Gegner 
die Urkunde besitze oder doch wisse, wo dieselbe zu finden sei, 
oder ob die Urkunde nicht etwa von ihm oder auf seine Veran- 
lassung, um sie dein Beweisführer zu entziehen, beseitigt oder 
zur Benützung untauglich gemacht worden sei. 

Welchen Einfluss es auf die Beurtheilung des Falles hat, 
wenn der Gegner dem Auftrage zur Vorlage der Urkunde, deren 
Besitz er zugegeben hat, nicht nachkommt oder wenn er bezüg- 
lich einer Urkunde, deren Besitz er leugnet, die Vernehmung 
oder die eidliche Aussage ablehnt oder wenn aus seiner Aussage 
hervorgeht, dass die Urkunde absichtlich beseitigt oder untauglich 
gemacht worden sei, ob insbesonders in diesen Fällen die An- 
gaben des Beweisführers über den Inhalt der Urkunde cds ei'- 
iviesen anzusehen seien, bleibt dem durch sorgfältige Würdigung 
aller Umstände geleiteten richterlichen Ermessen überlassen. 

Das Verfahren nach § 307 steht mit Rücksicht darauf, 
dass die eidliche Vernehmung der Partei einem beauftragten 
Richter nicht übertragen werden kann (§ 37ö) und auch im 
vorbereitenden Verfahren unzulässig ist (§ 249), nur dem Senate 
(Einzelrichter) zu. Voraussetzung ist, dass das Gericht die zu 
beweisenden Thatsachen fiir erheblich erachtet und die Editions- 
pflicht des Gegners anerkennt. Bestreitet unter diesen Um- 
ständen der Gegner den Besitz (d. h. die Möglichkeit der 
Vorlage) der Urkunde, so kann das Gericht über Antrag oder 
von amtswegen gemäß § 371 ft*. die Vernehmung der editions- 
pflichtigen Partei ohne Beeidigung, eventuell unter Eid anord- 



Digitized by V^OOQIC 



nen, gegen welchen Beschluss ein abgesondertes Rechtsmittel 
ausgeschlossen ist (§ 319). 

Das Ergebnis dieser Vernehmung sowie die Verweigerung 
der Vernehmung oder eidlichen Aussage, die Verweigerung 
der Vorlage der Urkunde trotz gerichtlichen Editionsauftrages, 
die Beseitigung oder Untauglichmachung der Urkunde hat das 
Gericht frei zu würdigen (§ 272). Nur betreflfs der gemäß 
Art. 37 H. G. B. vorzulegenden gegnerischen Handelsbücher 
bleibt gemäß Art. VII E.G. die Beweisregel bestehen, dass 
der behauptete Inhalt der Bücher zum Nachtheile des Weigern- 
den für erwiesen angenommen werden muss. 

In diesem Falle muss daher der Editionsauftrag auch 
dann ergehen-, wenn die Partei bei ihrer Einvernahme den 
Besitz der Bücher in Abrede stellt und deren Beseitigung 
bestätigt. 

Vorlegung der Urkunde durch einen Dritten. 

§ 308, Wenn sich eine zur BeweMführung benöthigte 
Urkunde in der Hand eines Dritten befindet, welcher nach den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechtes oder deshalb zur Heraus- 
gabe und Vorlage der Urkunde verpflichtet ist, weil dieselbe 
ihrem Inhalte nach eine für den Beweisführer uud den Dritten 
gemeinschaftliche ist (§ 304), so kann letzterem auf Antrag des 
Betceisführers vom Frocessgerichte durch Beschluss aufgetragen 
werden, die Urkunde innerhalb einer ihm zugleich zu bestimmenden 
Frist auf Kosten des Beweisführers bei dem Frocessgerichte 
bvhufs Benützung bei der mündlichen Verhandlung zu hinterlegen. 

Ueber einen solchen Antrag hat das Frocessgericht nach 
Anhörung des Gegners und des angeblicJien dritten Besitzers 
der Urkunde zu entscheiden* falls letzterer den Besitz der 
Urkunde leugnet, kann dem Antrage nur dann stattgegeben 
werden^ wenn die antragstellende Fartei glaubliaß macht, dass 
sich die Urkunde in der Hand des Dritten befindet. Zum Zwecke 
der Einvernehmung der Betheiligten kann vom Frocessgerichte 
eine besondere Ta^satzung angeordnet werden. Der Beschluss 
ist ruich Eintritt de*' Bechtskraft und nach Ablauf der ange- 
ordneten Vorlagefrist vollstreckbar. 

Bei Zurückweistmg des Antrages sind dem anglichen 
Besitzer der Urkunde auf sein Verlangen die ihm durch das 
Verfahren verursachten nothwendigen Kosten zu ersetzen. 

1. Für die Editionspflicht sind mit Ausnahme des Beweis- 
führers und seines Processgegnerö alle anderen Personen Dritte; 
so insbesondere auch die eigenen Streitgenossen des Beweis- 
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führers und die Nebenintervenienten beider Parteien, sofern" »ie 
nicht Streitgenossen sind. Bei Streitgenossen des Process- 
gegners ist zunächst der Unterschied zu machen, ob sie noth- 
wendige Streitgenossen sind (§ 14) oder nicht. Notli wendige 
Streitgenossen des Gegners sind als eine Streitpartei anzu- 
sehen und daher immer Processgegner des Beweisftihrers. 
Andere Streitgenossen sind hinsichtlich der Editionspflicht nur 
dann Processgegner des Beweisführers, wenn durch die vorzu- 
legende Urkunde gegen alle Streitgenossen Beweis geführt 
werden soll. Handelt es sich' aber um eine Beweisführung 
gegen einen oder einzelne Streitgenossen, so sind die übrigen 
nicht Processgegner des Beweisführers betreffs dieser Urkunde. 

2. Die Editionspflicht Dritter beschränkt sich auf die im 
§ 304, Ziffer 2 und 3 angeführten Urkunden, betreffs welcher 
ein civilrechtlicher Anspruch auf Vorlage besteht (§ 304, Anm. 2), 
oder welche als gemeinschaftliche Urkunden (^§ 304, Anm. 3) 
erscheinen. 

Vermag der Beweisftlhrer glaubhaft (§ 274) zu machen, 
dass sich die Urkunde in den Händen des editionspflichtigen 
Dritten befindet, so kann er den Antrag stellen, dass das 
Processgericht dem Dritten mittels Beschlusses eine Frist zur 
Vorlage der Urkunde bestimme. 

Nachdem die Urkunde zur Benützung bei der mündlichen 
Verhandlung, also vor der mündlichen Verhandlung, bei Gericht 
hinterlegt werden soll, hat der Antrag vor der mündlichen Ver- 
handlung mittels Schriftsatzes (bei Bezirksgerichten nach § 434 
auch zu Protokoll) zu erfolgen und es ist über denselben ohne 
eigentliche mündliche Verhandlung nach mündlicher oder 
schriftlicher Einvernahme (§ 74) des Gegners und des Dritten 
zu entscheiden. 

Der Antrag ist abzuweisen, wenn die Partei, welche den 
Antrag stellt, nicht glaubhaft zu machen vennag, dass sich die 
fragliche Urkunde in der Hand des Dritten befindet — letzterem 
kann außerhalb des Processes eine Beweispflicht nicht auferlegt 
werden — wenn femer die Verpflichtung zur Herausgabe vom 
Dritten bestritten wird und endlich wenn die Entscheidung 
über das Vorhandensein dieser Verpflichtung die vorgängige 
Ermittlung und Feststellung streitiger Thatumstftnde ver- 
langt. Wenn bloß Divergenzen in der Rechtsauffassung bestehen, 
erscheint die Einleitung eines Processes entbehrlich (Regierungs- 
molive, S. 275). 

3. Die Entscheidung steht dem Processgc richte (I. Instanz) 
zu und kann mit Rccurs angefochten werden. Der Beschluss 
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ist nach Rechtskraft und nach Ablauf der erstreckbaren Frist 
gemäß § 346 E. O. vollstreckbar. 

Die Vorlage erfolgt (auch im Vollstreckungsverfahren) 
auf Kosten des Beweisftlhrers und sind dem Dptten über sein 
Begehren diese Kosten und im Falle der Zurückweisung des 
Antrages die noth wendigen Kosten gemäß § 41 zuzusprechen. 

§ PtOO. Mms der angebliche Besitzer der Urkunde im 
Wege der Klage zur Herausgabe und Vorlage der Urkunde ver- 
halten werden, weil nicht glaubhaß gemacht werden kann, dass 
sieh die Urkunde in seiner Band befindet oder weil die Ent- 
scheidung über das Vorhandensein der Pflicht zur Herausgabe 
und Vorlage der Urkunde die vorgängige Ermittlung und Fest- 
stellung streitiger Thatumstände verlangt, so kann das Process- 
gericht, wenn es die durch die Urkunde zu bevoeisenden That- 
sachen für erheblich halt, auf Antrag anordnen, dass mit der 
Fortsetzung der mündlichen VerJiandlung bis nach Ablauf der 
gleichzeitig dem Beweisführer zur Vorlegung der Urkunde zu 
bestimmenden Frist gewartet werde (§ 270), 

Der Gegner des Beweisführers kann jedoch noch vor 
Ablauf dieser Frist die Fortsetzung der Verhandlung bean- 
tragen, wenn die Klage des Betveisßhrers gegen den Dritten 
früher erledigt ist, oder der Beweisführer die Erhebung der 
Klage oder die Betreibung des Processes oder der Execuiion 
verzögert. 

Die Vorlegung der Urkunde geschieht auf Kosten des 
Beweisführers, 

Muss die Edition der Urkunde im Klagswege erstritten 
werden^ so kann das Processgericht eine Frist bestimmen, bis 
zu deren Ablauf mit der Fortsetzung der mündlichen Ver- 
handlung gewartet wird. Es ist dies keine Unterbrechung 
des Verfahrens im Sinne und mit der Wirkung des § 163; 
denn es steht nichts im Wege, andere Beweise während der 
Frist aufzunehmen; wie auch das Verfahren nach Ablauf der 
Frist nicht aufgenommen, sondern fortgesetzt wird. 

Nach Ablauf der erstreckbaren Frist kann der Beweis 
nur benützt werden, wenn dadurch das Verfahren nicht ver- 
zögert wird (§ 279). 

Der Antrag auf Fortsetzung der Verhandlung vor Ablauf 
der Frist karn nur vom Beweisgegner gestellt werden. 
Derselbe hat mittels Schriftsatzes (bei Bezirksgerichten auch 
zu Protokoll) zu erfolgen und ist durch den Nachweis der Be- 
dingungen zu begründen. 

Gegen die im Sinne des ersten und zweiten Absatzes 
gefassten Beschlüsse ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 319), 
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der zurückgewiesene Beweis ist im Urtheilsthatbestande anzu- 
führen (§ 417). 

Die Kosten der Vorlage der Urkunde fallen auch hier wie 
im vorhergehenden Paragraphen dem Beweisführer zur Last, sind 
gegen denselben zuzusprechen, fallen aber bei der Endentschei- 
dung in die allgemeinen Processkosten, die im Falle des Ob- 
siegens zu ersetzen sind. 

Echtheitsbeweis. 

§ 310. Urkunden, welche sich nach Form und Inhalt als 
öffentliche Urkunden darstellen, haben die Vermuthung der Echt- 
heit für sich. 

Hält dcts Gericht die Echtheit für zweifelhaft, so kann 
es auf Antrag oder von amtswegen die Behörde oder die Person, 
von welcher die Urkunde errichtet sein soll, zu einer Erklärung 
über die Echtheit veranlassen, Lässt sich der Zweifel an der 
Echtheit der Urkunde nicht auf diese Art beseitigen, so obliegt 
der Beweis ihrer Echtheit demjenigen, der diese Urkunde als 
Beweismittel gebrauchen will. 

Das Gesetz unterscheidet nicht zwischen Echtheit und 
Unverfälschtheit einer Urkunde ; nur im § 316 wird der letzteren 
erwähnt. Eine Urkunde ist nur dann echt, wenn sie vom Aus- 
steller herrührt und unverfälscht ist. 

Betreffs aller inländischen öffentlichen Urkunden (§ 192) 
stellt § 310 die Rechtsvermuthung (§ 270) auf, dass sie echt 
sind, wenn sie nach Form und Inhalt diesbezüglich keinen 
Zweifel erwecken. 

Gemäß § 298 hat sich zwar der Gegner des Beweisführers 
auch über die vorgelegte öffentliche Urkunde zu äußern, ohne 
dass jedoch hiedurch die gesetzliche Vermuthung entkräftet 
oder die Beweislast geändert würde. Wird die Echtheit einer 
öffentlichen Urkunde vom Gegner zugestanden (§ 266), so ist 
ein Gegenbeweis nur im Falle eines Widerrufes zulässig, 
während die präsumtio juris des § 310 den Beweis der Unecht- 
heit dem Beweisgegner auferlegt, ohne diesen Gegenbeweis 
irgendwie zu beschränken. 

Soll die Vermuthung der Echtheit entkräftet werden, so 
werden hiezu eventuell weitläufige Beweisführungen noth- 
wendig sein. Sie dürften sich jedoch vermeiden lassen, wenn 
das Gericht vor Zulassung der Beweisführung — wo es thun- 
lich ist — die Erklärung des Urkundenausstellers einholt. Die 
einlangende Erklärung wird dann einen Bestandtheil der Pro- 
cessacten bilden, und von beiden Theilen benützt werden 

FUratl Civilproceasgeset/e. ^^ 
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können (Regierungsmotive, S. 275). Der betreffende Beschluss 
kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden (§ 319). 

§311, Ob eine Urkunde, welclie sich als von einer aus- 
ländischen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben 
versehener^ Person des Auslandes errichtet darstellt, ohne näheren 
Nachweis als echt anztisehen sei, hat das Gericht nach den Um- 
ständen des FaUes zu ermessen. 

Zum Beweise der Echtheit einer solchen Urkunde genügt, 
sofern nicht durch besondere^ Bestimmungen etwas anderes fest- 
gesetzt ist, die Beglaubigung durch das Ministerium des 
Aeuüern oder durch einen österreichisch-imgarischen Gesandten 
oder Consul. 

Ist eine ausländische öffentliche Urkunde mit den vorge- 
schriebenen Beglaubigungen versehen oder ist flir dieselbe eine 
Beglaubigung nicht vorgeschrieben, so gilt dieselbe — die 
Gegenseitigkeit vorausgesetzt — nach § 293 für eine öffent- 
liche Urkunde und hat die Vermuthung der Echtheit für sich. 

Desgleichen ist die Echtheit solcher ausländischer Ur- 
kunden, denen wegen des Mangels der Gegenseitigkeit die 
Qualität öffentlicher Urkunden nicht zukommt, durch die im 
Abs. 2 vorgeschriebene Beglaubigung erwiesen. 

In beiden Fällen obliegt der Gegenbeweis dem Beweis- 
gegner. Ausländische Urkunden, denen die Beglaubigung fehlt, 
ohne dass dieselbe gemäß § 293, Anm. 3, 4 erlassen wäre, 
unterliegen betreffs der Echtheit der unbeschränkten richterlichen 
Thatsachenwürdigung. 

§ 812, Die Echtheit einer Privaturkunde gut als unbe- 
stritten, wenn der Gegner des Beweisfuhrers es unterlassen hat, 
sich über die Echtheit der Urkunde zu erklären, soferne nicht 
die Absicht, die Echtheit zu bestreiten, aus den übrigen Er- 
klänmgen des Gegners hervorgeht. Befindet sich auf der Urkunde 
eine Namensunterschrift, so hat sich der Gegner des Beweis- 
führers unter der gleichen Rechtsfolge auch über die Echtheit 
der Unterschrift zu erklären. 

Die bestrittene Echtheit einer Privaturkunde oder einer 
auf derselben befindlichen Namensunterschrift ist von dem- 
jenigen zu beweisen, der die Urkunde als Beweismittel ge- 
brauchen unll, 

1. Ueber die Echtheit einer Urkunde hat sich der Beweis- 
gegner zu erklären (§ 178) und zwar sowohl über die Echtheit 
der Urkunde (Unverftllschtheit), als auch über die Ekshtheit 
der etwa auf derselben befindlichen Unterschrift. Er ist hiezu 
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aufzufordern (§ 298). Unterlässt er dennoch die Erklärung, 
verweigert er also dieselbe, so gilt dies als Geständnis der 
Echtheit (§ 2^66), sofern niclit der Bestreitungswille aus den 
übrigen Erklärungen geschlossen werden muss, was insbesondere 
bei der Erklärung des Nichtwissens oder Nichterinnerns über 
fremde Handlungen (§ 267) zu berücksichtigen sein wird. 

2. Die Erklärung kann bis zum Schlüsse der mündlichen 
Verhandlung erfolgen (§ 179) und setzt in der Regel (§§ 299, 
306) die Vorlegung der Urschrift voraus. Auch wenn die Ur- 
kunde einem ersuchten oder beauftragten Richter (§ 300) vor- 
gelegt wird, kann die Erklärung in der mündlichen Verhandlung 
erfolgen ; nur die im vorbereitenden Verfahren unterlassene oder 
verweigerte Erklärung kann in der mündlichen Verhandlung 
nicht mehr nachgeholt werden (§ 263). 

3. Der Echtheitsbeweis kommt' erst dann in Frage, wenn 
die Echtheit bestritten wird. Erst dann ist es nothwendig, die 
zur Erweisung der Echtheit erforderlichen Beweise anzubieten. 
Ein diesbezügliches Vorbringen kann daher nicht im Sinne des 
§ 179 als verspätet zurückgewiesen werden, weil es erst nach 
der Bestreitung der Echtheit erfolgt ist. 

Zum Beweise der Echtheit können alle nach der Civil- 
processordnung zulässigen Beweismittel benützt werden, auch ist 
Schriftenvergleich (§ 314) zulässig. 

Wird zwar die Echtheit der Unterschrift auf der Urkunde 
anerkannt, aber die Echtheit (Unverftllschtheit) der Urkunde 
bestritten, so ändert dies an der Beweislast nichts. Die gegen- 
theilige Norm der Civilprocessordnung für das Deutsche Reich ist 
in unser Gesetz nicht aufgenommen worden (A. M. Schauer, S.455). 

§ 313. Eine Partei, welche die Echtheit einer Urkunde 
in muthwüliger Weise bestritten hat, i$t in eine Muthwillens- 
strafe zu verfallen. 

Sowohl die Partei, als deren gesetzlicher Vertreter (§ 5) 
oder Bevollmächtigter (§ 39) sind in eine Muthwillensstrafe 
zu verföUen, deren Höhe nach § 220 300 fl. nicht übersteigen 
darf. Die Bestrafung muthwilliger Ableugnungen der Echtheit 
einer Urkunde steht damit im Zusammenhange, dass im münd- 
lichen Verfahren auf das Gebot der Wahrhaftigkeit der größte 
Wert gelegt werden muss ("Regierungsmotive, S. 275). Muth- 
willig ist die Bestreitung der Echtheit, wenn sie gegen besseres 
Wissen erfolgt. 

Sohriftvergleiohung. 

§ 314. Der Beweis der Echtheit oder Unechtheit einer 
Urkunde kann auch durch Schriftvergleichung geführt werden. 

31» 
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Als Vergleichungsschriften können nur solche Schriftstücke 
benutzt werden, deren Echtheit unbestritten ist oder doch ohne 
erhebliche Verzögerung dargethan werden kann. 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes über diu Vorlegung 
von Beweisurkunden sind auch in Ansehung der Vorlegung von 
Vergleichungsschriften anzuwenden. 

Mangelt es an zureichenden Vergleichungsschriften, so kann 
derjenigen Partei, über deren Handschrift der Beweis der Echt- 
heit hergestellt werden soll, aufgetragen werden, vor Gericht 
oder vor einem beauftragten oder ersuchten Eichter eine Anzahl 
von ihr zu bezeichnenden Worten niederzuschreiben. 

Das Niedergeschriebene ist dem Verhandlungsprotokoll bei- 
zulegen. Welchen Einfluss es auf die Herstellung des Beweises 
hat, ivenn die Partn einem solchen richterlichen Auftrage keine 
Folge leistet oder mit offenbar entstellter Schrift schreibt, bleibt 
der richterlichen Beurtheilung überlassen. 

1. Für die Schriftenvergleichung ist nur insofern eine 
Beschränkung auf bestimmte Arten von Schriften gegeben, als 
solche Schriften, deren Echtheit bestritten ist und nicht ohne 
erhebliche Verzögerung dargethan werden kann, zur Vergleichung 
nicht benutzt werden können. 

Sache des Beweisflihrers ist es, die Vorlegung geeigneter 
Schriften zu veranlassen. Da die Bestimmungen über Vorlegung 
von Beweisurkunden auch auf Vergleichungsschriften Anwendung 
finden sollen (Abs. 3), so ergibt sich von selbst, dass die Vor- 
schriften über Urkundenedition angewendet werden können, 
um Vergleichungsschriften herbeizuschaffen (Regierungsmotive, 
S. 275). Es gelten überhaupt alle Bestimmungen der §§ 297, 
301, 303—305, 308. 

2. Nur beim Mangel zureichender Vergleichungsschriften 
kommt es zur Schriftprobe. Von einem Mangel an Verglei- 
chungsschriften wird auch dort gesprochen werden können, wo 
die Herbeischaffung der Vergleichungsschriften im Wege der 
Urkundenedition zwar nicht schlechtweg ausgeschlossen, aber 
mit ganz unverhältnismäßigen Schwierigkeiten verbunden ist 
(Regierungsmotive, S. 275). 

Der diesbezügliche Beschluss des Senates (Einzelrichters) 
ist unanfechtbar (§ 319). Die Niederschrift hat vor dem er- 
kennenden Gerichte oder vor dem hiezu beauftragten oder 
ersuchten Richter zu erfolgen, bildet eine Beilage des Protokolles 
und ist sohin von amtswegen zu beachten (§ 217). 

3. Weder zum persönlichen Erscheinen, noch zur Schrift- 
probe darf die Partei gezwungen werden. Verweigert sie die 
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Niederschrift oder verstellt sie ihre Schrift, so ist dies nach 
§ 272 frei zu würdigen. 

§ 315. Die Vergleichung der Handschriften kann das 
Gericht selbst vornehmen oder, wenn sich ihm Zweifel ergeben, 
das Gut(zchten von Sachverständigen einholen. 

Ueber das Ergebnis der Schriffvergleichung ist vom Gerichte 
nach freier üeberzeugung zu entscheiden. 

Im § 314 ist zwar als Beweismittel der Echtheit oder 
Unechtheit einer Urkunde die Schrift vergleichung angeführt, 
jedoch der § 315 hinzugefügt, um nicht für dieses unsichere 
Beweismittel das Miss Verständnis entstehen zu lassen, als ob 
diesem Beweismittel, welches nur als etwaiger Nothbehelf bei- 
behalten wurde, eine bindende Kraft beiwohnen solle (R. G. 
Leipzig, XV, S. 336). Beschließt das Gericht, die Schriften- 
vergleichung selbst vorzunehmen, so ist ein Rechtsmittel aus- 
geschlossen und es ist das Resultat derselben in den Urtheils- 
grUnden zu erläutern. Ueber den gleichfalls unanfechtbaren 
Beschluss auf Beiziehung von Sachverständigen erfolgt die Be- 
weisaufnahme im Sinne der §§ 351 ff., ohne dass jedoch das 
Gericht an das Gutachten der Sachverständigen bei der Ent- 
scheidung gebunden wäre. 

Gerichtliche Aufbewahrung von Urkunden. 

§ 316. Urkunden, deren Echtheit bestritten ist oder deren 
Inhalt verändert sein soll, können bis 0ur rechtskräftigen Er- 
ledigung des Processes bei Gericht zurückbehalten werden, sofern 
nicht ihre Ausfolgung an eine andere Behörde im Interesse der 
öffentlichen Ordnung erforderlich ist. 

Die Anordnung, dass eine Urkunde bei Gericht zurück- 
behalten werden solle, obliegt dem Vorsitzenden (§ 183) und 
kann durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten 
werden (§ 319). Der Zweck der gerichtlichen Verwahrung 
besteht darin, eine weitere Veränderung derselben zu verhüten 
(Regierungsmotive, S. 275). Im Interesse der öffentlichen Ord- 
nung kann die Auslieferung an eine andere Behörde zur straf- 
rechtlichen oder Disciplinarverfolgung, zur Berichtigung öffent- 
licher Bücher, im Stempelinteresse (Wilmowski, S. 662) und 
namentlich dann erforderlich sein, wenn die Urkunde bei einer 
anderen Behörde bleibend benöthigt wird. Bei einer solchen 
Ausfolgung wird es jedoch zweckdienlich sein, die betreffende 
Behörde zu benachrichtigen, dass die Urkunde, bis» !zur rechtsr 
kräftigen Erledigung des Processes der Partei nicht ausgefolgt 
werden soll; denn die Verwahrung bei letzterer Behörde hat 
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«nStelle der gerichtlichen Verwahrung zu treten (Regierungs- 
motive, S. 275). 

Nach rechtskräftiger Erledigung des Processes sind auch 
die so bei Gericht zurückbehaltenen Urkunden der Partei auf 
ihr Begehren wieder auszufolgen (§ 219). 

EriMueruig von Urkunden. 

§ 317. Wird eine Privaturkunde unleserlich oder scheut- 
hafl, so kann deren Inhaber oder jeder andere Betheiligte vom 
Aussteller der Urkunde begehren, dass dieselbe auf Kosten des 
Antragstellers gerichtlich erneuert werde. Hiezu sind alle Per- 
sonen zu laden, wider welche die Urku/nde nach Lage der Sache 
zum Beweise dienen soll. 

Im Falle der Weigerung kann der Aussteller zu solcher 
Erneuerung nur im Wege der Klange verhalten werden. 

Die gerichtliche Erneuerung einer Urkunde besteht in der 
Ausfertigung einer beglaubigten Abschrift derselben, welche die 
Urschrift zu ersetzen hat (Ullmann, S. 299). Dieselbe dient 
zur Sicherung des Beweißes durch die schadhafte Urkunde und 
richtet sich nach den Vorschriften des achten Titels. Mit der 
Beweisaufnahme ist vorzugehen, auch wenn die geladenen Per- 
sonen nicht erschienen sind, wenn nur die Originalurkunde dem 
Gerichte vorliegt. Die Weigerung des Ausstellers muss im 
Processwege ausgetragen werden; die Weigerung der anderen 
Betheiligten sowie Ein\/endungen aller Betheiligten über Form 
und Inhalt der zu erneuernden Urkunde sind bei der Erneuerung 
zu berücksichtigen. 

Auskunftssachen. 

§ 318. Inwieweit durch Denkmäler, Grenzzeichen, Mark- 
steine, Aich- und HeimpßMe und äJinliche Zeichen oder durch 
Kerb- oder Spannhölzer, welche die Parteien für ihren Verkehr 
erwiesenermaßen gebraucht hohen, ein Beweis geliefert werde, hat 
das Gericht nach sorgfältiger Würdigung aller Umstände zu 
beurtheilen. 

Die Bestimmungen der §§ 303 bis 309 sind auch auf 
die Vorlegung von Auskunflssaehen sinngemäß a/n^zuwenden. 

Die Auskunftssachen sind im § 318 nicht taxativ aufge- 
zählt. Alle Gegenstände sinnlicher Wahrnehmung, welche zum 
Beweise einer Thatsache dienen können, ^einen Gedanken 
körperlich daratellen^ (Wetzeil, § 24, S. 221), mit alleiniger 
Ausnahme der schriftlichen Urkunden, sind Auskunftssachen 
und unterliegen der freien richterlichen Beweiswürdigung. 
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Landkarten, Pläne, Risse, welcke keine schriftliche Bestätigung 
enthalten, sind gleichfalls nur Anskunftssachen. Die Bestimmungen 
über Edition (§§ 303 — 509) sind auch auf die Anskunftssachen 
analog anzuwenden. Desgleichen wird die Partei, welche sich 
auf solche A uakunftssachen beruft, dieselben im Sinne der 
§§ 297, 298, 300 vorzulegen oder gemäß § 301 deren Herbei- 
schaffuBg zu beantragen haben. 

§ 319. Gegen die smfolge §§ 298, 299, 300, 301, 309, 
Abs, 1 und 2, 310, 314 und 315 ergehenden gerichtlichen Be- 
schlüsse, Anordnungen und Aufträge ist ein Bechtsmittel nicht 
zulässig. 

Die gemäÜ §§ 303, 307 und 316 gefassten Beschlüsse 
können durch ein abgesondertes Bechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

Der Beschluss, durch welchen einer Partei über Anti*ag 
ihres Gegners die Vorlage einer Urkunde aufgetragen wird 
(§ 303), sowie der im Verfahren über den Editionsantrag er- 
gehende Beschluss über die eidliche Vernehmung jener Partei 
(§ 307), sind dem Wesen nach processleitende Beschlüsse, und 
als solche entzieht sie der Entwurf einer separaten Anfechtung. 
Gleiches gilt auch in Ansehung des nach § 316 ergehenden 
Beschlusses über die einstweilige Verwahrung der Urkunden. 

Auch die im Abs. 1 angeführten gerichtlichen BeachiilMe, 
Anordnungen und Aufträge ergeben darcliwegs in Ausübung 
der Processleitungsfunction des Gerichtes. Damach wären sie 
eigentlich, was ihre Anfechtbarkeit anbelangt, den frUiier ge- 
dachten, im Abs. 2 aufgezählten Beschlüssen an die Seite zu 
stellen, ihre Anfechtbarkeit wäre bloß zu suspendieren. Der 
Entwurf schlägt vor, sie für unanfechtbar zu erklären, weil 
die bloße Sistierung der Anfechtbarkeit in allen diesen Fällen 
eine genaue Protokollierung nothwendig machen würde (Re- 
gierungsmotive, S. 275). 



Vierter Titel: Beweis durch Zeugen. 

Unzulissigkelt und Verweigerung des Zeugnisses. 
§ 320, Als Zeugen dürfen nicht vernommen werden: 
1, Personen, welche zur Mittheilung ihrer Wahrnehmungen 
unfähig sind, oder welche zur Zeit, auf welche sich ihre Aus- 
sage beziehen soll, zur Wahrnehmung der zu beweisenden That- 
Sache unfähig waren] 
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2. Geistliche in Ansdmng dessen, was ihnen in der Beichte 
oder sonst unter dem Siegel geistlicher Amtsverschwiegenheit an- 
vertraut wurde; 

3. Staatsbeamte^ wenn sie durch ihre Aussage das ihnen 
obliegende Amtsgeheimnis verletzen würden, inso/ern sie der 
Pflicht zur Geheimhaltung nicht durch ihre Vorgesetzten eM- 
bunden sind, 

1. Zeuß:e im Civil processe ist jede von den Parteien 
verschiedene Person, welche ihre eigenen Wahrnehmungen über 
Thatsachen dem Gerichte zum Zwecke der Beweisführung mit- 
zutheilen hat, und zwar entweder unmittelbar dem Process- 
gerichte oder mittelbar dem ersuchten oder beauftragten Richter. 

Die Parteien können nicht als Zeugen vernommen werden 
(§ 371). Als Partei gilt auch deren gesetzlicher Vertreter, der 
Gemeinschuldner, jeder öffentliche Gesellschafter einer offenen, 
jeder pernönlich haftende Gesellschafter einer Commanditgesell- 
schaft und jeder Streitgenosse (§ 373), der Nebenintervenient 
nach § 20 (Anm. 3), der Director einer Actiengesellschaft, 
welcher dieselbe im Processe vertritt (R. G. Leipzig, II, S. 400), 
das Vorstandsmitglied einer Genossenschaft (R. G. Leipzig, 
Fuchsberger. S. 550), der Nebenintervenient, der mit Einwilli- 
gung der Processparteien in den Rechtsstreit eingetreten ist 
(§ 19), der Auetor, der nach § 2.5 in den Rechtsstreit eintritt. 

Dagegen können als Zeugen vernommen werden Neben- 
intervenienten, die weder in den Rechtsstreit als Partei ein- 
getreten, noch nach § 20 Streitgenossen sind, Bevollmächtigte. 

2. Nach Ziffer 1 dürfen als Zeugen nicht vernommen 
werden Wahrnehmungsunfilhige und Aussageunfähige, d. i. Kinder, 
Irre, in gewisser Beziehung auch Taube, Blinde, Stumme, 
Volltrunkene u. s. w. 

Unter Geistlichen der Ziffer 2 sind die Seelsorger aller 
staatlich anerkannten Religionsgesellschaften zu verstehen. 

Staatsbeamte, also nicht auch Landes- und Gemeinde- 
beamte, sind zur Wahrung des Amtsgeheimnisses auch nach 
dem Austritte aus dem Dienstverhältnisse verpflichtet. 

Das Vorhandensein der im § 320 aufgezählten Unzu- 
lässigkeitsgi'ünde ist von amtswegen zu beachten, ohne dass es 
hiezu eines Antrages der Parteien oder einer Verweigerung des 
Zeugnisses bedarf, wenn auch die Zeugen selbst und die Par- 
teien auf die Unzulässigkeit der Vernehmung aufmerksam 
machen können. Hält das Gericht die Vernehmung eines 
Staatsbeamten ohne dessen Entbindung von der Pflicht zur 
Geheimhaltung für unzulässig, so hat es die Entscheidung des 
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Vorgesetzten des Beamten einzuholen^ welche ftir das Gericht 
bindend sein dürfte. 

Desgleichen wird es ratheam sein, im Zweifel die Wohl- 
meinung des Vorgesetzten eines als Zeugen zu vernehmenden 
Seel8or<::ers darüber einzuholen, ob im concreten Falle durch 
die Zeugeneinvernahme das Beichtsiegel oder das Siegel* geist- 
licher Verschwiegenheit verletzt würde. 

Der Zeuge kann vor seiner Beeidigung über die Zu- 
lässigkeit seiner Abhörung befragt werden (§ ^-^37) und es kann 
der Senat (Einzelrichter) auf Grund dieser Befragung be- 
schlieBen, dass die Abhörung des Zeugen zu unterbleiben habe. 

Der beauftragte oder ersuchte Richter ist zu diesem Bcr 
Schlüsse nicht berechtigt (§ 337). 

Der Beschluss kann durch ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht angefochten werden (§ 349). 

§ 321, Die Aussage darf von einem Zeugen verweigert 
werden : 

1. Üeber Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen, seinem 
Ehegatten oder einer Perso^i, mit welcher der Zeuge in gerader 
Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade verwandt 
oder verschwägert, oder mit welcher er durch Adoption verbunden 
ist, ferner seinen Pflegedtem und Pflegekindern, sowie seinem 
Vormunde oder Mündel zur Schande gereichen oder die Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde -^ 

2. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen oder 
einer der in Z. 1 bezeichneten Personen einen unmittelbaren ver- 
mögensrechtlichen Nachtheil zuziehen würde '^ 

3. in Bezug auf Thatsachen, über welche der Zeuge nicht 
würde aussaugen können, ohne eine ihm obliegende staatlich aner- 
kannte Pflic/it zur Verschwiegenheit zu verletzen, insoferne er 
hievon nicht giltig entbunden wurde] 

4. in Ansehung desjenigen, was dem Zeugen in seiner 
Eigenschaft als Advocat von seiner Partei anvertraut wurde '^ 

5. über Fragen, welche der Zeuge nicht würde beant- 
worten können, ohne ein Kunst- oder Geschäftsgeheimnis zu 
offenbaren. 

Die Aussage kann in den unter Z, 1 und 2 angegebenen 
Fällen mit Rücksicht auf die daselbst bezeichneten Angehörigen 
auch dann verweigert werden, wenn das ehelicJie Verhältnis, 
wel'hes die Angehöngkeit begründet, nicht mehr besteht. 

1. Nach § 321, welcher durch §322 eingeschränkt wird? 
steht es im Belieben des Zeugen, ob er im Falle rechtmäßiger 
Entschuldigungsgründe die Aussage ganz oder über einzelne 
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Fragen verweigern will oder nicht. Dagegen steht dem Zeugen 
nicht das Recht zu^ die Beeidigung seiner Aussage^ von der er 
befi'eit wäre, zu verweigern und unbeeidet aussagen zu wollen, 
weil über die Beeidigung die Beschlussfassung einzig und allein 
dem Gerichte zusteht (§ 337). Die zu vernehmenden Personen 
sind gemäß § 339 stets zu belehren, über welche Fragen die 
Aussage von einem Zeugen verweigert werden darf, auch ist 
in ihrer Ladung der Gegenstand der Vernehmung kurz zu 
bezeichnen (§ 329). 

2. Der Kreis der von der Zeugnispflicht befreiten Per- 
sonen ist betreffs der persönlichen Befreiungsgründe enger ge- 
zogen als in der Strafprocessordnung (§ 152), nachdem die Be- 
freiung in der Seitenlinie nur bis zum zweiten Grade: 
Geschwister und deren Ehegenossen, reicht. Das Band der 
Schwägerschaft wird nach dem Schlussatze durch den Tod 
oder die anderweitige Auflösung der Ehe nicht aufgehoben und 
die Verwandtschaft und Schwägerschaft kann sowohl auf ehe- 
licher als auf unehelicher Geburt beruhen. 

3. Der Begriff der Schande ist, abgesehen von demjenigen, 
was nach allgemeinen moraliscben Grundsätzen jedem zur 
Schande gereichen muss, wesentlich von den Standesverhält- 
nissen desjenigen abhängig, um dessen Ehre es sich handelt 
(Wilmowski, S. 594). 

Während die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
nicht auf die Gefahr einer Verfolgung im Disciplinarwege oder 
auf eine gefilllsgerichtliche Verfolgung ausgedehnt werden kann, 
steht es doch außer Zweifel, dass die Disciplinarbehandlung 
eines Beamten oder Advocaten demselben zur Schande ge- 
reichen kann. 

Die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung ist nur von einer 
solchen durch Civil- oder Militärstrafgerichte (einschließlich der 
Verfolgung wegen einer üebei-tretui.g) zu verstehen. Es ist 
keineswegs erforderlich, dass die Beantwortung der betreffenden 
Fragen ohne weiters und mit Nothwendigkeit auch die wirk- 
liche Bestrafung des Zeugen nach sich ziehen muss; vielmehr 
genügt die Gefahr, dass der Zeuge sich durch die Beantwortung 
der Frage in bejahendem oder verneinendem Sinne einer straf- 
gerichtlichen Verfolgung aussetzt (Reichsgericht Leipzig, XXIII, 
S. 134). 

Nur ein unmittelbarer vermögensrechtlicher Kachtheil 
berechtigt zur Weigerung und auch dieser nur unter der Ein- 
schränkung des § 322. Ohne diese Beschränkung könnte sich 
dieser Weigerungsgrund namentlich bei Verhandlung von Erb- 
rechtsprocessen sowie bei jenen Streitigkeiten leicht als außer- 
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ordentliche Erschwerung der Sachverhaltsfeststellnng fühlbar 
machen^ welche dem Gebiete des ehelichen Güterrechtes ange- 
hören oder die vermögensrechtlichen Beziehungen zwischen 
Eltern und Kindern betreflfen (Regierungsmotive, S. 276). 

Das Recht der Verweigerung der Aussage würde in den 
zu Ziffer 1 und 2 gehörigen Fällen illusorisch, wenn der Zeuge 
zur Begründung seiner Weigerung angeben müsste, ob er 
die betreffenden Fragen zu bejahen oder zu verneinen ge- 
zwungen wäre. Eb genügt, glaubhaft zu machen, dass die 
Beantwortung der Fragen nach der einen oder anderen Rich- 
tung flir den Zeugen gefährlich wäre. 

4. Heil- oder Wundärzte, Geburtshelfer, Hebammen, 
welche die Geheimnisse der ihrer Pflege anvertrauten Person, 
Apotheker, welche die ihnen durch Recepte bekannt werdenden 
Geheimnisse eines Kranken jemand anderem als der ämtlich 
anfragenden Behörde mittheilen, sind nach §§ 498, 499 St. G. 
strafbar. Hebammen sollen die Geheimnisse der sich ihrer 
Pflege anvertrauenden Personen gewissenhaft bewahren (§ 17, 
M. V. V. 4. Juni 1881, Nr. 54 R.-G.-Bl.), Handelsmäkler sind zur 
Verschwiegenheit über die Aufträge, Verhandlungen und Ab- 
schlüsse verpflichtet, soweit nicht das Gegentheil durch die 
Parteien bewilligt oder durch die Natur des Geschäftes geboten 
ist (Art. 69, Ges. v. ]. April 1875, Nr. 68 R.-G.-Bl.), Notare sind 
den Betheiligten zur Verschwiegenheit über die vor ihnen statt- 
gehabten Verhandlungen verpflichtet, soweit sie nicht nach der 
Not. Ordn. Mittheilungen aus ihren Acten zu machen haben (§ 37, 
N. O.). Der Advocat ist zur Verschwiegenheit über die ihm 
anvertrauten Angelegenheiten verpflichtet (§ 9, Adv. O.). 

Wodurch das Kunst- oder Geschäftsgeheimnis zur Kennt- 
nis des Zeugen gelangt ist, ob er es selbst erfunden oder von 
seinem Meister, Fabriksherm etc. erfahren hat, ist gleichgiltig. 
Es bleibt immer ein Geheimnis, sobald es für die Kunst- 
oder Geschäftsgenossen nicht allgemein bekannt ist (Wilmowski, 
S. 594). 

§ 322. lieber Errichtung wnrf Inhalt von Bechtsgeschäften, 
bei welchen der Zeuge als Urkundsperson beigezogen worden ist, 
über Thatsachen, welche die durch das Ehe- oder Familien- 
verhältnis bedingten Vermögensangelegenheiten betreffen, über Ge- 
burten, Verheiratungen oder Sterbefälle der im § 321, Z. 1 be- 
zeichneten Angehörigen, endlich über Handlungen, welche der 
Zeuge in Betreff des streitigen Rechtsverhältnisses als Reclds- 
vorgängtr oder Vertreter einer der Parteien vorgenommen hat, 
darf das Zeugnis wegen eines zu besorgenden vermögensrechtlichen 
Nachtheiles nicht verweigert werden. 
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Der Zeuge mues als Urkundsperson beigezogen worden 
sein, eine bloß zufällige Anwesenheit bei Errichtung des Ge- 
schäftes genügt nicht. Zum Vermögen gehört alles, was 
Geldeswert hat. Das Gesetz rechnet zu den durch das Ehe- 
oder Familienverhältnis bedingten Vermögensangelegen- 
heiten solche, die sich auf das Familien- oder Erbrecht 
beziehen, z. B. Ansprüche aus dem ehelichen Güterrecht, erb- 
rechtliche Ansprüche aller Art, Alimentationsausprüche (O. L. G. 
f. Bayern, Fuchsberger, S. 244 Erg.-Bd.). 

Rechtsvorgänger ist jener^ der Inhaber des Rechtes 
war oder in dem Rechtsverhältnisse stand, aus dem nunmehr 
die Processansprtiche von der Partei abgeleitet werden. Die 
Handlungen, um deren Bestätigung es sich handelt, müssen 
vor dem Uebergange des Rechtes an die Processpartei von ihm 
vorgenommen worden sein. Vertreter ist hier im Sinne des 
Bevollmächtigten oder Geschäftsführers ohne Auftrag zu ver- 
stehen, da der gesetzliche Vertreter nicht als Zeuge, sondern 
als Partei zu vernehmen ist (§ 373). Nur der gewesene gesetz- 
liche Vertreter könnte als Zeuge einvernommen werden. Die 
Zeugnispflicht beschränkt sich auf Handlungen und darf auf 
Wahrnehmungen nicht ausgedehnt werden. 

§ 323. Ein Zeuge, wdclier die Aussage ganz oder über 
einzelne Fragen verweigern will, hat die Gründe der Weigerung 
mündlich oder schriftlich vor der zu seiner Vernehmung be- 
stimmten Tagsatzung oder bei dieser Tagsatzung selbst anzu* 
geben, und wenn ein Widerspruch erfolgt, glaubhaß zu machen. 

Im ersteren Falle ist ein solches Vorbringen des Zeugen 
den Parteien, soweit thunlich, noch vor der zur Vernehmung 
bestimmten Tagsatzu/ng bekannt zu geben. 

Der Zeuge, der zur Verweigerung der Aussage befugt ist, 
darf nicht einfach von der Tagsatzung ausbleiben, sondern muss 
sein Ausbleiben begründen, sonst setzt er sich den Strafen und 
Zwangsmaßregeln des § 333 aus. Hat er sich aber vor der 
Tagsatzung im Sinne des ersten Absatzes erklärt, was zu Pro- 
tokoll oder mittels Schriftsatzes ohne rechtsfreundlicÜe Fertigung 
zu geschehen hat, so braucht er bei der Tagsatzung nicht zu 
erscheinen (§ 324). 

Hat er seine Weigerung nicht begründet, so kann er 
gemäß § 325 zur Aussage zwangsweise verhalten werden. Die 
Gründe seiner Weigerung kann aber der Zeuge jedenfalls bei 
der Tagsatzung nachtragen, wie er auch erst im Falle einer Be- 
streitung seiner Gründe zur Glaubhaftmachung (§ 274) derselben 
verpflichtet ist. 
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Den Parteien ist das vor der Tagsatzung eingelangte 
Vorbringen des Zeugen, soweit thunJich, d. h. wenn die Ver- 
ständigung der Parteien noch möglich ißt, noch vor der Ver- 
nehmungstagsatzung durch Mittheilung des Schriftsatzes oder 
der Protokollsabsc^rift (§80) bekannt zu geben. Erkennt der 
Beweisführer den Weigerungsgrund des Zeugen ali richtig an 
und verzichtet sohin auf dessen Einvernahme, so entfällt eine 
gerichtliche Entscheidung, andernfalls ist über die Weigerung 
nach § 324 zu entscheiden. 

§ 324. lieber die Rechtmäßigkeit der Weigerung hat, 
wenn die Weigerung vor dem erkennen'ien Gerichte vorgebracht 
wurde, dieses selbst, sonst aber der beaußragte oder ersuchte 
Richter, vor welchem- die Weigerung erfolgte, mittels Beschluss 
zu entscheiden. Vor der Entscheidung kann das Gericht die 
Parteien hören. 

Bei etwa^en Verhandlungen über die Rechtmäßigkeit der 
Weigerung braucht sich der Zeuge nicht durch einen Advocaten 
vertreten zu lassen. Hat er seine Weigerung schriftlich oder 
zu gerichtlichem Protokoll erklärt, so ist sein Vorbringen bei 
der Entscheidung auch dann zu berücksichtigen, wenn er bei 
der zu seiner Einvernehmung anberaumten Tagsatzung nicht 
erscheint. 

Das Verfahren behufs der Entscheidung über die Recht- 
mäßigkeit der Weigerung eines Zeugen erfolgt in Ausübung 
der ( )fReialthätigkeit des Gerichtes. Eine eigentliche mündliche 
Verhandlung findet nicht statt. In Fällen zweifellos berechtigter 
Weigerung kann den Parteien, wenn der Zeuge seine Weige- 
rung rechtzeitig vor der Tagfahrt angezeigt hat, das Erscheinen 
vor Gericht ganz erspart und der Beschluss in nicht öffentlicher 
Sitzung gefasst und den Parteien in Erledigung des die Wei- 
gerung des Zeugen enthaltenden Schriftsatzes oder Protokolleg 
(§ 323) schriftlich mitgetheilt werden. Hält das Gericht ein 
Aufklärung für nöthig, so kann es eine oder beide Parteie® 
(schriftlich oder mündlich) über die Gründe der Weigerunn 
und die Rechtmäßigkeit derselben hören. Dem Zeugeg 
muss es nach der Natur der Sache gestattet sein, an den 
Verhandlung über die Zeugnisverweigerung theilzunehmenr 
Wenn er aber das Gericht auf schriftlichem Wege durch eine, 
protokollarische Erklärung oder mittels Schriftsatzes von den 
Gründen seiner Weigerung in Kenntnis gesetzt hat, scheint 
keine Ursache vorhanden, vom Zeugen den mündlichen Vortrag 
jener Gründe unbedingt zu verlangen (Regierungsmotive, S. 277). 
Die Entscheidung steht bei Gerichtshöfen dem erkennenden 
Gerichte zu; erfolgt sie in der mündlichen Verhandlung, so 
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folgt unmittelbar nach der Entscheidung die Einvernahme des 
Zeugen, oder wenn die Weigerung für gerechtfertigt erkannt 
wird und die Tagsatzung gemäß § 281 gleichzeitig zur münd- 
lichen Streitverhandlung angeordnet war, die Fortsetzung der- 
selben. Bei Zeugeneinvernahmen vor dem ersuchten oder beauf- 
tragten Richter hat dieser über die b'echtmäßigkeit der Weigerung 
zu entscheiden. Ucr Beschluss kann in beiden Fällen durch 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden (§ 349), 
doch kann das Processgericht die Einvernahme des Zeugen ver- 
fügen, wenn es die Weigerung des Zeugen vor dem ersuchten 
oder beauftragten Richter ttlr unzulässig erachtet (§ 344). 

§ 325. Wird das Zeugnis ohne Angabe von Gründen 
verweigert oder beharrt der Zeuge auf seiner Weigerung auch, 
nachdem dieselbe als nicht gerechtfertigt erkannt worden ist, oder 
wird die Ableistung des geforderten Zeugeneides vertoeigert, so 
kann der Z&uge anif dem Wege der zur Erewingttng einer Hand- 
lung zulässigen Execution von amtswegen durch Geldstrafen oder 
durch Haft zur Aussage verhalten werden. Die Haft darf nicht 
aber den Zeitpunkt der Beeniigung des Processes in der Instanz 
verlängert werden und in keinem Falle die Dauer von sechs 
Wochen überschreiten. 

Die Entscheidung^ dass gegen den Zeugen mit der Exe- 
cution vorzugehen sei, sowie die Anordnung der einzelnen Zwangs- 
mittel' steht dem erkennenden Gerichte, wenn aber die Verneh- 
mung durch einen ersuchten Richter gescJiehen soll, diesem zu. 
Vor der Beschlussfassung ist der Zeuge zu hören. 

1. Die Zwangsmittel wegen ungerechtfertigter Verwei- 
gerung der Aussage oder des Eides sind von den Ordnungs- 
und Muthwillensstrafen und von der zwangsweisen Vorführung 
des ausgebliebenen Zeugen (§ 333) zu unterscheiden. Die 
Vorschriften der §§ 325 und 333 sind nebeneinander anwend- 
bar, so dass ein wegen Ausbleibens bestrafter und vorgeführter 
Zeuge in der Folge auch zur Aussage oder zur Ablegung des 
Eides gezwungen werden kann. 

2. Die Zwangsmittel des § 325 sind anwendbar: 

a) wenn der Zeuge die Aussage oder den Zeugeneid 
(§ 337) ohne Angabe von Gründen verweigert, was 
auch dann der Fall ist, wenn der erschienene Zeuge 
einfach keine Antwort gibt, in welchem Falle eine Ent- 
scheidung über die Rechtmäßigkeit der Weigerung 
entfällt; 

b) wenn der Zeuge nach Ablehnung seiner Weigerangs- 
gründe bei seiner Weigerung ohne Angabe anderer 
Gründe beharrt. 



Digitized by V^OOQIC 



— 495 — 

3. Die Entscheidung steht dem erkennenden Gerichte oder 
dem ersuchten Kich^er, nicht aber dem beauftragten Richter zu. 
Vor der Entscheidung muss der Zeuge unter Ausbleibensfolgen 
(§ 144) gehört werden. 

Die Verhängung der Zwangsmittel erfolgt von amtswegen, 
jedoch nach den Vorschriften des § 354 E. O. Die Geldstrafe 
(bis zum Betrage von 2000 fl.) oder die Haft (bis 6 Wochen) 
ist sohin zunächst anzudrohen^ bei fortdauernder Weigerung zu 
verhängen, einzutreiben und von Fall zu Fall zu verschärfen, 
jedoch innerhalb der Grenzen von 6 Wochen fUr die Haft und 
von 10.000 fl. ftii die Geldstrafe. Gegen Militärpersonen, Mit- 
glieder der Militärpolizeiwache oder der Sicherheitswache ist 
sich wegen Verhängung der Haft nach § 363 E. O. an deren 
vorgesetztes Commando zu wenden. 

§ 326. Die Beschltissfassung darüber, ob und in welcher 
Weise der Fortgang des Verfahrens in der Hauptsache durch 
die ungerechtfertigte Weigerung der Aussage, der Ableistung des 
Zeugeneides oder durch die deshalb wider den Zeugen einge- 
leiteten Zwangsma&regeln beeinflusst werde, steht dem erkennenden 
Gerichte zu. Der beauftragte oder ersuchte Richter hat deshalb 
das Processgericht von diesen Vorfällen jederzeit ohne Aufschub 
in Kenntnis zu setzen. Die Entscheidung des erkennenden 
Gerichtes kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung er- 
folgen. 

In allen Fällen ungerechtfertigter Weigerung haftet der 
Zeuge beider^ Parteien für den ihnen durch die Vereitlung oder 
Verzögeru/ng der Beweisführung verursachten Schaden; er ist 
insbesondere auch zum Ersätze aller durch seine Weigerung ver- 
ursachten Kosten verpflichtet. 

Wenn die Weigerung des Zeugen eine muthunilige war, 
ist gegen den Zeugen überdies eine Muihwillensstrafe zu ver- 
hä/ngen. Die Beschlussfassung über die Pflicht zum Kostenersatz 
steht dem erkennenden Gerichte zu; zur Verhängung von Muth- 
unllensstrafen ist auch der beauftragte oder ersuchte Richter 
berechtigt, 

1. Ob wegen der Hindernisse, welche sich der Beweis- 
aufnahme infolge des Widerstandes des Zeugen entgegenstellen, 
das Verfahren in der Hauptsache ohne Rücksicht auf diese 
Beweisaufnahme fortzusetzen sei oder nicht, ob etwa ftir die 
Bewirkung der Beweisaufnahme eine Frist im Sinne des § 279 
gegeben werden solle u. s. w., über diese Frage kann selbst- 
verständlich nur von dem erkennenden Gerichte entschieden 
werden (Regierungsmotive, S. 277). Die Entscheidung über 
den Fortgang des Verfahrens und über die Fortsetzung der 
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Verhandlung nach Ablauf der gemäß § 335 für eine solche 
Zeugeneinvernahme gesetzten Frist kann durch ein Rechts- 
mittel nicht angefochten werden (§ 349). Dagegen ist gegen 
den Beschluss^ durch welchen die Benützung eines solchen Be- 
weises gemäß § 279 bewilligt oder ausgeschlossen wird, nach 
§ 291 nur ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen. 

2. Die Haftpflicht des die Aussage widerrechtlich ver- 
weigernden Zeugen ist nicht Jncidenz des Processes, sondern 
in einem besonderen Processe auszutragen. Die Entscheidung 
über die Kostenersatzpflicht dagegen erfolgt durch das Process- 
gericht. Haben die Parteien die Kosten noch nicht liquidiert, 
so muss gemäß § 334 binnen der unerstreckbaren Frist von 
8 Tagen nach Rechtskraft des diiB Kostenersatzpflicht aus- 
sprechenden Beschlusses das Kostenverzeichnis vorgele«i:t und 
die Feststellung der Kosten beantragt werden, welche gleichfalls 
durch das Processgericht zu erfolgen hat. 

Die Kosten, welche dem die Aussage begründet verwei- 
gernden Zeugen aus der Anzeige dieses Umstandes und aus der 
etwa hierüber eingeleiteten Zwischen Verhandlung erwachsen sind, 
wird der Beweisftihrer resp. diejenige Partei zu tragen haben, 
welche die Rechtmäßigkeit der Weigerung bestritten hat (§§ 41, 
52). Die Muthwillensstrafe darf den Betrag von 300 fl. nicht 
übersteigen (§ 220), ist von dem Processgerichte, dem beauf- 
tragten oder ersuchten Richter zu verhängen und es kann der 
dieselbe verhängende Richter einem Recurse selbst statt- 
geben (§ 522). 

WUrdignig der Zeugenaussage. 

^* 327, Alle Umstände, welche auf die Unbefangenheit 
des Zeugen und die Glauhumrdigheit seiner Aussage von Ein- 
ftuss sind, hat das Gericht nach freier üeberzeugung sorgfältig 
zu würdigen. 

Die freie Beweiswürdigung (§ 272) erstreckt sich auch 
auf die Qualität des Zeugen und die Art der Aussage desselben. 
Zur Klarstellung der diesbezüglich maßgebenden Umstände 
ist der Zeuge über seine persönlichen Verhältnisse (§ 337), 
erforderlichenfalls über seine Beziehungen zu den Parteien und 
über die seine Glaubwürdigkeit betreflfenden Umstände (§ 340) 
zu befragen. Auch die Parteien können Fragen über die für 
die Beweiskraft wesentlichen Umstände an den Zeugen stellen 
oder durch den Richter sfellen lassen (§ 289). Weiters haben 
sich die Parteien in den Schriftsätzen (§ 78), in ihren Vor- 
trägen (§ 178) über die angebotenen Zeugenbeweise und in 
letzteren auch über die Ergebnisse der durchgeführten Zeugen- 
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beweise auszusprechen. Nach der allgemeinen Anschauung kann 
eine verlässliche Ueberzeugung nur durch die tibereinstimmende 
Aussage mehrerer Zeugen begründet werden, doch steht nichts 
entgegen, auch der Aussage eines Zeugen vollen Glauben bei- 
zumessen (Ullmann, S. 461), insbesondere, wenn sie durch 
anderweitige Momente unterstützt wird. 

Beweisaufnahme dnroh den beauftragten oder ersuchten Richter. 

§ 328. Die Aufnahme des Zeugenbeweises kann durch 
einen beauftragten oder ersuchten Richter erfolgen: 

1. wenn die Vernehmung des Zeugen an Ort und Stelle 
der Ermittlung der Wahrheit forderlich erscheint] 

2. wenn die Beweisaufnahme vor dem erkennenden Gerichte 
erheblichen Schunerigkeiten unterliegen würde; 

3. wenn die Vernehmung des Zeugen vor dem erkennenden 
Gerichte mit Rücksicht auf die dem Zeugen bu gewährende 
Entschädigung für Zeitversäumnis und die ihm zu erstattenden 
Kosten der Reise und des Aufenthaltes am Orte der Ver- 
nehmung einen unverhältnismäßig großen Aufwand verursachen 
würde; 

4. wenn der Zeuge an dem Erscheinen vor dem erkennen- 
den Gerichte gehindert ist. 

Ein Zeuge, welcher infolge Krankheit, Gebrechlichkeit oder 
aus anderen Gründen außerstande ist, seine Wohnung zum 
Zwecke der Vernehmung zu verlassen, oder welcher infolge be- 
stehender Anordnungen nicht verpflichtet ist, zur Abgabe einer 
Zettgenaussage in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten im Ge- 
richtshause zu erscheinen, wird in seiner Wohnung vernommen, 

Mitglieder des kaiserlichen Hauses werden als Zeugen 
durch den Obersthofmarschall oder außer Wien durch den Prä- 
sidenten des Kreis- oder Landesgerichtes ihres Aufenthaltsortes 
in ihrer Wohnung vernommen. 

Ungeachtet der im Absätze 1, Z, 3 bezeichneten Umstände 
sind Zeugen auf Antrag zur Vernehmung vor das erkennende 
Gericht zu laden, wenn sich eine Partei bereit erklärt, den damit 
verbundenen Aufwand, soweit derselbe die Kosten der Beweis- 
aufnahme durch den ersuchten Richter übersteigt, ohne Anspruch 
auf Ersatz zu bestreiten. Der Vorsitzende kann anordnen, dass 
die antragstellende Partei innerhalb einer bestimmten Frist einen 
von ihm zu bestimmenden Betrag zur Deckung dieses Aufwandes 
vorschussweise erlege (§ 332, Abs. 2). 

1. Die Beweisaufnahme außerhalb der mündlichen Ver- 
handlung wurde in Consequenz des zu § 276 angedeuteten Ge- 

Fflritl, OiTilproeessgeMtEe. 32 
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Sichtspunktes auf die Fälle beschränkt^ in welchen eine andere 
Art der Vernehmung des Zeugen unvermeidlich oder doch be- 
hufs Hintanhaltung erheblicher Schwierigkeiten räthlich ist 
(§ 328, Z. 2 und 4), oder die Vernehmung durch einen beauf- 
tragten oder ersuchten Richter geradezu durch die Rücksicht 
auf andere wichtige Processziele postulieit wird (§ 320, Z. 1 
und 3) (Regierungsmotive, 8. 277). 

2. Der Ermittlung der Wahrheit wird die Vernehmung 
des Zeugen an Ort und Stelle förderlich sein, wenn dadurch 
die Gewinnung des Verständnisses und die Feststellung des 
Beweisgegenstandes erleichtert werden kann, wie dies bei 
Grenzstreitigkeiten, Besitzstörungsprocessen u. s. w. häufig der 
Fall ist. Doch kann auch das erkennende Gericht selbst die 
Beweisaufnahme an Ort und Stelle vornehmen (§§ 132, 276). 

3. „Erhebliche Schwierigkeiten" können sowohl 
sachlich in der Art der Beweisaufnahme liegen, als auch durch 
eine große Menge von Zeugen oder durch die Geschäftsüber- 
bürdung des Gerichtes begründet sein. Wenn Zeugeneinver- 
nahmen vor dem erkennenden Gerichte tagelang andauern sollen, 
wird die Aufmerksamkeit der Richter kaum andauern. Es 
wäre jedoch falsch, die Zeitersparnis, welche aus der Einver- 
nahme durch einen Richter immer resultiert, zum Verwände 
für die Anwendung der Ausnahmsbestimmung der Ziffer 2 zu 
benützen. Es muss sich immer um erhebliche Erschwerungen 
oder Verzögerungen (§ 245) handeln. 

4. Dass der Zeuge außerhalb des Sprengeis des Process- 
gerichtes wohnt, genügt zur Anwendung der Ziffer 3 nicht. 
Das Verhältnis der Kosten zu dem Werte des Streitgegenstandes, 
das Interesse des Processgerichtes an der persönlichen Ver- 
nehmung des Zeugen und die in der beschwerlichen Zureise 
des Zeugen gelegene Belästigung desselben sind allein maß- 
gebend. 

Oft ist die Verkehrsverbindung des Wohnortes des Zeugen 
mit dem Sitze des Processgerichtes günstiger als mit seiner ab- 
seits gelegenen Bezirksstadt. 

Die Partei, welche das Erscheinen des Zeugen vor dem 
erkennenden Gerichte wünscht, kann dies erreichen, wenn sie 
sich bereit erklärt, den damit verbundenen Mehraufwand aus 
eigenem zu tragen (Motive des Herrenhauses, S. 14). 

5. Infolge bestehender Anordnungen sind die bei § 132 
aufgezählten Consuln, Generalconsuln, Viceconsuln, Consular- 
agenten und ihre Kanzler in ihrer Wohnung zu vernehmen. 
Das Fragerecht der Parteien ist bezüglich aller Personen, welche 
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infolge bestehender Anordnungen im Oerichtshaase zum Zwecke 
ihrer Einvernahme nicht erscheinen milssen^ durch rechtzeitige 
Mittheil'ung schriftlicher Fragen auszuüben (§ 341). 

6. Aus den im § 328 aufgezählten Gründen kann gemäß 
§§ 245, 246 auch eine vorbereitende Beweisaufnahme angeordnet 
werden. Als beauftragter Richter ist nach § 282 in der Regel 
ein Mitglied des Erkenntnissenates zu bestimmen; um die Be- 
weisaufnahme durch einen ersuchten Richter ist regelmäßig das 
Bezirksgericht anzugehen (§ 37 J. N.). Auscultanten dürfen dazu 
nicht verwendet werden (§ 3, Ger.-Verf.-Ges.). 

Der BeschlusSy dass eine Zeugeneinvernahme durch einen 
ersuchten oder beauftragten Richter stattzufinden habe, kann 
durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden 
(§ 291). Die Beschlussfassung steht dem Senate zu (§ 276). 



§ 329, Die Ladung eines Zeugen ist vom Gerichte aus- 
zufertigen. 

Die Ladung hat nebst der Benennung der Parteien und 
einer kurzen Bezeichnung des Gegenstandes der Vernehmung die 
Aufforderung zu enthalten, zur Äblegung eines Zeugnisses bei 
der gleichzeitig nach Ort und Zeit bestimmten Tagsaizung zu 
erscheinen. In der Ladungsurkunde sind die gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Zeugengebüren sowie die gesetzlichen Folgen 
des Ausbleibens bekannt zu g^en. 

Die LÄdung der zu vernehmenden Zeugen erfolgt von 
amtswegen durch den Vorsitzenden des Senates (Einzelrichter), 
den ersuchten oder beauftragten Richter. 

Die Ladung entfällt, wenn die Partei die zu vernehmenden 
Zeugen zur Verhandlung mitbringt. Auch erscheint es zulässig, 
dass sich die Parteien erbieten, die zugelassenen Zeugen zur 
nächsten Tagsatzung mitzubringen. In diesem Falle hat aber 
die Ladung unter Erstreckung der Tagsatzung nachträglich zu 
erfolgen, wenn der Zeuge nicht erscheint, ohne dass den Zeugen 
die Folgen des Ausbleibens treffen. 

Der Inhalt der Lajiongajarkunde muss so beschaffen sein, 
dass sich der Zeuge sofort über den Gegenstand seiner Ver- 
nehmung informieren könne; andernfalls würde die Einverneh- 
mung leicht dadurch erschwert oder verzögert, dass der Zeuge 
seine Erinnerungen erst vor Gericht ordnen und vielleicht eine 
Vertagung erwirken muss, um die zur Unterstützung seines 
Gedächtnisses nöthige Einsicht von Aufschreibungen zu nehmen 
u. dgl. Die Ausführlichkeit der Ladungsurkunde darf jedoch 
nicht über das durch diesen Zweck gebotene Maß hinausgehen, 

32* 
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sonst würde sie überflüssige Mühe verursachen und überdies 
könnten detaillierte Mittheilungen über die dem Zeugen zu stel- 
lenden Fragen die Prüfung der Aufrichtigkeit des Zeugen er- 
schweren (Regierungsmotive, S. 277). Doch soll durch diese 
Mittheilung dem Zeugen auch die Ausübung seines Weigerungs- 
rechtes noch vor der Tagsatzung ermöglicht werden. 

Die gesetzlichen Bestimmungen über Zeugengebüren sind 
im § 346, über die Folgen des Ausbleibens im § 333 ent- 
halten. 

Hat die Ladung, gegen die ein Rechtsmittel nicht zusteht 
(§ 349), den vorgeschriebenen Inhalt nicht, so ist der Zeuge 
nicht ordnungsmäßig geladen und braucht der Ladung nicht 
Folge zu leisten. 

Bei der Ladung sind außerdem die Bestimmungen der 
§§ 330, 331 zu beachten. 

§ 330, Die Ladung einer in activer Dienstleistung stehen- 
den Person der bewaffneten Macht erfolgt mittels eines an das 
vorgesetzte Commando des Zeugen oder an das nächste Militär- 
stationscomniando gerichteten ErsucJiens. 

Ladungen an selbständige Commandanten der Gendartnerie, 
der Müitärpolizeiwa^he und der Sicherheitswache sind den Com- 
mandanten unmittelbar zuzustellen. Wegen der Zustellung der 
Ladung an andere Mitglieder dieser Körper ist sich an deren 
Vorgesetzte zu wenden. 

Die Vorschrift ist beschränkt auf die in activer Dienst- 
leistung stehenden Personen, ohne Rücksicht darauf, ob sie in 
Strafsachen der Militärgerichtsbarkeit unterstehen oder nicht 
(§ 202). Urlauber, nicht einbeinifene Reservisten (§ 3, Ges. v. 
20. Mai 1869, Nr. 78 R. G.-Bl.) und nicht einberufene Landwehr- 
männer (§ 1, Ges. v. 2. April 1885, Nr. 93 R.-G.-Bl.) bis zum 
Tage der Einberufung oder Präsentierung sind auf die gewöhn- 
liche Weise zu laden. 

Behufs Bewirkung von Ladungen an exterritoriale Per- 
sonen oder an Personen, welche ihren Gerichtsstand vor dem 
Obersthofmarschallamte haben (Art. lU. E. G. z. J. N.) ist die Ver- 
mittlung des Obershofmarsehallamtes und erforderlichenfalls des 
Ministeriums des kaiserlichen Hauses und des Aeußeren in Anspruch 
zunehmen (§ 119). Gleiches ist bei Zustellungen in den kaiser- 
lichen Ilofgebäuden oder in den Wohnungen der Mitglieder 
des kaiserlichen Hauses oder exterritorialer Personen zu beob- 
achten (§ 32, J. N.). 

§ 331. Steht die als Zeuge zu ladende Person in einend 
öffentlichen Amte oder Dienste und muss voraussichtlich zur 



Digitized by V^OOQIC 



„ 501 — 

Wahrung der Sicherheit oder anderer off ertlicher Interessen eine 
Stellvertretung während der Verhinderung dieser Person eintreten, 
so ist gleichzeitig deren unmittelbarer Vorgeeteter von der er- 
gangenen Ladung zu benachrichtigen. 

Diese Bestimmung ist auch dann anzuwenden, wenn ein 
Angestellter oder Bediensteter einer mit mechanischen Motoren 
betriebenen Transportanstalt, ein Benj-, Hütten- oder Walzwerks- 
arbeiter oder eine im Privatforstdienste stehende Person zu 
laden sind. 

§ 332. Ist einem Zeugen voraussichtlich eine Vergütung 
zu leisten, so kann der Vorsitzende oder der beauftragte oder 
ersuchte Richter anordnen, dass der Beweisführer innerhalb einer 
bestimmten Frist einen von ihnen 9U bestimmenden Betrag zur 
Deckung des durch die Vernehmung des Zeugen entstehenden 
Aufwandes vorschussweise erlege. 

Bei nicht rechtzeitigem Erläge kann die Ausfertigung der 
Ladung unterbleiben und die Verhandlung auf Antrag des 
Gegners ohne Rücksicht auf die ausstehende' Beweisaufnahme 
fortgesetzt werden (§ 279). 

1. Jeder Zeuge hat Anspruch auf Ersatz der Aufenthalts- 
und Reisekosten. Eine Entschädigung für Zeitversäumnis kann 
von einem Zeugen nur dann begehrt werden, wenn ihm ein 
empfindlicher Abbruch an seinem täglichen Erwerbe verursacht 
wird (§ 346). 

Mittels unanfechtbaren Beschlusses kann der Vorsitzende, 
der ersuchte oder beauftragte Richter, und zwar ersterer auch 
im Falle der Beweisaufnahme durch einen der letzteren den 
Erlag eines Kostenvorschusses anordnen und für diesen Erlag 
eine erstreckbare Frist bestimmen. Aus dem erlegten Ver- 
gütungsvorschusse kann dem Zeugen der zur Bestreitung der 
Reisekosten nöthige Betrag im voraus gereicht werden (§ 346, 
Abs. 4). 

Die Einforderung des Vorschusses ist nicht obligatorisch 
vorgeschrieben, weil sonst das Verfahren bei zweifellos 
vermögenden Processparteien ohne Noth Aufenthalt erleiden 
würde. 

Es soll hiemach lediglich riiit Rücksicht auf die Ver- 
mögensverhältnisse der Parteien die Entscheidung darüber ge- 
troffen werden, ob die Vorschrift des § 382 zur Anwendung 
zu bringen ist oder nicht (R. G. Leipzig, XXI, S. 398). Bei 
Parteien, welche das Armenrecht genießen, ist die Abforderung 
eines Kobtenvorschusses unzulässig (§ 64). 
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2. Man könnte daran denken, dieser Anordnung durch 
die Sanction eine größere Kraft zu verleihen, dass vor Erlag 
des Vorschusses die an den Zeugen zu richtende Ladung nicht 
ausgefertigt werden dürfe. Bei Beweisanbietun gen des Klägers 
würde das im Durchschnitt von gutem Erfolge sein, doch dem 
Beklagten würde eine solche Bestimmung in vielen Fällen 
höchst gelegen kommen, um durch bloPe Nichtleistung des 
Vorschusses den Process ganz beträchtlich aufzuhalten und zu 
verzögern. Darum hält es der Entwurf für besser, statt einer 
absoluten, leicht mifibrauchbaren Vorschrift den Satz aufzu- 
stellen, dass das Gericht nach Lage der Sache — eventuell 
über Antrag des Gegners — bei nicht rechtzeitiger Erlegung 
des Vorschusses die Ausfertigung der Ladung unterlassen könne 
und dann die Verhandlung ohne Rücksicht auf die angeord- 
nete Zeugenabhörung fortzusetzen sei (§ 332, Abs. 2). Es wird 
auf diese Art die muthwillige und die aus gerechtfertigten 
Gründen unterbleibende Vorschussleistung verschieden behandelt 
werden, wie dies der Sache entspricht (Regierungsmotive, S. 278). 
Gegen die Fortsetzung der Verhandlung steht kein Rechts- 
mittel zu (§ 349)» Gegen die Bewilligung oder Verweigerung 
der nachträglichen Benützung des Beweises (§ 279) ist ein 
abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 291). Der zurück- 
gewiesene Beweis ist im ürtheilsthatbestande anzuführen (§ 417). 

Folgen des Ausbleibens. 

§ 383. Gegen einen ordnungsmäßig gdadenen Zeugen, welcher 
hei der zur Vernehmung bestimmten Tagsatzung ohne genügende 
Entschuldigung nicht erscheint, ist durch das erkennende Gericht 
oder durch den beauftragten oder ersuchten Richter die Ver- 
pflichtung zum Ersätze alter durch sein Ausbleiben verursachten 
Kosten durch Beschluss auszusprechen; außerdem ist der Zeuge 
unter gleichzeitiger Verhängung einer Ordnungsstrafe neuerlich 
zu laden. Im Falle wiederholten Ausbleibens ist die Ordnungs- 
strafe innerhalb des gesetzlicJien Ausmaßes zu verdoppeln und 
die zwangsweise Vorführung des Zeugen anzuordnen. 

Erfolgt nachträglich eine genügende Entschuldigung des 
Nichterscheinens^ so sind die wider den Zeugen verhängten 
Ordnungsstrafen wieder aufzuheben; außerdem können dem Zeugen 
die zuffi Ersätze auferlegten Kosten ganz oder theilu?eise erlassen 
werden. 

Wenn eine der im § 330 bezeichneten Personen der Ladung 
nicht Folge leistety so hat sich der die Betoeisaufnahme leitende 
Richter wegen Verfügung der Bestrafung und wegen Vorführung 
des Zeugen an dessen Vorgesetzte zu wenden. 
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Der ungehorsame Zeuge haftet überdies für allen den 
Parteien durdi die ihm zur Last fallende Vereitlung oder Ver- 
zögerung der Beweisführung verurscu^hten Schaden. 

1. Die Folgen des Ausbleibens sind von d£r ordnungs- 
mäßigen Ladung (§§ 329, 88 ff.) abhängig und treffen auch 
Ausländer, die sich im Inlande aufhalten, sofern sie nicht gemäß 
§ 328 von dem pei^sönlichen Erscheinen vor Gericht befreit 
sind. Der Zeuge ist bei der Tagsatzung nicht erschienen, 
wenn er zu der für dieselbe anberaumten Zeit nicht erscheint 
oder nach Aufruf der Sache sich wieder entfernt (§ 133) ohne 
die Aussage verweigert zu haben (§ 325). Ob das verspätete 
Erscheinen vor der Entscheidung über die Auift)leibensfolgen 
noch als rechtzeitig anzusehen ist, hat das Gericht zu er- 

niessen. 

2. Die Verurtheilung ist von einem Parteienantrage unab- 
hängig und obligatorisch. Der Zeuge braucht nicht wie im 
Falle ungerechtfertigter Weigerung (§ 325) vor der Beschluss- 
fassung gehört zu werden. Die Verurtheilung zum Kosten- 
ersatze ist nur im Principe auszuspreclK^n und steht, gleichfalls 
in Abweichung von den Bestimmungen des § 3'26, auch dem 
ersuchten oder beauftragten Richter zu. Die Kostenfestsetzung 
ist von einem innerhalb der erstreckbaren Frist von 8 Tagen 
einzubringenden Antrage der Partei abhängig (§ 334). Die 
Ordnungsstrafe darf den Betrag pr. 5U fl. nicht übewteigen 
(§ 22u), und zwar auch bei Advocaten, weil diese nicht in 
dieser ihrer Eigenschaft, sondern als Zeugen geladen werden. 
Gegen die Ladung und die Anordnung der Vorführung ist ein 
Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 349). Dem Recurse gegen die 
Verhängang einer Ordnungsstrafe kann der dieselbe verhän- 
gende Richter selbst stattgeben (§ 522). Personen, die einer 
gerichtlichen Ladung außerhalb des Processes nicht Folge leisten, 
können unter Androhung einer Ordnungsstrafe neuerlich ge- 
laden und durch Verhängung dieser Strafe zum Erscheinen 
genöthigt werden. Im Falle fortgesetzten Ausbleibens kann 
die Ordnungsstrafe innerhalb des gesetzlichen Ausmaßes ver- 
doppelt und in dringenden Fällen die zwangsweise Vorführung 
durch den Gerichtsdiener angeordnet werden (§ 87, Ges. vom 
27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.). 

3. Ist das Ausbleiben des Zeugen von ihm selbst, von 
den Parteien oder dritten Personen genügend entschuldigt, so 
hat dessen Verurtheilung zu Strafe und Kosten zu unterbleiben. 
Erfolgt die Rechtfertigung des Ausbteibens nachträglich, so 
kann das Gericht die Entschuldigung genügend finden, um die 
Strafverfügung aufzuheben, aber doch nicht genügend, um ihm 
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den Ersatz der durch sein Ausbleiben verursachten Kosten zu 
erlassen. Die Kostenersatzpflicht kann z. B. durch die Unter- 
lassung rechtzeitiger Anzeige der Verhinderung gerechtfer- 
tigt sein. 

Die Erörterung der Frage, ob das Ausbleiben eines Zeugen 
als entschuldigt anzusehen sei, kann am zweckmäßigsten bei 
der neuerlich zur Einvernehmung des Zeugen bestimmten Tag- 
satzung erfolgen. Es scheint weder nöthig noch wünschenswert, 
die Erledigung dieser Frage schlechthin zu einen besonderen 
Incidenzfall zu machen. Erfolgt aber die Rechtfertigung des 
Ausbleibens unter Umständen, die es unmöglich erscheinen 
lassen, die Verhandlung darüber in eine anderen Zwecken 
dienende Verhandlung einzubeziehen, und erachtet der Richter 
concretenfalls eine solche mündliche Verhandlung über jene 
Entschuldigung ftir nothwendig, so werden sich die vom Zeugen 
zu ersetzenden Kosten selbstverständlich auch um den Betrag 
der Kosten dieser besonderen Verhandlung erhöhen (Regierungs- 
motive, S. 279). 

4. Betreffe der in activer Dienstleistung stehenden Militär- 
personen (§ 330) hat das Gericht nur die Verpflichtung zum 
Kostenersatze auszusprechen, wegen Bestrafung und Vorführung 
aber ein Ersuchschreiben an deren Vorgesetzten zu richten, 
denen sohin auch der Strafvollzug und der Strafnachlass über- 
lassen bleibt. 

Schadensersatzansprüche sind in besonderen Processen 
auszutragen. 

§ 334. Die Feststellung der vom Zeugen in den Fällen 
der §§ 326 und 333 zu ersetzenden Kosten muss unter Vorlage 
des Kostenverzeichnisses hei sonstigem Ausschlüsse binnen acht 
Tagen nach Rechtskraft des Beschlusses angesucht werden, durch 
welchen der Zeuge zum Kostenersatze verpflichtet umrde. Dem 
beauftragten oder ersuchten Richter obliegt die Feststellung des 
Kostenbetrages nur dann, wenn er nadi den Bestimmungen 
dieses Gesetzes die Verpflichtung zum Kostenersatze auszusprechen 
berufen war, 

Vergl. §§ 326, Anm. 2, 333, Anm. 2. 

§ 335, Wenn die Vernehmung eines Zeugen vergeblidi 
versucht wurde und zu besorgen ist, dass Wiederholungen des 
Versuches zu neuer Verzögerung des Processes führen würden, 
so hat das erkennende Gericht auf Antrag für diese Beweis- 
aufnahme eine Frist zu bestimmen, nach deren fruchtlosem Ab- 
laufe die Verhandlung auf Antrag einer der Parteien ohne BUck- 
sieht a/uf den mittels dieses Zeugen angebotenen Beweis fortzu- 
setzen ist. Die Bestimmung der Frist sieht auch dann dem 
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erkennenden Gerichte zu, wenn die Vernehmung des Zeugen 
durch einen beauftragten oder ersuchten Richter stattfinden soll. 
Vor der Entscheidung über den Antrag ist der Gegner des 
Antragstellers zu hören 

In Betreff der neuerlichen VcKnehmung des Zeugen hat die 
Vorschrift des § 279, Abs. 2 zu gelten. 

Es kann nicht zugelassen werden, dass die mit der Auf- 
findung eines Zeugen verbundenen Schwierigkeiten, dann die 
durch das Ausbleiben des Zeugen oder durch die Verweigerung 
der Aussage entstehenden Hindernisse zu einer Processver- 
schleppung missbraucht werden. Es ist vielmehr dem Gerichte 
die Befugnis einzuräumen, die betreibende Partei über Antrag 
in die Lage zu setzen, den Rechtsstreit ohne Rücksicht auf die 
schwebende Beweisaufnahme fortsetzen zu können. 

Als passendes Mittel hiezu erscheint die Festsetzung einer 
Frist im Sinne des § 279. Es finden hiebei auch die Interessen 
des Beweisführers insoferne Beachtung, als ihm damit noch 
die Möglichkeit gegeben ist, wo die Hindemisse der Zeugen- 
vernehmung von ihm aus dem Wege geräumt werden können, 
dies zu t*mn und sich dadurch den Beweis zu erhalten (Re- 
gierungsmotive, S. 278). 

Eine mündliche Verhandlung ist nicht erforderlich, nur 
die mündliche oder schriftliche Einvernahme des Gegners ist 
vorgeschrieben. Gegen die Bestimmung einer Frist (§ 291) 
und gegen die Fortsetzung der Verhandlung nach fruchtlosem 
Ablauf der Frist (§ 349) steht kein Rechtsmittel zu. Gegen 
den Beschluss, durch welchen die nachträgliche Zulassung des 
Beweismittels bewilligt oder abgelehnt wird (§ 279), ist ein 
abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 291). Der zurück- 
gewiesene Beweis ist im Urtheilsthatbestande aufzunehmen 
(§ 417). 

Vernehnuno. 

§ 336. Zeugen, welche wegen falschen Zeugnisses oder 
falschen Eides verurtheüt worden sind, oder wdche zur Zeit 
ihrer Abhörung das vierzehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, endlich Personen, welche wegen mangelnder Verstandesreife 
oder wegen Verstandesschwäche von dem Wesen und der Bedeu- 
tung des Eides keine genügende Vorstellung Imben, dürfen nicht 
beeidet werden. 

Desgleichen kann das Gericht die Beeidigung eines Zeugen 
unterlassen, wenn beide Parteien auf die Beeidigung verzichten. 

Die unrechtmäßige Verweigerung des Eides zieht dieselben 
Folgen wie die ungerechtfertigte Verweigerung der Aussage 
nach sich. 
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1. Die Beeidigung der im Abs. 1 genannten Zeugen ist 
ausgeschlossen, während es dem Ermessen des Gerichtes über- 
lassen bleibt, wenn die Parteien auf die Beeidigung verzichten 
(Abs. 2), die Beeidigung dennoch vorzunehmen, und die Be- 
eidigung auch ohne Verzicht der Parteien zu unterlassen, wenn 
im Falle des § 337 die Aussage unerheblich oder unglaub- 
würdig ist (§ 338). 

2. Die Verurtheilung wegen falschen Zeugnisses oder 
falschen Eides muss rechtskräftig sein. 

(Jb die Strafe bereits abgebüßt oder ob sie erlassen ist, 
macht keinen Unterschied. Verurtheilungen durch ausländische 
Gerichte werden dieselbe Wirkung haben, wie solche inlän- 
discher Gerichte. Ueber die Verstandesreife oder Verstandes- 
schwäche entscheidet das Gericht nach freiem Ermessen. 

3. Erfolgt die Einvernahme durch einen ersuchten oder 
beauftragten Richter, so kann das erkennende Gericht nach- 
träglich die Beeidigung verfügen (§ 338), wenn es betreffs der 
Verstandesreife oder Verstandesschwäche anderer Ansicht ist. 

Die Personen, welche nicht beeidet werden dürfen, sind 
unbeeidet zu vernehmen, falls nicht ihre Einvernahme nach 
§ 320, Z. 1 unzulässig ei*scheint. Die Beweiskraft einer unbe- 
eideten Aussage hat das Gericht nach freier Ueberzeugung zu 
würdigen und es steht nichts entgegen, auch einer un be- 
eideten Aussage gegebenen Falles vollen Glauben zu schenken. 

Bei ungerechtfertigter Eidesverweigeinang ist nach §§ 325, 
326 vorzugehen. 

§ 337, Der Zeuge ist vor seiner Ähhörung zu beeickn. 
Zur Aufklärung über die persönlichen Verhältnisse des Zeugen, 
über die Zulässigkeit seiner Abhörung oder Beeidigung und über 
den Umstand, ob er eine für die Ermittlung des Sachverhaltes 
dienliche Aussage abzulegen vermöge, kann jedoch vor der Be- 
eidigung des Zeugen eine Befreiung desselben vorgenommen 
werden. 

Auf Grund dieser Befragung kann das Gericht nach An- 
hörung der Parteien beschließen, dass die Abhörung des Zeugen 
zu unterbleiben habe, oder es kann sich vorbehalten, über die 
Beeidigung des Zeugen erst nach erfolgter Abhörung dessdben 
Beschluss zu fassen. Der beauftragte oder ersuchte Richter muss 
in jedem Falle die Abhörung des Zeugen vornehmen] er kann 
jedoch die Entscheidung über die Beeidigung des Zeugen bis 
nach erfolgter Abhörung aufschieben oder dieselbe dem erkennen- 
den Gerichte vorbehalten. 

Wenn sich ein Zeuge der Beantwortung von Fragen nicht 
entschlägt, hinsichtlich deren er die Aussage gemäß § 321, Z. 1 
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und 2 zu verweigern berechtigt wäre, kann sich das erkennende 
Gericht oder der die Vernehmung leitende beauftragte oder er- 
suchte Richter gleichfaUs vorbehalten, über die Ablegung des 
Eides erst nach erfolgter Äbhörung des Zeugen zu entscheiden. 

1. Sofern der Zeuge überhaupt beeidet werden darf (§ 336) 
und seine Beeidigung nicht aufgeschoben (Abs. 2, 3), über Ver- 
zicht der Parteien (§ 336) unterlassen oder bei einer Wieder- 
holung der Vernehmung (§ 344) nachgesehen worden ist, hat 
die Beeidigung vor der Einvernahme zu erfolgen. Noch vor 
der Beeidigung ist aber Jeder Zeuge gemäfi § 321 über das 
Recht der Verweigerung der Aussap;e zu belehren (§ 339). Die 
Mitglieder des kaiserlichen Hauses werden nicht beeidet; ver- 
möge § 31 des Familienstatutes des AUerh. Kaiserhauses vom 
3. Februar 1839 hat bei den Mitgliedern der kaiserlichen 
Familie eine an Eidesstatt abgegebene schriftliche Versicherung 
für die wirkliche Ablegung des Eides zu gelten und aUe recht- 
lichen Folgen derselben (J. M. E. v. 14. Mai 1854, Z. 8346). 

Die Formel der vor Gericht abzulegenden Zeugeneide hat 
ohne Rücksicht auf das Religionsbekenntnis des Schwörenden 
zu lauten: 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwissen- 
den einen reinen Eid, dass ich über alles, worüber ich von 
dem Gerichte befragt worden bin (werde befragt werden), die 
reine und volle Wahrheit und nichts als die Wahrheit aus- 
gesagt habe (aussagen werde); so wahr mir Gott helfe !^ 

2. Vor der Eidesabiegung hat der Richter den Schwur- 
pflichtigen in einer dessen Bildungsgrade und Fassungskraft 
angemessenen Weise an die Heiligkeit des Eides vom religiösen 
Standpunkte, an die Wichtigkeit des Eides für die Rechts- 
ordnung, an die zeitlichen und ewigen Strafen des Meineides 
zu erinnern und demselben zu bedeuten, dass der Eid im Sinne 
des Gerichtes, daher ohne allen Vorbehalt und ohne Zwei- 
deutigkeit abzulegen sei (Ges. v. 3. Mai 1868, Nr. 33 R.-G.-Bl.). 
In den Fällen, wo ein Geistlicher vor einer Gerichtsbehörde 
einen Eid abzulegen hat, ist die Meineidserinnerung auf eine 
kurze Andeutung der strafgesetzlichen Folgen eines Meineides 
mit der Bemerkung zu beschränken, dass die religiöse Be- 
deutung und Heiligkeit des Eides dem Geistlichen ohnehin 
vermöge seines Standes wohl bekannt sei (J. M. E. v. 18. Juli 1857, 
Z. 14748). 

3. Personen, welche sich zur christlichen Religion bekennen, 
haben bei dem Schwüre den Daumen und die zwei ersten Finger der 
rechten Hand emporzuheben und den Eid vor einem Crueifix 
und zwei brennenden Kerzen abzulegen (Ges. v. 3. Mai 1868, 
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Nr. 33 R.-G.-Bl.). Die Aufstellung des Crueifixes und zweier 
brennender Kerzen findet bei £iden eines Angehörigen der 
helvetischen Oonfession keine Anwendung (H. D. v. 21. De- 
cember 1832, Nr. 2582 J. G. S.). 

4. Israeliten haben bei der Eidesleistung das Haupt zu 
bedecken und die rechte Hand auf die Thora, zweites Buch 
Moses, 20. Capitel, 7. Vers zu legen (Ges. v. 3. Mai 1868, Nr. 33 
R.-G.-Bl.). Mohamedaner haben die Eidesformel nachzusprechen 
worauf die Frage: Schwörst du bei Gott? an sie gestellt wird. 
Der Schwörende antwortet: Jemin ederim! (Ich schwöre) und 
setzt eine der folgenden Formeln oder auch alle 3 zugleich 
hin?u: Bilahi Taala (bei Gott dem Allerhöchsten) oder Wallahi 
(bei Gott) oder Bismillahi (im Namen Gottes). Zur Verstärkung 
des Eides kann der Schwörende noch eine oder die andere 
Eigenschaft Gottes, wie z. B. des Barmherzigen, des Erbarmers 
beifügen und sagen: Bismillahi Errahman Erahim (im Namen 
Gottes, des Barmherzigen, des Erbarmers). Der Schwörende 
kann angewiesen werden, während der Ablegung des Eides 
die rechte Hand auf den Koran zu legen. Dieser Gebrauch 
ist aber zur Giltigkeit des Eides nicht wesentlich nothwendig. 
Für keinen Fall darf dem Schwörenden gestattet werden, bei 
der Ablegung des Eides den Zeigefinger der einen Hand in 
die Höhe zu halten (H. D. v. 26. August 1826, Nr. 1:217 J. G. S.). 

5. Die Eidesformel ist von dem Stummen niederschreiben 
zu lassen oder von einer dritten Person, wenn ihm selbst diese 
Abschrift zu machen schwer sein sQllte, dem Stummen sohin 
in Gegenwart zweier Zeugen, welchen seine Gebärden bekannt 
sind, vor einem Crucifix und zwei brennenden Kerzen vorzu- 
lesen ; er bei jedem einzelnen Satze derselben zur Abgabe eines 
Zeichens seiner Bestätigung aufzufordern, und von ihm dann 
die ganze Eidesformel unterschreiben zu lassen, und zwar mit 
dem Beisatze, dass er den Aufsatz der Eidesformel als wahr 
beschwöre, so wahr ihm Gott helfe (H. D. v. 28. September 1842, 
Nr. 644 J. G. S.). Ist der taubstumme Zeuge des Lesens 
und Schreibens kundig, so ist ihm die Eidesformel zum Durch- 
lesen zu geben und nach vorausgegangener schriftlicher Meineids- 
erinnerung von ihm zu unterschreiben. Kann man sich mit 
ihm mittels eines beeideten Dolmetschers durch Zeichen ver- 
ständigen, so ist ihm die Eidesformel und die Meineidserinnerung 
mittels der Zeichensprache mitzutheilen und ebenso von ihm 
der Eid abzulegen. 

Kann man ihm aber wegen seiner Unkenntnis des Lesens 
und Schreibens sowohl, als einer Zeichensprache die Eidesformel 
nicht beibringen und verständlich machen, so kann von einer 
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Beeidigung desselben keine Rede sein (J. M. E. v. 23. September 
1850, Z. J2926). 

6. Solchen Religionsparteien, welche vermöge ihrer Reli- 
gionslehren die £idesablegung für unerlaubt, hingegen ihre 
feierliche Versicherung so heilig als andere Religionsgenossen 
den Eid erkennen, ist die mit ihren Religionsgrundsätzen nicht 
vereinbarliche Eidesabiegung nicht aufzudringen, sondern statt 
derselben sich mit ihrer vor Gericht zu erstattenden und mit 
einem Handschlage zu bestätigenden Versicherung zu begnügen 
(H. D. V. 10. Jänner 1816, Nr. 1201 J. G. S.). Confessionslose 
schwören ohne Crucifix und Kerzen (E. d. i). G. H., Jud. B. 
Nr. 73). 

7. Die vorläufige Befragung des abzuhörenden Zeugen 
erfolgt noch nicht unter strafrechtlicher Sanction. Die per- 
sönlichen Verhältnisse, welche bei dem Zeugenbeweise zu be- 
rücksichtigen sind, werden im § 321 aufgezählt, die Zulässigkeit 
der Abhörung ist nach § 32ü und darnach zu beurtheilen, 
ob die zu vernehmende Person von den Processparteien ver- 
schieden ist. 

Die Beeidigung hat in den bei § 336 angeführten Fällen 
zu unterbleiben. 

Um unnöthige Eide thunlichst zu vermeiden, wurde ge- 
stattet, die Beeidigung eines Zeugen, von welchem nach dem 
Ergebnisse einer vorläufigen Befragung eine erhebliche oder 
eine glaubwürdige Aussage nicht zu erwarten ist, zunächst 
aufzuschieben und sodann eventuell ganz zu unterlassen. Solcher 
Aufschub oder das Unterlassen der Beeidigung dürfte sich be- 
sonders empfehlen, wenn ein Zeuge trotz eines ihm zustellenden 
gesetzlichen Weigerungsgrundes sich der Aussage nicht ent- 
schlägt. Denn dies mahnt bei Beurtheilung der Glaubwürdig- 
keit des Zeugen zur Vorsicht. Häufig wird der Zeuge in 
solchen Fällen als befangen erscheinen. Wenn der Zeuge vor 
dem erkennenden Gerichte vernommen wird und dieses aus 
der vorläufigen Befragung die Ueberzeugung gewinnt, dass der 
Zeuge nichts Erhebliches auszusagen hat, so kann nach den 
allgemeinen Grundsätzen über die Aenderung processleitender 
Verfügungen vom Beweisbeschlusse selbst abgegangen werden 
und die Vernehmung des Zeugen unterbleiben (Regierungs- 
motive, S. 279). 

8. Gegen diesen Beschluss ist ein abgesondertes Rechts- 
mittel ausgeschlossen (§ 349). Gegen die über die nachträg- 
liche Beeidigung eines Zeugen oder über das Unterbleiben 
der Beeidigung gefassten Beschlüsse ist ein Rechtsmittel über- 
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haupt ausgeschlossen (§ 349)^ an beschadet des Rechtes des er- 
kennenden Gerichtes, die Beeidigung durch den ersuchten 
oder beauftragten Richter na,chträglich zu verfilgen (§ 338). 

§ 338, In allen Fällen, in welchen erst nach Abhörung 
der Zeugen über die Beeidigung entschieden werden soll, ist der 
Zeuge vor der Abhörung an die Pflicht ear Angabe der Wahr- 
heit, an die Heiligkeit und Bedeutung des vorbehaltenen Eid^s, 
sowie an die strafrechtlichen Folgen einer falschen Aussage bu 
erinnern, 

Na^h Ablegung der Aussage; kann mit Itücksicht auf die 
Unerheblichkeit derselben oder auf das ihr eukommende geringe 
Maä von Glaubwürdigkeit vom erkennenden Gerichte oder von 
dem die Vernehmung leitenden beauftragten oder ersuchten 
Richter ausgesprochen werden, dass die Beeidigung unterbleibe. 

Wenn die Vernehmung durch einen, beauftragten oder er* 
suchten Richter geschah, kann das erkennende Gericht nach 
Einlangen einer unbeeideten Zeugenaussage die nachträgliche 
Beeidigung derselben verfügen. 

Die nach Anm. 2 zu § 337 vorgeschriebene Eides- und 
Meineidserinnerung ist auch bei jenen Zeugen, welche erst 
nachträglich (§ 337) beeidet werden sollen, vor ihrer Einver- 
nahme vorgeschrieben. Der beauftragte oder ersuchte Richter 
kann die Entscheidung Über die Beeidigung eines Zeugen auch 
dem erkennenden Gerichte überlassen. Gegen die nach 
§ 338 zulässigen Beschlüsse steht ein Rechtsmittel nicht zu 
(§ 349). 

§ 339, Den Zeugen ist vor ihrer Vernehmung bekannt 0u 
geben, über welche Fragen die Aussage von einem jSeugen ver- 
weigert werden darf (§ 321). 

Die Zeugen sind einzeln in AbwesenJieit der später abzu- 
hörenden Zeugen zu vernehmen. Die Reihenfolge, in welcher die 
Abhörung stattzufinden hat, bestimmt bei Vernehmungen vordem 
erkennenden Gerichte der Vorsitzende, sonst der beauftragte oder 
ersuchte Richter, 

Vor Beendigung der Vernehmung aller vorgeladenen Zeugen 
darf sich keiner derselben ohne richterlicke Erlaubnis entfernen. 

Zeugen, deren Aussagen von einander abweichen, können 
einander gegenübergestellt werden. 

1. Die Belehrung des Zeugen über das ihm nach § 321 
zustehende Recht der Verweigerung der Aussage oder der Be- 
antwortung einzelner Fragen hat vor der Beeidigung desselben 
zu erfolgen. (Die gegentheilige Ansicht Schusters, S. 352, 
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dürfte mit der Vorschrift des § 33t, Abs. 3 über die Beeidi-. 
gnng von Zeugen, welche sich der Weigerung entschlagen, 
nicht in üebereinstimmung zu bringen sein). 

2. Es wird auch zweckmäfiig sein, die Zeugen vor Beginn 
der Einvernahme auf die Vorschriften des zweiten und dritten 
Absatzes aufmerksam zu machen, damit sich nicht die später 
abzuhörenden Zeugen aus Unkenntnis dieser Vorschriften als 
Zuhörer an der Verhandlung betheiligen oder sich entfernen. 
Erachtet der Vorsitzende oder der Vemehmungsrichter es im ge- 
gebenen Falle für nothwendig, so kann er auch die Entfernung 
der bereits vernommenen Zeugen während der Einvernahme 
eines später zu vernehmenden Zeugen verfügen. 

Haben Personen, deren Einvernahme noch nicht beschlossen 
war, der Abhörung von Zeugen beigewohnt, so steht dieser 
Umstand ihrer späteren Einvernahme als Zeugen nicht ent- 
gegen. 

Gegen die nach § 339 gefassten Beschlüsse und ge- 
troffenen Verfügungen steht ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zu (§ 349). 

§ 340. Die Vernehmung beginnt damit, dass der Zetige 
über Namen, Alter, Religion, Beschäftigung und Wohnort be- 
frag wird. Erforderlichenfalls sind ihm auch Fragen über solche 
Umstände, welche seine Glaubwürdigkeit in der vorliegenden 
Sache betreffen, insbesondere über seine Beziehungen au den Par- 
teien voreulegen. 

Bei der Abhörung hat der Vorsitzende oder der die Ver- 
nehmung leitende beauftragte oder ersuchte Richter an den Zeugen 
über diejenigen Thatsachen, deren Beweis durch seine Aussage 
hergestellt werden soll, sowie eur Erforschung des Grundes, auf 
weichem das Wissen des Zeugen beruht, die geeigneten Fragen 
Bu stellen. Auier dem Vorsitzenden können, wenn die Ver* 
nehmung vor dem erkennenden Gerichte stattfindet, auch die 
übrigen Mitglieder des Senates an den Zeugen Fragen richten. 

1. Mit der Zeugeneinvernahme ist vorzugehen, wenn auch 
keine der verständigten Parteien erschienen ist (§ 289). Die- 
selbe hat durch den Vorsitzenden (§ 180), vor Bezirksgerichten 
durch den Einzelrichter (§ 195), oder durch den beauftragten 
oder ersuchten Richter (§ 284) zu erfolgen. Die allgemeinen 
Fragen müssen gestellt werden; die im zweiten Satze bezeich- 
neten Fragen sollen nicht regelmäßig^ sondern nur dann vor- 
gelegt werden, wenn es die Sachlage, soweit sie schon bekannt 
ist, erfordert; nach den Umständen kann eine solche Frage- 
stellung auch erst im Laufe der Einvernahme erfolgen. Sind 



Digitized by V^OOQIC 



— 512 — 

diese Fragen bereits vor der Beeidigung oder Meineidserinne- 
rung gestellt worden (§ 337), so sind sie nachher zu wieder- 
holen. 

2. Bei der eigentlichen Einvernahme wird es sich empfehlen 
dem Zeugen Gelegenheit zu geben, sich über den Gegenstand 
seiner Einvernahme frei und zusammenhängend aussprechen zu 
können. Durch vorzeitige Fragestellungen, Unterbrechungen und 
Vorhaltungen wird der Zeuge verwirrt, die Ermittlung des 
Sachverhaltes erschwert und gefUhrdet. Der die Einvernahme 
leitende Richter hat daher solche unzeitgemäße Fragen zu ver- 
meiden und seitens der Richter und Parteien zu verhindern. 
Die zur Ergänzung der Aussage, zur Hebung von Dunkelheiten 
und Widersprüchen, zur Sicherstellung der ratio scientia? erfor- 
derlichen Fragen (§ 167 St. P. ().) sind nachträglich zu stellen. 
Ueber die Zulässigkeit solcher Fragen entscheidet im ßestrei- 
tungsfalle der Senat (§§ 18(3, 342), gegen welche Entscheidung 
ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen ist (§ 349). Die 
Bezugnahme des Zeugen auf eine zu den Acten überreichte 
schriftliche Erklärung ist unzulässig. 

§ 341. Ueber die Betheiligung der Parteien an der Zeugen- 
vernehmung gelten die Bestimmungen des § 289. 

In Ansehung derjenigen Personen, welche in/olge bestehender 
Anordnungen nicht verpflichtet sind, zur Abgabe einer Zeugen- 
aussage in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten im Gerichtshause 
SU erscheinen, ist das Fragerecht der Parteien durch rechtzeitige 
Mütheüung schriftliche^' Fragen an den mit der Vernehmung 
beauftragten Richter auszuüben. 

Ueber die Betheiligung der Parteien bei der Zeugen- 
einvernahme sind die Bemerkungen bei § 289 zu vergleichen. 

Eine besondere Bestimmung war nur für diejenigen Fälle 
nöthig, in welchen ein Zeuge berechtigt ist, das Erscheinen 
vor Gericht abzulehnen, nur in seiner Wohnung vernommen 
werden darf. 

Es ist dann nur den Gerichtspersonen, nicht auch den 
Parteien der Zutritt in die Wohnung des Zeugen gestattet. 
Die Parteien können demnach bloß durch Mittheilung schrift- 
licher Fragen auf die Vernehmung des Zeugen Einfluss üben 
(Regierungsmotive, S. 279). Mitglieder des kaiserlichen Hauses 
werden als Zeugen in ihrer Wohnung vernommen (§ 328). 

Die bestehenden Anordnungen, wonach die bei § 132 
aufgezählten Consularfunctionäre in ihrer Wohnung zu ver- 
nehmen sind, bleiben laut Art. VIII, E.-G. unberührt. Die 
Mittheilung schriftlicher Fragen hat mittels Schriftsatzes zu er- 
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folgen, der auch der Gegenpartei zuzustellen ist, damit dieselbe 
ihr Bestreitungsrecht gleichfalls mittels Schriftsatzes geltend 
machen kann. 

§ 342. Wird die ZulässigkeU einer Frage bestritten oder 
erachtet der Vorsitzende eine Frage als unangemessen zwriück' 
zuweisen, so entscheidet hierüber auf Antrag der Senat, Diese 
Entscheidung steht auch einem beauftragten oder ersuchten Richter 
zu; sie gilt jedoch in diesem Falle als eine bloä vorläufige und 
kann durch das erkennende Gericht abgeändert werden. 

Findet das erkennende Gericht, dass eine bei der Ter- 
nehmung vor einem beauftragten oder ersuchten Richter gestellte 
Frage unzulässig war, so kann dasselbe aussprechen, dass die 
auf diese Frage ertheilte Antwort im weiteren Laufe des Ver- 
fahrens unberücksichtigt bleibe. 

Ueber die Zurückweisung von Fragen ist Anm. 2 bei 
§ 289 zu vergleichen. 

Wenn die Zulässigkeit einer Frage während der Beweis- 
aufnahme vor einem beauftragten oder ersuchten Richter be- 
stritten wird, so kann man die Vernehmung nicht unterbrechen, 
um die Entscheidung des erkennenden Gerichtes einzuholen. 
Dieses Gericht kann hinwieder nicht durch eine Entscheidung 
gebunden erklärt werden, welche von dem mit der Leitung 
der Vernehmung betrauten Richter getroffen wurde. Diese 
Entscheidung muss vielmehr der Abänderung durch das Process- 
gericht, und zwar sowohl im Falle der Zulassung, als im Falle 
der Zurückweisung einer Frage unterworfen sein. Wird die 
Zulassung einer Frage als nicht gerechtfertigt erkannt, so er- 
gibt sich von selbst, dass die auf die Frage ertheilte Antwort 
nicht berücksichtigt werden darf (Regierungsmotive, S. 279). 

§ 343. Die Aussage des Zeugen ist nach ihrem tvescnt- 
Ikhen Inhalte, sofern es aber nothwendig erscheint, ihrem WoH- 
laute nach in dem über die Tagsatzung geführten Protokolle 
aufzuzeichnen. Wurde der Zeuge in einer Verhandlungstagsatzung 
abgehört, so Imt diese Aufzeichnung im Verhandlungsprotokolle 
zu gesckehen. 

Das Aufgezeichnete ist dem Zeugen und den bei der Ver- 
nehmung anwesenden Parteien zur Einsicht vorzulegen oder auf 
Verlangen vorzulesen. 

In dem Protokolle ist zu bemerken, ob der Zeuge vor oder 
nach seiner Abhörung beeidet tourde, ob dessen Beeidigung unter- 
blieben ist oder der Entscheidung des erkennenden Gerichtes vor- 
behalten wurde, ob die Parteien tmd welche derselben bei der 

Fürall, ClvUproceMgeaeUe. 33 
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ÄbJwruny /zugegen waren, endlich ob und welclie Einweisungen 
von den Parteien oder vom Zeugen gegen das Protokoll erhohen 
wurden. 

Für das Protokoll über die Zeugeneinvernahme gelten die 
allgemeinen Vorschriften. Erfolgte die Beweisaufnahme vor 
dem erkennenden Gerichte in der mündlichen Verhandlung, so 
bildet die Aufzeichnung über dieselbe einen Bestandtheil des 
Protokolles. Andernfalls ist ein besondei'es Protokoll (§ 216) 
aufzunehmen, welches die im § 207 vorgeschriebenen Aufzeich- 
nungen und Angaben, die nach § 208 und Absatz 3 des § 343 
nothwendigen Feststellungen und Einwendungen, letztere soweit 
zulässig auch durch Anschluss kurzer Niederschriften der Par- 
teienvertreter, die Antworten des Zeugen auf die nach § 340 
zu stellenden Fragen, die erfolgte Eides- und Meineidserinnerung 
und den wesentlichen Inhalt der Zeugenaussagen zu enthalten 
hat. Bei Angabe des Inhaltes des thatsächlichen Vorbringens 
ist gemäß § 210 nach Thunlichkeit auf die vorbereitenden 
Schriftsätze, auf die Acten eines vorbereitenden Verfahrens,, 
sowie auf den Beweisbeschluss Bezug zu nehmen. 

Der Wortlaut der Zeugenaussage ist nur ausnahmsweise 
aufzunehmen, und zwar über Antrag oder von amtswegen (§ 209), 
wenn es nothwendig erscheint. Bestätigt der Zeuge den Beweis- 
satz vollständig, so wird eine diesbezügliche Festetellung unter 
Beifügung der ratio scientiä genügen. 

Das Protokoll muss von dem Zeugen nicht gefertigt 
werden, wohl aber von den Parteien (§212), dem Vorsitzenden, 
Einzelrichter und Schriftführer. 

§ 344. Das erkennende Gericid kann auf Antrag oder 
von amtswegen die wiederholte Vernehmung von Zeugen insbe- 
sondere anordnen, wenn es die vom beauftragten oder ersuchten 
Richter für gerechtfertigt erkannte Weigerung der Aussage oder 
der Beantwortung einzelner Fragen für unzulässig erachtet, wenn 
Zeugen nicht ordnungsgemäß oder nicht vollständig vernommen 
wurden, wenn die Aussage in Bezug auf wesentliche Punkte an 
Unklarheit, Unbestimmtheit oder Zweideutigkeit leidet, oder wenn 
die Zeugen selbst eine Ergänzung oder Berichtigung ihrer Aus- 
sehen für nothwendig erachten. 

Bei wiederholter oder nachträglicher Vernehmung kann 
angeordnet werden, dass statt der nochmaligen Beeidigung der 
Zeuge die Richtigkeit seiner Aussage unter Berufung auf den 
früher abgelegten Eid zu versichern habe. 

Die Wiederholung oder Ergänzung einer Zeugeneinver- 
nahme kann der ersuchte oder beauftragte Richter vor Beendi- 
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gung der Beweisaufnahme — der Aufnahme aller Beweise — 
selbst verfügen, wenn die zur Beweisaufnahme nicht erschienene 
Partei glaubhaft macht, dass ihr durch ein unvorhergesehenes 
Ereignis verursachtes Nichterscheinen eine wesentliche Un Voll- 
ständigkeit der Beweisaufnahme zur Folge hatte und wenn die 
Ergänzung ohne erhebliche Verzögerung des Rechtsstreites 
stattfinden kann (§ 28'J). Nach Beendigung der Beweisaufnahme 
steht eine solche Ergänzung dem Senate oder dem erkennenden 
Einzelrichter allein zu. 

Der Vorsitzende, oder auf dessen Antrag der Senat, kann 
die Ergänzung einer vorbereitenden Beweisaufnahme durch den 
beauftragten Richter verfügen (§ 266). Der Vorsitzende hat 
über die Wiederholung oder Ergänzung einer vor dem ersuchten 
oder beauftragten Richter im Beweisverfahren stattgefundenen 
Beweisaufnahme durch diesen zu entscheiden (§ 286). 

Das erkennende Gericht ist in allen diesen Fällen, außer- 
dem aber auch im Falle einer vorbereitenden Beweisaufnahme 
(§ 264) und bezüglich einer zur Sicherung des Beweises (§ 389), 
endlich anlässlich einer vor dem erkennenden Gerichte stattge- 
fundenen Beweisaufnahme berechtigt, die wiederholte Vernehmung 
eines Zeugen selbst vorzunehmen oder neuerlich durch den er- 
suchten oder beauftragten Richter vorachmen zu lassen. Gegen 
den betreffenden Bcschluss ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen 
(§ 291). 

§ 345. Die Partei kann auf einen Zeugen, welchen sie 
vorgeschlagen hat, verzichten. Der Gegner kann jedoch ver- 
langen, dass der Zeuge, falls er bereits zur Vernehmung er- 
schienen ist, ungeachtet dieses Verzichtes vernommen oder dessen 
Vernehmung, wenn sie bereits begonnen hat, fortgesetzt werde. 

Der Verzicht kann vor dem Processgerichte, vor dem zur 
Beweisaufnahme ersuchten oder beauftragten Richter, in der 
Verhandlung oder mittels Schriftsatzes erfolgen. 

Ein Verzicht nach erfolgter Vernehmung ist unzulässig. 
Die Aussage des Zeugen ist zu protokollieren (§ 343), auch 
wenn die Parteien oder der Zeugenführer darauf verzichten, und 
der Inhalt dieses Protokolles ist von amtswegen zu beachten 
(§ 217). 

Der Gegner des Beweisführers ist berechtigt, seinerseits 
den Beweis durch den Zeugen anzubieten, auf den der Beweis- 
führer verzichtet hat. Die fiir die Geltendmachung von Beweis- 
mitteln in den §§ 179, 275, 278 vorgeschriebenen Beschrän- 
kungen setzen eine Verschleppungsabsicht voraus, welche nicht 
anzunehmen ist, wenn der Gegner erwarten konnte, dass die 

33* 
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Vernehmung über Anti*ag des zurückgetretenen BeweisfÜhrers 
erfolgen würde. Selbst ein Kostenersatz im Sinne des § 44 
wird den Gegner des Beweistührers nicht treffen, es wird viel- 
mehr zu erwägen sein, ob nicht der Beweisführer selbst für 
sein Verschulden gemäß § 48 haftbar ist. 

Zweckmäßigkeitsgründe befürworten es, dem Gegner einer 
verzichtenden Partei zu gestatten, trotz des Verzichtes die Ver- 
nehmung eines bereits bei Gericht erschienenen Zeugen zu 
begehren; es wird dadurch ein neuer gerichtlicher Beweisbe- 
schluss erspart (Regierungsmotive, S. 279), 

Erklären sich jedoch beide Parteien gegen die Vernehmung 
des Zeugen, so kann dieselbe auch nicht von amts wegen er- 
folgen (§ 183). 

Zeuyengebttren. 

^' 346, Jeder Zeuge hat Anspruch auf Ersatz der noth- 
wendigen Kosten, welche durch die Reise an den Ort der Ver- 
nehmung, durch den Aufenthalt daselbst, sowie durch die Rück- 
reise verursacht werden. 

Eine Entschädigung für Zeitversäumnis kann von einem 
Zeugen nur dann hegehrt werden, wenn ihm durch dieses Ver- 
säumnis ein etnpfindlicher Abbruch an seinem täglichen Erwerbe 
verursacht wird. 

Den Anspruch auf eine Vergütung hat der Zeuge binnen 
vierundzwanzig Stunden nach seiner Vernehmung bei Verlust 
dieses Anspruches geltend zu machen. 

Auf Ansuchen des Zeugen kann der Vorsitzende oder der 
beauftrage oder der ersuchte Richter anordnen, dass dem Zeugen 
ein zur Bestreitung der Reise zum Gerichte ausreichender Vor- 
schubs geleistet werde. 

In der Vorladung des Zeugen ist ihm bekannt zu geben, 
dass er den Anspruch auf Vergütung binnen 24 Stunden bei 
sonstigem Verluste geltend zu machen hat. Hat die Partei 
einen Vorschuss erlegt, so sind die Zeugengebüren aus diesem 
zu bestreiten (§ 332), für arme Parteien sind dieselben aus der 
Verlagscasse zu entrichten (§ &4). Dieselben können nur von 
dem kostenpflichtigen Gegner (§ 70, Anm. 1) oder im Falle 
der Entziehung des Armenrechtes (§ 71) von der Partei selbst 
eingetrieben werden. 

Der dem Zeugen zu leistende Reisekostenvorschuss kann 
aus dem von der Partei erlegten Vorschuss bestritten, es kann 
aber auch die Partei angewiesen werden, diesen Vorschuss un- 
mittelbar an den Zeugen gelangen zu lassen. Der diesbezüg- 
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liehe Beschluss kann dnrch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden (§ 349). 

§ 347, Den Zeugen wird die Vergütung auf Grund von 
Gebürentarifen geleistet Die Bestimmung der Vergütung, sowie 
die wegen Auszahlung derselben erforderlichen Verfügungen ob- 
liegen den mit diesem Geschäfte betrauten Beamten des Process- 
gerichtes oder des ersuchten Gerichtes. Den Parteien steht es 
frei, von der Bestimmung der Vergütung Einsicht jsu r^men] 
sowohl die Parteien als der Zeuge können binnen drei Tagen 
nach der erfolgten Bestimmung die Entscheidung des Gerichtes 
begehren. Dieser Antrag kann mündlich angebracht werden. 

Das Gericht entscheidet über denselben ohne vorhergehende 
mündliche Verhandlung] es kann jedoch vor der Entsdmdung 
den Zeugen, die Parteien oder eine derselben einvernehmen. Die 
Entscheidung kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

Bei der Entscheidung über eine Beschwerde gegen den 
Zuspiiich der ZeugengebUren wird das Gericht auch andere 
Erhebungen als die im zweiten Absätze vorgesehenen einleiten 
können, um ins'-esondcre über die Zureisekosten sichere Daten 
zu erlangen. 

Form des Anbringens. 

^^' Sif^, Anzeigen, Gesuche und Recnrse eines Zeugen 
können außerhalb der Tagsatzung mittels Schriftsatzes angebracht 
oder mündlich zu gerichtlichem Protokoll erklärt werden. 

Der Zeuge ist vom Anwaltszwange entbunden. Sowohl 
betreffs der Zeugengebüren, als im Falle der Verweigerung des 
Zeugnisses oder wenn er sein Ausbleiben entschuldigen will, 
kann er mittels Schriftsatzes, der der Unterschrift eines Advo- 
caten nicht bedarf^ oder zu Protokoll sein diesbezügliches Be- 
gehren stellen. 

Rechtsmittel. 

^'^^ Sli). Gegen die Entscheidung über die Eechtmäüigkeit 
der Weigerung einer Aussage, der Ableistung des Eides oder 
der Beantwortung einzelner Fragen, gegen den Beschluss, dorss 
die Abhörung eines Zeugen zufolge § 337 zu unterbleiben hat, 
sowie gegen die im Sinne der ^§ 339 bis 342 bei der Ver- 
nehmung gefassten Beschlüsse und getroffenen Verfügungen findet 
ein abgesondertes Bechtsmittel nicht statt. 

Die Entsclieidung des erkennenden Gerichtes über den 
Fortgang des Verfahrens bei Weigerung der Aussage oder der 
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Eidesleistung seitens eines Zeugen, sowie über die Fortsetzung 
der Verhandlung in den Fällen der §§ 332 und 335, die Be- 
schlüsse, durch welche die Ladung eines Zeugen oder desseth 
Vorführung angeordnet oder behufs Flrlegung eines Vorschusses 
für die dem Zeugen eu gewahrende Vergütung (§ 332) eine 
Frist bestimmt wird, die Beschlüsse, durcJi welche die Leistung 
eines Vorschusses an den Zeugen aufgetragen wird (§ 346), 
sowie die über die Beeidigung eines Zeugen gefassten Beschlüsse 
können durch ein Rechtsmittd nicht angefochten werden. 

Sachverständige Zeugen. 

§ 350. Die Vorschriften über den Zeugenbeweis finden 
auch Anwendung, insoweit zum Beweise vergangener Thatsachet^ 
oder Zustände, zu deren Wahrnehmung eine besondere Sach- 
kunde erforderlich war, solche sachkundige Personen zu ver- 
nehmen sind. 

Sachverständige Zeugen haben gleich den gewöhnlichen 
Zeugen über Thatsachen oder Zustände auszusagen, die sie 
wahrgenommen haben, die also der Vergangenheil angehören. Sie 
unterscheiden sich von den gewöhnlichen Zeugen dadurch, dass 
sie die Thatsachen und Zustände durch oder mit Hilfe ihrer 
besonderen Sachkunde wahrgenommen haben. Dieselben sind 
auch nur als Zeugen und nicht als Sachverständige zu beeiden, 
haben keine anderen Gebüren als Zeugengebttren anzusprechen 
*und können von den Parteien nicht nach § 355 abgelehnt 
werden. 

Wenn es sich aber nicht um den Beweis vergangener 
Thatsachen oder Zustände, sondern um technische Schlüsse auf 
Grund vergangener Thatsachen oder Zustände handelt, so können 
diese nur durch das Gutachten von Sachverständigen festgestellt 
werden (R. G. Leipzig, XX, S. 394). Sollen die Über ihre 
eigenen Wahrnehmungen vergangener Thatsachen als sachver- 
ständige Zeugen vernommenen oder zu vernehmenden Personen 
zugleich ein Gutachten abgeben, so sind sie Zeugen und Sach- 
verständige, sind sowohl als Zeugen als auch als Sachverständige 
zu beeiden und haben auch auf Entlohnung ihrer Mühewaltung 
(§ 365) Anspruch. 



Fünfter Titel: Beweis durch Sachverständige. 

Bestellnng der SaohverstSndigeii. 

§ 351. Wird die Aufnahme eines Beweises durch Sach- 
verständige nothwendig, so hat das erkennende Gericht einen 
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oder mehrere Sachverständige, sofort nach Einvernehmung der 
Parteien über deren Person, zu bestellen. H%e}{ei ist, sofern 
nicht besondere Umstände etwas anderes nothwendig machen, vor 
allem auf die für Gutachten der erforderten Art öffentlich tc- 
stdlicn Scu^verständigen Bedacht zu nehmen. 

Das Gericht kann an Stelle des oder der zuerst bestellten 
Sachverständigen andere ernennen, 

1. Sachverständige haben den Richter durch ihre Fach- 
kenntnis bei der Würdigung eines bestimmten Sachverhaltes zu 
unterstützen (Regierungsmotive, S. 280). Erforderlich ist eine 
solche Unterstützung überall dort, wo technische, ökonomische, 
kaufmännische, wissenschaftliche, industrielle, künstlerische, über- 
haupt fachmännische Erfahrungen nothwendig oder wünschens- 
wert sind, um das richtige Verständnis des Sachverhaltes oder 
die sachgemäße Beartheilung der vorgebrachten Behauptungen 
zu vermitteln. Die Thätigkeit des Sachverständigen ist. eine 
wahrnehmende (Befund) und eine urtheilende (Gutachten). Die 
rechtliche Beurtheilnng des Sachverhaltes, die logische 
Schlussfolgerung aus den auf Grund der sachverständigen l'ir- 
fahrungssätze klargelegten Umstände steht dem Richter allein 
zu. Dem richterlichen Ermessen ist es überlassen, ob es zur 
Würdigung des Sachverhaltes der Sachverständigenvemehmung 
bedarf (Regierungsmotive, S. 280). Bei der Vergleichung von 
Handschriften (§ 315), bei der Ausübung der Causalgerichtsbar- 
keit in Handels-, See- und Bergsachen (§ 364) ist dies ausdrück- 
lich ausgesprochen. 

2. Das Gericht kann von amtswegen eine Begutachtung 
durch Sachverständige anordnen: 

Zur Bewertung des Streitgegenstandes (§ 60 J. N.) bei 
zweifelhafter C/Ompetenz; als processleitende Verfügung (§ 183) 
selbst gegen den Willen der Parteien; bei Vornahme eines 
Augenscheines (§ 368). 

Sonst ist der Sachverständigenbeweis von der Partei an- 
zubieten (§ 178), wobei jene Gegenstände zu bezeichnen und 
jene Umstände anzuführen sind, welche begutachtet werden 
sollen. Der Vorschlag geeigneter Personen seitens der Partei 
ist zum Antritt des Beweises nicht erforderlich, doch sind die 
Parteien vor der Bestellung des oder der Sachverständigen über 
deren Person einzuvemehmen, wenn deren Bestellung nicht von 
amtswegen (§ 183) oder durch den beauftragten oder ersuchten 
Richter (§ 352) zu erfolgen hat. Diese Einveniahme kann vor 
oder nach dem Beweisbeschlusse erfolgen. 

3. Das Gericht ist an den Vorschlag der Parteien nicht 
gebunden, es hat den Sachverständigen frei zu wählen und zu 
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entscheiden^ ob es eines oder mehrerer Sachverständiger bedürfe. 
Der Richter vird hiebei, das ist selbstverständlich, nach Thun- 
lichkeit auf die Vorschläge Rücksicht nehmen, welche die Parteien 
über die zuzuziehenden Sachverständigen und insbesondere über 
deren Zahl machen; diese Vorschläge werden namentlich dann 
für ihn von großem Werte sein, wenn sie auf dem Einver- 
ständnisse beider Parteien beruhen. Aber es wäre principiell 
nicht gerechtfertigt, den Parteien einen weitergehenden Einfluss 
einzuräumen und das Ermessen des Richters in einer Frage, 
welche den Vollzug eines Beweisbeschlusses betriflft, dem Willen 
einer Partei unterzuordnen (Regierungsmotive, S. 280). Die 
Entscheidung über die Anzahl der Sachverständigen kann durch 
ein Rechtsmittel nicht angefochten werden (§ 366). 

4. Unter den öffentlich bestellten Sachverständigen 
sollen nur die innerhalb des Gerichtsbezirkes bestellten gemeint 
sein und zu den besonderen Umständen sollen Verhinderungen 
des bestellten Sachverständigen, die Zuziehung näher quali- 
licierter Sachverständiger oder besonderer Specialisten gerechnet 
werden (Protokolle der Reichstags- Justizcommission, S. 141). 

Durch § 63 des Gesetzes vom 26. December 1895, Nr. 197 
R.-G.-Bl. ist die Bestellung besonderer Sachverstand igercollegien 
zur Abgabe von Gutachten in Sachen des Urheberrechtes in 
Aussicht genommen, deren Organisierung durch die Verordnung 
vom 31. Juli 1896, Nr. 151 R.-G.-Bl. geregelt worden ist. 

Dieselben werden errichtet : 

für den Bereich der Literatur: in Wien, Prag, Lemberg 
und Triest; 

für den Bereich der Tonkunst: in Wien, Prag und 
Lemberg ; 

für den Bereich der bildenden Künste : in Wien, Prag und 
Krakau ; 

für den Bereich der Photographie: in Wien. 

Zur Abgabe eines Gutachtens sind die KSach verständigen - 
collegien nur dann verpflichtet, wenn das ersuchende Gericht 
die zu begutachtenden Fragen einzeln aufgeführt und die zu 
vergleichenden Gegenstände, sowie die zur Abgabe des Gut- 
achtens erforderlichen gerichtlichen Acten dem Sachverständigen- 
eollegium zugesendet hat. 

Nach dem Gesetze vom 18. Februar 1878, Nr. 30 R.-G.-Bl., 
§ 24, sind von jedem Oberlandesgerichte nach Einvernahme der 
politischen Landesbehörde jährlich Listen der Sachverständigen 
für das Enteignungsverfahren aufzustellen und kundzumachen, 
denen bei Ermittlung der Entschädigung drei Sachverständige 
zu entnehmen sind. 
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§ 352, Wenn ein durch Sachverständige zu besichtigender 
Gegenstand nicht vor das erkennende Gericht gebracht werden 
kann, oder die Aufnahme des Sachverständigenbeweises vor dem- 
selben aus anderen Gründen erheblichen Schwierigkeiten antir- 
liegen würde, so kann dieselbe durch einen beauftragten oder 
ersuchten Richter erfolgen. 

Die Bestimmung der Anzahl der Sachverständigen, soune 
die Auswahl der Sachverständigen kann in diesem Falle dem 
mit der Beweisaufnahme betrauten Riditer überlctssen werden'^ 
ferner kann die AuswaJd, wenn dies zur Vertneidung von Ver- 
zögerungen oder eines nnverhältnismäüigen Aufwandes dienlich 
erscheint, ohne vorgän^ige Vernehmung der Parteien geschehen. 
Die Namen der bestellten Sachverständigen sind den Parteien 
vom beauftragten oder ersuchten Richter gleichzeitig mit der 
Verständigung vor der zur Beweisaufnahme bestimmten Tag- 
satzung bekannt zu geben. 

1. Die erheblichen Schwierigkeiten (§328, Anm. 3) 
berechtigen nicht nur zur Aufnahme des Sachverständigen- 
beweises durch ein Mitglied des erkennenden Gerichtes (§ 282) 
als beauftragten Richter oder durch das Bezirksgericht (§ 37 
.1. N.) als ersuchten Richter, sondern auch zur Anordnung einer 
vorbereitenden Beweisaufnahme (§§ 245, 246). 

Der Beschluss auf Durchführung des Sachverständigen- 
beweises durch einen ersuchten oder beauftragten Richter kann 
durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden 
(§ 291). Die Aufnahme eines Sachverständigenbeweises wird 
relativ häutig außerhalb der mündlichen Verhandlung stattfinden 
müssen. Oft kann der zu besichtigende Gegenstand nicht vor 
Gericht gebracht werden, oft wieder hängt die Gewinnung einer 
bestimmten Ansicht von Untersuchungen ab, welche mit bestem 
Willen nicht vor dem erkennenden Gerichte angestellt werden 
können (Regierungsmotive, S. 280). 

Die Vornahme eines Sachverständigeubefundes oder einer 
Schätzung in Bezug auf landtäfliche oder Lehengüter oder aus 
dem Gemeindeverbande ausgeschiedene Gutsgebiete steht dem 
Kreis- oder Landesgerichte zu, in dessen Sprengel sich die 
Sache befindet. SoU ein solcher Beweis durch einen ersuchten 
Richter erfolgen, so muss sich daher das Processgericht an den 
zuständigen Gerichtshof wenden (§ 117 .1. N.). 

2. Wird die Bestimmung der Anzahl der Sachverständigen 
und die Auswahl derselben oder nur die letztere Befugnis dem 
beauftragten oder ersuchten Richter überlassen, so ist dies im 
Beweisbeschlusse ausdrücklich anzuführen. Es würde wohl recht 
zweckwidrig sein, wenn das mit den Orts- und Pewonenver- 
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bältnissen vielleicht weniger vertraute erkenneDcle Gericht dnrch 
eine Entscheidung über die Anzahl der Sachverständigen und 
durch die Ausws^ der Person das viel besser infoimierte Ge- 
richt binden und eine erfolgreiche Beweisaufnahme hindern oder 
erschweren würde (Regierungsmotive, S. 280). 

Gegen die Entscheidung, mit welcher dem beauftragten 
(nicht ersuchten) Richter die Wahl der Sachverständigen über- 
lassen wird, ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 366). 

Die vorgängige Vernehmung der Parteien über die Person 
der Sachverständigen kann nur ausnahmsweise unterbleiben, 
dieselbe kann jedT)ch schon bei dem erkennenden Gerichte 
erfolgen. 

§ 35S. Der Bestellung zum Sachverständigen hat derjenige 
Folge zu leisten, welcher zur Erstattung von Gutachten der er- 
forderten Art öjfentlidi bestellt ist oder weldier die Wissenschaft, 
die Kunst oder das GewerbCy deren Kenntnis Voraussetzung der 
geforderten Begutachtung ist^ öffentlich als Erwerb ausübt 
oder zu deren Ausübung öffentlich angestellt oder ermächtigt ist. 

Aus denselben Grünien, welche einen Zeugen zur Ver- 
weigerung der Aussage berechtigen, kann die Entliebung von der 
Bestellung als Sachverständiger begehrt werden. 

OeffenÜiche Beamten siful überdies auch dann zu entheben, 
wenn ihnen die Verwendung als Sachverständige von ihren Vor- 
gesetzten aus dienstlichen Rücksichten ufUersagt wird oder wenn 
sie durch besondere Anordnungen der Pflicht, sich als Sachver- 
ständige verwenden zu lassen, enthoben sind. 

1. Eine allgemeine Pflicht, sich als Sachverständiger ver- 
wenden zu lassen, besteht nicht. Eine solche Pflicht ist auf die 
im § 353 aufgezählten drei Kategorien beschränkt. Die blei- 
bende Bestellung von Sachverständigen liegt in dem Wirkungs- 
kreise des Gerichtes, für welches sie bestellt werden sollen 
(J. M. E. V. 1. Juni 1858, Z. 9744). Zu den bleibend bestellten 
Sachverständigen gehören jedoch auch die Sachverständigen- 
collegien zur Abgabe von Gutachten in Sachen des Urheber- 
rechtes, die von den Oberlandesgerichten bestellten Sachver- 
ständigen i\lr das Enteignungsverfahren (§ 352, Anm. 4), die 
auf Grund der M. V. v. 11. Februar 1883, Z. 2257, von den 
Oberlandesgerichten bestellten Sachverständigen in Forstsachen,, 
sowie alle von einer hiezu kraft besonderer Anordnung berufenen 
Behörde bestellten Sachverständigen. 

Bei nicht bleibend bestellten Sachvei'ständigen verpflichtet 
die öffentliche Bestellung oder Ermächtigung — auch ohne Aus- 
übung — oder die öffentliche Ausübung als Erwerb — auch 
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ohne Bestellung oder Ermächtigung — zur Uebemahme der 
Functionen eines gerichtlichen Sachverständigen. Eine Gewerbe- 
befugnis im Sinne der Gewerbeordnung ist hiezu nicht er- 
forderlich. 

2. Aber auch diese Personen sind von der Bestellung als 
Sachverständige über ihr Begehren zu entheben, wenn sie als 
Zeugen die Aussage auf Grund der Bestimmungen der §§ 321, 
322 verweigern könnten. Das Gericht ist nach § 351 befugt, 
auch bei Abgang solcher Weigerungsgrttnde einen Sachverstän- 
digen über sein Begehren oder von amtswegen zu entheben, 
wenn dies im Interesse des Sachverständigen oder wegen später 
auftauchender Bedenken gegen seine Eignung oder aus anderen 
Gründen zweckmäßig erscheint. 

3. Oeffentliche Beamte — nicht bloß Staatsbeamte — 
sind von amtswegen zu entheben, wenn sie durch besondere 
Anordnungen ein für allemal von dieser Verpflichtung enthoben 
sind, oder wenn ihnen die Annahme der Bestellung aus Dienstes- 
rücksichten für den concreten Fall von ihren Vorgesetzten 
untersagt worden ist. Die Vorschrift dient zur Vermeidung 
aller Nachtheile sowohl hinsichtlich der Zeit, als auch weil der 
Beamte leicht in eine unangenehme Stellung gedrängt, Angrifl^en, 
Kritiken und Conflicten mit seinen Amtspflichten ausgesetzt wird 
(Motive der C. P. (). für das Deutsche Reich, S. 260). Eine 
Begründung der Untersagung ist nicht erforderlich. Der Beamte 
ist verpflichtet, die Weisung seines Vorgesetzten einzuholen, 
falls eine Pflichtencollision möglich erscheint. Es wird daher 
genügen, wenn «dem öffentlichen Beamten das Recht eingeräumt 
wird, die Stellung als Sachverständiger mit Berufung auf einen 
Auftrag seines Vorgesetzten abzulehnen (Regierungsmotive, 
S. 281). 

Foloen des NichterscheineM uid der Weioeruag. 

§ 354. Wenn ein zur Erstattung des Gutachtens bestellter 
Sachverständiger die Abgabe des Gutachtens ohne genügenden 
Grund verweigert oder trotz ordnungsmäßiger Ladung bei der 
zur Beweisaufnahme bestimmten Tagsatzung ohne genügende 
Entschuldigung nicht erscheint^ ist demselben der Ersatz der 
durch seim Weigerung oder durch sein Ausbleiben verursachten 
Kohlen durch Beschluss aufzuerlegen*^ außerdem ist der Sa^chver- 
ständige in eine Ordnungsstrafe oder bei muthwüliger Ver- 
weigerung der Abgabe des Gutachtens in eine Muthwillensstrafe 
zu verfäMen. In Bezug auf diese Beschlussfassungen haben die 
Bestimmungen der §§ 326, 333 und 334 sinngemäße Anwendung 
zu finden. 
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Anstatt des ungehorsamen Sachverständigen kann ein anderer 
Sachverständiger bestellt werden. 

Der ungehorsame Sachverständige haftet nebst dem Kosten- 
ersatze für allen weiteren den Parteien durch die ihm zur Last 
fallende Vereitlung oder Verzögerung der Beweisführung ver- 
ursachten Schaden, 

1. Der Sachverötändige ist, wenn ihn die Partei nicht 
zar Verhandlung mitgebracht hat, von amts wegen durch den 
Vorsitzenden (Einzelrichter), den ersuchten oder beauftragten 
Richter zu laden. Die Ladung hat nebst der Benennung der 
Parteien und einer kurzen Bezeichnung des Gegenstandes der 
Vernehmung die Aufforderung zu enthalten, zur Abgabe eines 
Gutachtens bei der gleichzeitig nach Ort und Zeit bestimmten 
Tagsatzung zu erscheinen. Auch sind ihm die gesetzlichen Be- 
stimmungen über Sachverständigengebüren und die gesetzlichen 
Folgen des Ausbleibens bekannt zu geben (§§ 367, 329). Bei 
Militärpei'sonen ist das Ersuchen an das vorgesetzte Commando, 
bei Gendannen, Mitgliedern der Militärpolizeiwache und der 
Sicherheitswache, wenn sie nicht selbst (.^ommandanten sind, an 
deren Vorgesetzte zu richten (§ 330). 

Steht die als Sachverständiger zu ladende Person in einem 
öffentlichen Amte oder Dienste, im Dienste einer mit mecha- 
nischen Motoren betriebenen Ti'ansportanstalt, eines Berg-, 
Hütten- oder Walzwerkes oder in Privatforstdiensten, so ist 
deren unmittelbarer Vorgesetzter von der Ladung zu verstän- 
digen (§ 331). 

Hat die unanfechtbare Ladung den vorgeschriebenen Inhalt 
nicht, so ist der Sachverständige nicht ordnungsmäßig geladen 
und braucht der Ladung nicht Folge zu leisten. 

2. Die Anwendung von Zwangsmitteln gegen einen Sach- 
verständigen dürfte selten zweckmäßig sein. Für den Ausgang 
des Processes ist es förderlicher, wenn man in jeder Lage der 
Beweisaufnahme gestattet, an Stelle des sich weigernden 
Sachverständigen einen anderen zu bestellen (Regierungsmotive, 
S. 281). 

Die Verhängung von Geldstrafen oder Haft auf dem 
Wege der zur Erzwingung einer Handlung zulässigen Execution 
(§ .325) und die Vorführung (§ 333) ist bei Sachverständigen 
unzulässig. Es kann nur eine Ordnungsstrafe bis zu 50 fl. 
(§ 220) verhängt werden, welche der dieselbe verhängende 
Richter über Recurs (§ 522) oder bei nachträglicher genügender 
Entschuldigung des Ausbleibens (§ 333) wieder nachsehen kann. 
Eine Mut h willensstrafe ist nur bei Verweigerung des Gutachtens 
bis zur Höhe von 300 fl. (§ 220) zulässig. 
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3. Der Sachverständige, der die Abgabe des Gutachtens 
verweigern will, darf nicht einfach von der Tagsatzung aus- 
bleiben, sondern muss sein Ausbleiben begründen (vgl. § 323). 
Ueber das vor der Tagsatzung mündlich oder schriftlich einge- 
brachte Begehren um Enthebung von der Bestellung zum Sach- 
verständigen, welches den Parteien soweit thunlich noch vor 
der zur Vernehmung bestimmten Tagsatzung bekannt zu geben 
ist, sowie über ein diesbezügliches bei der Tagsatzung gestelltes 
Begehren sind vor dem erkennenden Gerichte die Parteien 
Über die Person des etwa neu zu bestellenden Sachverständigen 
ei nzu vernehmen (§ 351). Ist der beauftragte oder ersuchte 
Richter zur Bestellung der Sachverständigen berechtigt (§ 3f)2), 
so kann diese Einvernahme unterbleiben. Ueber die Recht- 
mäßigkeit der Weigerung hat bei Beweisaufnahmen vor dem 
erkennenden Gerichte dieses, bei Beweisaufnahmen vor dem 
beauftragten oder ersuchten Richter dieser mit Beschluss zu 
entscheiden (§ 324) gegen den ein abgesondertes Reditsmittel 
nicht zusteht (§ 349). 

Ordnungsstrafen sind nur anwendbar, wenn ein zur Ab- 
<?abe des Gutachtens verpflichteter Sachverständiger (§ 353) die 
Abgabe des Gutachtens oder die Ablegung des Sachverstän- 
digeneides verweigert oder nach Ablehnung seiner Weigerungs- 
gründe bei seiner Weigerung ohne Angabe anderer Gründe 
beharrt. Die Entscheidung steht dem erkennenden Gerichte 
oder dem ersuchten Richter, nicht aber dem beauftragten Richter 
zu. Vor der Entscheidung muss der Sachverständige unter 
Ausbleibensfolgen (§ 144) gehört werden (§ 325). Muthwillens- 
strafen kann auch der beauftragte Richter verhängen (§ 326). 

4. Ueber einen Sach verstündigen, der zur Verhandlungs- 
tagsatzung nicht erscheint, obwohl er ordnungsmäßig geladen 
war (Anm. 1) können (Ordnungsstrafen verhängt werden, wenn 
er auch zur Abgabe des Gutachtens nicht verpflichtet oder von 
der Abgabe des Gutachtens befreit ist (§ 353). Die Verurthei- 
lung ist von einem Parteienantrage unabhängig und obligatorisch. 
Der Sachverständige braucht vor seiner Verurthcilung nicht 
gehört zu werden. Ist das Ausbleiben des Sachverständigen von 
ihm selbst, von den Parteien oder dritten Personen genügend 
entschuldigt, so hat dessen Verurthcilung zu unterbleiben. 

Die Entscheidung steht dem erkennenden Gerichte, dem 
ersuchten oder beauftragten Richter zu (§ 333). 

Betreffs der in activer Dienstleistung stehenden Militär- 
personen (§ 330) hat sich das Gericht wegen Bestrafung an deren 
Vorgesetzten zu wenden, denen sohin auch der Strafvollzug 
und der Strafnachlass überlassen bleibt. 
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5. Die VerurtheiluDg zum Kostenersatze ist nur im Prin- 
cipe auszusprechen^ sie steht bei ungerechtfertigter Weigerung 
nur dem erkennenden Gerichte (§ 326), bei nicht entschul- 
digtem Ausbleiben auch dem beauftragten oder ersuchten 
Richter (§ 333) zu, vor welchem die Parteien binnen der uner- 
streckbaren Frist von 8 Tagen die Feststellung der Kosten 
(§ 334) anzusprechen haben. 

Schadenersatzansprüche sind in besonderen Processen aus- 
zutragen. 



§, 355, SachversiändigekönnenausdenselbenGründen abgelehnt 
werden, welche zur Ablehnung eines Richters berechtigen] jedoch 
kann die Ablehnung nicht darauf gegründet werden^ dass der 
Sachverständige friilier in derselben Rechtssache als Zeuge ver- 
nommen wurde. 

Die Ablehnungserklärung ist bei dem Processgerichte, wetin 
aber die Auswahl der Sachverständigen dem beauftragten oder er- 
suchten Richter überlassen wurde, bei diesem vor dem Begimie 
der Beweisaufnahme, und bei schriftlicher Begutachtung vor er- 
folgter Einreichung des Gutachtens mittels Schriftsatz oder 
mündlich anzubringen. Später kann eine Abtönung nur dann 
erfolgen, wenn die Partei glaubhaft macht, dass sie den Ab- 
lehnungsgrund vorJier nicht erfahren oder wegen eine» für sie 
unübersteiglxchen Hindernisses nicht rechtzeitig geltend machen 
konnte. 

Ist im Falle einer solchen nachträglichen Ablehnung die 
durch einen beauftragten oder ersuchten Richter vorzunehmende 
Beweisaufnahme schon beendet, so kann die Ablehnung nur bei 
dem Processgerichte vorgebracht werden. 

1. Der beauftragte oder ersuchte Richter hat den Parteien 
iie Namen der bestellten Sachverständigen gleichzeitig mit der 
Verständigung von der Tagsatzung bekannt zu geben (§ 352). 
Um den Parteien eine rechtzeitige Geltendmachung von Ab- 
lehnungsgrttnden zu ermöglichen und eine spätere Verhandlung 
über Ablehnungen zu vermeiden, wird auch wenn die Bestellung 
der Sachverständigen durch das erkennende Gericht geschieht, 
dafür zu sorgen sein, dass den Parteien die Namen der Sach- 
verständigen nach Thunlichkeit noch vor der zur Beweisauf- 
nahme bestimmten Tagsatzung bekannt werden (Regiernngs- 
motive, S. 281). 

Die Ablehnung kann vor oder nach der Bestellung des 
Sachverständigen erfolgen; Bemängelungen des abgegebenen 
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Gutachtons sind keine Ablehnung^ wenn sie auch durch Ab- 
lehnungsgrttnde unterstützt werden. 

Von amtswegen hat das Gericht einen Sachverständigen 
nicht abzulehnen. Die Ablehnung ist ein Recht der Partei^ 
auf das dieselbe verzichten kann. 

2. Die Ablehnungsgründe sind dieselben, welche zur AbT 
lehnung eines Richters berechtigen, nur kann ein Sachverstän- 
diger^ der in erster' Instanz als solcher mitgewirkt hat, aus 
diesem Grunde in der Berufungsinstanz nicht abgelehnt werden 
(§ 481). 

Nach § 20 J. N. sind Richter von der Ausübung des 
Richteramtes ausgeschlossen : 

a) wenn sie selbst Partei sind oder zu einer der Parteien 
in dem Verhältnisse eines Mitberechtigten oder Mit- 
verpflichteten oder Regresspflichtigen stehen; 

b) in Sachen ihrer Ehefrauen oder solcher Personen, welche 
mit ihnen in gerader Linie verwandt oder verschwägert 
sind, oder mit welchen sie in der Seitenlinie bis zum 
vierten Grade verwandt oder im zweiten Grade ver- 
schwägert sind; 

c) in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder 
Pflegekinder, ihrer Mündel und Pflegebefohlenen; 

d) in Sachen, in welchen sie als Bevollmächtigte einer der 
Parteien bestellt waren oder noch bestellt sind. 

Ein Richter kann weiter nach § 19 J. N. abgelehnt werden, 
wenn ein hinreichender Grund vorliegt, seine Unbefangenheit in 
Zweifel zu ziehen. Es müssen objective VerdachtsgrUnde: 
Freundschaft, Feindschaft, eigenes Interesse, Verwandtschaft 
oder Schwägerschaft mit einem der Processbevollmächtigten 
u. 8. w. vorliegen. 

§ 356. Gleichzeitig mit der Ablehnung sind die Gründe 
der Ablehnung anzug^en. Die Entscheidung über die Ablehnung 
steht dem erkennenden Gerichte oder dem beauftragten oder er- 
stahlen Richter zu, je nacl^dem die Ablehnung zufolge § 355 
bei ersterem oder letzterem angebracht wurde. 

Die Entscheidung et folgt, wenn die Ablehnung nicht bei 
einer Tagsatzung vorg^radit wird, ohne vorhergel^nde müfid' 
liehe Verhandlung. Die ablehnende Partei hat die von ihr an- 
gegebenen Gründe der Ablehnung auf Verlangen des Gerichtes 
vor der Entscheidung glaübJiaft zu manchen. Wird der Ablehnung 
stattgegeben, so ist ohne Aufschub die Bestellung eines anderen 
Sachverständigeti zu veranlassen. 

Die Ablehnungsgründe sind immer anzugeben, jedoch nur 
auf Verlangen des Gerichtes glaubhaft (§ 274) zu machen. 
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Eine vorherige Einvernahme des Sachverständigen ist nicht 
vorgeschrieben, doch erscheint eine solche von amtswegen oder 
über Antrag der Partei zulässig. Das Verfahren betrifft nicht 
einen Streit der Parteien unter einander, sondern das Verlangen 
der ablehnenden Partei gegenüber dem Gerichte auf Beseitigung 
4es von diesem bestellten Sachverständigen (Wilmowski, S. 619). 

Gegen den einem Ablehnungsantrage stattgebenden Be- 
sehluss ist jedes Rechtsmittel, gegen die Verwerfung des An- 
trages ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 366). 

Beweisaufnahme. 

§ 357, Das erkennende Gericht oder der mit der Leitung 
der Beweisaufnahme betraute Richter kann auch die schriftliclie 
Begutachtung anordnen. In diesem Falle sifid die Sachverstän- 
digen verpflichtety auf Verlangen über das schriftliche Gutachten 
mündlielw Aufklärungen s^u gehen oder dasselbe bei der münd- 
lichen Verhandlung zu erläutern. 

Für die Vernehmung der Sachverständigen gelten nach 
§ 3(57 die für den Zeugenbeweis geltenden Vorschriften. Dem 
Sachverständigen ist sonach gemäß § 339 vor seiner Verneh- 
mung bekannt zu geben, in welchen Fällen die Abgabe des 
Gutachtens verweigert werden kann (§ 353). Dagegen ist mit 
Rücksicht auf die Vorschrift des § 361 die weitere Bestimmung 
des § 339 über die Einvernahme jedes einzelnen Sachverstän- 
digen in Abwesenheit der später zu vernehmenden nicht an- 
wendbar. 

Die Vornehmung selbst, zu den allgemeinen und besonderen 
Fragen, hat durch den Vorsitzenden im Sinne • des § 340 zu 
erfolgen, wie auch die übrigen Mitglieder des Senates und die 
Parteien (§ 341) an den Sachverständigen Fragen stellen können 
(§ 289) und daher von der Beweistagsatzung rechtzeitig zu 
verständigen sind. Ueber die Zulässigkeit von Fragen ist nach 
§ 342 zu entscheiden. 

Eine Abweichung von den für den Zeugenbeweis gelten- 
den Vorschriften liegt auch darin, dass die schriftliche Begut- 
achtung angeordnet werden kann, gegen welche Verfügung ein 
abgesondertes Rechtsmittel nicht zusteht (§ 366). Auch in 
diesem Falle wird die Beeidigung und Instruierung der Sach- 
verständigen vor Gericht zu erfolgen haben. Wenn die schrift- 
liche Form der Begutachtung gewählt wird, so kann dies nicht 
als Befreiung von der Aufgabe betrachtet werden, welche mit 
der Leitung der Beweisaufnahme verbunden ist (Regierungs- 
motive, S. 281). Von dem Einlangen des schriftlichen Gut-. 
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achtens sind die Parteien in Kenntnis zu setzen (§ 360), die 
Einsichtnahme desselben ist den Parteien offen zu halten (§ 286} 
und sie können sohin die zur Behebung der Mängel geeigneten 
Anträge stellen und zu diesem Zwecke die Vorladung der 
Sachverständigen beantragen. 

§ 358, Jeder Sachverständige hat vor dem Beginne der 
Beweisaufnahme den Sachverständigeneid zu leisten. Von der 
Beeidigung des Sachverständigen kann abgesehen werdeti, wenn 
beide Parteien auf die Beeidigung verzichten. 

Ist der Sachverständige für die Erstattung von GutacJitenr 
der erforderten Art im allgemeinen beeidet, so genügt die 
Erinnerung und Berufung auf den geleisteten Eid. 

Der für Sachverständige vorgeschriebene Eid lautet nach 
Art. XL, E.-G. und Ges. v. 8. Mai 1868, Nr. 33 R:-G.-Bl.): 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden 
einen reinen Eid, dass ich den Befund und mein Gutachten 
nach bestem Wissen und Gewissen und nach den Regeln der 
Wissenschaft (der Kunst, des Gewerbes) abgeben werde; sa 
wahr mir Gott helfe." 

Verzichten nicht beide Parteien auf die Beeidigung oder 
liegt der Fall des zweiten Absatzes nicht vor, so muss jeder 
Sachverständige vor seiner Vernehmung beeidet werden. 

Die Bestimmungen des § 337 Abs. 2 sind mit Rücksicht auf 
§ 367 auf Sachverständige nicht anwendbar (R. G. Leipzigs 
XX, S. 394). Die im § 336 bezeichneten Personen dürfen auch 
als Sachverständige nicht beeidet werden und sind daher über- 
haupt nicht zuzulassen, wenn die Parteien nicht über derea 
unbeeidiite Vernehmung sich einigen. 

Die vorherige Beeidigung entfällt auch nicht im Falle der 
schriftlichen Begutachtung (§ 357). 

Ständig^ beeidete Sachverständige müssen an den abge- 
legten Eid vom Gerichte erinnert werden und sich außerdem 
auf diesen Eid berufen; beides muss ihrer Einvernahme vor- 
angehen und vor Gericht mündlich erklärt werden. 

Die über die Beeidigung eines Sachverständigen gefasstea 
Beschlüsse können durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht 
angefochten werden (§ 366). 

§ 359. Den Sachverständigen sind diejenigen bei Gericht 
befindlichen Gegenstände, Ädenstücke und Hilfsmittel mitzutheilen^ 
welche für die Beantwortung der denselben vorgelegten Frageiir 
erforderlich sind. 

'FQrttl, ClyUproce«8^o«oue. 34 
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§ 360. Kann eine gründliche und erschöpfende Begul- 
achtufig nicht sogleich erfolgen, so hcU der die Beweisauffiahme 
leitende Richter für die Abgabe des Gutachtens eine Frist oder 
eine besondere Tagsateung bu bestimmen. 

Von dem Einlangen des schriftlichen Gutachtens sifid die 
Parteien in Kenntnis zu setzen (§ 286). 

Die Mittheilung der bei Gericht befindlichen Gegen- 
stände (Augenscheinsgegenstände, Auskunftssachen), Acten- 
stttcke (Zeugenprotokolle, Urkunden, Schriftsätze, Acten) und 
sonstigen Hilfsmittel dient zur Vorbereitung des Gutachtens. 
Zu manchen Begutachtungen ist aber eine länger dauernde 
Beobachtung (bei Krankheiten, Viehmängel), eine eingehende 
Untersuchung, chemische Analyse u. s. w. erforderlich. Hier 
ist den Sachverständigen zur Vorbereitung eine Frist zu be- 
stimmen und die schriftliche Abgabe des Gutachtens anzuordnen 
oder die Tagsatzung zur Abgabe des Gutachtens zu erstrecken. 
Den außergerichtlichen von aen Sachverständigen vorzunehmen- 
den Beobachtungen oder Untersuchungen werden die Parteien 
trotz der Vorschrift des § 289 niclit zuzuziehen sein, weil sie nicht 
zur Beweisaufnahme, sondern zur Vorbereitung derselben gehören. 

Es genügt die Verständigung der Parteien, dass den 
Sachverständigen die Hilfsmittel übergeben wurden, oder dass 
ihnen zur Vornahme der Untersuchung oder Beobachtung eine 
Frist ertheilt worden ist. Die betreffende Verfügung kann 
durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden (§ 366). 

§ 361. Sind zur Abgabe eines Gutachtens mehrere Sach- 
verständige bestellt, $0 können sie dasselbe gemeinsam er- 
statten, wenn ihre Ansichten übereinstimmen. Sind sie ver- 
schiedener Ansicht, so Jiat jeder Sachverständige seine Ansicht 
und die für dieselbe sprechenden Gründe besonders darzulegen. 

§ 362. Das Gutachten ist stets zu begründen. Vor Dar- 
legung seiner Ansicht hai der Sachverständige in denjenigen 
Fällen, in welchen der Abgabe seines Gutachtens die Besiditigung 
von Personen, Sachen, Oertlichkeiten u. dgl. vorausging und die 
Kenntnis ihrer Beschaffenheit für das Verständnis und die 
Würdigung des Gutaditens von Belang ist, eine Beschreibung 
der besichtigten Gegenstände zu geben (Befund). 

Erscheint -dos ^gegebethe Gutachten - ungenügend -oder 
tourden von den Sachverständigen verschiedene Ansichten ausge- 
yprochen, so kann das Gericht auf Antra^g oder von amtswegen 
anordnen, dass eine steuerliche Begutachtung durch dieselben oder 
durch andere Sachverstäfidige oder doch mit Zuziehung anderer 
Sachverständiger stattfinde. Eine solche Anordnung ist insbe- 
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sondere auch dann jsulässig, wenn ein Sachverständiger nach 
Abgabe des Gutachtens mit Erfolg abgelehnt wurde. Zu 
diesen Anordnungen ist auch der beauftragte oder ersuchte 
Richter berechtigt. 

Das Gericht hat die Beweiskraft des Gutachtens nach 
freier Ueberzeugung zu würdigen (§ 272), es ist an das Gut- 
achten nicht gebunden. 

Bei ungenügendem Gutachten hat der Richter die Pflicht, 
den weiterbeantragten Sachverständi^enbeweis zu erheben (R. G. 
Leipzig, Fuchsberger, S. 578). Bei widersprechenden Aus- 
sprüchen Sachverständiger kann das, Gericht zwar eine neue 
Begutachtung anordnen; allein es ist dies seinem Ermessen 
überlassen und es besteht kein Erfordernis der Einholung eines 
Obergutachtens (R. G. Leipzig, Fuchsberger, S. 578). Sind für 
das Gericht die Gründe des einen der vernommenen Sachver- 
ständigen überzeugend und durch die Gründe des oder der 
abweichenden Sachverständigen nicht entkräftet, so kann es 
sich mit dem Gutachten dieses einen Sachverständigen be- 
gnügen. Die Ergänzung oder Wiederholung des Sachverstän- 
digenbeweises steht dem ersuchten oder beauftragten Richter 
wohl nur für so lange zu, als er die Acten nicht bereits 
dem erkennenden Gerichte abgegeben hat. Die Beschränkung 
des § 289 hat hier nicht statt. 

Der Vorsitzende, oder auf dessen Antrag der Senat, kann 
die Ergänzung einer vorbereitenden Beweisaufiiahme durch den 
beauftragten Richter verfügen (§ 256). Der Vorsitzende hiU 
über die Wiederholung oder Ergänzung einer vor dem ersuchten 
oder beauftragten Richter im Beweisverfahren stattgefundenen 
Beweisaufnahme durch diesen zn entscheiden (§ 286). Das er- 
kennende Gericht ist in allen diesen Fällen, aber auch im Falle 
einer vorbereitenden Beweisaufnahme (§ 264) und einer Beweis- 
aufnahme zur Sicherung von Beweisen (§ 389), endlich anlässlich 
einer von ihm selbst durchgeführten Beweisaufnahme berechtigt, 
das Gutachten in der mündlichen Verhandlung oder durch den 
ersuchten oder beauftragten Richter ergänzen, wiederholen oder 
überprüfen zu lassen. 

Gegen den betreffenden Beschluss ist ein Rechtsmittel 
ausgeschlossen (§291). Im Beruf ungsverfahren kann eine in 
erster Instanz erfolgte Beweisaufnahme unter Zuziehung der- 
selben (§ 481) oder anderer Sachverständiger (§ 488) wieder- 
holt werden. 

Ein Sachverständiger kann nach Abgabe seines Gut- 
achtens nur dann mit Erfolg abgelehnt werden, wenn die Partei 
glaubhaft macht, dass sie den Ablehnungsgrund vorher nicht 

34* 
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erfahren oder wegen eines ftir sie unUbersteiglichen Hindernisses 
nicht rechtzeitig geltend machen konnte (§ 355). 

§ 363, Die Partei, welche den Beweis durch Sachverstän- 
dige angeboten hat, kann auf denselben verzichten. Der Gegner 
iann jedoch verlangen^ dctss die angeordnete Beweisaufnahme 
demungeachtet vorgenommen werde, wenn entweder die Beweis- 
aufnahme bereits begonnen hat oder wenigstens die Sachverstän- 
digere zum Zwecke der Beweisaufnahme schon bei Gericht er- 
schienen sind. 

Die dem Vorsitzenden nach § 183 zustehende Befugnis^ 
von amtswegen eine Begutachtung durch Sachverständige anzu- 
ordnen, wird durch einen Verzicht der Parteien nicht berührt, 

BetreflFs des Verzichtes auf den angebotenen Sachverstän- 
digenbeweis gilt dasselbe, was bei § 34r) betreflFs des Verzichtes 
auf einen angebotenen Zeugenbeweia angeführt wurde. Nur 
kann das Gericht von amtswegen die Aufnahme des Sachver- 
ständigenbeweises auch gegen den Willen beider Parteien ver- 
fügen. Ist die schriftliche Begutachtung angeordnet (§ 357), 
so wird die Gegenpartei des verzichtenden Beweisführers von 
diesem Verzichte rechtzeitig zu . verständigen sein, damit die- 
selbe von dem Rechte des § 363 Gebrauch machen könne. 

§ 364. Bei der Ausübung der Handels-, See- oder Berg- 
gericMsbarkeit kann das Gericht in Fällen, in welchen der 
Gegenstand seiner Beurthetlung fachmännische Kenntnisse er- 
fordert oder in welchen das Bestehen von geschäfUicJicn Gebräuchen 
in Frage kommt, ohne Zuziehung von Sachverständigen ent- 
scJieiden, wenn die eigene Fachkunde oder das eigene Wissen 
der Richter diese Zuziehung überflüssig macht. 

Die Bestimmung der Regierungsvorlage vom Jahre 1S70, 
welche die theilweise mit Kaufleuten besetzten Gerichte in An- 
gelegenheiten, welche eine kaufmännische Begutachtung erfordeni, 
der Verpflichtung Sachverständige »«zuziehen entband, glaubte 
man auf alle Gerichte, die eine besondere Gerichtsbarkeit aus- 
üben, und für alle analogen Angelegenheiten ausdelmen zu 
sollen, soweit die Mitglieder dieser Gerichte durch ihren Beruf 
in die Lage kommen, sich die erforderlichen Fachkenntnisse, 
sowie die Kenntnis der geschäftlichen Gebräuche zu verschaffen. 

Die Zuziehung von Sachverständigen wird man nur dann 
entbehren können, wenn alle Mitglieder eines erkennenden 
Senates in der Lage sind, auf Grund eigenen Wissens und 
eigener Fachkunde zu entscheiden. 

Man vermied es darum, in der Textierung auf die fach- 
männischen Beisitzer dieser Gerichte insbesondere hinzuweisen, 
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um nicht die irrige Meinung zu veranlassen, dass die Fach- 
kunde und das Wissen dieser Beisitzer allein stets die Zu- 
ziehung von Sachverständigen flir das Gericht entbehrlich 
machen würde (Motive des Entwurfes v. J. 1881). 

Werden in solchen ^'ällen keine Sachverständigen beige- 
zogen, so ist das Gutachten vom Gerichte abgegeben und 
so zu begründen, wie es für die Sachverständigen vorge- 
schrieben ist. 

GebOrei. 

§ 365, Der Sachverständige hat Anspruch auf Ersatz der 
ihm verursachten Kosten und Auslagen, auf Entschädigung für 
Zeitversäumnis und auf Entlohnung seiner Mühewaltung; er kann 
einen angemessenen VorscJiuss begehren. 

Der Vorsitzende oder der beauftragte oder ersuchte BicJiier 
vor welchem die Beweisaufnahme stattfindet, können anordnen, 
dass der Betveisführer einen von ihnen zu bestimmenden Betrag 
zur Deckung des mit der Aufnahme des Beweises durch Sa^ch, 
verständige verbundenen Aufwandes vorschussweise erlege (§ 332- 
Absatz 2), 

Auf die Bemessung der Sachverständigengebüren finden die 
Bestimmungen des § 347 sinngemäße Anwendtmg. Gegen den 
Beschluss über das Ausmaß dieser Gebüren ist der Recurs 



1. Der Sachverständige hat nicht bloß wie der Zeuge 
Anspruch auf Ersatz der Reise- und Zehrungskosten (§ 346), 
sondern auf Ersatz aller Kosten und Auslagen, außerdem 
immer auf Entschädigung für Zeitversäumnis und auf Entlohnung. 
Die Bestimmungen über die Liquidierung der Entlohnung der 
Sachverständigen finden gemäß § 367 ihre Ergänzung in den 
einschlägigen für Zeugen erlassenen Vorschriften (Regierungs- 
motive, S. 281). 

Den Anspruch auf eine Vergütung hat der Sachverständige 
daher binnen 24 Stunden nach se^er Vernehmung bei Ver- 
lust dieses Anspruches zu Protokoll oder mittels Schriftsatzes 
geltend zu machen (§ 346), was ihm in der Ladung bekannt 
zu geben ist (§ 329). 

2. Verlangt der Sachverständige ^inen Vorschuss auf die? 
ihm zu leistende Vergütung, welcher Vorschuss höher sein kann, 
als die bloßen Auslagen, so hat der Beweisführer über unan- 
fechtbaren (§ 349) Auftrag des Vorsitzenden, des ersuchten 
oder beauftragten Richters einen entsprechenden Betrag bei 
Gericht zu erlegen oder dem Sachverständigen einzuhändigen. 
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Für Parteien, die das Annenrecht genießen, sind solche Vor- 
sehüsse aus der Verlagscasse des Gerichtes vorzustrecken. Die- 
selben können nur von dem kostenpflichtigen Gegner (§ 70, 
Anm. 1) oder im Falle der Entziehung des Armenrechtes von 
der Partei selbst eingetrieben werden (§ 71). Auch wenn der 
Sachverständige einen Kostenvorschuss nicht anspricht, kann 
dem Beweisführer, sofern er das Armenrecht nicht genießt, und 
die Beweisaufnahme nicht von amtswegen angeordnet wird, 
der Erlag eines Kostenvorschusses aufgetragen werden. Berech- 
tigt zu die-er nicht obligatorisch vorgeschriebenen Verfügung 
(§ 332, Anm. 1) ist der Vorsitzende, der ersuchte oder beauf- 
tragte Richter, ersterer auch dann, wenn die Beweisaufnahme 
durch einen der letzteren erfolgen soll. Wird der Vorschuss 
iniierhalb der hiezu bestimmten Frist nicht erlegt, so kann 
(§ 332, Anm. 2) die Fortsetzung der Verhandlung ohne Rück- 
sicht auf den zugelassenen Sachverständigenbeweis angeordnet 
werden, gegen welchen Beschluss kein Rechtsmittel zusteht 
(§ 349). Gegen die Bewilligung oder Verweigerung der nach- 
träglichen Benützung des Beweises (§ 279) steht ein abgeson- 
dertes Rechtsmittel nicht zu (§ 291). Der zurückgewiesene 
Beweis ist im Urtheilsthatbestande anzuführen (§ 417). 

3. Die Bestimmung der Vergütung, sowie die wegen 
Auszahlung derselben erforderlichen Verfügungen obliegen nach 
§ 347 dem mit diesem Geschäfte betrauten Beamten des Process- 
gerichtes oder des ersuchten Gerichtes. Den Parteien muss die 
Einsichtnahme der Adjustierung offen stehen; ihnen und dem 
Sachverständigen steht das Recht zu, binnen drei Tagen nach 
erfolgter Bestimmung der Gebüren die Adjustierung der Gebüren 
durch das Gericht (Processgericht oder ersuchtes Gericht) zu 
begehren, welches ohne mündliche Verhandlung, jedoch nach 
etwa nothwendig befundener Einvernahme oder sonstigen Er- 
hebungen entscheidet (§ 347). Abweichend von den für Zeugen 
geltenden Bestimmungen steht gegen diese Entscheidung der 
Recurs zu. 

Rechtsmittel. 

§ 366. Gegen den Beschluss, durch wdchen die Ablehnung 
eines Sachverständigen verworfen oder eine schriflliche Begut- 
achtung abgeordnet wird, findet ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht statt. 

Die Entscheidung über die Anzahl der zu bestellenden 
Sachverständigen, der Beschluss, durch welchen die Bestellung 
der Sachverständigere dem beauftragten Richter überlassen (§ 352) 
oder ein Sachverständiger wegen Ablehnung enthoben wird, die 
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aber die Beeidigung eines Sachverständigen gefassten Beschlüsse, 
endlich die Beschlüssa, durch welche für die Abgabe des Gut- 
achtens gemäß § 360 eine Tagsätzung anberaumt oder eine 
Frist bestimmt icird, können durch ein Bechtsmittel nicht ange- 
fochten werden. 

Gegen die Verwerfung des Ablehnungsantrages ist ein 
abgesondertes Rechtsmittel^ gegen die Stattgebung eines Ab- 
lehnnngsantrages (§ 356) jedes Rechtsmittel ausgeschlossen. Die 
Anordnung der schriftlichen Begutachtung (§357) kann gleich- 
falls durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

Unanfechtbar sind weiter die Beschlüsse über die Anzahl 
der Sachverständigen (§§ 351, 352) über die Bestellung der 
Sachverständigen durch den ersuchten oder beauftragten Richter 
(§ 352), über die Beeidigung der Sachverständigen (§ 358) und 
über die Beftistung der Abgabe des Gutachtens. 

Die im Abs. 2 angeführten Beschlüsse sind durchwegs in 
ihrer Wirksamkeit überholt, sobald ein bestimmtes Sachver- 
ständigengutachten einmal vorliegt. Von da an ist ftlr den 
Processzweck nur mehr wichtig, ob dieses Gutachten genügt 
und was es beweist. Welche Personen immer früher in Frage 
gekommen sein mögen, in dem späteren Stadium, bei Ueber- 
prUfung des ürtheils, der Entscheidung ist nur von Belang, ob 
diejenigen Sachverständigen, welche dieses Gutachten abgegeben 
haben^ befangen waren oder nicht. Das Zurückgreifen auf jene 
Vorfragen wäre für den Process ohne praktischen Wert. 

Nun steht nicht mehr eine Vorfrage, sondern die Haupt- 
frage selbst: Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Sachentscheidung 
zur Erörterung (Regierungsmotive, S. 281). 

§ 367. Soweit im Vorstellenden nichts anderes bestimmt 
ist, finden auf den Beweis durch Sachverständige und insbesondere 
auch auf deren Vernehmung und die ProtokoUierung des bei 
einer Tagsatzung abgegebetien Befundes und Gutachtens die Vor- 
schriften Ober den Beweis durch Zeugen entsprechend Anwendung. 



Sechster Titel: Beweis durch Augenechein. 

§ 368. Zur Aufklärung der Sache kann das Gericht auf 
Antrag oder von amtswegen die Vornahme eines Augenscheines, 
nöthigenfaUs mit Zuziehung eines oder mehrerer Sachverständigen 
anordnen. 
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Wenn der jsu besichtigende Gegenstand nicht vor das ericennende 
Gericht gebracht werden kann, oder die Vornahme des Augen- 
scheines vor demselben aus anderen Gründen erheblichen Schwierig- 
ketten unterliegen würde, so kann dieselbe durch einen beauftragten 
oder durch einen ersuchten Richter erfolgeti. In diesem Falle 
kann dem mit der Vornahme des Augenscheines betrauten Richter 
die Entscheidung über die Zuziehung der Sachverständigen und 
die Ernennung derselben überlassen werden. Gegen diese Be- ^ 
Schlüsse ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 

Wenn die Vornahme des Augenscheines voraussichtlich 
einefi Kostenaufwand verursachen wird, kann der Vorsitzende 
oder der beauftragte oder ersuchte Richter anordnen, dass der 
Beweisführer einen entsprechenden Betrag zur Deckung dieses 
Aufwandes vorschussweise erlege (§ 332, Abs. 2), 

1. Der Augenschein umfasst jede sinnliche Wahrnehmung, 
ist nicht auf den Gesichtssinn beschränkt. Derselbe ist anzu- 
ordnen, sofern er erforderlich ist, um undeutliche oder nicht 
genügend verständliche Bezeichnungen und Beschreibungen der 
Parteien zu verstehen oder die unter den Parteien btreitigen 
thatsächlichen Behauptungen hinsichtlich des Augenscheins- 
objectes durch eigene Wahrnehmung aufzuklären (Wilmowski, 
S. 574). Der gerichtliche Augenschein kann über Antrag oder 
von am ts wegen angeordnet werden. 

Nach § 183 kann auch der Vorsitzende die Vornahme 
eines Augenscheines anordnen, vorbehaltlich des Rechtes des 
Senates (§ 183, Anm. 6), die Beweisaufnahme selbst zu be- 
schließen (§ 277). Die Freiheit des Gerichtes in Ansehung der 
Beiziehung von Sachverständigen beruht auf den für den Sach- 
verständigenbeweis aufgestellten Rechtssätzen (§§ 3öl ff.). Gegen 
die Verweigerung der beantragten Zuziehung von Sachver- 
ständigen ist ein abgesondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 370). 
Durch die Zuziehung von Experten wird der Augenschein nicht 
zum Sachverständigenbeweis. Bei dem Sachverständigenbeweise 
ist der Richter bloß berufen, die Thätigkeit der Experten zu 
leiten; bei dem Augenschein hat aber der Richter selbst thätig 
zu sein und sind die Sachverständigen nur berufen, ihm über 
die außer dem Kreise seiner Einsicht liegenden Vorfragen ein 
Urtheil oder Gutachten abzugeben (üllmann, S. 335). 

2. Die Regel ist, dass das erkennende Gericht den Augen- 
schein vornimmt, sei es, dass der Augenscheinsgegenstand zu 
Gericht gebracht wird, oder dass die Beweisaufnahme an Ort 
und Stelle erfolgt. Dann ist nach § 281 die Tagsatzung zu- 
gleich zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung zu be- 
stimmen. Der Wert des gerichtlichen Augenscheines als Fest- 
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stellungsmittel sinkt begreiflicherweise, wenn nicht das erkennende 
Gericht selbst den Augenschein vomimmt. Dennoch kann solch 
unmittelbare Augenscheinseinnahme durch das erkennende Ge- 
richt nicht im Gesetze anbefohlen werden: wenn das Process- 
gericht sich in weiter Entfernung von der zu besichtigenden 
Oertlichkeit oder vom Augenscheinsgegenstande befindet, wenn 
die Uebersendung des letzteren an das Gericht nicht möglich 
ist, würde das Gericht durch eine solche Norm gezwungen, in 
manchen Fällen auf dieses Feststellungsmittel ganz zu ver- 
zichten, wo es zwar nicht volle Wirkung äußert, aber doch 
immer noch der AufbelluDg des Sachverhaltes einigermaßen 
nützen könnte (Regierungsmotive, S. 282). Bei erheblichen 
Schwierigkeiten (§328, Anm. 3) ist der Augenschein durch 
ein Mitglied des erkennenden Gerichtes (§ 282) als beauftragten 
Richter oder durch das Bezirksgericht (§ 37 J. N.) als ersuchten 
Richter aufzunehmen; es kann aber auch eine vorbereitende 
Beweisaufnahme (§§ 245, 246) angeordnet werden. 

Die Vornahme eines Augenscheines in Bezug auf land- 
täf liehe oder Lehengüter oder aus dem Gemeinde verbände aus- 
geschiedene Gutsgebiete steht dem Kreis- oder Landesgerichte 
zu, in dessen Sprengel sich die Sache befindet, an welchen 
Gerichtshof sich daher zu wenden ist, wenn das Processgericht 
nicht selbst den Augenschein aufnimmt (§ 117 J. N.). 

Der unanfechtbare Beschluss, dass dem ersuchten oder 
beauftragten Richter die Entscheidung über die Zuziehung der 
Sachverständigen und deren Ernennung überlassen werde (§ 352), 
wird in den Beweisbeschluss aufzunehmen sein. 

3. Die Abforderung des Kostenvorschusses ist unstatthaft, 
wenn die Beweisaufnahme von amtswegen angeordnet wird oder 
wenn der Beweisführer das Armenrecht genießt (§ 365, Anm. 2). 
Wird der Vorschuss innerhalb der hierzu bestimmten Frist 
nicht erlegt, so kann (§ 332, Anm. 2) die Fortsetzung der 
Verhandlung ohne Rücksicht auf den zugelassenen Augenschein 
angeordnet werden, gegen welchen Beschluss kein Rechtsmittel 
zusteht (§ 349). 

Gegen die Bewilligung oder Verweigerung der nachträg- 
lichen Benützung des Beweises (§ 279) steht ein abgesondertes 
Rechtsmittel nicht zu (§ 291). Der zurückgewiesene Beweis 
ist im Urtheilsthatbestande anzuführen (§ 417). Ueber die 
Entlohnung der Sachverständigen gelten die allgemeinen Be- 
stimmungen (§ 365). Die Parteien sind von der Tagsatzung 
rechtzeitig zu verständigen, k&nnen der Bew^saufnahme bei- 
wohnen und ihre Einwendungen vorbringen (§ 370). 
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^ 369. Ist eine Sache im besichtigen, wddie sich nach 
den Angaben des Beweisführers in dem Besitze der Gegenpartei 
oder in der Verwahru/ng einer öffentlichen Behörde oder eines 
Notars befindet, so sind die Bestimmungen der §§301 und 303 bis^ 
307 mit der Maigabe anzuwenden, dass die Beurtheüung, welchen 
Einfluss die Verweigerung der Vorzeigung und Herausgabe der 
Sache seitens des Gegners, die absichtliche oder doch durch den 
Gegner veranlasste Beseüigung oder Beschädigung der Sache- 
oder die Verweigerung einer Aussage darüber habe, dem durch 
sorgfältige Würdigung aller Umstände geleiteten richterlichen 
Ermessen überlassen bleibt. 

1. Eine Sache, die sich in der Verwahrung eines Notars- 
oder einer öflFeiitlichen Behörde befindet, kann über Antrag oder 
von amtswegen beigeschafft werden. Der Antrag kann schon 
in der Klage (§ 229), in der Klagebeantwortung (§ 243), in 
einem weiteren vorbereitenden Schriftsätze (§ 258) und im vor* 
bereitenden Verfahren gestellt werden (§ 2öU). Der Vorsitzende 
(§ 183) und der mit dem vorbereitenden Verfahren beauftragte 
Richter können die Herbeiscbaffung solcher Augenscheinä- 
gegenstände auch von amtswegen vetfUgen. Voraussetzung ist,, 
dass sich die Partei die Sache nicht selbst zu verschaffen ver- 
mag oder deren Ausfolgung verweigert wurde (§ 229). Von 
dem Einlangen der Sache oder von der Weigerung der Behörde,, 
dieselbe dem Gerichte mitzutheilen^ sind die Parteien zn ver- 
verständigen. Die Entscheidung über den Antrag ist unan- 
fechtbar (§ 319). 

2. Dritte Personen können nur mittels Klage zur Vorlage- 
von Augenscheinsgegenständen verhalten werden. Der Process- 
gegner ist zur Vorlage von körperlichen beweglichen Sachen 
und zur Gestattung der Besichtigung unbeweglicher Sachen 
nach den für die Editionspflicht von Urkunden in den §§ 304, 
305 aufgestellten Grundsätzen verpflichtet. Der Processgegner 
selbst ist kein Augenscheinsobject, er ist nicht verpflichtet,, 
seinen körperlichen Zustand prüfen oder seinen Körper zum 
Anpassen von Kleidern u. dgl. benützen zu lassen. 

Sachen, auf welche er sich selbst im Processe zum Zwecke- 
der Beweisführung berufen hat (§ 304, Anm. 1), welche er nach 
dem Civilrechte auszufolgen oder vorzulegen verpflichtet ist (§ 304, 
Anm. 2), oder welche als eine beiden Theilen genieinschafüiche- 
Sache zu betrachten sind (§ 304, Anm. 3), z: B. Muster, Pi^oben 
u. 8. w. muss der Gegner vorlegen. Andere Sachen braucht, 
er nicht vorztrlegen, wenn* sie Angelegenheiten des Familien- 
lebens betreffen, wenn er durch deren Vorlage eine Ehrenpflicht 
verletzen würde, wenn das Bekanntwerden derselben ihm oder 
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dritten Personen zur Schande gereichen oder die Gefahr straff- 
gerichtlicher Verfolgung zuziehen würde, wenn er durch deren 
Vorlage eine staatlich anerkannte Pflicht zur Verschwiegenheit,- 
von der er nicht giltig entbunden wurde, oder ein Kunst- oder 
Geschäftsgeheimnis verletzen würde, wenn andere gleichwichtige- 
Gründe vorhanden sind (§ 305). 

3. Die Partei, welche die Vorlage eines Augenscheins- 
gegenstandes seitens des Qegnörs beantragt, hat denselben 
möglichst genau zu beschreiben, sowie die Thatsachen auzu-> 
führen, welche durch denselben bewiesen werden sollen. Des- 
gleichen sind die Umstände darzulegen, welche den Besitz 
seitens des Gegners wahrscheinlich machen. Wird der Antrag' 
nicht in der mündliehen Verhandlung gestellt, so hat der Ent- 
scheidung eine mündliche oder schriftliche Einvernahme des 
Gegners vorauszugehen (§ 303). 

Leugnet der Gegner den Besitz des Gegenstandes und 
erachtet das Gericht die zu beweisenden Thatsachen erheblich 
und zugleich die Verpflichtung zur Vorlage als bestehend, so* 
kann die Vernehmung- und eidliche * Abhörung des Gegners 
angeordnet werden (§307), gegen welchen Beschluss ein abge- 
sondertes Rechtsmittel ausgeschlossen ist (§ 31'J). 

Dem Gerichte wird anheimgestellt, aus dem Verhalten der 
die Augenscheins vornähme hindernden Pr^feesspartei für seine 
Beweiswürdigung Schlüsse zu ziehen, also mit sorgt)iltiger Er- 
wägung aller Umstände zu beurtheilen, welchen Einfluss die^ 
Verweigerung der Vorzeigung und Herausgabe der Sache seitens 
des Gegners, die absichtliche oder doch durch den Gegner 
veranlasste Beseitigung oder Beschädigung der Sache, oder 
endlich die Verweigening einer Aussage darüber auf die Sach- 
verhaltsfeststellung habe (Motive, S. 2S2). Zwangsmaßregeln. 
können gegen die sich weigernde Partei nicht zur Anwendung 
gelangen. 

§ 370, Gegen Beschlüsse und Verfügungen hei der Vor- 
nahme des Augenscheines findet ein abgesondertes Rechtsmitteln 
nicht statt. Dies gut auch von dem BescJUtisse, durch welchen 
ein Antrag auf Zuziehung von Sachverständigen verworfen wurde 

Das Ergebnis des Augenscheines ist in dem Verhandlungs- 
protokoüe, wenn aber der Augenschein auäerJialb der Verband- 
lungstagsatjsung' vorgenommen wird, in einend besonderen Proto- 
kolle, und ewar in der Regel unmittdhar nach der Vornahme 
des Augenscheines, aufmzeidinen. - 

In dem Protokolle ist zu bemerken, ob die Parteien unct 
welche derselben bei Vornahme des AugenscJieines anwesend^ 



I 
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waren, sowie ob und welche Einwendungen von ihnen hei der 
Vornahme des Augenscheines oder gegen das Protokoll erhohen 
tvurden. 

Der ersuchte oder beauftragte Richter wird bestrebt sein 
müssen, durch die ihm zur Verwendung stehenden Mittel der 
Darstellung und insbesondere durch eine anschauliche und ge- 
naue Beschreibung und Protokollierung dem erkennenden Ge- 
richte ein dem Eindrucke unmittelbarer .Wahrnehmung thunlichst 
nahekommendes Bild der zu besichtigenden Oertlichkeit oder 
Sache zu verschaflFen. 

Der Entwurf will insbesondere auf die Möglichkeit auf- 
merksam machen, durch Anfertigung einer Abbildung des 
Augenscheinsgegenstandes (eventuell im photographischen Wege) 
für das Entfallen der unmittelbaren Anschauung Ersatz zu 
bieten (Regierungsmotive, S. 282). Streitigkeiten über die 
Identität des Augenscheinsgegenstandes vor dem ersuchten oder 
beauftragten Richter hat das erkennende Gericht zu entscheiden, 
welchem die Acten gemäß § 285 vorzulegen sind, wenn die 
Beweisaufnahme von der Erledigung dieses Streites ab- 
hängig ist. 



Siebenter Titel: Beweis durch Vernehmung der Parteien. 

§ 371, Der Beweis über streitige, für die Entscheidung 
erhebliche Thaisachen kann ctuch durch die Vernehmung der Par- 
teien geführt werden. 

Diese Beweis/ührung kann auf Antrag oder von amts- 
wegen, jedoch nur dann angeordnet werden, wenn der Beweis 
weder durch die anderen von den Parteien angebotenen Beweis- 
mittel, noch durch die etwa von amtswegen angeordneten Beiveis- 
aufnahmen hergestellt ist. 

1. Die Vernehmung der Parteien geschieht als letztes 
Auskunftdmittel, um über Sächverhaltsmomente Gewissheit zu 
erlangen, welche durch keinen anderen Beweis festzustellen ge- 
lungen ist, und die demnach behufs Entscheidung des Processes 
festgestellt werden müssen (Regierungsmotive, S. 284). Der 
Beweis ist nur über Thatsachen (§ 26r>, Anm. 2) zulässig, 
welche streitig (>} 266, ^67) und für die Entscheidung er- 
heblich sind. Unerhebliche Beweise sind von dem Gerichte 
ausdrücklich zurückzuweisen (§ 275). Außer den für die Sach- 
entscheiflung erheblichen Thatsachen ist die Beweisführung 
durch \Parteieneinvemahmc zulässig bei Streitigkeiten über die 
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Editionspflicht^ um festzustelleiiy ob die editioospilichtige Person 
die Urkunde, Auskunftssache oder den Augenscheinsgegenstand 
besitze odei* doch wisse, wo sich dieselbe befinde (§§ 307, 318), 
in welchem Falle aber nur diese und nicht der ßeweisführer 
einvernommen werden darf. 

Ausgeschlossen ist der Beweis durch Einvernahme der 
Parteien bei der Glaubhaftmachung (§ 274), in Besitzstörungs- 
streitigkeiten (§ 457), zum Beweise des Ehehindemisses im 
Eheverfahren (Art. VI, E.-G.). 

Der Natur dieses Beweismittels widerstrebt es, noch vor 
Beginn des Streites eine Sicherung des Beweises durch Einver- 
nahme einer Person, welche erst in dem etwa anhängig zu 
machenden Streite beweispflichtig werden könnte, zu gestatten 
(Dr. Ott, Gerichtszeitung 1896,8.445). Im vorbereitenden Ver- 
fahren kann die eidliche Vernehmung der Parteien gleichfalls 
nicht erfolgen (§. 249). 

2. Eine Beschränkung der Zulässigkeit dieses Beweis- 
mittels auf die Darthuung eigener Handlungen ist dem Gesetze 
eben so fremd wie etwa ein Ausschluss desselben, wenn es 
sich um die Feststellung des Wissens des Gegners von einem 
Thatumstande handelt (Dr. Ott, S. 446). Wenn feststeht, dass 
einer Partei der Ersatz eines Schadens oder des Interesses 
ffebürt, oder dass sie sonst eine Forderung zu stellen hat 
(§§ 273, 408), kann eine der Parteien über die für die Bestim- 
mung des Betrages maßgebenden Umstände (nicht über die 
Höhe des Betrages selbst) vernommen werden. 

In diesem Falle ist der Beweis durch Vernehmung der 
Parteien, selbst mit Uebergehung eines von der Partei ange- 
botenen anderen Beweises, zulässig. Sonst darf dieser Beweis 
nur subsidiär, nur dann zugelassen werden, wenn weder die 
anderen von den Parteien angebotenen Beweismittel, sohin auch 
die . angebotenen Gegenbeweise, noch die von amtswegen ange- 
ordneten Beweisaufnahmen, noch die Verhandlung selbst den- 
selben entbehrlich erscheinen lassen. Das richterliche Fragerecht, 
sowie die Befugnis directer Fragestellung des Gegners im Laufe 
der Verhandlung (§§ 182, 184) wird häufig genügen, um dem 
Gerichte darüber Klarheit zu verschaffen, dass bei eindring- 
licher Würdigung der scheinbar auseinandergehenden Behaup- 
tungen beider Parteien über das Wesentliche des Thatbestandes 
kein Widerstreit herrsche oder höchstens dessen juristische 
Auffassung Meinungsverschiedenheiten unterliege, weshalb es 
einer Beweisführung überhaupt nicht benöthige. Speciell wird 
die Ergänzung des richterlichen Fragerechtes durch unmittel- 
bare Fragestellung der Partei nicht selten sich äußerst wirksam 
zeigen (Dr. Ott, S. 445). 
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§ 372, Parteien, in Ansehung deren Vernelmung^ oder 
Jieeidigung einer der Äusschließungsgründe der §§ 320, und 336, 
Abs, 1, vorliegt, dürfen nicht zum Zwecke der Beweisführung 
-abgehört werden. 

Diejenige Partei darf weder eidlich noch unbeeidet ver- 
nommen werden, die auch als Zeuge nicht vernommen oder 
nicht beeidet werden dürfte. 

Personen, welche zur Mittheilung ihrer Wahrnehmungen 
unfähig sind, oder welche zur Zeit, auf welche sich ihre Aus- 
sage beziehen soll, zur Wahrnehmung der zu beweisenden 
Thatsache unfUhig waren (§ 320, Z. 1), welche wegen falschen 
Zeugnisses oder falschen Eides verurtheilt worden sind, oder 
welche zur Zeit ihrer Abhörung das vierzehnte Lebensjahr 
.noch nicht zurückgelegt haben, welche wegen mangelnder Ver- 
standesreife oder wegen Verstandesschwäche von dem Wesen 
und der Bedeutung des Eides keine genügende Vorstellung 
haben (§ 336), dürfen überhaupt nicht, Geisdiche dürfen über 
das, was ihnen unter dem Siegel geistlicher Amtsverschwiegen- 
lieit anvertraut wurde, nicht einvernommen werden. Staats- 
beamte sind in den Grenzen ihrer amtlichen Verschwiegenheits- 
pflicht zur Aussage nicht zuzulassen (§ 320, Z. 2, 3; vgl. § 320, 
Anm. 2, § 336, Anm. 2). Die Bestimmung des § 16, Ges. v. 
12. Juli 1872, Nr. 112R.-G.-B1., über die Ausschließung der durch 
•das Amtsgeheimnis gebundenen Beamten vom Eide wird sohin 
<lurch § 372 ersetzt. 

Durch die persönliche Unftlhigkeit einer der Parteien 
wird der Beweis durch Parteieneinvemahme nicht ausgeschlossen. 
Dem richterlichen Ermessen ist es überlassen, ob in solchen 
Fällen die Gegenpartei allein zu vernehmen ist (§ 374). 

§ 373. Wird der Bechtsstreit von dem gesetzlichen Ver- 
ireier eines Pflegebefohlenen geführt, so bleibt es dem Ermessen 
des Gerichten überlassen, die Vernehmung des gesetzlichen Ver- 
Ureters oder, sofern dies nach § 372 statthaft erscheint, des 
PfUgf^fohlenen oder beider zu verfügen. 

Ist eine Concursmasse Processpartei, so kann das Gericht 
-die Vernehmung des Verwalters d^r Concursmasse ' öder des 
Gemeinschuldners oder beider anordnen. 

In Bechtsstreitigkeiten einer offenen Handelsgesellschaft 
sind alle Gesellschafter, in Bechtsstreitigkeiten einer Commandit- 
Gesellschaft alle persönlicJ^ luiftenden Gesellschafter und, wenn 
der Bechtsstreit von einer anderen Gesellschaft, einer Genossen- 
^clwft, einer Gemeinde, einem Vereine oder sonst von einem 
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^icht eu den physischen Personen gekörigen Bechtssubjede geführt 
wird, dessen gesetzliche Vertreter in Bezug auf die Vernehmung 
<üs Partei zu behandeln. 

Können hienach oder, weil OMf Seiten einer Partei Streit- 
Genossen auftreten, mehrere Personen vernommen werden, so hat 
das Gericht zu bestimmen, ob alle oder welche unter diesen 
Personen abzuhören sind, 

1 . Die Bestimmungen über die Parteien Vernehmung gelten 
nur für diejenigen Personen, in deren Namen der Process von 
ihnen selbst oder von ihren Vertretern geführt wird (§41, 
Anm. 3); Streitgenossen, der Nebenintervenient, der mit Ein- 
willigung der Processparteien in den Rechtsstreit eingetreten 
ist (§ 19), der Auetor, der nach § 23 in den Rechtsstreit ein- 
tritt, der Nebenintervenient, dem nach § 20 die Stellung eines 
Streitgenossen zukommt, können nur ds Parteien vernommen 
werden. 

Andere Nebenintervenienten sowie die Bevollmächtigten 
•der Partei sind als Zeugen zu vernehmen (vgl. § 320, Anm. 1). 

2. Aber nicht nur die Parteien selbst, sondern auch die 
:ge8etzlichen Vertreter (§ 4) processunffehiger Parteien sind als 
Parteien und nicht als Zeugen zu vernehmen. Die dem bis- 
herigen Bagatell verfahren eigenthUmliche Unterscheidung zwischen 
Oesammtpersönlichkeiten und Vermögensmassen wurde nicht 
beibehalten. Unter Pflegebefohlenen sind auch Minderjährige 
2U verstehen. 

Vormünder und Curatoren bedürfen der gerichtlichen 
•Gwiehmigung zur Beweisführung durch Vernehmung der Par- 
teien nicht (Art. XLI, E.-G.). Bei ofiTenen Handelsgesellschaften 
und Commanditgesellschaften erscheinen alle persönlich 
haftenden Gesellschafter, auch jene, welche nicht vertretungs- - 
berechtigt sind, als Processpartei, bei anderen Gesellschaften und 
•allen juristischen Personen der oder die gesetzlichen Vertreter 
•derselben, welche in dem betreffenden Processe als solche fun- 
gieren. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass in Rechts- 
«treitigkeiten einer ruhenden Erbschaft zur Vernehmung ihrer 
Vertreter geschritten werden dürfe (Dr. Ott, Gerichtszeitung 
1896, S. 446). 

3. Mit der Bestimmung des letzten Absatzes, dass bei 
Anwendung dieses Beweismittels in Rechtsstreitigkeiten der 
genannten Personenvereinigungen oder juristischen Personen, 
sowie von Streitgenossen dem Gerichte die Wahl zwischen der 
Einvernahme aller Vertreter, beziehungsweise Streitgenossen 
oder bestimmter aus ihrer Mitte zukommt, ist zahlreichen 
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Controversen vorgebeugt, welche im gemeinrechtlichen Pro- 
cesse rücksichtlich einschlägiger Fragen des Eidesrechtes be- 
standen haben. Vorgebeugt wurde damit auch dem Versuche, 
die an Art. 232 H. G. B. und § 20 Gen.-Gcs. anknüpfenden 
Streitfragen betreffs der Eidesleistung seitens des Vorstandes 
einer Actiengesellschaft oder Genossenschaft in den neuen 
Process hinüberzuziehen (Dr. Ott, S. 447). 

§ 374, Das GericM hat unter sorgfältiger Würdigung 
aller Umstände zu heurtlmlen, oh die Beweisführung durch Ver- 
nehmung der Parteien ganz zu entfallen habe, wenn es die 
Ueberzeugung gewonnen hat, dass die Partei, welcher der Beweis 
der streitigen Thatsache obliegt, von derselben keine Kenntnis 
hat, oder wenn die Abhörung dieser Partei nach den Bestim- 
mungen des §372 unstatthaft ist. 

Findet das Gericht die durch die Parteien Vernehmung 
sicher zu stellenden Thatsachen unerheblich oder bedarf es 
derselben zur Herstellung des Beweises nicht, so sind die dies- 
bezüglich gestellten Anträge zurückzuweisen (§ 275). Die 
kraft Souveränität des Gerichtes zulässige Verweigerung der 
Aufnahme angebotener Beweise wegen erkennbarer Verschlep- 
. pungstendenz (§ 275, Abs. 2) wird sich betreffs dieses Beweis- 
mittels selten bethätigen können (Dr. Ott, Gerichtszeitung 1896, 
S. 447). 

Außerdem kann die Bewcisflihrung durch Vernehmung 
der Parteien vom Gerichte abgelehnt werden, wenn die beweis- 
pflichtige Partei wegen persönlicher Hindemisse (§ 372) oder 
wegen der klar vorliegenden Unmöglichkeit irgend einer Kennt- 
nis von der zu beweisenden Thatsache nicht vernommen 
werden kann. 

Ausgeschlossen ist jedoch die Beweisführung durch diese 
Momente nicht. Das Gericht wird vielmehr von diesem Be- 
weismittel durch Einvernahme des Gegners Gebrauch machen 
können, und zwar insbesondere dann, wenn für die zu er- 
weisende Thatsache schon irgend welche Momente sprechen (Dr. 
Ott, Gerichtszeitung 18tJ6, S. 447). Trifft der Hinderungsgrund 
auf Seite des Gegners der beweispflichtigen Partei zu, so kann 
die Beweisführung aus diesem Grunde nicht abgelehnt werden; 
auch dann nicht, wenn die beweispflichtige Partei nur ungenaue 
Kenntnis* von den zu beweisenden Thatsachen hat. Das Be- 
rufungsgericht kann die von der ersten Instanz abgewiesene 
Parteieneinvemahtne anordnen (§ 488). Gegen die Zurück- 
weisung des Antrages in erster Instanz ist ein abgesondertea 
Rechtsmittel ausgeschlossen. 
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^ § 375. Die Beweisführung durch Vertiehmung d^r Partei 
wird durch Beschluss angeordnet. Gegen diesen Beschluss ist 
ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. Die Beweisführung 
geschieht dadurch, dass das Gericht an die zu vernehmende 
Partei über die Thatsachen, deren Beweis durch die Vernehmung 
hergestellt werden soll, die geeigneten Fragen stellt. Für diese Be- 
fragung der Partei haben die Vorschriften der §§ 340 bis 343 
sinngemäQ zu gelten. 

Diese Befragung hat vor dem erkennenden. Gerichte zu ge- 
schehen. Ist die zu vernehmende Partei nicht persönlich an- 
wesend, so ist deren Vorladung unter Mittheilung der Thatsachen 
zu verfügen, über welche die Abhörung stattfinden soll. Die Be- 
weisaufnahme durch einen ersuchten Richter ist nur zulässig, 
wenn dem persönlichen Erscheinen der Partei unübersteigliche 
Hindernisse entgegenstehen, oder dasselbe unverhältnismäßige 
Kosten verursachen würde. 

1. Der Beweis durch Vernehmung der Parteien kann 
auf Antrag oder von amtswegeu zugelassen werden (§ 371). 
Die Zulassung erfolgt mittels Beweisbeschlusses unter Bezeich- 
nung der streitigen Thatsachen (§ 277). Der Beschluss ist 
mündlich zu verkünden und entweder in schriftlicher Fassung 
dem Protokolle beizulegen oder in das Protokoll auf- 
zunehmen (§ 208). Eine schriftliche Ausfertigung und Zu- 
stellung des Beschlusses ist nur dann nothwendig, wenn der 
Parteienvertreter oder wenn auch nur die zu vernehmende 
Partei nicht persönlich gegenwärtig ist, oder wenn die Einver- 
nahme durch einen ersuchten Richter erfolgen soll (§ 277). 

Die Bestimmung des § 278 über die Zulassung sämmt- 
licher Beweise mittels eines und desselben Beweisbeschlnsses 
ist mit Rücksicht auf die Subsidiarität dieses Beweismittels 
nicht anwendbar, vielmehr wird immer ein besonderer Beweis- 
beschluss zu erfolgen haben. 

2. Die Vorladung der zu vernehmenden Partei, in der 
Regel beider Parteien, hat an den ProcessbevoUmächtigten zu 
erfolgen (§ 93). Der Inhalt derselben unterscheidet sich von 
jenem einer Zeugenvorladung dadurch, dass der ganze Beweis- 
beschluss und nicht blofl eine kurze Bezeichnung des Gegen- 
standes der Vernehmung (§ 329) in die Vorladung aufzunehmen 
ist; dass andererseits die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Zeugengebtiren (§ 382) in die Vorladung nicht aufgenommen 
werden, und dass endlich die in der Vorladung aufzunehmen- 
den gesetzlichen Folgen des Ausbleibens sich nach §§ 380, 38 1 
richten. 

Ffiritl, CSvilproceugewtxe. 35 
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3. Die mittelbare Beweisaufnahme ist hier noch mehr 
eingeschränkt als bei den anderen Beweisarten. 

Sie ist nur bei unübersteigiichen Hindernissen oder 
bei nnverhältnismäßigen (§ 328, Anm. 4) Kosten zulässig. 
Nach dem Wortlaute wäre die Beweisaufnahme in diesen Fällen 
nur durch einen ersuchten, nicht aber durch einen beauftragten 
Richter gestattet (v. Schuster, S. 379) und es wird daher die 
Partei, welche krankheitshalber oder aus anderen Gründen 
außerstande ist, ihre Wohnung zum Zwecke der Vernehmung 
zu verlassen, in der Regel vor dem erkennenden Gerichte in 
ihrer Wohnung zu vernehmen sein (§ 328, Anm. 4), wenn nicht 
die Kostenfrage die Requisition eines ersuchten Richters recht- 
fertigt. Dennoch sind Ausnahmsfälle möglich, in welchen wegen 
Raummangels, schwerer Krankheit u. dgl. diese Art der Ver- 
nehmung unmöglich ist und die Veniehmung sohin einem 
beauftragten Richter übertragen werden muss. Bei unvcrhältnis- 
mäBigen Kosten wird es der Gegenpartei freistehen, die Vor- 
ladung der zu vernehmenden Partei vor das Pi^ocessgericht 
unter Anbietung der Bestreitung der damit verbundenen Mehr- 
kosten zu verlangen (§ 328). 

Die Einvernahme vor dem ersuchten Richter wird zunächst 
unbeeidet zu erfolgen haben und es wird die eventuelle beeidete 
Vernehmung einen neuerlichen Beschluss und ein neuerliches 
Ersuchschreiben erfordern. 

4. Die Vernehmung der Partei beginnt mit den allge- 
meinen Fragen des § 340. Erforderlichenfalls sind ihr auch 
Fragen über die ihre Glaubwürdigkeit betreffenden Umstände 
vorzulegen. Sodann ist die zu vernehmende Partei aufmerksam 
zu machen, dass sie unter Umständen verhalten werden könne, 
über ihre Aussagen einen Eid abzulegen. Die Eides- und 
Meineidserinnerung selbst erfolgt erst vor der eidlichen Ein- 
veniahme. 

Der Vorsitzende hat die Vernehmung vorzunehmen (§ 180). 
Außer ihm können auch die übrigen Mitglieder des Senates 
(§ 340) und die Gegenpartei, sowie der eigene ProcessbevoU- 
mächtigte (§ 289) an die zu vernehmende Partei Fragen 
richten. Die zu erweisenden Thatsachen sowie der Grund, 
auf welchem das Wissen der vernommenen Partei beruht, sollen 
durch die Einvernahme klargestellt werden. 

Wird die Zulässigkeit einer Frage bestritten oder erachtet 
der Vorsitzende eine Frage als unangemessen zurückzuweisen, 
so entscheidet hierüber auf Antrag der Senat. Die Entscheidung 
steht auch dem beauftragten oder ersuchten Richter zu, sie 
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kann aber durch das erkennende Gericht abgeändert werden 
(§ 342). Ueber die ProtokoUierung der Aussage gelten die 
Bestimmungen des § 343. Die Fixierung der Aussage nach 
ihrem wesentlichen Inhalt, eventuell nach ihrem Wortlaute ge- 
bietet nicht bloß die Rücksicht auf die etwa später nöthig 
werdende eidliche Bekräftigung, sondeni auch die Bedacht- 
nahme auf die Bedürfnisse des Strafverlahrens (Dr. Ott, S. 448). 

§ 376 Die Parteien sind zuerst ohne Beeidigung zu he- 
fragen'^ der unbceideten Vernehmung kann die Abhörung unter 
Eid folgen. 

Bei der unbeeideten Vernehmung sind, wenn beide Par- 
teien erschienen sind, in der Regel beide über die zu beweisenden 
Thaisachen zu befragen. Vor der unbeeideten Vernehmung hat 
das Gericht die Parteien aufmerksam zu mad^n, dass sie unter 
Umständen verhalten werden können, über ihre Aussagen einen 
Eid abzulegen. 

Der eidlichen Vernehmung soll immer eine Befragung 
ohne Eid und ohne Straffolgen vorausgehen, die der Partei die 
volle Gewissensfreiheit lässt und ihr erlaubt, unter ihrem Eide 
später noch die Wahrheit zu sprechen und bei der ersten Ver- 
nehmung etwa unterlaufene Unrichtigkeiten unbefangen zu 
corrigieren (Motive des Herrenhauses, S. 12). Diesem ersten 
Stadium der Vernehmung darf eine Meineidserinnerung nicht 
vorangehen; die im zweiten Absätze vorgeschriebene Erinnerung 
ist zu protokollieren (§ 451). 

Der unbeeidigten Aussage unterzieht das Gericht nach 
seinem Ermessen eine oder beide Parteien. Vorgeschrieben ist 
die Einvernahme bloß einer Partei bei der Abhörung über den 
Editionsantrag (§ 307) und im Falle der Zulassung dieses 
Beweises trotz der Unmöglichkeit der Einvernahme beider 
Parteien (§ 374). Es wird, wenn nicht besondere Umstände 
entgegenstehen, mit der Befragung der beweispflichtigen Partei 
begonnen werden können, aber absolut noth wendig ist di^e 
Reihenfolge nicht (Regierungsmotive, S. 284). Ist eine der 
Parteien zur Vemehmungstagsatzung nicht erschienen oder ver- 
weigert sie die Aussage, so wird dadurch die Vernehmung des 
anwesenden Gegners nicht gehindert (§ 380). Dieses ei'ste 
Stadium der Beweisaufnahme bietet dem Richter, da er beide 
Parteien zu befragen in der Lage ist, die Gelegenheit zu einer 
weitreichenden Information in der Sache, so dass angenommen 
werden kann, dass in vielen Fällen schon die bloße nichtbeeidetc 
Vernehmung der Partei den Beweis zu vervollständigen oder 
ganz festzustellen imstande sein wird (Motive des Ausschusses 
S. 40). 

35« 
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§ 377, Wenn das Ergebnis der unbeeideten Befragung 
nicht ausreicht, um das Gericht von der Wahrheit oder Un- 
wahrheit der 8u beweisenden Thaisachen zu überzeugen, so kann 
das Gericht die eidliche Vernehmung anordnen. 

Die eidliche Aussage kann über dieselbe Thatsache nur 
einer der beiden Parteien aufgetragen werden, Hiebei kann das 
Gericht aus der unbeeideten Aussage dieser Partei einzelne Be- 
hauptungen hervorJieben, welche die Partei nunmehr unter Eid 
zu wiederholen hat] desgleichen kann das Gericht bei Anordnung 
der eidlichen Vernehmung die Fassung bestimmen, in welcher 
die eidliche Aussage über einzelne- Umstände zu erfolgen habe. 
Gegen diese Bescfäüsse ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht 
zulässig. 

Die von einer Partei unter Eid abgelegte Aussage unter- 
liegt, wenn sie falsch ist, der gleichen strafrechtlichen Beurthei- 
lung wie ein vor Gericht abgelegter falscher Eid. Die Partei 
ist vor ihrer eidlichen Abhörung an die Pflicht zur Angabe der 
Wahrheit, an die Heiligkeit und Bedeutung des Eides, sowie an 
die strafrechtlichen Folgen eines falschen Eides zu erinnern. 
Die erfolgte Eideserinneruug ist im Protokolle festzustellen. 

1. Das zweite Stadium der Beweisaufnahme ist die eid- 
liche Vernehmung einer der bereits unbeeidet vernommenen 
Parteien. Offenbar wird sich diese Noth wendigkeit stets ergeben, 
wenn beide uneidlich einvernommenen Parteien von einander 
abweichende Aussagen über entscheidende Punkte abgegeben 
haben, gleichwohl aber nach dem übrigen Ergebnisse der Ver- 
handlung eine hievon als die glaubwürdigere erscheint. Diese 
Maßnahme kann aber auch dann ergriffen werden, wenn die 
aus der uneidlichen Abhörung bloß einer Partei fließenden 
Beweismomente ihre wünschenswerte Verstärkung finden sollen 
(Dr. Ott, S. 448). 

2. Die Beschlussfassung über die eidliche Vernehmung 
einer Partei steht dem Senate (Einzelrichter) zu. Hat die un- 
beeidete Einvernahme vor einem ersuchten oder beauftragten 
Richter stattgefunden, so ist der neuerliche Beweisbeschluss 
über die beeidete Einvernahme gleichfalls dem erkennenden 
Gerichte vorbehalten. Dem Gerichte wird eine Verpflichtung 
zur Benützung dieses letzten Behelfes der Wahrheitsermittlung 
nicht auferlegt, sondern dessen Verwendung nur gestattet; 
gewiss mit gutem Grunde, weil sich in einzelnen Fällen die 
Unglaub Würdigkeit der von beiden Parteien uneidlich abge- 
gebenen Aussagen aus den von ihnen mitgetheilten angeblichen 
Nebenumständen des Vorfalles klar ergeben kann (Dr. Ott, 
S. 448). 
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£s darf immer nur eine der beiden Parteien eidlich ein- 
vernommen werden, soweit es sich um dieselbe Thatsache 
handelt^ so dass die eidliche Einvernahme beider Parteien in 
einem Processe nur dann zulässig ist, wenn jede Partei über 
andere Thatsachen eidlich gehört werden soll. Die Vorschrift 
gilt selbst für die Berufungsinstanz (§ 489), welche die eidliche 
Vernehmung der Gegenpartei über eine Thatsache nicht verfügen 
darf, sofern über dieselbe Thatsache in erster Instanz bereits 
die eidliche Vernehmung der anderen Pai-tei stattgefunden hat. 
Doch wird hiedurch das Berufungsgericht in der freien Wür- 
digung der Beweiskraft der betreffenden eidlichen Aussage in 
keiner Weise beschränkt. 

3. Der Beschluss hat die Partei zu bezeichnen, welche 
eidlich abgehört werden soll und die Thatsachen zu bestimmen, 
über welche deren Einvernahme zu erfolgen hat. Nichts wird 
entgegenstehen, dass das Gericht für diese eigentliche eidliche 
Aussage den Inhalt der abzugebenden Erklärung auf Grund der 
vorgängigen Vernehmungen etwas fester bestimmt, oder wenn 
es sich um einzelne Thatsachen handelt, sogar die unter Eid 
abzulegende Aussage genauer formuliert. Auf diese Art können 
dem Institute der Parteiabhörung wenigstens in einzelnen Fällen 
gewisse Vortheile des normierten Eides gesichert werden (Re- 
gierungsmotive, S. 284). 

4. Die Eides- und Meineidserinnerung hat nach den Vor- 
schriften des Gesetzes vom 3. Mai 1868, Nr. 33 R.-G.-Bl., in 
einer dem Bildungsgrade und der Fassungskraft des Schwur- 
pflichtigen angemessenen Weise zu erfolgen (§ 337, Anm. 2). 
Der Eid ist unbedingt vor der neuerlichen Einvernahme ab- 
zulegen, eine Verachiebung der Beeidigung bis nach der Ein- 
vernahme (§ 337) ist unzulässig und die Belehrung der Partei 
über das Recht der Verweigerung der Aussage (§339) entfallt 
sowohl bei der unbeeideten' als auch bei der beeideten Ver- 
nehmung. Bei der neuerlichen Vernehmung einer bereits unter 
Eid vernommenen Partei vor dem Berufungssenate entflillt die 
neuerliche Beeidigung (§ 489), welche auch bei einer neuerlichen 
Vernehmung in erster Instanz erlassen werden kann (§ 344). 

Ein Verzicht der Q^genpartei auf die Beeidigung (§336) 
ist für das Gericht nicht bindend. Die Beeidigung selbst erfolgt 
nach den allgemeinen bei § 337 angeführten Vorschriften. Nur 
wo es sich um eine normierte Aussage handelt, wird statt der 
Formel des Zeugeneides die im § 1 Ges. v. 3 Mai 1868, Nr. 33 
R.-G.-Bl. für Parteieneide (§ 205) bestimmte Formel anzu- 
wenden sein. 

5. Nur die unter Eid abgelegte Parteienaussage unterliegt 
der strafrechtlichen Sanction. Weder die bei einer unbeeideten 
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Parteienvemehmung abgelegte falsche Aussage, noch auch die 
Anbietung einer Partei zu einer falschen eidlichen Aussage 
(§ 383) kann auf Grand der Bestimmungen des § 199 a. St. O. 
strafrechtlich verfolgt werden. 

§ 378. Das Gericht hat nad^ sorgfältiger Erwägung 
aller Umstände zu beschließen, welche bereits unbeeidet befragte 
Partei über die streitige ThatsacJie unter Eid jsu vernehmen ist. 

Ausgehend von der Erw'ägung, dass die beweispflichtigß 
Partei über die beweisbcdtirftigen Thatsachen vermuthlich besser 
informiert sein wird, räumte die Regierungsvorlage ihr den 
Vortritt bei der Zulassung zur eidlichen Wiederholung der Aus- 
sage ein. Ausnahmen von dieser Regel waren zulässig, wenn 
es nach den Ergebnissen der unbeeideten Befragung zur Er- 
mittlung der Wahrheit förderlicher erscheint, die eidliche Ausr 
sage der Gegenpartei anzuordnen, d. h. wenn es sich zeigte, 
dass eben diese in der Sache genauer untenichtet war und die 
oben berührte Vermuthung widerlegt wurde, ferner, wenn sich 
die beweispflichtige Partei der ursprünglichen uneidlichen Be- 
antwortung an sie gestellter Fragen überhaupt oder rücksicht- 
lich einzelner entzog, somit wahrheitsgemäße Auskunft beim 
Gegner gesucht werden musstc (Dr. Ott, S. 449), endlich wenn 
das Gericht die Ueberzeugung gewinnt, dass die beweispflichtige 
Partei von den Umständen, über welche die Aussage stattfinden 
soll, keine Kenntnis hat. Die gemeinsame Conferenz hat diese 
Vorschriften beseitigt und es dem concreten Ermessen des 
Gerichtes überlassen, welche von den beiden bereits unbeeidet 
vernommenen Parteien unter Eid abzuhören ist. Das Gericht 
hiebei au die Regeln über die Vertheilung der Beweislast zu 
binden, hat schon das Eine gegen sich, dass die Frage, wen 
die Heweislast trefiV*, ebenso schwierig als controvers ist. Auch 
ist die Auffassung des Eides als Last nicht überall zutreffend; 
die Möglichkeit, sich das angesprochene Recht ohne alle anderen 
Beweise nur durch seinen Eid zu sichern, kann von Personen, 
die nicht gewissenhaft sind, geradezu als Vortheil empfunden 
weiden. Nach der in der Regierungsvorlage und in den An- 
trägen des Permanenzausschusses des Abgeordnetenhauses auf- 
gestellten Regel kommt es schließlich bei der Auswahl der 
Person auf die nämlichen Umstände an, welche das Gericht 
nach der Fassung des § 378 bei seiner Entscheidung leiten 
werden (Motive des Herrenhauses, S. 12). 

Festzuhalten ist, dass auf die Parteieinvernahme erkannt 
werden kann, aber nicht muss. E^ wäre tlaher verfehlt, wenn 
man im Anschluss an die nach der Gerichtsordnung geltende 
Eidestheorie den Delaten ohne besondere Gründe zur eidlichen 
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Aussage zulassen würde. Durch den Vortritt des Delaten bei 
der Eidesleistung hat das gemeine Recht nicht einen Vorrang 
bei der Beweisführung, vielmehr nur die Möglichkeit der 
Beweisvereitlung gewahrt (Dr. Ott, S. 441). Uei der eid- 
lichen Parteienvemehmung mangelt der Grund hiezu, das Ver- 
trauen der einen Partei zur andern, welches bei der Eides- 
zuschiebung als entscheidend betrachtet werden musste. Ein 
rationell gestaltetes Beweisrecht kann derartigen Parteidispo- 
sitionen keinen Raum gönnen, vielmehr bei Abgang oder Ver- 
sagen anderer Beweismittel nur wahrheitsgemäße Aussagen der 
von der Sache besser unterrichteten Partei als eine genügende 
Grundlage der richterlichen Ueberzeugung anerkennen (Dr. Ott, 
8. 449). Die gegentheiligc Ansicht Dr. Rictschs (zur Kritik und 
Anwendung des § 378, Prachatitz, 1896) und Dr. Pettenkofers 
in der Gerichtszeitung 1897, Nr. 3 fF. verkennt den Unterschied 
zwischen dem Haupteide nach der alten Gerichtsordnung und 
der eidlichen Parteieinvemahme. Wenn das Gericht wegen der 
größeren Glaubwürdigkeit einer der Parteien oder wegen des 
Vorliegens unterstützender Momente die eidliche Aussage einer 
der Parteien zur Herstellung des Beweises für genügend hält, 
wird es auf deren Einveniahme erkennen, ohne Rücksicht auf 
die Beweislast; wenn ihm aber die eidliche Aussage der Partei 
mangels genügender Glaubwürdigkeit zur Herstellung des Be- 
weises nicht genügend erscheint, wird es ohne Zulassung dieses 
Beweismittels zum Nachtheile der beweispflichtigen Partei ent- 
scheiden. Gerade diese Befugnis des Gerichtes, welche aller- 
dings große Gewissenhaftigkeit voraussetzt, wird die Hintan- 
haltung vieler Verurtheilungen wegen falschen Eides zur 
Folge haben. 

§ 379. Das Gericht kann die Verhandlung 0um Zwecke 
der eidlichen Befragung einer Partei vertagen, tcenn es ange- 
messen erscheint, der zu vernehmenden Partei eine Ueberlegungs- 
frist zu gewähren. 

Von Wichtigkeit hielt der Ausschuss auch den Umstand, 
dass möglicherweise eine Partei dadurch in Nachtheil käme, 
dass ihr keine Uebcrlegungsfrist vor der eidlichen Vernehmung 
eingeräumt ist. Die Anwendung des Beweismittels der, Ver- 
nehmung der Partei heischt von Seite dos Richters große Vor- 
sicht, eine Würdigung aller Umstände und insbesondere eine 
objective Beurtheilung der Glaubwürdigkeit der Parteien. Diese 
selbst kann bei Beantwortung der an sie gestellten Fragen 
gerade, wenn sie sehr gewissenhaft ist, in einer schwierigen 
Lage sein, sie kann auch in dem ersten Stadium der nicht 
beeideten Vernehmung, besonders wenn sich dieselbe etwas 
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lebhafter gestaltet hat, in ihren Aeußerangen vielleicht weiter 
gegangen sein, als sie unter Eid stricte wiederholen kann. 
Diesen Erwägungen entspricht der § 379 (Motive des Aus- 
schusses, S. 40). 

Die Vertagung kann über Antrag oder von amtswegen 
erfolgen und kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten 
werden, wenn sie die Dauer von vier Wochen nicht über- 
schreitet (§ 141). Tag und Stunde der neuerlichen Tagsatzung 
werden sofort mündlich bekanntzugeben sein (§ 137). Eine 
Ladung der zur eidlichen Vernehmung zugelassenen Partei (§ 375) 
dürfte entfallen, da sie bei Verkündigung des Beschlusses an- 
wesend ist. 

§ 380. Die Bestimmungen über den Beweis durch Zeugen 
finden auch auf die Vernehmung der Parteien zum Zwecke der 
Beweisführung Anwendung, soweit in diese^n Abschnitte nicht 
abweichende Anordnungen enthalten sind. Durch den im § 321, 
Z. 2, bezeiclineten Grund wird jedoch die Verweigerung der 
Aussage von Seite einer abzuhörenden Partei nicht gerechtfertigt. 

Durch das Nichterscheinen einer det* Parteien bei der zur 
Vemeltmung nach § 376 angeordneten Tagsatzung oder durch 
die Verweigerung der Aussehe seitens einer der erschienenen 
Parteien wird die Vernehmung des amvesenden Gegners nicht 
gehindert 

Die Anwendung von ZwangsmaRregeln, um eine Partei, 
die zum Zwecke der Beweisführung ohnß Beeidigung oder beeidet 
befragt werden soll, zum Erscheinen vor Gericht oder zur Aus- 
sage zu verhalten, ist unstatthaft. 

Da gegen eine Partei ein Zwang zur Aussage oder zur 
eidlichen Erklärung nicht ausgeübt werden kann, so entföUt 
bei Ungehoi'sam derselben (Nichterscheinen, Aussageverweigerung 
u. s. w.) für das Gericht jeder Anlass, über die Zülässigkeit 
der Weigerung Beschluss zu fassen. Es kann jedoch dem 
Gerichte auch nicht verwehrt werden, bei der Beweiswürdigung 
aus einer solchen Weigerung die durch die Verhältnisse gerecht- 
fertigten Schlüsse zu ziehen (Regierungsmotive, S. 284). Die 
Bestimmungen des § 324 betreffs der Entscheidung und Ver- 
handlung über die Rechtmäßigkeit der Weigerung, des § 325 
über Zwangsmittel, des § 326 über die Erslrtzpflicht und Stmf- 
folligkeit, der §§ 333, 334, 335 über die Folgen des Ausbleibens 
sind sohin auf die Partcienvemehmung nicht anwendbar. 

Bleibt die zu vernehmende Partei, wenn sie ordnungs- 
mäßig geladen ist, von der Vemehmungstagsatzung aus oder 
verweigert die erschienene Partei die Aussage, so kann nicht 



Digitized by V^OOQIC 



— 553 ~ 

bloß zur Vernehmung des allein erschienenen Gegners ge- 
schritten^ sondern es kann wohl auch die bisher noch nicht 
beschlossene eidliche Vernehmung des Gegners beschlossen und 
durchgeführt werden. 

Ist das Ausbleiben der zu vernehmenden Partei genügend 
entSiChuldigt, so kann, die Ersjtreqkung der Tagsa-tzung bewilligt 
werden, sonst erscheint die Partei mit dem Beweise präcludiert 
(§ 144). Das Ausbleiben beider Parteien hat Ruhen des Ver- 
fahrens zur Folge (§ 170), wenn die Tagsatzung gleichzeitig 
zur Fortsetzung der Verhandlung angeordnet ^war und statt der 
Parteien nicht deren Bevollmächtigte erscheiuen. 

§ 381. Welchen Einfluss es auf die Herstellung des Be- 
weises habe, wenn die Partei ohne genügende Gründe die Aus- 
sage oder die Beantwortung einzelner Fragen ableJmt, wenn die 
zum Zwecke der unbeeideten oder beeideten Vernehmung geladene 
Partei nicht ersclieint^ oder wenn die eidliche Aussage einer 
Partei von den bei ihrer vorausgegangenen unbeeidigten Verneh- 
mung abgegebenen Erklärungen in ei'heblichen Punkten abweicht, 
hat das Gericht unter sorgfältiger Würdigung aller Umstände 
zu beurtheilen. 

1. Sowohl die unbeeidete als die beeidete Aussage der 
Partei ist vom Gerichte nach freier Ueberzeugung zu würdigen. 
Welchen Einfluss dabei die für die Aussageverweigerung an- 
geführten Gründe auf die Bildung der richterlichen Ueberzeugung 
ausüben sollen, lässt sich nicht gesetzlich feststellen. Mit den 
Gründen verglichen, welche einen Zeugen zu Verweigeining 
der Aussage berechtigen, kann weder behauptet werden, dass 
eine Partei sich auf andere als die für Zeugen geltenden 
Gründe ohne Nachtheil nicht berufen könne, noch dass die 
Berufung auf jene Gründe dje Partei stets vor nachtheiligen 
Folgerungen schütze. Mit Sicherheit lässt sich nur das eine 
aussprechen, dass die Hinweisung auf einen zu besorgenden 
vermögensrechtlichen Nachtheil nicht imstande ist, die von einer 
Partei erklärte Ablehnung der Aussage zu rechtfertigen (§ 380). 
Alles übrige muss der gewissenhaften Beurtheilung des Gerichtes 
überlassen bleiben (Regierungsmotive, S. 284). Selbstverständlich 
muss zur Vermeidung einer Collision mächtiger Interessen und 
ethischer Pflichten eine derartige Weigening für gerechtfertigt 
erkannt werden, wenn die. Leistung der Aussage die Partei 
selbst oder ihre nahen Angehörigen der Schande oder straf- 
gerichtlichen Verfolgung aussetzen würde (§ 321, Z. 1). 

2. Die Pflicht zur Wahrung des Amtsgeheimnisses im 
kirchlichen und staatlichen Bereiche bildet einen von amtswegen 
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zu beachtenden Ausschließungsgrund der Parteicneinveruahme 
(§ 372), wogegen die Wahrung einer staatlich anerkannten 
Verschwiegenheitspflicht (§ 321, Z. 3, 4) nur einen nach richter- 
lichem Ermessen zu würdigenden Äblehnungsgrund bildet. 

Desgleichen soll einem Drucke auf den Gegner zur Offen- 
barung eines von diesem ausgeübten Kunst- oder Geschäfts- 
geheimnisses durch Missbrauch der Parteienvemehmung kein 
Vorschub geleistet werden (Dr. Ott, S. 448). Das Berufungs- 
gericht kann die eidliche Vernehmung einer Partei, welche 
in erster Instanz die Vernehmung oder die eidliche Aussage 
verweigert hat, nur dann anordnen, wenn es die seither weg- 
gefallenen Gründe der Verweigerung gerechtfertigt findet 
(§ 489). 

3. Verschiedenheiten oder Widersprüche zwischen den 
Aussagen beider Parteien, Divergenzen zwischen der beeideten 
und unbeeideten Aussage einer Partei werden unter sorgfältiger 
Ei'wägung aller Umstände zu würdigen sein, eventuell zur 
strafgerichtlichen Anzeige (§ 84 St. P. O.) und zur Unterbrechung 
des Rechtsstreites bis zur Erledigung des Strafverfahrens (§ 191 ) 
führen. 

§ 382. Parteien, welche zum Zwecke der Beweisführung 
unbeeidet oder beeidet vernommen werden, können unbeschadet 
des Rechtes auf Ersatz der Processkosten einen Anspruch auf 
Vergütung im Sinne des § 346 nicht erheben. 

Die VorscJirißen der §§ 372 bis 381 gelten sinnge:näß 
auch für die wegen Vorlage einer Beweisurkunde, einer Aus- 
kunftssache oder eines Augenscheinsgegenstandes angeordnete Ver- 
nehmung und eidliche Abhörung einer Partei, 

1. Einen Anspruch auf Zeugengebüren hat die einver-^ 
nommene Partei nicht. Sie kann sie auch dann nicht an- 
sprechen, wenn sie als Streitgenosse über Antrag eines 
anderen Streitgenossen oder als gesetzlicher Vertreter der Partei 
vernommen wird. Den ihr nach § 42 für Zeitversäumnis und 
Keiseauslagen zustehenden Ersatzanspruch kann sie nur als 
einen Theil der Processkosten geltend machen und es hängt 
deren Zuspruch nach den allgemeinen Regeln von dem Obsiegen 
in der Hauptsache ab. 

Ohne Rücksicht auf den Ausgang des Processes und ohne 
Verpflichtung zum Rückersatz kann die vernommene Partei 
den Mehrbetrag an Zeitversäumnis und Reiseauslagen ansprechen, 
wenn die Gegenpartei auf Grund des § 328 die Vernehmung 
derselben trotz des unverhältnismäßig höheren Kostenaufwandes 
vor dem erkennenden Gerichte durchgesetzt hat. 
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2. In den Fällen der §§ 307, 318, 369 kann nur die Ver- 
nehmung des Gegners der die Edition der Urkunde oder des 
Augenscheinsgegenstandes beantragenden Partei beschlossen 
werden. Die Einvernahme dieser Partei selbst als Beweismittel 
ist ausgeschlossen. 

§ 383. Wenn eine Partei eine Erklärung abgegeben hat, 
in welcher sie sich erbietet, die^ au beweisenden Umstände im 
Processe eidlich zu bestätigen, die eidliche Abhörung dieser 
Partei jedoch wegen ihres früheren Todes nicht stattfinden kann, 
so hat das Gericht die Erklärung nach § 272 zu würdigen. 

Die Bestimmungen über die Sicherung der Beweise sind 
auf die Abhörung der Parteien unanwendbar. In keiner Weise 
ist man aber gehindert, die Erklärungen, welche eine Partei 
unter -^nbietung zum Eide noch vor ihrem Tode abgegeben 
hat, und die Umstände, unter denen dies geschah, bei weiterem 
Fortgange des Processcs im Beweisverfahren verwerten zu 
lassen (Regierungsmotive, S. 285). Bei der Redaction der 
aufzunehmenden Bestimmung faäste man zunächst diejenigen 
Falle ins Auge, in welchen die bestehende Gesetzgebung es 
ermöglicht, dass eine Partei sich die Sicherheit verschaffe, dass 
ein von derselben zu leistender Eid, falls sie an der Eides-* 
leistung durch den Tod gehindert wird, als abgelegt fingiert 
werden müsse (Motive des Entwurfes v. J. 1881, S. 106). 

Eine bestimmte Form der Erklärung ist nicht vorge- 
schrieben. 

Dieselbe kann in den Schriftsätzen, bei der mündlichen 
Verhandlung (§ 208) zu Protokoll, mittels besonderer Erklärung, 
bei Aufnahme der species facti (H. D. v. 5. März 1795, Nr. ^2'i 
J. G. S.) oder mündlich erfolgen und muss erforderlichen Falls 
auf die gewöhnliche Weise bewiesen werden. 

Unbeschadet der Benützung einer solchen Erklärung wird 
die (selbst eidliche) Einvernahme der Gegenpartei sowie die 
Einvernahme der Rechtsnachfolger des Verstorbenen zu- 
lässig sein. 



Achter Titel: Sicherung von Beweisen 

§ 384. Die Vornahme eines Augenscheines oder die Ver- 
nehmung von Zeugen und Sachverständigen kann zur Sicherung 
einer Beweisführung in jeder Lage des Rechtsstreites und selbst 
noch vor Beginn desselben beantragt werden, wenn zu besorgen 
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isty dass das Beweismittel sonst verloren oder die Benützung 
desselben erschwert werde» 

Diese Betveisaufnahmen Jcönnen auch, ohne dass letztere 
Voraussetzungen vorliegen, beantragt werden, wenn Mängel einer 
Sache oder eines Werkes festzustellen sind, wegen deren der 
Gegner Gewähr leisten soll. Hat der Erwerber einer Sache dem 
Veräu&erer einen Mangel angezeigt od^ die Annahme der Sache 
wegen Mangelhafligkeit abgdehnt, so kann auch der Veräu&erer 
solche Beweisaufnahmen beantragen. In gleicher Weise ist der 
Unternehmer eines Werkes zu dem Antrete berechtigt, wenn der 
Besteller ihm einen Mangel angezeigt oder die Annahme des 
Werkes wegen Mangelhafligkeit verweigert hat. 

Der Antrag ist bei dem Proces gerichte, in dringenden 
Fällen aber, sowie wenn ein Rechtsstreit noch nicht anhängig 
ist, bei dem Bezirksgerichte anzubringen, in dessen Sprengel die 
Sandten, welche in Augenschein zu nehmen sind oder die Grund- 
läge des Sachverständigenbetveises zu bilden haben, oder, die zu 
vernehmenden Personen sich befindert. Der Antrag kann zu 
gerichtlichem Protokoll angebracht tverden, 

1. Die Sicherung des Beweises ist ein provisorisches 
Schutzmittel gegen die QefHhrdung eines subjectiven Privat- 
rechtes mit Rücksicht auf- die zur Durchsetzung desselben im 
Wege des Civilprocesses erforderlichen Beweismittel (Beiträge 
zur Erläuterung des deutschen Rechts 34, 366). Sie betrifft 
Beweisaufnahmen, welche außerhalb des normalen Process- 
verlaufes stattfinden, um der Gefahr des Verlustes eines Beweis- 
mittels vorzubeugen, sich für den Process dessen Benützung zu 
sichern oder zu erleichtem (Regierungsmotive, S. 285). 

Die Sicherung von Beweisen ist nur zulässig beim Be- 
weise durch Zeugen, durch Sachverständige oder durch gericht- 
lichen Augenschein. 

Ausgeschlossen ist die Beweisaufnahme bei dem Beweise 
durch Einvernahme der Parteien und beim Urkundenbeweise, 
für welch letzteren der § 317 besondere Bestimmungen trifft. 
Auch kann die Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen 
sowie die Einnahme eines Augenscheines über die Echtheit 
einer Urkunde oder andere eine Urkunde betreffenden That- 
sachen erfolgen, wenn der Verlust oder die Benutzungs- 
ci'schwerung für jene Beweismittel (nicht für die Urkunde) zu 
besorgen ist (Wilmowski, S. 709). 

2. Unberührt bleiben daneben die Bestimmungen der 
Art. 348, 365 und 407 H. G. B., in welchen Fällen die Gefahr 
eines Verlustes oder der Benutzungserschwenmg des Beweis- 
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mittels nicht erforderlich ist. Die diesen Einrichtungen des 
Handelsrechtes sich nähernde erleichterte Feststellung von 
Mängeln einer gekauften oder bestellten Sache (Motive des 
Herrenhauses, S. 7) betrifft die Fälle der Gewährleistung für 
Schäden (§§ «22 ff., 1153, 1157 a. b. G. B.). 

3. Die Sicherung von Beweisen findet über Antrag statt. 
Außerdem kann der Vorsitzende nach § 183 von amts wegen 
die Vornahme eines Augenscheines und die Begutachtung durch 
Sachverständige anordnen, sowie Personen als Zeugen laden. 
Endlich kann im vorbereitenden Verfahren (§ 250) der mit 
der Durchführung desselben beauftragte Richter zur Sicherung 
des Beweises die Aufnahme von Beweisen durchführen. 

Der Antrag kann vor Beginn des Rechtsstreites 
und bis zur Beendigung desselben, also auch noch im Rechts- 
mittelverfahren zur Sicherung von in erster Instanz nicht zuge- 
lassenen Beweisen angebracht werden und ist vom Anwalts- 
zwange befreit. 

Ist der Rechtsstreit bereits anhängig, so ist das Process- 
gericht (erster Instanz) und nur ausnahmsweise bei besonderer 
Dringlichkeit das Bezirksgericht zuständig, in dessen Sprengel 
der Beweis nach der örtlichen Lage der Sache oder Person 
aufzunehmen ist. Wenn der Rechtsstreit noch nicht anhängig 
ist, muss immer dieses Bezirksgericht um die Beweisaufnahme 
angegangen werden, selbst wenn es sich um einen Augenschein- 
oder Sachverständigenbefund in Bezug auf landtäfliche oder 
Lehengüter oder aus dem Geraeindeverbande ausgeschiedene 
Gutsgebiete (§ 117 J. N.) handelt. 

Diese Bestimmungen gelten auch für die nach Art. 348, 
365 und 407 H. G. B. beantragten Beweisaufnahmen, auf welche 
auch betreffs der Ernennung, Beeidigung und Veraehmung der 
Sachverständigen die Vorschriften dieses Titels Anwendung 
finden (Art. XLIV, E.G.). Es können sohin, wenn die zu ver- 
nehmenden Zeugen in mehreren Gerichtsbezirken wohnen, auch 
mehrere Bezirksgerichte zuständig sein. 

§ ,^85. Die antragstellende Partei Jiat die Thatsachen, 
über welche die Beweisaufnahme erfolgen soll, sowie die Beweis- 
mittel unter Benennung der zu vernehmenden Zeugen und der 
allenfalls vorgeschlagenen Sachverständigen anzugehen. Die 
Gründe, welche die Besorgnis rechtfertigen, dass das Beteeis- 
mittel verloren oder dessen Benützung erschwert werden würde, 
sind von der antragstellenden Partei darzulegen. 

Die antragsteUende Partei hat ferner den Gegner zu 
benennen. Hievon kann nur dann abgesehen werden, wenn sich 
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aus den von der Partei dargelegten Utnständen ergibt, dctss 
sie nach Lage der Sache außerstande ist, den Gegner zu he- 
zeichnen. 

Der Antrag muss die im § 385 vorgescliriebenen An- 
gaben enthalten, sonst ist er zur Verbesserung zurllckzustellen. 

Das Beweisthema ist möglichst genau anzugeben, die 
Zeugen sind nach Vor- und Zuname unter genauer Angabe 
der Adresse zu benennen. 

Sachveratilndige müssen nicht vorgeschlagen werden und 
es ist das Gericht an die vorgeschlagenen Personen nicht ge- 
bunden (§ 351). Da es nicht dem Belieben der Parteien 
anheimgegeben werden kann, die Thätigkeit der Gerichte zu 
Beweisaufnahmen in Anspruch zu nehmen, so wurde die Ver- 
pflichtung zu einer entsprechenden Begründung des Beweis- 
aufnahmegesuches dem Antragsteller atch dann nicht erlassen, 
wenn beide Parteien mit der Aufnahme des Beweises einver- 
standen sind. 

Die bloße Begi'ündung genügt fürs erste. Eine Glaubhaft- 
machung soll erst stattfinden, soweit das Gericht eine solche 
fl\r nothwendig erachtet (Elegierungsmotive, S. 286). 

Die Angabe der die i^e weisaufnahm e rechtfertigenden 
Giiinde entfilllt bei den nach § 384, Abs. 2 zulässigen Beweis- 
anträgen. 

Die Erheblichkeit der unter Beweis gestellten Thatsacben 
braucht weder begründet zu werden, noch darf sich das Gericht 
in eine Prüfung der Erheblichkeit einlassen. Ueber die Erheb- 
lichkeit ist erüt bei Erlass des Urtheiles zu entscheiden. 

Die Kostenpflicht des Antragstellers (§ 388) wird zweck- 
losen Beweisan trägen vorbeugen. 

Die Benennung des Gegners hat derart zu erfolgen, dass 
eine Ladung desselben möglich ist. Wird ein unrichtiger 
Gegner bezeichnet, so ist dies bei der Entscheidung zu wür- 
digen (§ 389). Ein Beweis darüber, dass der Gegner nicht 
angegeben werden kann, ist nicht vorgeschrieben, es muss sich 
dies nur ans den behaupteten Thatsachen ergeben. 

§ 386. Ueber den Antrag ist ohne vorhergehende münd- 
liehe Verhandlung durch Beschluss zu entscheiden. Vor der 
Entscheidung ist jedoch, sofern nicht Gefahr am Verzuge ist, 
der Gegner zu vernehmen, falls derselbe bekannt und seine Zu- 
stimmung nicht bereits nachgewiesen ist. Der antragstellenden 
Partei kann vor der Entscheidung aufgetragen werden , die Um- 
stände glaubhaft zu machen, welche die Sicherung des Beweises 
nothwendig machen. 
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Zur Entscheidung ist bei Gerichtshöfen in dringenden 
Fällen der Vorsteher des (Gerichtshofes oder der Vorsitzende des 
Senates berufen, welcliem die Rechtssache zugewiesen ist. 

In dem dem Antrage stattgebenden Beschlüsse ha/t das 
Gericht die Tfiatsachen, über welcfie die Beweisaufnahme er- 
folgen soll, sowie die Beweismittel unter Benennung der zu ver- 
nehmenden Zeugen und unter Bestd ung der Sachverständigen zu 
bezeichnen. Zugleich sind die zum Vollzuge der Beweisaufnahme 
nöthigen Anordnungen zu treffen. Für den unbekannten Gegner 
kann das (hricht zur Wahrnehmung seiner Rechte bei der Be- 
tveisaufnahme einen Curafor bestellen. 

Der BeschlusSf welcher dem Antrage stattgibt, kann durch 
ein Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

1. Es scheint kein Bedürfnis vorzuliegen, über das Ge- 
such eine contradictorische Verhandlung einzuleiten, zumal dies 
ohnehin unterbleiben müsste, wenn der Gegner der einschreiten- 
den Partei nicht bekannt ist. Für die Infonnation des Gerichtes 
wird hinreichend gesorgt, wenn der bekannte Gegner in der 
dem Gerichte geeignet scheinenden Weise veriommen und die 
antragstellende Partei verhalten wird, die Umstände zu be- 
scheinigen, welche die Sicherung des Beweises nothwendig 
machen (Regierungsmotive, S. 286). Die Einvernahme des 
Gegners kann mündlich oder schriftlich erfolgen (§ •74). Wird 
der Antrag in der mündlichen Verhandlung gestellt, so wird 
die Einvernahme in der mündlichen Verhandlung stattfinden 
können. Dieselbe wird sich auf die Beweisbedürftigkeit des 
Beweisthemas (§ 266), auf die Noth wendigkeit der Sicherung 
des Beweises, auf die Zulässigkeit der Vernehmung (§ 320) 
oder Beeidigung (§ 336) der Zeugen, auf die Ablehnung der 
vorgeifchlagenen Sachverständigen zu beschränken haben. Dem 
Gegner des Beweisführers wird es nicht verwehrt sein, eine 
Ergänzung des Beweisthemas zu beantragen. 

Den Gegner vor der Bewilligung zu hören, hat vielleicht 
die Consequenz, dass etliche Beweisbegehren mehr als sonst 
verworfen werden; aber die wirklich zugelassenen Beweis- 
führungen erhalten durch die Betheiligung des Gegners für 
den eigentlichen Process eine viel größei*e Bedeutung, als wenn 
sie in dessen Abwesenheit gestattet oder vorgenommen worden 
wären. 

Selbstverständlich muss von solcher Theilnahme abge- 
gesehen werden, wenn der Gegner nach Lage der Sache einst- 
weilen noch unbekannt ist (§ 385, Abs. 2), oder wenn die Ver- 
pflichtung, ihn beizuziehen, wegen obwaltender Gefahr im 
Verzuge den Zweck der vorläufigen Beweisftihrung vereiteln 
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oder erheblich bedrohen würde (§§ 386, Abs. 1, 387, Abs. 2) 
(Regierungsmotive, S. 285). Auch dann entfällt die Einvernahme, 
wenn die Zustimmung des Gegners durch einen besonderen 
Schriftsatz, durch Mitfertigung des Gesuches oder sonst urkund- 
lich nachgewiesen ist. 

2. Der Beschluss ist ein Beweisbeschluss (§ 277). Der- 
selbe hat daher außer dem sachlichen Inhalte die Art der 
Beweisaufnahme, den beauftragten Richter oder das ersuchte 
Gerichte zu bezeichnen oder die Tagsatzung zur Beweisaufnahme 
zu bestimmen. 

Die Bestellung der Sachverständigen kann, wenn ein er- 
suchter Richter mit der Beweisaufnahme betraut wird, diesem 
überlassen werden (§ 352). 

Auch kann der Vollzug der Beweisaufnahme von dem 
Erläge eines Kostenvorschusses (§§ 332, 365) abhängig ge- 
macht werden. 

3. Betreffs djer Bestellung des Curators gelten die Be- 
stimmungen der §§ 8 und 9, betreffs seiner Entlohnung der § 10. 

Derselbe ist nicht vor der Erledigung des Beweisantrages 
zu bestellen und über den Antrag einzuvemehmen, sondern 
mit der Anordnung der Beweisaufnahme zur Wahrnehmung 
der Rechte des Gegners. Die Bestellung ist nach den Motiven 
sowohl für' den unbekannten als ftir den abwesenden Gegner 
zulässig und dem Ermessen des Gerichtes überlassen. Dies 
wird sich namentlich bei wichtigeren und kostspieligeren Be- 
weisaufnahmen empfehlen, bei welchen zugleich der Einwirkung 
der Parteien ein größerer Spielraum gewährt ist, tun auf diese 
Art die Gefahr der Wiederholung der Beweisführung zu ver- 
mindern (Regierungsmotive, S. 285). 

4. Nur der stattgebende Beschluss kann nicht angefochten 
werden. Gegen einen Beschluss, welcher das Gesuch ganz oder 
theilweise zurückweist, ist der Recurs zulässig. Nach Schuster 
von Bonnott, soll der Recurs auch gegen etwaige Zwischen- 
verftigungen zulässig sein (S. 438). 

Die Anfechtbarkeit derselben, z. B. des Auftrages zur 
Beseitigung des mangelnden Nachweises der gesetzlichen Ver- 
tretung (§ 6), zur Beseitigung von Formgebrechen (§ 85), zum 
Erläge eines Vorschusses (§ 349), der Verfügung der Beweis- 
aufnahmen durch einen ersuchten oder beauftragten Richter 
(§ 291) dürfte sich nach den allgemeinen Vorschriften richten. 

§ 387. Der Gegner ist unter Zustellung des BesMusses 
uiid^ falls er über den Antrag nicht früher gehört wurde, auch 
eines JExemplares des von der antragsteüenden Partei überreichten 
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Schriftsatzes oder einer Abschrift des über ihren Antrag aufge- 
nommenen ProtokoUes zu der für die Beweisaufnahme bestimmten 
Taysatzung zu laden. 

In dringenden Fällen kann jedoch noch vor Zustellung des 
Beschlusses an den bekannten Gegner mit dei' Beteeisaufnahme 
begonnen werden. Die Bewilligung hiezu kann auf Antrag 
gleichzeitig mit der Entscheidung über den Antrag auf Zulassung 
der Beweisaufnahme ertlmlt werden. Gegen die Gewährung 
oder Verweigemng dieser Bewilligung ist ein BechUmittel un- 
zulässig. 

Der Beweisbeschluas ist schriftlich auszufertigen, und 
nachdem beiden Parteien die Theilnahme an der Beweisauf- 
nahme freisteht, so ist nicht nur der Gegner, sondern auch der 
Beweisfiihrer zu der für die Beweisaufnahme bestimmten 
Tagsatzung zu laden und zwar ersterer durch Zustellung des 
Beweisbeschlusses. Ist der Gegner nicht bekannt, so entfällt 
dessen Ladung, ist für denselben ein Curator bestellt, so erfolgt 
die Ladung an diesen. 

Die Beweisaufnahme darf in der Regel vor ausgewiesener 
rechtzeitiger Ladung des Gegners nicht stattfinden. Nur in 
den Fällen besonderer Dringlichkeit, wenn durch die Ver- 
zögerung der Beweisaufnahme deren Zweck vereitelt oder er- 
heblich bedroht würde, kann die Beweisaufnahme selbst vor 
der Verständigung des Gegners oder ohne Rücksicht auf den 
fehlenden Ausweis über dessen rechtzeitige Verständigung be- 
gonnen werden. Der diesbezügliche unanfechtbare Beschluss 
kann sofort l)ei der Bewilligung der Beweisaufnahme, er kann 
aber auch erst dann gefasst werden, wenn der Zustellungs- 
ausweis zur Zeit der Beweisaufnahme nicht vorliegt. 

Die Wirkung der nicht rechtzeitigen Verständigung ist 
erst bei der Benützung des Beweises zu prüfen (§ 389). Trotz 
der Bewilligung der Beweisaufnahme ohne Intervention des 
Gegners ist derselbe zu verständigen, damit er eventuell 
eine Ergänzung der Beweisaufnahme (§ 289) beantragen könne. 

§ 388. Die Beweisaufna/tme erfolgt nach den Vorschriften 
des zweiten, vierten, fünften und sechsten Titels dieses Ab- 
schnittes. 

Das die Beweisauffmhme betreffende Protokoll wird bei 
dem Gerichte verwahrt, welches die Beweisaufnahme angeordnet 
hat. Wenn der Rechtsstreit bei einem anderen Gerichte anhängig 
ist oder anhängig wird, ist das Protokoll dem Processgerichte 
auf dessen Ersuchen oder auf Antrag einer der Parteien zu 
übersenden, 

Ffiritl, GivilprooeMgetetze. 36 
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Die Kosten der Beweisaufnahme werden von der antrag- 
steilenden Partei bestritten, unhesclmdet eines ihr .zustehenden 
Ersatzar^pruches, Dem Gegner sind die nothwendigen Kosten 
für seine Betheiligung bei der Beweisaufnahme unbeschadet der 
Entscheidung in der Hauptsache zu ersetzen. 

Nachdem die BeweisaufDahme nach dea allgemeineR 
Regeln erfolgt, so hat sie in anhängigen Processen vor dem 
Senate stattzufinden (§ 276); sofern nicht nach den Bestim- 
mungen der §§ 328, 352, 368 die Beweisaufnahme durch einen 
heauftragten oder ersuchten Richter statthaft ist und beschlossen 
wird. Stellt sich im Laufe des Verfahrens heraus, dass die 
Beweismittel gesetzlich nicht zulässig sind, dass z. B. der Zeuge 
nicht vernommen werden darf, so hat das Gericht seinen Be- 
schluss zu widerrufen, nachdem es gemäß § 277 an denselben 
nicht gebunden ist. 

Wird der Beweis durch einen beauftragten oder ersuchten 
Richter aufgenommen, so sind die Protokolle und sonstigen 
Acten dem Processgerichte einzusenden oder vorzulegen, von 
dem Vorsitzenden des Senates (Einzdrichters) zu prllfen; er- 
forderlichenfalls ist die Verbesserung oder Vervollständigung 
der Beweise zu veranlassen und es sind die Parteien von dem 
Einlangen der Acten zu verständigen (§ 286). Sonst sind die 
Acten einfach zu verwahren. 

2. Geht der Antrag auf Beweisaufnahme von beiden 
Parteien aus, so sind die Kosten derselben von beiden Parteien 
gemeinschaftlich zu bestreiten (§ 40), der Ersatzanspruch 
richtet sich nach den Bestimmungen Über die Processkosten. 

Nur die Kosten der Betheiligung an der Beweisaufnahme 
sind dem Gegner vorbehaltlich des Riickersatzes derselben für 
den Fall des Unterliegens im Processe zu ersetzen. 

Die Einvernahme des Gegners wegen Zulassung des 
Beweises stellt sich im Hinblick darauf, dass sie über einen 
ganz selbständigen Processantrag abgeführt imd mittels be- 
sonderen Bescheides erledigt wird, als ein Ineidenzfall dar, 
deren Kosten der in diesem Incidenzstreite obsiegenden 
Partei zuzusprechen sind (O. G. H. Nr. 14402, 14416). 

§ 389. Jede Bartei kann im Verlaufe des Rechtsstreites 
die zur Sicherung eines Beweises erfolgte Beweisaufnahme be- 
nutzen. 

WelcJier Einfluss der Einwendung einzuräumen sei, dass 
die Beweisaufnahme nicht nach den Bestimmungen stattgefunden 
hat, welclie für eine im Laufe des Processes erfolgende Beweis- 
aufnähme gelten, oder dass der Gegner von der Beweisaufnahme 
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nicht oder nicht rechtzeitig verständigt wurde, hat das eficennende 
Geridit nach § 272 zu würdigen. 

Im Verlaufe des Rechtsstreites kann eine Ergänzung oder 
Wiederholung der Beweisaufnahme angeordnet werden. 

Die Beweisantretung (Benützong des Beweise») erfolgt 
durch den Antrag auf HerbeischaflFung der Beweisacten, welcher 
in der Klage (§ 229), der Klagebeantwortung (§ 243), einem 
besonderen Schriftsatze (§ 258), bei der mündlichen Verhand- 
lung (§ 301 ) gestellt werden kann.* 

Außerdem kann der Vorsitzende von amtswegen die 
Herbeischaffuug derselben verfügen (§ 183). 

Die Ergebnisse einer Beweisaufoahme zur Sicherung sind 
vom Gerichte frei zu würdigen. 

Was insbesondere die unterlassene oder nicht rechtzeitige 
Verständigung des Gegners von der Beweisaufnahme und die 
Abweichungen von dem für die ordentliche Beweisauiuahme 
geltenden Vorschritten betrifft, so sind dieselben nur über 
Einwendung der G egenpartei zu berücksichtigen und werden 
insbesondere dann von Bedeutung sein, wenn ein Verschulden 
des Beweisführers vorliegt. Selbstverständlich wird diejenige 
Processpartei, über deren Antrag die Beweisaufnahme erfolgt 
ist, dem Gegner, der sich auf diesen Beweis stützt, die unter- 
bliebene Ladung dieses Gegners nicht einwenden können. 

Die Ergänzung oder Wiederholung der Beweisaufnahme 
ist insbesondere zu verfUgen, wenn die bei der Vernehmung 
fUr gerechtfertigt erkannte Weigerung der Aussage oder der 
Beantwortung einzelner Fragen seitens eines Zeugen für unzu- 
lässig erachtet wird, wenn Zeugen nicht ordnungsmäßig oder nicht 
vollständig vernommen wurden, wenn die Aussage in wesent- 
lichen Punkten an Unklarheit, Unbestimmtheit oder Zweideutig- 
keit leidet, wenn die Zeugen dies selbst verlangen (§ 344), 
wenn das Gutachten ungenügend oder nicht übereinstimmend 
ist (§ 3fi2). 



Zweiter Abschnitt: Urflieile und Beschlüsse. 
Erster Titel: Urtbeile. 

Endurtheil. 

§ 390. Wenn der Rechtsstreit nach den Ergebnissen der 
dureligeführten Verhandlung und der stattgefundenen Beiveis- 
aufnahmen zur Endentscheidung reif ist, hat das Gericht diese 
Entscheidung durch Urtheil zu ßllen (Endurtheil). 

36« 
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Dasselbe gilt, wenn von mehrereh zum Zwecke gleichzeitiger 
Verhandlung verbundenen Processen nur einer zur Endentschei- 
dung reif ist. 

1. Urtheile sind die auf Grund mündlicher Verhandlung in 
der Form des § 417 erlassenen Entscheidungen des Gerichtes 
erster oder höherer Instanz. Von dem Urtheile zu unterscheiden 
sind die Beschlüsse (§ 425), welche immer zu fassen sind, soferii 
nicht ein Urtheil zu filllen ist. Die Unterscheidung der richter- 
lichen Aussprüche nach ihrer Form ist vornehmlich deshalb 
von Wichtigkeit, weil die Gestaltung des Rechtsmittclverfahrens 
auf diesem Unterschiede beruht. Die Urtheilsform wurde im 
Entwürfe für alle die Hauptsache erledigenden Aussprüche 
(§ 390), sowie für diejenigen Entscheidungen vorgeschrieben, 
über welche im Falle eines Rechtszuges wegen ihrer Wichtigkeit 
von der höheren Instanz nicht ohne vorhergehende mündliche 
Verhandlung erkannt werden soll : insbesondere für Entschei- 
dungen über einzelne von mehreren in der Klage geltend 
gemachten Ansprüchen oder über einen Theil des Anspruches 
(§391), für Entscheidungen über den Grund des Klaganspruches 
oder über den Bestand oder Nichtbestand eines präjudiciellen 
Rechtsverhältnisses oder Rechtes (§ 393). Zur Vermeidung von 
Zweifeln wurde femer ausgesprochen, dass nicht bloß im Falle 
eines Versäumnisses eigentliche Urtheilsschöpfung begehrt 
werden könne, sondern auch im Falle des Verzichtes des 
Klägers auf den Klaganspruch (§ 394), oder über Anerkennung 
des erhobenen Anspruches durch den Beklagten (§ 395). Je 
nachdem das Urtheil über den Klaganspruch oder über einen 
von mehreren Klagansprüchen ergeht oder nur über ein einzelnes 
Element des Anspruches, ist das Urtheil entweder ein End-, 
beziehungsweise Theilurtheil oder ein Zwischenurtheil (Re- 
gierungsmotive, S. 286). 

Ueber Processeinredcn wird durch Beschluss entschieden 
(§ 261). Die Entscheidung im Besitzstörungsverfahren erfolgt 
mittels Endbeschlusses (§ 459)^ über den Antrag auf Ergänzung 
de^ Urtheils wird durch Ergänzungsurtheil (§ 423) entschieden, 
wenn dem Antrage stattgegeben, und durch Beschluss, wenn 
derselbe verworfen wird. - Nach § 83 E. O. ist über den Wider- 
spruch gegen die Bewilligung der Execution auf Grund eines 
fl^uslftndisclien Executionstitels mittels Urtheiles zu entscheiden. 

2. ( )b der Rechtsstreit zur Endentscheidung reif ist, oder 
ob noch Partei erklärungen oder eine Beweisaufnahme nöthig 
sind, hat das Gericht zu beurtheilen. Voraussetzung der Ur- 
theilsfäHung ist der Schluss der Verhandlung (§ 193), den der 
Vorsitzende auszusprechen hat. Wurde die Verhandlung nicht 
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vor dem Einlangen der durch feinen ersuchten Richter aufzu- 
nehmenden Beweise fUr geschlossen erklärt, so muss vor 
Fällung des Urtheiles zur Verhandlung über die Ergebnisse 
der Beweisaufnahme Tagsatzung- angeordnet werden (§ 281), 
selbst wenn das Gericht den Rechtsstreit auch ohne Verhand- 
lung zur Entscheidung reif erachtet. Von den Parteien ange- 
botene Beweise, welche das Gericht für unerheblich erachtet, 
weil die Entscheidung über den Rechtsstreit, d. h. über die 
Sachanträge, den geltend gemachten Anspruch (§ 11, Anm. 6), 
ohne Rücksicht auf das Ergebnis dieser Beweise ergehen kann, 
sind ausdrücklich zurückzuweisen (§ 275). 

3. Ein Endurtheil ist jedes Urtheil, welches durch, seine 
Entscheidung den Rechtsstreit oder den betreffenden Anspruch 
endlich erledigt, so dass .ein weiteres Urtheil in demselben 
Rechtsstreite oder über denselben Anspruch weder epforderlich 
noch möglfch ist (E. d. R. G. Leipzig, VII, S. 426). 

Nach § 187 können zum Zwecke der Beschleunigung 
oder Vereinfachung der Erledigung oder zum Zwecke der 
Verminderung der Processkosten mehrere zwischen denselben 
oder zwischen verschiedenen Personen bei demselben Gerichte 
anhängige Rechtssachen zur gemeinschaftlichen Verhandlung 
verbunden werden. 

Sind die verbundenen Processe ni^ht zwischen. denselben 
Personen anhängig, so ist die Fällung eines gemeinschaftlichen 
Urtheiles unzulässig (§ 187). 

Wird die Verbindung der mehreren zwischen denselben 
Parteien anhängigen Processe nicht wieder aufgehoben (§ 192), 
so sind in der Regel alle diese verbundenen Rechtsstreitigkeiten 
durch ein und dasselbe Urtheil zu erledigen (§ 404). Eine 
Ausnahme tritt ein, wenn einer der verbundenen Processe \ov 
den anderen,zur Endentscheidung, reif geworden i«t, in welchem 
{"alle dieser Process sofort durch Endurtheil entschieden werden 
muss, während für den Fall des § 3Ö1 die Fällung eines 
Theilurtheiles dem Ermessen des Gerichtes .überlassen wird. 

4. Im Falle der subjectiven (§ 11) oder objectiven.(§ 227) 
Klagenhäufung ist diese Vorschrift des § 390 nicht anwendbar 
und auch ein, Theilurtheil kann nur im Falle der Anerkennung 
(§ 391) oder des Verzichtes (§ 394) erlassen werden. (Anderer 
^einung Dr. Katz, das Urtheil im neuen öateireichischen Civil- 
processe, S. 31). - 

Dennoch wird es möglich sein, durch eine Trennung der 
Verhandlung (§188) über die mehreren Klagsansprüche oder 
gegen die mehreren ' Beklagten — wenn die Streitgenossenschaft 
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nicht eine nothwendige ist (§ 14) — die Fällung de« ür- 
theiles über einen oder einige der zur Entscheidung reifen 
Ansprüche oder gegen einzelne submittierende oder ausbleibende 
Beklagte vor durchgeführter Verhandlung über die anderea 
Ansprüche oder gegen die übrigen Streitgenossen herbei- 
zuführen. 

Allzuweit in dieser Richtung zu gehen^ wird sich nicht 
empfehlen. Insbesondere erscheint es unzulässig^ über einen 
Theil eines Anspruches, z. B. bezüglich einzelner in einem 
Contocorrent aufgeftihrter Posten vorab zu entscheiden, wenn 
nicht ein Anerkenntnis oder ein Verzicht vorliegt, weil die 
Trennung der Verhandlung nur bezüglich einzelner Ansprüche 
zulässig ist und weil das Urtheil ein Theilurtheil wäre, daa 
nur in den in den §§ 891, 394 aufgezählten Fällen er*- 
folgen darf. 

TlieUvrtlieU. 

§ 891. Shtd einzelne von mehreren in derselben KUigh 
geltend gemadUen Ansprächen oder ist ein Theil eines Änsprudtes 
durdi ausdrückliche Anerkennwig von Seiten des Beklagten auief 
Streit gesieUt, so kann das Geri(M in Ansd^ung dieses An^ 
Spruches oder des Theiles sofort zum Schluss der Verhandlung 
und zur Urtheüsfällung schroten (Theüuriheil). 

Ein Tkeilurtheü kann auch erlassen werden, wenn bei er- 
hobener Widerklage nur die Klage oder Widerkktge zur End-- 
entsciieidung reif ist. 

Hat der Beklagte mittels Einrede eine Gegenforderung 
geltend gemacht, wdehe mit der in der Klage gdtend gemachtere 
Forderung nickt im rechtlichen Zusammenhange stdht, so kann, 
wenn nur die Verhandlung über den Klagsanspruch zur EnP- 
Scheidung reif ist. Ober densdhen durch Theilurtheil erkannt 
werden. Die Verhandlung über die Gegenforderung v$t ohne 
Unterbrechung fortzusetzen, 

1. Wird durch das Urtheil nicht der ganze Rechtsstreit, 
sondern nur über einen Theil der im Rechtsstreite befangenen 
Ansprüche entschieden, so heißt dasselbe Theilurtheil. Die Er- 
lassung eines Theilur<iieiles ist nicht vorgeschrieben, sondern 
dem Ermessen des Gerichtes überlassen. Ist das Gericht bei 
Erlassung eines Theikrtheiles nicht in der* Lage, hinsichtlich 
des abgeurtheilten Anspruches oder Tbeilanspruches zugleich 
über die Kosten oder Nebengebüren (§392) zu entscheiden, so 
ist im Urtheile auszusprechen, inwieferne eine solche Entschei- 
dung noch einem weiteren Urtheile vorbehalten bleibt '(^ 52). 
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Bei Anerkenntnis oder Verzicht (§ 394) kann ein Theilurtheil 
sowohl betreffs einzelner Anspiüche (subjective und objeetive 
Klagehäufangj, als auch betreffs eines Theiles des Anspruches 
erlassen werden und wird sich ein solches Theilui'theil zur Be- 
schleunigung der Rechtsdurchsetzung empfehlen, nachdem wohl 
eine Berufung gegen ein solches Theilurtheil nicht eingebracht 
werden dlh^e und eine Complication der Verhandlung oder 
des Rechtszuges nicht zu besorgen ist. 

2. Voraussetzung für die Entscheidung über Klage oder 
Widerklage mittels Theiluiiheiles ist, dass über Klage und 
Widerklage (§ 233) gemeinschaftlich verhandelt wird, wozu 
gemäß § 187 ein Gerichtsbeschluss erforderlich ist (§ 233, 
Anm. 5). (Anderer Meinung Dr. Katz, Ö. 35.) 

Zu berl\cksichtigen ist, dass nach § 96 J. N. die Wider- 
klage eingebracht weixlen kann, wenn der mit ihr geltend 
gemachte Anspruch mit dem Klagsanspruche im Zusammen- 
hange steht, wenn er sich zur Compensation eignen würde, 
oder wenn ein im Laufe des Processes streitig gewordenes 
Rechtsverhilltnis oder Recht festgestellt werden soll. 

Im letzteren Falle wird die abgesonderte Entscheidung 
über die Widerklage nur dann zweckmäßig sein, wenn der 
Widerklagsanspruch abzuweisen ist. Ist demselben stattzugeben 
und hängt von dessen Bestehen die Entscheidung über das 
Klagebegehren ab, so ist gleichzeitig mit der Entscheidung 
über die Widerklage das Klagebegehren als unbegründet abzu- 
weisen. Sonst wird das Gericht nach reiflicher Erwägung der 
Umstände zu beurtheilen haben, ob die Krlassung eines Theil- 
urtheilea fUr die Partei von Vortheil sei, wobei insbesondere 
unter Umständen die durch das Theilurtheil geschaffene voraus- 
sichtliche Nothwendigkeit der Ergreifung der Berufung gegen 
das Theilurtheil und später gegen das Endurtheil — somit einei* 
doppelten Berufung in Anschlag zu bringen sein wird (Dr. Katz, 
S. 33). 

3. Voraussetzung der Entscheidung mittels Theilurtheiles 
über den Klagsanspruch trotz vorliegender Einrede der Compen- 
sation ist, dass die Gegenforderung mit der Klageforderung nicht 
im rechtlichen Zusammenhange steht. Andernfalls ist die 
Trennung der Entscheidung ohne Trennung der Verhandlung 
(§ 188) unzulässig. Der Zusammenhang ist ein rechtlicher nur 
dann, wenn Anspruch und Gegenanspruch auf ein gemeinsames 
Rechtsverhältnis zurückzuführen sind, ohne dass gerade völlige 
Identität des unmittelbaren Rechtsgrundes vorhanden sein muss 
(R. G. Leipzig, -^XIV, S. 423). 
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Daa bezüglich der Klageforderung ergangene Urtheil 
entscheidet über dieselbe nur vorläufig und die endgiltige Ent- 
scheidung bleibt dem über die Compensationseinrede zu fallen- 
den Endurtheile vorbehalten, da das die Klageforderung zu- 
sprechende Urtheil, wenn die Compensationseinrede für begründet 
erachtet wird, der Abänderung unterliegt (R. G. Leipzig, Jui'i- 
stische Wochenschrift 1893, S. 266). Die Parteistellung bleibt 
dieselbe, wie sie vor der Fällung des Theilurtheiles war, die 
Compensationseinrede bleibt als Einrede gegen die Klage zu 
verhandeln und zu entscheiden. Der Beklagte kann nicht bloß 
die Feststellung seiner Gegenforderung, sondern auch die Auf- 
hebung des früher ergangenen Urtheiles, eventuell die Rück- 
stellung des etwa von ihm auf Grund des früheren Urtheiles 
Bezahlten verlangen (§ 188, Anm. 4). Dem Berufungsgerichte 
sind, wenn gegen ein Theilurtheil die Berufung erhoben wird, 
amtliche Abschriften der auf den Gegenstand des Berufungs- 
yerfahrens bezüglichen Theile derjenigen Processacten vorzu- 
legen, welche zugleich für das Verfahren in erster Instant 
benöthigt werden (§ 469). 

§ 392, Jedes Theilurtlieil ist in Betreff der Rechtsmittel 
und der Execution als ein selbständiges Urtheil zu betrachten. 

Die Bestimmungen des § 52, Abs, 2, gelten auch in An- 
sehung der Nebengebüren des Anspruches oder Tlwilanspruckes, 
über welche mittels TheüurtheUs erkannt wurde. 

Aus der Eigenschaft eines Theilurtheiles als Endurtheil 
über einen Anspruch, oder über einen Theil desselben folgt, 
dass Rechtsmittel dagegen selbständig und ohne dass die Ent- 
scheidung wegen des Restes abzuwarten wäre, eingelegt werden 
können und zur Vermeidung der Rechtski*aft auch eingelegt 
werden müssen, dass. das Theilurtheil der materiellen Rechts- 
kraft des § 411 fUhig und nach den Bestimmungen der Exe- 
cutionsordnung vollstreckbar ist. 

Bei einem Theilurtheile spricht die Vermuthung dafür, 
dass alles, was nicht ausdrücklich entschieden ist, späterer 
Entscheidung hat vorbehalten werden wollen (R. G. Leipzig, V, 
S. 391). BetreflFs der Kosten .und Nebengebüren, zu welchen 
auch die Entscheidung über einen Ersatzanspruch w«gen muth- 
williger Processfiihrung (§ 408) gehört, ist im § 52 vorge- 
schrieben, dass im Urtheile auszusprechen sei, inwiefern eine 
Entscheidung darüber wegen mangelnder Grundlagen" dem End- 
urtheile vorbehalten bleibt. Fehlt ein solcher Vorbehalt im 
Theilurtheile, so ist der Antrag auf Ergänzung des Theilurtheiles 
binnen 8 Tagen nach Zustellung des Urtheiles anzubringen. 
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worüber nach vorhergehender mündlicher Verhandlung zu ent- 
scheiden ist (§ 423). 

Zwisoheniirtlieil. 

§ 393, Wenn in einem Rechtsstreite ein Anspruch nach 
Grund und Betrag streitig und die Verhandlung zunächst bloß 
in Ansehung des Grundes zur Entscheidung reif ist, kann das 
Gericht vorab über den Grund des Anspruches durch Ürtheil 
entscheiden (Zwischenurtheil) . 

Ferner kann durch ein der Entscheidung der Hauptsache 
vorausgehendes Zwischenurtheil im Falle der §§ 236 und 259 
über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses 
oder Rechtes entschieden werden, sobald die Verhandlung »über 
den Feststellungsantrag zur Entscheidung reif ist. 

Die im Sinne der beiden ersten Absätze erlassenen Urtheile 
sind in Betreff der Rechtsmittel als Endurtheile anzusehen. Durch 
die Erhebung der Berufung oder Revision gegen ein gemää 
Abs. 1 erlassenes Zwischenurtheil wird die weitere Verhandlung 
über die Klage bis zum Eintritte der Rechtskraft des .erlassenen 
Ztvischenurtheiles gehemmte In allen anderen Fällen nimmt 
ungeachtet der Berufung oder Revision gegen das Zwischenurtheil 
die Verhandlung der Hauptsache Hiren Fortgang, Das Gericht 
kann jedoch, wenn ein für die EntscJieidung der Hauptsaclie 
wesentliches Rechtsverhältnis oder Recht für nicht begründet er- 
kannt wurde, anordnen, dass die weitere Verhandlung über die 
Klage bis zum Eintritte der RedUskraft des erlassenen Zwischen- 
wrtheües auszusetzen sei. Diese Anordnung kanrP durch ein 
RechtsmiUel nicht angefochten werden. 

In Ansehung der Kosten hat die Vorsdirift des § 52, 
Abs. 2 sinngemäJ&e Anwendung zu finden, 

1. Das Zwischenurtl^eil ist im Gegensätze zum Theilurtheile 
kein Endurtheil und entscheidet nicht über einen Anspruch 
oder einen Theil desselben, sondern nur über eine meritorische 
Vorfrage. 

Es erledigt daher den ßechtsstreit weder ganz noch 
theilweise, sondern lässt die Möglichkeit der demnächstigen 
Abgabe eines Endurtheiles offen, wenngleich es diesem präju- 
diciert (E. d. R. G. Leipzig, Fuchsberger, S. 468). Ein Zwischen- 
urtheil ist im Laufe des Verfahrens für Gericht und Parteien 
bindend, so dass die Rechtsbehelfe, welche die dadurch ent- 
schiedene Frage betreffen, in der mündlichen Verhandlung nicht 
weiter nachgeholt werden dürfen und die Parteien nur mehr 
auf die Rechtsmittelinstanz (Schuster v. Bonnott, S. 395) und 
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auf die Wiederaufnahmsklage gewiesen sind. Die erst nach 
der mündlichen Verhandlung, auf welche das Zwißchenurtheil 
ergangen ist, entstandenen Rechtsverhältnisse werden durch das 
Zwischenurtheil nicht betroffen. Darüber, was sich in der Folge 
in Bezug auf den Grund des Anspruches oder in Bezug auf 
das präjudicielle Rechtsverhältnis oder Recht ereignen könnte, 
bestimmt das Zwischenurtheil nichts. Hat der Kläger nac|t 
Erlass des Zwischenurtheiles Zahlung erhalten, sich mit dem 
Beklagten verglichen, ihm Stundung gewährt, oder hat der Be- 
klagte nach diesem Zeitpunkte eine compensable Gegenforderung 
erlangt, so ist dies bei der Entscheidung über den Betrag zu 
berücksichtigen (Wilmowski, S. 497). 

• 2. Die Fällung von Zwischenurtheiien ist durch § 393 
entsprechend beschi'änkt. Abgesehen von den Fällen eines 
Zwischenantrages ist ein solches nur zulässig über den Grund 
eines Anspruches, wenn aufler diesem auch der Betrag streitig, 
diesbezüglich aber der Process noch nicht spruchreif ist. Un- 
zulässig ist datier ein Zwischenurtheil insbesondere über ein- 
zelne Streitpunkte, über selbständige Angriffs- oder Vertheidi- 
gungsmittel auch dann, wenn die abgesonderte Verhandlung 
(^§ 189) über dieselben beschlossen worden ist. 

Die Bestimmung darf nicht so aufgefasst werden, als ob 
das Gericht befugt wäre, in allen Fällen, in welchen der Klage- 
grund und dessen Wirkungen bestritten sind, eine gesonderte 
Vorentscheidung über den ersteren zu erlassen. Zwar ist nach 
den Motiven der Processordnnng die gedachte Bestimmung 
nicht auf Ansprüche beschränkt, welche den Ersatz eines 
Schadens oder die Leistung des Interesse bezielen, sondern sie 
erstreckt sich auf alle Ansprüche, bei welchen eine Trennung 
des Inhaltes nach Grund und Betrag denkbar ist, und ist es 
deshalb insbesondere unerheblich, ob der Grund des Anspruches 
ein dinglicher oder persönlicher ist, ob er auf vermögensrecht- 
lichen oder anderen Verhältnissen beruht. Allein sowohl die 
gewöhnliche Bedeutung des Ausdruckes j,Betrag", als der 
Zweck des Gesetzes: zweckmäßige Vereinfachung durch Tren- 
nung des Processtoffes, lassen keinem gegründeten Zweifel 
Kaum, dass § 393 nur in denjenigen Fällen anwendbar ist, in 
welchen der Gegenstand des streitigen Anspraches in der 
Leistung einer Geldsumme oder einer Qmtntität anderer fun- 
gibler Sachen besteht, dass folglich eine Vorentscheidang übet^l 
da ausgeschlossen i^ wo die beanspruchte Verpflichtung auf 
Leistung einer individuell bestimmten Sache oder auf Vornahme 
von Handlungen -gerichtet ist-^. L. G. f. Bayera, Fuchsberger, 
8. 480). 
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3. Liegt ein Zwischenantrag des Klägei*8 (§ 230) oder 
des Beklagten (§ 259) auf Feststellung eines pitljudieiellen 
Rechtsverhältnisses oder Rechtes vor und ist die Verhandlung 
über diesen Feststellungsantrag, welcher auch eine compensable 
Gegenforderung zum Gegenstände haben kann, früher zur Ent- 
scheidung reif, als die Verhandlung über den Klagsantra^, so 
erscheint ein Zwischenurtheil gleichfalls zulässig. Voraussetzung 
aber ist, dass die Partei -einen Feststellungsantrag gestellt hat 
(Katz, 8. -48). 

In beiden Fällen kann das Gericht von der Trennungs- 
befugnis deö § 393 Gebi*auch machen, allein die Parteien sind 
nicht berechtigt, dies zu verlangen (R. G. Leipzig, X, S. 357). 

4. Obwohl nach den Motiven (S. 287) ein Zwischenurtheil 
sowohl für den Fall der Anerkennung des Grundes, Rechts- 
verhältnisses oder Rechtes als auch dann zulässig erscheint, 
wenn der Anspruch als unbegi-ündet erklärt oder ein bedin- 
gendes Rechtsverhältnis verneint worden ist, so wird sich die 
Trennung der Entscheidung doch nur im ersteren Falle 
empfehlen; denn wenn das Gericht einen Anspruch schon 
seinem Grunde nach für nicht vorhanden erachtet, so ist fttr 
dasselbe der Rechtsstreit zur Entscheidung reif und es ist nicht 
abzusehen, weshalb das Gericht nicht nach Vorschrift des 
§ 390 ein Endurtheil erlassen könnte. 

Das Berufungsgericht ist mit Rücksicht auf § 463 be- 
rechtigt, auch wenn in erster Instanz die Verhandlung nicht 
auf den Grund des Anspruches beschränkt gewesen ist, doch 
einstweilen nur über den Grund zu erkennen und die Ent- 
scheidung über den Betrag vorzubehalten (R. G. Leipzig, XIV, 
S. 357). 

5. Das Zwischenurtheil ist nicht vollstreckbar, denn es 
entscheidet nicht über den Anspinich. Nur betieffs der Rechts- 
mittel sind die Zwischenurtheile als Endurtheile anzusehen. 
Wird ein Zwischenurtheil durch Rechtsmittel nicht angefochten, 
so ist es ftlr alle Instanzen bindend. 

Die Hemmung der Verh^andlung infolge Erhebung der 
Berufung oder Revision ist nicht mit der Unterbrechung des 
Verfahrens nach § 163 identisch, da insbesondere Process- 
handlungen der Parteien mit Rechtswirkung zulässig, ja noth- 
wendig sein werden und nur die Fortsetzung der mündlichen 
Verhandlung über die Klage gehemmt erscheint. (Anderer 
Meinung Schuster von Bonnott, S. 39ö, Schauer, S. 501). Im 
Falle der Entscheidung über den Grund des- Anspruches ist die 
Hemmung des Verfahrens bis zur Rechtskraft des ürtheiles 
obligatorisch. Im Falle der abgesonderten Entscheidung -über 
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einen Feststellungsantrag ist die Hemmung der Verhandlung 
nach Ermessen des Gerichtes nur dann zuläss^g^ wenn das be- 
treflfetfde Rechtsverhältnis oder Recht zwar für die Entscheidung 
der Hauptsache als wesentlich erachtet wird; aber fUr nicht 
begründ^V erkannt wurde. Eine solche Sistierung wird nament- 
lieh dann eintreten müssen^ wenn die gegen das Zwischenurtheil 
erhobenen Beschwerden nach Ansicht des Gerichtes . erster In- 
stanz keinen Erfolg versprechen, vielmehr die Zwecklosigkeit 
weiteren Verhandeins der Sache wahrscheinlich machen (Re- 
gierungsmotive, S. 287). 

Wird die Verhandlung nicht gehemmt^ so sind dem 
Berufungsgerichte amtliche Abschriften derjenigen Processacten 
vorzulegen, welche zugleich für das Verfahren in erster Instanz 
benöthigt werden (§ 469). 

6. Ueber die Processkosten wird bei Fällung des Zwischen- 
urtheiles in der Regel nicht abgesprochen werden können, weil 
noch nicht feststeht^ welche Partei in der Hauptsache unterliegt. 
.Nur in jenen AusnahmsfUIIen, wo der Anspruch für unbegründet 
erklärt oder ein den Klagsansprucfa bedingendes Rechtsverhält- 
nis verneint wird — in denen zweckmäßiger mit Endurtheil 
zu entscheiden wäre — kann über die Processkosten abge- 
sprochen werden. 

Wird die Entscheidung über die Kostenfrage dem End- 
urtheile vorbehalten, so ist dies im Zwischenurtheile auszu- 
sprechen. 

Die Formel des Zwischenurtheiles wird also z. B. bei 
Schadenei*satzklagen lauten: Beklagter wird schuldig erkannt, 
dem Kläger Y wegen Körperverletzung Schadenersatz zu leisten ; 
die Feststellung des Betrages und die Entscheidung über die 
Kosten' wird vorbehalten. 

Urtheil aif Grund von Verlieht. 

§ 394. Verzichtet der Kläger bei der ersten Tagsatzung 
ober hei der mündlichen Streitverhandlung auf den geltend ge- 
machten Anspruch, so i^t die Klage auf Antrag des Beklagten 
auf Grund des Verzichtes durch Urtheil abzuweisen. 

Bezieht sich der Verzicht nur auf einen von mehreren in 
der Klage geltend gemachten Ansprüchen oder auf einen Theil 
eines Anspruches, so kann auf Grund des Verzichtes auf Antrag 
ein Theilurtheil einlassen tverden. 

Der Verzicht auf den Klagsanspruch ist ein Dispositivact, 
derselbe ist zu unterscheiden von der ZurUcknaJbme der Klage 
(§ 237), welche ohne Zustimmung des Beklagten nur bis zum 
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Beginne der ersten Tagsatzung zulässig ist, während der Verzicht 
bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung gestattet wird. 
Die ProcessvoUmacht berechtigt zum Verzichte (§ 31), sofern 
fcie nicht diesbezüglich beschränkt und dies dem Beklao^en be- 
sonders bekannt gegeben worden ist (§ 32). Der \ erzieht 
muss bei der ersten Tagsatzung oder bei der mündlichen Streit- 
verhandlung erfolgen. Wird im vorbereitenden Verfahren oder 
sonst vor einem ersuchten oder beauftragten Richter oder in 
Schriftsätzen auf den Klagsanspruch ganz oder zum Theile 
verzichtet, so ist dies lediglich eine Thatsache, welche bei der 
Entscheidung zu berücksichtigen sein wird. Immer muss aber 
ein vor Gericht erklärter Verzicht protokolliert werden (§ 208). 
Der Verzicht kann rechtswirksam auch vor der Berufungs- 
instanz erfolgen. 

Das ürtheil auf Grund von Verzicht ist von dem Antrage 
des Beklagten abhängig, bleibt der Beklagte von der Tagsatzung 
aus oder stellt er den Antrag nicht, so tritt Ruhen des Vei'- 
fahrens ein. Es steht jedoch dem Beklagten frei, in der Folge 
nach Ablauf der dreimonatlichen Frist die Anordnung einer 
neuen Tagsatzung zu beantragen und bei dieser den Antrag auf 
Fällung des Urtheiles zu stellen. 

Der.Abspruch über die Ptocesskosten kann nur gleich- 
zeitig mit dem Abspruche in der Hauptsache erfolgen, doch 
wird nichts entgegenstehen, die Kosten über Begehren der 
Parteien auch ohne Fällung des Urtheiles auszumessen. 

Urtheil auf Grund von Anerkenntnis. 

§ 395. Wenn der Beklagte den gegen ihn erhobenen An- 
Spruch hei, der ersten Tagsatzung oder bei der mündlichen 
Strntverhandlung ganz oder zum Theile anerkennt, so ist 
auf Antrag de^ Klägers dem Anerkenntnis gemäß durch Urtheil 
zu entscheiden. * 

Das Anerkenntnis ist ein dispositiver Rechtsact, welcher 
den Anspruch selbst anerkennt. Dasselbe ist zu unterscheiden 
von dem ^Geständnisse, welches bloß die Einräumung der im 
Processe zur Sprache gekommenen Thatsachen betrifft (§266). 
Das Geständnis kann widerrufen werden, das Anerkenntnis nicht. 
Die ProcessvoUmacht berechtigt zum Anerkenntnis (§ 31), so- 
fern sie nicht diesbezüglich beschränkt und dies dem Beklagten 
besonders bekannt geffeben worden ist (§ 32). 

Das Anerkenntnrä muss bei der ersten Tagsatzung oder 
bei der mündlichen Streitverhandlung erfolgen. Anerkenntnisse 
im vorbereitenden Verfahren oder sonst vor einem ersuchten 
oder beauftragten Richter sind zu protokollieren (§ 203), haben 
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jedoch gleich den in Schriftsätzen abgegebenen Anerkennlnisden 
keine processaale^ sondern nur eine materiellrechtliche Bedeu- 
tung (O. L. G. f. Bayern, Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 219). 
Das Anerkenntnis kann rechtswirksam auch in der Berufungs- 
instanz erfolgen. 

t)ie Verurtheilung ist nur auszusprechen, wenn sie vom 
Gegner beanti*agt wird. Trotz des Anerkenntnisses hat das 
Gericht dennoch zu prilfen, ob der anerkannte Anspruch des 
staatlichen Schutzes nicht entbehre, ob er nicht aus einem ver- 
botenen oder wegen Formmangets ungHtigen Rechtsgeschäfte 
herrühre. Wäre dies der Fall, so wäre der anerkannte Anspruch 
trotz des Anerkenntnisses abzuweisen (§§ 878, 1271, 1273, 
1259, lä71 a. b. G. B.) (Dr. Katz, S. 6d). Der Antrag braucht 
nicht in der Tagsatzung zu erfolgen, in der die Anerkennung 
erfolgte, der Kläger kann auch später die Anordnung einer 
Tagsatzung zu diesem Z\\ecke begehren. 

Ob bei theilweiser Anerkennung sofort mittels Theilurthciles 
zu erkennen sei, unterliegt nach § 391 dem Ermessen des 
Gerichtes. 

Urtbell in VerslunnisfillM. 

§ SOG. Wenn die erste Tagmisung vom Kläger oder vom 
Beklagten versäumt wird, so ist das cmf den Gegenstand des 
Rechtsstreites hejBugliche thatsächliclie Vof^ringen der erschienenen 
Partei, soweit dasselbe nicht durch die vorliegenden Beweise 
widerlegt wird, für waJ^r zu halten und auf dieser Grundlage 
auf Antrag der erschienenen Partei iHter das Klag^egehren 
durch Versäumungsurtheü su erkennen, 

1. Das Gesetz unterscheidet drei Arten von Vcl'säümnis- 
urtheilen : bei Versäumung der ersten Tagsatzung (§§ 239, 242) 
oder der an Stelle der ersten Tagsatzung vor Bezirksgerichten 
tretenden ersten Tagsatzung zur Streitverhandlung (§ 442), bei 
Versäumung der KlagebeaTitwortung (§ 398) und bei Versäu- 
mung einer Tagsatzung zur Streitverhandlung (§ 3^). 

2. Voraussetzung der Zulässigkeit der Fällung eines Ver- 
säumnisurtheiles ist die ordnungsmäßige Ladung der säumi- 
gen Partei. Die Ladung erfolgt nach § 131 an den Kläger 
mittels Rubrik, an den Geklagten durch Zustellung eines mit 
der Ausfertigung der Ladung versehenen Exemplares der 
Klage nebst Abschriften der Beilagen (§81). Im Mandatsver- 
fahren durch Zustellung der Einwendungen an den Kläger und 
einer Rubrik an den Beklagten (§ 552), im Verfahren bei 
Streitigkeiten aus dem Bestandvertrage durch Zustellung der 
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Einwendungen an den Kündigenden nnd eitier Rubrik an den 
Gekündigten (§ 57 1)^ im Mahnverfaliren dureh Zustellung der 
über den Widerspruch ergehenden Ladung an beide Parteien 
(§ 19 Ges. V. 27. April 1873, Nr. 67 R.-G.-B1.). 

Die erste Tagsatzung ist mit Bedachtnabme auf die für 
die Zustellung der Klage voraussichtlieh erforderliche Zeit so 
anzuberaumen, dass zwischen der Zustellung der Ladung und 
der ersten Tagsatzung ungefähr ein Zeitraum von vierzehn 
Tagen bleibt. In dringenden Fällen kann auf Antrag diese 
Ladefrist bis auf 2 t Stunden eingeschränkt werden (§ 231). 
Bei Bezirksgerichten kann die Tagsatzung zur mündlichen 
Streitverhandlung auf den nämlichen Tag angeordnet werden, 
an welchem die Klage bei Gericht angebracht wurde (§ 436). 
Eine Verzögerung der Zustelhmg verpflichtet zur amtswegigen 
Erstreckung, wenn die Ladefrist eine genügende Vorbereitung 
des Gegners oder im Anwaltsprocesse die rechtzeitige Bestellung 
eines Ädvocaten nicht mehr gestattet (§ 139). Die Ladung 
muss auch ausdrücklich auf die erste Tagsatzung beziehungs- 
weise auf die Tagsatzung zur mündlichen Streit Verhandlung 
lauten und bei Bezirksgerichten immer, im Anwaltsprocesse 
dann, wenn sie nicht bereits an den Processbevollmächtigten 
ergeht (§ 93), die Belehrung üb<jr die Folgen des Ausbleibens 
im Sinne des § 396 enthalten. Im Anwaltsprocesse mass die 
Ladung, sofern sie nicht bereits an einen Ädvocaten ergeht, 
insbesondere auch die Auffoi'derung zur rechtzeitigen Bestel- 
lung eines Ädvocaten und die Belehrung enthalten, dass jede 
Tagsatzung, für welche die Beiziehung eines Ädvocaten vorge- 
schrieben ist, als versäumt gilt, wenn die Partei ohne Ädvo- 
caten erscheint (§ 133). Die Ladung ist dem Beklagten zu 
eigenen Händen zuzustellen (§ 106). Ist die Ladung nicht 
nach diesen Vorschriften ausgefertigt und zugestellt, fehlt es 
auch nur an dem Nachweise darüber oder ist es bei dem Ge- 
richte offenkundig, dass die Partei durch Naturereignisse oder 
andere unabwendbare Zufklle am Erscheinen verhindert ist, so 
ist das Versäumnisurtheil nicht zu erlassen, sondern ein dies- 
bezüglicher Antrag mit Beschluss zuiilckzuweisen und die Tag- 
satzung von amts wegen zu erstrecken. Bei der noth wendigen 
Streitgenossenschaft des § 14 liegt für alle Streitgenossen nur 
dann Versäumnis vor, wenn die Voraussetzungen für jeden ein- 
zelnen der Streitgenossen zutreffen (§ 402). 

3. Die Tagsatzung ist von einer Partei versäumt, wenn 
dieselbe bis zum Schlüsse der Tagsatzüng nicht erschienen ist, 
oder, wenn erschienen, nicht verhandelt oder nach dem Aufrufe 
der Sache sich wieder entfernt. Als versäumt gilt die Tag- 
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Satzung auch dann^ wenn die Partei bei denjenigen Process- 
handlungen^ für welche die Beiziehnng eines Advocaten gesetz- 
lich vorgeschrieben ist, ohne Advocaten erscheint. 

FUr die erste Tagsatzung besteht kein Anwaltszwang 
(§ 239). Endlic)^ kann die Partei als nicht erschienen be- 
handelt werden, wenn sie wegen unangemessenen Betragen» 
aus dem Gerichtssaale entfernt wird (§§ 198, 400). Falls eine 
Partei oder deren Bevollmächtigter einer verständlichen Aeuße- 
rung über den Gegenstand des Rechtsstreites nicht fkhig ist 
und die Tagsatzung deswegen und zur Bestellung eines geeig- 
neten Vertreters erstreckt worden ist (§ 185), treflFen diese 
Partei die Folgen des Ausbleibens, wenn sie bei der nächsten 
Tagsatzung nicht mit einem solchen Vertreter oder mit einem 
geeigneten anderen Vertreter erscheint. 

Nur die totale Verweigerung des Verhandeins zieht Ver- 
säumnisfolgen nach sich (§ 133, Anm. 3). 

4. Die Fällung eines Versäumnisurtheiles ist von dem 
Antrage der erschienenen Partei abhängig. Wird dieser Antrag 
nicht gestellt, so ruht das Verfahren (§ 170). Die Ansicht 
Trutters (S. 366), dass auch in diesem Falle die Klagebeant- 
wortung aufzutragen sei, lässt sich weder aus dem Gesetze 
noch aus dem Zwecke der ersten Tagsatzung begründen. 

Die allein erschienene Partei hat keinen Grund, die 
Klagebeantwortung und Sti'citverhandlung zu verlangen, da sie 
ja den Contumazantrag stellen kann und der Beklagte hat zu 
erscheinen und seine Absicht, in den Process einzutreten, zu 
manifestieren, wenn er dem Ruhen des Verfahrens vor- 
beugen will. Wird nur für einen Theil des Klageanspruches 
Versäumnis- urtheil beantragt und wegen des übrigen Theiles 
kein Antrag gestellt, so ruht das Verfahren bezüglich diese» 
Theiles des Anspruches. 

Die Entscheidung erfolgt unter sachlicher Prüfung dea 
thatsächlichen Vorbringens der erschienenen Partei. 

Auf schriftliche Aufsätze der nicht erschienenen Partei — 
mit Ausnahme der Klage — ist kein Bedacht zu nehmen 
(§ 397). Eine Aenderung oder Erweiterung der Klage ist nach 
Zustellung derselben ohne Einwilligung des Beklagten unzulässig 
(§ 285). 

Eine Aenderung des Klagegrundes seitens des Klägers 
ist daher unzulässig, während Aenderungen der thatsächlichen 
Angaben, Ergänzungen, Erläuterungen, Berichtigungen derselben, 
Beschränkungen des Klagebegeh reiis^ die Forderung eines an- 
deren Gegenstandes oder des Interesses (§ 235) zulässig er- 
scheinen. 
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Die Vorschrift der Regierungsvorlage, dass auf müud- 
liches Vorbringen, welches dem Beklagten nicht vor der Tag- 
satzung mitgetheilt wurde, kein Bedacht zu nehmen sei, ist 
von der Commission des Herrenhauses gestrichen worden. Es 
wird daher auch auf solches Vorbringen, soweit es durch die 
vorliegenden Beweise nicht widerlegt wird, Bedacht zu nehmen 
«ein. Insbesondere wird der Beklagte berechtigt sein, entweder 
die Klagsangaben zu widersprechen und auf Grund dessen die 
Abweisung der Klage zu verlangen, oder die Klagsangaben 
zuzugestehen und unter Behauptung einer rechtsaufhebenden 
Thatsache, z. B. der Zahlung, die Fällung des Urtheiles zu 
verlangen (§ 239, Anm. 2). 

5. Die dem Gerichte von amtswegen obliegende Prüfung 
der nothwendigen Processvoraussetzungen, insbesondere der 
Processfähigkeit (§ 1), der Legitimation der gesetzlichen Ver- 
treter (§ 6) und ProcessbevoUmächtigten (§ 37), der absoluten 
Incompetenz (§§ 43, 104 J. N.), der Zulässigkeit des Rechts- 
weges (§ 42 J. N.), der Litispendenz (§ 233), der entschiedenen 
Streitsache (§ 411) wird durch die Fiction des Geständnisses 
des thatsächlichen Vorbringens nicht ausgeschlossen. 

Kann die erschienene Partei die diesbezüglichen Nach- 
wcisungen nicht beschaffen, so ist das Contumazbegehren mit 
Beschluss abzuweisen und die Tagsatzung von amtswegen zu 
erstrecken (§ 402). 

§ 397, Auf schriftliche Aufsätze, welche die ausgMiehene 
Partei etwa eingesendet hat, ist kein Bedacht au nehmen. 

Das Versäumungsurtheüy une das Urtheü über Verzicht 
oder Anerkenntnis sind in der ersten TagscUzung vom Vorsitzen- 
den oder von dem mit der Abhaltung dieser Tagsatzung betrauten 
Richter zu erlassen, 

1. Dem Kläger ist es nicht verwehrt, noch vor der ersten 
Tagsatzung einen Klagsnachtrag mittels Schriftsatzes zu er- 
statten und auch dem Beklagten steht das Recht zu, den Kläger 
noch vor der ersten Tagsatzung einen Schriftsatz zukommen 
zu lassen. Im Verfahren vor Bezirksgerichten ist der Beklagte 
aufzufordern, noch vor der für die mündliche Verhandlung 
anberaumten Tagsatzung seine Anträge wegen Vorlage oder 
Herbeischaffung von Urkunden sowie wegen Vorladung von 
Zeugen zu stellen (§ 438). 

Alle diese Schriftsätze sowie anderweitige schriftliche 
Aufsätze haben aber für den Process keine Bedeutung und sind 
nicht zu berücksichtigen, wenn die Partei, welche sie einge- 
bracht hat, bei der ersten Tagsatzung oder bei Bezirksgerichten 

Fttrail, CtTUprcoMsgeaetM. 37 
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bei der ersten zur mUndlichen Streitverhandlung angeordneten 
Tagaatzung nicht erscheint. Dagegen werden solche Schriftsätze 
der erschienenen Partei, wenn sie dem Gegner zugestellt worden 
sind, nicht unberücksichtigt bleiben können, sofern nicht deren 
Berücksichtigung, z. B. bei Klageänderungen (§ 235) von der 
Zustimmung des Gegners abhängig ist. 

2. Das Urtheil über Versäumnis, Verzicht oder Anerkenntnis 
ist als solches ausdrücklich zu bezeichnen und von dem Vor- 
sitzenden des Senates (beauftragten Richter) in der Tagsatzung 
mündlich zu vd^kilndön, sodann aber beiden Theilen in schrift- 
licher Ausfertigung zuzustellen (§ 414). Im Verfahren vor 
Bezirksgerichten steht die Verkündung des Urtheiles dem die 
Verhandlung leitenden Einzelrichter zu (§ 442). 

§ 398, Wenn vom Bcklaßten die Klagebeantwortung nidU 
rechtageUüf überfeicht tvurde, wird eine Tagsätzung zur münd- 
lichen Streiiverhandlunfj nur auf neuerlichen Antrag des Klägers 
anberaumt. 

Die Streitverhandlung hat .^ich in diesem Falle auf die 
vom Beklagten hei der ersten Tag-Satzung angemeldeten Einreden 
der Unzulässigkeit des Ilenhtswrges, der Unzuständigkeit des 
Gerichtes, der Streitanliängigkeit und der rechtskräftig cntsdiie- 
denen Streitsache zu heschränken. Werden diese Einreden ver- 
worfen, 8o ist sogleich auf weiteren vom Kläger gestellten An- 
troff in der Hauptsache Versäumungsurtheil zu erlOrSsen (§ 396). 

Wurde eine abgesonderte Vm'ha)idlung über die bezeichneten 
Einreden angeordnet (§ 260), so kann der Kläger nach Ver* 
werfung der Einreden wegen nicht rechtfseitiger Ueherreichung^ 
der KJageheantivortung die Anberaumung einer Tagsatzunff 
behufs Erlassung des Versüumungsurtheiles in der Hauptsache 
beantragen. 

Das Erscheinen des Beklagten zu einer im Sinne der vor- 
hergeliende^ Absätze anberaumten Tagsatzung steht der Erlassunff 
des Versäumungsurtheil es nicht entgegen*^ auf mündliches Vor- 
bringen des ers'hienenen Beklagten, das die Hauptsache b^rifft, 
ist bei der Erlassung des Versäumungsurtlieiles kein Bedacht zi$ 
nehmen. 

Das Ausbleiben des Klägers von einer auf seinen Antrag- 
gemäß Absatz 1 oder 2 anberaumten 2'agsatzung hat das Ruhen 
des Verfahrens zur Folge. Der etwa erschienene Beklagte kann 
weder die Erlassung eines Versäumungsurtheüe<, no^ die Er- 
stredcung der Tagsaizung zur Aufnahme der Verhandlung in 
der Hauptsadie beantragen, , j^. ,.. 

1.' Wird die Klagebeantwortung nicht rechtziöiti^ einge- 
bracht, so ist der Beklagte mit seinem Anbl4ng^' zörllÄupt- 
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Sache präclndicrt nnd nurmehr mit seinen bei der ersten Tag- 
satzuüg angemeldeten Processeinreden zu hören. 

Die Klagebcantwortnng ist vorgeschrieben im Verfahren 
vor Gerichtshöfen (§ 243). Im Verfahren vor Bezirksgerichten 
ist zwar die Anordnung des Wechsels vorbereitender Schrift- 
sätze in den sogenannten Punktensachen (§ 245, Z. 1) zulässig 
(§ 440). Eine Verpflichtung des Beklagten zur Beantwortung 
der Klage mittels vorbereitenden Schriftsatzes tritt jedoch auch 
in diesem Falle nicht ein (§ 440, Abs. 2). 

2. Unterbleibt die Erstattung einer Beantwortungsschrift^ 
oder langt dieselbe erst nach Ablauf der festgestellten Frist 
ein, so liegen die Voraussetzungen für Fällung eines Ver- 
ßäumungsurtheiles vor. Es muss jedoch dem Kläger tiberlassen 
bleiben, den Än1:rag hierauf zu stellen (Regierungsmotive, S. 258). 
Als verspätet ist die Klagebeantwortung anzusehen, wenn weder 
die vom Richter der ersten Tagsatzung hiezu bestimmte (oder 
erstreckte) Frist eingehalten, noch auch der Schriftsatz bis zu 
dem Tage der Ueberreichung des klägerischen Antrages auf 
Anordnung der mündlichen Streitverhandlung beim Gerichte ein- 
gebracht wird (Gertrscher, Gerichtszeitung 1894, S. 68). 

Schuster von Bonnott, S. 252, 413, Schauer, S. 505^ 
Neumann, Rechtsfällc, S. 7, sind der Ansicht, dass ein Präclu- 
sionsantrag des Klägers zum Eintritte der Versäumungsfolgen 
nicht nothwendig ist (vgl. § 24 i, Anm. 1). Im Verfahren vor 
Gerichtshöfen kann jedoch wegen nicht rechtzeitiger Ueber- 
reichung der Klagebeantwortüng ein Versäum üngsurtheil gegen 
die arme Partei nicht erlassen werden, wenn das von ihr 
ohne Veraug nach Zustellung der Klage angebrachte Gesuch 
um Bewilligung des Armenrecbtes noch keine Erledigung ge- 
funden hat oder im Falle der Bewilligung des Arrfienrechtes 
£Ur die arme Partei noch kein Advocat bestellt worden 
ist (§73). 

Bis zum Antrage des Klägcjs auf Anordnung einer Tag- 
satzung oder bis zur Ueberreichung der Klagebeantwortung 
nach Ablauf der Frist ruht das Verfahren, jedoch ist keine 
der Parteien an die dreimonatliche Frist des § 1G8 gebunden. 

3. Hat der Beklagte bei der prsten Tagsatzung keine 
Processeinrede angemeldet, so hat sd^h die über Antrag des 
Klägers anzuordnende mlindliche StreitjVerbandlung auf das 
Vorliegen der Versäumnis und auf die vom Gerichte von amts- 
wegen zu beachtenden noth wendigen Processvoraussetzungen : 
die Processfähigkeit (§ 1), die Legitimation des gesetzlichen 
Vertreters (§ 6) nnd P^ocessbevollmächtigten- (§ 37), die ab- 
solute Incompetenz (§§ 43, 104 J. N.), die Zulässigkeit des 

87* 
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Rechtweges (§ 42 J. N.), die Litispendenz (§ 233) und die 
entschiedene Streitsache (§ 411) zu beschränken. Kann der 
Kläger die diesbezüglichen Nachweisungen nicht beschaffen, so 
ist das Contumazbegehren mit Beschluss abzuweisen und die 
Tagsatzung von am ts wegen zu erstrecken (§ 402). Hat der 
Beklagte solche Processeinreden, insbesondere die Einrede 
der relativen Incompetenz bei der ersten Tagsatzung an- 
gemeldet, so ist über dieselben bei der über Antrag des 
Klägers angeordneten Tagsatzung gemäß §' 261 zu ver- 
handeln und zu entscheiden, wobei auch die nothwendigen 
Processvoraussetzungen von amtswegen zu prüfen sind. Nach 
Verwerfung der Processeinreden muss über Antrag des Kläger» 
sofort das Verfahren in der Hauptsache durch Fällung des 
Versäumungsurtheiles durchjgcflPührt werden. Wurde bereits vor 
Ablauf der Frist zur Klagfel^antwortung die albgesonderte Ver- 
handlung über die Proceäseinreden beschlossen, was zu ver- 
meiden ist, weil vor Erstattung der Klagebeantwortung noch 
nicht feststeht, ob es zu einer Verhandlung zur Hauptsache 
kommt, weil erst aus der Klagebeantwortung Inhalt und Um- 
fang der Einreden zu erkennen sein wird, und weil möglicher- 
weise bei unterbliebener Klagebeantwortung die Verhandlung- 
über die Processeinreden ganz ausflillt (§ 243), so kann die 
Tagsatzung zur Erlassung des Versäumungsurtheiles nur über 
Antrag des Klägers und erst nach Rechtskraft des die Ein- 
reden verwerfenden Beschlusses (§ 261) angeordnet werden. 

Um dies zu vermeiden, wird entweder die sofortige Auf- 
nahme der Verhandlung zur Hauptsache zu beschließen (§ 261^ 
Anm. 2) oder durch Beschluss die abgesonderte Verhandlung 
wieder aufzuheben sein. 

4. In keinem Falle sind die vpm Beklagten zur Haupt- 
sache vorgebrachten Einwendungen zu berücksichtigen und e» 
tritt Ruhen des Verfahrens ein, wenn der Kläger zur Ver- 
handlung nicht erscheint oder den Antrag auf Erlassung des 
Versäumungsurtheiles nicht stellt. Nur wenn über Process- 
einreden des Geklagten zu verhandeln ist, wird derselbe über 
Ausbleiben des Klägers die Erstreckung der Tagsatzung zur 
Aufnahme der Verhandlung, oder die Anordnung einer Tag- 
satzung zu diesem Zwecke beantragen und die Entscheidung 
über diese Einreden herbeiftihren können, auch wenn der Kläger 
keinen Antrag auf Anordnung der mündlichen Streitverhandlung 
gestellt hat. 

§ 399. Wenn mich rechtzeitig überreiditer Klagtbeant- 
Wartung die Tagsateimg zwr müfuUichen Streitverhandlung anbe- 
raumt wurde und eine der Parteien diese oder eine spatere zur 
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mwidlicJten Streitverhandlung bestimmte Tagsatzung versäumt, 
so kann die erschienene Partei bei dieser Tagsatzung die Fällung 
des Urtheiles beantragen. Bei der ürtheüsfäUung ist auf neues 
thatsächliches Vorbringen der erschienenen Partei, das mit dem 
Inhalte der von ihr Überreifen Schriftsätze oder mit ihren 
früheren Erklärungen und thatsächlichen Angaben in Wider- 
spruch steht, nur insoweit Bedacht zu nehmen, als dasselbe dem 
Gegner vor der Tagsatzung durch vorbereitenden Schrißsatz mit- 
getheilt wurde. Dagegen sind bei der Urtheilsfällung nicht bloß die 
Ergebnisse vorausgegangener Beweisaufnahmen, sondern auch die 
früheren Erklärungen und thatsächlichen Angaben der nunmehr 
säumigen Partei zu berücksichtigen, insofern die letzteren in 
überreichten vorbereitenden Schriftsätzen, im Verhandlungsproto- 
kolle und dessen Anlagen oder im Protokolle beauftragter oder 
ersuchter Richter beurkundet sind oder den Gegenstand einer 
vom Gerichte bei eitler früheren Tagsatzung verfügten Beweis- 
aufnahme bilden. 

Wird der Antrag, wegen Säumnis einer Partei in der 
Hauptsache das Urtheü zu fällen, zu einer Zeit gestellt, da über 
die bei der ersten Tagsatzung angemeldeten Einreden der Unzu- 
lässigkeit des Rechtsweges, der Unzuständigkeit des Gerichtes, 
der Streitanhängigkeit oder Rechtskraft eine abgesonderte Ver- 
handlung anhängig ist, so kann die Urtheilsfällung erst nach 
Verwerfung dieser Einreden erfolgen. 

1. Ein Urtheil, welches nach § 399 infolge Aasbleibens 
«iner Partei von einer späteren Tagsatzang ergeht, darf nach 
Ansicht der Permanenzcommission des Herrenhauses nicht als 
Versäumnisurtheil bezeichnet werden, weil ein derartiges Aus- 
bleiben die Partei nicht nothwendig einem Nachtheile aussetzt 
und alles von ihr früher Vorgebrachte, sofern es nur beurkundet 
ist, bei der Urtheilsfällung berücksichtigt werden muss (Motive 
des Herrenhauses, Ö. 12). 

2. Die Voraussetzungen der Säumnis sind dieselben wie 
bei § 396, also zunächst ordnungsmäßige Ladung (§ 3U6, Anm. 2), 
welche jedoch auch an den Beklagten nicht mehr zu eigenen 
Händen zu erfolgen braucht und bei Erstreckung von Tag- 
Satzungen in der Regel durch mündliche Verkündung zu ge- 
schehen hat (§§ 137, 181). Die Tagsatzung zur mündlichen 
Streitverhandlung in Erledigung der Klagebeantwortung ist so 
anzuberaumen, dass den Parteien von Zustellung der Ladung 
an mindestens eine Frist von 8 Tagen oflfen bleibt (§ 257). 

3. Wann die Tagsatzung von einer Partei versäumt ist, 
wurde bei § 396, Anm. 3, erörtert. Im Verfahren vor Gerichts- 
höfen ^kann deswegen, weil die geklagte arme Partei bei der 
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ersten zur mündlichen Streitverhandlung bestimmten Tagsatzung 
ohne Advoeaten erscheint^ ein Versäumungsmiiieil gegen die- 
selbe nicht erlassen werden, wenn das von ihr ohne Verzug 
nach Zustellung der Klage angebrachte Gesuch um Bewilligung 
des Armenrechtes noch keine Erledigung gefunden hat oder 
im Falle der Bewilligung des Armenrechtes für die anne 
Partei noch kein Advocat bestellt worden ist (§ 73). 

4. Nach Ansicht des Ausschusses des Abgeordnetenhausen 
dürfte außer Zweifel gestellt sein, dass die Contumazii^regel 
des § 399 einerseits nur anzuwenden ist, wenn die Klage- 
beanwortungsschrift rechtzeitig überreicht worden, also keiner 
der VersäumungsßUle der §§ 396, 398 vorliegt, dass es aber 
anderseits für ihre Anwendbarkeit gleichgiltig ist, ob eine 
Partei bei der ersten zur mündlichen Streitverhandlung be- 
stimmten Tagsatzung ausbleibt oder erst bei einer später 
in der Rechtssache stattfindenden mündlichen Verhandlung. 

Es ist ferner auch kein Zweifel möglich, dass der Inhalt 
der Klage und Klagebeantwortungsschrift durch das spätere 
Ausbleiben der Partei ebensowenig seine Bedeutung verlieren, 
als irgend welche bei einer früheren Tagsatzung von einer 
Partei abgegebene und entsprechend beurkundete mündliche 
Erklärung (Motive des Ausschusses, S. 41). Im Verfahren vor 
Bezirksgerichten zieht das Ausbleiben von der ersten zur münd- 
lichen Verhandlung angeordneten Tagsatzung die Rechtsfolgen 
des § 396, das Ausbleiben von einer späteren Tagsatzung die 
Rechtsfolgen des § 399 nach sich. 

5. Die Fällung des Urtheiles ist von dem Antrage der 
erschienenen Partei abhängig. Stellt die Partei diesen Antrag 
nicht, ohne trotz richterlicher Aufforderung zur Sache zu ver- 
handeln, so ruht das Verfahren (§§ 133, 170). Verhandelt 
sie aber, so wird Erstreckung der Tagsatzung zu erfolgen haben 
und zur neuen Tagsatzung auch die ausgebliebene Partei zu 
laden sein. 

Dies ist für das Verfahren vor Bezirksgerichten ausdrück- 
lich vorgeschrieben (§ 442), wenn die erechienene Partei neue 
Thatsachen vorgebracht hat, welche bei der Urtheilsfllllung 
berücksichtigt werden sollen. Dasselbe Recht wird der er- 
schienenen Partei im Verfahren vor Gerichtshöfen zustehen, 
wenn sie neue Thatsachen und Beweise bei der UrtheilsfUllung 
berücksichtigt wissen will, die dem ausgebliebenen Gegner 
noch nicht mitgetheilt worden sind; denn die Partei hat wohl 
das Recht, aber nicht die Pflicht (§ 258), neue Anträge, An- 
griflFs- und Vertheidigungsmittel, Behauptungen und Beweise 
dem Gegner vor der Streitverhandlung schriftlich mitzutheilen, 
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sie kann dieselben in der mündlichen Streitverhandlung vor« 
bringen (§ 179) und es wäre eine unberechtigte Härte, wenn 
das Ausbleiben des Gegners die Partei vor die Wahl 
ßtcUen wüi'de, entweder auf das neue Vorbringen zu verzichten 
oder durch drei Monate an der Fortsetzung der Verhandlung 
verhindert zu sein. Allerdings wird die erschienene Partei, 
um sich die Contumazfolgen für den Fall des neuerlichen Aus- 
bleibens des Gegners zu sichern, vor der neuen Tagsatzung 
für die Zustellung eines die neuen Thatsaehen enthaltenden 
Schriftsatzes an den Gegner zu sorgen haben. 

6. Die im § 396 normierte Fiction eines Geständnisses 
trifft im FaUe des § 399 nur insoweit zu, als das in den vor- 
liegenden Acten beurkundete Verhalten der nachher säumigen 
Partei mit dieser Fiction nicht im Widerspruche steht. 

Im allgemeinen erscheint die säumige Partei nur mit 
ihrem weiteren Vorbringen ausgeschlossen (§ 144) und auch 
dies nur dann, wenn die Streitverhandlung bei der Tagsatzung, 
in welcher der Contumazantrag gestellt wurde, geschlossen 
worden ist, während in dem Falle, dass ein Beweisbeschluss 
erlassen wird, das mündliche Vorbringen der Partei noch bis 
zum Schlüsse der über die Beweisergebnisse angeordneten Ver- 
handlung nachgetragen werden kann, wenn dieses Vorbringen 
nicht gemäß § 27« f^v unstatthaft erklärt wird. Für den Fall, 
dass zur Zeit des Antrages auf Erlassung eines Versäumnis- 
urtheiles eine abgesonderte Verhandlung über Processeinreden 
anhängig ist, kann auf den Contumazialantrag nur eingegangen 
werden, wenn sich diese Einreden nach durchgeführter Ver- 
handlung als unbegründet erweisen (Motive des Ausschusses, 
S. 41). Es wird sohin sowohl der Kläger als der Be- 
klagte, wenn er über Ausbleiben des Gegners von der Tag- 
satzung zur mündlichen Streitverhandlung in der Hauptsache das 
Contumazbegehren gestellt hat, nach rechtskräftiger Verwerfung 
der Processeinreden gemäß § 261 die Anberaumung einer Tag- 
satzung zur mündlichen Streitverhandlung in der Hauptsache 
beantragen und in dieser das Contumazbegehren wiederholen 
müssen. 

§ 400, Die Bestimmungen der §§ 396 bis 399 sind auch 
dann anzuwenden, wenn eine der Parteien wegen unangemessenen 
Betragens aus dem Gerichtssa^le entfernt wird. 

Eine Partei kann wegen unangemessenen Betragens von 
der Verhandlung entfernt werden, wenn sie sich trotz Ermah- 
nmag einer Stöi*ung der Verhandlung schuldig gemacht hat, 
und ihr die Entfernung unter Erinnerung an die Rechtsfolgen 
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einer solchen Mafiregel angedroht worden ist (§ 198). Das 
Versäamnisnrtheil oder das Urtheil nach § 399 ist nicht nur 
von dem Antrage der Gegenpartei, sondern auch noch von der 
Erwägung des Gerichtes abhängig, ob die angedrohten Rechts- 
folgen im gegebenen Falle in Anwendung zu bringen sind und 
die Partei als säumig zu behandeln ist. Findet das Gericht 
die Anwendung der Contumazfolgen nicht angemessen, so wird 
die Tagsatzung von amtswegen zu erstrecken sein, und zwar 
noch vor dem Antrage des Gegners auf Erlassung des Ver- 
säumnisurtheiles. 

Die Entfernung des ProcessbevoUmächtigten wegen unge- 
hörigen Benehmens hat nach § 200 niemals Contumazfolgen, 
da in diesem Falle die amtswegige Erstreckung der Tagsatzung 
imperativ angeordnet ist. 

§ 401, Der Umstand, dass die Tagsateung von einer 
Partei versäumt ivird, ändert nichts an der Anwendung der Be- 
stimmungen, welche festsetzen, was das Gericlit von amtswegen 
Bu berücksichtigen hat, und enthebt auch den Gegner nicht der 
Verpflichtung^ diejenigen Na^ihwdsungen zu liefern, welche in 
Betreff der von amtswegen zu berücksichtigenden Umstände er- 
forderlich sind. 

Desgleichen sieht die Säumnis einer Partei der Aufnahme 
von Beweisen vor dem erkennenden Geridite, sowie dem Vortrage 
der Ergehnisse einer nidU vor dem erkennenden Gerichte erfolgten 
Beweisaufnahme nicht entgegen, 

1. Von amtswegen sind zu berücksichtigen: von der 
Partei behauptete AusschließungsgrUnde eines Richters (§ 22 
j. N.), die absolute Unzuständigkeit (§§ 43, 104 J. N.), der 
Mangel der Processftlhigkeit und der gesetzlichen Vertretung 
(§ 6), der Mangel der Vollmacht (§ 37). 

Die Nachweisung dieser Umstände obliegt der erschienenen 
Partei, widrigens ihr Contumazbegehren abzuweisen und die 
Tagsatzung zu erstrecken ist (§ 402). Außerdem ist auch die 
Streitanhängigkeit, die Unzulässigkeit des Rechtsweges und die 
Rechtskraft eines die Streitsache betreffenden Urtheiles von 
amtswegen zu berücksichtigen (§ 240). 

2. Mit der Beweisaufnahme ist, soweit dies nach Lage 
der Sache geschehen kann, vorzugehen, wenn auch keine der 
verständigten Parteien erschienen ist (§ 289). Das Ausbleiben 
einer Partei hindert das Gericht nicht, eine Ergänzung des von 
einem beauftragten oder ersuchten Richter aufgenommenen Be- 
weises zu verfügen. 
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Die Ergebnisse einer nicht vor dem erkennenden Gerichte 
erfolgten Beweisaufnahme hat der Vorsitzende bei der münd- 
lichen Verhandlung zu geeigneter Zeit darzulegen (§ 287). 

Wenn zum Zwecke einer vor dem erkennenden Gerichte 
erfolgenden Beweisaufnahme eine Tagsatzung erstreckt werden 
muss, ist die Tagsatzung, in welcher die Beweisaufnahme er- 
folgen soll, zugleich zur Fortsetzung der mündlichen Verhand- 
lung zu bestimmen (§ 281). Ist dies unterlassen worden, so 
kann in der lediglich zur Beweisaufnahme angeordneten Tag- 
Satzung ein Versäumnisurtheil nicht erlassen werden. 

§ 402. Der Antrctg, wegen Säumnis einer Partei das 
ürthcil m fällen (§§ 396, 398, 399), ist zurückzuweisen : 

1, wenn der Nachweis fehlt, dass die nicht erschienene 
Partei zur Tagsatzung ordnungsmäßig geiaden wurde; 

2, wenn es hei Gericht offenkundig ist, dass die nicht er- 
schienene Partei durch Naturereignisse oder andere unabwendbare 
Zufälle am Erscheinen gehindert ist] 

3, wenn die erschienene Partei die wegen eines von amts- 
wegen zu herücksichtigr-nden Umstandes vom Gerichte geforderte 
Nachweisung hei der Tagsatzung nicht zu heschaffen vermag. 

Der Antrag y gegen Streitgenossen wegen Säumnis das Ur- 
iheil zu fäUen, ist bei dem Vorhandensein einer nach § 14 zu 
heurtheilenden Streitgenossenschaft zurückzuweisen, wenn auch 
nur betreffs eines der Streitgenossen der Nachweis der Ladung 
fehlt oder eines der in Z. 2 angeführten Hindernisse obwaltet. 

Wenn dem Antrage, wegen Säumnis einer Partei das 
Urtheil zu fällen, nicht stattgegeben wird, ist die Tagsatzung 
von amtsivegen auf angemessene Zeit zu erstrecken und auch die 
säumige Partei zur neuen Tagsatzung wieder zu laden, 

1. Der Inhalt des § 402 gilt für alle Fälle der §§ 396, 
398, 399 und bestimmt die Voraussetzungen, unter welchen 
ein Antrag auf Fällung des Versäumnisurtbeiles unzulässig ist. 

Derselbe muss zurückgewiesen werden, wenn einer der 
Ilinderangsgründe vorliegt. Die Entscheidung erfolgt mittels 
Beschlusses. Eine zurechenbare Versäumung ist vor allem 
gewiss dann nicht anzunehmen, wenn sich herausstellt, dass 
bei der Ladung solclie Mängel unterliefen, welche nach Be- 
schaffenheit des Falles nicht gestatten, die Partei als ordnungs- 
mäßig verständigt anzusehen. 

Dem muss es nach der Natur der Sache gleichgestellt 
werden, wenn ein Nachweis der Zustellung an die nicht er- 
schienene Partei gänzlich mangelt, oder wenn die Ladung an 



Digitized by V^OOQIC 



— 586 — 

eine Person ergieng, welcher die Fähigkeit fehlt, zur Begrün- 
dung des Processverhältnisses mitzuwirken und dergleichen 
(Regierungsmotive, S. 290). 

Die Heilung des Mangels der ordnungsmäßigen Ladung^ 
gemäß § 196 ist wegen des Nichterscheinens der Partei un- 
möglich. 

Das Erscheinen einer nicht ordnungsmäßig geladenen 
Partei drückt nur dann einen Verzicht auf die ordnungsmäßige 
Ladung aus, wenn sie verhandelt, ohne den Mangel zu rügen, 
nicht aber, wenn sie die Verhandlung verweigert., 

2. Die Erlassung eines Versäum ungsurtheiles erscheint 
zur Vermeidung von Wiedereinsetzungen unthunlich, wenn es^ 
schon zur Zeit der Tag^tzung offenkundig (§ 4, Anm. 2) ist^ 
dass ein Wiedereinsetzungsgrund (§ 146) die Parteien am Er- 
scheinen hindert. Sowohl das Naturereignis als der sonstige 
Zufall müssen unabwendbar (§ 146, Anm. 3) sein. Ist die 
Versäumung durch eigenes Verschulden oder das des Vertreters 
erfolgt, so findet Erstreckung der Tagsatzung nicht statt. 

Hierher gehört auch der Fall des § 73, wenn eine arme 
Partei im Verfahren vor Gerichtshöfen ohne Verzug nach Zu- 
stellung der Klage um Bewilligung des Armenrechtes angesucht 
hat, für dieselbe aber noch kein Advocat bestellt ist. 

3. Soweit das Gericht wegen eines von amtswegen zu 
berücksichtigenden Umstandes (§ 401, Anm. 1) Mängel fest- 
stellt, welche die erschienene Partei überhaupt nicht zu beheben 
vermag, wird nicht Erstreckung der Tagsatzung, sondern Ab- 
weisung der Klage oder Einstellung des Verfahrens zu erfolgen 
haben. Nur wenn die erschienene Partei den Mängeln abzu- 
helfen vermag, hat sie dies, wenn möglich, sofort in der Tag- 
satzung zu thun und ist vom Gerichte hiezu aufzufordern. 

Die Zurückweisung ihres Antrages auf Fällung des Ver- 
säumungsurtheiles und die Erstreckung der Tagsatzung hat nur 
dann zu erfolgen, wenn die erschienene Partei zwar den Mangel 
zu beheben vermag, jedoch nicht sofort in der Tagsatzung. 
In diesem Falle werden betreffs des Nachweises der Process- 
filhigkeit, gesetzlichen Vertretung und Ermächtigung zur Process- 
fiihrung die Vorschriften der §§ 6, 7, betreffs der mangelnden 
Vollmacht die Vorschriften des § 37 zu beachten sein. Ob der 
Mangel die erschienene oder die nicht erschienene Partei trifft, 
ist einerlei. 

Die Nachweisungspflicht trifft jene Partei, welche ihn zu 
beseitigen hat, um das Versäumnisurtheil zu erlangen. 

4. Bei der gewöhnlichen Streitgenossenschaft steht der 
mangelnde Nachweis der Ladung eines der Streitgenossen oder 
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eines der unter Z. 2 angeft\lirten Hindemisse betreflFs eines de» 
Streitgenossen der B^üllung eines Vei-säumungsurtheiles gegen 
die anderen ordnungsmäßig geladenen Streitgenossen nicht im 
Wege. Nur wenn das streitige Rechtsverhältnis allen Streit- 
genossen gegenüber einheitlich festgestellt werden muss (§ 14, 
Anm. 1), verlangt das Gesetz, dass das Versäumnisurtheil nur 
gegen alle zugleich erlassen werden darf. 

§ 403. Wird der Antrag, tvegen Säumnis einer Partei 
das ürtheil zu füllen, durch BeschlusA zuriickgewiesen, dieser 
Biscbluss aber infolge Recurses aufgehoben, so kann das Ür- 
theil ohne Anberaumung einer neuen Tagsatzung g^'fällt werden. 

1. Die Zurückweisung des Antrages auf Erlassung des 
Versäumnisurtheiles kann im Kecurswege angefochten werden. 
Die Berufungsinstanz hat nur darüber zu entscheiden, ob der 
Zurückweisungsbeschluss gerechtfertigt ist. Wird in höherer 
Instanz erkannt, dass das Gericht irriger Weise ein Hindernis 
ilir die Erlassung eines Versäumungsurtheiles angenommen habe, 
so muss der Anspruch auf Fällung des Versäumungsurtheiles, 
welcher der erschienenen Partei zustand, zur Geltung gelangen. 
Es kann demnach nicht gestattet werden, dass die Partei, welche 
trüber ausgeblieben war, gegen den Willen der erschienenen 
Partei zugelassen wird, bei der neu bestimmten Tagfahrt das 
Versäumte nachzuholen (Regierungsmotive, S. 290). 

2. Wenn der Richter durch die Recurserledigung voi* die 
Nothwendigkeit gestellt wird, ein Versäumungsurtheil zu fiUlcn, 
soll er sich je nach der Lage der Sache und nach den even- 
tuellen Anträgen der Partei entscheiden können, ob er eine 
Tac^satzung zur Erlassung des Versäumungsurtheiles anberaumen, 
oder ob er ohne Tagsatzung und ohne Verursachung noch 
weiterer Kosten das Versäumungsurtheil fällen will (Motive des 
Ausschusses, S. 42). Eine besondere VerkUndung des Ur- 
theiles findet dann nicht statt und die schriftliche Ausfertigung 
desselben hat binnen 8 Tagen nach dem Einlangen der Acten 
zu erfolgen (§ 415). Wird eine Tagsatzung angeordnet, so ist 
auch die säumige Partei zu derselben zu laden, jedoch zur 
Verhandlung zur Hauptsache nicht zuzulassen, während von 
amtswegen zu berücksichtigende Umstände auch bei dieser Tag- 
satzung vorgebracht werden können. 

Urtheilsrnhalt. 

§ 404. Das in der Hauptsache gefällte Urtheil hat alle 
die Hauptsaciie betreffenden Anträge zu erledigen, sofern nicht 
über einzelne dieser Anträge bereits früher entschiedeti wurde 
oder dieselben einer abgesonderten Erledigung vorbelialten werden. 
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Mehrere Rechtsstreif igkeifett zwischen denselben Parteien, 
trelcJie nach § 187 zu ge^neinsamer Verhandlung verbunden 
wurden, sind durch dasselbe Vrtheil zu entscheiden, ivenn die 
Verbindung der Verhandlung nicht schon vor Fällung des Ur^ 
theiles aufgeheben oder über einen der verbundenen Processe 
gemäß § 390 durch besonderes Urtheil entschieden wurde, 

1. Der Urtheilsinhalt ist verschieden, je nachdem die Klage 
abgewiesen oder dem Klagebegehren ganz oder theilweise statt- 
gegeben wird. In einem wie in dem anderen Falle sind alle 
Sachantrüge (§ 78, Anm. 2), mögen dieselben Ansprüche des 
Klägers, Gegenansprüche des Beklagten oder Feststellungsanträge 
im Sinne der §§ 236, 259 sein, zu erledigen, also entweder 
abzuweisen oder zuzusprechen, wobei zulässige Aendcrungen 
und Einschränkungen im Laufe des Rechtsstreites zu berück- 
sichtigen sind. 

Desgleichen ist über die Nebenverbindlichkeiten (§ 4o5), 
über die Processkosten (§ 52) und über den Entschädigungs- 
betrag im Sinne des § 408 zu entscheiden, wenn diesbezüglich 
ein Antrag vorliegt. 

Wird ein Antrag übergangen, so kann die Ergänzung des 
Urtheiles beantragt werden (§ 423). Wurden die Sachanträge 
nicht vollständig erledigt, so ist die Sache vom Berufungsgenchte 
an das Processgericht erster Instanz zur Urtheilsfällnng zurück- 
zuweisen (§ 496). Besondere Bestimmungen über den Inhalt 
des Urtheiles triflTt § 553 für das Mandatsverfahren, § 559 
für das Wechselverfahren, § 572 für das Verfahren über Ein- 
wendungen im Bestand verfahren. Es ist nämlich im Urtheile 
auszusprechen, ob der Zahlungsauftrag, die Aufkündigung oder 
der Auftrag zur Uebergabe oder Uebernahme des Bestand- 
gegenständes aufrecht erhalten bleibe oder ob und inwieferne 
derselbe aufgehoben werde. In dem Urtheile über eine Klaee 
gegen die Meistgebotsvertheilung oder die Vertheilung der Lr- 
tragsüberschUsse (§§ 128, 233 E. O.) ist auch ohne ein daraut 
gerichtes Begehren zu bestimmen, welchem Gläubiger der 
streitige Theil der Masse auszuzahlen sei. 

Das Urtheil ist weiters entweder ein Anerkennungsm*theil 
oder ein Urtheil auf Leistung, bei letzterem ist auch die Frist 
zur Leistung zu bestimmen (§ 409). 

2. Ist über einzelne der Anträge bereits dui'ch Theilurtheil 
(§§ 391, 394) oder durch Zwischenurtheil (§ 393) entschieden 
worden, so kann bei Erlassung des Theiluilheiles die Entschei- 
dung über die Processkosten (§ 52) und über die Nebenfor- 
derungen (§ 392), bei Erlassung des Zwischenurtheiles der 
Abspruch über die Processkosten (§ 393) dem Elndurtheile vor- 
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behalten bleiben, was in dem Theil- oder Zwisehenurtheile 
auszusprechen ist. In diesem Falle ist in dem Endurtheile auch 
über diese seiner Entscheidung vorbehaltenen Ansprllche abzu- 
sprechen. 

3. Im Falle der Verbindung mehrerer Rechtsstreitigkeiten 
(§ 187) kann die Entscheidung über alle Ansprüche nur dann 
einheitlich erfolgen, wenn diescflben zwischen denselben Paiteien 
anhän^g sind (§ 187), wenn alle gleichzeitig zur Endentschei- 
dung reif sind (§ 390) und wenn die Verbindung der Verhand- 
lung nicht wieder aufgehoben worden ist (§ 192). 

4. Wird in einem Urtheile ein Gegenstand zuerkannt, 
der nicht in einem Geldbeträge besteht, so ist zugleich auszu- 
sprechen, dass sich der Beklagte durch Zahlung des alternativ 
geforderten Geldbetrages von der Leistung dieses Gegenstande» 
befreien könne (§ 410). Auch die Verurtheilung zu einer 
Leistung gegen eine Zug um Zug zu gewährende Gegenleistung 
erscheint zulässig ^§ 8 E. O.). 

Der Klageanspruch kann entweder für immer oder ftlr 
derzeit zurückgewiesen werden (dilatorische Einwendungen). 

§ 405. Das Gericht ist nicht befugt, einer Partei ettcas 
zuzusprechen^ was nicht beantragt ist. Dies gilt insl^esondere 
von Früchten, Zinsen und anderen Neben forder ungen. 

Nicht die thatsächliche Begründung der Klage, sondern 
der darin gestellte Antrag entscheidet über die Grenzen, inner- 
halb deren sich der richterliche Ausspruch zu bewegen hat 
Bei der großen Bedeutung, die den Klagsanträgen zukommt, 
kann es nicht auf den aus seinem sonstige Vorbringen etwa 
zu ermittelnden vermuthlichen Willen des Klägers, sondern nur 
auf den von ihm zum Ausdrucke gebrachten, nicht auf dem 
zwar beabsichtigten, aber unterlassenen, sondern nur auf den 
wirklich gestellten Klageantrag ankommen (R. G. Leipzig, 
Fuchsberger, S. 490). 

Ueber den Klageantrag hieraus wird nicht erkannt, wenn 
quantitativ oder qualitativ ein minus zuerkannt wird. Bean- 
sprucht der Kläger bei alternativen Ansprüchen das Wahlrecht, 
so ist nur ein minus zuerkannt, wenn der Beklagte zur Ge- 
währung nach seiner Wahl verurtheilt wird (Rassow und 
Künzel, Beiträge zur Erläuterung des deutschen Rechts, 30, 
S. 520). ^ Wird der Beklagte statt zur beanspruchten alternativen 
Leistung nach eigener Wahl zur unbedingten Leistung der einen 
Alternative verurtheilt, so wird über das Begehren hinaus 
entschieden. Auch bei Theilungs- und Grenzberichtigungsklagen 
gilt der Grundsatz des § 405. 
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In der Subsumption des der richterlichen Entscheidang 
von den Parteien untei'breiteten Materials unter die zutreffende 
Gesetzesvorschrift ist der Richter durch die Rechtsausführungen 
der Parteien in keiner Weise beschränkt (O. L. G. Bamberg, 
Fuchsberger, S. 490). 

Bezüglich der Processkosten bedarf es keines Antrages. 
Die i*echtzeitige Einlegung des Kosten Verzeichnisses (§ 52) vor 
Schluss der der Entscheidung unmittelbar vorangehenden Ver- 
handlung (§ 54) gentigt. 

!^ 406, Die VerurtJieilung zvi ehwr Leistutig ist nur zu- 
lässig, ivenn die lälligkeit zur Zeit der UrtJieilsschöpfung 
bereits eingetreten ist. Bei Ansprüchen auf Alimente kann auch 
zu Leistungen verurtlieiU werden^ welche erst nach Erlassung des 
Urtlieiles fällig werden. 

Aus dem mit dem Zeitpunkte der Rechtshängigkeit ver- 
knüpften Verbote der Klageänderung (§ 23«')) folgt, dass (ab- 
gesehen von dem Falle einer vom Kläger gestatteten oder sonst 
zulässigen Klageänderung) die Existenz des beanspruchten 
Rechts in der Person des Klägers zur Zeit der Klageerhebung 
Voraussetzung der Verurtheilung ist, und dass der spätere Er- 
werb des Rechts im Laufe dc^ Processes die Verurtheilung 
nicht herbeiführen kann (Savigni, System 6, § 262, S. 65 ff.); 
hinsichtlich sonstiger factischer Veränderungen — insbesondere 
auch bei Eintritt der Bedingung oder der Fälligkeit bedingter 
oder betagter Ansprüche, überhaupt für die Bedingungen der 
actio nata — ist der Schluss der mündlichen Verhandlung vor 
dem Urtheile entscheidend (Savigni a. a. O. S. 73 ff.). Durch 
diese Regel werden Feststellungsklagen auf Anerkennung eines 
erat in Zukunft fällig werdenden Rechtes (§ 228) nicht aus- 
geschlossen. 

Bei Klagen auf Leistung des Unterhaltes (Alimente) der 
Gattin (§ 91 a. b. G. B.), der Kinder (§§ 139, 141, 142, 143, 
166—171 a. h. G. B.), infolge letztwilliger Verfügung (§ 672 
A. b. G. B.), des Pflichttheilsberechtigten (§ 795 a. b. G. B.), des 
überlebenden Ehegatten (§ 796 a. b. G. B.), wegen KötT)crver- 
letzung, Tödtung oder Freiheitsentziehung (§§ 1325—1329 
a. b. G. B.) ist jedoch die Geltendmachung der noch nicht 
fälligen Alimentationsansprüche zulässig. 

§ 407, Bei Verurtheilung zur Entrichtung einer Geld- 
rente wegen Tödtung, Körperverletzung oder Freiheitsentziehung 
Icann das Gericht, wenn eine SichersteUung der künftigen Zahlun- 
gen offenbar nothwendig erscheint, auf Antrag im Urtheile auch 
auf Sicherheitsleistung e)'kennen, Wenngleieh im Processe ein 
solcher Antrag nicht gestellt wurde, kann dei* Berechtigte nach- 
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träglich im Wege der Klage Sicherheitsleistung verlangen^ faUs 
die Vermögensverhaltnisse des Verpflichteten sich inzwischen er- 
heblich verschlechtert haben. 

Unter dersdlten Voraussetzung kann der Berechtigte eine Er- 
höhung der im ürtheilel)estimmtefi Sicherheit mittels Klagehegehren, 

Die Entrichtung einer Geldrente wegen Körperverletzung 
ist vorgesehen im § 1325 a. b. G. B., wenn der Beschädigte 
zum Erwerbe unfähig wird. Erfolgt aus einer körperlichen 
Verletzung der Tod, so muss der hinterlassenen Frau und den 
Kindern des Get4)dtetcn das ersetzt werden, was ihnen dadurch 
entgangen ist (§ 1327 a. b. G. B.). Dasselbe gilt gemäß § 1329 
a. b. G. B. fUr den Fall der dauernden Freiheitsberaubung. 

Zur Sicherung von Ansprüchen auf Gewährung des Unter- 
haltes ist nach § 372 E. O. die Execution jeweils nur fUr den 
Betrag der in einem Jahre fällig werdeniien Unterhaltsraten 
und nur dann zulässig, wenn wegen Hereinbringung verfallener 
Unterhaltsraten schon einmal Execution geführt werden musste. 

In den oben angeführten Fällen kann jedoch der Kläger 
«ein Sachbegehren neben der Verurtheilung zur Alimentation 
4iuch auf Verurtheilung zur Sicherstellun^ im Sinne des § 56 
stellen und das Gericht hat über diesen Antrag wie über jeden 
anderen Sachantrag (§ 404) zu entscheiden. Wird der Antrag 
abgewiesen , • so kann er nachträglich mit besonderer Klage 
wiederholt werden, wenn sich die V^crmögensverhältnisse in- 
zwischen erheblich verschlechtert haben. 

Unter denselben Verhältnissen ist ein solcher nachträglicher 
Antrag auch dann zulässig, wenn er in der Klage nicht gestellt 
worden ist. In der Vereinfachung und Erleichterung der gericht- 
lichen Verfolgung dieser Sicherstellungsansprtiche liegt der Kern 
der Neuerung ; ihre materiellrechtliche Bedeutung ist geringer, denn 
•Sicherstellung wiederkehrender L«»istungen konnte auf Grund 
rechtskräftigen Urtheiles unter gewissen Bedingungen schon 
heute erlangt werden (Motive des Herrenhauses, S. 7). 

§ 406. Findet das Gericht, dass die unterliegoide Partei 
-offenbar muthtviUig Process gefühi hat, so kann es dieselbe auf 
Antrag der siegenden Partei zur Leistung eines entsjrrechenden 
EntscJiädigufigd^etrages verurtheilen. 

Durch die Verhandlung über diesen Antrag darf die Ent* 
Scheidung in der Hauptsache nicht aufgeJtalten werden. 

Bei Bestimmung des EntschädigungsMrages ist auf die 
Vorsrhrifl des § 273 Bedacht zu nehmen. 

Die Verurtheilung zu einer Entschädigung wegen muth- 
williger Pi-ocessfÜhrung ist von einem Antrage abhängig, der 
«owohl vom Kläger als vom Beklagten, und zwar ohne die für 
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€ine Klageänderung nothwendigen Voraussetzungen (§ 235) bi» 
zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung gestellt werden kann. 
Die Beschränkung auf die Fälle oflFenbaren Muthwillens erklärt 
sich daraus, dass nur diese Fälle dem Richter leicht greifbar sind, 
während die Fälle bloß culposer Processführung ihrer Natur nach 
schwer gefasst werden können (Motive des Herrenhauses, S. 8). 

Der Muthwille muss ein oflFenbarer sein, er muss aus der 
Verhandlung zur Hauptsache selbst hervorgehen und es darf 
diese Verhandlung durch die zur Feststellung des Muthwillens 
und des Ersatzbetrages erforderlichen Verhandlungen und Beweis- 
aufnahmen nicht aufgehalten werden. 

Die Festsetzung des Ersatzbetrages hat nach § 273 nach 
freiem Ermessen zu erfolgen und es wird die Einveniahme 
der Partei über die diesbezüglich maßgebenden Umstände zu- 
lässig sein, wenn dadurch das Verfahren nicht aufgehalten wird. 
Der Entschädigungsprocess wird hier vor dems^ben Richter 
durchgeführt, der in der Hauptsache zu entscheiden hat und 
deshalb alle fl\r den weiteren Anspruch maßgebenden Verhält- 
nisse von vornherein genau kennt. Es wird dies die Ver- 
handlung auch inhaltlich verkürzen und die nothwendigen 
Beweisführungen beträchtlich verringern (Motive des HeiTen- 
hauses, S. 8). 

§ 409, Wenn in einem Urtkeile die Verbindliclikeit zu- 
einer Leistung auferlegt ivird, ist zugleich auch die Frist für 
diese Leistung zu bestimmen. Biese Frist beträgt, sofern it^ 
diesem Gesetze nicht etwas anderes bestimmt ist, vierzehn Tage. 

Wird jedoch die Pflicht zur Verrichtung einer Arbeit oder 
eines Geschäftes auferlegt, so hat das Gericht zur Erfüllung der 
Verbindlichkeit mit Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse 
des Verpflichteten eine angemessene Frist zu bestimmen. Uiebet^ 
ist insljesondere auch darauf zu achten, dass der VerpflidUete^ 
durch die zu verrichtende Handlung nicht an der redttzei^ 
tigen Vortidhme der Saat-y Schnitt' oder Weitdesearbeiten ge-^ 
hindert wird. 

Bie Fristen beginnen mit dem Tage nach Eintritt der 
Rechtskraft des Urtheiles. 

' Die Frist zur Erfüllung der urtheilsmäßig zugesprochene^. 
Leistung ist im Urtheile immer auszusprechen, weil die Ver- 
bindlichkeit zur Leistung nicht mit der Rechtskraft des Urtheiles, 
sondern mit dem Ablaufe der Leistungsfrist nach Rechtskraft 
des Urtheiles eintritt Ist die Klage nur auf Feststellung einea 
Rechtsverhältnisses oder Rechtes gerichtet, so muss doch betreffs. 
^ der zugesprochenen Processkosten die Leistungsfrist im Urtheile 
^ausgesprochen werden. 
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Die Leistungsfrist ist keine Processfrist, auf dieselbe finden 
die Vorschriften über Fristerstreckungen keine Anwendung 
(§ 128, Anm. 2) und wird dieselbe durch die Gerichtsferien 
nicht gehemmt (§ 225). 

Bei Zahlungsaufträgen im Mahnverfahren (§ t> Ges. v. 
27. April 1873, Nr. G7 R.-G.-Bl.), im Mandatsverfahren (§ 550) 
im Wechselverfahren (§ 559) beginnt die Leistungsfrist mit der 
Zustellung. Im Wechselverfahren beträgt die Leistungsfrist 
drei Tage (§ 555 557). 

Die Vorschrift, dass die Leistungsfrist vom Gerichte zu 
bestimmen sei, gilt auch für den Endbeschluss im Besitzstörungs- 
verfahren (§ 459), doch ist hier die Leistungsfrist nicht von 
der Rechtskraft des Beschlusses, sondern von der Zustellung 
desselben zu berechnen, weil der Recurs die Execution nicht 
hemmt (§ 524). 

Die Bestimmungen über die Räumungsfristen im Bestand- 
verfahren enthält der § 573. Vor Ablauf der Leistungsfrist 
kann die Execution nicht bewilligt werden (§ 7 E. ().). Es ist 
jedoch (He Execution zur Sicherstellnng nach Vorschrift der 
§§ 370 ff. E. O. zulässig. Die Rechtskraft des Urtheiles richU t 
sich nach § 411. 

§ 410, Wird in einem Urtheile ein Getjenstand zuerkdnnf, 
der nicht in eiuem Geldbeträge besieht, so ist zugleich ausztt- 
sprechen, dass sich der Beklagte durch Zahlung des Geldbetrages, 
welchen der Kläger in der Klage oder wäfirend der Verhandlung 
anstatt dieses Gegenstandes anzunehmen sieh bereit erklärt 
hat, von der Leistung dieses Gegenstandes befreien könne. 

Wenn die Zuständigkeit des angerufenen Gerichtes vom 
Werte des Streitgegenstandes abhängt und die Klage nicht auf 
eine Geldsumme gerichtet ist, sind in die Klage auch die erfor- 
derlichen Angaben über den Wert des Streitgegenstandes auf- 
zunehmen (§ 2'Z6). Dies kann nach § 56 J. N. derart geschehen, 
dass sich der Kläger zur Annahme einer bestimmten Geldsumme 
an Stelle der angesprochenen Sache erbietet oder dass er den 
Wert des Streitgegenstandes in der Klage angibt, was ins- 
besondere von Feststellungsklagen gilt. Nur im ersteren Falle 
ist, gleichwie bei einem alternativen Begehren, dem Beklagten im 
Urtheile die Wahl zu lassen, ob er den Gegenstand oder die 
statt dessen begehrte Geldsumme leisten wolle. 

Auch im Laufe des Processes (§ 235) steht es dem Kläger 
frei, statt des begehrten Gegenstandes das Interesse zu fordern 
oder die Wahl dem Beklagten zu überlassen. Das Wahlrecht 
steht dem Schuldner auch noch im Executionsverfahren zu 
(§ 12 E. O.). 

Fllrutl CivUproce«»K^8etz«. 38 
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Auch in diesem Falle wird die Vorschrift des § 410 zur 
Anwendung kommen. 

Rechtskraft des Urtheiles. 

§ 411, Durch ein Rechtsmittel nicht * mehr anfechtbare 
Urtheile sind der Rechtskrafi insotveit theilhaflj als in dem IJr- 
theile über einen durch Klage oder Widerklage geltend gemachten 
Anspruch oder über ein im Laufe des Processes streitig geivor- 
denes Rechtsverhältnis oder Recht entschieden ist, hinsichtlich 
dessen gemäß §§ 236 oder 259 die Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbesteh^is begehrt wurde. Die Entscheidung über den 
Bestand oder Nichtbestand einer vom Beklebten zur Compensation 
geltend gemachten Gegenforderung ist der Rechtskraß nur bis 
zur Hohe des Betrages thmlhaft, mit welchem aufgerechnet 
werden soll. 

Die Rechtskraß des Urtheiles ist von amtswegen zu berück- 
sichtigen, 

1. Man unterscheidet zwischen formeller und materieller 
Rechtskraft des Urtheiles. Steht gegen ein Urtheil ein Rechts- 
mittel nicht mehr zu, weil die Parteien auf dasselbe verzichtet, 
dasselbe versäumt haben oder der Rechtszug erschöpft ist, so 
ist dieses Urtheil formell rechtskräftig.. 

Die über den Rahmen des entschiedenen Rechtsstreites 
hinausreichende Wirkung der formellen Rechtskraft eines Ur- 
theiles, welche in Theorie und Praxis als materielle Rechtskraft 
bezeichnet wird, besteht im allgemeinen darin, dass das abge- 
urtheilte Rechtsverhältnis für immer festgestellt ist, indem für 
dasselbe nunmehr ausschließlich und unbedingt der Inhalt des 
rechtskräftigen Urtheiles maßgebend ist, dessen Wirksamkeit 
somit für alle Zukunft gesichert bleibt. Jede Partei ist hienach 
befugt, den materiellen Inhalt des rechtskräftigen Urtheils, 
welches als absolut verbindliche Norm für sie gilt, für sich 
geltend zu machen, so dass die Erneuerung der processualischen 
Verhandlung über das durch das Urtheil festgestellte Rechtsver- 
hältnis theils abgewiesen werden kann, theils überflüssig wird 
(Unger, II, S. 620). 

Außer den Urtheilen sind auch die Zahlungsaufträge im 
Mandatsverfahren (§ 548), im Wechselverfahren (§ 557), die 
Zahlungsbefehle im Syndicatsprocesse (§ 19 Ges. v. 12. Juli 1872, 
Nr. 112 R.-G.-Bl.), im Mahnverfahren (Ges. v. 27. April 1873, 
Nr. 67 R.-G.-Bl.) — vergleiche jedoch § 17 dieses Gesetzes — 
ein Schiedsspruch (§ 594), der £ndbe8chluss im Besitzstörungs- 
verfahren (§ 459) der Rechtskraft ßlhig und können die Grund- 
lage der Einrede der entschiedenen Streitsache (§ 240) sein. 
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Die Unterscheidung zwischen absoluter — betreflFs aller Par- 
teien — und relativer — betreflFs einer Partei — wirksamer 
Rechtskraft dürfte nur mit Rücksicht auf die Vorschriften der 
§§ 462, 497 Bedeutung haben, sofern das erstrichterliche Urtheil 
im Instanzenzuge nur soweit abgeändert werden darf, als eine 
Abänderung beantragt ist. Inwieweit «las Urtheil der unteren 
Instanz als nicht angefochten zur Execution geeignet ist, hat 
das Berufungsgericht auf Antrag noch vor der Entscheidung 
i\ber die Berufung auszusprechen (§ 490). Diem nichtigen 
Urtheile kommt die Rechtskraft so lange zu, bis dasselbe infolge 
einer Nichtigkeitsklage aufgehoben ist (§§ 529 AT.). 

Ist die Rechtssache der inländischen Gerichtsbarkeit 
oder doch den ordentlichen Gerichten entzogen und wird der 
Mangel erst nach rechtskräftigem Abschlüsse des Verfahrens 
offenbar, so ist auf Antrag der obersten Administratiybehörde 
vom ( )bersten Gerichtshofe die Nichtigkeit auszusprechen (§ 42 
J. N.). 

Eine gerichtliche oder außergerichtliche Aufkündigung 
oder ein Auftrag zur Uebemahme oder Uebergabe des Bestand - 
gegenständes, wider welche nicht rechtzeitig Einwendungen 
erhoben wurden, desgleichen die über solche Einwendungen 
ergangenen rechtskräftigen Urtheile treten, vorbehaltlich des 
über den Kostenersatz ergangenen Ausspruches, außer Kraft, 
wenn nicht binnen 14 Tagen nach dem Eintritte der in diesen 
Aufträgen oder im Urtheile bestimmten Zeit Execution beantragt 
wird (§ 575). Zahlungsbefehle im Mahnverfahren treten sechs 
Monate nach der Zustellung außer Kraft (§ 17, Ges. vom 
27. April 1873, Nr. 61 R..G..B1.). 

2. Die Entscheidung des Gerichtes kann nicht weiter 
reichen, als es zur Entscheidung angerufen wurde (§ 405). 
Daraus ergibt sich von selbst, dass bei der Abgrenzung der 
Tragweite der Entscheidung nur die über die Ansprüche der 
Parteien erfolgte Entscheidung in Betracht kommen kann. 
Sehr häufig wird es sich hiebei nur um Ansprüche des Klägers 
handeln. In manchen Fällen aber, insbesondere auch bei Thei- 
lungen, Grenzemeuerungen u. s. w. wird daneben über Ansprüche 
des Beklagten z\x entscheiden sein. Inwieweit letzteres zulässig, 
muss nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes und 
den sonstigen Vorschriften der Processordnung beurtheilt werden 
(Regierungsmotive, S. 291). Das Urtheil hat nicht die Aufgabe, 
ProcessstoflT, sondern einen Rechtsanspruch zu erledigen. Nur 
zum Zwecke der Erledigung dieses Anspruches bildet sich der 
Richter über die Thatsachen, von denen nach seiner Auffassung 
die Begründetheit des Anspruches abhängt, seine Ansicht. Die 
Ausführungen des Richten darüber, ob eine für einen Rechts- 

38* 
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anspruch erhebliche Thatsache für wahr oder für rechtswirksam 
zu erachten sei oder nicht, bilden nur die Grundlage, auf welcher 
das richterliche Urtheil beruht, nicht aber den Gegenstand und 
Inhalt desselben. Die Ausführungen selbst vermögen nicht in 
Rechtskraft überzugehen. 

Bei Geltendmachung eines anderen Anspruches, für welchen 
dieselben juristischen Thatsachen von Erheblichkeit sind, bedarf 
es also einer erneuerten selbständigen Prüfung dieser Thatsachen. 
Der durch diese Gesetzesnoim im § 411 herbeigeführte Miss- 
stand, dass nun in einem späteren Processe Streitigkeiten, 
Beweiserhebungen über solche Thatsachen herbeigeführt werden 
könnten, welche zwar nicht den Gegenstand und Inhalt des im 
Vorprocesse endgiltig entschiedenen Klage- oder Widerklage- 
anspruches, wohl aber die factische Grundlage für den Schluss 
auf das Entstehen oder den Fortbestand eines Rechtsverhältnisses 
bildeten, das den geltend gemachten Anspruch selbst bedingt 
oder ihn präjudiciert, wurde hiebei von der Gesetzgebung 
keineswegs außeracht gelassen. Das Mittel zur möglichen Be- 
seitigung dieses Missstandes ist den Parteien durch die Vor- 
schrift der §§ 236, 259 gegeben, indem es denselben gestattet 
ist, ein im Laufe des Processes etwa streitig gewordenes Rechts- 
verhältnis oder Recht förmlich durch richterliche Entscheidung 
urtheilsmäßig feststellen zu lassen, und so die Möglichkeit 
der Rechtskraft einer im Processe ergangenen, sonst nur in die 
Gründe verlegten Entscheidung herbeizufllhren (R. G. Leipzig, 
VII, S. 354). 

3. Bloß diejenige richterliche Entscheidung erlangt die 
Rechtskraft, welche in den Urtheilssatz selbst oder in die so- 
genannte Urtheilsformel aufgenommen worden ist (Oberstes L. G. 
f. Bayern, Fuchsberger, S. 512). Urtheile, welche eine Ent- 
scheidung über den streitigen Anspruch überhaupt nicht ent- 
halten, weil z. B. die Klage den Anfordeiningen des § 226 
(bestimmtes Begehren) nicht entspricht, erlangen die materielle 
R chtskraft nicht. Wird der Klageansprucli nur für derzeit 
abgewiesen, so kann die Einwendung der entschiedenen Streit- 
sache nur dann von Wirkung sein, wenn ihre Nativität auf 
den gleichen Thatsachen, wie bei der ersten , Klage beruht. 
Die positive sowie die negative Feststellungsklage (Zwischen- 
antrag auf Feststellung) verfolgen denselben Zweck: das Be- 
stehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses festzustellen. 
Es kann daher für die Wirkung des rechtskräftigen negativen 
UrtheiJes bei der negativen Feststellungsklage so wenig wie bei 
der positiven einen Unterschied machen, ob der Klage ent- 
sprochen oder ob die Klage abgewiesen ist. In beiden Fällen 
ist nach Wort und Sinn des § 228 das Rechtsverhältnis unab- 
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änderlich festgestellt, ein neuer Rechtsstreit über das Bestehen 
oder Nichtbestehen dieses Rechtsverhältnisses mithin ausge- 
schlossen. Das Urtheil, welches die negative Feststellungsklage 
nicht wegen Mangels des Interesses, sondern als sachlich unbe- 
gründet abweist, enthält in sich die Feststellung des Bestehens 
des Rechtsverhältnisses (R. G. Leipzig, XXIX, S. 345). 

Wenn die Abweisung einer Ne;ratorienklage auf der Fest- 
stellung des von der Klage bestrittenen Rechtes beruht, so ist 
dieses Recht Streitgegenstand geworden und in Bezug auf dieses 
Recht materielle Rechtskraft eingetreten. Wird indess 6ine 
Negatorienklage abgewiesen, weil Kläger nicht Eigenthtimer sei, 
so ist hiedurch nicht res judicata für die Entscheidung über 
das Eigenthum gegeben (R. G. Leipzig, XI, S. 384). In diesen 
Fällen ist der Umfang der materiellen Rechtskraft mit Hilfe 
der Entscheidungsgründe festzustellen. 

4. Die Entscheidung des Gerichtes über dasjenige Vor- 
bringen, das von den Parteien zur Begründung oder Bekämpfung 
des Anspruches gemacht wird, abo namentlich über eigentliche 
Einreden, Repliken, ist nicht geeignet, Rechtskmft zu erlangen. 
Nur eine scheinbare Ausnahme besteht hinsichtlich der Cora- 
pensationseinrede, denn in diesem Falle wird in Wahrheit über 
den Bestand eines Anspruches des Beklagten erkannt (Regierungs- 
mo.tive, S. 291). Voraussetzung der materiellen Rechtskraft 
einer Entscheidung über eine Gegenforderung ist, dass dieselbe 
über das Bestehen oder Nichtbestehen erfolgt ist. Wird 
die Einrede aus anderen Gründen, z. B. Mangel der Compen- 
sabilität abgewiesen, so tritt materielle Rechtskraft nicht ein. 
Dass eine Entscheidung über die Compensationseinrede in den 
Urtheilstenor aufzunehmen sei, ist nirgends vorgeschrieben, es 
wird daher auch hier auf die Gründe zurückzugehen sein, um 
den Umfang der Rechtskraft bezüglich der Compensationseinrede 
zu prüfen. Die Bestimmung bezieht sich sowohl auf das Be- 
stehen, als auch auf das Nichtbestehen der Gegenforderung. 
In beiden Fällen soll die Rechtskraft bloß den Betrag ergreifen, 
mit welchem aufgerechnet worden ist. Der Ueberschuss der 
Forderung kann in einem neuen Processe ganz so zur Ent- 
scheidung kommen, wie wenn die frühere Entscheidung nicht 
vorhanden wäre. 

Wenn das Gericht im Vorproces^e das Bestehen der ganzen 
Gegenforderung prüft und befindet, so ertheilt es zwar einen 
Ausspruch über die ganze Gegenfordeining, im Urtheile wird 
aber immerhin lediglich über den aufgerechneten Theil der 
Gegenforderung entschieden (R. G. Leipzig, Fuchsberger, S. 516). 

Die bloße Geltendmachung im Wege der Einrede schafft 
höchstens Rechtskraft rücksichtlich des zur Aufrechnung ge- 
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brachten Betrages, gleichviel ob derselbe zugesprochen oder 
aberkannt wird (R. G. Leipzig, XVI, S. 355). Ein Urtheil, 
welches die Klageforderung, ohne das Bestehen derselben fest- 
zustellen, lediglich wegen der eventuellen Compensationseinrede 
abweist, soll nicht erlassen werden. Würde ein solches Urtheil 
rechtskräftig, so wäre damit allerdings über das Bestehen der 
Gegenforderuilg, nicht aber über das der Forderung endgiltig 
entschieden (Wilmowbki, S. 527). 

5. Zur Begründung der entschiedenen Streitsache ist 
Identität des Streitgegenstandes (§ 233, Anm. 2) und der Streit- 
parteien erforderlich. Ausnahmsweise erstreckt sich die materielle 
Rechtskraft auch auf andere Personen (§ 240, Anm. 2). Die 
von amtswegen zu berücksichtigende Rechtskraft wird gemäB 
§ 261 durch Bcschluss entschieden. 

UrtheilsfllluiHi, UrtheilsverkQiiduiig und Zustellung den Urtheiles. 

§ 412, Das Urtheil kann nur von denjenigen Richtern 
gefällt werden, welche an der dem ürtheile zugrunde liegenden 
mündlichen Verhandlung theilgenofnmen haben. 

Muss vor der Urtheüsschöpfung eine Aenderung in der 
Person des Vorsitzenden oder eines der übrigen Senatsmitglieder 
eintreten, so ist die mündliche Verhandlung vor dem geänderten 
Senate mit Benützung der Klage, der zu den Aden gebrachten 
Beweise ufid des VerhandlungsprotokoUes von neuem durchzu- 
führen. 

Die Parteien verhandeln über den Rechtsstreit vor dem 
erkennenden Gerichte (§ 176). Das Urtheil ist auf Grund der 
mündlichen Verhandlung zu fUllen (§ 414). Die nothwendige 
Folge dieser Bestimmungen ist, dass das Urtheil auch nur von 
jenen Richtern gefkllt werden kann, welche an der Verhandlung 
theiigenommen haben. 

Zu Verhandlungen von längerer Dauer künncn vom Vor- 
sitzenden Ergänzungsrichter beigezogen werden, welche an der Ver- 
handlung theilnehmen und im Falle der Verhinderung eines Mit- 
gliedes des Senates einzutreten haben (§ 9 J. N.). Die Vorschrift 
des § 412 findet sinngemäß auch auf Beschlüsse Anwendung 
(§425). Im Gegensatze zur Fällung kann die Verkündung 
des Urtheiles auch durch andere Richter erfolgen. Ein Wechsel 
in der Person des Schriftführers ist ohne Einfluss. Die Vor- 
schrift gilt auch für Bezirksgerichte (§ 431). Ist einer der 
Richter an der Urtheilsftlllung (Beschlussfassung) gehindert, so 
ist die mündliche Verhandlung von neuem durchzuführen, nicht 
bloß das Ergebnis der früheren mündlichen Verhandlungen von 
dem Vorsitzenden mündlich vorzuführen (§ 138). Die bisher 
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ergangenen und verkündeten Beschlüsse, insbesondere die Beweis- 
beschlüsse, bleiben bestehen, solange sie von dem neu besetzten 
Senate nicht abgeändert oder aufgehoben werden. 

Zwischenurtheile bleiben auch für den neuen Senat bindend 
(§ 393, Anm. 1). 

Eine Wiederholung der bereits aufgenommenen Beweise 
ist nicht nothwendig, jedoch nach § 286 zulässig. Wird vom 
Berufungsgerichte das Urtheil erster Instanz wegen Unzuständig- 
keit aufgehoben und die Rechtssache zur neuerlichen Verhand- 
lung an das zuständige Gericht verwiesen, so ist die neuerliche 
Verhandlung auf Grund des über die erste Verhandlung auf- 
genommenen Verhandlungsprotokol'es und aller sonstigen an 
das Berufungsgericht gelangten Processacten durchzuführen. 
Die neuerliche Verhandlung ist im Sinne des § 138 durchzu- 
führen. Alle bei der ersten Verhandlung abgelegten Geständ- 
nisse und alle sonstigen Erklärungen behaltt »n jedoch ihre Wirk- 
samkeit für die neuerliche Verhandlung (§ 476). 

§ 413, Die Berathung und Abstimmung der Richter ist 
nicid öffentlich. In schivierigeren Fällen kann der Vorsitzende 
für diese Berathung einen Berichterstatter bestellen. 

Den Vorgang bei der Berathung und Abstimmung regeln 
die §§ 9 bis 14 J. N. Sowie im Strafproccsse, so kann man 
auch im Oivilprocesse an der Verhandlung und Beschlussfassung 
die Richter nur in der gesetzlich bestimmten Anzahl theilnehmen 
lassen. Ergänzungsrichter dürfen an der Bemthung und Ab- 
stimmung nicht theilnehmen, so lange sie nicht eingetreten sind. 
Der V^orsitzende leitet die Abstimmung, sowie die derselben 
etwa vorausgehende Berathung. Der etwa bestellte Bericht- 
erstatter gibt seine Stimme zuerst, der Vorsitzende zuletzt ab. 
Außerdem stimmen die dem Dienstrange nach älteren Richter 
vor den jüngeren. Der Laienrichter hat seine Stimme unmittel- 
bar nach dem Berichterstatter, wenn kein solcher bestellt ist, 
vor den übrigen Senatsmitgliedem abzugeben (§ 10). Wird 
im Falle der §§ 61 ff. J. N. wegen Bestreitung der Zuständigkeit 
des handeis- oder bergi'echtlichen Senates oder wegen Bestrei- 
tung der allgemeinen Gerichtsbarkeit ein Laien- oder Fachrichter 
beigezogen, so hat dasjenige Mitglied des Senates, welches kraft 
Gerichtsbeschlusses aus dem Senate ausschied, an der Berathung 
und Abstimmung nicht theilzunehmen, jedoch sein Votum schrift- 
lich zu erstatten (§ &'I J. N.). 

Kein Richter darf die Abstimmung verweigera. Ueber 
die Zuständigkeit des Gerichtes, Ergänzung des Verfahrens und 
andere Vorfragen ist zuerst, über einzelne Ansprüche abge- 
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sondert abzustimmen (§ 11). Die Beschlüsse erfolgen mit ab- 
soluter Majorität. Schwierigkeiten sind durch Theilung der 
Fragen, Wiederholung der Umfrage, Auflösung der Frage in 
einzelne für die Entscheidung erhebliche Punkte zu lösen. In 
Beziehung auf Summen werden die für die größere Summe ab- 
gegebenen Stimmen den für die zunächst geringere Summe 
abgegebenen solange zugezählt, bis sich eine absolute Stimmen- 
mehrheit ergibt (§ 12). 

Ueber Meinungsverschiedenheiten entscheidet der Senat 
(§ 13). Ueber Berathung und Abstimmung ist ein besonderes 
Protokoll aufzunehmen (§ 14). Die Bestellung eines Bericht- 
erstatters steht dem Vorsitzenden zu (§ 35 G. V. G.). 

§ 414, Das Unheil ist auf Grund der mündlichen Ver- 
Handlung, und zwar wenn möglich, sogleich nach Schluss der- 
selben zu fällen und zu verJcünden, Mit dem Urtheile sind die 
Entscheidungsgründe zu verkünden. Die Verwundung des Ur- 
theiles ist von der Anwesenheit heider Parteien unabhängig. 

Der Senat kann sich bei der Verkündung, selbst wenn das 
Urtheil sch<m in vollständiger schriftlicher Fassung vorliegt, auf 
die Bekanntgabe des Wortlautes des Urtheilsspruches und auf 
die Mittheilung der wesentlichsten Entscheidungsgründe be- 
schränken. Die Festsetzung des Kostenbetrages kann bei der 
Verkündung des Urtheiles der Ausfertigung desselben vorbehalten 
bleiben. 

Das verkündete Urtlml ist in schriftlicher Ausfertigung 
sammt den vollständigen Entscheidungsgründen jeder Partei zu- 
zustellen. 

1. Es wird einem sich rasch abwickelnden mündlich un- 
mittelbaren Streitverfahren zweifellos am congnientesten sein, 
wenn das Urtheil sogleich nach Schluss der Verhandlung vom 
Gerichte gesprochen wird. Gesetzgebung und Justizverwaltung 
werden es auch — jede in ihrer Sphäre — nicht an ent- 
sprechendem Antriebe dazu fehlen lassen dürfen. Aber man 
wird sich darüber klar sein müssen, dass in sehr vielen Ge- 
richtshofsachen ein gutes Urtheil mehr und ruhigere Ueber- 
legung braucht, als sie dem Gerichte d^nn möglich ist, wenn 
die Entscheidung sogleich dem VerhandKingsschlusse folgen 
soll. Man wird also als Wunsch aussprechen können, dass das 
Urtheil soweit thunlich nach Schluss der mündlichen Verhand- 
lung zu füllen sei, aber es darf dies nicht zur strengen Regel 
erhoben werden, wenn nicht die Schnelligkeit und Flüchtigkeit 
"^auf Kosten der Gi-ündlichkeit eine Beförderung erfahren soll 
(Regierungsmotive, S. 292). Die Verkündung ist der Moment 
der mündlichen Verlautbaining des gcflillten Urtheiles. 
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Wann eine solche entftlUt, "wird im § 4 1 5 bestimmt. Jn Bagatell- 
sachen ist das Urtheil immer mUndlich zu verkünden (§ 452); 
der Endbeschluss im Besitzstörungsverfahren hat stets sogleich 
nach geschlossener Verhandlung zu erfolgen (§ 459). Im 
Bagatellverfahren hat der Richter bei der Verkündung des 
Urtheiles die Parteien darauf aufmerksam zu machen^ dass 
gegen das Urtheil die Berufung nur wegen der im § 477, Z. 1 
bis 7 aufgezählten Nichtigkeiten ergriflfen werden könne (§ 452). 
Im bezirksgerichtlichen Verfahren sind rechtsunkundige und 
nicht durch Advocaten vertretene Parteien bei VerkUndung des 
Urtheiles auf die Berufungsfrist und auf die gesetzlichen Be- 
stimmungen wegen Bestellung eines Advocaten als Process- 
bevollmächtigten (§§ 463, 465) im Rechtsmittelverfahren auf- 
merksam zu machen. Wenn bei Bestreitung der Zuständigkeit 
eines civil-, handeis- oder bergrechtlichen Senates gemäß § 62 J. N. 
eine Veränderung in der Zusammensetzung des Senates statt- 
gefunden hat, so sind diese Aenderung und die Namen der 
Senatsmitglieder, welche an der UrtheilsfUllung thatsächlich 
mitgewirkt haben, bei der Verkündung stets bekannt zu geben. 
Durch die nach Schluss der mündlichen Verhandlung eintretende 
Unterbrechung wird die Verkündung der Entscheidung nicht 
gehemmt (§ 163), wohl aber durch die Vereinbarung der Par- 
teien, dass das Verfahren ruhen soll (§ 169). 

2. Wenn das Urtheil verkündet wird, ist mit Rücksicht 
auf die Bedeutung, welche der wörtlichen Fassung des „Urtheils- 
spruches" (des jetzt sogenannten Urtheilstenors) beizulegen ist, 
unbedingt daran festzuhalten, dass der Urtheilsspruch vor der 
Verkündung schriftlich redigiert sein müsse. 

Unentscheidend ist es, ob diese Redaction in einem Ent- 
würfe des Spruches besteht, oder im BerathungsprotokoUe fest- 
gestellt ist. Keinem Zweifel kann es unterliegen, dass die Be- 
schlussfassung über ^ine Entscheidung von der Beschlussfassung 
über deren Begründung nicht getrennt werden kann. 

Es darf demnach selbst eine unvollständige Verkündung 
nicht früher erfolgen, als bis das Gericht sich auch über die 
Entscheidungsgründe schlüssig geworden ist (Regieiningsmotive, 
S. 292). • 

Die schriftliche Ausfertigung des Urtheiles entfkllt im 
Bagatellverfahren (§ 452). 

Deshalb kann auch im Bagatellurtheile die Festsetzung 
des Kostenbetrages nicht vorbehalten werden. 

Aber nur die Bestimmung der Kostensumme kann vor- 
behalten werden. Wem eine Ersatzpflicht obliegt, ob der ganze 
Kostenbetrag oder ob nur ein Theil derselben zu ersetzen ist, 
muss verkündet werden (§ 53). 
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§ 415, Wenn das Urtheil nicht sofort nach Schlags der 
mündlichen Verhandlung gefällt werden kann und insbesotidere 
auch dann, wenn die Verhandlung gemäß § 19S, Abs, *% vor 
Vollendung der Beweisaufnahme geschlossen wurde, ist das Ur^ 
iheil binnen acht Tagen nach ScMups der mündlichen Verhand- 
lung, im Falle des § 193, Abs. 3, aber binnen acht Tagen nach 
dem Einlangen der Acten über die ausständige Beweisaufnahme 
zu fällen. Eine besondere Verkündung des UHheiles findet dann 
nicht statt. 

Die Verkündung des Urtheilcs entfällt, wenn dasselbe 
nicht sofort nach Schluss der inUndlichen Verhandlung gefkllt 
worden ist (§ 414), wenn die Verhandlung vor Aufnahme der 
durch einen ersuchten Richter durchzuführenden Beweise ge- 
schlossen wurde (§193) und endlich, wenn der den Antrag auf 
Erlassung eines Versäumnisurtheiles abweisende Beschluss im 
Recurswege aufgehoben worden ist (§ 403). Wenn das Ur- 
theil nicht sofort nach Schluss der mündlichen Verhandlung^ 
also noch zu einem Zeitpunkte geßlllt werden kann, in welchem 
die Parteien ohnehin infolge der früheren Verhandlung noch 
bei Gericht anwesend sind, die Verkündung ihnen daher keine 
weiteren Opfer auferlegt, scheint es viel zweckmäfiiger zu sein, 
dann immer von der besonderen Urtheilsverkündung abzusehen 
und sich mit der bloßen Zustellung einer Urtheilsausfertigung 
zufrieden zu geben (Regierungsmotive, S. 292). 

Die UrtheilsfUllung besteht hier in der schriftlichen Ab- 
fassung des für die Qerichtsacten bestimmten Urtheiles(§ 418). 
Die achttägige Frist zur Abfassung des Urtheiles ist im Falle 
des § 403 von dem Herablangen der Recursentscheiciung zu 
rechnen. Die Entwerfung der schriftlichen Ausfertigung erfolgt 
durch jenes Mitglied des Senates, dass der Vorsitzende dazu 
bestimmt (§ 35, Ges. v. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.^Bl.). 

Dieselbe ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer 
(§ 418) zu untei-schreiben und hat bei Bezirksgerichten die 
Belehrung zu enthalten, dass für die Ergreifung eines Rechts- 
mittels sowie für das Rechtsmittelverfahren die Vertretung durch 
einen Advocaten erforderlich 'at (§ 44'^). 

<^ 416, Das Urtheil wird den Parteien gegenüber erst 
mit dar Zustellung der schriftlichen Urtheilsausfertigung wirksam. 

bas Gericht ist jedoch an seine Entscheidung gebunden, 
sobald dieselbe verkündet oder im Falle des § 415 in schriftlicher 
Abfassung zur Ausfertigung abgegeben ist. 

Trotz der mündlichen Verkündung des Urtheiles muss 
den Parteien eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses 
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zugestellt werden (Regierungsmotive, S. 291). Ebenso ist das 
nicht verkündete ürthcil (§ 41o) den Parteien in schriftlicher 
Ausfertigung zuzustellen. Im Bagatellverfahren ist die amts- 
wegige Zustellung des Urtheiles nur dann vorgeschrieben, wenn 
bei der Urtheilsverkündung nicht beide Parteien anwesend 
waren, in welchem Falle die schriftliche Ausfertigung den 
Beisatz enthalten muss, dass gegen dasselbe die Berufung nur 
wegen der im § 477, Z. 1 bis 7 aufgezählten Nichtigkeiten 
ergriflfen werden kann. 

Das im Bagatellverfahren in Anwesenheit beider Parteien 
verkündete Urtheil wird mit der Verkündung wirksam (§ 4o2). 

Mit der Verkündung (Abgabe in schriftlicher Abfassung) 
ist das Gericht an sein Urtheil gebunden. 

Es darf dann weder den Urtheilsspruch noch die wesent- 
lichen Gründe desselben ändern. Bei bezirksgerichtlichen Ur- 
theilen wird es zulässig sein, in den Gründen auf eine Berich- 
tigung des Urtheilsthatbestandes (§ 445) Bezug zu nehmen. 
Die Kechtsmittelfristen sowie die Leistungsfristen sind jedoch 
erst von der Zustellung des schriftlichen Urtheiles an die Par- 
teien zu berechnen mit alleiniger Ausnahme der in Gegenwart 
beider Theile verkündeten Bagatellurtheile. Die Leistungsfrist 
beginnt nach § 4C9 mit dem Tage nach Eintritt der Rechts- 
kraft des Urtheiles. Ueber Berichtigungen und Ergänzungen 
des Urtheiles vgl. §§^ 423 ff. 

Sohriflliche Ausfertigung. 

§ 417, Das Urtheil hat in schriftlicher Ausfertigung zu 
enthalten: 

1. die Bezeichnung des Gerichtes und die Namen der 
Richter y weiche hei der Entscheidung mitgetvirkt haben; wenn 
das Urtheil in Ausübung einer besonderen Gerichtsbarkeit von 
einem Gerichte gefällt wird, welchem auch die allgemeine Gerichts- 
barkeit zusteht, so ist der Bezeichnung des Gerichtes ein die 
Ausübung der besonderen Gerichtsbarkeit ausdrückender Zusatz 
beizufügen ; 

2, die Bezeichnung der Parteien nach Namen (Vor- und 
Zuname), Beschäftigung, Wohnort- und Parteistellung, sowie die 
Bezeichnung ihrer Vertreter und Bevollmächtigten*^ 

S, den Urfhei/sspruch', 

4, den Urtheilsthatbestand'^ 

5. die Entscheidungsgründe, 

Der UrtheHsthatbestand und die Entscheidungsgründe sind 
äußerlich zu sondern und dürfen auch nicht mit dem Urtheils- 
S2>ruche vereinigt werden. Der Urtheilsthatbestand hat eine ge- 
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drängte Darstellung des aus der mündlichen Streitverhandlung 
sich ergebenden Sachverhaltes unter Hei'vorhebung der in der 
Hauptsache von den Parteien gestellten Anträge zu enthalten. 

Das auf Grund der §§ 179, 181, Abs. 2, 275, Abs. 2 und 
278y Abs. 2, vom Gerichte für unstatthaft erklärte Vorbringen, 
sowie jene Beweise, deren Benützung wegen des fruchtlosen Ver- 
Streichens einer für die Beweisaufnahme bestimmten Frist nicht 
gestattet wurde, sind im Thatbestande des Urtheiles anzuführen. 

1. Die Urtheile und Erkenntnisse werden im Namen des 
Kaisers! ausgefertigt (Art. 1 St. G. G. v. 21. December 1867, 
Nr. 144 R.-G.-Bl.) 

Dieselben haben mit den Worten zu beginnen: „Im Namen 
Seiner Majestät des Kaisers" und hierauf hat erst die Be- 
nennung des Gerichtes zu erfolgen (J. M. E. v. 11. Jänner 1868, 
Nr. 6 R.G.BI.). 

Die Bezeichnung des Gerichtes hat nach Art und Sitz 
desselben: Bezirksgericht, Kreisgericht, Handelsgericht, Landes- 
gericht, Kreis- als Berufungsgericht in zu erfolgen. 

Nur die Namen deijenigen Richter sind anzuiUhren, welche 
als Stimmftilirer bei der Entscheidung mitgewirkt haben. Ist 
das Urtheil eines Bezirksgerichtes, welches nebst der allgemeinen 
auch die Gerichtsbarkeit in Handels-, See- oder Bergrechtssachen 
ausübt, in Ausübung dieser besonderen Gerichtsbarkeit gefällt, 
so ist ein dies ausdrückender Beisatz in das Urtheil aufzu- 
nehmen, wenn beide Theile übereinstimmend dies verlangen, 
oder wenn diese Bezeichnung vor dem Schlüsse der mündlichen 
Verhandlung von einer Partei begehrt und vom Gerichte als 
zutreffend erkannt wird (§446). 

2. Als Parteien sind auch jene zu nennen, welche an 
Stelle der ursprünglichen Parteien oder neben denselben als 
Hauptparteien eingetreten sind. Desgleichen sind die Neben- 
intervenienten zu nennen, nachdem dieselben wenigstens betreffs 
der Kosten als Partei erscheinen. 

Unter Vertreter sind die gesetzlichen Vertreter (§ 4), jedoch 
nur jene zu verstehen, welche ft\r die betreffende Partei in den 
Process eingetreten sind. Als Bevollmächtigte sind sowohl 
gemeine als auch Processbevollmäclitigte anzufllhreu. 

3. Der Urtheilsspruch hat über alle die Hauptsache be- 
treffenden Antillge (§ 404) in der Hauptsache, den Nebensachen 
und Processkosten zu entscheiden. 

Im Mandatsverfahren (§ 553) und Bestandverfahren (§ 572) 
ist auszusprechen, ob und inwieweit der Zahl ungs- oder Räumungs- 
auftrag oder die Aufkündigung als wirksam anerkannt oder auf- 
gehoben werden. Der Urtheilsspruch rauss verständlich sein, sich 
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den Saehanträgen genau anpassen und darf weder auf Schrift- 
8ätze^ noch aut Protokolle, den Thatbestand oder die Begründung 
Bezug nehmen. 

4. Der Thatbestand des Urtheiles ist nicht dazu bestimmt^ 
die Auffassung wiederzugeben, welche der Richter vom Sach- 
verhalte gewonnen hat. 

Die Darlegung dieser Auffassung wird in der Regel mit 
den Entscheidungsgründen zu verbinden sein (Regierungsmotive, 
S. 292). Der Urtheilsthatbestand soll Rechenschaft darüber 
geben, dass das erkennende Gericht das gesammte Thatsachen- 
und Beweismaterial objectiv erkannt habe. Die Grundlage 
desselben bildet das Verhandlungsprotokoll (§ 209). Zu dem 
Thatbestande gehören das aus der n^ündlichen Verhand- 
lung sich ergebende Parteivorbringen über den Sach- und 
Streitgegenstand, und zwar das vollständige, nicht bloß da» 
nach Ansicht des Gerichtes erhebliche thatsächliche Material; 
desgleichen das thatsächliche Material der Beweisaufnahme 
(Wilmowski, S. 507) der thatsächliche Inhalt der Schriftsätze und 
endlich die in der Hauptsache gestellten Aniräge. Eine mangel- 
hafte Fassung des Thatbeslandcs, welche die Sicherheit der Ueber- 
prüfung des Urtheiles ausschließt, ist in der Berufungsinstanz 
als Nichtigkeit von amtswegen zu berücksichtigen (§ 477, Z. 9), 

Insbesondere hat der Thatbestand die gemäß §§ 179, 181. 
275, 278 für unstatthaft erklärten thatsächlichen Behauptungen 
und Beweisanbietungen sowie die zur Vermeidung von Ver- 
zögerungen des Verfahrens zurückgewiesenen Beweise (§ 279^ 
283, iiOO, 309, 352, 335, 365, 368) anzufahren. 

Wo die Zurückweisung bereits im Laufe der Verhandlung 
erfolgt und deshalb durch das Verhandlungsprotokoll bekundet 
wird (§ 208, Z. 3) braucht der Beweisanbietung und ihrer Er- 
ledigung nicht etwa im Thatbestande des Urtheiles besonder» 
gedacht zu werden (Regierungsmotive, S. 266). 

Im Verfahren vor Bezirksgerichten (§ 445) und im Be- 
rufungsverfahren (§ 493) kann die Darstellung des auf dea 
Sachverhalt sieh beziehenden Parteivorbringens statt im Ver- 
handiungsprotokolle lediglich im Uctheilsthatbestande erfolgen,, 
und es ist bei Darstellung des Thatbestandes im Urtheile dea 
Berufungsgerichtes eine Bezugnahme auf das erstrichterliche 
Urtheil nicht ausgeschlossen (§ 500). 

5. Wenn für die Entscheidung keine Gründe angegeben 
sind, ist das Urtheil nichtig (§ 477, Z. 9). Nach § 272 ist die 
sorgfiüti^e Berücksichtigung der Ergebnisse der gcsammten 
Verhandlung und Beweisführung vorgeschrieben und es sind 
die Umstände und Erwägungen, welche für die Ueberzeugung^ 
des Gerichtes maßgebend waren, in der Begründung anzugeben. 
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Das Gesetz fordert, dass die thatsächlichen oder recht- 
lichen Erwägungen, welche den Richter zur Uebergehung 
einzelner Angriffs- und Vertheidigungsmittel veranlassten, den 
rechtssuchenden Parteien erkennbar gemacht werden (R. O. 
Leipzig, VIII, S. 341). 

Die vorgeschriebene Begründung fehlt, wenn selbständige 
Angriffs- oder Vertheidigungsmittel unberücksichtigt bleiben, 
ohne dass erkennbar wäre, ob dies absichtlich oder aus Ver- 
sehen geschehen ist (R. G. Leipzig, III, S. 389), desgleichen bei 
mangelnder Erwägung wesentlicher, durch die Sachlage ange- 
zeigter Fragen (R. G. Leipzig, VI, S. 138). 

6. Zu dem Urtheilsinhalte gehört schließlich bei Bestreitung 
der Zuständigkeit eines civil-, handeis- oder bergrechtlichen 
Senates die Thatsache der Veränderung in der Zusammen- 
setzung des Senates (§62J.N.), im bezirksgerichtlichen Ver- 
fahren die Bemerkung, dass für die Ergreifung eines Rechts- 
mittels gegen das Urtheil, sowie für das Rechtsmittel verfahren 
überhaupt die Vertretung durch einen Advocaten erforderlich 
ist (§ 447) und im Bagatellverfahren, wenn die schriftliche Aus- 
fertigung der Partei zugestellt werden soll, der Beisatz, dass 
die Berufung nur wegen der im § 477, Z. 1 bis 7 aufgezählten 
Nichtigkeiten ergriffen werden kann (§ 452). 

ij 418. Die für die (rerichtsacten bestimmte schriflliche 
Ähfassung des Urtheiles ist vom Vorsitzenden des Senates und 
vom Schriftführer zu unterschreiben. 

Der Auszug eines Urtheiles muss nebst dem Urtheils- 
Spruche auch die in § 417, Z. 1 und 2 bezeichneten Angaben 
enthalten. 

Vor Zustellung der schriftlichen Urtheüsausfertigungen an 
die Parteien können Auszüge und Ahsdiriften deß Urtheiles 
nicht eriheilt werden. 

Die schriftlichen Ausfertigungen der Urtheile ftlr die 
Parteien werden bei Bezirksgerichten von dem Einzelrichter, 
der das Urtheil gesprochen, bei Gerichtshöfen von dem Vor- 
sitzenden des Senates, dem die Rechtssache zugewiesen ist, bei 
nicht mehr anhängigen Rechtssachen aber von dem Präsidenten, 
des Gerichtshofes unterzeichnet (§ 79, Ges. v. 27. November 1896 
Nr. 217, R.-G.-Bl.). 

Die Gerichte sind verpflichtet, von denjenigen Urtheilen, 
Erkenntnissen und Bescheiden, von welchen sie nach den be- 
stehenden Vorschriften den Gebürenbemessungsämtern Abschriften 
zu erthcilen haben, je eine Abschrift der Steuerbehörde mitzu- 
theilen (§ 271, Ges. v. 25. October 1896, Z. 220 R.-G.-BL). 
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Die Berechtigung zur Abschriftnahme von Urtheilen richtet 
sich nach § 219. 

Die Vorschrift des §418 gilt auch für Beschlüsse (§ 430). 

Berichtigung des Urtheiles. 

§ 419, Die lieridUigung von Schreib- und Bechnungs- 
fehlem oder anderen offenbaren Unrichtigkeiten in dem Vrtheile 
oder in dessen Ausfertigungen kann das Gericht, welches das 
Urtheil gefällt hat, jederzeit vornehmen. Eine Berichtigung von 
amtswegen hat insbesondere aucfi dann stattzufinden, wenn die 
Ausfertigung des Urtheiles mit der vom Gerichte gefällten Ent- 
scheidung nicht übereinstimmt. 

Das Gericht kann über die Berichtigung ohne vorhergehende 
mündliche Verhandlung entscheiden. Gegen den Beschluss, durch 
welchen der Antrag auf Berichtigung zurückgewiesen wird, findet 
ein abgeswdertes Bechtsmittel nicht statt. 

Die Vornnhme einer Berichtigung kann auch in hölierer 
Instanz angeordnet werden, 

1. Da die im § 419 aufgezählten Berichtigungen dem 
Urtheile diejenige Gestalt geben sollen, welche es bei größerer 
Oenauigkeit und ohne das bei der Abfassung oder Ausfertigung 
unterlaufene Versehen von vorneherein hätte haben sollen, so 
muss dem Gerichte die Befugnis eingeräumt werden, diese Be- 
richtigungen , sobald das Bedürfnis dei*selben wahrgenommen 
wird, auch ohne Parteiantrag zu bewirken (Regierungsmotive, 
S. 293). Eine solche Berichtigung kann das Gericht jederzeit, 
also auch nach Rechtskraft des Urtheiles vornehmen (R. G. 
Leipzig, XXIX, S. 405). Eine besondere Form fl\r den Antrag 
ist nicht vorgeschrieben, die vorherige Verständigung des Gegners 
nicht erforderlich. Vor Gerichtshöfen besteht jedoch für den 
Antrag Anwaltszwang (R. G. Leipzig, XXV, S. 404). 

Das Reichsgericht hat in constanter Rechtsprechung die 
Berichtigung solcher offenbarer Unrichtigkeiten und Flüchtig- 
keitsversehen, in welchen der Richter seinen wahren, aus dem 
ganzen Zusammenhange mit Sicherheit erkennbaren Willen nicht 
den sachentsprechenden Ausdruck gab, in allen Theilen eines 
gerichtlichen Urtheiles zugelassen. So sind, um einige Beispiele 
anzuführen, in einer Reihe von Fällen die irrigen Bezeichnungen 
der Parteien, der Vertreter derselben, der Daten u. s. w. be- 
richtigt, es ist, wenn Auslassungen im Urtheilssatze, namentlich 
bezüglich des Kostenpunktes vorkommen, während nach den 
Entscheidungsgründen in bestimmter Weise darüber erkannt 
werden sollte, das Urtheil selbst nachträglich vervollständigt 
worden. Diese Berichtigung hat sich nicht bloß auf einzelne 
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Worte beschränkt, öondern auch auf ganze Sätze erstreckt; es 
sind sogar scheinbare Aenderungen in dem Urtheile vorge- 
nommen oder gebilligt worden, wenn sich der ursprüngliche 
Wortlaut der Urtheilssätze nach der concreten Sachlage als ein 
unzweifelhaftes Versehen im Ausdrucke herausstellte. -Nach 
diesen beispielsweise aufgeführten Entscheidungen rauss zwar 
einerseits in Gemäflheit des im § 416 aufgestellten Grundsatzes 
daran festgehalten werden, dass das Gericht eine von ihm in 
einem Urtheile getroffene Entscheidung nicht mehr zurück- 
nehmen kann, mithin auch die Berichtigung, Erläuterung oder 
Aenderung eines Urtheiles ausgeschlossen erscheint, wenn bei 
dessen Einlassung ein IiTthum unterlaufen ist, welcher auf einem 
materiellen Versehen in der Auffassung und Beurtheilung der 
Sache beruht; andererseits ist aber davon auszugehen, dass zu 
den Versehen überhaupt alle Mängel gehören, die mit dem 
Inhalte der Entscheidungsgründe im Widerspruche stehen und 
derge?talt erkennbar sind, dass aus dem Zusammenhalte von 
Urtheilssatz und Urtheilsgründen sowohl die Existenz des unter- 
laufenen Versehens, als auch das vom Richter wirklicli Gewollte 
mit Gewissheit sich ergibt (R. G. Leipzig, XXIII, S. 401). Wenn 
die UnVollständigkeit des Thatbestandes lediglich in dem Mangel 
eines Vorbehaltes nach §417, letzter Absatz besteht, ist bei 
Führung eines genauen Verhandlung8{)rotokolle8 ein eigenes 
Berichtigungsverfahren überflüssig. Der Entwurf nimmt daher 
diesen Fall der Thatbestandsberichtigung von der Regel des 
§420 aus und erklärt darauf die einfachere Proccdur des § 419 
anwendbar (Regierungsmotive, S. 293). 

2. Eine mündliche Verhandlung über den Antrag ist nicht 
nothwendig, aber zulässig. Sie wird möglichst zu vermeiden 
sein, weil die Kosten gemäß § 422 nur im Falle der Verwerfung 
des Antrages zuzusprechen, sonst aber gegenseitig aufzuheben 
sind. Findet das Gericht eine mündliche Verhandlung anzu- 
ordnen, so steht das Ausbleiben einer oder beider Parteien der 
amtswegigen Berichtigung nicht entgegen, das Ruhen des Ver- 
fahrens tritt nicht ein. Die Vorschrift des § 420, dass bei dem 
Beschlüsse nur jene Richter mitwirken können, welche an der 
UrtheilsfUllung theilnahmen, gilt für die Berichtigung de» 
Urtheiles nicht. Die bereits zugestellten Ausfertigungen sind 
zum Zwecke der Ersichtlichmachung der Berichtigung von 
amtswegen einzufordern (§ 422). Ist jedoch die Ersichtlich- 
machung unmöglich, weil z. B. die Ausfertigung nicht vor- 
gelegt oder verloren gegangen ist, so wird dadurch der Be- 
schluss nicht beeinträchtigt. Da eine solche Berichtigung immer 
nur von demjenigen Gerichte ausgeführt werden kann, bei 
welchem sich die Urschrift des fraglichen Urtheiles befindet. 
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mu88 sich die Intervention einer höheren Instanz^ die sich von 
der Nothwendigkeit einer solchen Berichtigung überzeugt hat, 
auf die Anordnung der Berichtigung beschränken (Regierungs- 
motive, S. 293). Eine solche Intervention der höheren Instanz ist 
vorgeschrieben, um die Nichtigerklärung des Urtheiles wenn 
möglich zu vermeiden (§ 477, Z. 9). 

3. Der Antrag auf Berichtigung des Urtheiles wird durch 
Einlegung der Berufung nicht ausgeschlossen. Die Partei ist 
nicht ausschließlich auf den Richtigstellungsantrag verwiesen, 
sondern kann auch durch die Berufung die Richtigstellung ver- 
anlassen (O. L. G. Jena, Fuchsberger, S. 503). Infolge des Er- 
lasses eines Berichtigungsbeschlusses kann ein neuer Fristen- 
lauf für das Rechtsmittel gegen das Urtheil nicht beginnen 
(R. G. Leipzig, XXIX, S. 405), doch steht gegen die Berichtigung 
selbst der Recurs zu. 

Berichtigung des Ttiatbestftnclee. 

§ 420. Kommen im Thailtestande des Urtheiles andere, 
als die im §419 bezeichneten Unrichtigkeiten vor oder bedarf 
derselbe einer Vervollständigung oder zur Behebung von Dunkelr 
heiten und Widersprüchen einer Erläuterutig, so kann jede Partei 
die erforderliche Berichtigung bei dem Processgerichte binnen 
acht Tagen nach Zustellung des Urtheiles beantragen. Utber einen 
solchen Antrag hat das Gericht mit thunlicMter Beschleunigimg 
nOfCh Anberaumung einer Tagsatzung zur mündlichen Verhand- 
lung, ohne Zulassung einer Beweisaufnahme durch Beschluss zu 
entscheiden. 

Bei der Entscheidung wirken nur jene Richter mit, welche 
an der UrtheilsfäUung Oieilnahmen. Ist einer dieser Richter 
verhindert, so gibt bei Stimmengleichheit die Stimme des Vor- 
sitzenden, und bei dessen Verhinderung die Stimme des älteren 
Richters den Ausschlag. 

Eine Anfechtung des Beschlusses oder eine Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand wegen Versäumung der in Absatz 1 be* 
zeichneten Frist findet nicht statt. 

1. Das Institut der Thatbestandsberichtigung ist im 
Systeme des Entwurfes mit Rücksicht auf die vorgeschlagenen 
Protokollierungsvorschriften von nicht allzu großer Bedeutung. 
Denn im Protokolle wird das Gericht eine verlässliche Grund- 
lage nicht bloß für die Abfassung des Thatbestandes, sondern 
zugleich für die Entscheidung über eine etwaige Kritik des 
Thatbestandes haben. Es kann sich dann eigentlich nur mehr 
um Redactionelles handeln, nicht um wahre Thatsachen^gänzung 

Pürstl, CivIlproccugesetM. 39 



Digitized by V^OOQIC 



— 610 — 

oder um sachliche Berichtigung des Resumes des Verhandlungs- 
stofles (Regierungsraotive, S. 293). Ueber Verlauf und Inhalt der 
Verhandlung liefert gemäß § 215 das Verhandlungsprotokoll 
bei Abgang eines ausdrücklichen Widerspruches vollen Beweis. 
Es erscheint daher im Verfahren erster Instanz vor Gerichts- 
höfen eine Berichtigung des Thatbestandes abweichend von, oder 
im Widerspruche mit dem Inhalte des V^erhandlungsprotokolles 
ohne praktische Bedeutung, weil nach § 498 nur der Wider- 
spruch gegen das Protokoll im Instanzenzuge zu berücksichtigen 
ist. Mit Rücksicht auf die Bestimmungen des § 422, wonach 
die Kosten gegenseitig aufzuheben und nur im Falle der Ab- 
weisung des Antrages dem Antragsteller aufzuerlegen sind, wird 
die Berichtigung des Thatbestandes nicht zu beantragen sein, fm 
Verfahren vor Bezirksgerichten findet eine Berichtigung des 
Thatbestandes im Sinne des § 420 überhaupt nicht statt (§ 447). 
Wenn die Protokollierung des auf den Sachverhalt sich be- 
ziehenden Parteivorbringens bei Bezirksgerichten dem Urtheilsthat- 
bestande (§ 445) oder der Ausfertigung des Beweisbeschlusses 
(§ 444) vorbehalten wird, können die Parteien gegen unrichtige 
Angaben des Thatbestandes über das thatsächliche oder Beweis- 
vorbringen Widerspruch (§ 212) erheben, dessen Bedeutung 
gemäß § 498 im Inscanzenznge zu berücksichtigen ist. 

Die Berichtigung des Urtheilsthatbestandes ist nur im Falle 
der Ergänzung des Urtheiles (§ 423, Anm. 2) und fOr das Be- 
rufungsverfahren von Bedeutung, wenn im Falle der Durch- 
führung der Berufungsverhandlung bei einer einzigen Tagsatzung 
die Daratellung des auf den Sachverhalt sich beziehenden Partei- 
Vorbringens dem Urtheilsthatbestande vorbehalten wird (§ 493) ; 
denn hier fehlt in dem Verhandlungsprotokolle der Sach- 
verhalt, den Parteien war es nicht möglich, ihren Widerspruch 
gegen die mangelhafte Fixierung des thatsächlichen Vorbringens 
anzubringen, und es ist sohin der Antrag auf Berichtigung des 
Thatbestandes das einzige Mittel zur Richtigstellung. 

2. Das Berichtigungsverfahren des § 420 erfolgt nur auf 
Antrag, der Antrag hat mittels Schriftsatzes zu erfolgen, welcher 
dem Gegner bei Anordnung der mündlichen Verhandlung zuzu- 
stellen ist. Derselbe muss eine bestimmte Berichtigung 
verlangen (§ 78), welche Gegenstand der Verhandlung und 
Berichtigung ist. Da die Thatbestandsberichtigung sich an die 
Erinnerung des erkennenden Gerichtes wendet und diese gegen 
die ins Urtheil aufgenommene Sachverhaltsdarstellung anruft, 
fehlt es auch an jedem Substrate für die Zulassung eines Rechts- 
mittels (Regierungsmotive, S. 293), mag dem Antrage statt- 
gegeben oder derselbe abgewiesen werden. Die Verhandlung 
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über die Berichtigting des Urtheilsthatbestandes hat auf den 
Lauf der Rechtsmittelfrist keinen Einfluss (§ 424), jedoch 
kann gemäß § 485 auf Antrag die Beimfungsverhandlung bis 
zur Entscheidung über die begehrte Berichtigung ausgesetzt 
werden, insofeme die geforderte Berichtigung auf die Beurthei- 
lung der Berufung von Einfluss sein könnte. Ist infolge einer 
Berichtigung des Thatbestandes dieser mit dem Urtheilsspruche 
nicht mehr im Einklang und ist diese Uebereinstimmung durch 
eine Ergänzung des Urtheiles im Sinne des § 423 nicht zu 
erreichen , so kann Abhilfe nur im Instanzenzuge getroffen 
werden. 

3. Gemäß des zweiten Absatzes ist das Gericht abweichend 
von der Regel des § 9 J. N. für gehörig besetzt erklärt, wenn 
einer der Richter, welche bei dem Urtheile mitgewirkt haben, 
nicht mit entscheidet, weil er verhindert ist. Die Feststellung 
des Gimndes seiner Verhinderung ist nicht vorgeschrieben. 

Das Ausbleiben einer oder beider Parteien steht der Be- 
richtigung nicht entgegen; ein Ruhen des Verfahrens tritt nicht 
ein. Die bereits zugestellten Ausfertigungen sind zum Zwecke 
der Ersichtlichmachung von amtswegen einzufordern (§ 422). 
Ist jedoch die Ersichtlichmachung unmöglich, so wird dadurch 
die Beschlussfassung weder behindert noch in ihrer Wirkung 
behoben. 

§ 421, Wenn die Vervollständigung des Tfuitbestandes 
lediglich deshalb beantragt wird, weil in demselben Anführungen 
und Beteeise übergangen sind, die gemäß § 417, let&ter Absatz, 
im Thatbestande zu ertvähnen sind, so hat das Processgericht 
gemäß §419 vorzugehen. 

Zu vergleichen Anm. 1 bei § 419. 

§ 422. Eine Berichtigung, tceMie das Gericht nach den 
§§ 419, 420 oder 421 vorzunehmen findet, ist der Urschrift des 
Urtheiles beizusetzen und in allen bereits ertheilten Ausfertigungen 
des Urtheiles, welche zu diesem Zwecke abzufordern sind, ersicht- 
lich zu machen. 

Bei Verwerfung des Antrages auf Urtheüsberichtigung ist 
dem Antragiteller der Ersatz aller entstandenen Kosten aufzu- 
erlegen; sonst sind die Kosten gegenseitig aufzuheben, 

Erg&iizuig des Urtheiles. 

§ 423, Wenn in denh Urtheile ein Anspruch, über welchen 
nach dem UHheilsthntbestande zu entscheiden war, übergangen, 
oder trenn in einem Urtheile über die von einer Partei begehrte 

39* 
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Erstattung der Processkosten nicM oder nur unvollständig erkannt 
wurde, ist das Urtheil durch eine noMrägliche Entscheidung eiv 
ergänzen (Ergängungsurtheil). 

Der Antrag auf Ergänzung ist hei dem Processgerichte 
hinnen acht Tagen nach Zustellung des Urtheiles anzubringen; 
eme Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung 
dieser Frist ist unzulässig. 

Das Gericht entscheidet na>ch vorhergehender mündlicher 
Verhandlung. Diese .Verhandlung ist auf den nicht erledigten 
Theil des Rechtsstreites zu beschränken . Die Abweisung des 
Antrages auf Ergänzung erfolgt mittels Beschluss. 

1. Das in der Hauptsache geftlllte Urtheil hat alle die 
Hauptsache betreffenden Anträge zu erledigen, sofern nicht 
über einzelne dieser Anträge bereits früher entschieden wurde 
oder dieselben einer abgesonderten Erledigung Vorbehalten 
werden (§ 404 j. Es sind dies die durch Klage oder Wider- 
klage geltend gemachten Ansprüche sowohl in der Hauptsache, 
als betreffs der Früchte, Zinsen und anderen Nebenforderungen, 
insbesondere auch der Processkosten, über welche auch ohne 
Antrag zu erkennen ist, wenn nur das Kostenverzeichnis recht-, 
zeitig (§ 54) vorgelegt wurde (§ 52), die Ansprüche auf Fest- 
stellung eines im Laufe des Processes streitig gewordenen 
Rechtsverhältnisses oder Rechtes (§411) und der Anspruch auf 
Leistung eines Entschädigungsbetrages wegen niulhwilliger 
Processi ührung (§ 408). Wird ein solcher Anspruch im Urtheile 
übergangen, so liegt eigentlich nur ein Theil- oder Zwischen- 
urtheil vor, wenn es auch vom Gerichte nicht als solches be- 
zeichnet ist. Es wird gerade so vorzugehen sein, wie wenn 
das Gericht in Ansehung dieses , Anspruches, statt ihn btill- 
schwcigend zu übergehen, eine Trennung der Verhandlung an- 
geordnet hätte (Regierungsmotive, S. 293). 

Für einzelne Angriffs- oder Vertheidigungsmittel (§ 189) 
kann die Ergänzung des Urtheiles nicht verlangt werden. Hievon 
sind auch Gegenforderungen, welche nur durch tlinrede geltend 
gemacht sind, nicht ausgenommen (Wilmowski, S. 519). 

Anderer Meinung Struckmann-Koch Anm. 2. Liegt nicht 
eine wirkliche Uebergebung, sondern nur eine nicht be- 
absichtigte Auslassung vor, so ist nach § 419 vorzugehen. 

2. Voraussetzung der Zulässigkeit der Ergänzung des 
Urtheiles ist, dass der im Urtheile übergangene Anspruch im 
Urtheilsthatbestande hervorgehoben ist (§417). Auf einen mangel- 
haften Thatbestand kann auch nicht unter Bezagn^me auf das 
den Thatbestand wideriegende Verhandlungsprotokoll ein Er- 
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gänzungsantrag begründet werden. Liegt ein solcher Fall vor, 
dann wird die Partei sowohl die Berichtigung des Thatbestandes 
als auch die Ergänzung des Urtheiles zu beantragen haben, über 
welche Anträge auch gemeinsam verhandelt werden kann (Katz, 
S. 113). 

Wenn die Berichtigung des Thatbestandes begehrt wird, 
weil im Thatbestande ein im Urlheilsspruche übergangener 
Anspruch nicht angeführt erscheint, und wenn zugleich wegen 
dieses Anspruches ürtheüsergänzung verlangt wird, so ergibt sich 
von selbst, dass über die Ergänzung nicht vor Erledigung der 
Thatbestandsberichtigung entschieden werden kann, da diese 
erst flir die begehrte Ergänzung das Fundament schaffen muss 
(Regierungsmotive, S. 293). Im Verfahren vor Bezirksgerichten, 
in welchem die Thatbestandsberichtigung im Sinne des § 420 
unzulässig ist (§ 447) wird in diesem Falle ein Antrag auf Er- 
gänzung des Urtheiles nur dann zulässig sein, wenn über er- 
hobenen Widerspruch der Thatbestand entsprechend geändert 
worden ist (§ 445). 

3. Die Ergänzung des Urtheiles kann auch durch die Be- 
rufung angestrebt werden. Da aber in diesem Falle die Sache 
vom Berufungsgerichte zur Verhandlung und Urtheilsftülung an 
das Processgericht erster Instanz zurückzuweisen ist, wenn das 
Berufungsgericht nicht selbst zu erkennen befindet (§ 496), so 
wird sich der Antrag auf Ergänzung des Urtheiles zur Ver- 
meidung von Kosten empfehlen. 

Der Schriftsatz (§ 78) oder das Protokoll (§ 434) muss 
einen bestimmten Ergänzungsantrag enthalten, über den Antrag 
ist mündlich zu verhandeln. 

Die mündliche Verhandlung wird über den noch zu er- 
ledigenden Anspruch in vollem Umfange wieder eröffnet. Da 
es sich hiebei um eine selbständige und selbständiger Anfech- 
tung unterliegende Entscheidung handelt, so brauchen an der 
Verhandlung über den Ergänzungsantrag auch nicht nothwendig 
dieselben Richter theilzunehmen, welche an der Fällung des 
der Ergänzung bedürfenden Urtheils mitgewirkt haben (R. G. 
Leipzig, XXIII, S. 422). Wird über den ausgelassenen Anspruch 
stattgebend oder abweisend entschieden, so erfolgt die Ent- 
scheidung mittels Ergänzungsurtheiles. Nur wenn der Antrag 
auf Ergänzung des Urtheiles abgewiesen wird, geschieht dies 
mittels Bescheides, gegen den Recurs erhoben werden kann. 
Der Antrag ist ohne mündliche Verhandlung zurückzuweisen, 
wenn er wegen Ablaufens der achttägigen Frist, wegen Voll- 
ständigkeit des Urtheiles oder wegen mangelnden Thatbestandes 
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unzulässig erscheint. Durch das Ergänzungsurtheil darf das 
ursprüngliche Urtheil nur ergänzt ^ nicht aber abgeändert 
werden. 

,<5? i24. Die Verhandlung aber die Berichtigung des Ur- 
iheilsthathestandes oder über die Ergänzung des UrtJieües hat 
auf den Lauf der Frist für die Erhebung eines Rechtsmittels 
gegen das Urtheil, dessen Thaibestand berichtigt werden soll oder 
dessen Ergänzung beantragt wird, keinen Einfluss. 

Das Ergänzungsurtheil ist sowohl betreffs der Rechtsmittel 
als auch betreffs der Rechtskraft ein selbständiges Uilheil. So 
lässt es sich auch vermeiden, dass die Verhandlung über den 
Ergänzungsantrag auf den Lauf der Rechtsmittelfristen einen 
störenden Einfluss nehme. Der Zusammenhang zwischen dem 
Ergänzungsurtheile und dem mittels desselben ergänzten Urtheile 
kann, falls beide Entscheidungen angefochten werden, durch 
Vereinigung der Verhandlungen in der Rechtsmittelinstanz be- 
rücksichtigt werden. Um dies zu erleichtem, wurde der Berufungs- 
instanz die Befugnis eingeräumt, das bei derselben anhängige 
Verfahren bis zur Erledigung des in der nnteren Instanz ge- 
stellten Ergänzungsantrages auszusetzen (Regierungsmotive, 
S. 293). 



Zweiter Titel: Beschlüsse. 

§ 425. Sofern na^h den Bestimmungen dieses Gesetzes 
nicht ein Urtheil zu fällen ist, erfolgen die Entscheidungen, An-- 
Ordnungen und Verfiigungen durch BescMuss, 

An seine Beschlüsse ist das Gericht insoweit gebunden, als 
di^elben nicht bloß processleitender Natur sind. 

Die Vorschriften des § 412 sind auf Beschlüsse des Ge- 
richtes sinnge^näß anzuwenden. 

Alle richterlichen Aussprüche, ftir welche nicht die Form 
eines Urtheiles vorgeschrieben ist, erfolgen mittels Beschlusses. 
Die Urtheilsform ist vorgeschrieben für die Entscheidung in 
der Hauptsache (§ 390) als Endurtheil oder als Theilurtheil 
(§ 391) oder Zwischenurtheil (§ 393) oder Ergänzungsurtheil 
(§ 423). Als besondere Arten des Urtheiles werden jene auf 
Giiind von Verzicht (§ 394), auf Grund von Anerkenntnis 
(§ 395) und in VersäumnisftUen (§§ 393 ff.) angeführt. 

Die Entscheidung über den Widei*spruch gegen die "Be- 
willigung der Execution auf Grund eines ausländischen Executions- 
titels hat nach § 83 E. O. mittels Urtheiles zu erfolgen. Ueber 
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Processeinreden ergeht die Entscheidung mittels Beschlusses 
(§ 261). Die Endentscheidung im Besitzstörungsverfahren erfolgt 
mittels Endbeschlusses (§ 459). Wichtig ist die Unterscheidung 
zwischen Urtheil und Beschluss auf die Feststellung des Rechts- 
mittelverfahrens, da gegen Urthcile die Berufung (§461), gegen 
Beschlüsse der Recurs (§ 514) zusteht (§ 390, Anm. 1). 

2. Die Beschlüsse theilen sich in solche erkennender 
und processleitender Natur. Unter den processleitenden Ver- 
fügungen (§ 223, Anm. 1) sind nicht nur solche zu verstehen, 
welche während der mündlichen Verhandlung erlassen werden, 
sondern alle, welche das Gericht oder der Vorsitzende, der 
ersuchte oder beauftragte Richter zur Vorbereitung der Endent- 
scheidung vornimmt, z. B. Verbesserung der Schriftsätze, Zu- 
stellungen, Verfügungen des Vorsitzenden nach § 183 u. s. w. 
Dem Recurse gegen processleitende Verfügungen, femer gegen 
die Verweigerung oder Entziehung 3es Ai-menrechtes (§§ 65, 
06, 68), gegen Strafverfligungen wider einen Zeugen (§§ 326, 
333, 336) oder Sachverständigen (§ 354) kann der verfügende 
oder erkennende Richter selbst stattgeben (§ 522). § 412 ist 
nur anwendbar, wenn dem Beschlüsse eine mündliche Verhand- 
lung vorangegangen ist. 

^' 42(j. ÄUe während der Verhandlung oder Beweisauf- 
nähme vom Senate, von dem Vorsitzenden oder von einem beauf- 
tragten oder ersuchten Richter gefassten Beschlüsse sind zu 
verkünden. Diese Beschlüsse sind den hei der Verkändung an- 
wesenden Parteien in schriftlicher Ausfertigung zuzustellen, wenn 
der Partei ein Rechtsmittel gegen den Beschluss oder das Recht zur 
sofortigen ExectUionsführung auf Grund des Beschlusses ztisteht. 

An Parteien, welche bei der Verkündung nicht anwesend 
waren, ist in diesen Fällen und nebstdem in allen Fällen, in 
welchen die Leitung de^ Verfahrens es erfordert, die Zustellung 
einer schriftlichen Ausfertigung zu bewirken. 

Wenn die Zustellung einer schrißlichen Ausfertigung nicht 
zu erfolgen hat, so begründet die mündliclie Verkündung die 
Wirkungen der Zustellung. 

1. Was die Bekanntmachung der Beschlüsse anlangt, so 
werden die im Laufe einer mündlichen Verhandlung oder über- 
haupt bei Tagsatzujigen (z. B. Beweisaufnahras- oder andere 
nicht zur Verhandlung bestimmte Tagsatzungen) gefassten Be- 
schlüsse den Parteien am einfachsten und raschesten dadurch 
zur Kenntnis gebracht, dass sie den Anwesenden sogleich bei 
der Tagsatzung verkündet werden (Regierungsmotive, S. 294), 
lediglich zur Verkündung voi: Beschlüssen dürfen Tagsatzungen 
nicht angeordnet werden (§ 114 Gesch. -<).). 
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Die Aufnahme in das Verhandlungsprotokoll (§ 208, 209) bildet 
für solche Beschlüsse die einzige Form der Fixierung. Nur 
wenn der anwesenden Partei gegen den Boschluss ein abge- 
sondertes Rechtsmittel (§ 514) oder das Recht zur sofortigen 
Execution zusteht, muss neben der Verkündung auch die Zu- 
stellung einer schriftlichen Ausfertigung erfolgen. Sonst erfolgt 
Zustellung nur auf Verlangen (§ 79 Ger.-Verf.-Ges.). 

Letzteres wird insbesondere dann nothwendig sein, wenn 
in dem Beschlüsse über die Kostenfrage entschieden wurde, 
weil durch denselben eine Streitsache für die Instanz vollständig 
erledigt wird, oder weil die Ersatzpflicht vom Ausgange der 
Hauptsache unabhängig ist (§ 52). 

Als Leistungsfrist betreffs der Kosten werden nach § 409 
14 Tage, im Wechselverfahrcn 3 Tage nach Eintritt der Rechts- 
kraft zu bestimmen sein. Wird die Einwendung der Unzu- 
lässigkeit des Rechtsweges, Unzuständigkeit des Gerichtes, 
Streitanhängigkeit oder Rechtskraft verworfen, so ist die Ent- 
scheidung nicht besonders auszufertigen, sondern in die über 
die Hauptsache ergehende Entscheidung aufzunehmen (§ 261). 

2. Für Beschlüsse, welche der Partei in schriftlicher Aus- 
fertigung zuzustellen sind, beginnt die Rechtsmittel frist mit dem 
Tage nach Zustellung der schriftlichen Ausfertigung (§ 521). 

§ 427. Außerhalb der Tagsatzungen gefasste Beschlüsse 
sind den Parteien durch Zustellung einer schriftlichen Aus- 
fertigung (Bescheid) bekannt zu geben. 

Ein Bescheid, durch welchen ein Antrag einer Partei 
ohne vorhergehende Vernehmung des Gegners abgewiesen wird, 
ist dem Gegner nur auf Ansuchen des Antragstellers zuzustellen. 

Beschlüsse, welche außerhalb einer mündlichen. Verhand- 
lung oder überhaupt einer Tagsatzung gefasst werden, sind 
nicht zu verkünden; bei ihnen ist die Zustellung einer schrift- 
lichen Ausfertigung (Bescheid) das primäre Mittel der Bekannt- 
machung (Regierungsmotive, S. 294). Regel ist die Zustellung 
solcher Bescheide an beide Theile. Ab weisliche Beseheide, 
welche ohne mündliche Verhandlung und ohne schriftliche oder 
mündliche Vernehmung' des Gegners ergehen, sind nur dem 
Antragsteller zuzustellen, außer es wird deren Zustellung an 
den Gegner ausdrücklich beantragt. Nur die Anordnungen und 
Beschlüsse, welche über die gemäß §§ 229, 243 in einem vor- 
bereitenden Schriftsatze gestellten Anträge bei der Anberaumung 
der Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung ergehen, sind 
auch im Falle der Abweisung des Antrages dem Gegner der 
anti'agstellenden Partei zuzustellen (§ 257). Von dem Einlangen 
einer Anzeige über ein vereinbartes Ruhen des Verfahrens, 
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sowie von dem Ausbleiben beider Theile von der Tagsatzung 
hat das Gericht nebst den Processbevollmächtigten auch noch 
die Parteien selbst zu verständigen; den Parteien sind dabei 
die gesetzliehen Folgen des Ruhens des Verfahrens bekannt zu 
geben (§ 170). 

§ 438. Beschlüsse über widerstreitende Anträge und Be- 
schlüsse, durch welche ein Antrag abgewiesen wirdj müssen be- 
gründet werden. 

Hiebet sind die Anträge, über welche im Beschlüsse enf- 
schieden wird, und der Sachverhalt, falls nicht beides aus dem 
gleichzeitig mitgeiheilten Schriftsätze oder aus der Protokolls- 
abschrift zu entnehmen ist, in die Begründung insoweit aufzu- 
nehmen, als es zum Verständnis des Ausspruches oder der Ver- 
fügung erforderlich ist. 

Ob andere als entscheidende und abweisende Beschlüsse 
zu begründen sind, ist dem Ermessen des Gerichtes überlassen. 
Ausführlichere Begründung wird jedocli dann erwartet werden 
dürfen^ wenn sich divergierende Parteianträge gegenüberstehen, 
zwischen welchen der Richter zu entscheiden hat. Wenn der 
Beschluss wegen seiner Bezugnahme auf Anträge oder sonstige 
Vorkommnisse flir sich allein unverständlich wäre oder sich 
nur schwer verstehen ließe, wird den Parteien gleichzeitig mit 
dem Beschlüsse auch der Schlüssel zu dessen Verständnis, sei 
es durch Mittheilung des betreffenden Schriftsatzes oder Proto- 
kolls, sei es durch eine entsprechende Bemerkung in der Be- 
gründung dargeboten werden müssen (Regierungsmotive, S. 294). 
Wenn die Beweisaufnahme durch einen ersuchten oder beauf- 
tragten Richter stattfinden soll, ist in den Beweisbeschluss auch 
der aus der Verhandlung sich ergebende Sachverhalt insoweit 
aufzunehmen, als die Kenntnis desselben zur Leitung und voll- 
ständigen Durchfühning der Beweisaufnahme nothwendig ist 
(§ 277). Ist eine Belehrung der Parteien oder ein Hinweis 
auf die eventuellen Versäumnisfolgen vorgeschrieben (§ 145, 
Anm. 1) so ist auch dieser Beisatz in den Beschluss aufzu- 
nehmen. 

Ist die Beweisführung der Vernehmung der Partei ange- 
ordnet, so ist die Vorladung der abwesenden Partei unter Mit- 
theilung der Thatsachen zu verfügen, über welche die Abhörung 
stattfinden soll (§ 375). 

Ueber den Inhalt der Ladung von Zeugen ist § 329, von 
Sachverständigen § 354, Anm. 1 zu vergleichen. 

§ 429. Die Urschrift des Beschlusses ist, wenn der 
Beschluss von einem Senate gefasst wurde, von dem Vorsitzenden, 
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außerdem aber von dem Richter zu unterschreiben, welcher den 
Beschluss gefasst hat. 

Die schriftliche Ausfertigung eines Beschlusses hat auch 
die in § 417 y Z. 1 und 2, bezeichtieten Angaben eu enthalten. 

Außer den Fällen, welche die für die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechtssachen geltenden Gesetze 
bezeichnen, bedarf bei Gerichtshöfen erster Instanz nach § 37 
des Gesetzes vom 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl., keiner 
Beschlussfassung des Senates: 

1. die einstweilige Zulassung eines Bevollmächtigten 
gemäß § 38 bei Verhandlungen vor dem Vorsitzenden de* 
Senates oder vor einem beauftragten Richter; 

• 2. die sich bei der Liquidierung der AdvocatengebUren 
(Art. VE. -G.) ergebenden Aufträge und Verfügungen mit Au.s- 
nahme der Feststellung der Gebüren selbst; 

3. die Bewilligung des Armenrechtes; 

4. die Aufforderung zur Erlegung von Urkunden gemäß 
§ 82 und zur Rückstellung von Urkunden gemäß § 83; 

5. Die Entscheidung über die Wiedereinsetzung gegen die 
Versäumung der ersten Tagsatzung; 

6. die Entscheidung über die Processkosten und die Fest- 
stellung des zu ersetzenden Betrages, falls die Klage vor oder 
bei der ersten Tagsatzung zurückgenommen wird; 

7. der Auftrag zur Zustellung der Berufungs- und Revi- 
sionsschrift an den Gegner und der von diesem überreichten 
Schriftsätze an den Berufungs- oder Revisionswerber und die 
Vorlage von Berufungen, Revisionen und Recursen und der 
dazu gehörigen Schriften und Acten an die Rechtsmittelinstanz 
oder an das Gericht, das die Acten an die Rechtsmittelinstanz 
zu befördern hat; 

8. Geschäftsstücke, die anderen Behörden zu ertheilende 
Auskünfte zum Gegenstande haben, sowie die Einholung von 
Auskünften bei anderen Behörden und die bei Anbringung von 
Klagen in einzelnen Fällen vorgeschriebene Verständigung an- 
derer Behörden; 

9. Verwahrungsaufträge und Erfolglassungen, die der Be- 
wirkung des Umtausches verloster Effecten, der Behebung neuer 
Couponbögen, der Durchführung manipulativer depositenämt- 
licher Maßnahmen oder der Bewirkung des Erlages der fest- 
gesetzten Sicherheitsleistung für die Processkosten und deren 
Erfolglassung nach Beendigung des Verfahrens dienen ; Zuständig 
ist der Vorsitzende oder auf dessen Anordnung ein Mitglied 
des Senates (§ 22, Gesch.-Ordn.). 
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10. die Ertheilung von Bestätigungen über die gesetz- 
mäßige Beschaffenheit der Handelsbücher; 

11. In Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streit- 
sachen (kais. Pat. V. 9. August 1854, Nr. 208 R.-G.-Bl.) alle 
Verfügungen, welche die Eröffnung oder die Leitung des Ver- 
fahrens und die Vorbereitung der meritorischen Beschlussfassung 
betreffen, oder welche keinen entscheidenden Einfluss auf die 
Rechte der Parteien nehmen und nach dem Gesetze zweifellos 
sind, sowie die Bestimmung der Zeugen- und Sachverständigen- 
gebüren. 

12. die Aufforderung der Betheiligten zm* Bcwirkung der vor- 
geschriebenen Anmeldungen zum Handels- und Genossenschafts- 
register, mit Ausschluss der Verhängung von Ordnungsstrafen, 
die Anordnung der im Handels- und Genossenschaftsregister 
von amtswegen zu vollziehenden Anmerkungen, die Bewilligung 
amtlicher Zeugnisse aus dem Handels- und Qenossenschafts- 
register oder dessen Urkunden, sowie alle Verfügungen, welche 
bloß die Leitung des Verfahrens und die Vorbereitung der 
meritorischen Beschlussfassung betreffen, oder deren Erledigung 
nach dem Gesetze zweifellos ist; desgleichen ist die Aufsicht 
über die Ausführung der Registereintraguiigen von einem ein- 
zelnen Richter zu besorgen; 

13. die Erledigung der gerichtlichen Aufkündigung einer 
Hypothekarforderung ; 

14. Beschwerden gegen Angestellte der Gerichtskanzlei, 
Vollstreckungsbeamte und Gerichtsdiener zur Abhilfe gegen 
Verweigerung oder Verzögerung der ihnen aufgeti'agenen Amts- 
handlungen oder wegen des von ihnen bei solchen Amtshand- 
lungen beobachteten Verfahrens, sofern die Beschwerde beim 
Gerichte und nicht bei den mit der Aufsicht über die Gerichts- 
kanzlei betrauten richterlichen Beamten, bei dem Executions- 
commissär oder bei dem Vorsteher des Gerichtes, bei dem der 
Beamte verwendet wird, angebracht ist. 

Einer Fertigung des Beschlusses, auch des Endbeschlusses 
im Besitzstömngsverfahren (§ 459), durch den Schriftführer, wie 
dies für das Urtheil vorgeschrieben ist (§ 418) bedarf es nicht. 

Bei der schriftlichen Ausfertigung von Beschlüssen kann 
die AnfÜhnmg der Namen der Richter durch die Angabe des 
Senates, der den Beschluss gefasst hat, und bei Bezirksgerichten, 
die mit mehreren Einzelrichtem besetzt sind, durch die Angabe 
der dem betreffenden Richter übertragenen Abtheilung des Ge- 
richtes ersetzt werden. Diese Angaben müssen nicht im Texte 
des Beschlusses enthalten sein (§ 79, Ges. v. 27. November 1896, 
Nr. 217 R.-G.-Bl.), können sohin auch in der Datierung vor- 
kommen. 
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§ 430. In Ansehung der Eriheilung von Ausfertigungen 
und AusBügeUj dann der Berichtigung von Beschlüssen und 
der Ergämting derselben, wenn über einen Antrag der Partei 
theäweise nicht erkannt tvurde oder wenn der beantragte Aus-- 
Spruch über die Erstattung der Processkosten fehlt oder un- 
vollständig ist, gelten die Vorschriften der §§ 418, 419, 423 
und 424, 

Die schriftlichen Ausfertigungen der Beschlüsse, Vergleiche 
und Decrete, sowie die in einer Rechtssache ertheilten Amts- 
zeugnissc und die an andere Behörden gerichteten Schreiben 
und Berichte werden bei Bezirksgerichten von dem Einzel- 
richter, der die betreffende Erledigung beschlossen hat, alle 
anderen schriftlichen Ausfertigungen aber vom Vorsteher des 
Gerichtes unterzeichnet. 

Bei Gerichtshöfen werden alle in Rechtssachen der .streitigen 
Gerichtsbarkeit und in Executionssachen vorkommenden Aus- 
fertigungen, Amtszeugnisse, Schreiben und Berichte, sofern nichts 
anderes bestimmt ist, von dem Vorsitzenden des Senates, dem 
die Rechtssache zugewiesen ist, bei nicht mehr anhängigen 
Rechtssachen aber von dem Präsidenten des Gerichtshofes unter- 
zeichnet; dieser unterschreibt auch die Ausfertigungen in allen 
übrigen nicht zur streitigen Gerichtsbarkeit gehörigen Angelegen- 
heiten (§ 79, Ges. V. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-BI.). 

Die Gerichtskanzlei hat die von den Parteien nach Zu- 
lässigkeit des Gesetzes begehrten Ausfertigungen, Auszüge und 
Abschriften aus den Gerichtsacten zu ertheilen; dieselben sind 
vom Vorsteher oder von dem leitenden Beamten der Gerichtskanzlei 
oder von dem besonders dazu bestimmten Kanzleibeamten zu 
unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen. Bei 
Beschlüssen, die einem schriftlich angebrachten oder zu Protokoll 
erklärten Antrage ohne Einschränkung willfahren, einschließ- 
lich der auf Grund von Klagen und schriftlichen Gesuchen zu 
erlassenden Zahlungsbefehle im Wechsel- und IMahnverfahren 
und der auf Grund gerichtlicher Aufkündigungen gemäß § 562 
C. P. O. ergehenden gerichtlichen Aufträge, kann der Gerichts- 
kanzlei die Entwerf ung der Beschlussausfertigung aufgetragen 
und die Zurückbehaltung einer Urschrift oder Abschrift durch 
einen kurzen Bewilligungsvermerk auf der Eingabe oder dem 
Protokolle ersetzt werden (§ 56 Ger.-Verf.-Ges.). 

Eine Ergänzung des Beschlusses (§ 423) kann auch ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung erfolgen, wenn dem 
Beschlüsse keine solche vorangegangen ist. 
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Dritter Theil. 

VerCahren vor den Bezirksgerlohten. 



§ 431. Auf das Verfahren vor den Bezirksgerichten finden , 
sofern nichts anderes bestimmt ist, die Vorschriften über das 
Verfahren vor den Gerichtshöfen erster Instanz Anwendung, 

Die durch die Vorschriften des zweiten Theües für den 
Senat oder dessen Vorsitzenden begründeten Befugnisse und Ob- 
liegenheiten sind im Verfahren vor Bezirksgerichten durch den 
Einzehrichter auszuüben. 

1 . Vor den Bezirksgerichten sind die persönlichen Voraus- 
setzungen andere als im Gerichtshofverfahi'en. Ein einziger Richter, 
der weder die Vorbereitung der Verhandlung, noch einzelne 
Acte der Processleitung oder des Beweisverfahrens auf andere 
übertragen kann, alles allein besorgen muss ; keine Rechtsfreunde, 
welche den Richter durch entsprechende Präparierung des Ver- 
handlungsstoffes unterstützen könnten, oder es kann doch auf 
die Intervention von Advoc^ten auf Seite beider Parteien nicht 
gerechnet werden; und endlich der Mehrzahl nach Parteien, 
welche des Rechtsganges und seiner Anforderungen ganz unkundig 
sind (Regierungsmotive, S. 294). Da im bezirksgerichtlichen 
Verfahren eine Vertretung durch Advocaten nicht geboten ist, 
kann die Partei Processhandlungen entweder in Person oder 
durch Bevollmächtigte vornehmen (§ 26), in Streitsachen, deren 
Wert 500 Gulden nicht übersteigt, jede eigenberechtigte Pei-son 
männlichen Geschlechtes zum Bevollmächtigten bestellen, während 
als Bevollmächtigter in Streitsachen von mehr als 500 Gulden an 
Orten, an welchen wenigstens zwei Advocaten ihren Sitz haben, 
nur Advocaten zuzulassen sind (§ 29). 
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Die Erkläiung üler die eitheiite Bevollmächtigung kann 
auch zu gerichtlichem Protokolle aufgenommen werden (§ 30). 
Es kann ProcessvoUmacht oder auch nur Vollmacht zu einzelnen 
Processhandlungen ertheilt werden (§ 33). Parteien, welche 
das Annenrecht genießen und die Klage bei einem Gerichte 
außerhalb ihres Wohnsitzes oder ständigen Aufenthaltes anbringen 
müssen, können die Klage bei dem Bezirksgerichte ihres Wohn- 
sitzes oder Aufenthaltsortes zu Protokoll erklären und verlangen^ 
dass ihnen zur Wahrung ihrer Rechte ein Beamter der Staats- 
anwaltschaft oder des Gerichtes zum Vertreter bestellt werde. 

Eine Unterbrechung des Verfahrens tritt durch den Tod 
des zum ProtessbevoUmächtigten bestellten Advocaten im Ver- 
fahren vor Bezirksgerichten nicht ein (§ 160). Die übrigen 
Abweichungen enthalten die nachfolgenden Paragraphe. 

Die Vorschriften über die Verpflichtung zur Beantwortung 
der Klage mittels vorbereitenden Schriftsatzes, sowie die Be- 
stimmungen über die erste Tagsatzung und über das vorbereitende 
Verfahren sind durch § 440 modificiert. Parteien, welche nicht 
durch. Advocaten vertreten sind, können die Klage und alle 
Gesuche, Anträge und Mittheilungen zu Protokoll anbringen 
(§ 434). Rechtsunkundige, nicht durch Advocaten vertretene 
Parteien sind entsprechend anzuleiten und zu belehren (§ 4321. 
/ 2. Da im Verfahren vor Bezirksgerichten der Einzel- 
dichter die Obliegenheiten des Vorsitzenden und des Senate* 
auszuüben hat, so ist seine Macht eine viel größere und es 
entfällt insbesondere eine Entscheidung des Senates über die 
Verfügungen des Einzelrichters (§§ 186, 342, 516). 

Die in den §§ 180 bis 194 dem Vorsitzenden des Senates, 
und dem Senate beigelegten Befugnisse kommen im Verfahren 
vor Bezirksgerichten dem Einzelrichter zu (§ 1*J5), desgleichen 
die in den §§ 197 bis 202 enthaltenen Vorschriften über die 
Sitzungspolizei (§ 203). 

Besondere Bestimmungen trifl^t das Gesetz betreffs des 
Bagatellverfahrens (§§ 448 bis 453) und des Besitzstörungsver- 
fahrens (§§ 454 ff.), dann das bei § 447 aufgenommene Geseta 
vom 27. November 1896, Nr. 218 R.-G.-Bl., betreffs des Ver- 
fahrens vor Gewerbegerichten. 

^ 432, Der Richter hat Parteien, welche rechtsunkandiff 
und nicht durch Advocaten vertreten, sind, erforderlichenfaiU 
die zur Vornahme ihrer Processhandlungen nöthige Anleitung 
zu gehen und dieselben über die mit t/tren Handlungen oder 
Unterlassungen verbundenen Rechtsfolgen zu belehren. 

Insbesondere hat der Richter solche Parteien bei Verkün- 
düng seiner Entscheidungen auf die Frist, binnen tcdclier eine 
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Entscheidung durch ein Rechtsmittel angefochten werden kann, und 
auf die gesetzlichen Bestimmungen, welche die Bestellung eines 
Advocaten als Processbevollmächtigten für die Ergreifung des 
Rechtsmittels vorschreiben, aufmerksam zu machen. 

Der Mangel eines rechtsfreundlichen Beistandes muss durch 
Belehrung insoweit ersetzt werden, als dies für den geordneten 
Gang des Verfahrens und für die Bewahrung der Partei vor 
unverschuldeten Rechtsnachtheilen erforderlich ist. Eine solche 
richterliche Intervention ist überhaupt nothwendig, namentlich 
aber bei Einführung eines neuen Processgesetzes, dessen Kenntnis 
sich in der Bevölkerung erst nach längerer Zeit einleben kann. 
Daher war dem Richter principiell die Pflicht aufzuerlegen, den 
Parteien die zur Vornahme ihrer Processhandlungen nöthigen 
Anleitungen zu geben, sie durch entsprechende Rechtsbelehrung 
zu unterstützen. Wegen der besonderen Wichtigkeit wurde bei 
der Bezeichnung der Gegenstände der richterlichen Belehrung 
hervorgehoben, dass den Parteien durch ihre Rechtsunkunde 
nicht die Möglichkeit verkümmert werden dürfe, richterliche Ent- 
scheidungen durch Rechtsmittel anzufechten. Dies schärft auch 
§ 447 von neuem ein. Nur eine Ausübung dieser allgemeinen 
Ünterweisungs- und Belehrungspflicht des Richter ist es, was 
§ 435 betreffs Aufnahme der Klage, beziehungsweise Prüfung 
derselben und die §§ 437 und 438 betreffs Ladung des Klägers 
und Beklagten vom Richter verlangen (Regierungsmotive, 
S. 2^0). 

Die Verkündung der Entscheidungen richtet sich nach 
§ 414 und § 426. Bei nicht verkündeten Entscheidungen ist 
die Belehrung nur für das Urtheil vorgeschrieben (§ 447). 

Die Frist, binnen welcher eine Entscheidung durch ein 
Rechtsmittel angefochten werden kann, beträgt 14 Tage (§§ 464, 
505, 521), im Verfahren bei Streitigkeiten aus dem Bestand- 
vertrage acht Tage (§ 575). 

Für das Verfahren vor allen Gerichten höherer Instanz 
besteht Anwaltszwang (§ 27). An Orten, in welchen nicht 
mindestens zwei Advocaten ihren Sitz haben, können die Be- 
rufungsschriften durch entsprechende Erklärungen zu gericht- 
lichem Protokolle ersetzt werden (§ 465). 

Wenn am Orte des Processgerichtes zwei oder mehrere 
Advocaten ihren Sitz haben, hat das Processgericht der armen 
Partei, welche keinen Advocaten hat, auf Antrag oder von 
amtswegen einen Beamten der Staatsanwaltschaft oder des Ge- 
richtes zur Abfassung der Berufungsschrift zu bestellen (§ 90, 
Ges. V. 27. November 1896, Nr. 207 R.-G.-Bl.). 

Fürst], CiyllprooeugeMts«. 4Q 
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Bei Bezirksgerichten können Recurse von Parteien, welche 
nicht durch einen Advocaten vertreten sind, auch mündlich zu 
Protokoll angebracht werden, schriftliche Recurse müssen mit 
der Unterschrift eines Advocaten versehen sein (§ 520). 

§ 433, Wer in e^'ner Rechtssache^ in welcher der Betrag 
oder Wert des Streitgegenstandes fünfhundert Gulden nicht 
übersteigt, eine Klage zu erheben beabsichtigt, ist berechtigt, vor 
Einbringung derselben bei dem für die Klage zuständigen Bezirks- 
gerichte die Ladung des Gegners zur Verhandlung und zum 
ZwecJce des Vergleichsversuches zu beantragen^ wenn der Gegner 
im Sprengel des Bezirksgerichtes seinen Wohnsitz hat. An 
Orten, an welchen mehrere Bezirksgerichte bestehen, kann eine 
solche Ladung außerdem an alle Personen ergehen, die an diesem 
Orte, wenngleich außerhalb des Sprengeis dts zuständigen Bezirks- 
gerichtes, ihren Wohnsitz haben 

Gegen die Entscheidung über einen solchen Antrag ist ein 
Rechtsmittel nicht zulässig. 

Auch bei solchen Anträgen hat das Gericht seine Zu- 
ständigkeit zu prüfen. 

Ansprüche, welche zur Zuständigkeit des Gerichtshofes 
gehören oder deren Wert 500 Gulden übersteigt, sind zur 
Vornahme eines Sühnversuches nicht geeignet. Die örtliche 
Unzuständigkeit ist nur insofern nicht zu berücksichtigen, als 
am Wohnorte des Schuldners mehrere Bezirksgerichte bestehen. 

Mündliche Anträge sind in der Gerichtskanzlei anzu- 
bringen und sogleich durch Ausfertigung der Ladung an den 
Gegner und mündliche Bekanntgabe des Verhandlungstages an 
die erschienene Partei zu erledigen. Ein Protokoll ist nicht 
aufzunehmen. Die Ladung ist der erschienenen Partei zur Zu- 
stellung zu übergeben. Schriftliche Anträge sind auf dieselbe 
Art durch die Gerichtskanzlei zu erledigen, dem Antragsteller 
ist der Verhandlungstag schriftlich bekannt zu geben (§ 147 
Gesch. O.). Der Antrag kann auch an Gerichtstagen gestellt 
werden (§ 57 Gesch. C).). Das Ausbleiben von der Tag- 
satzung hat keine Rechtsfolgen. Erscheinen beide Parteien, so 
ist die Herbeiführung eines Vergleiches zu verauchen, kommt 
ein Vergleich zustande, so ist dessen Inhalt über Antrag in das 
Verhandlungsprotokoll aufzunehmen (§ 204). 

Die Intervention von Rechtsfreunden oder sonstigen Be- 
vollmächtigten ist nicht ausgeschlossen. Die Kosten des ab- 
geschlossenen Vergleiches sind, M-enn nicht etwas anderes ver- 
einbart wird, als gegenseitig aufgehoben anzusehen (§ 47). 

Bleiben die Vergleichsverhandlungen erfolglos, so ist die 
Verpflichtung zum Ersätze der mit denselben verbundenen 
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Kosten von der Entscheidung der Hauptsache abhängig. Mit 
Zustimmung des Beklagten kann auch sofort die Klage auf- 
genommen und über dieselbe verhandelt werden (§ 439). 

^ 434, Die Klage, sowie alle außerhalb der mündlichen 
V**rhiindlung vor zubringenden Gesuche, Anträge und Mit- 
ihcilungen können die Parteien, wenn sie nicht durch Äduocaten 
vertreten sind, zu Protokoll anbringen. 

Das Anbringe» der Klage und aller sonstigen Gesuche zu 
Protokoll ist nur dann zulässig, wenn die Partei nicht durch einen 
Advocaten vertreten ist, sofern ein Protokollaranbringen im 
conereten Falle nicht auch im Gerichtshof verfahren (§§ 72, 162, 
384, 22 J. N.) erfolgen kann. Außer der schriftlichen und 
protokollarischen Anbringung der Klage ist auch die mündliche 
Erhebung derselben bei gleichzei^gem Erscheinen beider Parteien 
vor Gericht vorgesehen (§ 439). In diesem Falle erfolgt keine 
Zustellung und die Streitanhängigkeit tritt mit dem Zeit- 
punkte der Geltendmachung in der mündlichen Verhandlung 
•ein (§ 232). 

Das protokollarische Anbringen ist nach den Bestimmungen 
liber die Schriftsätze einzurichten (§ 79). Für die nach § 81 
noth wendigen Abschriften der Beilagen hat die Partei zu sorgen, 
•doch kann ihr das Gericht durch amtliche Ausfertigung der- 
selben an die Hand gehen. Die Kosten der gerichtlichen Aus- 
fertigung von Beilageabschriften sind von der das Armenrecht 
^genießenden Partei nicht anzusprechen (§ 64). 

Anträge, Gesuche und \>ei Gericht abzugebende Erklärungen, 
<lie mündlich vorgebracht werden dürfen und nicht nach gesetz- 
licher Vorschrift vom Richter selbst entgegen zu nehmen sind, 
Ikönnen in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen werden. 
Das Protokoll ist erforderlichenfalls dem zuständigen Gerichte 
•einzusenden (§ 56 Ges. v. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.). 
Ueber die Mitwirkung der Gerichtskanzlei vgl. den Nachtrag. 

^ 435. Wenn die schriftlich überreichte Klage nach An- 
sicht des Richters in irgend einem Punkte einer Ergänzung oder 
Aufklärung bedarf, oder wenn sich gegen die Einleitung des 
Verfahrens Bedenken ergeben, hat der Richter dem Kläger, 
wenn derselbe nicht durch einen Advocaten vertreten ist, vor Er- 
iedigunq der Klage, zu den entsprechenden Vervollständigungen 
oder Richtigstellungen die nöthige Anleitung zu geben. 

Erscheint die mündlich zu Protokoll gegebene Klage wegen 
ünzulässigkeit des Rechtsweges, Unzuständigkeit des Gerichtes, 
wegen Mangels der persönlichen Befugnis zur Klage oder wegen 
mangelnder Processfähigkeit des Beklagten unzulässig, so ist 
hierüber dem Kläger wündlich oder auf Verlangen schriftlich 

40* 
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Belehrung zu ertheilen. Ebenso ist, wenn die Klage affenbar 
unbegründet erscheint, dem Kläger mündlich eine angemessene Be- 
lehrung zu ertheilen. Die Aufnahme der Klage darf jedoch 
nicht verweigert werden, wenn der Kläger trotz der Belehrung- 
auf der Protokollierung besteht. 

Neben der Beseitigung von Formgebrechen (§ 84) hat 
das Gericht immer von amtswegen auf die Beseitigung des 
mangelnden Nachweises der Processfehigkeit, der gesetzlichen 
Vertretung und der etwa erforderlichen besonderen Ermächti- 
gung zur Processflihrung (§ 6) und auf die Behebung des. 
mangelnden Nachweises der Voljmacht zu sehen. Außerdem 
ist bei Parteien, welche nicht durch Advocaten vertreten sind, 
für die Einhaltung der Vorschriften des § 226 über den Inhalt 
der Klage zu sorgen. Bei mündlich zu Protokoll gegebenen 
Klagen tritt die mündliche oder schriftliche Belehrung 
über die mangelnde active oder passive Processfthigkeit (§ 1), 
die Unzulässigkeit des Rechtsweges (§ 42 J. N.), die Unzu- 
ständigkeit des Gerichtes (§ 43 J. N.) und die mündliche 
Belehrung über die offenbare Unbegründetheit der Klage hinzu. 
Ein Zwang zum Erscheinen der Partei zum Zwecke der Ver- 
vollständigung der Klage besteht nicht. Kommt die Partei den 
richterlichen Anleitungen nicht nach, so ist die Klage, wenn 
die Bedingungen dazu gegeben sind, als zur Anordnung der 
Tagsatzung nicht geeignet zurückzustellen (§ 230) oder, auch 
wenn sie offenbar unbegründet ist, die Tagsatzung zur münd- 
lichen Verhandlung anzuordnen. 

§ 436. Die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung über 
die Klage kann in dringenden Fällen und insbesondere bei 
Klagen wegen Besitzstörung auf den nämlichen Tag anberaumt 
werden, an welchem die Klage bei Gericht angebracht wurde^ 

Wenn der Richter die Abhaltung einer ersten Tagsatzung^ 
(§ 239) für zweckdienlich hält, so hat er dies in Erledigung^ 
der Klage ausdrücklich zu bestimmen, sonst ist, nachdem 
die Verpflichtung des Beklagten zur Beantwortung der Klage 
mittels vorbereitenden Schriftsatzes (§ 243), sowie die Bestim- 
mungen über das vorbereitende Verfahren (§ 2^5) keine An- 
wendung finden (§ 440), die Tagsatzung sofort zur mündlichea 
Streitverhandlung und zwar in der Regel so anzuberaamen, 
dass zwischen der Zustellung und der Tagsatzung ungefilhr 
ein Zeitraum von 14 Tagen zu liegen kommt (§ 231). 

Zugleich ist über die gemäß § 229 gestellten Anträge zu 
entscheiden (§ 257). Verzögerungen in der Zustellung können, 
gemäß § 139 zur Erstreckung der Tagsatzung führen. 
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§ 437. Der Kläger ist durch Zustellung einer Am- 
fertigung des über die Klage ergehenden Beschlusses mit der 
Aufforderung zur mündlichen Verhandlung zu laden , die 
während der Verhandlung in Augenschein zu nehmenden Gegen- 
stände wnd die sich auf den Rechtsstreit beziehenden dem Gerichte 
moch nicht in Urschrift vorliegenden Urkunden zur Tagsatzung 
mitzubringen. In der Ladung ist dem Kläger bekannt zu geben, 
welche Nachtheile das Gesetz mit dem Versäumen der Tag- 
satzung verbindet. 

Die Ladung (§ 131) erfolgt nach den allgemeinen Grund- 
sätzen. Hat der Kläger die Bestellung eines Processbevollmäch- 
tigten nachgewiesen, so erfolgt die Ladung an diesen (§ 93). 
Die Auffordeining zur Beibringung der Augenscheinsgegenstände 
und Urkunden hat in Ausübung der processleitenden Befug- 
nisse der §§ 183, 229 und der diesbezüglichen Verpflichtung 
der Partei zu erfolgen. Ein allgemeiner Beisatz in jeder über 
die Klage ergehenden Ladung dürfte sich nach den in der 
Praxis diesbezüglich im Besitzstörungsverfahren gesammelten 
Erfahrungen nicht empfehlen, da rechtsunkundige Parteien 
dadurch veranlasst werden, zur Sache gar nicht gehörige Ur- 
kunden mitzubringen und dem Richter vorzulegen. 

Da es sich nunmehr auch um Augenscheinsgegenstände 
handelt, würde dadurch der Partei, z. B. bei Viehmängeln, bei 
Bemängelung einer Maschine oder einer größeren Warenmenge 
in vielen Fällen unnöthiger Aufwand an Mühe und Zeit ver- 
ursacht werden. 

Die Aufforderung wird sich daher auf bestimmte, in den 
Händen des Klägers befindliche und von ihm in der Klage 
bezogene Urkunden und nach Lage der Sache auf bestimmte 
Augenscheinsgegenstände zu beschränken haben, deren Herbei- 
schaffung ohne erhebliche Schwierigkeiten (§ 368) möglich ist 
und deren Besichtigung voraussichtlich nothwendig und nach 
Lage der Sache auch in der angeordneten mündlichen Tag- 
satzung möglich sein wird, weshalb gegebenenfalls auch gleich- 
zeitig die Ladung eines oder mehrerer Sachverständiger zu 
veranlassen sein wird. 

Dagegen ist dem Kläger immer bekannt zu geben, dass 
im Falle seines Ausbleibens das auf den Gegenstand des Rechts- 
streites bezügliche thatsächliche Vorbringen des erschienenen 
Beklagten, soweit dasselbe nicht durch die vorliegenden Be- 
weise widerlegt wird, für wahr gehalten und auf dieser Grund- 
lage auf Antrag der erschienenen Partei über das Klagebegehren 
durch Versäumungsurtheil erkannt würde (§ 396). Wird dieser 
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Beisatz nnterlafisen^ so kann ein Versänmungsartheil nicht gefäUt 
werden (§§ 145, 402). 

Bei Erledigung der Klage hat auch die vorgeschriebene 
Verständigung gewisser Behörden (§ 230) zu erfolgen. 

§ 438, Die Ladung des BekUuften geschieht durch Zu- 
stellung einer schriftlichen Ausfertigung des über die Klage er- 
gehenden Beschlusses unter gleidizeitiger 3Iittheüung eines' Erem- 
plares der schriftliehen Klage oder einer Abschrift des über die 
Klage aufgenommenen ProtokoUes. Bei protokollarischer Ergänzung^ 
oder RictitigsteUung der schriftlichen Klage ist dem Beklagten 
auch eine Abschrift dieses Protokolles zuzustellen. Der Beklagte 
ist zugleich aufzufordern, die sich auf den Rechtsstreit heziehenrlen 
Augenscheimgegenstände und Urkunden zur Tagsatzung miizu- 
bringen und tvegen der Vorlage der im Besitze des Gegtwrs oder 
in Verwahrung einer öffentlichen Behörde oder eines Notars be- 
findlichen Beweisurkunden und Augenscheinsgegenstände, sowie 
wegen etwaiger gerichtlicher Vorladung von Zeugen noch vor der 
für die mündliche Verhandlung anberaumten Tagsatzung seine- 
Anträge zu stellen. In der Ladung ist dem Beklagten bekannt 
zu geben, welche Nachtheüe das Gesetz mit dem Versäumen der 
Tagsatzung verbindet. 

Die Ladung des Beklagten hat zu eigenen Händen (§ 106)i 
zu erfolgen. 

Bei Streitgenossen hat jeder derselben eine Ausfertigung^ 
zu erhalten f§ 80). Die Belehrung über die Verpflichtung zur 
Namhaftmachung eines ZustellungsbevoUraächtigten (§ 97) kana 
der mündlichen Verhandlung vorbehalten werden. Außerdem 
sind jedem Beklagten Abschriften der KJagsbeilagen zuzustellen 
(§ 81). Die Aufforderung wegen Beischaffung der Augenscheins- 
gegenstände und Urkunden ist aus den bei § 437 angeführten 
Gründen falcultativ. Nur jene Urkunden und Augenscheins- 
gegenstände, deren Vorlage der Kläger beantragt hat (§ 229) 
oder deren ßeischaffung der Richter für nothwendig erachtet 
(§ l'"^'^), werden in der Aufforderung zu bezeichnen sein, soferu 
die Herbeischaffung der Augenscheinsgegenstände ohne erheb- 
liche Schwierigkeiten (§ 36bj möglich und deren Besichtigung 
voraussichtlich nothwendig erscheint und nach Lage der Sache 
in der angeordneten Tagsatzung vorgenommen werden kann. 

Dagegen ist die Aufforderung zur Stellung der Anträge 
wegen Beischaffung der im Besitze des Klägers (§ 303) oder 
in Verwahrung einer öffentlichen Behörde oder eineä Notars 
befindlichen Urkunden und Augenscheinsgegenstände (§ 229) 
sowie wegen Ladung von Zeugen obligatorisch und soll dem 
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Ikklagten die Möglichkeit bieten, die Herbeischaflfang derselben 
trotz Wegfall der Klagebeantwortung (§ 243) ohne Verzögerung 
der Verhandlung zu erwirken. Die Zeugen kann der Beklagte 
auch zur Verhandlung mitbringen (§ 28ö). Die Rechtsbeleh- 
rung über die Folgen des Ausbleibens ist dieselbe wie für den 
Kläger (§ 457). Bei Unterlassung derselben kann ein Ver- 
öäumungsurtheil nicht gefällt werden (§§ 145, 402). 

,^* 439. An bestimmten Gerkhtstagen, tvelche im voraus 
festzusetzen und durcft Anschlag am Gerichtshause bekannt zu 
machen sind, kann der Kläger mit der Gegenpartei auch ohne 
Vorladung vor Gericht erscheinen, um einen Rechtsstreit an- 
hängig zu machen und darüber zu verhandeln. 

In diesem lalle ist das Klagebegehren in dem Verltand- 
lungsprotokolle aufzuzeichnen. 

Die Vorschrift des § 439, welche den Parteien gestattet, 
ganz ohne alle Vorbereitung, ohne Klage und Ladung, vor 
<7ericht zu erscheinen, um einen Rechtsstreit anhängig zu machen 
und darüber sofort zu verhandeln (Regierungsmotive, S. 29o), 
setzt den übereinstimmenden Willen der Parteien voraus. Wenn 
nach dem Vortrage der Klage der erschienene Beklagte nicht 
verhandeln will, so >\ird ein Versäumuiigsurtheil nicht erlassen 
Verden dürfen, weil er nicht ordnungsmäßig geladen war (§ 402). 
Es wird in diesem Falle die Klage in das Verhandlungsprotokoll 
aufzunehmen und dem Beklagten unter Anordnung einer neuen 
Tagsatzung ordnungsmäßig zuzustellen sein. 

Die Streitanhängigkeit tritt mit dem Zeitpunkte der 
Geltendmachung in der mündlichen Verhandlung ein (§ 232), 
l^llt also mit der Klagsanbringung zusammen. 

Der Justizminister kann die Abhaltung regelmäßiger Ge- 
richtstage (Amtstage) außerhalb des Gerichtssitzes anordnen. 
Bei besonderem Geschäftsandrang kann vom Präsidenten des 
Gerichtshofes erster Instanz die Abhaltung eines oder mehrerer 
außerordentlicher Gerichtstage gestattet werden (§ 29 Ger.-Verf.- 
Ges.). Die Gerichtstage sind von dem Vorsteher oder auf dessen 
Anordnung von einem Einzelrichter des Bezirksgerichtes abzu- 
halten (§ 56 G. O.). 

Auf den Gerichtstagen können Klagen, Privatklagen, 
Anzeigen, Gesuche, Anträge und sonstige Erklärungen, deren 
mündliches Vorbringen das Gesetz gestattet, zu Protokoll gegeben, 
schriftliche Eingaben aller Art, mit Ausnahme derjenigen, mit 
welchen Geld oder Geldeswert deponiert werden soll, dem 
Richter eingehändigt werden. 

Für die Abgabe von Erklärungen, für die Ueberreichung 
von Schriftsätzen oder für andere Eingaben gesetzte Fristen 
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sind eingehalten, wenn vor Ablauf der Frist die Erklärung ara 
Gerichtstage zu Protokoll gegeben oder die Eingabe dem Richter 
überreicht wurde. Für die Rangordnung in Grundbuch- und 
Verfachbuchsachen ist jedoch lediglich die Eintragung der auf 
dem Gerichtstage überreichten Gesuche oder protokollierten An- 
träge in das Tagebuch flir Grundbuchs- oder Verfachbuchs- 
eingaben entscheidend (§ 61, Abs. 3 Gesch. ().). 

Die Gerichtstage können femer zu Beweisaufnahmen, 
namentlich zur Einvernehmung von Zeugen und Sachverstän- 
digen, zur Einvernehmung des Beschuldigten oder zur Ausführung 
der Geschäfte eines ersuchten Richters, zur Vornahme von 
Vergleichsvei*suchen (§ 433 C. P. O.), zur Abhaltung von ersten 
Tagsatzungen (§ 440 C. P. O.), zur Vorbereitung der münd- 
lichen Streitverhandlung in Rechnungsprocessen und anderen 
im § 245, Z. 1 C. P. O. bezeichneten Rechtsstreitigkeiten 
(§ 440, Abs. 3 C. P. O.), sowie zur Verhandlung über eihst- 
weilige Verfügungen und andere Punkte oder Zwischenfälle 
der beim Bezirksgerichte anhängigen Rechtssachen verwendet 
werden. 

In Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitsachen 
können insbesondere die Verhandlungen über angebrachte Erbs- 
erklärungen und die Anmeldungen von Gläubigern, die Errich- 
tung der im Verlassenschaftsverfahren zu erstattenden Ausweise, 
die Vorlage der für die Ertheilung der Einantwortung erforder- 
lichen Nachweisungen, die Verhandlungen über die Ernennung 
des Vormundes, die Entgegennahme der Angelobung von Vor- 
mündern und die Verhandlungen über Vormundschaftsrech- 
nungen, Großjährigkeitserkläningen und Ileiratsgenehmigungen, 
sowie Erhebungen betrefts Herstellung der Uebereinstimmung 
zwischen Grundbuch und Cataster auf dem Gerichtstage statt- 
finden. Amtshandlungen, die den Richter für längere Zeit 
oder fUr den größten Theil des Gerichtstages dem Verkehre 
mit den übrigen Parteien entziehen oder ihn außerhalb des 
Amtslocales zu verweilen zwingen würden, wie z. B. Feilbie- 
tungen, Augenscheinsvomahmcn u. ä. sind in der Regel während 
des Gerichtstages nicht vorzunehmen. 

Die Entscheidung über die während des Gerichtstages 
verhandelten Fragen kann, wenn die Zeit am Gerichtstage 
nicht ausreicht und die Unterbrechung den Erfolg der Ent- 
scheidung nicht gefährdet, der ordentlichen Geschäftsführung 
nach der Rückkehr zum Bezirksgerichte vorbehalten werden 
(§ 57 G. ().). 

Mündliche Streitverhandlungen in bürgerlichen Rechts - 
Streitigkeiten dürfen auf dem Gerichtstage nur dann stattfinden, 
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"wenn entweder die Erledigung keinen Aufschub zulässt und 
ftlr die Verhandlung die Nähe gewisser Oertlichkeiten von Be- 
lang sein kann^ oder wenn das Erscheinen vor Gericht den 
Parteien oder wenigstens einer von ihnen einen empfindlichen 
Abbruch am täglichen Erwerb verursachen würde, vorausgesetzt, 
dass an der Verhandlung lediglich ortsanwesende Personen be- 
•theiligt sind und die Sache voraussichtlich ohne Vertagung 
spruchreif gemacht werden kann. Namentlich sind unter diesen 
Bedingungen Bestand- und Besitzstörungsstreitigkeiten, Vater- 
schafts- und Alimentationsklagen, Streitigkeiten aus dem Arbeits-, 
Lehr- oder Lohn Verhältnisse und Streitigkeiten, die gemäß 
§ 439 C. P. (). anhängig werden, sowie Bagatellsachen auf den 
(Gerichtstagen zu verhandeln und zu entscheiden. 

Verhandlungen in Strafsachen sind auf Gerichtstagen nur 
wegen Uebertretungen, die auf Begehren eines Privatklägers 
.zu verfolgen sind, zulässig, falls der Ankläger und der Be- 
schuldigte zugleich vor dem Richter erscheinen, alle Beweis- 
mittel i\ir die Anklage und Vertheidigung zur Hand sind, und 
der Beschuldigte der Verhandlung zustimmt (§ 451 St. P. O.) 
(§ 58 G. O.). 

Wenn in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten die abgeson- 
derte Abhaltung einer ersten Tagsatzung beschlossen wird, so 
kann diese unmittelbar auf einen Gerichtstag angeordnet werden. 
Gleiches kann auf Antrag des Klägers oder von am ts wegen 
geschehen, wenn zwar schon die erste Tagsatzung zur Vornahme 
der Streitverhandlung bestimmt wird, die Streitverhandlung aber 
gemäß § 5S am Gerichtstage stattfinden kann. 

Ebenso sind wegen aller übrigen Geschäfte und Verhand- 
lungen, die nicht erst am Gerichtstage selbst anhängig werden, 
rechtzeitig auf Antrag eines Betheiligten oder von amtswegen 
die erforderlichen Ladungen zum Gerichtstage zu erlassen. 
J3ie Betheiligten können den Antrag durch Vermittlung des 
•Gemeindevorstehers stellen. 

In den Ladungen ist zu bemerken, dass der Ort, an 
welchem der Gerichtstag abgehalten wird, für die Rechtssache 
als Amtssitz des Bezirksgerichtes gilt (§ 29, letzter Absatz 
G. O. G.), und daher die Ladung zum Gerichtstage die näm- 
lichen Rechtsfolgen wie eine Ladung vor das Bezirksgericht 
Jiach sich zieht. 

Der mit der Abhaltung des Gerichtstages betraute Richter 
^at sich für alle auf diesen Tag anberaumte Geschäfte und 
Verhandlungen genügend vorzubereiten und sich namentlich 
•die dabei voraussichtlich benöthigten Acten, Zustellungsscheine 
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nnd Daten aus den Grundbüchern, aus den Waisen- und Die^ 
positenbüchem sowie aus dem Cataster zu versebaffen, damit 
nicht einzelne Amtshandlungen mangels der möglich gewesenen. 
Vorbereitung oder Informierung unausgeführt oder unvollendet 
bleiben müssen (§ 59 G: O.). 

Die Stunde für den Beginn und die Dauer des Gerichts- 
tages ist vom Vorsteher des Bezirksgerichtes nach der Zeit,, 
zu welcher der richterliche Beamte im fraglichen Orte ein- 
treffen kann, und unter sorgfältiger Berücksichtigung der Ver- 
hältnisse und Gewohnheiten der Bevölkerung des Ortes zu be- 
stimmen. Die Hin- und Rückreise des richterlichen Beamten, 
ist so einzurichten, dass die möglichst volle und den localen 
Bedürfnissen entsprechende Zeit für die Geschäfte des Gerichts- 
tages erübrigt. 

• Ausnahmsweise und nur aus besonders wichtigen Gründen, 
insbesondere um einzelne sehr dringliche Geschäfte zu Ende 
zu führen (z. B. Entscheidung von Besitzstörungsstreitigkeiten )^ 
kann auch . noch der nächste Tag zum Gerichtstage hinzuge- 
nommen werden; wegen größeren Andranges von Geschäften 
allein ist eine solche Ausdehnung nicht statthaft. 

Fällt der in regelmäßiger Wiederkehr für einen bestimmtea 
Wochentag festgesetzte Gerichtstag einmal auf einen Feiertag,, 
so ist er nach Thunlichkeit an einem anderen Tage der näm- 
lichen Woche abzuhalten; diese Aenderung ist auf dem letzten 
vorhergehenden Gerichtstage bekannt zu machen. 

Gerichtstage können auch während der Gerichtsferiea 
abgehalten werden (§ 6ü G. O.). 

Die während des Gerichtstages aufgenommenen Protokolle 
und die dem Richter eingehändigten Eingaben sind, unter An- 
gabe des Namens der Parteien und des Gegenstandes, nach, 
der Zeitfolge unter fortlaufenden Zahlen in ein Verzeichnis, 
einzutragen und mit diesem Verzeichnis unverzüglich nach der 
Rückkehr zum Bezirksgerichte derjenigen Person, welche die 
an das Bezirksgericht gelangenden Eingaben in Empfang zu 
nehmen hat, zum Zwecke der vorgeschriebenen weiteren ge- 
schäftlichen Behandlung zu übergeben. Gleichzeitig überreichte 
Grundbuchseingaben, die sich auf die nämliche Liegenschaft 
oder auf das nämliche bücherlich eingetragene Recht beziehen, 
sind in das Verzeichnis mit dem Beisatz: „Gleichzeitig mit 
Z " aufzunehmen. 

Diese Verzeichnisse sind nach Orten des Gerichtstages 
und nach dem Datum geordnet aufzubewahren und zu den. 
Präöidialacten zu hinterlegen. 
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Die Eintragungen in das Tagebuch für Grundbuchs- oder 
Verfachbuchsein gaben und in die bei den Gerichten geführten. 
Register haben nach der Ordnung des vorgelegten Verzeich- 
nisses unter Berücksichtigung der darin angemerkten Gleich- 
zeitigkeit zu geschehen. 

Bei Beglaubigungen und anderen Erledigungen, die so- 
gleich auf dem Gerichtstage ausgefertigt werder, geschieht dies, 
unter der Zahl des auf dem Gerichtstage geführten Verzeich- 
nisses, z. B. Gerichtstag in N., 23. Februar 1898, Z. 15" 
(§ 61, G. O. V. 5. Mai 1897, Nr. 112 R.G.-Bl.). 

§ 440. Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist in der Regel 
schon die erste Tagsatzung zur Vornahme der Streitverhandlung^ 
zu bestimmen. Es kann jedoch die abgesonderte Abhaltung 
einer ersten Tagsatzung zur Vornahme der im § 289 bezeichneten 
Processhandlungen angeordnet werden. 

Die im zweiten Theile enthaltenen Vorschriften über die 
Verpflichtung des Beklagten zur Beantwortung der Klage mittels 
vorbereitenden Schriftsatzes, sowie die Bestimmungen über das 
vorbereitende Verfahren vor einem beauftragten Richter finden im 
Verfahren vor Bezirksgerichten keine Anwendung. 

In Rechtsslreitigkeiten der in § 245, Z. 1, bezeichneten 
Art kann jedocii vom Gerichte den Parteien, wenn sie durch 
Advocaten vertreten sind, der Wechsel vorbereitender Schriftsätze 
aufgetragen werden, oder es kann zur Vorbereitung der münd- 
lichen Streitverhandlung eine Einvernehmung der Parteien zu 
gerichtlichem Protokolle stattfinden. 

Die mündliche Verhandlung ist womöglich bei der ersten 
über die Klage bestimmten Tagsatzung zu Ende zu führen. 

Der Auftrag zur schriftlichen Feststellung von Anträgen 
und Erklärungen (§ 265) kann vom Richter nur denjenigen 
Parteien ertheilt werden^ welche bei der mündliclien Verhandlung 
durch Advocaten vertreten sind. 

1 . Eine gesonderte erste Tagsatzung im Sinne des Gerichts- 
hofverfahrens wird nur anberaumt werden können, wo dies- 
ohne Nachtheil der Parteien geschehen kann, weil z. B. wegen 
des Umfanges des Verhandlungsstoffes von vornherein sicher 
ist, dass mehrere Tagsatzungen in dieser Rechtssache werden 
stattfinden müssen. Diese Sonderung wird auch nur nothwendig 
sein, wo der Verhandlungsstoff reichhaltiger ist (Regierungs- 
motive S. 296). Die bei § 239 angeführten Motive der Ein- 
führung einer „ersten Tagsatzung" werden es jedoch bei größeren, 
vielbeschäftigten Bezirksgerichten zweckmäßig erscheinen lassen,. 
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auch dann eine erste Tagsatzung anzuordnen, wenn in der 
Regel zahlreiche Klagen von Firmen einlaufen, die meist zur 
Erlassung eines Cotumazurtheiles führen. 

Wird eine erste Tagsatzung angeordnet, was in Erledi- 
gung der Klage immer ausdrücklich auszusprechen sein 
wird, so findet diese vor dem zur Entscheidung der Sache be- 
rufenen Einzelrichter statt und es haben die Vorschriften der 
§§ 239 bis 242 auf dieselbe Anwendung zu finden. 

Falls sich nach den Ergebnissen dieser Tagsatzung die 
Anordnung einer Streitverhandlung als nothwendig herausstellt, 
wird jedoch nicht die Beantwortung der Klage (§ 2f43) aufzu- 
tragen, sondern sogleich bei der Tagsatzung eine neue Tag- 
satzung zur Streitverhandlung anzuordnen sein. In der Regel 
ist jedoch gleich über die Klage die Tagsatzung zur Streitver- 
handlung (§§ 257 ff.) anzuordnen. 

2. Dem Beklagten kann die Beantwortung der Klage 
(§ 243) mittels vorbereitenden Schriftsatzes in Erledigung der- 
selben niemals aufgetragen werden, eine solche Beantwortung 
steht jedoch dem Beklagten frei, wie auch beiden Parteien der 
Wechsel weiterer vorbereitender Schriftsätze im Sinne des 
§ 258 gestattet und zur Ermöglichung der Fällung eines Ver- 
säumungsurtheiles (§ 442) sowie zur Vermeidung von Tag- 
satzungsverlegungen in manchen Fällen i'äthlich sein wird. In 
den sogenannten Punktensachen (§ 245, Anm. 2) kann den 
Parteien der Wechsel vorbereitender Schriftsätze aufgetragen 
werden, jedoch nicht in Erledigung der Klage, sondern erst 
dann, wenn durch Vorlage der Processvollmachten (§ 30) nach- 
gewiesen ist, dass beide Theile durch Advocaten vertreten 
«ind. Findet der Richter den Wechsel vorbereitender Schrift- 
sätze nicht erforderlich, so hat er in Punktensachen — ob die 
Parteien durch Advocaten vertreten sind oder nicht — die 
Wahl, entweder im Sinne des § 250 in der mündlichen Ver- 
handlung mit beiden Parteien oder im Sinne des § 251 durch 
Einvernehmung jeder Partei für sich das Sachverhältnis zu er- 
mitteln. Diese Vorschrift bezweckt, in Rechnungsprocessen 
auch vor Bezirksgerichten eine geeignete Vorbereitung zuzu- 
lassen (Motive des Ausschusses, S. 44). Ein vorbereitendes 
Verfahren im Sinne und mit den Rechtsfolgen der §§ 245 ff. 
263 liegt jedoch auch hier nicht vor, die Bestimmungen über 
das vorbereitende Verfahren finden im Verfahren vor Bezirks- 
gerichten keine Anwendung und die Einvernehmung der Par- 
teien darf durch einen beauftragten Richter nicht erfolgen. 

Auf Seite des (Berichtes kann eine Arbeitstheilung nicht 
in Aussicht genommen werden. Es fehlt ihre wichtigste Vor- 
bedingung, ein Mitarbeiter (^ Regierungsmotive, S. 296). 
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Auch die Unterlassung der aufgetragenen Klagebeant- 
wortung wird keine Versäumungsfolgcn nach sich ziehen, weil 
eine Verpflichtung zur Klagebeantwortung überhaupt nicht 
besteht (Schuster von Bonnott, S. 449). Für die weiteren 
Fälle eines vorbereitenden Verfahrens (§§ 245, Z. 2 und 3) 
ist auch der Auftrag des Wechsels vorbereitender Schriftsätze 
und eine Einvernehmung der Parteien nicht zulässig. 

3. Tagsatzungsverlegungen müssen noch mehr als im 
Gerichtshofsverfahren vermieden oder doch eingescliränkt werden,, 
denn zu allen anderen Nachtheilen würde sich hier noch der 
gesellen, dass die Parteien dadurch in ihrem Wirtschaftsbetriebe 
gehemmt und geschädigt werden könnten. Deshalb hält es^ 
der Entwurf für nothwendig, ausdrücklich zu betonen, dass die 
mündliche Verhandlung im Bezirksgerichtsverfahren womöglich 
gleich bei der ersten Tagsatzung zu Ende zu führen sei (Re- 
gierungsmotive, S. .29&). DicBcfbe ist nach den allgemeinerf Vor- 
schriften über die mündliche Verhandlung (§§171 bis 203, 259^ 
260,261) durchzuführen; sie umfasst auch die Beweisaufnahme 
(§§ 275 ff.) und die Erörterung ihrer Ergebnisse. 

Der Einzelrichter hat während derselben alle Befugnisse, 
welche im Gerichtshofverfahren dem Vorsitzenden und dem 
Senate zustehen. 

4. Die Erklärungen und Anträge, deren schriftliche Fest- 
stellung zulässig ist, sind in den §§ 208, 209 angeführt. Zu 
denselben gehört auch die Rüge von Mängeln des Verfahrens,, 
wenn derselben nicht gleich bei der Verhandlung entsprochea 
wird (§ 196). 

Auch Widersprüche gegen das Protokoll (§ 212) und 
gegen den Urtheilsthatbestand (§ 445) können in schriftlicher 
Feststellung dem Protokolle beigefügt werden. 

Ueber die Richtigkeit der Feststellung entscheidet der 
Verhandlungsrichter (§ 265), gegen dessen Entscheidung ist ein 
Rechtsmittel ausgeschlossen. Entscheidet der Richter, dass die 
schriftlichen Feststellungen unrichtig sind, so hat er dieselben 
zurückzuweisen und die betreffenden Anträge, Erklärungen 
u. s. w. zu protokollieren. Gegen die Fassung des Protokolle» 
kann, sodann die Partei Widerspruch erheben (§ 212). 

Der persönlich den Process führenden Partei wird die 
schriftliche Feststellung von Anträgen und Erklärungen nicht 
aufgetragen werden dürfen (Regierungsmotive, S. 296). Verlangt 
sie dies, so kann ihr die schriftliche Feststellung gestattet 
werden, auch wenn sie nicht durch einen Advocaten vertreten 
wird (§ 265). 
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5. Nachdem für das Verfahren vor Bezirksgerichten An- 
•^'altszwang nicht besteht (§ 27), so ist zu erörtern, ob ein als 
T3evolimRchtigter bestellter Advocat auf Grund der Bestimmungen 
Jes § 31 für Verhandlungen vor Bezirksgerichten auch andere 
4jJtell Vertreter als Advocaten oder bei ihm in Verwendung 
stehende substitutionsberechtigte Advocaturscandidaten bestellen 
kann. Dr. FriedUlnder (Gerichtszeitung 1896, Nr. 16) vertritt 
diese Ansicht, deren Richtigkeit von Dr. Georg Neumann 
■(Gerichtszeitung 1896, Nr. 38) bestritten wird. Letzterer 
schließt aus § 15, Adv.-Ord. und aus dem Wortlaute des §31, 
der zwischen Stellvertretung bei Verhandlungen und bei 
Processhandlungen unterscheidet, dass bei ersteren der 
Advocat nur durch seinen Concipienten vertreten werden könne. 

Die Ansicht Friedländere dürfte die richtige sein. Es 
wird jedoch der Stellvertretung des Advocaten durch Solici- 
tatorcfti etc. der § 42 einen wirksamen Damm entgegensetzen, 
wonach Bevollmächtigten, welche nicht dem Advocaten- oder 
24otariat8Stande angehören, keine Interventionskosten zugesprochen 
Averden dürfen. 

Den Notaren ist die Vertretung von Parteien im summa- 
rischen Verfahren (Art. II, E. G.) unter der Bedingung ge- 
stattet, dass die Vertretung nicht aus einem von ihnen aufge- 
nommenen Notariatsacte herrühre, und dass sie aus solchen 
Vertretungen nicht einen förmlichen Erwerbszweig machen 
<J. M. E. V. 17. Februar, 1852, Z. 17431), dessen Fortbestand 
von Dr. Friedländei (Gerichtszeitung 189G, Nr. 27) behauptet, 
^on Dr. Beiek (Zeitschrift für Notariat u. s. w. 1896, Nr. 23) 
bestritten wird. 

§ 441. Die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichtes 
Jiat der Beklagte auch dann, wenn schon die erste Tagsataung 
J!ur mündlichen Streitverhandlung bestimmt ist, bei derselben vor- 
jsubringen, bevor er sich in die Verhandlung über die Haupt- 
Sache einJässt, Nach Abhaltunn der ersten Tagsatzung oder nach 
Einlassung des Beklagten zur Hauptsache kann die Unzuständig^ 
Jceit des Gerichtes nur unter den Voraussetzungen des § 240, 
Abs, 2, berücksichtigt werden. 

1. Sobald die erste Tagsatzung aufhört, eine organische 
Processeinrichtung zu sein, muss wegen der Bestimmungen der 
§§ 239, 240 für die Anbringung der Einrede der Unzuständig- 
keit, welche im Gcrichtshofsverfahren auf jene erste Tagsatzung 
.gewiesen ist, für das Bezirksgerichts verfahren eine ergänzende 
Vorschrift erlassen werden. Dies geschah durch § 441, welcher 
— dem heutigen Rechte gemäß — unter Androhung der Prä- 
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•clusionsfolge die Einbringung jener Einrede vor Einlassung zur 
Hauptsache vorschreibt (Regierungsmotive, S. 296). 

Nur in dem Falle unverzichtbarer Incompetenz (§ 104, 
J. N.) kann diese Einrede auch im Verlaufe der Verhandlung 
geltend gemacht werden, was auch von den Einreden der 
Unzulässigkeit des Rechtsweges (§ 42 J. N.) der Streitan- 
hängigkcit (§ '232) und der Rechtskraft (§ 411) gilt, welche 
jederzeit von amtswegen zu berücksichtigen sind (§ 240). Die 
Einrede der Unzuständigkeit muss bei der ersten Verhandlungs- 
tagsatzung eingebracht werden. 

Als eine Tagsatzung, welche vor sich geht, ist auch jene 
Einzusehen, deren Erstreckung von den erschienenen Par- 
teien angesucht wird (E. d. O. G. H. Spr.-Reg. Nr. 71). 

Erscheint der Beklagte bei der Tagsatzung nicht und 
wird dieselbe erstreckt (§ 402) oder tritt Ruhen des Verfahrens 
ein (§ 170), so wird der Beklagte mit dieser Einrede nicht 
präcludiert. 

Die Bestreitung der unzulässigen Aenderung des Klage- 
begehrens (§ 235), die Gestattung der Klagsänderung, der An- 
trag auf Zurückweisung der Klage wegen Processunfthigkeit 
-eines der Streittheile oder wegen mangelnder Berechtigung der 
als Vertreter einschreitenden Person, endlich der Antrag auf 
Sicherheitsleistung für die Processkosten sind noch keine Ver- 
handlung in der Hauptsache, weil sie nach § 239 in der „ersten 
Tagsatzung" vorgebracht werden können. 

Die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichtes ist im 
Bezirksgerichtsverfahren in dör ersten Tagsatzung zur Streit- 
verhandlung nicht bloß anzumelden, sondern es wird über 
dieselbe sowie über die Unzuläs^igkeit des Rechtsweges, die 
Streitanhängigkeit oder Rechtskraft sofort entweder abgesondert 
•oder in Verbindung mit der Hauptsache zu verhandeln und 
zu entscheiden sein (§ 261). Die Partei, welche eine dieser 
Einreden erhebt, ist nicht berechtigt, deshalb die Einlassung in 
•die Verhandlung zur Hauptsache zu verweigern (§ 260). 

2. Der Antrag auf Sicherheitsleistung für die Process- 
kosten (§ 59)ist — abgesehen von den Ausnahmsftillen des § 58 — 
bei sonstiger Präclusion in der ersten Tagsatzung und vor Ein- 
lassung in die Hauptsache zu stellen und es ist über denselben sogleich 
bei der ersten Tagsatzung zu verhandeln und zu entscheiden. Die 
Entscheidung erfolgt mittels mündlich zu verkündenden Beschlusses. 
Wird dem Antrage stattgegeben, so ist zugleich der Betrag der zu 
leistenden Sicherheit und die Frist zu bestimmen, binnen welcher 
•dieser Betrag gerichtlich zu erlegen oder die Unfilhigkeit zum 



Digitized by V^OOQIC 



— 640 — 

Erläge eidlich zu bekräftigen ist. In der dem Kläger zuzu- 
stellenden schriftlichen Auefertigung des Beschlusses ist ihm zu- 
eröffnen, dass im Falle fruchtlosen Ablaufes dieser Frist die 
Klage auf Antrag des Beklagten vom Gerichte für zurückge- 
nommen erklärt würde (§ 60). Wird der Antrag auf Sicher- 
heitsleistung abgewiesen, so kann vom Gerichte die Fortsetzung 
des Verfahrens angeordnet werden (§ 61). 

3. üeber die Benennung des Auetors und das diesbezüg- 
liche Verfahren sind die Bemerkungen bei den §§ 22, 23 und 
24 und Anm. 3 b bei § 239 zu vergleichen, doch wird auch 
der im § 22 vorgeschriebene Schriftsatz durch ein Protokollar- 
anbringen ersetzt werden können. Die Vornahme eines Ver- 
gleichsversuches (§ 204) ist nicht vorgeschrieben, ein a)>g€- 
schlossener Vergleich ist nur auf Antrag zu protokollieren, 
andernfalls ist nur zu bemerken, dass ein Vergleich geschlossen 
wurde und welche Ansprüche infolge dessen unbestritten ge- 
blieben sind (§ 208). Die übrigen bei der „ersten Tagsatzung" 
nach § 239 zulässigen Processhandlungen sind im Verf^ren 
vor- Bezirksgerichten Bestandtheile der mündlichen Streitver- 
handlung. 

§ 442. Gegen die Partei, welche die erste auf Crrwid 
der Klage anberaumte Tagsatzung versäumt, ist auf AtUrag 
gemäß § 396 Versäumungsurtheil zu fällen, wenngleich schon 
die erste Tagsateung zur Vornahme der Streitverhandlung be- 
stimmt war. 

Bleibt eine der Parteien von einer späteren Tagsateung- 
aus und soll bei der Urtheüsfällung (§ 399) auf neues thcUsäch- 
liches Vorbringen der erschienenen Partei Bedacht genommen 
werden^ das mit dem Inhalte der von ihr etwa überreichten vor- 
bereitenden Schriftsätze oder mit ihren früheren Erklärungen 
und thatsächlichen Atigaben in Widerspruch steht und dem 
Gegner auch nicht vor der .TagscUzung durch vorbereitenden 
Schriftsatz belcannt gegeben umrde, so ist dieses neue Vorbringen 
auf Antrag der erschienenen Partei zu Protokoll festzustellen 
und die säumige Partei u/nter Mittheilung einer Abschrift dieses 
Protdkolles neuerlich zur Streitverhandlung zu laden. Die 
weitere Säumnis des Gegners steht sodann der Berücksichtigung 
des zu Protokoll festgestellten Vorbringens bei der Urtheilsfäilung 
nicht mehr entgegen. 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren entfallt unbedingt eia 
Versäumnisverfahren wegen unterlassener Klagebeantwortung, 
weil die Verpflichtung des Beklagten zur Beantwortung der 
Klage mittels vorbereitenden Schriftsatzes nicht besteht (§ 440). 
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Es hat daher auch die Unterlassung der aufgetragenen Klage- 
beantwortung keine Versäumnisfolgen. 

Das Ausbleiben des Klägers oder des Beklagten von der 
ersten Tagsatzung hat dieselben Folgen wie nach § 396 im 
Verfahren vor Gerichtshöfen. Die von Trutter auf Seite 218 
seiner systematischen Darstellung aufgestellte Ansicht^ dass im 
Verfahren vor Bezirksgerichten nur gegen den Beklagten ein 
Versäumnisurtheil gefällt werden könne, wird durch die Motive 
und den Wortlaut des Gesetzes widerlegt (§ 239, -Anm. 2). 

Dem thatsächlichen Vorbringen der erschienenen Partei 
ist ohne Beweis Glauben beizumessen, soweit dasselbe durch 
die vorliegenden Beweise nicht widerlegt wird. Bleibt also der 
Beklagte aus, so gelten die thatsächlichen Behauptungen des 
Klägers für wahr, bleibt der Kläger aus, so wird den Angaben 
des Beklagten Glauben zu schenken sein, mag er nur die Klags- 
angaben widersprechen oder neue Behauptungen aufstellen, 
welche den Klageanspruch entkräften. 

Dass der nicht erschienenen Partei dieses thatsächliche 
Vorbringen mittels vorbereitenden Schriftsatzes bekannt gegeben 
worden sei, ist nicht erforderlich, da dieses Erfordernis nur 
ftir die Beachtlichkeit neuen Vorbringens in späteren Tag- 
satzungen Torgeschrieben ist. Auf schriftliche Aufsätze, welche 
die ausgebliebene Partei etwa eingesendet hat, ist kein Bedacht 
zu nehmen (§ 397). 

2. Nach Abhaltung der ersten Tagsatzung ist ein eigent- 
liches Versäumnisverfahren nicht mehr möglich. Es gilt dann 
dasselbe, was im § 399 für das Gerichtshofverfahren vorge- 
schrieben ist. 

Die Fällung des Urtheiles ist von dem Antrage der er- 
schienenen Partei abhängig. Stellt die erschienene Partei diesen 
Antrag nicht, ohne trotz richterlicher Aufforderung zur Sache 
zu verhandeln, so ruht das Verfahren. (§§ 133, 170). Ver- 
handelt sie aber, so ist die Tagsatzung zu erstrecken und zur 
neuerlichen Tagsatzung auch die ausgebliebene Partei zu laden. 
Ueber Antrag der Partei ist eine Abschrift des Protokolles der 
säumigen Partei mitzutheilen. Es wird jedoch der erschienenen 
Partei auch freistehen, 4iese Mittbeilung mittels Schriftsatzes 
zu erwirken. Ohne eine solche Mittheilung kann das neue 
Vorbringen auch bei der nächsten von der säumigen Partei 
abermals versäumten Tagsatzung nicht berücksichtigt werden. 

§ 443. Die Protokollierung des thatsächlichen und Beweis-- 
Vorbringens der Parteien hat, falls nicht vorbereitende Schrift- 
sätze vorliegen (§ 210, Abs, 1), in der Regel auf die in § 211 
bezeichnete Art zu geschehen, 

F a r s 1 1 , Ci vUprocesfgesetze. 4 1 
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1. Für die Protokollierung gelten die allgemeinen Vor- 
schriften über die Form (§ 207), die Fertigung durch die 
Parteien (§ 212), durch den Richter und Protokollführer (§ 213), 
über die Aufnahme der Parteierklärungen, Parteianträge und 
gerichtlichen Entscheidungen (§ 208) und über den Gang der 
Verhandlung (§ 2o9). Außerdem sind in das Protokoll aufzu- 
nehmen die Rüge von Mängeln, wenn derselben nicht sofort 
bei der mündlichen Verhandlung stattgegeben wird •v§ 196), 
Einwendungen gegen die Protokollierung (§ 212), die Aussagen 
der in der Verhandlungstagsatzung abgehörten Zeugen (§ 343) 
und Sachverständigen und die Beobachtung der vorgeschriebenen 
Formalitäten bei deren Einvernahme, die Aussage der einver- 
nommenen Parteien (§ 3öU), die Eideserinnerung (§ 377), die 
Ergebnisse eines Augenscheines (§ 370) und über Antrag die 
abgeschlossenen Vergleiche (§ 204). Die Protokollierung ent- 
fällt, wenn die Erklärungen, Anträge, der Widerspruch gegen 
das Protokoll oder die Rüge von Mängeln schriftlich dem 
Protokolle als Beilage angefügt werden, was nur der durch 
Advocaten vertretenen Partei aufgetragen werden kann (§ 440). 

Auch die mündlich ertheilte Vollmacht kann zu Protokoll 
genommen werden (§ 30). 

2. Die Protokollierung des thatsächlichen und Beweis- 
vorbringens (§ 209) kann auf dreierlei Weise erfolgen: 

a) entweder durch Feststellung zu Protokoll unter Bezug- 
nahme auf die vorbereitenden Schriftsätze (§ 210) und 
Anordnung oder Zulassung von Niederschriften (§ 265), 
in der Regel in der Form des Resumeprotokolles 

(§ ifii); 

b) oder durch Bezugnahme auf einen Beweisbcschlus» 
(§ 444); 

c) oder durch Bezugnahme auf den Urtheilsthatbestand 

(§ 445). 

§ 444. Wenn sich bei einer T(zgsatzung die Nothwendig- 
Jceit ergibt, einen Beweisbeschluss im Sinne des ^ 277, Abs. 3^ 
SU erlassen und die Verhandlung nicht schon bei derselben Tag- 
satzung für geschlossen erklärt wird, kann von der Protokollierung 
des auf den Sachverhalt sich beziehenden Parteienvorbringens ab- 
gesehen und dessen Darstellung der Ausfertigung des Beweisbe- 
schlusses vorbehalten werden. 

Den Parteien sind Ausfertigungen des Beweisheschlusses 
jsuzustellev. Gegen etwa darin enthaltefw unrichtige Angaben 
aber das thatsächlicke und Beweisvorbringen der Parteien kann 
bei der nächsten mündlichen Streitverhandlung Widerspruch er- 
hoben werden. Der Widerspruch ist im Verhandlungsprotokolle 
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oder mittels kurzer Niederschriften zu beurkunden (§ 212, 
Abs. 2 und 3). 

1. Die Beweisaufnahme wird durch Beschlusii angeordnet 
(§ 277). Wo ein ergehender Beweisbeschluss ohnehin die 
ZuBammenfassung des verhandelten Thatsachenstoffes erheischt 
und ermöglicht, kann die Protokollierung durch die dann etwas 
ausführlichere Sachverhaltsdarstellung des Beweisbeschlusses er- 
setzt werden (Motive des Herrenhauses, S. 9). 

Die Verhandlung kann auch vor Aufnahme aller zuge- 
lassenen Beweise für geschlossen erklärt werden, wenn nur 
mehr die durch einen ersuchtea Richter zu bewirkende Auf- 
nahme einzelner Beweise aussteht und entweder beide Parteien 
auf die Verhandlung über das Ergebnis der Beweisaufnahme 
verzichten, oder der Richter eine solche Verhandlung für ent- 
behrlich hält (§ 193). In diesem Falle kann von der Proto- 
kollierung des thatsächlichen Vorbringens nicht abgesehen, es 
kann jedoch auf die Darstellung des Sachverhaltes in einer Aus- 
fertigung des Beweisbeschlusses Bezug genommen werden (§ 210). 

Die Ausfertigung des Beweisbeschlusses ist nur dann vor- 
geschrieben, wenn die Beweisaufnahme durch einen beauftragten 
oder ersuchten Richter stattfinden soll (§ 277). 

2. Von solchen Ausfertigungen des Beweisbeschlusses, 
welche bei Abfassung des Protokolles bereits in schriftlicher 
Fassung vorliegen mUssen, sind die im zweiten Absätze vor- 
gesehenen schriftlichen Ausfertigungen eines Beweisbeschlusses 
zu unterscheiden, welche erst nachträglich auszufertigen sind 
und deshalb den Parteien abweichend von den allgemeinen 
Bestimmungen des § 277 zuzustellen sind, damit diese des im 
§ 212 vorgesehenen Widerspruchsrechtes gegen die richterliche 
Feststellung des thatsächlichen und Beweisvorbringens nicht 
verlustig werden. Der Widerspruch muss, bei sonstiger Prä- 
clusion, bei der nächsten mündlichen Streitverhandlung, also 
nicht bei der Beweisaufnahme, erfolgen und ist nach § 498 
im Berufungsverfahren zu würdigen. Die Richtigstellung des 
Thatbestandes im Sinne des § 212 ist nicht ausgeschlossen. Die 
Mittheilung des Beweisbeschlusses hat durch die Qerichtskanzlei 
zu erfolgen (§ 813, Gesch. O). 

§ 445. Wenn die mündliche Verhandlung bei einer Tag- 
Satzung durchgeführt und zum Abschlüsse gebracht wird, kann 
van der Profokollierung des auf den Sachverhalt sich beziehetiden 
Parteivorbringens abgesehen und dessen Darstellung dem Urtheils- 
thatbestande (§ 417, Z. 4) vorbehalten werden. Im Verhand- 
lungsprotokoUe sind dann nur die in §§ 207 und 208 bezeich- 
neten Umstände und Erklärungen zu beurkunden. 

41» 
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Die Ausfertigung des ürtheilsthaihestandes muss in diesem 
Falle binnen drei Tagen nach Schluss der Verhatidlung in der 
Gerichtskamlei zur Eimicht der Parteien hinterlegt werden. 
Diese hönnen innerhalb drei Tagen nach Verständigung von der 
Hinterlegung gegen unrichtige Angaben des Urtheilsthatbestandeif 
über das thatsäddiehe oder Beweisvorbringen Widerspruch er- 
heben. Der Widerspruch hann zu gerichtlichem Protokolle erklärt 
oder mittels kurzer Niederschriften festgestellt werden (§ 21 2 y, 
Abs. 2 und 3). 

Infolge erhobenen Widerspruches kann der Urtheilsthat- 
bestand vom Richter entsprechend geändert werden. 

1. Kann eine Verhandlung nicht an einem Tage zu Ende 
geführt werden, so ist bei jeder einzelnen Tagsatzung das. 
während derselben Vorgebrachte besonders zu protokollierea 
(§ 209). Deshalb ist die Vorschrift des § 445 nur dann an- 
wendbar, wenn die Verhandlung bei einer Tagsatzung beendet 
wird. Die Aufnahme des Thatbestandes in den Urtheilsthat- 
bestand an Stelle des Protokolles wird daher auch betreflFs jenes. 
Theiles des Sachverhaltes unzulässig sein, welcher in der letzten,, 
die Streitverhandlung nach mehreren erstreckten Verhandlungs- 
tagsatzungen abschließenden Tagsatzung vorgebracht wurde, wenn 
bei den früheren Verhandlungen verhandelt worden ist. 

Dagegen wird der Vorbehalt zulässig sein, wenn die 
früheren Tagsatzungen ohne Verhandlung zur Sache erstreckt 
worden sind. Für das bezirksgerichtliche Verfahren wird die 
wünschenswerte Erleichterung innerhalb des Rahmens der flir 
nothwendig befundenen Beurkundung dadurch erstrebt, das» 
für die einfachen Rechtssachen mit spärlicherem Sachverhalte 
dem Richter die Wahl zwischen den Beurkundungsmitteln dea 
Protokolles und des Urtheilsthatbestandes freigegeben wird 
(Motive des Herrenhauses, S. ü). 

2. Eine Berichtigung des Urtheilsthatbestandes im Sinne 
des § 420 findet im beairksgerichtlichen Verfahren nicht statt 
(§ 447). Nur wenn die Darstellung des auf den Sachverhalt 
sich beziehenden Parteivorbringens dem Urtheilsthatbestande 
vorbehalten worden ist, können die Parteien im Sinne des 
§ 212 gegen den das Protokoll ersetzenden Thatbestand Wider- 
spruch erheben. Die Frist zur Erhebung des Widerspruches, 
ist auf drei Tage nach der Verständigung von der Hinterlegung 
festgesetzt. Ueber die Art der Verständigung von der Hinter- 
legung des Thatbestandes zur Einsicht der Parteien bestimmt 
§313GeRch. O., dass dieselbe durch die Gerichtskanzlei zu er- 
folgen hat. Obwohl das Gesetz die dreitägige Frist von der 
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Verständigung von der Hinterlegung berechnet, wird sich 
<loch der von Dr. Georg Neumann vorgeschlagene Modus 
•empfehlen, dass diese Verständigung noch vor der Ausfertigung 
und Hinterlegung des Thatbestandes gleich in der mündlichen 
Verhandlung erfolgen kann, so dass in seinem Beispiel (S. 72) 
in der Tagsatzung vom 26 August den Parteien mUndlich 
verkündet werden kann, dass der Urtheilsthatbestand vom 
29. August an zur Einsicht der Parteien hinterlegt 
«ein wird. 

Der Urtheilsthatbestand ist der Gerichtskanzlei vor Ab- 
gabe der Urtheilsausfertigung zu übergeben. Der in der Regel 
in Urschrift zu hinterlegende Tbatbestand darf mit dem Urtheils- 
«prucheoder den Gründen nicht verbunden sein § 126 (Gesch. O.V 
Wenn nun infolge erhobenen Widerapruches der Urtheilsthat- 
bestand vom Richter geändert worden ist, was im Schlusssatze 
■des § 445 fUr zulässig erklärt wird, so ist keineswegs eine neue 
•dreitägige Frist zu bestimmen, innerhalb deren die Gegenpartei 
gegen den geänderten Thatbestand ihrerseits Widerspruch er- 
heben kann, da sonst eine endlose Reihe von Widersprüchen 
möglich wäre. Wohl aber wird sie von der Aenderung des 
Urtheilsthatbestandes zu verständigen sein. 

3. Das Urtheil ist, wenn möglich, sogleich nach Schluss 
•der mündlichen Verhandlung zu verkünden (§ 414). Wenn 
das Urtheil nicht sofort nach Schluss der mündlichen Ver- 
handlung verkündet werden kann, ist es binnen 8 Tagen nach 
Schluss der mündlichen Verhandlang zu fällen (§ 415). In 
beiden Fällen ist das Urtheils binnen acht Tagen der Gerichts- 
kanzlei zu übergeben (§ 126 Gesch. O.). Bei Anwendung 
obiger Modalität wird es sohin möglich sein, das nicht in der 
mündlichen Verhandlung verkündete Urtheil auf Grund des etwa 
geänderten Thatbestandes zu ftlUen und selbst bei einem münd- 
lich verkündeten Urtheile in dessen schriftlicher Ausfertigung 
und Begründung auf den Widerspruch gegen den Urtheilsthat- 
bestand und auf eine Aenderung desselben Bezug zu nehmen. 

Die Fristen für die Abgabe der schriftlichen Abfassung 
werden nicht verlängert. Die Herstellung der Reienschrift ist 
jedoch bis nach Ablauf der Einsichtsfrist und, wenn Wider- 
spruch erhoben wird, bis zur Beschlussfassung über den Wider- 
spruch aufzuschieben. Diese Beschlussfassung hat innerhalb 
•dreier Tage zu erfolgen (§ 126 Gesch. 0.). 

Das Protokoll liefert über den Verlauf und Inhalt der 
Verhandlung vollen Beweis, soweit nicht ein ausdrücklicher 
Widerspruch einer Partei vorliegt (§ 215). Dieselbe Beweis- 
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kraft wird auch die widerspruchslose Feststellung des That- 
bestandes in einem Beweisbeschlusse oder in dem Urtheilsthat- 
bestände haben, nachdem dieselben öffentliche Urkunden sind. 
Die Bedeutung eines Widerspruches hat das Berufungsgericht 
zu prüfen (§ 498). 

§ 446. Ist (Uls Uriheil eines BejsirJcsgerichtes, wdc/ie^ 
flehst der allgemeinen auch die Gerichtsbarkeit in Handels^, See- 
oder Bergrechtssachen ausübt, in Ausübung dieser besonderen 
Gerichtsbarkeit geßllt, so ist ein dies ausdrückender Beisatz in. 
das Urtheü auf'smnehmen, wenn beide Parteien übereinkommen^ 
dass die Sache bei ihrer Erledigung als eum Gebiete dieser be- 
sonderen Gerichtsbarkeit gehörig bezeichnet werde, oder wenn- 
diese Bezeichnung vor dem Sddusse der mündlichen Verhand- 
hing von einer Partei begehrt und vom Gerichte ah zutreffend 
erkannt wird. 

Die Äufnahne eines solchen Beisatzes in das Urtheü^ 
oder die Verweigerung seitier Aufnahme kann nicht angefochten, 
werden. 

1. Bei den Bezirksgerichten, welche nebst der allgemeineib 
auch eine besondere Gerichtsbarkeit auszuüben haben, kana 
diese Ausübung im Zuge der mündlichen Verhandlung nicht 
etwa so nach Art der Grerichtsbarkeit gesondert werden, wie 
es beispielsweise bei den Gerichtshöfen geschieht. £s lässt 
sich daher bei diesen Gerichten ein Competenzstreit über die 
Art der auszuübenden Gerichtsbarkeit nicht durchfuhren. Gleich- 
wohl soll der Richter zur Zeit, da er das Urtheil ftült,. 
darüber schlüssig sein, welche Art der Gerichtsbarkeit er hiemit 
ausübt. 

Auch ist wünschenswert, dass der jurisdictionelle Stand- 
punkt, den der Einzelrichter eingenommen hat, im Urtheile 
ausdrücklich bezeichnet werde. Namentlich damit die Parteien,, 
wenn sie Berufung einlegen, wissen, ob der dem Bezirksgerichte 
vorgesetzte Gerichtshof das Berufungsverfahren in Ausübung 
der allgemeinen oder einer begonderen Gerichtsbarkeit einleiten 
werde, und ^ wenn hier für die allgemeine und die besondere 
Gerichtsbarkeit zwei verschiedene Gerichtshöfe bestehen, damit 
die Parteien wissen, welcher von diesen einzuschrcitei hat^ 
Eine Unbestimmtheit hierüber würde den unleidlichen Zustand 
möglich machen, dass von den beiden Parteien oder von dea 
selbständig Berufung erhebenden Ötreitgenosscn verschiedene 
Gerichtsbarkeiten angerufen werden könnten. War deshalb 
anzuordnen, dass die Bezeichnung der ausgeübten Gerichts- 
barkeit in das bezirksgerichtliche Urtheil aufzunehmen sei, so 
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musöten zudem die Bedingungen für diese Aufiiahme derart 
festgestellt werden, dass hiedurch mögliebst jede Veranlassung 
zu einer im Berufungsverfahren zu entscheidenden Zuständig- 
keitscontroverse vermieden werde. 

Hiebei wurde in erster Linie die Einigung der Parteien 

'über die Art der auszuübenden Gerichtsbarkeit als maßgebend 

behandelt, und zwar mit der Rechtsfolge, dass dadurch auch 

eine spätere Geltendmachung der Incompetenz ausgeschlossen 

wird (§ 487), 

Wenn hingegen ein Dissens unter den Parteien sich da- 
durch zu erkennen gibt, dass eine derselben eine besondere 
Gerichtsbarkeit anruft, ohne dass ihr die andere Partei hierin 
zustimmt, so muss nach der ^atur der Sache der Richter über 
die in das Urtheil aufzunehmende Bezeichnung der Gerichts- 
barkeit entscheiden. Da es sich übrigens hiebei immer nur 
um eine solche Bezeichnung handelt, die ihre praktische 
Wirkung erst im Berufungsverfahren zu äußern bestimmt ist, 
so ergibt sich von selbst, dass der Richter, wenn er auch in 
Beziehung auf die Bezeichnung dem übereinstimmenden Willen 
der Parteien zu folgen hat, dadurch doch in keiner Weise in 
der Anwendung der bei der Entscheidung zu benützenden 
materiellen Rechtsquellen gebunden und daher auch nicht ge- 
hindert ist, eine Sache ohne Rücksicht auf die in das Urtheil 
aufgenommene formelle Bezeichnung der ausgeübten Gerichts- 
barkeit nach allgemeinem Rechte zu beurtheilen (Regierungs- 
motive, S. 297). 

Der Rechtszug gegen Urtheile der Bezirksgerichte, welche 
in Ausübung der Handels- oder Seegerichtsbarkeit oder der 
Gerichtsbarkeit in Angelegenheiten des Bergbaues geeilt und 
dementsprechend bezeichnet werden, geht an die Handels- 
gerichte, Handels- und Seegerichte, an die Handels- und Berg- 
senate (§ 3 J. N.). Das Berufungsgericht hat zwar seine Zu- 
ständigkeit zu prüfen (§471), den Parteien steht jedoch betreflFs 
der Zuständigkeit im Berufungsverfahren nur ein sehr be- 
schränktes Ablehnungsrecht zu (§ 487), weshalb dieselben schon 
vor dem Bezirksgerichte für die Feststellung der Causalzustän- 
digkeit zu sorgen haben und bei mangelnder Advocatenver- 
tretung diesbezüglich anzuleiten sein werden. 

2. Wenn ein gewöhnliches Bezirksgericht an Orten, wo 
ein besonderes Bezirksgericht nicht besteht, tiU Urtheil in Aus- 
übung der ihm zustehenden besonderen Gerichtsbarkeit gefällt 
hat, ohne dass vor Schluss der mündlichen Verhandlung von 
einer oder beiden Parteien der Antrag wegen Aufnahme eines 
diesbezüglichen Beisatzes in das Urtheil gestellt worden wäre, 
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80 darf das Bezirksgericht diesen Beisatz von amtswegen oder 
über Antrag einer Partei nicht aufnehmen. 

Es ist aber zu der Aufnahme dieses Beisatzes ver- 
pflichtet, wenn beide Parteien übereinstimmend es verlangen. 

3. Wenn dagegen vor Schluss der mündlichen Verband-, 
lung von einer oder beiden Parteien die Aufnahme eines die 
besondere Gerichtsbarkeit ausdrückenden Beisatzes begehrt 
wird, so hat der die Verhandlung leitende Richter mittels un- 
anfechtbaren Beschlusses zu entscheiden, ob der Beisatz als 
zutreffend in das Urtheil aufgenommen werden soll oder 
nicht. Hält er sohin die besondere Gerichtsbarkeit für be- 
gründet, so wird er den Beisatz aufnehmen, andernfalls aber 
das Begehren abweisen. Die obt*n angeführten Regierungs- 
motive führen zwar aus, dass der Richter in Beziehung auf die 
Bezeichnung dem übereinstimmenden Willen der Parteien zu 
folgen hat, woraus zu schließen wäre, dass auch vor Schluss 
der mündlichen Verhandlung einem übereinstimmenden Antrage 
der Parteien ganz ohne Prüfung stattgegeben werden müsse, 
so dass z. B. die Parteien den Richter zwingen könnten, das 
Urtheil in einem Processe über Viehmängel als in Ausübung 
der Berggerichtsbarkeit gefällt zu bezeichnen. Es ist jedoch 
diese Stelle der Motive wörtlich dem Regierungsent würfe vom 
Jahre 1881 (S. 114) entnommen, in welchem Entwürfe (§ 473) 
kein Unterschied gemacht wird, ob der Beisatz vor oder nach 
Fällung des Urtheiles verlangt wird, und in dem die Bedingung, 
dass das Urtheil in Ausübung der besonderen Gerichts- 
barkeit gefällt worden, nicht enthalten war. 

Die Neustilisierung des § 446 dürfte sohin zum Aus- 
druck bringen, dass die Parteien wohl auf das Einschreiten 
eines Causalgerichtes in zweiter Instanz verziehten können, 
indem sie einen Antrag auf Einstellung des die besondere Ge- 
richtsbarkeit ausdrückenden Beisatzes in erster Instanz nicht 
stellen, und dass ein solcher Verzicht für das Gericht bindend 
ist, dass sie aber die Aufnahme des die Causalgerichtsbarkeit 
bezweckenden Beisatzes dem Richter erster Instanz nicht auf- 
zwingen können. 

§ 447, In den Ausfertigungen der Urtheile ist ins^ 
besondere liervorzuheben, dass für die Ergreifung eines Rechts- 
mittels, gegen das Urtheil , sowie für das Rechtsmittelverfahren 
überhaupt die Vertretung durch einen Ädvocaten erforderlich ist,. 

Eine Bericfitigung des Tfrtheilsthatbestandes im Sinne. des 
§ 420 findet in Ansehung der bezirksgerichtlichen Vrtheüe 
nicht statt. 
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Das Urtheil richtet sich nach den für das Qerichtshofs- 
verfahren geltenden Bestimmungen. In der Urtheilsausfertigung 
(§ 417) ist die Belehrung über den für das Rechtsmittelverfahren 
bestehenden Anwaltszwan^p^ ($ 432) zu wiederholen. 

Im Berufungsverfahren müssen die Parteien durch Ad- 
vocaten vertreten sein (§ 463). An Orten, in welchen nicht 
wenigstens zwei Advocaten ihren Sitz haben, können die Be- 
rufungsschriften durch entspi*echende Erklärungen zu gericht- 
lichem Protokolle ersetzt werden, die der Mitwirkung eines 
Advocaten nicht bedürfen (§ 465). Wenn eine arme Partei 
gegen das Urtheil eines Bezirksgerichtes Berufung erheben will, 
Z^v Vertretung dieser Partei aber noch kein Advocat bestellt 
i^t und ihre Berufung gemäß § 465, Abs. 2 nicht zu gericht- 
lichem Protokolle erklärt werden kann, weil am Orte des 
Processgerichtes zwei oder mehr Advocaten ihren Sitz haben, 
«0 hat das Processgericht auf Antrag oder von amtewegen einen 
Beamten der Staatsanwaltschaft oder des Gerichtes mit der Ab- 
fassung der Berufungsschrift und deren rechtzeitiger Ueber- 
reichung zu betrauen. Die Unterfertigung der Berufungsschrift 
durch diesen Beamten ersetzt die Unterschrift eines Advocaten 
<§ 90, Ges. V. 27. November 1896, Nr. 217 ß.-G.-Bl.). 

Besondere BeetimnHiiigen für das Verfahren in Bagatellsachen. 

§ 448. Wenn die in der Klage geforderte Geldstimme 
oder der Wert des Streitgegenstandes den Betrag von fünfzig 
Gulden nicht übersteigt oder der Kläger erklärt, statt des in der 
Klage geforderten Gegenstandes einen fünfzig Gulden nicht über- 
steigenden Geldbetrag annehmen zu wollen (Bagatellsachen), 
haben die in den nachfolgenden §§ 449 bis 453 angeführten he- 
sonderen Bestimmungen zu gelten. 

1 . Bagatellsachen« sind Ferialsachen (§ 224). 

Voraussetzung der Einleitung des Bagatellverfahrens 
ist .neben dem Werte des Streitgegenstandes, der nach den 
§§ 54 bis 59 J. N. zu beurtheilen* und in der Klage anzu- 
geben ist f§ 226), dass die Rechtssache zur Zuständigkeit der 
Bezirksgerichte gehört und nicht in einem besonderen Verfahren 
auszutragen ist (§§ 49, Z. 1, 51 J. N.). 

Ueber Einwendungen gegen den Zahlungsauftrag im 
Mandatsverfahren (§§ 548 flF.), wenn der Wert des Streit- 
gegenstandes 50 fl. nicht übersteigt, ist im Bagatellverfahren 
au verhandeln. Besitzstörungsstreitigkeiten (§§ 454 ff.), Wechsel - 
Streitigkeiten (§§ 555 ff.), Bestandstreitigkeiten (§§ 560 ff.), welche 
weder das Bestehen eines solchen Vertrages noch die Bezahlung 
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des Zinses betreffen, sind zur Einleitung des Bagatellverfahren» 
nicht geeignet. Für die Verhandlung und Entscheidung voa 
Bagatellsachen über Klagen von . Richtern und gegen Richter^ 
die zufolge § 79 J. N. bei einem Gerichtshofe angebracht 
werden müssen, ist vom Vorsteher des Gerichtshofes ein Mit- 
glied des Gerichtshofes als Einzelrichter zu bestellen, welcher 
nach den Vorschriften über das Bagatellverfahren zu verhandeln 
und zu entscheiden hat (Art. XIV, E.-G. z. J. N.). 

2. Auf das Verfahren vor Gewerbegerichten finden, soweit 
nicht besondere Bestimmungen getroffen sind, die für das bezirks- 
gerichtliche Verfahren in Bagatellsachen geltenden Vorschrifteiv 
der Civilprocessordnung Anwendung (§ 22, Ges. v. 27. November 
1896, Nr. 218 R. G. B.). 

Dieses Gesetz, das mit 1. Juli 1898 in Kraft tritt, be- 
stimmt: 

I. Errichtung, Wirkungskreis und Zusammensetzung. 

§ 1. Zur Austragung von gewerblichen Bechtsstreüigkeüen^ 
swischen gewerblichen Unternehmern ufid Arbeitern, femer 
zwischen Arbeitern desselben Betrid>es untereinander sind Ge^ 
Werbegerichte zu errichten. 

Die sachliche Zuständigkeit der Gewerbegerichte kann sich 
auf alle Unternehmungen, auf welche die Gewerbeordnmig An- 
wendung findet, sowie auf die im Artikel V, lit, l und im AriikeC 
VIII des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung vom 
20. December 1859, B.-G.-Bl. Nr. 227, bezeichneten Unter- 
nehmungen beziehen. ^ 

Auf Streitigkeiten zwischen dem Aerar und den in mili- 
iärischen Etablissements oder sonst von der Militärverwaltung* 
beschäftigten Arbeitern erstreckt sich die Zuständigkeit der Ge- 
Werbegerichte nicht. 

§ 2. Die Errichtung eifies Gewerbegerichtes erfolgt durch 
eine vom Justizministerium im Einvernehmen mit den beihei- 
ligten Ministerien zu erlassende, im BeichsgesetzblaMe kundzu- 
ma/ihefide Verordnung. 

An jenen Orten, wo Gewerbegerichte auf Grund des Ge- 
setzes vom 14. Mai 1869, R.-G.-Bl. Nr. 63, errichtet wurden, 
haben zugleich mit dem Beginne der Wirksamkeit dieses Gesetzes- 
neue auf Grund des gegenwärtigen (resetzes errichtete Gewerbe^ 
gerichte in Thätigkeit zu treten. 

Außerdem sind Gewerbegerichte an jenen Orten zu errichten,, 
an denen die betheiligten Ministerien das Bedürfnis als vor^ 
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Jianden ansehen. Diese Errichtung erfolgt nach eingeholtem Gut- 
achten der Landtage. 

Landtage, LandesauiSchOsse, BezirJcs- und Gemeindever- 
tretungen, HandeiS' und Gewerhekamniern, Getverbeinspedoren, 
Genossensdiaften und sonstige gewerbliche Corporationen unit 
Vereine können einen Antrag auf Errichtung eines Gewerbe- 
gerichtes stellen, lieber solche Anträge sind die erforderlichen 
Erhebungen zu pflegen und ist nach dem Ergebnisse derselben 
über den Antrag zu entscheiden. 

Die Vorschriften des vorhergehenden Absatzes finden auch 
hei Auflassung bereits bestehender Gewerbegerichte sowie bei 
Aenderungen ihres Sprengds oder des Umfanges ihrer Zuständig- 
keit Anwendung. 

§ S. Die Verordnung, durch welche ein Geioerbegericht er- 
richtet unrd, bezeichnet den Sprengel des Gewerbegerichtes sowie 
den Umfang seiner Zuständigkeit. Ersterer kann sich auf ein 
oder mehrere Gemeindegd^iete oder auch auf einen Tkeü eines- 
Gemeindegebietes er strecken -^ letzterer kann alle gewerblichen Be- 
triebe des Sprengeis des Gewerbegerichtes oder nur einzdtie 
Kategorien der großen oder kleinen Betriebe umfassen. 

Die Zuständigkeit des Gewerbegerichtes schließt die Zu- 
ständigkeit der politischen Behörden sowie der ordentlichen Ge- 
richte und der bestehenden Gewerbegerichte aus; die streitenden 
Theäe können auf die Zuständigkeit des Gewerbegerichtes nicht 
verzichten. 

Die freiwillige Unterwerfung unter die schiedsgerichtlichen 
Ausscfiüsse der Genossenschaften (§ 122 der Gewerbeordnung)' 
bleibt unberührt. 

§ 4. Das Gewerbegericht ist ohne Eiicksidit auf den Wert 
des Streitgegenstandes zuständig in: 

a) lA)hnstreitigkeiten ; 

b) Streitigkeiten über den Antritt, die Fortsetzung und 
Auflösung des Arbeits- oder Lehrverhältnisses] 

c) Streitigkeiten über Leistungen und Entschädigungsan- 
sprüche aus dem Lehr- und Arbeitsverhältnisse, insbe- 
sondere auch wegen Ijohnabzüge und einer bedungenen- 
ConventioncUstrafe ; 

d) Streitigkeiten über die Aushändigung oder den InJuüt 
des Arbeitsbuches oder Zeugnisses^ insbesondere auch über 
Entschädigungsansprüche der Hilfsarbeiter wegen nicht 
rechtzeitiger Aushändigung des Arbeitsbuches, wegen Ver- 
weigerung der vorsckriftsnuißigen Eintragungen in das- 
selbe und wegen unzulässiger Eintragungen und An- 
merkungen (§ 60 lit. g der Gewerbeordnung); 
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e) Streitigkeiten aus der AngehörigJceit an Pensions- oder 
andere Unterstützungscassen, sofern ni^^ht die Schieds- 
gerichte der Unfallsversicherufigsanstalten (§ 38 des Ge- 
setzes vom 28. Decemjber 1887, R.-G.-BL Nr, 1 ex 1888) 
oder die Schiedsgerichte der Krankencassen (§ 14, Abs. 7 
des Gesetzes vom 30. März 1888, B.-G.-Bl. Nr. 33) 
oder afidere statutenmäßige Schiedsgerichte einzutreten 
haben '^ 

f) Streitigkeiten wegen der Kündigung, der Bäumung und 
des Mietzinses von^ Wohnungen in Arbeiterhäusern, 
deren Benützung vom Dienstgeber dem Arbeiter ohne 
oder gegen Entgelt gewährt wird; 

g) Streitigkeiten über Ansprüche, welche auf Grund der 
üebernahme einer gemeinsamen Arbeit von Arbeitern des- 
selben Unternehmers gegen einander erhoben werden. 

§ 5. Als Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes gelten: 

a) Werkmeister, Werkführer, Vorarbeiter; 

b) alle im getverblichen Betriebe beschäftigten Hilfsarbeiter 
einschließlich der Taglohner (V, lit. d des Kundmachungs- 
patentes der Gewerbeordnung vom 20. December 1 859); 

e) Personen, welche außerhalb der Betriebsstätte gegen eine 
Entlohnung mit der Bearbeitung oder Verarbeitung von 
Bohstoffen oder Halbfabrikaten für Unternehmer be- 
schäftigt sind; 

d) bei Handelsgewerhen alle zu kaufmännischen Diensten 
venvendeten Personen. 

§ 6. Die mit der nothuendigen Einrichtung versehenen 
A.mtslocalitäten, dann Beheizung, Beleuchtung und sonstige sach- 
liche Erfordernisse für das Gewerbegeri'ht hat die Gemeinde, in 
welcher dasselbe seinen Sitz hat, zu beschaffen. Die Besorgung 
der Zustellungen obliegt ebenfalls der Gemeinde. Erstreckt sich 
der Sprengel des Gewerbegerichtes auf mehrere Gemeindegebiete, 
^0 haben die betreffenden Gemeinden im Verhältnisse der ihrem 
Gebiete vorgeschriel)enen Erwerbs- und Einkommensteuerleistung 
beizutragen! . 

Die übrigen Kosten trägt der Staat. 

§ 7. Da% GewerbegerifM besteht aus einem Vorsitzenden 
und, wenn nöthig, einem Stellvertreter sowie aus mindestens zehn 
Beisiizern und der erforderlichen Anzahl von Ersatzmännern aus 
Jedem der beiden Wahlkörper. Der Vorsitzende sowie der Stell- 
vertreter müssen für das Eidtteramt befähigte richterliche Be- 
-amte sein, sie werden vom Justizministcr ernannt. 
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Die Bezüge des Vorsitzenden und des Stellvertreters werden: 
vom Justizministerium im Einvernehmen mit den betheiligten 
Ministerien von Fall zu Fall bestimmt. 

Die Beisitzer, sowie Ersatzmänner des Gewerbegeriehfes 
werden zur Hälfte von den Unternehmerny zur Hälfte von den 
Arbeitern in abgesonderten Wahlkörpern aus ihrer Mitte gewählt. 

Jedem Gewerbegerichte ist das erforderliche Personal zur 
Besorgung der Kanzleigeschäfte zuzuweisen. 

§ 8, Der Wahlkörper der Unternehmer besteht aas den 
Inhabern jefier Gewerbe, deren Betriebsstätte sich im Sprengel 
des Gewerbegerichtes befindet und auf die sich die Zuständigkeit 
des Gewerbegerichtes erstreckt. Wenn ein Gewerbe durch den 
Stellvertreter (Geschäftsführer) ausgeübt wird oder derselbe ver- 
pachtet ist (§§ 2, 55 und 56 der Gewerbeordnung), so ist anstatt 
des Gewerbeinhabers der Stellvertreter, Geschäftsführer oder 
Pächter wahlberechtigt, 

Frauen können auch durch Bevollmächtigte wählen. 

Offene Handelsgesellschaften, Cammanditgesellsch<iften, Actien- 
gesellschaften, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Cor- 
porationen, Anstalten und Vereine üben ihr Wahlrecht durch 
eine jener Personen aus, die im einzelnen Falle zu ihrer Ver- 
tretung nach außen berechtigt sind. Staatliche Betriebe üben ihr 
Wahlrecht durch den amtlich bestellten Betriebsleiter aus. 

Der Wahlkörper der Arbeiter besteht aus sämmtlichen in 
den Betrieben, auf welche sich die Zuständigkeit des Gewerbe- 
gerichtes erstreckt, beschäftigten männlichen und weiblichen Ar- 
beitern, die das zwanzigste Lebensjahr zurückgelegt haben und 
seit mindestens einem Jahre im Irdande in Arbeit stehen, Lehr- 
linge sind nicht wahlberechtigt, 

Ausgeschlos,^en von der activen Wahlberechtigung ist, wer 
unter Curatel steht oder über dessen Vermögen der Concurs er- 
öffnet ist, solange das Concursverfahren dauert, ferner wer sich 
in strafgerichtlicher Untersuchung, unter Anklage oder Strafe 
befindet, oder wer infolge einer Verurtheilung nach dem Gesetze 
von der Wählbarkeit in die Gemeindevertretung ausgeschlossen 
ist, solange diese Ausschließung dauert, 

§ 9, Das passive Wahlrecht besitzt jeder männliche activ 
Wahlberechtigte, der österreichischer Staatsbürger, dreißig Jahre 
alt und eigenberechtigt ist. Bei staatlichen Betrieben, sowie bei 
Transport- und FabriksutUernehmungen sind die im betreffenden 
Betriebe angestellten Beamten passiv wahlberechtigt. 

Vom passiven Wahlrechte sind jene Personen ausgeschlossen^ 
welche nach den bestehenden Gesetzen wegen einer strafgericht- 
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dicken Verurtheilung zu einer Anstellung hei Gericht nicht zug""- 
Jossen werden dürfen. 

Ein Beisitzer oder Ersatzmann kann am einem der nach- 
Jolgenden Gründe die auf ihn gefallene Wahl ablehnen oder das 
angetretene Amt zurücklegen: 

1. wenn er über sechzig Jahre alt ist; 

2. wenn er an einem die Amtsführung hindernden Ge- 
brechen leidet; 

S. wenn er unmittelbar in der letzten Wahlperiode als Bei- 
sitzer des Gewerbegerichtes fungiert Jmt; 

4. wenn er nicht im Sprengel des Gewerbegericht^ wohnt. 

Ueber die ZuMssigkeit der Ablehnung entscheidet der Ge- 
richtshof, in dessen Sprengel der Sitz des Gewerbegerichtes ist, 
-endgiltig. 

§ 10. Die Verfassung der Wählerlisten für die beiden 
Wahlkörper obliegt der Gemeinde, in welcher das Gewerbegericht 
seinen Sitz hat; erstreckt sich deren Sprenget über mehrere Ge^ 
jmeinden, so hat jede dieser Gemeinden die Wählerlisten der 
Gemeinde mitzutheilen, in welcher das Gewerbegericht seinen 
Sitz hat Ueber Bedamationen in Betreff der Wahlberechtigung 
-oder Wählbarkeit entscheidet die Gewerb^ehörde'j über Beschwer- 
den gegen die Entscheidung der Getverbet>ehörde wird endgiltig 
von der Lnndesstelle entschieden. 

Der Waldact mrd von einem Beamten der Gewerbebehörde 
jgeleitet. Die Wahl erfolgt durch die persönliche Abgälte eines Stimm- 
zettels, Gewählt ist derjenige, wdcher die absolute Majorität der 
abgegebenen Stimmen auf sidi vereint. Bei Gleichheit der Stimmen 
-entscheidet das Los, 

Wenn mehr Personen, als zu wählen waren, die absolute 
Mehrheit der Stimmen auf sidi vereinigt haben, gelten jene als 
gewählt, welche die größere Stimmenzahl erhalten haben, Ist 
eine absolute Majorität durch die erste Abgabe der Stimmen 
nicht erzielt worden, so ist unter denjenigen Personen, aufwdche 
die meisten Stimmen gefallen sind, eine engere WaM zu veran- 
lassen. In die engere Wahl ist die doppelte Zahl der noch zu 
wählenden Mitglieder einzubeziehen. 

Die näheren Bestimmungen über die Vornahme der Wahl, 
die einzuhaltenden Fristen, die Richtigstellung der Wählerlisten, 
über die Prüfung der Wahlresultate werden durch, Verordnung 
erlassen. Wenn sich die Zuständigkeit des Gewerbegerichtes na4h 
Zulässig\eit des § S auf verschiedenartige Kategorien großer oder 
.kleiner Betriebe erstreckt, kann bestimmt toerden, dass die Wahl 
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^icu;h gewissen irruppen von Betrieben vorgenommen werde, ddfnit 
Beisitzer aus den verschiedenartigen im Sprengel des Gewerbe-- 
Berichtes vorkommenden Betrieben gewählt werden. 

§ 11. Der Vorsitzende des Gewerbegerichtes sowie sein 
Stellvertreter üben das Amt unter ihrem Richtereide aus. 

Dem Vorsitzenden steht die Leitung und Eintlteilung der 
Geschäfte des Gewerbegerichtes zu. 

Das Aufsichtsrecht über den Vorsitzende)^ des Gewerbe- 
(^erichtes und seinen Stellvertreter übt der Präsident jenes Ge- 
richtshofes erster Instanz aus, in dessen Sprengel das Gewerbe- 
Bericht seinen Sitz hat. 

Die Beisitzer und Ersatzmänner haben vor dem Antritte 
ihres Amtes die gewissenhafte und unparteiische Ausübung ihres 
Amtes eidlich anzugeloben. Diese Angeiobung nimmt der Vor- 
sitzende des Getcerbegerichtes entgegen. 

§ 12. Name und Wohnort sämmtlicher Mitglieder des 
Gewerbegerichtes werden öffentlich hundgemacht. 

§ 13. Die Beisitzer, sowie die Ersatzmänner haben An- 
spruch auf Ersatz der angemessenen baren Auslagen. Die aus 
dem Wahlkörper der Arbeiter geicählten Beisitzer und Ersatz- 
männer erhalten überdies für ihre jedesmalige Function eine 
Entschädigung für den Verdienstentgang ^ deren Höhe im Ver- 
ordnungswege festgestdU wird. 

§ 14. Die Beisitzer und ihre Ersatzmänner werden auf 
vier Jahre gewählt. Nadi je zwei Jahren hat die Hälfte der 
Beisitzer und Ersatzmänner, und zwar eine gleiche Anzahl aus 
beiden Wahlkörpern auszuscheiden. Für die auf diese Weise 
Ausgeschiedenen hcd eine Ersatzwahl stattzufinden. Eine solche 
Wahl ist ferner für den Rest der laufenden Wahlperiode vor- 
jfunehmen, wenn sonst wegen des Ausscheidens einer größeren 
Anzahl von Beisitzern und Ersatzmännern nach Ermessen des 
Gerichtshofes erster Instanz zur Sicherung der regelmäßigen 
Thätigkeit des Gewerbegerichtes eine Ersatzwahl nothwendig 
erscheint. 

Nach den ersten zwei Jahren der Wirksamkeit eines Ge- 
Werbegerichtes scheiden die Getcählten zufolge Auslosung aus. 

§ 15. Kommt die Wahl der Beisitzer in einem Wahl- 
körper aus was immer für einem Grunde nach zweimaliger Aus- 
schreibung und Einleitung der Wahl nicht zustande, so hat die 
politische Behörde die Wählerverzeichnisse des betreffenden Wahl- 
körpers an den Gerichtshof erster Imtanz zu leiten und zugleich 
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jene Personen in denselben zu bezeichnen, welche sie für die- 
Fähigsten und Würdigsten hält, das Amt eines Beisitzers zu 
bekleiden. 

Der Gerichtshof erster Instanz stellt aus diesen Wähler- 
listen nach eigenem Ermessen ein Verzeichnis von zu dem Amte 
eines Beisitzers geeigneten Personen zusammen, welches dreimal 
so viele Namen zu enthalten hat, als Beisitzer zu bestellen sind, 
und aus welchem die nöthige Zahl der Beisitzer für die laufende 
Wahlperiode durch das Los zu bestimmen ist. 

§16. Beisitzer, welche sich ohne genügende Entschuldi- 
gung zu den Sitzungen nicht oder nicht rechtzeitig einfinden oder 
sich ihren Amtspflichten in anderer Weise entziehen^ sind vom 
Vorsitzenden zu einer Ordnungsstrafe bis zu 200 fl. für jeden 
Fall, sowie in den Ersatz der verursachten Kosten zu verurtheilen. 
Erfolgt nachträglich genügende Entschuldigung, so kann die Ver- 
urtheilung ganz oder theilweise vom Vorsitzenden zurückgenommen 
werden. 

Gegen die Verhängung der Ordnungsstrafe ist binnen vier- 
sehn Taigen ein Becurs an den Gerichtshof erster Instanz, welcher 
endgiltig entscheidet, zulässig. 

Für die Eintreibung und Verwendung der Strafbeträge, 
sowie für deren etwaige Umwandlung haben die Vorschrifteti der 
Justizministerialverordnung vom 5. November 1852^ B.-G.-Bl. 
Nr. 227, zu gelten. Die Umwandlung der Strafe hat der Ge- 
richtshof erster Instanz auszusprechen. 

§17. Der Gerichtshof erster Instanz hai einen Beisitzer 
oder Ersatzmann seines Amtes zu enth^en: 

a) wenn hinsichtlich desselben Umstände eintreten oder be- 
kannt werden, welche seine Wählbarkeit ausschließen 
würden (§ 9, Abs. 2); 

b) wenn er sich einer groben Verletzung seiner Amtspflichten 
schuldig macht und insbesondere trotz mehrmaliger Ver- 
hängung einer Ordnungsstrafe von den Sitzungen des 
Gewerbegerichtes fern bleibt. 

Der Ausspruch des Gerichtshofes hat auch die Bestimmung 
jener Zeit zu enthalten, während welcher der von seinem Amte 
Enthobene nicht wieder wählbar ist. Gegen die Entscheidung 
des Gerichtshofes steht der Recurs an das Oberlandesgericht 
innerhalb einer Frist von vierzehn Taigen offen. 

§ 18. Die Enthebung vom Amte eines Beisitzers oder 
Ersatzmannes hat durch Beschluss des Gerichtshofes erster In- 
stanz auch dann zu erfolgen, wenn ein Beisitzer aus dem Stande 



Digitized by V^OOQIC 



— 657 — 

der Gewerbeunternehnier seine bisherige Unternehmung, auf Grund 
deren er seine Wählbarkeit für das betreffende Gewerbegericht 
erlangte, aufgibt, oder wenn ein Beisitzer am dem Stande der 
Arbeiter durch tfebertritt zu einem anderen Berufe dauernd die 
Arbeitereigenschaft einbüßt, femer wenn ein Beisitzer aus dem 
Stande der Arbeiter seit drei Monaten bei Unternehmungen in 
Arbeit gestanden ist, für welche das Gewerbegericht nidit zu- 
ständig ist. 

Gegen die Entscheidung des Gerichtshofes steht der Recurs 
an das Oberlandesgfricht innerhalb einer Frist von vierzehn 
Tagen zu. 

In den im ersten Absätze bezeichneten Fällen sind die 
Beisitzer oder deren Ersatzmänner bfrechtigt ihr Amt freiwillig 
niederzulegen. 

§ 19. Die Jlitglieder des Grwerbegerichies sind verpflichtet, 
sich in Streitsachen, welche sie selbst, ihre Gattinnen oder solche 
Personen betreffen, mit welchen sie in gerader Linie verwandt 
oder verschwägert oder durch Adoption verbunden sind oder mit 
denen sie in der Seitenlinie bis zum vierten Grade verwandt 
oder bis zum ziveiten Grade verschwägert sind, der Mitwirkung 
zu enthalten. Sie können von den Parteien, solange sich dieselben 
in die Verhandlung der Streitsache nicht eingelassen haben, 
außerdem abgelehnt werden, tvenn sonst Gründe vorliegen, welche 
gegen ihre Unbefangenheit oder Unparteilichkeit Bedenken zu er- 
wecken geeignet sind. Erlcennt das abgelehnte Mitglied den Ab- 
lehnungsgrund nicht an, so entscheidet der Vorsitzende sofort 
endgiltig. 

§ 20. DoA Gewerbegericht verhandelt und entscheidet in 
Senaten, die aus dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter und 
zwei Beisitzern bestehen, von denen der eine ein Unternehmer 
(Beamter staatlicher Betriebe, Beamter einer Transport- oder 
Fabriksunternehmung), der andere ein Arbeiter sein muss. 

Im Verordnungswege unrd bestimmt, nach welchen Grund" 
Sätzen der Vorsitzende die einzelnen Beisitzer und ihre Ersatz- 
männer zu den Sitzungen heranzuziehen hat. 

Es kann ein Gewerbegericht ruich den verschiedenartigen 
Gewerbszweigen oder narh den Kategorien verwandter Gewerbs- 
zweige in mehrere ständige Abtheilungen eingetheilt werden. 

§ 21. Falls die sachliche Zuständigkeit eines Getverbe- 
gerichtes sich auch auf gewerbliche Streitigkeiten zwischen Handd- 
• treibenden und ihren Bediensteten erstreckt, ist für diese Streitig- 
keiten eine besondere Abtheüung des Gewerbegerichtes zu bilden. 

F fl r s 1 1, Civilprocesigesetze. 42 
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Für diese Abtheilung hat die Wahl der B€isit$er getrennt von 
den anderen Wahlen in besonderen Wahlkörpem zu geschehen. 

II. Verfahren. 

§ 22. Auf das Verfahren vor Gewerhegerichten finden, 
soweit nicht im Nadistehenden besondere Bestimmungen getroffen 
sind, die für das bezirksgerichtllchc Verfahren in Bagatellsachen 
geltenden Vorschriften der Civilprocessordnung Antvendung. 

§ 23. Zur Verhandlung und Entscheidung d^ im § 4 
bezeichneten Streitigkeiten ist mit Ausscfdms aller anderen Ge- 
richtsstände dasjenige Gewerbegericht zuständig, in dessen Sprengel 
sich die Betriebsstätte befindet, oder wenn im § 5, lit. c bezeichnete 
Personen in Frage kommen, das Gewerbegericht, in dessen 
Sprengel die Arbeit zu leisten oder die Auszahlung des Lohnes 
zu geschehen hat, 

Bas Gewerbegericht hat seine Zuständigkeit von amtswegen 
wahrzunehmen, 

§ 24, Wurde die sachliche Zuständigkeit eines Gewerbe- 
gerichtes von einem ordentlichen Gerichte rechtskräftig ausge- 
sprocl^en, so ist die Entscheidung für das örtlich zuständige 
Geu)erbegericht bindend^ bei dem die Reehtssctche in der Folge 
anhängig wird. Hat ein Gewerbegericht die sachliche Zuständig- 
keit der ordentlichen Gerichte rechtskräftig ausgesprochen, so 
sind diese an die Entscheidung des Gewerbegerichtes gebunden. 

§ 25. Die Parteien können sich durch Angehörige, Ge- 
schäftsführer oder Angestellte als Bevollmächtigte verirefen lassen. 
Die Vertretung durch Berufsgenossen ist zulässig, wenn glaub- 
haft gemacht wird, dass die Partei am Erscheinen gehindert 
oder ihre Angdegenheiten selbst zu vertreten nicht imstande ist, 

§ 26, Die erste Tagsatzung ist in der Regel auf einen 
der nächsten drei läge nach Ueberreichung der Klage anzu- 
ordnen, 

§ 27. Das Geiverbegericht hat nach Maßgabe des Be- 
dürfnisses bestimmte Ta-ge und Stunden festzusetzen und bekannt 
zu machen, an welchen der Kläger mit der Gegenpartei auch 
ohne Vorladung erscheinen kann, um eine Rechtssache anhängig 
zu ma>chen und darüber zu verhandeln, 

§ 28, Die erste Tagsatzung kann vor dem Vorsitzenden 
des Gewerbegerichtes ohne Zuziehung der Beisitzer stattfinden, 
um einen Vergleich zu erzielen, die Einreden der Unzulässigkeit 
des Rechtsiveges, der Unzuständigkeit des Gerichtes, der Streit- 
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anhänffiglkeit uud der rechtskräftig entschiedenen Streitsache zu 
entscheiden oder ein UrtheU über Anerkennung, Verzicht oder 
Aiisbleihen zu fällen. 

Wenn die Parteien auf die Zuziehung von Beisitzern ein- 
versländlich verzichten, ist die Verhandlung und Entscheidung 
der Hauptsache sofort vom Vorsitzetuien vorzunehmen. 

In allen übrigen Fällen werden die in der ersten Tag- 
Satzung nicht erledigten StreitsacJien vor das Gewerbegericht 
gewiesen. 

§ 29. Falls eine erste Tagsatzung ohne Zuziehung von 
Beisitzern stattgefunden Jtat, berichtet der Vorsitzende zu Beginn 
der Verhandlung vor dem (ietverbegerichte über die Erg^nisse 
der ersten Tagsatzutig. 

Bei der vor dem Getverbegerichte stattfindenden Verhand- 
lung haben die Beisitzer das Recht, an Parteien, Zeugen und 
Sachverständige Fragen zu richten. 

§ 30. In Streitsachen bis zu fünfzig Gulden entscheidet 
das Gewerbegericht endgiltig, und ist gegen das UrtheU lediglich 
die Berufung wegen Nichtigkeitsgründen (§ 477 der Civilprocess- 
Ordnung) zulässig, lieber diese ist vom Gerkhtshof erster In- 
stanz, in dessen Sprengel das Gewerbegericht seinen Sitz hat, 
zu entscheiden. Die Verhandlung und EntscJieidung hat nach 
den für das Berufungsverfahren der Gerichtshöfe erster Instanz 
in der CiviJprocessordnung erlassenen Vorschriften stattzufinden. 
Eine Vertretung durch Advocaten ist nicht geboten. 

§31. In Streitsachen über höhere Beträge kann die Ent- 
scheidung des Gewerbegerichtes mittds der Berufung angefochten 
werden. Die Berufung ist vor dem Gewerbegericht binnen der 
unerstreckbaren Frist von vierzehn Tagen nach Zustellung der 
schriftlichen Ausfertigung des Urtheiles, wenn aber beide Par- 
teien anwesefid 'waren, binnen vierzehn Tagen nach der Ver- 
kündung des Urtheiles zu Protokoll zu erklären oder schrifüich ein- 
zubringen, lieber die Berufung entscheidet der im § 30 bezeichnete 
Gerichtshof endgiltig. 

Vor dem Berufungsgeridite wird die Streitsache in den 
durch die Anträge bestimmten Grenzen von neuem verhandelt. 
Auf das Verfahren vor dem Berufungsgerichte finden die Be- 
stimmungen Anwendung, welche in der Civilprocessordnung für 
das Verfahren vor dem Gerichtshof erster Instanz als Processgericht 
gegeben sind, mit der Abweichung, dass ein Wechsel vorbereiten- 
der Schriftsätze nicht stattfindet und eine Vertretung der Par- 
teien durch Advocaten nicht geboten ist. 

42* 
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Der Gerichtshof entscheidet über diese Berufung unter 
Beiziehung von zwei gewerblichen Beisitzern, Nach welchen 
Grundsätzen dieselben zu den Sitzungen heranzuziehen sind, wird 
im Verordnungswege bestimmt, 

§ 32. Das Rechtsmittel der Nichtigkeits- und Wieder^ 
aufnahmskkige findet im Verfahren vor Gewerbegerichteti nicht statt. 

Insofern im Verfahren vor Gewerbegerichten ein Recurs 
zulässig ist, geht derselbe an den im § 30 bezeichneten Gerichts- 
hof, Das Verfahren richtet sich nach den bezüglichen Bestim- 
mungen der Civüprocessordnung, 

§ 33. Auf Grund rechtskräftiger Urtheüe des Gewerbe- 
gerichtes, sowie vor demselben geschlossener Vergleiche findet 
Execution statt, und hat zu diesem Zwecke das Gewerbegericht 
den Parteien auf Verlangen die Rechtskraft des ürtheiles zu 
bestätigen. 

Dieselbe ist bei dem Bezirksgerichte, in dessen Sprengel 
der Schuldner seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, und in Er- 
manglung eines solchen bei dem Bezirksgericht, in dessen Sprengel 
cUis Gewerbegericht seinen Sitz hat, anzusuchen und nach den 
Bestimmungen der Executionsordnung durchzuführen. 

§ 34, Eingaben an das Gewerbegericht, Ausfertigungen 
desselben, sowie aufgenommene Protokolle sind stempd- und 
gebürenfrei. 

Wird der RedUsstreit durch einen Vergleich beendety so 
wird keine Gehür eingehoben. 

Die Urtheüe der Gewerbegerichte unterliegen den für die 
Schiedsgerichte in dem Gesetze vom 20. Februar 1864, R,'G.'BL 
Nr. 20, festgesetzten Gebüren. 

III. Die Gewerbegerichte als gerichtliche Instanzen gegenflber 
den gewerblichen Schiedigerichten. 

§ 35. Entscheidungen der schiedsgerichtlichen Ausschüsse 
der Genossenschaften (§§ 122, 123 der Gewerbeordnung) in 
Streitigkeiten, weiche zur sachlichen Zuständigkeit der Gewerbe- 
gerichte gehören, können nach Beginn der Wirksamkeit des gegen- 
wärtigen Gesetzes nur mehr vor dem Gewerbegerichte angefodUen 
werdefi, wenn sich die Genossenschaft im Sprengel eines Gewerbe- 
gerichtes befindet. 

IV. Gutachten und Anträge des Gewerbegerichtes. 

§ 36. Das Gewerbegericht ist verpflichtet, auf Ansuchen 
der Landesbehörden Gutachten über gewerbliche Fragen zu er- 
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statten. Zur Vorbereitung oder Abgabe solcher Gutachten 
können besondere Ausschüsse aus der Mitte des Gewerbegerichtes 
gebildet werden. 

Diese Ausschüsse müssen, sofern es sich um Fragen handelt, 
die die Interessen von Unternehmern und Arbeitern berühren, 
zu gleichere Theilen aus Beisitzern beider Kategorien zusammen- 
gesetzt sein. Sie tagen unter der Leitung des Vorsitzenden des 
Gewerbegerichtes. 

Das Gewerbegericht ist berechtigt, in gewerblichen Fragen, 
welche die seifer Gerichtsbarkeit unterstehenden Betriebe be- 
rühren, Anträge an die Landesbehörde zu richten. 

V. Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte in Streitigkeiten 
aus dem gewerblichen Arbeits-, Lehr- und Lohnverhältnisse. 

§ 37. Aus dem Arbeits-, Lehr- und Lohnverhältnisse 
entspringende Streitigkeiten zwischen Gewerbsinhabern und ihren 
Hilfsarbeitern, sowie zunschen Hilfsarbeitern untereinander, für 
deren Verhandlung bisher die Bestimmungen des § 87 c des 
Gesetzes vom 8. März 1885, B.-tr.-Bl. Nr. 22, Geltung hatten, 
gehören von dem Ta>ge, an welchem das gegenwärtige Gesetz in 
Kraft tritt, soweit nicht ein Gewerbegericht dafür zuständig ist, 
ohne Büchsicht darauf, ob sie während der Dauer des Arbeits-, 
Lehr- und Lohnverhältnisses oder nach dessen Beendigung ange- 
bradit werden, und ohne Bücksicht auf den Wert des Streit* 
gegenständes zur sachlichen Zuständigkeit der Bezirksgerichte. 

Die an diesem Tage bei poUtiscfien Behörden anhängigen 
derlei Streitsachen sind von denselben nach den bislier h^efür 
geltenden Vorschriften zu erledigen. 

VI. Uebergangs- und Vollzugsvorschriften. 

§ 38. Das gegenwärtige Gesetz tritt am 1. Juli 1898 
in Kraft. Alle an diesem Tage bei den politischen Behörden 
oder bei den auf Grund des Gesetzes vom 14. Mai 1869, B.-G.-BL 
Nr. 63, bestehenden Gewerbegerichten anhängigen Streitsachen 
werden nach den Insher hiefür geltenden Vorschriften erledigt. 
Nach Abwicklung der bei den bestehetiden Gewerbegerichten an- 
hängigen Streitsachen hohen diese Gerichte ihre Wirksamkeit 
einzustellen. 

§ 39. Mit dem Ta^e, an welcliem das gegenwärtige Gesetz 
in Kraft tritt, verlieren alle anderen gesetzlichen Vorschriften 
über Gegenstände, die durch das gegenwärtige Gesetz geregelt 
werden, ihre Wirksamkeit. Insbesondere verlieren auch die Be- 
stimmungen der Getverbeordnung ü1>er die Competenz da' poli- 
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tischen Behörden in Lohnstreitigkeiten (§ 87 c der Gewerbe- 
Ordnung) und über die schiedsrichterlichen Collegie^i (§ S7 ff. der 
Gewerbeordnung) mit der Maßgabe ihre Wirksamkeit, dass die 
bei Inkrafttreten des gegenicärtigen Gesetzes bei diesen CoUegien 
anhängigen Streitsachen von ihnen nach den bisher hiefür gelten- 
den Vorschriften zu erledigen sind. 

§ 449. Die Ehegattin kann mit Vollmacht ihres Gatten 
für denselben im Proctsse auftreten. 

Die Vorschrift ist eine Äbweicbang von der Bestimmnng 
des § 29, wonach nur männliche Personen zu Bevollmächtigten 
bestellt werden können. Doch muss auch die mit Vollmacht 
einschreitende Gattin eigenberechtigt sein. 

Sowohl der Kläger als der Beklagte kann sich von seiner 
Qattin vertreten lassen und es kann die Vollmacht zu Protokoll 
genommen werden (§ 451). 

§ 450. Wenn über eine der im § 239, Abs. 2, bezeich- 
neten Einreden abgesondert verhandelt und diesdbe auf Grund 
dieser Verhandlung abgewiesen wird, hat der Richter nach Ver- 
kürzung dieser Entscheidung anzuordnen, dass die VerliancUung 
zur Hauptsache sogleicli aufgenommen werde. Die Entscheidung 
über die Einrede ist solchenfalls nicht besonders auszufertigen, 
sondern in die Entscheidung aufzunehmen, welche in der Haupt- 
sache gefdUt wird. 

Der Richter kann zwar auch im Bagatell verfahren die 
abgesonderte Verhandlung über die Kinreden der Unzuständig- 
keit des Gerichtes, Unzulässigkeit des Rechtsweges, Streit- 
anhängigkeit und Rechtskraft beschließen (§ 189), jedoch ist 
die im § 261 falcultativ für zulässig erklärte sofortige Auf 
nähme der Verhandlung zur Hauptsache nach Abweisung der 
Einrede für das Bagatellverfahren imperativ vorgeschrieben. 
Eine Aussetzung der Verhandlung Über die Hauptsache bis 
nach Rechtskraft des die Einrede verwerfenden Beschlusses ist 
daher unzulässig, ohne dass dadurch eine aus anderen 
Gründen nothwendige Erstreckung der Tagsatzung unstatthaft 
würde. 

Ueber die Präclusion der Einrede der Unzuständigkeit 
(§ 441) und über die Ausfertigung des die Processeinrede 
erledigenden Beschlusses (§ 261) gelten die allgemeinen Vor- 
schriften. 

§ 451. In Bagaiellsaihen hat das VerhandlungsprotokoU 
nur zu enthalten: 

1. die in § 207 und § 20 f(, Z. 1 angeordneten Angaben; 



Digitized by V^OOQIC 



— 663 — 

2. Aiifzeichniifigen über eine zu Protokoll gegebene Voll- 
macht, wenn die Partei persönlich mit dem BevoUmächiigten 
erscheipit; über das Klageb^ehren, wenn dieses im Sinne des 
§ 439 a^H einem (ierichtstage angebracht wurde; über den wesent- 
lichen Inhalt der Beweisaufnahmen und insbesondere über den 
Umstand^ ob ein Zeuge oder Sachverständiger vor oder nach 
seiner Abhörung beeidet wurde oder ob dessen Beeidigung unter- 
blieben ist; ferner über den Umstand^ dass der Partei vor der 
unbeeideten Vernehmutig utid vor der eidlichen Vernehmmtg die 
gesetzlichen Erinnerungen gemacht wurden (§§ 376 und 377); 

3. die bei der Verhandlung gefällten und verkündeten Ur- 
(heile, sowie jene Anordnungen und Verfugungen des Richters, 
wider welche ein Rechtsmittel euläs^sig ist ; 

4. die Bemerkwng, ob die Parteien bei Verkündung des 
llrtheües anwesend waren. 

Außerdem ist in dem Falle, wenn die begonnene Verhand- 
lung nicht an einem Tage beendet werden kann, auf Antrag 
oder nach Ermessen des Richters von amtswegeti ein ausdrück- 
licher Widerspruch des Beklagten gegen die der Klage zugrunde 
liegenden Behauptuttgen in der vom Richter zu bestimmenden 
kurzen Fassung durch das Verhandlungsprotoko l zu beurkunden. 

Die hier zasammengestellten Vorschriften lehnen sich an 
<lie allgemeinen Vorschriften des Gesetzes über die Proto- 
kollieiiing an, soweit dies dem Zwecke entspricht, und statuieren 
dann selbstständig den Umfang, die nothwendigen Bestand-' 
theile und die zu beachtenden Vorsichten für das Bagatell- 
protokoll (Motive des Ausschusses, S. 44). Die über die Form 
des Protokolles im § 207 enthaltenen Vorschriften nebst den 
Bestimmungen der §§ 212, 213 über dessen Fertigung durch 
die Parteien, den Richter und Schriftftlhrer und die Beurkun- 
dungen der im § 208, Z. 1 angeführten Parteierklärungen gelten 
auch im Bagatellverfahren. 

Außerdem ist die Einhaltung der bei der Zeugen-, Sach- 
vei*ständigen- und Parteieneinvemahme vorgeschriebenen For- 
malitäten zu beurkunden und es sind die in der Verhandlung 
aufgenommenen Beweise ihrem wesentlichen Inhalte nach (§ 343) 
zu protokollieren. 

Außer den verkündeten Urtheilen sind nur die nach § 517 
durch Recurs anfechtbaren Beschlüsse in das Protokoll aufzu- 
nehmen oder in schriftlicher Ausfertigung dem Protokolle anzu- 
schließen (§ 208). Anträge der Parteien (§ 208, Z. 2) sind 
nicht zu protokollieren. 

Nur der Saehantrag (das Klagebegehren) ist in das Pro- 
tokoll aufzunehmen, wenn beide Parteien ohne Vorladung vor 
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Gericht erscheinen, um einen Rechtsstreit anhängig zu machen 
und darüber zu verhandeln (§ 4B9). Das auf den Sachverhalt 
sich beziehende Partei vorbringen und die von den Parteien 
angebotenen Beweismittel (§ 209) sind gleichfalls nicht aufza- 
nehmen, nur bei Erstreckung der bereits begonnenen Ver- 
handlung kann der Richter den ausdrücklichen Widerspruch 
des Beklagten gegen die Klagsbehauptungen proto- 
kollieren. 

§ 452. Das ürtheil ist mündlich eu verkünden. Das in 
Anwesenheit heider Parteien verkündete Urtheil wird mit der 
Verkündung den Parteien gegenüber wirksam. Waren beide 
Parteien bei der Urtheilsverkündung anwesend, so wird eine 
schriftliche Ausfertigung des ürtheiles nur auf Verlangen der 
Partei ^gestellt. Außer diesem Falle ist beiden Parteien eine 
schriftliche Ausfertigung von amtswegen zuzustellen. 

Bei der Verkündung des Ürtheiles hat der Richter die 
Parteien darauf aufmerksam zu machen, dass gegen dieses ür- 
theil die Berufung nur wegen der im § 477, Z, 1 bis 7 auf- 
gezählten Nichtigkeiten ergriffen werden könne. Ein gleicher 
Beisatz ist in die schriftliche Ausfertigung des Ürtheiles aufzu- 
nehmen, 

1. Im Bagatellverfahren ist das Urtheil stets mündlich 
zu verkünden, also auch dann, wenn dies nicht sofort nach 
Scliluss der Verhandlung geschehen kann (§ 415). Es wird 
sohin in solchen Fällen zur Verkündung des Ürtheiles eine neue 
Tagsatzung anzuberaumen und sofort nach der Verhandlung 
den Parteien bekanntzugeben sein. Mit dem Urtheile sind die 
Entseheidungsgründe zu verkünden (§ 414). Bei Verkündung 
des Ürtheiles hat der Richter allen Parteien die Vorschriften 
des § 477, Z. 1 — 7 vorzuhalten und sie darauf aufmerksam 
zu machen, dass die Berufung nur wegen einer dieser Nichtig- 
keitsgründe ergriffen werden kann. 

Parteien, welche rechtsunkundig und nicht durch Advo- 
caten vertreten sind, hat der Richter außerdem darauf auf- 
merksam zu machen, dass die Berufung binnen 14 Tagen nach 
der Verkündung durch Ueberreichung eines Schriftsatzes und 
an Orten, in welchen nicht wenigstens zwei Advocaten ihren 
Sitz haben, durch entsprechende Erklärungen zu gerichtlichem 
Protokolle zu erheben ist (§§ 447, 465), dass die Berufungs- 
schrift von einem Advocaten gefertigt sein muss, dass aber 
Parteien, die das Armenrecht genießen und noch keinen Ad- 
vocaten haben, an Orten, wo zwei oder mehr Advocaten ihren 
Sitz haben, die Bestellung eines Beamten der Staatsanwaltschaft 
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oder des Gerichtes zur Ueberreichung der Berufungssehrift 
verlangen können (§ 90, Ges. v. 27. November 1896, Nr. 217 
R.-G.-Bl.). Zugleich sind die Parteien zu befragen, ob sie die 
Berufung zu ergreifen beabsichtigen. Wird dies verneint, so 
ist der Verzicht auf die Berufung im Verhandlungsprotokolle 
zu beurkunden (§ 148 Gesch.-O.). 

2. Die Zustellung einer schriftlichen Ausfertigung des 
Urtheiles findet von amtswegen im Bagatellverfahren nicht 
statt, wenn beide Parteien bei der Verkündung anwesend 
waren. Die Rechtsmittel- und im Änschluss an diese die Zahlungs- 
frist beginnt mit der VerkUndung des Urtheiles (§ 4t)4). Das- 
selbe gilt auch für Beschlüsse (§ 521). 

Ist aber auch nur eine Partei bei der Verkündung des 
Urtheiles nicht zugegen gewesen, so muss jeder der beiden 
Parteien eine schriftliche Urtheilsausfertigung zugestellt werden, 
welche den Inhalt des § 477, Z. 1 — 7, die Belehrung, dass die 
Berufung nur wegen dieser Nichtigkeitsgründe ergriflfen werden 
kann, und die weitere Belehrung zu enthalten hat, dass im 
Berufungsverfahren die Parteien durch Advocaten vertreten 
sein müssen (§ 463), dass die Berufungssehrift von einem Ad- 
vocaten gefertigt sein muss. An Orten, in welchen nicht 
wenigstens zwei Advocaten ihren Sitz haben, kommt die weitere 
Belehrung dazu, dass die Berufungssehrift durch entsprechende 
Erklärungen zu gerichtlichem Protokolle ersetzt werden kann 
(§465). 

An Orten, in welchen zwei oder mehr Advocaten ihren 
Sitz haben, ist dagegen der armen Partei, für welche noch 
kein Advocat bestellt ist, bekannt zu geben, dass für sie, wenn 
sie gegen das Urtheil Berufung ergreifen will, auf Antrag ein 
Beamter der Staatsanwaltschaft ödes des Bezirksgerichtes mit 
der Abfassung und Ueberreichung der Berufungssehrift betraut 
würde, 

§ 453. Wird durch eine im Laufe des Verfahrens vor- 
genommene Aenderung der Klage die im § 448 bezeichnete Wert- 
grenze überschritten, ohne dass jedoch zugleich die sachliche 
Zuständigkeit des Bezirksgerichtes dadurch aufgehoben tvürde, 
so hat die Verhandlung und Entscheidung der Iiechtssa''he nach 
den sonst für das bezirksgerichtlicJie Verfahren geltenden Vor- 
schriften stattzufinden. 

Wenn durch eine Einschränkung des Klagebegehrens nach 
Anbringung der Klage (§ 54 J. N.) dieses unter die für das 
Bagatellverfahren festgesetzte Wertgrenze herabsinkt, so hat 
dies die Ueberleitung des anhängigen ordentlichen Verfahrens 
in das Bagatellverfahren nicht zur Folge. Eine zulässige 



Digitized by V^OOQIC 



— 666 — 

Aenderung (§ 235) der Klage, Über welche das BagateUver- 
fahren eingeleitet wurde, über die Wertgrenze von 50 fl. hat 
da^cegen die Ueberleitang des Bagatell Verfahrens in das ordent- 
liche bezirksgerichtliche Verfahren zur Folge, wenn das Bezirks- 
gericht für das geänderte Begehren zuständig bleibt. Diese 
Aenderung des Veifahrens ist durch Beschluss einzuleiten und 
es wird, wenn bereits Verhandlungen im Bagatellverfahren 
stattgefunden haVen, das ganze thatsächliche Vorbringen nebst 
den Beweisanbietungen, allenfalls unter Wiederholung der dies- 
bezüglichen Verhandlung, zu protokollieren sein. Die Proto- 
kollierung der etwa bei einer früheren Verhandlungstagsatznng 
verkündeten Beschlüsse wird jedoch nicht nachgetragen werden 
können. 

Wurde eine der Parteien durch ihre Ehegattin als Be- 
vollmächtigte vertreten, so wird diese über eine solche abge- 
änderte Klage nicht verhandeln können und es wird die von 
ihr unterlassene Einwendung nicht die im § 235 festgesetzte 
Wirkung der Einwilligung in die Klageänderung haben. 

Es wird vielmehr sofort ftir einen gesetzmäßigen Bevoll- 
mächtigten (§ 37) oder ftir das persönliche Eintreten der 
Partei zu sorgen und die Tagsatzung erforderlichen Falls zu 
erstrecken sein. 

Betoidere Bsttimmingeii für da« Verfakrei INr Besitzstörmigsklaiei. 

,^* 454, Im Verfahren über Kicufen wegen Störung des 
Besitzstandes bei Sachen und bei Rechten, in welchen das Klage-- 
begehren nur auf den Schutz und die Wiederherstellung des 
letzten Besitzstandes gerichtet ist und welche innerhalb dreißig 
Tagen anhängig eu machen sind, nachdem der Kläger von der 
Störung Kennt his erlangte, Jidben die nachfolgenden besonderen 
Bestimmungen (§§ 455 bis 460) zu gelten. 

Schriftlich überreichte Klagen sind von außen als Besitz- 
störungsklagen zu bezeichnen. 

1. Besitzstörungssachen sind Ferialsachen (§ 224). Des- 
halb und um das Gericht auf die nothwendige Beschleunigung^ 
des Verfahrens aufmerksam zu machen, sind Besitzstörungs- 
klagen von außen, also im Rubrum, als solche zu bezeichnen^ 
ohne dass jedoch die Unterlassung als eine die ordnungsmäßige 
Behandlung zu hindeni geeignete (§ 84) Formverletzung be- 
seitigt werden müsste. Schutz findet der letzte factische Besitz- 
stand, nicht die Innehabung, außer der Detentor ist Rechts- 
besitzer (Nutznießer, Pächter). Schon der Mitbesitz berechtigt 
den Mitbesitzer zur Besitzstörungsklage gegen den anderen 
Mitbesitzer, der ihn eigemnächtig an der Ausübung seiner 
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ßesitzrechte hindert (E. d. O. G. H. Nr. 12ö76). Der Ge- 
meindevorsteher bedarf zur Anstelinng und Darchfühining der 
Besitzstörunfi^sklage der Legitimation durch einen Beschluss 
der Gemeinde nicht, weil es sich um eine Angelegenheit handelt, 
deren Besorgung zsxv gewöhnlichen von dem Gemeindevorsteher 
selbsständig geftihiiien Vermögensverwaltung gehört (E. d. O. 
G. H. Nr. 10173). Der Pfarrer ist zur Erhaltung des Besitzes 
des Beneficiums an Sachen oder Rechten ohne Intervention der 
Finanzprocuratur legitimiert, da die Entscheidung bloß als 
einstweilige Norm gilt (E. d. O. G. H. Nr. 13226). Der Fidei- 
commisscurator ist zur Einbringung der Besitzstörungsklage 
berechtigt, weil er iUr die Erhaltung des Fideicommi88verm(>gens 
zu sorgen hat (E. d. O. G. H. Nr. 7874). 

2. Schutz findet jeder Besitz, der Sachbesitz und der 
Kechtsbesitz. Das Verbot der Ausübung eines Rechtes ist 
eine Besitzstörung, weil diese Beeinträchtigung ein hinreichender 
Grand ftlr den Kläger ist, die richterliche Hilfe anzusuchen, 
um so mehr, als der Geklagte, wenn . der Kläger sich dem Ver- 
bote geftlgt hätte, nach § 318 a. b. G. B. in den Besitz des 
Untersagungsrechtes getreten wäre (E. d. O. G. H. Nr. 8162, 
11555), keineswegs genügt aber die bloße Nichtanerkennung 
des dem Besitze entsprechenden Rechtes, da eine Nichtanerken- 
nung allein die Ausübung des Besitzes weder entziehen noch 
'beeinträchtigen kann (K. d. O. G. H. Nr. 11405). Wenn der 
Besitz erst erworben oder ein stärkeres Recht zum Besitze 
geltend gemacht werden will, als aus der Thatsache des letzten 
factischen Besitzes folgt, sa hat das Verfahren nicht statt (Ull- 
mann, S. 397). Die Besitzstörungsklage hat statt bei Beein- 
trächtigung im Besitze (§ H39 a. b. G. B.) und bei widerrecht- 
licher Kesitzentsetzung; wenn jedoch der Dritte in den Grenzen 
seiner Machtbefugnis handelt, oder das Gesetz zur einseitigen 
Besitzergreifung ermächtigt (§§ 422, 1321 a. b. G. B.), oder 
der Act als Vollzug eines gerichtlichen oder verwaltungsbehörd- 
lichen Erkenntnisses sich darstellt, so entfallt der provisorische 
Schutz (UUmann, S. 398). 

Der Sequester, der sich innerhalb der Grenzen des ihm 
ertheilten Auftrages bewegt, ist nicht haftbar (E. d. O. G. H. 
Nr. 11UÜ6). Die Besitzstöran^sklage des in den Besitz ein- 
geführten Erstehers gegen dritte Personen, welche im Be- 
sitze derselben sind und sich an der Execution nicht betheiligt 
haben, ist unzulässig (E. d. O. G. H. Nr. 98 Jl). Diesen selbst 
steht die Besitzstörungsklage zu, weil die Einfllhrung nur dem 
Executen, niemals aber einer dritten Person gegenüber wirksam 
sein kann (E. d. O. G. II. Nr. 476J). Die durch eine berg- 
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behördliche Verfügung aus sicherheitäpolizeilichen Gründen er- 
folgte Einfriedung eines fremden Grundstückes begründet keine 
Besitzstörung, weil die Eigenmächtigkeit des Eingriffes, die 
Absicht des Beklagten, den Kläger in seinem ruhigen Besitze 
zu stören, fehlt (E. d. O. G. H. Nr. 13198). Durch die im 
polizeilichen Auftrage stattgefundene Einplanknng eines 
Grundstückes wird keine Besitzstörung begangen, weil der 
§ 339 a. b. G. B. eine Eigenmächtigkeit erfordert, dieses 
wesentliche Merkmal einer Besitzstörung aber mangelt (E. d. O. 
G. H. Nr. 9120). 

In dem Absperren eines Fahrweges durch einen Schranken 
unter gleichzeitiger Anbietung des Schlüssels an den Fahr- 
berechtigten kann nur eine zum Schutze des Grundstückes ge- 
troffene Maßregel erblickt werden (E. d. O. G. H. Nr. 8ü72). 
Die von dem Vermieter infolge behördlichen Auftrages 
vorgenommene Bauführung kann wegen des Abganges der 
Eigenmächtigkeit (E. d. O. G. H. Nr. 13293), die von ihm 
eigenmächtig vorgenommene noth wendige Bau führung kann 
mit Rücksicht auf die Vorschrift des § 1118 a. b. G. B. nicht 
angefochten werden (E. d. O. G. H. Nr. 13526). 

Der Wohnungsberechtigte wird durch nothwcndige 
Bauführungen im Besitze seines Wohnungsrechtes nicht ge- 
stört, weil der Eigenthümer nach §§ 362, 364, 514 a. b. G. B. 
hiezu befugt ist (E. d. O. G. II. Nr. 9247). 

3. Der Streit, ob zu einer Hesitzstöning das Bewusstsein 
des Eingriffes in fremde Besitzrechte nothwendig sei (E. d. O. 
G. H. Nr. 8.>34) oder ob es nur auf die materielle Beein- 
trächtigung des Besitzes, abgesehen von den Intentionen und 
dem guten oder bösen Glauben des Handelnden ankommen 
kann (E. d. O. G. H. Nr. 9791) — beide Entscheidungen be- 
treffen das irrthümliche Abmähen einer fremden Wiese an der 
nur schwer erkennbaren Grenze — wird wohl durch die Vor- 
schrift des § 45 über die Verpflichtung des Klägers zum Er- 
sätze der Procesökosten an den den Klagcanspruch sofort bei 
der ersten Tagsatzung anerkennenden Beklagten, der durch sein 
Verhalten zur Erhebung der Klage nicht Veranlassung gegeben 
hat, seine Bedeutung verlieren, wie ja bereits der O. G. H. 
mit der Entscheidung Nr. 11841 der Besitzstörungsklage gegen 
denjenigen, der irrthümlich — wegen Verkennung der Grenzen 
— in fremdem Walde Bäume fällen ließ, stattgegeben, die 
Strittkosten aber als nicht nothwendig nicht zugesprochen hat. 
Die Besitzstörungsklage gegen denjenigen, der einen bereits 
vorhandenen Fußsteig benützte, gegen denjenigen, der ein 
fremdes Grundstück betrat, ohne sich ein Recht anmaßen zu 
wollen, wurde vom O. G. II. abgewiesen (Nr. 9832). 
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4. Die Frist zur Ueberreichung der Klage ist keine Pro- 
cessfrist sondern ein Präclasivzeitranm für die Zolässigkeit der 
Klage (§ 123, Anm. 3). 

Die Bestimmungen über Verlängerung und Abkürzung 
der Fristen (§§ 128, 129) und über den Einfluss der Gerichts- 
ferien auf den Lauf der Fristen (§ 225) können daher auf sie 
keine Anwendung finden. 

Dagegen gelten für diese Frist die Vorschriften über die 
Berechnung von Fristen, über die Einrechnung der Sonn- und 
Feiertage und über das Ende der Frist am nächsten Werktage, 
wenn der letzte Tag auf einen Sonn- oder Feiei'tag fällt (§ l'JG); 
über die Nichteinrechnung der Tage des Postenlaufes (§ 89, 
Ges. V. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.). 

Der Tag, an welchem der Kläger von der Besitzstörung 
Kenntnis erhielt, ist in die Frist nicht einzurechnen (E. d. O. 
G. H. Nr. 7623). Die Frist ist nicht von dem Zeitpunkte der 
Kenntnisnahme durch den Stellvertreter im Besitze, 
sondern von dem Zeitpunkte der Kenntnisnahme seitens des 
Besitzers zu berechnen, weil zur Anstrengung des Processes 
durch dritte Personen nach § 1008 a. b. G. B. denselben eine 
besondere darauf lautende Vollmacht ertheilt werden mns» 
(E. d. O. G. H. Nr. 5219). Der klagenden Bahn kann die 
Kenntnis nicht schon dann zugerechnet werden, wenn irgend 
ein Bahnbediensteter die betreffende Handlung wahrnahm oder 
erfuhr, sondern erst dann, wenn jene Organe davon Kenntnis 
erlangten, welche diesfalls zu einem Einschreiten für die Bahn 
berufen sind (E. d. O. G. H. Nr. 11043). Dem Posteritäts- 
curator ist die Frist vom Zeitpunkte seiner Kenntnisnahme 
zu berechnen (E. d. O. G. H. Nr. 7874), der Finanzprocuratur 
als gesetzlichen Vertreter des Stammvermögens der Pfarrkirche 
von der Zeit, zu welcher sie von der Besitzstörung Mittheilung 
erhielt (E. d. O. G. H. Nr. 8465). Dies gilt f\ir alle Fälle der 
gesetzlichen Vertretung processunfUhiger Personen. 

Die Frist ist vom Zeitpunkte der erlangten Kenntnis der 
Störung und nicht vom Zeitpunkte der Ermittlung des Thäters 
zu berechnen (E. d. O. G. H. Nr. 4917). Die verspätete Ein- 
bringung der Klage kann nicht von amtswegen berücksichtigt 
wei-den (E. d. O. G. H. Nr. 10826), derjenige, welcher die 
Verabsäumung der Frist behauptet, hat sowohl die Thatsache, 
wann der Gegner von der den Besitz störenden Handlung 
Kenntnis erlangte, als auch den Ablauf dieser Frist nach den 
allgemeinen Grundsätzen über die Beweisverbindlichkeit zu er- 
proben (E. d. O. G. H. Nr. 8657). 
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5. Selbstverständlich hat der Richter auch im Besitz- 
störungsverfahren seine Zuständigkeit zu prüfen. 

Die Eisenbahnunternehmungen haben nach § 10 
der V. V. 14. September 1854, Nr. 238 R.-G.-Bl., solche Vor- 
kehrungen zu treffen, dass die angrenzenden Grundstücke keinen 
Schaden leiden, sie haben, wenn durch solche Vorkehrungen 
öffentliche Wege u. s. w. gestört werden, die gestörte Communi- 
cation anderweitig wieder herzustellen. Angelegenheiten, welche 
sich auf die Vollziehung dieser Bestimmungen beziehen, sind 
nach § 13 dieser Verordnung vom Rechtswege ausgeschlossen 
(E. d. O. G. H. Nr. 11728). 

Die bei Vornahme von Vorarbeiten zum Baue einer 
concessionierten Bahn geschehenen Eingriffe sind keine Besitz- 
störung, weil diese Berechtigung nicht auf einem privatrecht- 
lichen sondern auf einem öffentlichrechtlichen Titel beruht, der 
§ 42 des Expropriationsgesetzes außerdem alle Streitigkeiten 
der Entscheidung der politischen Behörde vorbehalten hat 
(E. d. O. G. H. Nr. 11851). 

Nach den §§ 96, 103 der Eisenbahnbetriebsordnung vom 
16. November 1851, Nr. 1 R.-G.-Bl., ist das Betreten des 
Bahnkörpers außer an den zum Uebergange festgesetzten Punkten 
verboten; Besitzrechte können daher an solchen Bahnparcellen 
nicht erworben, im Besitzstörunjrsverfahren nicht geschützt 
werden (E. d. O. G. H. Nr. 11827). 

Vorkehrungen zur Sicherung einer Eisenbahnstrecke gegen 
Schneeverwehungen dürfen von der Bahnverwaltung nicht 
eigenmächtig vorgenommen werden, weil der auch nur zeit- 
lichen Benützung eines fremden Grimdes das Erkenntnis der 
politischen Behörde über die Noth wendigkeit und den Umfang 
einer solchen Enteignung vorauszugehen hat (E. d. O. G. H. 
Nr. 5282). 

Die Entscheidung über die Störung im Besitze des Jagd- 
rechtes gehört zur Competenz der Gerichte, weil es sich nicht 
um die Handhabung jagdpolizeilicher Vorschriften handelt 
(E. d. (). G. II. Nr. 12*646). Dagegen ist die Verfolgung des 
Wildes in das Jagdrevier des Nachbars keine Besitzstörung, 
weil es der Ahndung der politischen Behörde unterliegt (E. d. 
O. G. H. Nr. 8922). 

Der Besitz eines durch Vertrag mit dem Pfarrer er- 
worbenen Kirchenstuhles ist gegen den Pfarrer gerichtlich 
auch dann zu schützen, wenn die Entziehung wegen Ver- 
weigerung der Zahlung des Sitzgeldes geschehen ist (E. d. O. 
G. II. Nr. 41)82). 
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Auch zur Entscheidung über das vom Pfarrer ausge- 
sprochene Verbot der weiteren Benützung eines eingekauften 
Kirchenstuhles sind die Gerichte zuständig (E. d. O. G. H. 
Nr. 9926). Die Wegschaffung des nur benützten — nicht ein- 
gekauften — Kirchenstuhles durch den Pfarrer, die Ver- 
setzung desselben an einen anderen Platz gehören dagegen zu 
den inneren Angelegenheiten der Kirchendiseiplin und können im 
Besitzstörangsverfahren nicht angefochten werden. 

Ausgeschlossen ist die Besitzstörungsklage bei gemeinde- 
polizeilichen und administrativen Verfügungen (Ullmann, S. 399). 
Ist die Gemeinde als Ortsbehörde eingeschritten, welcher die 
Erhaltung der Straßen, Wege und Plätze, wie überhaupt die 
Handhabung der Ortspolizei zukommt, so steht nur der Weg 
der Beschwei*de an die politische Behörde offen (E. d. O. G. H. 
Nr. 10355, 7918, 5869). 

Entscheidungen der autonomen Behörden in Angelegen- 
heiten der Strassen- und Baupolizei können im Besitz- 
störungsverfahren nicht angefochten werden, weil ein privat- 
rechtlicher Anspruch doch nicht die aus öffentlichen Rücksichten 
gesetzlich den Adrainistrativbehörden eingeräumten Befugnisse 
und Verpflichtungen durchbrechen kann (E. d. O. G. 11. 
Nr. 132-16), weil die Gerichtsbehörden nicht berufen sind, über 
die Nothwendigkeit, Zweckmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit 
der von dei* Straßen- und Baupolizei getroffenen Verfügungen 
zu entscheiden (E. d. 0. G. H. Nr. 11908), weil nach der 
Gemeindeordnung zur Verhandlung und Entscheidung von derlei 
die öffentlichen Wege betreffenden Angelegenheiten die autonomen 
Behörden berufen sind (E. d. O. G. H. Nr. 8{^58). Dagegen 
wurde die gerichtliche Competenz anerkannt bei eigenmächtigem 
Eingreifen in Privatrechte unter dem Vorwande der Wahrung 
öffentlicher Interessen (E. d. O. G. H. Nr. 11264), bei Ueber- 
schreitung des Wirkungskreises der Gemeinde mit Ilinweg- 
setzung über die gesetzlichen Bestimmungen bezüglich der 
Enteignung von Privatbesitz (E. d. O. G. H. Nr. 8364). 

Die Stöimng im Besitze eines öffentlichen Weges 
durch Verhinderung einzelner Personen in der Benützung des- 
selben kann von der Gemeinde mit der Besitzstörungsklage 
nicht angefochten werden. Die Beurtheilung von Störungen 
dieser Art fällt in den Bereich der Wegpolizei, zu deren Hand- 
habung die Gemeinde im eigenen Wirkungskreise berufen ist 
(E. d. 0. G. H. Nr. 10281). 

Zur Entscheidung über die Anmaßung eines nach dem 
k. Pat. vom 5. Juli 1853, Nr. 30 R.-G.-Bl. der Ablösung oder 
•Regulierung von amtswegen unterliegenden Servitutsrechtes 
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sind die Verwaltungsbehörden zuständig (E. d. (). G. H. Nr. 2.% 
Ger. HaUe v. J. 1887). 

Der §3 des Reich swassergesetzes vom 30. Mai 1869, 
Nr. 93 R.-G.-Bl., lässt die Frage, ob Besitzstörungsstreitig- 
keiten vor den Gerichten auszutragen seien, unberührt, indem 
er die im ersten Absätze erwähnten Ausnahmen auch auf den 
nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte zu schützenden Besitz 
ausdehnt (E. d. O. G. H. Nr. 4806). Die Admini.trativbehörden, 
welchen nach ihrer Natur die Aufgabe zuilülty das öffentliche 
Interesse zu wahren, sind nur berufen, in denjenigen Ange- 
legenheiten zu intervenieren, welche sich auf die Benützung, 
Leitung und Abwehr der Gewässer beziehen und ihre 
Regelung in den diese Angelegenheiten gewidmeten Gesetzen 
finden. 

Zu diesen Angelegenheiten grehört offenbar nicht die 
Frage, ob jemand im Be «itze eines Wasserbezugsrechtes gestört 
wurde. Die Entscheidung über den Bestand von Privatrechten 
ist auch in Wasserrechtssachen (§ 84 R. W. G.) den Ver- 
waltungsbehörden ausdrücklich entzogen (K. d. O. G. H. 
Nr. 10077). 

Die Entscheidung über die Störung eines Wasserbezugs- 
rechtes (E. d. O. G. H. Nr. 119^0), des Rechtes, eine Wasser- 
schleuße zu öffnen (E. d. O. G. H. Nr. 12618), eine Schleußen- 
hütte zu betreten (E. d. O. G. H. Nr. 11436), Eis zu gewinnen 
(E. d. O. G. n. Nr. 11034) steht den Gerichten zu, weil nicht 
erst die Anerkennung eines mit dem Gemeingebrauche coUi- 
dierenden Nutzungsrechtes, sondern der Schutz im Besitze 
gegenüber der erfolgten Störung desselben begehrt wird. Die 
gerichtliche Entscheidung präjudiciert der Einflussnahme der 
politischen Behörde nicht, wenn dieselbe vom Standpunkte des 
öffentlichen Interesses und wirtschaftlichen Bedürfnisses An- 
ordnungen zu treffen für nöthig findet (E. d. O. G. H. 
Nr. 11930). 

6. Die von einer dritten Person im Interesse des Be- 
klagten verübte Besitzstörung muss als von ihm selbst begangen 
angesehen werden, wenn der Repräsentierte die ohne seinen 
Auftrag erfolgte Apprehension genehmigt, da die Genehmigung 
dieselbe Rechts Wirkung hat, wie das Mandat (E. d. O. G. H. 
Nr. 7631). Der Ehemann haftet für die von seiner Frau 
unternommene Störung, wenn er den durch seine Frau ge- 
schaffenen Zustand außergerichtlich oder gerichtlich vertheidigt, 
denselben aufrecht zu halten und daraus Nutzen zu ziehen ge- 
sucht hat (E. d. O. G. H. Nr. 8849). Der Dienstherr hat die 
von seinen Dienstboten in Ausübung ihres Dienstes begangenen 
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Besitzstörungen auch dann zu vertreten, wenn er hiezu den 
Auftrag nicht gegeben hat (E. d. O. G. H. Nr. 6603). Der 
Pächter kann mit der Besitzstörungsklage belangt werden, 
auch wenn er im Auftrage des Verpächters, jedoch im eigenen 
Interesse den Störungsact vornimmt (£. d. O. G. H. Nr. 11444). 

Die im Auftrage bei der Besitzstörung beschäftigten Ar- 
beiter sind nicht haftbar, weil sie bei der Verrichtung der 
Lohnarbeit weder den Willen hatten, eine Besitzhandlung vor- 
zunehmen, noch das Bewusstsein, dass der Kläger dadurch in 
seinem Besitz gestört werde (E. d. O. G. H. Nr. 6790). 

Die Bahngesellschaft, welche den Bahnbau einem 
Bauunternehmer übergeben hat, kann wegen Besitzstörungs- 
handlungen des letzteren und seiner Arbeiter im Besitzstörungs- 
verfahren nicht belangt werden (H d. O. G. IL Nr. 5430). 

;^ 455. Bei der Anberaumung der Tagsatzungen und 
Fristen ist stets auf die Dringlichkeit der Erledigung besonderer 
Bedacht zu nehmen. 

Die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung kann auf 
den nämlichen Tag anberaumt werden, an welchem die Klage 
eingebracht wurde (§ 436). An Sonntagen, sowie am Weih- 
nachtstage dürfen Tagsatzungen nicht abgehalten werden (§ 221), 
wohl aber bei Gefahr am Verzuge an einem Feiertage. Die 
Tagsatzung kann auch an Ort und Stelle augeordnet werden 
(§ 132), doch ist die Uebung, die Tagsatzung immer gleich in 
Erledigung der Klage an Ort und Stelle anzuordnen, nicht 
praktisch. 

Die Commissionskosten erschweren und vereiteln oft einen 
Vergleichsabschluss, die erregten Streittheile, unterstützt und 
angeeifert durch Frau und Gesinde, sind im freien Felde 
schwerer zu regieren als in der Gerichtsstube und unerquick- 
liche Scenen hindern den Richter, sein Augenmerk unbeirrt dem 
Streitgegenstande zu widmen. In vielen Fällen ist die Vor- 
nahme eines Augenscheines gar nicht nöthig oder sie entMlt 
mit Rücksicht auf die thatsächiichen Anführungen der Parteien. 
Im neuen Verfahren, das mit der mündlichen Verktindung der 
Erstreckung der Tagsatzung diese auf die allerkürzeste Zeit, 
ja auf denselben Tag ermöglicht, wird es zweckmäßig sein, 
den Augenschein als Beweisaufnahme erst dann anzuordnen, 
wenn er nach dem Ergebnisse der Verhandlung nothwendig 
erscheint und mit dem Zeugen- oder Sachverständigenbeweise 
verbunden werden kann. 

Für Besitzstörungsklagen von Richten! und gegen Richter, 
welche nach § 79 J. N. zui* Competenz des Gerichtshofes ge- 

Famtl, CivilproceMgwetKe. ' 43 
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höri'D, ist nach Art. XIV E. 6. z. J. N. vor einem Mitgliede 
des Gerichtshofes als Einzelrichter zu verhandeln. 

§ 456, Auf Grund des in der Klage gestellten Begehrens, 
im Sinne der §§ 340 bis 342 a. b. G, B. ein Verbot zu er- 
lassen, hat der Richter sogleich bei • Erledigung der Klage 
ohne Einvernehmung des Gegners das Erforderliche zu verfugen. 

Die dem Besitzer einer unbewefjHchen Sache oder eines 
dinglichen Rechtes gemäß §§ 340 bis 342 a. b. G. B. zustehende 
Berechtigung, das Verbot einer beabsichtigten Baufbhrung vor 
Gericht zu fordern, hat nicht mehr statt, wenn der Bauttihrer 
nach Inhalt der für die Bauführungen geltenden Vorschriften 
das Begehren um Ertheilung der Baubewilligung gestellt hat, 
der angeblich gefährdete, zur Baucommission gehörig und recht- 
zeitig geladene Besitzer jedoch bei derselben nicht erschienen 
ist oder gegen die begehrte Baubewilligung keine Einwen- 
dungen erhoben hat (Art. XXXVII E. G.). Nach § 340 a. b. 
G. B. ist der Unternehmer einer BaufÜhrung einem gericht- 
lichen Bauverbote ausgesetzt, wenn er sich nicht gegen die 
privatrechtlichen Einwendungen Dritter „nach Vorschrift der 
allgemeinen Gerichtsordnung" geschützt hat; nämlich durch 
Vorlage des Planes an die Baubehr)rde behufs Provocation der 
Interessenten oder durch Aufforderungsklage gegen jene, welche 
bei der Baucommission Widerspruch erhoben haben. Die 
Civilprocessordnung befasst sich weder mit den Bedingungen 
und dem Inhalte der politischen Baucommission, noch ist ihr 
ein Aufforderungsverfahren bekannt. Hieraus ergeben sich für 
die Auslegimg des § 340 cit. erhebliche Schwierigkeiten und das 
Wegfallen der Möglichkeit, sich „nach Vorschrift der allgemeinen 
Gerichtsordnung" vor Widersprüchen Dritter zu sichern, könnte 
eventuell dahin gedeutet werden, dass nunmehr jeder Besitzer 
eines dinglichen Rechtes, gleichgiltig ob er bei der politischen 
Baucommission erschienen ist und Einsprache erhoben hat oder 
nicht, die Einstellung des begonnenen Baues zu erwirken 
befugt sei. 

Es scheint somit unabweisbar, die schon durch das H. D. 
V. 5. März 1787, Nr. 641 J. G. S., gelockerte, durch die Civil- 
processordnung aber vollends abgeschnittene Verbindung zwischen 
der Bestimmung des § 340 a. b. G. B. und jener der einzelnen 
Bauordnungen wieder herzustellen und durch eine klare Vor- 
schrift die Anrainer zu verpflichten, gelegentlich der Bau- 
commission auch ihre privatrechtlichen Einwendungen bei 
sonstigem Ausschlüsse geltend zu machen (Regierungsmotive, 
S. 15). An die Stelle der Aufforderungsklage tritt die Fest- 
stellungsklage nach § 228. 
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Zur Einstellang eines von der politischen Behörde ge- 
nehmigten Wasserbaues sind die Gerichte nicht zuständig, 
weil die Frage, wie sich gegen die Anrainer zu schützen ist, 
nicht mehr nach den Bestimmungen des § 340 a. b. 6. B., sondern 
nach den Normen des 6. Abschnittes des Wassergesetzes zu be- 
antworten ist (E. d. O. G. H. Nr. 4968). 

Die Anlage einer der behördlichen Genehmigung bedürf- 
tigen gewerblichen Betriebsanlage bietet keinen Anlass zu einer 
besonderen Bestimmung, weil, insoweit dieselbe mit einem 
Neubaue verbunden ist, die Vorschriften der Bauordnungen 
und jene des § 340 a. b. G. B. zur Anwendung kommen, 
insofern dies aber nicht zutrifft, der Grund für eine Präclusion 
privatrechtlicher Einspruchsrechte nicht gegeben ist. Deren 
Geltendmachung ist im § 30 der Gewerbegesetznovelle vom 
15. März 1886, Nr. 39 R.-G.-Bl., ausdrücklich vorbehalten. 
Für Bauten im Bergwerksbetriebe sind die besonderen Be- 
stimmungen des Berggesetzes maßgebend (Regierungsmotive, 
S. 15). Die Einstellung des Baues (§ 341 a. b. G. B.) ist 
nur über Antrag zulässig. 

§ 4i)7. Die Verimndlung ist auf die Erörterung und 
deu Beweis der Thatsache des letzten Besitzstandes und der er- 
folgten Störung zu beschränken, und es sind alle Erörterungen 
über das Recht zum Besitze, über Titel, Redlichkeit und Un- 
redlichkeit des Besitzes oder über etwaige EntschädigungsansprücJie 
auszuschließen. 

Die Beweisführung durch Vernehmung der Parteien gemäß 
§ 371 ff. ist ausgeschlossen. 

1. Die Störung des Besitzes und den letzten factischen 
Besitz hat der Kläger zu erweisen (E. d. O. G. II. Nr. 12572), 
der Beweis des Abganges der Eigenmächtigkeit obliegt dem 
Beklagten (E. d. O. G. H. Nr. 12610). 

Ueber die Frage, ob ein Vertrag zwischen den Streit- 
theilen bestehe, welchen Inhalt derselbe habe und ob der Be- 
klagte verpflichtet sei, denselben einzuhalten, kann nur im 
ordentlichen Rechtswege entschieden werden (E. d. O. G. H. 
Nr. 13406). Die Frage ob der Beklagte zur Absteckung von 
Bäumen nur zum eigenen Gebrauche oder auch zum 
Zwecke der Veräußerung berechtigt ist, kann als Rechts- 
frage nicht im Besitz^rungsverfahren gelöst werden (E. d. O. 
G. H. Nr. 13014). t>ie vom Kläger behauptete Erweitening 
der Servitut des Fahrrechtes ist nicht im Besitzstörungs- 
verfahren auszutragen, sondern kann nur im ordentlichen 
Rechtswege entschieden werden; denn diese Fragen betreffen 

43* 
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das Recht selbst, die Natur und den Inhalt der Dienstbarkeit, 
deren Erörterung dem ordentlichen Rechtswege vorbehalten ist 
(E. d. 0. G. H. Nr. 8431, 7926). (Gegentheilige Entscheidung 
Nr. 10013: weil kein Grund zu ersehen ist, warum nicht mit 
Beiseitelassung der Rechtsfrage die Prüfung auf den gegen- 
wärtigen Besitzstand der Fahrrechtsaustibung beschränkt werden 
könne). Die Privatpftlndung von Vieh ist keine Besitzstörung, 
weil es sich um die Frage handelt, ob der Beklagte zur Pfän- 
dung nach § 1321 a. b. G. B. berechtigt war, diese Frage 
aber nur im ordentlichen Rechtswege entschieden werden kann 
(E. d. O. G. H. Nr. 8917). Die Einwendung, dass die Besitz- 
handlung nur gegen Entgelt gestattet ist, ist im Besitzstörungs- 
verfahren unzulässig, über dieselbe kann nur im ordentlichen 
Rechtswege entschieden werden (E. d. O. G. H. Nr. 9694). 

2. Die gewaltsame Oeffnung einer eigenmächtig ge- 
sperrten, von beiden Parteien benützten Thüre ist keine Besitz- 
störung, sondern die Wiederherstellung des früheren Zustandes, 
eine Besitzstörungsklage daher unzulässig (E. d. O. G. H. 
Nr. 13135). Die Wegschaflfung eines Zaunes, um das be- 
stehende Recht der Viehtränke auszuüben, ist keine Besitz- 
störung, sondern der Schutz des eigenen Besitzes (E. d. O. G. H. 
Nr. 11473). Die Wegnahme eines auf eigene Kosten gesetzten 
Sparherdes aus der gemieteten Wohnung durch den Mieter vor 
RÄumung der Wohnung kann vom Vermieter als Besitzstörung nicht 
angefochten werden. Insofern sich der Kläger darauf beruft, diss der 
Sparherd als ein mauerfestes Object und daher als Zugehör des 
Hauses zu betrachten ist, hat er dies im ordentlichen Rechtswege 
geltend zu machen (E. d. O. G. H. Nr. 5G05). In dem Fällen 
eines Baumes durch den Besitzer des Grundstückes, worauf er 
steht, liegt keine Störung des Besitzes des Nachbars, weil das 
diesem in § 422 a. b. G. B. eingeräumte Recht, die Wurzeln 
aus seinem Boden auszureißen und die überhängenden Aeste 
abzuschneiden oder sonst zu benützen, für ihn keinen Mitbesitz 
des Baumes begründet (E. d. O. G. IL Nr. 5729). 

In der Verhinderung der Fortschaffung der Woh- 
nungseinrichtung des Mieters durch den Vermieter zur 
Sicherstellung seines Mietzinses kann eine Besitzstörung nicht 
erkannt werden, weil das Pfandrecht an der in eine Mietwohnung 
eingebrachten Fahrnis gemäß H. D. v. 10. April 1837, Nr. 189 
J. G. S. von dem Zeitpunkte wirksam wird, als die Mobilien 
in die Wohnung eingebracht worden sind (E. d. O. G. H. 
Nr. 7387). 

Durch Tanzunterhaltungen in der Wohnung des einen 
Mieters wird ein anderer Mieter wohl in dem Gebrauche der 
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von ihm gemieteten Wohnung gestört, er kann sich jedoch 
durch die Besitzstörungsklage nicht schützen, wenn er sich 
nicht in dem Besitze des Rechtes befindet, dem Beklagten eine 
derartige Störung zu untersagen (E. d.O. 6. H. Nr. 10145). 

Der Betrieb einer behördlich concessionierten Be- 
triebsanlage und die damit verbundene Belästigung ist keine 
Besitzstörung, wenn nicht erwiesen wird, dass dem Belästigten 
aus einem besonderen privatrechtlichen Grunde das Recht zu- 
steht, die Unterlassung dieser Belästigung zu fordern (E. d. 
O. G. H. Nr. 12136). Durch den Bergbau herbeigeführte 
Brüche sind keine Besitzstörung, weil die von dem Berg- 
bauberechtigten in Ausübung seiner unbestrittenen Befugnis 
unternommenen Handlungen als eigenmächtige nicht angesehen 
werden können (E. d. O. G. H. Nr. 6l87). Die Herrichtung 
einer Fensteröffnung in der eigenen Mauer begründet an 
sich noch nicht den Besitz des Rechtes auf Einströmen von 
Luft und Licht aus dem Räume oberhalb des Nachbargrundes. 
Dazu ist im Hinblick auf § 313 a. b. G. B. ein Verbot erfor- 
derlich, infolge dessen der Nachbar das zu thun unterlassen 
hat, was er sonst auf seinem Grunde zu thun befugt war 
(E. d. O. G. H. Nr. 13060). 

Das Anbringen eines solchen Fensters in der 
eigenen Mauer ist keine Anmaßung einer Dienstbarkeit, da das 
Fensterrecht nach § 475 a. b. G. B. die Berechtigung in sich 
begreift, ein Fenster in der fremden Wand zu öflfnen (E. d. O. 
G. H. Nr. 11921), da es sich daher um den Besitz eines Verbots- 
rechtes auf Seite des Klägers handelt, dessen Erwerbung nach 
§ 313 a. b. G. B. nachzuweisen ist (E. d. O. G. H. Nr. 7554). 

Die Annahme, dass eine Störung des Besitzes des Fahr- 
rechtes stattgefunden habe, setzt den Beweis der Erworbung 
des Besitzes auf Seite des Klägers voraus. Derselbe hat daher 
zu beweisen, dass er auf die im § 313 a. b. G. B. vorgeschrie- 
bene Art in den Besitz gekommen sei, dass er nämlich das 
Grundstück mit ausdrücklicher oder doch stillschweigeudei* Ein- 
willigung zur Fahrt benützt hat (E. d. O. G. H. Nr. 9383, 6842). 

Aus dem Umstände des einmaligen unschädlichen 
Befahrens eines Weges und des nicht sofort dagegen erhobenen 
Widerspruches kann weder auf Seite des Klägers der Wille 
eines Rechtsbesitzes noch auf Seite des Beklagten die Duldung 
einer Rechtsausübung gefolgert werden, welche nur dann ein- 
tritt, wenn die Benützung des nachbarlichen Grundes als oder 
wie ein Recht gefordert wird (E. d. O. G. H. Nr. 4691). 

3. Das eigenmächtige Zurückbehalten einer ge- 
liehenen gemeinschaftlichen Urkunde ist keine Besitzstörung, 
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weil zu jeder Besitzstönmg ein positives Vorgehen erforderlich 
ist (E. d. O. G. H. Nr. 12043). Die eigenmächtige Entfernung 
der Handelsbücher aus dem Geschäftslocale der offenen Handels- 
gesellschaft durch einen der Gesellschafter ist keine Besitz- 
störung gegentkber einem andern Gesellschafler, weil sich nach 
dem Handelsgesetzbuche nur die Gesellschaft im Sachbesitze 
der Bücher befinden kann (E. d. O. G. H. Nr. 12305). 

4. Der Kläger kann sich im Sinne der §§ 315, 320 a. b. 
G.-B. auf Besitzbandlungen seiner Besitz vorfahren nur dann 
berufen, wenn diese das Recht als ein mit dem Besitze des 
Gutes verbundenes, somit auch auf jeden Rechtsnachfolger über- 
gehendes ausgeübt haben, so dass mit der Uebergabe des Gutes 
auch die Uebergabe dieses Rechtsbesitzes als im Sinne des 
§ 315 a. b. G. B. erfolgt angenommen werden muss (E. d. O. 
G.H.Nr. 7271). 

5. Entschädigungsansprüche können im Besitzstörungsver- 
fahren nicht geltend gemacht werden, deren Regelung im Ver- 
gleiche über eine Besitzstöningsklage ist nicht ausgeschlossen. 
Der Vei^leich auf einen Haupteid ist im Besitzstörungsverfahren 
zulässig, weil es den Parteien freisteht, sich über die Hauptsache 
zu vergleichen, wobei der § 457 Schlusssatz den verglichenen 
Haupteid, wie derselbe nach § 205 zulässig ist, keineswegs 
ausschließt (E. d. 0. G. H. Nr. 5879). 

,^* 458, Der Richter kann während der VerJiandlung die 
Anwendung einer oder mehrerer der im Gesetze über das Exe- 
cutionS' und Sicherungsverfahren zugdassenen einstweiligen Vor- 
kehrungen anordnen, sofern dies zur Abwendung der dringenden 
GefaJir widerrechtlicher Beschädigung, zur Verhütung von Gewalt' 
thätigkeiten oder zur Hintanhaltung eines unwiederbringlichen 
Schadens twthig erscheint. Die Erlassung einer derartigen Ver- 
fügung kann von der Leistung einer angemessenen Siehersteüung 
abhängig gemacht werden. 

1. Die Anwendbarkeit von Sicherungsmaßregeln, zu denen 
Besitzstreitigkeiten Anlass geben können, wird, soweit es sich 
hiebei nur um privatrechtliche Rücksichten handelt, nach den 
Bestimmungen über das Executions- und Sicbeimngsverfahren 
zu beurtheUen sein. Es lässt sich aber nicht verkennen, dass 
manche Besonderheiten des Besitzstörungsverfahrens auf öffent- 
lichen Rücksichten beruhen und es sich bei jenen Sicherungs- 
maßregeln zunächst vielfach um die Wahrong des öffentlichen 
Friedens handelt. Wenn es sich daher im Laufe des Verfahrens 
ergibt, dass der öffentliche Friede bedroht ist und Gewalt- 
thätigkeiten zu besorgen sind, so müssen die hiemach nöthigen 
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unaufschiebbaren Sicherungsmaßregeln durch den Richter sofort 
getroffen werden. Wenn der Richter hiebei auch Functionen 
ausübt, die principiell den Verwaltungsbehörden zukommen, so 
kann er selbstverständlich doch nur solche Maßregeln anwenden, 
die innerhalb der richterlichen Machtsphäre liegen. Die Be- 
sonderheit des Falles kommt nur darin zum Ausdruck, dass die 
zulässigen Sicherungsmittel von amtswegen und ohne Rück- 
sicht auf die Voraussetzungen anwendbar sein sollen, von welchen 
die Bewilligung eines derartigen, von einer Partei gestellten 
Begehrens abhängen würde. Die hierin liegende Erweiterung 
der Befugnis des Gerichtes kann daher auch nicht Anlass zur 
Befürchtung von Conflicten mit Verwaltungsbehörden geben, 
insofeme etwa letztere zur Wahrung des öffentlichen Friedens 
Vorkehrungen getroffen haben. Das Gericht wird sich die 
Grenzen seines Wirkungskreises, wenn es auch von amtswegen 
vorzugehen findet, so gegenwärtig halten müssen, als wenn es 
über den Antrag einer Partei zu entscheiden hätte, welche die 
Bewilligung eines Sicherungsmittels begehrt (Regierungsmotive, 
S. 298). 

2. Die mittlerweiligen Vorkehrungen können nach § 382 
E. O. in der gerichtlichen Hinterlegung oder Verwahrung, in 
der Verwaltung (Sequestration), in dem Gebote oder dem Ver- 
bote der Vornahme von Handlungen bestehen. Das im Sinne 
des § 458 erlassene einstweilige Verbot ist mit dem nach 
geschlossener Verhandlung gefällten Endbescheide keineswegs 
identisch. Das zuerst gedachte Verbot ist ein« von dem Erfolge 
der Verhandlung ganz unabhängige richterliche VeifÜgung, 
deren Aufrechterhaltung dem Richter obliegt und deren ITeber- 
tretung den Gegenstand einer besonderen Verhandlung und 
einer selbständigen Entscheidung bildet und die ungehorsame 
Partei auch dann verantwortlich macht, wenn der Endbescheid 
zu ihrem Gunsten ergehen sollte (E. d. O. G. H. Nr. 13107). 

Die Sicherstellung richtet sich nach den Vorschriften des 
§ 56. Gegen einstweilige Vorkehrungen ist ein abgesondertes 
Rechtsmittel ausgeschlossen, dieselben können erst in Verbin- 
dung mit dem Recurse gegen den Endbeschluss angefochten 
werden (§ 51b). Der Richter erster Instanz hat zu bestimmen, 
ob dieselben während der Anhängigkeit des Recurses fortdauern 
sollen, sofern sie durch die Vollstreckung des Endbesclilusses 
nicht berührt werden (§ 525). 

§ 459, Die Entscheidung hat sogleich nach geschlossener 
Verhandlang mütde Beschlusses (Endbeschlass) zu erfolgen und 
sich darauf jsu beschränken, eine einstweilige Norm für den 
thatsädilichen Besitzstand aufzustellen oder provisorisch nach 
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dem Gesetze (§§ 340 bis 343 a. b. G, B.) eine Untersagung 
oder Sicherstellung auszusprechen. Die spätere gerichtliche Gdtend^ 
machuvg des Rechtes zum Besitze und der davon abhängigen 
Ansprüche tvird dadurch nicht gehindert. In der Begründung 
des Beschlusses ist at4€h eine gedrängte Darstellung des Sach- 
verhaltes zu geben. Die Frist zur Erfüllung der dem Ver- 
urtheilten auferlegten Verbindlichkeit hai der Richter nach den 
Umständen des einzdnen Falles zu bestimmen, 

1. Das Begehren ist gerichtet auf Wiederherstellung des 
gestörten Zustandes^ Untersagung weiterer Störung und bei 
Klagen wegen Besitzentsetzung auf Einräumung des entzogenen 
Besitzes. Die Entscheidung erfolgt nicht in Form eines Ur- 
theiles, sondern mitteis Endbeschlusses, der sogleich nach 
Schluss der Verhandlung zu verkünden ist und gleich dem 
Urtheile den Thatbestand — Darstellung des Sachverhaltes — 
enthalten muss. 

Mit dem Endbeschlusse ist auch über die Processkosten 
zu entscheiden (§ 52). Schriftlich (§415) kann der Endbeschluss 
«ohin nur dann gefilllt werden, wenn die Verhandlung gemäß 
§ 193 Abs. 3 vor Vollendung der Beweisaufnahme geschlossen 
wurde. 

2. Die Rechtskraft des Endbeschlusses reicht nur soweit, 
als der durch die Besitzstörungsklage geltend gemachte An- 
spruch auf Besitzesschutz im Besitzstörungs verfahren nicht 
neuerlich geltend gemacht werden kann. Petitorische Klagen 
über das (stärkere) Recht zum Besitze, über Titel, Redlichkeit 
nnd Unredlichkeit des Besitzes sowie die Entschädigungsan- 
sprüche aus der Besitzstörung sind im ordentlichen Rechtswege 
auszutragen. Klagen, welche dasselbe Object, jedoch neue 
Störungsfacta zum Gegenstande haben, sind als Anzeigen neuer 
Störungen desselben Eesitzes zu behandeln und vor Beendigung 
der Verhandlung über die erste Klage mit dieser zu verbinden 
(E. d. 0. G. H. Nr. 13230). 

,<^' 460. Mit Ausnahme des Recurses sind alle anderen 
Richtsmittd und insbesondere auch die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand im Verfahren über Besitzstörungsklagen ausge- 
schlossen. 

1. Der Recurs ist nur zulässig gegen den Endbescheid und 
gegen die Verweigerung der Einleitung oder Fortsetzung des 
Verfahrens über die Klage (§ 51 8j. 

Beschwerden gegen alle anderen im Laufe des Verfahrens 
gefassten Beschlüsse sind mit dem gegen den Endbeschluss ge- 
richteten Recurse zu verbinden, sofern gegen dieselben nach 
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den allgemeinen Vorschriften ein Rechtsmittel überhaupt zusteht. 
Recurse gegen Entscheidungen des Gerichtes zweiter Instanz^ 
durch welche der angefochtene erstrichterliche Beschluss bestätigt 
wurde, sind vom Gerichte erster Instanz von am ts wegen zurück- 
zuweisen (§ 528). 

Auch die Oppositionsklage gegen einstweilige Vorkehrungen 
erscheint ausgeschlossen (E. d. O. G. H. Nr. 6761), wohl aber 
dürfte die Nichtigkeitsklage (§ 529) zulässig sein. 

2. Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 146) ist 
ausgeschlossen auch wegen verstrichener Frist zum Recurse 
gegen den Endbeschluss (E. d. O. G. H. Nr. 11528), weil jedes 
andere Rechtsmittel, mit Ausnahme des Recurses, insbesondere 
aber das Rechtsmittel der Restitution unzulässig ist (E. d. O. 
G. H. Nr. 6844). 



Nachtrag zu § 434. 

Außer den sonst durch die gegenwärtige Geschäftsordnung 
oder durch andere Vorschriften zugelassenen mündlichen An- 
bringen in der Gerichtskanzlei können bei Bezirksgerichten in 
Civilprocesssachen in der Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) 
zu Protokoll genommen oder, soweit es zulässig ist, durch einen 
Registereintrag beurkundet werden: 

1. mündlich angebrachte Klagen in Streitigkeiten nach 
§ 49, Z. l (gewöhnliche Klagen), 2 (Vaterschaftsklagen) und 
6 (aus dem Dienstverhältnisse) der J. N., mit Ausnahme der 
Klagen, die vor ein Gericht außerhalb des Wohnsitzes oder 
ständigen Aufenthaltes der armen Partei gehören, aber beim 
Bezirksgerichte ihres Wohnsitzes oder ständigen Aufenthaltes 
zu Protokoll erklärt werden (§ 64 C. P. O.); 

2. mündlich angebrachte Aufkündigungen von Bestand- 
verträgen (§ 560) ; die Beurkundung der Aufkündigung geschieht 
außerhalb der Landeshauptstädte lediglich durch Eintragung in 
das Kündigungsregister; 

3. mündlich angebrachte Gesuche um Erlangung eines 
Zahlungsbefehles im Mahnverfahren und der gegen einen be- 
dingten Zahlungsbefehl mündlich erhobene Widerspruch 
(§ ^29, Z. 7); 

4. Anträge, die zufolge der §§ 60, Abs. 2 und 3, 62 Abs. 1, 
65, 82, 95, 97, 116, 119, 121, 169, 261, Abs. 4, 279 und 
334 C. P. O. außerhalb der mündlichen Verhandlung zu Pro- 
tokoll angebracht werden; 
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5. die mündlich erstattete Anzeige des vereinbarten Rahen 
des Verfahrens, wenn beide Parteien dazu erscheinen (§ 168 
C. P. O.) und die außerhalb der mündlichen Verhandlung zu 
Protokoll erklärte Zurücknahme der Klage (§ 237 C. P. O.); 

Parteien, welche durch Advocaten vertreten sind und des- 
halb durch § 434 C. P. 0. vom Anbringen zu Protokoll über- 
haupt ausgeschlossen sind, können die unter Z. 1 bis 5 genannten 
Erklärungen auch nicht in der Gerichtskanzlei zu Protokoll 
geben (§ 319 Gesch.-O.). 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren sind die Beitritts- 
erklärungen des Nebenintervenienten, die Streitverkündigung, 
Auetorsbenennung und die Anzeige des Widerrufens oder der 
Kündigung einer Vollmacht, soweit sie überhaupt zu Protokoll 
angebracht werden können (§ 434 C. P. 0.) nicht vom Richter^ 
sondern in der Gerichtskanzlei zu Protokoll zu nehmen (§131 
Gesch.-O.). 
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Vierter TheU. 
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Vierter Theil. 

Beohtsmittel. 



Erster Abschnitt: Berufung, 

Zulissigkeit. 

§ 461. Gegen die in erster Instanz gefällten Ürtheile 
findet die Berufung statt. 

1. Die Berufung ist das Rechtsmittel zweiter Instanz 
gegen Ürtheile der Bezirksgerichte und Gerichtshöfe als Process- 
gerichte erster Instanz. Mit Ausnahme des Recurses gegen die 
in einem Ürtheile des Processgerichtes erster Instanz enthaltene 
Entscheidung über den K.ostenpunkt (§ 55) gibt es kein anderes 
Rechtsmittel als die Berufung gegen die in erster Instanz ge- 
fällten Ürtheile, und zwar sowohl gegen Endurtheile (§ 390), 
als auch gegen Theilurtheile (§§ 391, 394, 395), Zwischenurtheile 
(§393), Ergänzungsurtheile (§423), Ürtheile auf Grund von 
Verzicht (§ 394), Anerkenntnis (§ 395) und in Versäumnisftülen 
(§§ 396, 398, 399). Gegen Bagatellurtheile (§ 501) und gegen 
ürtheile der Gewerbegerichte bis zum Betrage von 50 fl. ist 
die Berufung nur wegen der im § 477, 1 — 7 aufgezählten 
Nichtigkeiten zulässig. Der Endbeschluss im Besitzstörungs- 
verfahren kann nur mit Recurs angefochten werden (§ 460). 

Der Rechtszug gegen Ürtheile der Bezirksgerichte geht 
in zweiter Instanz an die Gerichtshöfe erster Instanz (§ 3 J. N.), 
gegen die in erster Instanz von den Gerichtshöfen gefällten 
Ürtheile an die Oberlandesgerichte (§ 4 J. N.). 

Die Berufung gegen Ürtheile der Gewerbegerichte 
geht an den Gerichtshof erster Instanz, in dessen Sprengel das 
Gewerbegericht seinen Sitz hat (§ 30, Ges. v. 27. November 1896^ 
Nr. 218 R.-G.-B1.). 
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2. Die Berufung des Entwurfes unterscheidet sich von 
dem gleichnamigen Rechtsmittel vieler anderer neuerer Process- 
gesetze dadurch, dass sie nicht völlige Neuverhandlung und 
Neuentscheidung des Rechtsstreites, soweit die erstrichterliche 
Sentenz angefochten ist, bewirkt, sondern im wesentlichen nur 
NachpiHifung und Berichtigung des in Beschwerde gezogenen 
Erkenntnisses, eine auf die Kritik des unterrichterlichen Ver- 
fahrens und Urtheiles beschränkte Entscheidung des höheren 
Richters gewährt (Regierungsmotive, S. 298). Der Process 
kommt nicht zur neuerlichen Verhandlung, sondern verhandelt 
wird nur ttber die Stichhältigkeit der Berufungsgründe. 

Doch soll die Berufung keineswegs nur eine Nichtigkeits- 
beschwerde oder eine reine revisio in jure sein, so wenig wie 
z. B. das Berufungsverfahren in üebertretungsfilllen, welches 
«twa annähernd ein Bild von dem geben kann, wie das Be- 
rufungsverfahren des Entwurfes sich gestalten soll. Alle Seiten 
des Verfahrens und des Urtheiles sind der Prüfung unterworfen. 
Das erstrichterliche Urtheil wird in der Regel wegen unrichtiger 
Rechtsan Wendung, insbesondere wegen unrichtiger Subsumption der 
Thatsachen unter das Gesetz angefochten werden ; es wird sich bei 
der BeschwerdefUhrung viel seltener um reine Bestreitung der 
Thatsachen, um unrichtige Beweiswertung, als um die Zweifel- 
haftigkeit der rechtlichen Natur des Sachverhaltes oder seiner 
Bestandtheile handeln. Aber auch ein Trrthum des erstrichter- 
lichen Urtheiles bei Feststellung des thatsächlichen Ergebnisses 
der Verhandlung und Beweisführung oder hiebei unterlaufene 
UnVollständigkeiten oder Versehen (es wurde z. B. vom ersten 
Richter dem ürtheile eine thatsächliche Voraussetzung zu Grunde 
.gelegt, welche mit den zu berücksichtigenden Processacten im 
Widerspruche steht), femer eine unrichtige Beweiswürdigung 
werden durch das Obergericht corrigiert werden können, ebenso 
«in Uebergehen von Angriffs- oder Vertheidigungsmitteln, sei 
es bei der Sachverhaltsermittlung, sei es bei der eigentlichen 
UrtheilsschÖpfung, kurz die Berufung und das Berufungsver- 
fahren sollen keinem Beschwerdegrunde principiell verschlossen 
sein, es kann sowohl die Prüfung der thatsächlichen, wie der 
rechtlichen Seite des Processes begehrt werden. Und nicht 
minder zahlreich als die Berufungsgründe sind die Controlmittel 
des Berufungsgerichtes. Insbesondere kann dasselbe, soweit es 
behufs Kritisierung des erstrichterlichen Verfahrens und Ur- 
theiles erforderlich ist, die zur Unterstützung oder Bekämpfung 
der Berufungsgründe neu vorgebrachten Beweise aufnehmen, 
bereits in erster Instanz erfolgte Beweisaufnahmen wiederholen 
oder ergänzen und im erstrichterlichen Verfahren von den 
Parteien erfolglos angebotene Beweise nachträglich aufnehmen. 
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Es ist somit das Berufungsgericht nicht einmal darauf be- 
schränkt, bei seiner Entscheidung nur diejenigen Erkenntnis- 
quellen zu benützen, aus denen der erste Richter geschöpft hat; 
es genügt, dass diese Erkenntnisquellen dem ersten Richter zu 
Gebote standen. Zusammengenommen mit der Einrichtung 
einer contradictorischen mündlichen Berufungsverhandlung er- 
scheint hierdurch trotz des Ausschlusses eigentlicher Neuerungen 
(§ 482) eine genügende Freiheit der Stellung des Berufungs- 
gerichtes und eine genügend tief eindringende Prüfung verbürgt 
(Regierungsmotive, S. 3üÜ, 301). 

3. Zulässig ist die Berufung nur gegen den dispositiven 
Theil des Urtheiles, nicht gegen die Gründe desselben. Gegen 
ein Urtheil, welches den Anträgen des Berufenden vollständig 
stattgibt, kann Berufung mit Erfolg nicht eijigelegt werden. 
Die Entscheidung über die Compensationseinrede gehört zum 
dispositiven Theile des Urtheiles, wenn sie auch im Urtheils- 
spruche keinen Ausdruck findet. Der Beklagte kann sich gegen 
ein die Klage abweisendes Urtheil berufen, wenn die Klage 
ohne Feststellung des Bestandes der eingeklagten Forderung 
auf Grund der eventuell eingewendeten Gegenforderung abge- 
wiesen worden ist. Gegen ein Versäumnisurtheil kann die Be- 
rufung von der sachfklligen ausgebliebenen Partei sowohl wegen 
Nichtigkeitsgründen und Verfahrensmängeln einschließlich der 
mangelnden Voraussetzungen einer Säumnis, als auch wegen 
mangelnder Schlüssigkeit der Entscheidung, von der sachf^Uigen 
erschienenen Partei wegen der materiellen Unrichtigkeit des 
Urtheiles ergrifien werden. 

4. Die Berufung steht der ganz oder theil weise sachfälligen 
Partei, und zwar jedem Streitgenossen für sich, dem Neben- 
intervenienten im Falle des § 20 unbedingt, sonst nur dann zu, 
wenn er dadurch mit Erklärungen und Handlungen der Haupt- 
parter nicht in Widerspruch tritt, wozu die bloße Unterlassung 
der Einlegung des Rechtsmittels seitens der Hauptpartei nicht 
zu rechnen ist. Bei einer nothwendigen Streitgenossenschaft 
erstreckt sich der Erfolg der Berufung auf alle Streitgenossen, 
auch wenn der Berufungsantrag nicht zu Gunsten aller gestellt 
worden ist. Die einem Advocaten ertheilte Processvollmacht er- 
mächtigt zur Einbringung der Benifung (§ 31). 

§ 462, Das Berufungsgericht überprüft die Entscheidung 
des Gerichtes erster Instanz innerhalb der Grenzen der Be- 
rufungsanträge, 

Der Beurtheüung des Berufungsgerichtes unterliegen jedocli 
gleichzeitig auch diejeninen Beschlüsse, welche in dem d^m Ur- 
iheile vorausgegangenen Verfahren erlassen wurden, sofern nicht 
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deren Anfechtung narh dem Gesetze ausgescJüossen ist oder die^ 
seihen infolge Unterlassang der rechteeüigen Rüge (§ 196), des 
Bemrses oder durch die über den eingebrachten Reetirs ergangene 
Entscheidung unabänderlich geworden sind. 

1. Die Berufiing8aiiträge(§ 467) haben sich andasUrtheil 
erster Instanz anzuschließen und können den vom Urtheile 
umfassten Recbtsstoff bis zum Umfange und Bereiche der 
Klageanträge umfassen. Durch dieselben kann entweder die 
meritorische Abänderung oder die Aufhebung des erst- 
richterlichen Urtheiles angestrebt, sohin das Urtheil auch wegen 
Nichtigkeit angefochten werden. Ein neuer Anspruch oder 

.eine neue Einrede dürfen nicht erhoben werden (§ 482). Eine 
Aenderung der Klage ist selbst mit Einwilligung des Gegners 
unzulässig (§ 483). Insbesondere ist es auch unzulässig, im 
Berufungsverfahren eine Widerklage (§ 96 J. N.) oder einen 
Zwischenantrag auf Feststellung (§§ 236, 259j zu erheben. 

Eine Aenderung der Berufungsanträge oder Berufungs- 
griinde in der mündlichen Berufungsverhandlung ist nur mit 
Zustimmung des Berufungsgegners zulässig (§ 483). That- 
umstände und Beweise, die nach Inhalt der erstrichterlichen 
Processacten und des Urtheil sthatbestandes in der ersten Instanz 
nicht vorgekommen sind, dürfen von den Parteien im Be- 
rufungsverfahren nur zur Darthuung oder Widerlegung der 
geltend gemachten Berufungsgründe vorgebracht werden (§ 482). 
Hieher gehört insbesondere der Fall, wenn als Berufungsgrund 
eine vorgekommene Nichtigkeit oder ein Verfahrensmangel an- 
geftihrt wird. Zur Darthuung oder Widerlegung der bezüglichen 
Behauptungen müssen der Natur der Sache nach in erster 
Instanz nicht vorgebrachte Thatsachen und Beweise zugelassen 
werden. 

Dagegen wäre es unzulässig, bezüglich der Hauptsache 
ein neues thatsächliches Vorbringen auf dem Umwege der 
Substantiierung der Berufungsgründe gestatten zu wollen (Schuster 
von Bonnott, S. 471). 

2. Ueber das aus den Berufungsanträgen ersichtliche Be- 
gehren darf nicht hinausgegangen werden und eine reformatio 
in pejus ist unzulässig. 

Unverzichtbare Nichtigkeitsgründe (§ 477) hat das Be- 
rufungsgericht auch dann zu berücksichtigen, wenn sie von den 
Parteien nicht geltend gemacht wurden (§§ 471, 494). Die 
Ansicht Schauers (S. 542, 564), dass nur der angefochtene 
Theil des Urtheiles aufzuheben sei, die sich wohl auf § 497 
stützt, dürfte nicht richtig sein, da letzterer Paragraph von 
Abänderung des Urtheiles spricht und sich ausdrücklich auf 
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§ 494 beruft, da die Aufhebung nicht nur das Urtheil sondern 
auch das nichtige Verfahren umfasst und es wohl undurchführ- 
bar sein durfte, das Verfahren z B. wegen Einlegung der 
Protokolle (§ 477, Z. 8) nur theilweise aufzuheben. Nur eine 
reformatio in pejus wird auch bei Nichtigkeitsgründen ausge- 
schlossen sein. 

An die von der Partei geltend gemachten rechtlichen Ge- 
sichtspunkte ist auch das Berufungsgericht nicht gebunden. 

6. Die Bestimmung des § 462, Abs. 2 bezweckt die Con- 
centration der Berufung. Nur gegen Urtheile, das ist Entschei- 
dungen, wodurch der Streit selbst gänzlich oder in einem Theile 
oder bezüglich eines präjudiciellen Streitpunktes für die Instanz 
seine Erledigung findet, ist selbständige Berufung zulässig. Alle 
diesem Urtheile vorausgegangenen Ents^^heidungen und Ver- 
fligungen, welche zu seiner Vorbereitung im Laufe des Ver- 
fahrens ei-flossen sind, können, soweit nicht das Gesetz gegenüber 
solclien Beschlüssen und Bescheiden überhaupt jedes Rechts- 
mittel versagt oder die Anfechtung auf den Weg des Recurses 
verweist, lediglich in Verbindung mit der Berufung gegen das 
Urtheil bekämpft werden. Die Beurtheilung der erwähnten 
Beschlüsse und Bescheide durch das Berufungsgericht ist aber 
nicht davon abhängig, dass gegen dieselben eine besondere 
Beschwerde der berufenden Partei erhoben würde. 

Der DevolutiveflFect der Berufung erheischt, dass das Be- 
rufungsgericht innerhall) der Berufungsanträge von amtswegen 
auch jene vorausgegangenen Entscheidungen und Verfügungen 
überprüfe, welche auf das der Berufung unterzogene Urtheil 
von Einfluss waren (Regierungsmotive, S. 301). Ueber die 
nicht mittels al»gesonderten Recurses anfechtbaren Be- 
schlüsse (§ r>15) ist sonach ohne besondere Beschwerde inner- 
halb der Grenzen der Berufungsanträge zu entscheiden. 

Allgemeine Beetimmungen Ober tfae Bemfungeverfahren. 

§ 46S. Auf das Beruf ungsver fahren sind die Vorschriften 
über das Verfahren vor Gerichtshöfen erster Instanis insoweit 
anzuwenden, als sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen 
Abweichungen ergeben. 

Im Beruf ungscerfahren müssen die Parteien durch Advo- 
caten vertreten sein. 

Im Instanzenzuge entfUllt das vorbereitende Verfahren und 
das Versäumnisverfahren. Der Anwaltszwang (§ 27) gilt im 
Berufungsverfahren mit den bei § 27 aufgezählten Ausnahmen. 
Auch findet im Beruf ungs verfahren die subjective Befreiung der 
Advocaten, Notare und Richter (§ 28) statt. Die Berufungs 

FQrstI, CivIlproccM^eMtr.«. 44 
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Schrift muss, wenn sie nicht zu Protokoll gegeben ist, von 
einem Advocaten unterschrieben sein (§ 467), desgleichen die 
Berufungsbeantwortung (§ 468). An Orten, in welchen nicht 
wenigstens zwei Advocaten ihren Sitz haben, können die Be- 
rufungsschriften und Beruf ungsbeant Wertungen (§ 468) durch 
entsprechende Erklärungen zu gerichtlichem Protokolle ersetzt 
werden, die der Mitwirkung eines Advocaten nicht bedürfen 
(§ 465). 

Wenn eine arme Partei gegen das Urtheil eines Bezirks- 
gerichtes Berufung erheben will, zur Vertretung dieser Partei 
aber noch kein Advocat bestellt ist und ihre Berufung gemäß 
§ 465, Abs. 2 nicht zu gerichtlichem Protokolle erklärt werden 
kann, weil am Orte des Processgerichtes zwei oder mehr 
Advocaten ihren Sitz haben, so hat das Processgericht auf 
Antrag oder von amtswegen einen Beamten der Staatsanwalt- 
schaft oder des Gerichtes mit der Abfassung der Berufungs- 
schrift und deren rechtzeitiger Ueberreichung zu betrauen. Die 
Unterfertigung der Berufungsschrift durch diesen Beamten ersetzt 
die Unterschrift eines Advocaten (§ 89 Ges. v. 27. Novemb. 1896, 
Nr. 217 R.G.-BL). 

Im Berufungsverfahren gegen Urtheile der Gewerbegerichte 
findet Anwaltszwang nicht statt (§ 31, Ges. v. 27. Novbr. 1896, 
Nr. 218 R.-G.-B1.). 

Benifungsfriat. 

§ 464, Die Berufungsfrist beträgt vierzehn Tage, sie 
kann nicht verlängert werden. 

Sie beginnt für jede Partei mit der an sie erfolgter^ Zu- 
stellung der schriftlichen Ausfertigung des Urtheiles, in Bagateü- 
Sachen aber mit der Verkündung des Urtheües, wenn beide 
Parteien anwesend waren, 

1. Im Verfahren in Wechselstreitigkeiten (§ 555) und im 
Verfahren bei Streitigkeiten aus dem Bestandvertrage (§ blb) 
beträgt die Berufungsfrist acht Tage. 

Die Frist ist eine Tagesfrist und es wird der Tag nichl 
mitgerechnet, an welchem das Urtheil zugestellt wurde (§ 125) 
Als Nothfrist kann sie nicht erstreckt werden (§ 128), sie 
wird durch die Gerichtsferien (§ 225) und durch das Ruhen 
des Verfahrens (§ 168) nicht gehemmt, wohl aber durch eine 
Unterbrechung des Verfahrens (§ 163). Fällt das Ende dei 
Frist auf einen Sonn- oder Feiertag, so ist der nächste Werktag 
als letzter Tag der Frist anzusehen (§ 126). 

Desgleichen werden die Tage des Postenlaufes in die Frist 
nicht eingerechnet; die Erhebung der Berufung kann auch 
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telegraphisch geschehen (§ 89, Ges. vom 27. November 1896, 
Nr. 217 R.-G.-BL). Läuft die den einzelnen Streitgenossen zur 
Erhebung der Berufung zustehende Frist zu verschiedenen 
Zeiten ab, so kann die Berufung von allen Streitgenossen so 
lange erhoben werden, als noch einem derselben die Frist offen 
steht (§ 127). Dem Nebenintervenienten, dem eine Urtheils- 
ausfertigung nicht zugestellt wird, läuft die Frist vom Tage 
der Zustellung an seine Hauptpartei. 

2. Bei Theilurtheilen (§ 392) und Ergänzungsurtheilen 
(§ 424) läuft eine besondere Frist für jedes Theilurtheil, be- 
ziehungsweise ft\r das ergänzte und für das Ergänzungsurtheil. 
Die Frist ist nicht eine beiden Parteien gemeinschaftliche, so 
dass, wenn die Zustellung an die eine Partei später erfolgt, die 
Berufungsfrist für die andere Partei erst von letzterem Zeit- 
punkte an zu laufen beginnen würde. Die Frist beginnt viel- 
mehr nur derjenigen Partei gegenüber, welcher zugestellt ist 
(Regierungsmotive, S. 300). 

Im Bagatellverfahren beginnt die Frist nur dann mit der 
Verkündung des Urtheiles, wenn beide Parteien anwesend waren, 
eine Zustellung der schriftlichen Ausfertigung daher entfällt 
(§ 452). Muss das Urtheil zugestellt werden, weil auch nur 
eine der Parteien bei der Verkündung nicht anwesend war, so 
beginnt für beide Parteien die Berufungsfrist mit der Zu- 
stellung^. 

Die Erhebung der Benifung vor Zustellung derUrtheils- 
ausfertigung ist nicht unzulässig, nur muss sie auf die im § 465 
vorgeschriebene Art erfolgen. 

Gegen die Versäumung der Frist ist lediglich die Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand nach Mafigabe der §§ 146 — 154 
zulässig. Im Verfahren in Wechselsachen ist nach § 556 die 
Wiedereinsetzung zum Nachtheiie einer gutgläubigen Partei un- 
zulässig, wenn diese Partei in der Zwischenzeit ihre wechsel- 
mäßigen Ansprüche an Dritte durch Ablauf der Zeit ganz oder 
zum Theile verloren hat oder wegen Kürze der noch übrigen 
Zeit nicht mehr geltend machen kann. 

Verspätet erhobene Berufungen sind vom Processgerichte 
erster Instanz zurückzuweisen (§ 468). 

Erhebung der Berufung. 

§ 465. Die Berufung wird durch Ueberreichung eines 
vorbereitenden Schriftsatzes (Berufungsschrift) bei dem Process- 
gewichte erster Instanz erhoben. 

An Orten, in welchen nicht wenigstens zwei Advocaten 
ihren SHz haben, können die Berufungsschriften durch ent- 

44. 
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sprechende Erklärungen zu gerichtlichem Protokolle ersetzt werden, 
die der Mitunrkung eines Ädvocaten nicht bedürfen. 

Der Richter, welcher das Protokoll aufnimmt, ha^t die 
Partei zur genauen Angabe der Berufungsgründe, zur Stellung 
eines bestimmten Berufungsantrages, sowie zur Angabe der für 
die Berufungsgründe nffu vorzubringenden Umstände und Beweise 
besonders aufzufordern und über die Rechtsfolgen der Unterlassung 
dieser Angaben zu belehren. 

Die Bestimmungen des Gesetzes über die Berufungsschrift 
sind auch auf die ProtokoUarerklärungen zu beziehen, welche die 
Berufungsschrift ersetzen, 

1 . Wenn am Orte des Processgerichtes zwei oder mehrere 
Ädvocaten ihren Sitz haben, so ist für die arme Partei, welche 
gegen das Urtheil des Bezirksgerichtes Berufung erheben will, 
falls zu ihrer Vertretung noch kein Advocat bestellt ist, auf 
Antrag oder von amtswegen ein Beamter der Staatsanwaltschaft 
oder des Gerichtes mit der Abfassung der Beruf unusschrift und 
deren rechtzeitiger Ueberreichung zu betrauen (§ 90, Ges. vom 
27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.). 

Die Berufungsschrift ist ein vorbereitender Schriftsatz, auf 
den daher alle für Schriftsätze im allgemeinen und für vor- 
bereitende Schriftsätze insbesondere geltenden Vorschriften (§§ 74 
bis 86) Anwendung finden. 

Die Beseitigung der Formgebrechen von Schriftsätzen, die 
zur Vorlage an ein übergeordnetes Gericht bestimmt sind (z. B. 
einer Berufungsschrift, die ohne Unterschrift eines Ädvocaten 
überreicht wurde) ist nicht dem Verfahren vor dem übergeord- 
neten Gerichte vorzubehalten, sondern sogleich vom Gerichte 
erster Instanz zu veranlassen (§ 89 Gesch.-Ordn.). 

Ob im Falle fruchtlosen Ablaufes der zur Behebung be- 
stimmten Frist die Berufungsschrift als zu einer gerichtlichen 
Verfügung nicht geeignet zurückzustellen oder vorzulegen ist, 
hängt davon ab, ob es sich um eine dem Berufungsgerichte wir 
Entscheidung vorbehaltene Formvorschrift (§ 471) oder um eine 
solche Formverletzung handelt, welche die ordnungsmäßige ge- 
schäftliche Behandlung in erster Instanz (Anzahl der Schrift- 
satzexemplare, Beilagen, Mangel der rechtsfreundlichen Fertigung) 
unmöglich macht. 

Bei der nothwendigen Streitgenossenschaft (§ 14) auf Seite 
der Gegner des Berufungswerbers muss die Berufung gegen 
sämmtliche Streitgenossen eingebracht, daher in so viel Aus- 
fertigungen überreicht werden, dass jedem Streitgenossen ein 
Exemplar zugestellt und eines für die Acten zurückbehalten 
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werden kann (§ 80), falls die Streitgenossen nicht einen ge- 
meinsamen Vertreter haben (§ 90). 

Bei einer nothwendigen Streitgenossenschaft auf Seite der 
Berufungswerber kann jeder einzelne der Streitgenossen mit 
Rechts Wirkung für die übrigen Berufung einlegen, er muss aber 
die zur Verständigung seiner Genossen erforderlichen Rubriken 
beilegen (§ 80). Bei der gewöhnlichen Streitgenossenschaft (§ 11) 
dagegen kann die Berufung von jedem der activen Streitgenossen 
für sich und gegen jeden der passiven Streitgenossen ohne 
Rechtswirkung für die übrigen eingebracht werden (§ 13), es 
muss aber in der Berufungsschrift ausdrücklich erklärt werden, 
von wem oder gegen wen die Berufung ergriffen wird. 

2. Fehlt der Berufungsantrag oder ist er nicht bestimmt, 
sind die Berufungsgründe weder ausdiücklich noch durch 
deutliche Hinweisung einzeln angeführt, so wird die Berufung 
vom Berufungsgerichte verworfen (§ 474); auf die für die 
Beruf ungsgründe neu vorzubringenden Umstände und Beweise 
darf nur dann Rücksicht genommen werden, wenn sie vorher 
im Wege der Berufangsschrift dem Gegner mitgetheilt wurden. 
Das sind die Rechtsfolgen, f\ber welche die Partei bei der 
protokollarischen Aufnahme der Berufung zu belehren ist. 

§ 466, Durch die rechtzeitige Erhebung der Berufung 
wird der Eintritt der Rechtskrafl und Vollst reckbarkeit des ange- 
fochtenen Urtheiles im Umfange der Berufungsanträge bis zur 
Erledigung des Rechtsmittels gehemmt. 

Nur die rechtzeitige (§ 464) Berufung hat Suspensiv- 
effect. Der Umfang der Hemmung deckt sich mit dem Be- 
rufungsantrage (§ 467). Bezüglich der unangefochten gebliebenen 
Theile des Urtheiles tritt Rechtskraft und Vollstreckbarkeit 
ein. Das Berufungsgericht hat auf Antrag noch vor der Ent- 
scheidung über die Berufung durch Beschluss auszusprechen, 
inwieweit das Urtheil erster Instanz zur Execution geeignet ist 
(§ 490). 

Auf Grund von Endurtheilen kann jedoch bei Anerkenntnis- 
urtheilen unbedingt, bei anderen Urtheilen gegen Glaubhaft- 
machung einer Gefahr zur Sicherung von Geldforderungen die 
Execution zur Sicherstellung auf Antrag bewilligt werden 
(§§ 370, 371 E. O.), während außerdem einstweilige Verfügungen 
(§§ 378 ff. E. O.) fortbestehen oder bewilligt werden können. 

§ 467. Die Berufungsschrift muss nebst den allgemeinen 
Erfordernissen eines vorbereitenden Sihriftsatzes enthalten: 
1, die Bezeichnung des Berufungsgerichtes*^ 
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2. die Bezeichnung des Urtheiles,' gegen welches Betufuny 
erhoben wird] 

3. die bestimmte Erklärung, inwieweit das ürtheil ange- 
fochten wird, die ebenso bestimmte kurze Bezeichnung der Grütide 
der Anfechtung (Berufungsgrände), und die Erklärung, oh die 
Aufhebung oder eine Abänderung des ürtheileSy und welche be- 
antragt werde (Berufungsantrag)] 

4. das thatsächliche Vorbringen und die Beweismittel, 
durch welche die Wahrheit der Berufungsgrunde erwiesen werden 
kann; 

5. sofern der Beruf ungsantrag nicht zu Protokoll gegeben 
ist (§ 465, Abs. 2), die Unterschrift eines Advocaten, 

1. Die allgemeioen Erfordernisse eines vorbereitenden 
Schriftsatzes sind in den §§ 75 — 78 angefUhrt. Die Einhaltung 
der Vorschriften des § 467 ist imperativ vorgeschrieben. Gleich 
der ersten Instanz die Prüfung der Zulässigkeit und Form- 
richtigkeit der eingelegten Berufung zu übertragen, erscheint 
nicht empfehlenswert (Regierungsmotive, S. 305). Fehlt es an 
den Bestandtheilen der Ziffern 2, 3, so ist die Berufung vom 
Berufungsgerichte zu verwerfen (§ 474), ist das Berufungs- 
gericht falsch bezeichnet, so wird die Berufung vom Berufungs- 
gerichte an das zuständige Gericht abgegeben (§ 47h). Fehlt 
es an dem thatsächlichen Vorbringen und den Beweismitteln, 
so werden solche bei der Berufungsverhandlung nicht berück- 
sichtigt (§ 482). 

2. Die Bezeichnung des Berufungsgerichtes hat nach 
Vorschrift der §§ 3, 4 J. N. zu erfolgen. Bei mangelhafter 
Bezeichnung wird nach § 84 die Abstellung zu versuchen sein, 
ohne dass das Processgericht erster Instanz berechtigt wäre, die 
ßeruÄing wegen nicht rechtzeitiger Behebung der fehlerhaften 
Bezeichnung zurückzustellen. Es wird vielmehr die Berufung 
unter Bekanntgabe des vom Berufungswerber bezeichneten 
Berufungsgerichtes (§ 468) dem Gegner zuzustellen und seinerzeit 
diesem Berufungsgerichte vorzulegen sein. Das ürtheil ist so 
zu bezeichnen, dass ein Zweifel nicht entstehen kann. 

3. Der Berufungsantrag ist die Grundlage der Berufungs- 
entscheidung. Er kann auf Abänderung oder auf Auf- 
hebung des Urtheiles als nichtig oder mangelhaft (§§ 477, 
496, 497) gerichtet sein. Aus dem Berufungsantrage wird sich 
auch ergeben, ob das ganze Ürtheil oder nur ein Theil desselben 
angefochten wird. 

Die Berufungsgründe, welche ausdrücklich und einzeln 
angeft\hrt werden sollen (§ 471), müssen erkennen lassen, ob 
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der Berufungsantrag auf thatsächliche oder rechtliche Erwägungen 
gestutzt wird, doch dürfen Rechtsausführungen und Darlegungen 
über Thatsachen und Beweise in der Berufungsschrift nur dann 
aufgenommen werden, wenn die Parteien auf die Anordnung 
einer Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung verzichten 
(§ 492). 

Verzichtet nur eine Partei, so ist wohl die mündliche 
Verhandlung anzuordnen, es wird jedoch der verzichtenden 
Partei ohne Kostenfolgen (§41, Anm. 2) das Vorbringen von 
Rechtsausführungen und Beweisdeductionen in angemessener 
Kürze gestattet sein müssen, wenn sie zur Berufungsverhandlung 
nicht erscheint (§ 492). 

Die Anführung der einzelnen Thatsachen und der Beweis- 
mittel, durch welche das Vorhandensein der Berufungsgründe 
dargethan werden will, ist nur dann erforderlich, wenn sie nach 
Inhalt der Processacten und des Urtheilsthatbestandes in erster 
Instanz nicht vorgekommen sind (§ 482), sonst sind sie in der 
Berufungsverhandlung zu erörtern. 

Um Vertagungen selten zu machen, glaubt der Entwurf 
vor allem — wie für das erstinstanzliche Verfahren — eine 
entsprechende Vorbereitung der Verhandlung in Bezug auf das 
für dieselbe bestimmte thatsächliche und Beweisvorbringen 
fordern zu sollen. Der Berufungskläger muss die Gegner durch 
eine entsprechende Mittheilung in der Benifungsschrift (§ 467, 
Z. 4) in die Lage se'^zen, sich noch vor der Verhandlung über 
die Richtigkeit und die eventuellen Gegenbeweise zu informieren, 
und auch der Berufuugsbeklagte kann sich ohne solche vor- 
gängige Mittheilung bei der Verhandlung zur Widerlegung der 
Anfechtungsgrunde weder neuer Behauptungen noch neuer Be- 
weise bedienen (§ 468, Abs. 2). Durch § 482 wird alles nicht 
rechtzeitig mitgetheilte neue Vorbringen von der Verhandlung 
ausgeschlossen (Regierungsmotive, S. 306). 

4. Die Unterschrift eines Advocaten auf der Berufungs- 
schrift entfällt, wenn für die arme Partei gemäß § 90, Ges. v. 
27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl. ein Beamter der Staats- 
anwaltschaft oder des Gerichtes mit der Abfassung der Be- 
rufungsschrift betraut wurde. Berufungsschriften, welche nicht 
von einem Advocaten unterschrieben sind, hat der Vorsitzende 
des Senates des Processgerichtes erster Instanz (Einzelrichter) 
unter Festsetzung einer unerstreckbaren Frist zur rechtsfreund- 
lichen Fertigung zurückzustellen (§ 85). 

§ 468. Im Falle rechtzeitiger Erhebung der Berufung 
wird die Berufungsschrift oder eine Abschrift des sie ersetzenden 
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ProtoJcolles dem Gegner des Berufungswerbers unter Bekannt- 
gabe des Berufungsgerichtes zugestellt. Verspätet erhobene Be- 
rufungen sind vom Processgerichte erster Instanz zurückzuweisen. 

Will der Gegner des Berufungswerbers (Berufungsgegner) 
im Berufungsverfahren zur Widerlegung der in der Berufungs- 
Schrift angegebenen Anfechtungsgründe neue, im bisherigen Ver- 
fahren noch nicht vorgebrachte Umstände und Beweise benützen, 
so hat er das bezügliche thatsächliche und Beweisvorbringen bei 
sonstigem Ausschlüsse innerhalb der Nothfrist von vierzehn 
Tagen nach Empfang der Berufungsschrift dem Processgerichte 
mittels vorbereitenden Schriftsatzes oder unter der Voraussetzung 
des § 465, Ab . 2, durch Erklärung zu gerichtlichem Protokoll 
bekanntzugeben. 

1. Der Vorsitzende des Senates des Processgerichte» erster 
Instanz (Einzelrichter) hat die Berufungsschrift in formeller 
Beziehung zu prüfen und die zur Behebung von Formmängeln 
erforderlichen Verfügungen zu treffen (§§ 84, 85). 

Im Falle rechtzeitiger (§ 464) und formell ordnungsmäßiger 
Berufung hat der Vorsitzende des Senates (§ 37, Ges. v. 27. No- 
vember 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.) den Auftrag zur Zustellung 
der Berufungsschrift an den Gegner zu ertheilen. Die Zurück- 
weisung verspätet erhobener Berufungen hat jedoch durch den 
Senat und nicht durch den Vorsitzenden zu erfolgen. Gegen 
die Zurückweisung ist der Recurs zulässig. 

2. Die Erstattung einer Berufungsbeantwortung soll ebenso 
facultativ sein, wie nach geltendem Rechte die Erstattung einer 
Appellationseinrede (Regierungsmotive, S. 302). Sie ist bei 
sonstigem Ausschlüsse erforderlich, wenn zur Bekämpfung 
der Berufungsgrlinde neue Umstände und Beweise benutzt 
werden wollen. Thatumstände und Beweise, die in erster Instanz 
nicht vorgekommen sind, dürfen auch in der Berufungsbeant- 
wortung nur zur Widerlegung der Berufungsgründe vorgebracht 
werden (§ 482). Rechtsausführungen und Darlegungen über 
Thatsachen und Beweise dürfen in die Berufungsbeantwortung 
nur dann aufgenommen werden, wenn der Berufungsgegner auf 
die Anordnung einer Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung 
verzichtet (§ 492). 

3. Die Berufungsbeantwortung muss von einem Advocaten 
gefertigt sein (§ 75), wenn sie nicht zu Protokoll gegeben 
wurde. Die Abfassung einer schriftlichen Berufungsbeantwortung 
für die arme, noch nicht durch einen Advocaten vertretene 
Partei durch einen hiezu bestellten Beamten der Staatsanwalt- 
schaft oder des Gerichtes findet nicht statt. Als vorbereitender 
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Schriftsatz hat sich die Berufungsbeantwortung nach den Vor- 
schriften der §§ 75—78 zu richten und nachdem dieselbe dem 
Berufungswerber zuzustellen ist, muss sie in so viel Exemplaren 
überreicht werden, dass jedem der Gegner eine Ausfertigung 
zugestellt und überdies eine für die Gerichtsacten zurückbehalten 
werden kann (§ 80). 

Die Nothfrist von 14 Tagen gilt auch für das Verfahren 
in Wechselsachen (§ 555) und in Streitigkeiten aus dem Bestand- 
vertrage (§ 575). So lange einem der Streitgenossen die Frist 
offen steht, kann die Processhandlung von allen Streitgenossen 
vorgenommen werden (§ 127). Dem Nebenintervenienten läuft 
die Frist gleichzeitig mit seiner llauptpartei ab, auch wenn die 
Zustellung der Rubrik (§ 80) an ihn später erfolgt wäre (§ 19, 
Anm. 1). 

§ 469, Nach rechtzeitigem Einlangen der im § 468, 
Abs, 2j erwähnten Mittheilung oder nach fruchtlosem Ahlauf der 
hiefür offenstehenden Frist legt das Processgericht erster Instanz 
dem Berufungsgerichte die Berufungssehrift und die etwa einge- 
langte Mittheilung des Berufungsgegners oder die bezüglichen 
ProtokoHe mit allen den Rechtsstreit betreffenden Proressacten, 
und insbesondere mit den Ausweisen über die Zustellung des 
UrtJwiles tmd der Berufungsschrift vor. 

Wurde der Rechtsstreit durch das angefochtene Ufiheil 
sticht vollständig erledigt und soll die Verhandlung über die noch 
unerledigten Punkte während des Beruf ungsverfahrens fortgesetzt 
werden, so sind dem Berufungsgerichte amtliche Abschriften der 
auf den Gegenstand des Berufungsverfahrens bezüglichen TheÜe 
derjenigen Proc4iSsactcn vorzulegen, welche zugleich für das Ver- 
fahren in erster Instanz henöthigt werden. 

1. Der Richter (Vorsitzende des Senates) hat die Berufungs- 
beantwortung in formeller Beziehung zu prüfen, die Abstellung 
von Formmängeln zu veranlassen (§§ 84, 85) und die formell 
ordnungsmäßige Berufungsbeantwortung, aucn wenn sie ver- 
spätet eingebracht worden wäre, dem Beruf ungswerber zuzu- 
stellen. 

Der Auftrag zur Zustellung der Berufungsbeantwortung 
an den Berufungswerber und die Vorlage von Berufungen an 
die Rechtsmittelinstanz hat durch den Vorsitzenden des Senates 
ohne vorherige Beschlussfassung des Senates zu erfolgen (§ 37, 
Oes. y. 21. November 18UG, Nr. 217 R.-G.-Bl ). Verspätete Be- 
rufungsbeantwortungen sowie anderweitige Schriftsätze (§ 492) 
werden auf gleiche Weise dem Berufungsgerichte vorzu- 
legen sein. 
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2. Ist das angefochtene Urtheil ein Theilurtheil (§§ 391^ 
394, 395), ein Zwischenurtheil (§ 393), oder wii-d gleichzeitig 
mit der Berufung die Ergänzung des ürtheiles beantragt (§ 423)^ 
ohne dass im Falle des § 393 die weitere Verhandlung über 
die Klage ausgesetzt worden ist, so sind dem Berufungsgerichte 
statt der Originalacten amtliche Abschriften derselben vor- 
zulegen. 

Die Vorschrift ist imperativ. Das Verfahren in erster 
Instanz soll durch die Berufung nicht gehemmt werden. 

3. Der Beschluss ist in Urschrift, und zwar in der Regel 
mittels Stampigliendruckes auf die vorzulegenden Acten za 
setzen; sind die Acten nicht geheftet, so ist im Beschlüsse die 
Blattzahl der vorgelegten oder der vom Berufungsgerichte (bei 
Revisionen) hinzugefügten Acten anzugeben. Im Beschlüsse 
sind die Parteien und der Streitgegenstand auf das kürzeste 
zu bezeichnen, z. B. „die Acten in Sachen A. ca. B. wegen 
Grundeigenthumes werden infolge Berufung dem Landesgerichte 
in W. vorgelegt, 15./11. 1897." Bei Acten von größerem 
Umfange kann zur Erleichterung des Auffindens die Blattzahl 
der Berufungsschrift und der etwa vorangegangenen berufungs- 
gerichtlichen Entscheidung beigefügt werden. 

In gleicher Weise sind Schriftstücke, die nachträglich aa 
die Berufungs- oder Revisionsinstanz geschickt und zu den 
Acten der vorlegenden oder der empfangenden Gerichtsbehörde 
zu nehmen sein werden (z. B. thatsächliche Aufklärungen der 
Parteien oder des Gerichtes, Protokolle über Einvernehmungen 
nach § 473 C. P. O., Acten über stattgefundene Erhebungen 
oder Beweisaufnahmen nach §§ 488 und 509 C. P. 0. u. s. w.)^ 
mittels eines in Urschrift auf das Schriftstück gesetzten Be- 
schlusses vorzulegen, ohne Unterschied, ob es dabei einer 
weiteren Ausführung oder Begutachtung bedarf. 

Beglaubigte Abschriften von Processacten sind nur im Falle 
des § 469, Abs. 2 C. P. O. vorzulegen. In allen übrigen Fällen 
sind sämmtliche Processacten, einschließlich des Ürtheiles, der 
Entscheidungsgründe und des gesonderten Berathungsprotokoilea 
in Urschrift einzuschicken. 

Die Beilegung von Actenauszügen kann nicht gefordert 
werden. 

Soweit nicht die in der Rechtsmittelentscheidung aufge- 
tragene Einleitung, Fortsetzung oder Erneuerung des Verfahrens 
etwas anderes erfordert, ist die an die zweite Instanz gelangte 
Revisionsentscheidung ohne Beschlussfassung des Senates an 
das Gericht erster Instanz zu senden. Desgleichen ist über die 
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Benachrichtigung der Parteien von den an das Gericht erster 
Instanz gelangten Berufungs- und Revisionsentscheidungen bei 
Gerichtshöfen eine Beschlussfassung des Senates nicht einzu- 
holen (§ 205 Gesch.-O.). Die Titulatur mit „löblich", „hoch- 
löblich", „hoch", die Beisätze „diensthöflich" u. s. w. haben 
zu entfallen (§ 192, Qesch.-O.) und sind nur im Verkehre mit 
anderen Verwaltungszweigen beizubehalten. 

4. Berufungen oder Revisionen und Recurse, welche gegen 
dieselbe Entscheidung angebracht werden, sind der Rechtsmittel - 
instanz gleichzeitig vorzulegen. Von der Erstattung eines Be- 
richtes über den Recure ist in diesem Falle in der Regel abzu- 
sehen. Sofeme nicht eine Rechtfertigung des mittels Recurses 
angefochtenen Theiles der Entscheidung fUr nöthig gehalten 
wird (§ 206, Abs. 2), genügt es, in dem Beschlüsse, womit 
die Berufung oder Revision vorgelegt wird, auf den erhobenen 
und gleichzeitig vorgelegten Recurs hinzuweisen, z. !i. „die 
Acten in Sachen A. ca. B. wegen Grundeigenthumes werden 
infolge Berufung dem Landesgerichte in W. unter Anschluss 
des von B. gegen die Entscheidung über den Kostenpunkt 
rechtzeitig angebrachten Recurses vorgelegt." 

Mit der Vorlage des Recurses gegen eine der Berufung 
oder Revision um erliegende Entscheidung ist deshalb regel- 
mäßig bis nach Ablauf der Berufungs- oder Revisionsfrist, wenn 
aber die Berufung oder Revision rechtzeitig erhoben wird, bis 
nach Einlangen des Schriftsatzes des Berufungs- oder Revisions- 
gegners oder nach Ablauf der hiefür offenstehenden Frist zu 
warten (§ 208 Gesch.-O.). 

5. Befinden sich Acten, die aus Anlass der Erhebung eines 
Rechtsmittels dem zur Entscheidung über dieses Rechts- 
mittel berufenen Gerichte vorgelegt werden müssen, zur Zeit 
nicht beim Gerichte erster Instanz, so hat dieses unverweilt 
und spätestens gleichzeitig mit der Vorlegung des Rechtsmittels 
das Gericht oder die Behörde, wo sich diese Acten gerade 
befinden, zu ersuchen, die genau zu bezeichnenden Acten unter 
Angabe der mitgetheUten Geschilftszahl unmittelbar der Rechts- 
mittelinstanz einzusenden. Dass dies geschehen ist, muss bei 
Vorlage des Rechtsmittels in dem Vorlagebericht erwähnt 
werden, z. B. „die Acten in Sachen A. ca. B. wegen Grund- 
eigenthumes werden infolge Berufung dem Oberlandesgerichte 
P. vorgelegt; um Uebersendung der fehlenden Processacten 
an das k. k. Oberlandesgericht wurde das Bezirksgericht R. 
ersucht." 

Das Gericht erster Instanz darf die Vorlage des Rechts- 
mittels nicht aufschieben, um die fehlenden Acten früher ein- 
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zufordern. Sollten die gemäß Abs. 1 ersuchten Gerichte oder 
Behörden mit der Uebersendung der Acten zögern, so sind 
diese durch die Rechtsmittelinstanz selbst zu betreiben (§ 209 
Gesch.-O.). 

Von den Reinschriften der Entscheidung über Rechts- 
mittel sind in der Regel sogleich bei der Rechtsmittelinstanz 
so viele Exemplare herzustellen, dass außer den für die Acten 
bestimmten Ausfertigungen den Gerichten erster Instanz auch 
die zur Verständigung der Parteien erforderlichen Aus- 
fertigungen zur Verfügung gestellt werden können (§ 215 
Gesch.-O.). 

Verfahren vor dem Bernfnngsgeriohte. 
Vorverfahren. 

§ 470. Nach dem Einlangen der Berufungsacten beim 
Berufungsgerichte hat der Vorsteher dieses Gerichtes oder ein 
vom Vorsteher mit den Verrichtungen eines Vorsitzenden des 
Berufungssenates betrauter Richter die Berufungsacten einer 
Prüfung zu unterziehen. 

Wenn die Unzulässigkeit der Berufung oder die Unzu- 
ständigkeit des Berufungsgerichtes von vornherein klar ist, oder 
wenn der Berufung, die wegen eines processualen Mangels des 
erstinstanzlichen Verfahrens erhoben wurde (Nichtigkeit, Unzu- 
ständigkeit, Streitanhängigkeit, irrige Annahme eines Ver- 
säumnisses u. s. w.), offenbar wird stattgegeben \verden müssen, 
erscheint die Einleitung einer eigentlichen Berufungsverhandlung 
entbehrlich. Die Aufklärungen, welche das Berufungsgericht 
von den Parteien bra'icht, kann es sich viel rascher, einfacher 
und billiger als durch Anberaumung einer Berufungsverhand- 
lung im Wege der Einvernehmung der Parteien, durch deren 
Wohnsitz-Gericht zum Beispiel, verschaffen (§ 473), und sofern 
Aufklärungen seitens des Gerichtes erster Instanz benöthigt 
\^ erden — was namentlich bei behaupteter oder besorgter 
Nichtigkeit öfter der Fall sein wird — können diese ohnehin 
nicht ir*i Wege der Berufungsverhandlung erlangt werden (Re- 
gierungsmotive, S. 304). 

Der Vorsteher des Gerichtes oder der Vorsitzende des 
Berufungssenates hat jede einlangende Berufung der Prüfung 
zu unterziehen. Diese Vorprüfung hat sich auf die im § 471 
aufgezählten formellen Punkte zu beschränken, wird sich jedoch 
auch auf die Vollständigkeit der Acten und auf vom Process- 
gerichte erster Instanz übersehene Form Verletzungen der Beruf ungs- 
schriften zu erstrecken haben. 
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Auf die Hauptsache kann diese Vorprüfung nicht ausge- 
dehnt werden. 

§471. Auf Grund dieser Prüfung ist die Berufung^ 
ohne dass zunächst eine Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung 
anberaumt tcürde, vor den Berufungssenat zu bringen: 

1. wenn das Berufungsgericht zur Entscheidung über die 
erhobene Berufung nicht zuständig erscheint; 

2. wenn die Berufung als gesetzlich unzulässig oder nicht 
in der gesetzlichen Frist erhoben erscheirU; 

3. wenn in der Berufungsschrift das Urtlieil nicht ange- 
geben ist, tvider welches Berufung erhohen wird, wenn die Be- 
rn fungsschrift keinen oder keinen bestimmten Berufungsantrag 
enthält, oder wenn die Berufitngsg^'ün'^e weder ausdrücklich noch 
durch deutliche ffinweisung einzeln angeführt sind; 

4. wenn sich die Berufung gegen ein wegen Säumnis einer 
Partei gefälltes Urtheil darauf gründet, dass eine Versäumung 
nicht vorliege] 

5. wenn das Urtheil oder das der Urtheilsfällung voran- 
gegangene Verfahren als nichtig angefochten wird; 

6. wenn der in das Urtheil aufgenommene Ausspruch über 
die Einrede der Unzuständigkeit oder über die Streitanhdngig- 
keit oder Rechtskraft angefochten tvird; 

7. wenn der mit der Prüfung der Beruf ungsacten betraute 
Richter der Ansicht ist, dass das Urtheil oder das demseUßcn 
vorangegangene Verfahren an einer vom Berufungswerber nicht 
geltend gemachten Nichtigkeit leide, 

1. Die Unzuständigkeit des Berufungsgerichtes — 
zu unterscheiden von der Unzuständigkeit des Processgerichtes 
erster Instanz — wird wohl nur dann in Frage kommen, wenn 
es sich um ein Urtheil eines Bezirksgerichtes handelt, betreflfs 
dessen die Entscheidung eines die besondere Gerichtsbarkeit 
in Handels-, See- oder Bergsachen ausübenden Berufungssenates 
erwirkt oder abgelehnt werden soll (§ 487). 

Doch hat das Berufungsgericht seine eigene Zuständigkeit 
nicht nur über Antrag sondern auch von amtswegen (§ 41 J. N.) 
zu prüfen. 

2. Entscheidungen eines Bezirksgerichtes oder des im 
Sprengel dieses Bezirksgerichtes bestehenden besonderen Bezirks- 
gerichtes für Handels- und Seesachen können nicht deshalb 
angefochten werden, weil die Rechtssachen statt vor das be- 
sondere Bezirksgericht vor das allgemeine, oder statt vor 
letzteres zum Wirkungskreise des besonderen Bezirksgerichtes 
gehören (§ 45 J. N.). Der Rechtszug gegen Urtheile der be- 
sonderen Bezirksgerichte geht an die Handelsgerichte, der 
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Rechtszug gegen Urtheile der am Sitze derselben befindlichen 
allgemeinen Bezirksgerichte an die Landesgerichte. 

Nur wenn die Bezeichnung des Berufungsgerichtes in der 
Berufungsschrift (§ 467) dieser Vorschrift nicht entspricht, ist 
das irrig angerufene Berufungsgericht in diesem Falle unzu- 
ständig. 

3. Wenn ein allgemeines Bezirksgericht an Orten, wo 
ein besonderes Bezirksgericht nicht besteht, nach Fällung des 
XJrtheiles den die besondere Gerichtsbarkeit ausdrückenden 
Beisatz in das ürtheil aufgenommen hat (§ 446, Anm. 2), so 
geht der Rechtszug an den besonderen Senat des Berufungs- 
gerichtes, beziehungsweise an das Handelsgericht, enthält aber 
das Urtheil diesen Beisatz nicht, so ist der allgemeine Senat 
des Berufungsgerichtes, respective das Landesgericht zur Ent- 
scheidung über die Berufung zuständig (§ 3 J. N.). 

Auch in diesem Falle wird daher eine Beschlussfassung 
des Berufungsgerichtes über seine Zuständigkeit nur dann noth- 
wendig und möglich sein, wenn die Bezeichnung des Berufungs- 
gerichtes in der Berufungsschrift unzutreffend ist (§ 467). 

4. Wenn das Bezirksgericht den die besondere Gerichts- 
barkeit ausdrückenden Beisatz vor Schluss der mündlichen 
Verhandlung über einseitigen Parteienantrag beschlossen oder 
diesen Antrag abgewiesen hat (§ 446, Anm. 3), so wird das 
Berufungsgericht über Antrag oder von amts wegen zu prüfen 
haben, ob die diesbezügliche Entscheidung des Bezirks- 
gerichtes richtig ist. 

Bei Vorliegen des im § 471, Z. 1 bezeichneten Mangels 
hat das Berufungsgericht seine Unzuständigkeit auszusprechen 
und die Berufung an das für dieselbe zuständige Gericht zu 
verweisen (§ 474). 

5. Gesetzlich unzulässig ist die Berufung in Bagatellsachen 
(auch der Gewerbegerichte) aus anderen als den im § 477, Z. 1 — 7 
aufgezählten Gründen (§ 501), gegen den Kostenzuspruch allein 
(§ 55) und insbesondere auch dann, wenn dem Berutungswerber 
ein Berufungsrecht nicht zusteht, oder wenn er auf die Berufung 
giltig verzichtet (§ 472) oder die Berufung zurückgenommen 
hat (§ 484). Verspätete Berufungsanmeldungen hat das Gericht 
erster Instanz zurückzuweisen (§ 468). Wurde dies übersehen, 
so erfolgt vom Berufungsgerichte die Verwerfung der Be- 
rufung (§ 474). Wird der Mangel erst in der mündlichen 
Verhandlung wahrgenommen, so ist die Berufung zurückzu- 
weisen (§ 495). 

6. Was die Bezeichnung des Urtheiles (§ 467) an- 
belangt, so hat dieselbe derart zu erfolgen, dass kein gegrün- 
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deter Zweifel darüber obwalten kann, welches Urtheil mit der 
fraglichen Berufung angefochten werde, und hierüber hat das 
Berufungsgericht nach den Umständen des speciellen Falles zu 
befinden (R. G. Leipzig, III, S. 85). Weder der Tag der Ver- 
kündung noch das Actenzeichen ist unbedingtes Erfordernis. 

Der Berufungsantrag muss erkennen lassen, ob die 
Abänderung oder Aufhebung des ganzen Urtheiles oder 
ob nur die theilweise Abänderung oder Aufhebung desselben 
begehrt wird. Die Berufungsanträge bilden die Grundlage und 
zugleich die Grenze der Berufungsentscheidung (§ 497). Eine 
allgemeine Bezeichnung der B er ufungs gründe, z. B. ^^das 
erstrichterliche Urtheil ist falsch", „das erstrichterliche Urtheil 
beruht auf unrichtigen Prämissen", ^das Urtheil widerstreitet 
dem Gesetze und den Thatsachen" (Dr. Kornfeld, Wort und 
Schrift im mündlichen Civilprocesse, S. 59) wird wohl nicht 
genügen; die Gründe der Berufung müssen einzeln, sie müssen 
ausdrücklich oder doch wenigstens durch deutliche Be- 
zeichnung angeführt werden. 

Was vom Berufungsgerichte verlangt wird, ist nicht 
immer dasselbe. Manchmal wird die Behebung von Unvoll- 
ständigkeiten oder Unrichtigkeiten bei der Sachverhaltsermittlung 
gewünscht, die Heranziehung wichtiger, jedoch von der ersten 
Instanz unbeachtet gelassener Bestandtheile des Verhandlungs- 
stoffes, eine bessere Beurtheilung der durchgeführten Beweise, 
manchmal bloß eine bessere rechtliche Beurtheilung des Ver- 
handlungsmateriales, das auch nach Ansicht des Berufungs- 
klägers in der ersten Instanz vollständig ermittelt und betreffs 
seiner Wahrheit richtig beurtheilt wurde (Regierungsmotive, 
S. 302). Nach diesen Gesichtspunkten werden die Berufungs- 
gründe zu individualisieren sein. 

Berufungsanträge und Berufungägründe dürfen ohne Ein- 
willigung des Gegners in der mündlichen Verhandlung weder 
erweitert noch durch andere ersetzt werden (§ 483). Ist die 
Berufungsschrift bezüglich eines der in Ziffer 3 angeführten 
Erfordernisse mangelhaft und können die Berufungsgiünde 
auch nicht durch vorgängige Erhebungen festgestellt werden 
(§ 473), so ist die Berufung zu verwerfen (§ 474). In der 
mündlichen Verhandlung erfolgt in diesem Falle die Zurück- 
weisung der Berufung (§ 495). 

7. Voraussetzung der Zulässigkeit der Fällung eines Ver- 
säumnisurtheiles ist im Falle totaler oder späterer Säumnis 
(§ 396, 399), die ordnungsmäßige Ladung (§ 396, Anm. 2), 
die Versäumung der Tagsatzung (§ 396, Anm. 3), der 
Antrag der erschienenen Partei (§ 396, Anm. 4) und der 
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Abgang der im § 402 aufgezählten Gründe für die Abweisung 
dieses Antrages. 

Der Mangel der ordnungsmäßigen Zustellung ist übrigens 
als Nichtigkeitsgrund auch von amtswegen zu berücksichtigen 
(§ 477, Z. 4). 

Im Falle nicht rechtzeitiger Klagebeantwortung ist die 
Zulässigkeit der Urtheilsftlllung von der Versäumung der Frist 
zur Klagebeantwortung (§ 3D<5, Anm. 2) und von dem Antrage 
des Klägers abhängig. Hat das Processgericht erster Instanz 
mit Unrecht ein Versäumnisurtheil gefilllt, so ist dieses Urtheil 
aufzuheben und die Rechtssache an das Processgericht erster In- 
stanz zurückzuverweisen (§ 474). 

8. Ein Urtheil kann nicht bloß wegen irrthümlichcr Wür- 
digung des thatsächlichen Processmateriales oder wegen un- 
richtiger Subsumption unter das Gesetz anfechtbar sein, sondern 
es kann auch unter Umständen oder in einer Fonn erflossen 
sein, welche das Erkenntnis zu einer ordnungswidrigen Emana- 
tion der richterlichen Spruchgewalt stempeln. Gebrechen der 
letzteren Art stehen in keiner unmittelbaren Beziehung zu dem 
materiellen Inhalt des Urtheils, welches vielleicht nach den 
Verhandlungen, ja selbst nach der wahren Lage der Sache 
vollkommen richtig ist. Es hätte aber bei den obwaltenden 
Verhältnissen überhaupt kein Urtheil oder doch das Ur- 
theil nicht von diesem erkennenden Gerichte gefällt werden 
sollen, oder es lässt sich in der Fassung des Urtheils kein 
Erkenntnis finden, das zu einer sicheren Ueberprüfung durch 
die höhere Instanz geeignet erscheint, oder es liegt endlich dem 
Urtheile ein Verfahren «ugrunde, welches an Mängeln leidet, 
die ein verlässliches Urtheil nicht zustande kommen lassen. 
Ein solches Urtheil ist nichtig. Im § 477, Z. 1 bis 9 sind 
jene Mängel des Urtheils oder der vorausgegangenen Verhand- 
lung angegeben, deren Bedeutung so hervorragend ist, dass sie 
die Aufhebung des Urtheils wegen Nichtigkeit auch dann zur 
Folge haben, wenn von den Parteien der Nichtigkeitsgrund 
nicht ausdrücklich geltend gemacht wurde (§§ 489, Z. 7, 494). 

Das Interesse der öffentlichen Ordnung gestattet nicht, 
dass die Annullierung eines solchen, der Kritik einer höheren 
Instanz einmal unterworfenen Urtheils lediglich vom Partei- 
willen abhängt (Regierungsmotive, S. 307). 

Wird eine solche Nichtigkeit gerügt oder von amtswegen 
wahrgenommen, so ist das Urtheil als nichtig aufzuheben (§ 477) 
und entweder (§ 477, Z. 3, 5, 6) die Klage zurückzuweisen 
oder die Sache an das Gericht erster Instanz zurückzuverweisen 
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(§ 478)^ was auch noch in der mündlichen Verhandlang zu 
geschehen hat (§ 494). 

9. Die Unzulässigkeit des Rechtsweges und eine unheil- 
bare Unzuständigkeit sind Nichtigkeitsgründe (§ 47 7^ Z. 3, 6). 
Die EIntscheidung über die Processeinreden (§ 261) unterliegt 
der Anfechtung durch Recurs^ wenn sie nicht in das Urtheil 
aufgenommen wurde^ sonst kann sie nur mittels des gegen das 
Urtheil offenstehenden Rechtsmittels angefochten werden. 

Wird die Entscheidung des Processgerichtes erster Instanz 
deshalb angefochten, weil einer Processeinrede mit Unrecht 
stattgegeben worden ist, so wird nur in Ausnahmsfkllen im 
Berufungswege zu entscheiden sein, wenn bei objectiver Klagen- 
häufung der einer Processeinrede stattgebende Beschluss betreffs 
eines Klagsanspruches in das meritorische Urtheil über den 
anderen Klagsanspruch aufgenommen worden ist. 

In diesem Falle hat das Berufungsgericht dem Process- 
gerichte erster Instanz die UrtheiisfUlung aufzutragen (§475). 
Wurde die Einwendung der Unzuständigkeit mit Unrecht ver- 
worfen, so tritt nicht Abweisung der Klage wegen Unzustän- 
digkeit^ sondern Verweisung der Rechtssache an das zuständige 
Gericht ein (§ 475). Wurde endlich die Einwendung der 
Streitanhängigkeit oder Rechtskraft — welche auch in zweiter 
Instanz von amtswegen zu berücksichtigen sind (§ 240) — mit 
Unrecht verworfen, so erfolgt Aufhebung des Urtheiles und 
Zurückweisung der Klage (§ 475). 

§ 472. UnzuläAsig ist die Berufung insbesondere auch 
dann, wenn sie von einer Person eingebracht wurde, welcher 
das Bechtsmütel der Berufung nicht zusteht oder welche auf die 
Berufung giltig Verzicht gelltet hat. 

Die Wirksamkeit eines nach Verkündung oder Zustellung 
des erstrichterlichen Urtheiles erklärten Verzichtes auf das Becht 
der Berufung ist nicht davon abhängig, dass der Gegner die 
Verzichtleistung angenommen hat. 

1. Berechtigt, die Berufung einzulegen, ist jede der 
Parteien, auch jeder Streitgenosse fbr sich, sowie der Neben- 
intervenient, solange er ni<^t rechtskräftig zurückgewiesen wurde 
(§ 18) und mit seiner Hauptpartei nicht im Widerspruche steht 
(§ 19). Die Wirksamkeit des Verzichtes ist immer davon ab- 
hängig, dass er ausdrücklich erklärt wird. Der § 472, welcher 
einen processualischen 4ct zum Gegenstande hat, erkennt 
einen Verzicht, der nicht ausdrücklich erklärt, sondern erst aus 
Schlussfolgerungen herzuleiten ist, nicht an (R. G. Leipzig, XVI, 
S. 346). Ein Verzicht auf das Rechtsmittel ist nicht darin zu 
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finden, dass der Berufungskläger die ihm durch das ange- 
fochtene Urtheil auferlegten Kosten erstattet (R. G. Leipzig, V, 
S. 384). Ist der Verzicht nicht ausdrücklich erklärt, so gehört 
die Entscheidung darüber, ob aus concludenten Handlungen 
des Berufungswerbers nach Erlassung des erstinstanzlichen Ur- 
theiles auf Anerkennung des gegnerischen Anspruches oder des 
erstrichterlichen Urtheiles zu schließen sei, der Entscheidung 
in der Berufnngsverhandlung an. Verzichte auf Rechtsmittel 
sind nach § 208 zu protokollieren. Im Bagatell verfahren hat 
der Richter nach Belehrung über das Rechtsmittel der Berufung 
(§ 452, Abs. 2) die Parteien zu befragen, ob sie die Berufung 
zu ergreifen beabsichtigen und einen Verzicht zu protokol- 
lieren (§ 148 Gesch.-O.). 

2. Der Verzicht hat vor der Einbringung der Berufung 
zu erfolgen, sonst liegt eine Zurücknahme der Berufung vor, 
wehhe bis zum Schlüsse der mündlichen Verhandlung zulässig 
ist und den Verlust des Rechtsmittels sowie Kostenersatzpflicht 
zur Folge hat (§ 484\ Außerdem ist die Berufung unzulässig 
gegen Bagatellurtheile aus anderen als den im § 477, Z. 1 — 7 
autgezählten Nichtigkeitsgründen (§ 501) und gegen den Kosten- 
zuspruch, wenn nicht gleichzeitig das Urtheil in der Haupt- 
sache angefochten wird (§ 55). 

§ 473. Der Berufungssenat entscheidet in den Fallen des 
§ 471 über die Berufung in nicht öffentlicher Sitzung und ohne 
vorhergehende mündliche Verhandlung durch Beschluss. 

Hält der Berufungssenat zur Feststellung der Berufungs- 
gründe oder der Nichtigkeit thatsächliche Aufklärungen seitens 
der Parteien oder des Gerichtes erster Instanz oder andere vor- 
gängige Erhebungen erforderlich, so sind dieselben anzuordnen 
und mit Benützung der einschlägigen, in den Berufungsschriften 
enthaltenen Parteiangahen entweder vom Berufungssenate selbst 
durchzuführen, oder durch ein^n beauftragten Richter oder das 
Processgericht erster Instanz durchfuhren zu lassen. 

Wenn einer der bei § 471 besprochenen Formalpunkte 
überhaupt in Frage steht, so muss der Vorstand des Gerichtes 
oder der mit der Vorprüfung betraute Vorsitzende des Be- 
rufungssenates die Beschlussfassung des Berufungssenates in 
nicht öffentlicher Sitzung einholen, welche entweder die Formal- 
punkte zu erledigen oder auf Anordnung der Berufungaver- 
handlung {§ 480) zu lauten hat. Vorgängige Erhebungen durch 
Einvernahme der Parteien, Abforderung schriftlicher Aeußerungen 
der Parteien (Regierungsmotive, S. 211) oder Aufklärungen 
seitens des Gerichtes erster Instanz sind nur zur Feststellung 
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der Berufungsgründe (§ 471, Anm. 6) oder der Nichtig- 
keit (§ 477) zulässig. 

Doch wird auch auf die Abstellung von Formgebrechen 
der Berufungsschriften, auf die Vollständigkeit der Acten zu 
sehen und die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens .erster Instanz 
über die Bemfungsschriften zu piUfen sein. 

Solche Erhebungen können auch einem beauftragten 
Richter, also einem Mitgliede des Berufungsenate^ übertragen 
werden. 

Nach den Motiven (S. 304) können derartige Erhebungen 
nicht nur durch das Processgericht, sondern auch durch andere 
Gerichte, z. B. das Personalgericht der zu vernehmenden Partei 
gepflogen werden, an welches sich daher der beauftragte Richter 
auch mit Umgehung des Processgerichtes zu wenden haben 
wird. Gegen die Anordnung derartiger Erhebungen steht ein 
Rcclitsmittel nicht zu (§ 519). 

Wird gegfU ein mittels Berufung angefochtenes Urtheil 
auch von dem Gegner dtT Recurs wegen des Kostenzuspruches 
(§ 55) erhoben, so hat die Rechtsmittelinstanz in dem Falle, 
als die Beschlassfansung über den Recui*s von dem Ergebnisse 
des Berufungsverfahrens unabhängig ist, über den Recurs im 
Vorverfahren zu entscheiden (§ 15ü, Gesch. -0.). 

§ 474, Beim Vorhandensein des im § 471, Z, 1, be- 
rechneten Mangels hat das Gericht seine Unzuständigkeit am- 
zusprechen und die Berufung an das für dieselbe zuständige 
Gericht zu verweisen. 

In den Fällen des § 471, Z. 2 und 3, ist die Berufung 
au verwerfen. 

Wenn die Berufung im Falle des § 471, Z, 4, als be- 
gründet befunden wird, ist das Urtheil aufzuheben und die 
Rechtssache je nach Vollendung der erstrichterlichen Verhandlung 
bloß zur neuerlichen Urtheüsfällung oder zur Fortsetzung der 
Verhandlung und Urtheüsfällung an das Processgericht erster 
Instanz zurückzuverweisen, 

1. Findet das Berufungsgericht, dem die Berufung vor- 
gelegt wurde (§ 467, Anm. 2), dass es zur Entscheidung 
über die Berufung nicht zuständig ist (§ 471, Anm. 1 — 4), so 
hat es seine Unzuständigkeit auszusprechen und die Berufung 
an das für dieselbe zuständige Gericht (Handelssenat) zu ver- 
weisen. Bei offenbarer Unzuständigkeit wird dies letztere sofort 
erfolgen, in zweifelhaften Fällen wird im Beschlüsse zugleich 
auszusprechen sein, dass nach eingetretener Rechtskraft dieses 
Beschlusses das Berufungsverfahren von dem zuständigen Ge- 
richte aufzunehmen sei, da nur in diesem Falle der Beschluss 

45» 
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anfechtbar ist (§ 519). Gegen den BescIiloBS^ dass die Rechts- 
kraft abzuwarten sei^ ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht 
zulässig (§ [479). Die Fortsetzung des 6eruAingsverfahrens 
hat von amtswegen zu erfolgen (§ 479) und es ist die Ver- 
weisung an ein anderes Berufungsgericht für dieses bindend 
(§ 499, § 46 J. N.) 

2. Verspätete oder unzulässige Berufungen (§ 471, Z. 2\ 
sowie solche Berufungen, welche keinen oder keinen bestimmten 
Berufungsantrag enthalten, oder in denen das angefochtene Ur- 
theil nicht angegeben ist (§ 471, Z. 3), sind ohne vorgängige Er- 
hebungen zu verwerfen. Fehlt es dagegen an der vorgeschrie- 
benen Anführung der Berufungsgründe, so muss zunächst durch 
vorgängige Erhebungen (§ 473) die Behebung dieses Mangels 
versucht werden und erst wenn der Mangel auf diesem Wege 
nicht beseitigt werden konnte, ist die Berufung zu verwerfen. 
Gegen die Verwerfung der Berufung steht der Recurs zu. 

3. Gegen die Aufhebung des Urtheiles und Zurückver« 
Weisung der Rechtssache an das Processge rieht erster Instanz^ 
weil eine Versäumung nicht vorliegt (§ 471, Z. 4), ist ein Re- 
curs nur dann zulässig, wenn von dem Berufungsgerichte mittels 
Beschlusses (§ 479), gegen den ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht zusteht, ausgesprochen wurde, dass das Verfahren in erster 
Instanz erst nach eingetretener Rechtskraft dieses Beschlusses 
aufzunehmen oder fortzusetzen sei (§ 519). 

Die Tagsatzung ist von amtswegen anzuberaumen (§ 479). 

Findet das Berufungsgericht die gegen ein Versflumnis- 
nrtheil wegen Abganges einer Versäumung eingelegte Berufung 
unbegründet, so hat es die Berufung in nicht öffentlicher Sitzung 
durch BescUuss abzuweisen (§ 480). 

§ 475. Hat im Faüe des § 471, Z. 6, das Gericht erster 
Instant mit Unrecht seine Nic/Usmtändigkeit ausgesprochen, die 
Streitanhängigkeit ohne Grund angenommen oder eine Entschei- 
dung über den Klagsanspruch mit Unrecht deshalb dbgelehnty 
weil über denselben bereUi rechtskräftig entßphie^n sei, so wird 
dem Grerichte erster Instana vom Berufungsgerichte aufgetroigen, 
sieh der ürtheilsfäUung in der HauptsarJke oi^ der Verhand-- 
lung und ÜrtheilsfäUung su unterjridien^ je nachdem die erst- 
richterliche Entscheidung nach durchgßfiihrter 'Verhandlung Mur 
Hauptsa4ihe, oder auf Grund dbgesotiderter Verhandlung über 
die Unsiuständigkeit, StreUanhä/ngigkeit oder Rechtskraft und vor 
Abschluss der Verhandlung zur Hauptsache erging. 

Wurde jedoch in erster Instana mit Unreekt die Zustän^ 
digkeit des Processgerichtes angenommen, so sind unter Äuf-^ 
Mung des erstrichterlichen Urtheiles die jfur Einleitung de» 
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Verfahrens vor dem emiändigen Gerichte erforderlichen Änard- 
■nungen 0u treffen. 

Wurde vom Gericht erster Instar^ auf die Streitanhängig- 
Jceit mit Unrecht keine Bücksicht genommen oder der Antrag, 
die Klage ohne Verhandlung sur Hauptsache ssurOckzuweisen, 
weil über den Klagsampruch schon rechtskräftig entschieden sei, 
unrichtiger Weise verworfen, so ist d%e Klage unter Aufhebung 
des ergangenen erstrichterlichen ürtheües vom Berufungsgerichte 
zurOckzuweisen. 

1. Absatz 1 behandelt einen Ausnahmsfall; der nnr selten 
Torkommen kann (§ 471, Anm. 9). 

Absatz 2 handelt nur von der über rechtzeitige Einrede 
•der Gegenpartei zu berücksichtigenden Unzuständigkeit. Ist das 
Processgericht erster Instanz unzuständig und hat es diesbe- 
züglich die Entscheidung verfehlt und ist die betreffende Ent- 
scheidung im Urtheile aufgenommen (§ 26 1), so ist die Klage 
nicht abzuweisen, sondern es ist das erstrichterliche Urtheil auf- 
zuheben und die Rechtssache an das zuständige Gericht zu ver- 
weisen, welches nach § 476 vorzugehen hat. Ein Recurs gegen 
^en Beschluss des Berufungsgerichtes ist nur dann zulässig, 
wenn zugleich ausgesprochen wurde, dass das Verfahren in 
•erster Instanz erst nach eingetretener Rechtskraft des Beschlusses 
fortzusetzen sei (§ 519). 

Letzterer Beschluss kann durch ein abgesondertes Rechts- 
mittel nicht angefochten werden (§ 479). Die Tagsatzung ist 
von amtswegen anzuberaumen (§ 479). 

2. Die unrichtige abweisende Entscheidung des Process- 
gerichtes erster Instanz über die Streitanhängigkeit (§ 232) und 
Rechtskraft (§ 411), welche auch von amtswegen zu berück- 
sichtigen sind (§ 240), hat die Aufhebung des Urtheiles und 
die Zurückweisung der Klage zur Folge. Dies soll nur dann 
geschehen, wenn die Processacten oder die zur Feststellung der 
Berufungsgründe eingeleiteten Erhebungen die Streitanhängigkeit 
oder Rechtskraft außer allen Zweifel stellen. Sonst ist die Ent- 
scheidung über die Berufung der Tagsatzung zur münd- 
lichen Verhandlung vorzubehalten, was insbesondere dann gilt, 
wenn diesbezüglich eine Erörterung in erster Instanz nicht statt- 
gefunden hat (§ 149 Gesch.-O.). Gegen den Beschluss ist nach 
dem Wortlaute der §§ 519, 475 ein Recurs nicht zulässig, wohl 
-aber nach § 149 Gesch.-O., weil der Beschluss auf Zurück- 
weisung der Berufung zu lauten hat und gegen diesen Be- 
schluss nach § 519 der Recurs zusteht. 

§ 476. Wenn das angefochtene Urtheil wegen Unzustän- 
digkeit des Gerichtes erster Instanz aufgehoben und die Bechts^ 
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Sache zu neuerlicher Verhandlung an das zuständige Gericht 
verwiesen wird, ist di'Cse neuerliche Verhandlutig auf Grund des 
über die erste Verhandlung aufgenommenen Verhandlungsproto- 
koUes und aller sonstigen an das Berufungsgericht gelangten 
Processacten durchzufuhren. Die neuerliche Verhandlung ist int 
Sinne des § 138 einzuleiten. 

Alle von den Parteien bei der ersten Verhandlung abge- 
legten Geständnisse und alle sonstigen Erklärungen der Parteien 
behalten ihre Wirksamkeit auch für die neuerliche Verhandltmg» 
Die Parteien können jedoch bei derselben auch solche thatsäch- 
liehe Behauptungen und Beweise, Angriffs- und VertJieidigungs- 
mittel vorbringen, welche von ihnen bei der ersten Verhafidlung 
nicht geltend gemacht wurden] desgleichen können die Parteien 
die bei der früheren Verhandlung versäumten oder verweigerten 
Erklärungen über thatsächliche Behauptungen und Beweis- 
anbietungen bei der späteren Verhandlung nachholen. 

Für die neuerliche Verhandlang in erster Instanz, welche 
vor anderen Richtern stattzufinden hat, gilt zunächst die Vor- 
schrift des § 412, dass die Verhandlung mit Benützung der 
Klage, der zu den Acten gebrachten Beweise und des Ver- 
handlungsprotokolles von neuem durchzufiihren ist. Es tritt 
jedoch die Abweichung ein, dass zunächst im Sinne des § 138 
die wesentlichen Ergebnisse der früheren mündlichen Verhand- 
lung durch den Vorsitzenden zu resümieren sind, damit insbe- 
sondere die ihre Wirksamkeit behaltenden gerichtlichen Ge- 
ständnisse und Erklärungen constatiert werden. 

Die Wirksamkeit des Geständnisses geht nicht weiter als 
vor dem ersten Gerichte (§ 266). Die dem Geständnisse in der 
neuerlichen Verhandlung beigefügten Zusätze und Einschrän- 
kungea, sowie ein Widerruf sind in ihren Wirkungen vom 
Gerichte nach freiem Ermessen zu beurtheilen. 

Unter den Erklärungen, welche ihre Wirksamkeit be- 
halten, werden die thatsächlichen Erklärungen mit Einschiusa 
der Dispositivacte (§ 34, Anm. 2) zu verstehen sein, welche im 
§ 178 zusammengefasst sind. 

2. Für die neuerliche Verhandlung gilt aber weiter der 
Grundsatz des § 179, dass bis zum Schlüsse der mündlichen 
Verhandlungneueauf den Gegenstand dieser Verhandlung bezüg- 
liche thatsächliche Behauptungen und Beweismittel vorgebracht 
werden können, jedoch auch mit allen für das behobene Ver- 
fahren bestandenen Einschränkuügen. 

Bei offenbarer Verschleppungsabsicht wird daher dem 
Gerichte das Recht zustehen, solches Vorbringen als unstatt 
haft zu erklären (§ 179) und die Präclusionsfolgen einer im- 
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vorbereitenden Verfahren stattgefandenen Versäumnis (§§ 254, 
263) wirken auch für die neuerliche Verhandlung fort. Zwischen- 
urtheile werden durch die Aufhebung mitbetroffen. Eine Wieder- 
holung der bereits aufgenommenen Beweise ist nicht nothwendig, 
jeiloch nach § 2ö6 zulässig. 

Die V^erhandlung und Entscheidung ist in erster Instanz 
nicht an die Beruf ungsanträge gebunden, sondern hat alle die 
Hauptsache betreffenden Anträge zu erledigen (§ 404). 

3. Der Regierungsentwurf enthält als Schlussatz die Be- 
stimmung, dass die Einrede der Unzuständigkeit des Gerichtes, 
an welches die Rechtssache durch rechtskräftige Entscheidong 
des Berufungsgerichtes zur neuerlichen Verhandlung verwiesen 
wurde, bei der neuerlichen Verhandlung nicht erhoben werden 
kann. Dieser Schlussatz wurde von der Commission des Herren- 
hauses mit der Begründung (S. 7 der Motive) gestrichen, dass 
dadurch die Zulassung der Unzuständigkeitseinwendung im Be- 
rufungsverfahren erweitert werde. Mit Rücksicht auf die Be- 
stimmungen des § 46 J. N. wird jedoch eine rechtskräftige 
Entscheidung über die sachliche Zuständigkeit nicht mehr ab- 
geändert werden können, während Einwendungen gegen die ört- 
liche Zuständigkeit nach § 41 J. N. auch bei der neuerlichen 
Verhandlung zulässig ei'scheinen. 

;^ 4:77. Als nichtig (§ 471, Z. 5 und 7) ist das ange- 
facht efie Urtheü und, soweit der Grund der Nichtigkeit das 
vorangegangene Vir fahren ergreift, auch dieses aufzuheben: 

1. wenn an d^r Entscheidung ein Richter theünahm, welcher 
kraft des Gesetzes von der Ausübung des Richteramtes in dieser 
Rechtssache ausgeschlossen war, oder dessen Ablehnung vom Ge- 
richte als berechtigt erkannt worden ist; 

2. wenn das erkennende Gericht nicht vorschriftsmäßig 
besetzt war; 

3. wenn das Urtheil von einem Gerichte gefallt umrde, 
das auch nicht durch ausdrückliche Vereinbarung der Parteien 
für diese Rechtssache zuständig gemacht werden konnte-^ 

4. wenn einer Partei die Möglichkeit, vor Gericht zu ver- 
Jiandeln, durch ungesetzlichen Vorgang, insbesondere durch Unter- 
lassung der Zustellung entzogen wurde; 

5. wenn eine Partei in dem Verfahren gar nicht oder, 
falls sie eines gesetzlichen Vertreters bedarf, nicht durch einen 
solchen vertreten war, sofern die Processführung nicht nachträg- 
lich ordnungsmäßig genehmigt wurde -^ 

6. wenn über eine nickt auf den Rechtsweg gehörige Sache 
erkannt wurde] 
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7. wenn die Oeffentlichkeit in ungerechtfertigter Weise 
ausgeschlossen wurde; 

8. wenn der Vorschrift des § 210, Abs. 2, euwider die 
Parteien oder deren Bevollmächtigte von ihnen abgefasste Entwürfe 
zu VerhandlungsprotokoUen zu den Acten gebracht haben] 

9. wenn die Fassung des Urtheiles so mangelhaft ist, dass 
dessen Ueberprüfung nicht mit Sicherheit vorgenommen werden 
kann, wenn das ürtheil mit sich selbst in Widerspruch ist oder 
für die Entscheidung keine Gründe angegeben sind und diesen 
Mängeln durch eine vom Berufungsgerichte angeordnete Be- 
richtigung des ürtheils (§ 419) nicht abgeholfen werden kann. 

Eine na^^hträgliche Genehmigung der Processführung (Z. 5} 
liegt insbesondere dann vor, wenn der gesetzliche Vertreter, ohne 
den Mangel der Vertretung geltend zu machen, durch Erstattung 
der Berufungsschrift oder eines vorbereitenden Schriftsatzes (§ 4GS) 
in das Berufungsverfahren eingetreten ist, 

1 . Richter sind von der Ausübung des Richteramtes aus- 
geschlossen (§20 J. N.) 

1. in Sachen, in welchen sie selbst Partei sind, oder in 
Ansehung deren sie zu einer der Parteien in dem Ver- 
hältnisse eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder 
Regresspflichtigen stehen ; 

2. in Sachen ihrer Ehefrauen oder solcher Personen, welche 
mit ihnen in gerader Linie verwandt oder verschwägert 
sind, oder mit welchen sie in der Seitenliiiie bis zum 
vierten Grade verwandt oder im zweiten Grade ver- 
schwägert sind; 

3. in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder 
Pflegekinder, ihrer Mündel und Pflegebefohlenen; 

4. in Sachen, in welchen sie als Bevollmächtigte einer der 
Parteien bestellt waren oder noch bestellt sind; 

5. in Sachen, in welchen sie bei einem untergeordneten 
Gerichte an der Erlassung des angefochtenen Urtheiles 
mitgewirkt haben. 

Von der Leitung der Verhandlang und von der Entschei- 
dung über die Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsklage ist jener 
Richter ausgeschlossen, wegen dessen Betheiligung die Nichtig- 
keitsklage oder wegen dessen Verhalten die Wiederaufnahms- 
klagc angebracht wurde (§ 537). 

Entscheidend ist, ob der Richter bei der Entscheidung 
mitgewirkt hat, seine Mitwirkung bei der Beweisaufnahme 
(R. G. Leipzig, XXVI, S. 383), als ersuchter oder beauftragter 
Richter hat die Nichtigkeit des Urtheiles nicht zur Folge. 
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Ein Richter kann abgelehnt werden (§ 19 J. N.), weil 
-ein zureichender Grund vorliegt, seine Unbefangenheit in Zweifel 
zu ziehen. BefangenheitsgrUnde allein machen das Urtheil nicht 
nichtig. Die Partei muss den Richter rechtzeitig (§21 J. N.) 
abgelehnt haben und das Ablehnungsgesuch muss vom Gerichte 
4ils berechtigt erkannt worden sein. Eine Mitwirkung des 
Richters, bevor über das Ablehnungsgesuch erkannt worden ist, 
gehört nicht hierher (Wilmowski, S. 786). 

2. Zur vorschriftsmäBigen Besetzung gehört die vor- 
geschriebene Zahl der Richter. Bei den Kreis- und Landes- 
gerichten bestehen die Senate aus einem Vorsitzenden und zwei 
Richtern, bei den Handelsgerichten, Handelssenaten und berg- 
rechtlichen Senaten aus einem Vorsitzenden, einem Berufsrichter 
und einem fachmännischen Laienrichter (§ 7 J. N.). Bei den 
Oberlandesgerichten bestehen die Senate aus einem Vorsitzenden 
und vier Richtern (§ 8 J. N.). Wird die Einwendung der 
Unzuständigkeit erhoben, weil die Rechtssache vor den Handels- 
oder bergrechtlichen Senat oder umgekehrt vor den Civilsenat 
gehört, so wird ein Laien- oder Berufsrichter beigezogen 
l§§ 61 ff. J. N.). In der ersten Tagsatzung werden die Urtheile 
von dem Vorsitzenden des Senates (beauftragten Richter) allein 
gefüllt. Im Berufungsverfahren über Urtheile der Gewerbe- 
gerichte entscheidet der Gerichtshof unter Beiziehung von zwei 
gewerblichen Beisitzern (§30, Ges. v. 27. November 1890, Z. 218 
R.G.-Bl.). 

Bei den Bezirksgerichten wird die Gerichtsbarkeit durch 
einen oder mehrere Einzelrichter ausgeübt (§ 5 J. N.). Das 
Gericht ist auch dann nicht vorschriftsmäßig besetzt, wenn das 
Urtheil nicht von denjenigen Richtern gefällt worden ist, welche 
an der dem Urtheile zu Grunde liegenden Verhandlung theil- 
genommen haben (§ 412). Zur vorschriftsmäßigen Besetzung 
gehört endlich auch die gesetzliche Qualification der Richter. 

Bei Bezirksgerichten fungieren als Richter die Vorsteher 
der Bezirksgerichte und die Einzelrichter (§ 2, Ges. v. 27. No- 
vember 1896; Nr. 217 R.-G.-Bl.), welch' letztere auf Vorschlag 
des Oberlandesgerichtes vom Justizminister aus der Zahl der 
für das Richteramt befähigten und für das betreffende Bezirks- 
gericht ernannten richterlichen Beamten (Rathssecretäre, Ad- 
juncten) bestellt werden (§ 25, Ges. v. 27. November 1896, Nr. 217 
R.-G.-BL). Den Bezirksgerichten, welche sich am Sitze eines 
Kreis- oder Landesgerichtes befinden, wird die erforderliche 
Anzahl von richterlichen Beamten durch den Vorsteher des 
Kreis- oder Landesgerichtes aus den zur selbständigen Ausübung 
xles Richteramtes befugten richterlichen Beamten dieses Gerichts- 
hofes zugewiesen (§ 5 .1. N.). 
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Zu Einzelrichtern bei diesen Gerichten können nur Raths- 
secretäre bestellt werden (§ 25 Ges. v. 27. November 189^^ 
Nr. 217 K.-G. Bl.). 

Die zeitweise Verwendung selbständiger Richter wird hin- 
sichtlich der Bezirksgerichte vom Präsidenten des Oberlandes- 
gerichtes, hinsichtlich aller übrigen Gerichte vom Jnstizminister 
verfllgt (§ 46, Ges. v. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.). 
Bei den Gerichtshöfen wird die Gerichtsbarkeit (Richter im 
Sinne des Staatsgrundgesetzes) durch die Präsidenten, Vice- 
präsidenten, Räthe und anderen stimmführenden Mitglieder des 
Gerichtshofes ausgeübt (§ 2, Ges. v. 27. November 1896, Nr. 217 
R.-G.-BL). 

StimmfUhrende Mitglieder der Gerichtshöfe ei'ster Instant 
sind in Civilsachen die für den Gerichtshof ernannten Raths- 
secretäre, welchen für die Ausübung der Gerichtsbarkeit das 
Stimmrecht übertragen wurde. Die Uebertragung de» Stimm- 
rechtes geschieht auf Grund eines vom Gerichtshöfe erster 
Instanz erstatteten Vorschlages nach Anhörung des Oberlandes- 
gerichtspräsidenten durch den Justizminister (§ 30, Ges. v. 27. No^ 
vember 1896, Nr. 217 R.-G.-BL). 

Einem Senate in Civilsachen darf nicht mehr als ein mit 
dem Stimmrechte betrauter richterlicher Beamter als Mitglied 
angehören (§32, Ges. v. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-BL). 
Die fachmännischen Laienrichter aus dem Handelsstande und 
aus dem Kreise der Schifffahrtskundigen werden auf gut- 
achtlichen Vorschlag der Handels- und Gewerbekammer des^ 
Bezirkes, die fachmännischen Laienrichter aus dem Kreise der 
Bergbaukundigen auf gutachtlichen Vorschlag der Berg- und 
Hütten Werksbesitzer des Bezirkes und der an dem Betriebe- 
dieser Werke betheiligten Personen ernannt (§ 20, Ges. v. 27. 
November 1896, Nr. 217 R.G.-BL). 

Verstöße gegen die Geschäftsvertheilung (§§ 32, 42, Ges. 
V. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-BL), gegen die Reihenfolge 
der Ersatzmänner und hinsichtlich der Frage, ob ein Bedürfnis 
der Vertretung vorlag, unterliegen dem § 477, Z. 2 nicht (R. G. 
Leipzig, XXIX, S. 229). Die Giltigkeit der Amtshandlung 
eines Richters oder Senates wird an imd für sich dadurch nicht 
berührt, dass dieser Act nach der Geschäftsvertheilung von einer 
anderen Gerichtsabtheilung desselben Gerichtes vorzunehmen 
gewesen wäre (G. O. vom 5. Mai 1897, Nr. 112 R.-G.-BL^ 
§ 28). 

Bei Aufhebung des erstrichterlichen Urtheiles nach Ziffer 
1 u. 2 ist die Sache an das Gericht erster Instanz oder nach 
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freiem Ermessen an ein anderes im Sprengel des Berufungs- 
gerichtes gelegenes Gericht der gleichen Art zu verweisen. 
(§478). 

3. Abweichend von der nur über Einwendung der Parteien 
zu berücksichtigenden Unzuständigkeit (§ 471, Z. 6) bildet eine 
unheilbare Unzuständigkeit (§ 104 J. N.), sowie die Unzulässig- 
keit des Rechtsweges (§ 42 J. N.) einen auch von amtswegen 
zu berücksichtigenden Nichtigkeitsgrund. In beiden Fällen ist 
die Klage unter Aufhebung des Verfahrens und Urtheiles abzu- 
weisen (§ 478). Eine Verweisung der Sache an das zuständige 
Gericht findet im Falle unheilbarer Incompetenz nicht statt. 

4. Voraussetzung des Nichtigkeitsgrundes nach Ziffer 4 ist^, 
dass die Partei vor Gericht nicht verhandelt hat, und dass ein 
ungesetzlicher Vorgang entweder bei der Zustellung oder 
sonst die Ursache davon ist. Wird z. B. eine an der Verhand- 
lung betheiligte Person von der Verhandlung ohne vorherige 
Androhung dieser Maßregel entfernt und ist sie außerdem nicht 
auf die Rechtsfolgen einer solchen Maßregel, insbesondere auf 
die Möglichkeit der Erlassung des Versäumnisurtheiles aufmerk- 
sam gemacht worden (§ 198), wurde einer Partei das Wort 
entzogen, ohne dass ihr im weiteren Verlaufe der Verhandlung^ 
die Möglichkeit geboten worden wäre, zur Sache zu verhandeln 
(§ 180, Anm. 2), wurde für eine Partei ein Curator bestellt, 
ohne dass die Bedingungen hierfür vorlagen (§ 115), so ist der 
Vorgang ungesetzlich. Wenn eine Versäumung nicht vorliegt, 
so kann das wegen Säumnis einer Partei gefilllte Urtheil auch 
nach § 471 Z. 4 angefochten werden. Der Erfolg ist in beiden 
Fällen derselbe. Das Urtheil und das von der Nichtigkeit be- 
troffene Verfahren ist zu beheben und die Sache ist an das- 
Processgericht erster Instanz zurückzuverweisen (§ 478). 

5. Unter Ziffer 5 filllt die Verletzung der Vorschriften 
über die gesetzliche Vertretung (§§ 6, 7), über den Anwalts- 
zwang im Anwaltsprocesse (§ 27) und über die Vertretung 
durch Bevollmächtigte (§§ 30, 37). Ist die Processführung^ 
bereits in erster Instanz genehmigt worden (§ 38), so liegt 
Nichtigkeit nicht vor. Im Rerufungsverfahren wird der Mangel 
durch Unterlassung der Rüge geheilt. Liegt dieser Nichtigkeits- 
grund vor, so ist die Klage zurückzuweisen (§ 478). Zu ver- 
gleichen § 529, Anm. 2. 

G. Vergl. §§ 171—175. 

Die Oeffentlichkeit kann nicht nur durch einen diesbe- 
züglichen Beschluss, sondern auch durch einen factischen Vor- 
gang: Absperren des Veruandlungszimmers, Verweigerung des^ 
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Zutrittes u. s. w. aosgeschlossen erscheinen. Die ungerecht- 
fertigte Abweisung eines Antrages auf Ausschluss der Oeffent- 
lichkeit bildet keinen Nichtigkeitsgrund. Wurde die Oeffent- 
lichkeit ausgeschlossen^ so muss doch der diesbezügliche Beschluss 
sowie das Urtheil öffentlich verkündet werden. Eine Verkün- 
dung unter gesetzwidrigem Ausschluss der Oeffentlichkeit ist 
nichtig. 

Ziffer 8 wurde von der Commission des Herrenhauses 
aufgenommen. 

Das Einlegen von ProtokollsentwUrfen mit schriftlichen 
Ausfuhrungen nach Art des heutigen Summarverfahrens^ die 
Ausartung des Protokollierens in gewöhnlichen Schriftenwechsel 
soll das ganze Verfahren einschliefilich des Urtheiles nichtig 
machen und diese Nichtigkeit ist dem Verzichte der Parteien 
entrückt (Motive, S. 11). 

7. Eine mangelhafte Fassung des Urtheiles, Widersprüche 
im Urtheile und mangelhafte Begründung des Urtheiles werden 
zunächst im Wege der Berichtigung des Urtheiles über Auftrag 
des Berufungsgerichtes (§ 419) von dem Processgerichte erster 
Instanz abzustellen sein. Zum Urtheile gehört auch der That- 
bestand (§41V, Anm. 4). Was insbesondere die Begründung 
des Urtheiles anbelangt, so sind die Umstände und Ei*wägungen, 
welche für die Ueberzeugung des Gerichtes maßgebend waren, 
in der Begründung anzugeben (§ 272). Das Urtheil hat in 
schriftlicher Ausfertigung die Entscheidungsgründe zu enthalten 
(§417). 

Die Bestimmung der Ziffer 9 trifft nicht allein den 
gänzlichen Mangel von Entscheidungsgründen, sondern auch 
den Mangel von Gründen für die Nichtbeachtung selb- 
ständiger Angriffs- und Vertheidigungsmittel (R. G. Leipzig, 

VII, ö. 341), ohne dass erkennbar wäie, ob dies absichtlich 
oder aus Versehen geschehen, und welche thatsächlichen oder 
rechtlichen Gründe den Richter dazu veranlassten (R. G. Leipzig, 
III, S, 389). Allerdings bedarf es nicht in allen Fällen der 
eingehenden Eröiterung sämmtlicher Streitpunkte ; je nach Lage 
der Sache genügt es vielmehr, wenn nur aus der Gesammtheit 
der Gründe sicher zu entnehmen ist, weshalb einem bestimmten 
Vorbringen Berücksichtigung versagt wurde (R. G. Leipzig, 

VIII, S. 342). Eine vom Richter ausgesprochene Ansicht über 
ausländisches Recht muss mit Gründen versehen sein (R. G. 
Leipzig, A. VI, S. 104). Klare Rechtssätze bedürfen keiner Be- 
gründung (O. L. G. f. 3ayem, Fuchsberger, S. 751). Redens- 
arten: es stehe fest, man habe sich überzeugt, sind keine 
Gründe. 
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In den Füllen der Ziffern 7, 8, 9 wird die Sache an das» 
Processgericbt erster Instanz zurückverwiesen. Die Nichtigkeits- 
gründe der Z. 8 n. 9 gelten im IBagatellverfahren nicht (§ 501), 

§ 478. Erfolgt die Aufhebung des erstrichterlichen Ur- 
theiles wegen Nichtigkeit, ohne dass hiedurch zur Erledigung der 
Sache eine weitere Verhandlung nothwendig wird (§ 477, Z. 5 
und 6), so ist, soweit die Nichtigkeit reicht, die Zurückweisung 
der Klage auszusprechen* 

Wird durch die gänzliche oder theüweise Aufhdmng des 
erstriciiterlichen Urlheües wegen Nichtigkeit eine weitere Ver- 
handlung nothwendig, so ist die Sache an das Gericht erster 
Instanz zurückzuverweisen. 

Wenn das erstrichterliche Urtheil wegen eines der in § 477,, 
Z. 1 und 2, angeführten Nichtigkeitsgrunde aufgehoben wird, sa 
kann.die Sache zur neuerlichen Verhandlung stcttt an das Process- 
gericht erster Instanz an ein anderem im Sprengel des Be- 
rufungsgerichtes gelegenes Gericht der gleichen Art verwiesen 
werden. 

Die nach Absatz 2 und 3 ausgekrochene Verweisung ist 
jedoch aufzuheben, wenn beide Parteien innerhalb der Nothfrist 
von acht Tagen r^ch Zustellung der Entscheidung des Beruf ungS' 
gerichtes beantragen, dass vom Berufungsgerichte nach Durch- 
führung der nothwendigen neuen Verhandlung in der Sache 
seihst erkannt werde. Dieser Antrag ist beim Berufungsgerichte 
zu stellen. 

1. Aoßer den im § 478 ausdrücklich angeftlhrten Nichtig- 
keiten der Unzulässigkeit des Rechtsweges (§ 477^ Z. 6) und 
der mangelnden Vertretung (§ 477, Z. 5) hat auch eine unver- 
zichtbare Unzuständigkeit (§ 477, Z. 3) die Zurückweisung der 
Klage zur Folge. 

Dieselbe ist in nicht öffentlicher Sitzung durch Beschlus» 
auszusprechen und kann mittels Recurses angefochten werden 
(§ 519). Die Processkosten sind in der Regel gegenseitig auf- 
zuheben. Nur im Falle des Verschuldens einer Partei kann 
dieser auf Antrag oder von amtswegen der Ersatz der Kosteu 
auferlegt werden. Bei einem offenbaren groben Verschulden 
des Gerichtes kann diesem der Ersatz der Kosten auferlegt 
werdend 51), gegen welchen Beschluss die zum Kostenersatze 
verpflichteten richterlichen Beamten gemäß § 514 Recurs er- 
greifen können. 

2. Ist infolge der Elntscheidung über die Berufimgsanträge 
eine vollständige oder theilweise Elmeuerung der erstinstanzlichen 
Verhandlung oder eine Ergänzung derselben nach irgend einer 



Digitized by V^OOQIC 



— 718 — 

Richtung nüthig, so wird auch diese Verhandlung iu der Regel 
-{wenn nicht im einzelnen Falle der Vortheil der Parteien selbst 
jein anderes heischt) wieder vor die erste Instanz verwiesen 
werden (Regierungsmotive, S. 304). Die Verweisung an ein 
anderes Gericht der gleichen Art wird insbesondere dann zu 
erfolgen haben, wenn durch das Ausscheiden des abgelehnten 
•oder ausgeschlossenen Richters die ordnungsmäßige Besetzung 
des Gerichtes erster Instanz unmöglich sein würde. 

Die Zurückverweisung oder die Verweisung an ein anderes 
Gericht erster Instanz kann nur dann im Rechtszuge angefochten 
werden, wenn das Berufungsgericht ausgesprochen hat, dass 
-das Verfahren in erster Instanz erst nach eingetretener Rechts- 
kraft des Verweisungsbeschlusses aufzunehmen oder fortzusetzen 
«ei (§ 519). Die Entscheidung über die Kosten ist in einem 
solchen Falle dem neuen Urtheile erster Instanz vorzubehalten 
(E. d. O. G. H. Nr. 7280, 7723) und richtet sich nach § 51. 

3. Im allgemeinen muss der in dem zweiten und dritten 
Absätze ausgesprochene Grundsatz gelten, dass, wenn ein Ur- 
theil wegen Nichtigkeit ganz oder theilweise aufgehoben wird, 
<iie Sache an ein Gericht erster Instanz zurückgewiesen werden 
muss. Durch den neuen vierten Absatz wollte der Ausschuss 
jedoch den Parteien die Möglichkeit eröffnen, einverständlich 
beim Berufungsgerichte zu beantragen, dass in der Sache selbst 
vom Berufungsgerichte nach Durchführung der noth wendigen 
Verhandlung erkannt werde; hiezu ist aber natürlicherweise das 
Einverständnis der Processparteien nothwendig, weil es sich 
hier um ein nichtiges Verfahren handelt und nur die Ueberein- 
stimmung der Parteien, von dieser Nichtigkeit abzusehen, die 
Entscheidung der Sache in zweiter Instanz eine rechtsgUtige 
Basis verleihen kann (Motive des Ausschusses, S. 46). 

Die Pai-teien können daher auf die Berücksichtigung des 
Nichtigkeitsgrundes nicht von vorneherein, etwa in den Be- 
rufungsschriften, verzichten, sondern können erst nach Zu- 
stellung der Entscheidung beim Berufungsgerichte einver- 
ständlich mittels Schriftsatzes den diesbezüglichen Antrag 
stellen, dem das Berufungsgericht stattgeben muss. 

Eine gleichzeitige Anzeige beim Processge richte erster 
Instanz wird zweckmäßig sein, damit die Anordnung der Tag- 
satzung vermieden werde. 

§ 47iK Wenn die Rechtssache gemäß § 478 an ein 
Gericht erster Instanis verwiesen wird, so Itat dieses die Tag^ 
Satzung zur mündlichen Verhandlung von amtstoegen anzu- 
beraumen. Mit der Anberaumung der Tagsatzung ist jedoch 
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bis flach EintriU der Rechtskraß der Entscheidung des Berufungs- 
gerkhicA zu warten, wenn letzteres ausgesprochen hat, dass dus 
Verfahren in erster Instanz erst nach eingetretener Rechtskraft 
der Berufmigsentscheidung aufzur^ehmen oder fortzusetzen sei. 
Ein solcher Ausspruch kann von amtswegen oder auf Antrag 
erfolgen ; gegen denselben ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht 
zulässig. 

Desgleichen ist im Falle des § 474, Abs, 1 ncu)h einge- 
tretener Rechtskraft der Erdscheidung des Berufungsgerichtes 
v)egen Fortsetzung des Verfahrens vor dem zuständigen Be- 
rufungsgerichte von diesem das Erforderliche von amtswegen an- 
jsuordnen. 

Sowohl im Falle einer Nichtigkeit als auch bei der Ver- 
weisung der Berufung an das zuständige Berufungsgericht hängt 
'CS von dem Ermessen des Berufungsgerichtes ab, den betreffenden 
Beschluss unanfechtbar oder anfechtbar zu erlassen, je nachdem 
•es ausspricht, dass das Verfahren erst nach eingetretener Rechts- 
kraft dieses Beschlusses aufzunehmen oder fortzusetzen sei 
(§ 519), oder diesen Ausspruch unterlässt. In zweifelhaften 
Fällen wird der Rechtszug zur Vermeidung größerer Kosten 
offen zu lassen, in unzweifelhaften Fällen zur Beschleunigung 
•des Verfahrens auszuschließen sein. 

Der Ablauf der Frist von 8 Tagen zur Stellung des An- 
trages auf Verhandlung der Sache vor dem Berufungsgerichte 
{% 478) ist nicht abzuwarten. Sollten solche Anträge in der 
Praxis sich einbürgern und häufiger vorkommen, dann werden 
wohl die Berufungsgerichte die Acten bis zum Ablaufe dieser 
Prist zurückbehalten, um der zwecklosen Anordnung der Ver- 
handlungstagsatzung in erster Instanz vorzubeugen. 

Anberavnuiig der Berufunysverhandliiiig. 

§ 480, Fehlt es an den Voraussetzungen für die Ein- 
holung eitler Entscheidung des Berufungssenates oder wurde vom 
Berufungssenate die Berufunysschriß als zur Bestimmung einer 
Tagsatzung zur mündlichen Berufungsverhandlung geeignet be- 
f'unden, so ist letztere vom Vorsitzenden des Berufungssenates 
so anzuberaumen, dass zwischen der Zustellung der Ladung an 
-die Parteien und der Tagsatzung ungefähr der Zeitraum von 
vierzehn Tagen liegt. In dringenden Fällen kann diese Frist 
auch abgekürzt werden, 

Dte Anordnung einer Tagsatzung zur mündlichen Berufungs- 
-Verhandlung hat auch dann zu erfolgen, wenn die wegen irriger 
Annahme einer Versäumung, wegen Unzuständigkeit des Gerichtes, 
wegen der Entscheidung über die Streitanhängigkeit oder Rechts- 
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krafl oder wegen Nichtigkeit erMtene Berufung in nicht öffent^ 
licher Sitsung vom Berufungsgerichte verworfen wurde, in der 
Berufungsschrift aber auch noch andere, der mündlicken Ver- 
handlung vorbehaltene Änfechtungsgründe gellend gemacht sind. 

ffaben die Parteien bereits die im Berufungsverfahren sie 
vertretenden Advocaten namhaft gemacht, so ist die Ladung zur 
mündliehen Verhandlung an letztere zu richten. 

Die Anordnung der Bemfungsverhandlung entfällt, wenn 
die Bemfung in nicht öffentlicher Sitzung (§ 473) erledigt 
wnrde oder wenn die Parteien auf die Anordnung derselben 
veraichten und das Gericht eine mündliche Verhandlung nicht 
trotzdem für nothwendig befindet (§ 492). Die Berufungsver- 
handlung ist vom Vorsitzenden des Berufungssenates ohne Ein- 
holung eines Senatsbeschlusses anzuordnen, wenn keiner der 
nach § 471 in nicht öffentlicher Sitzung zu erledigenden Be- 
rufungsgründe und Berufungsanträge zu erledigen ist und wenn 
auch keiner der nach § 471 von amts wegen einer Vorprüfung 
unterliegenden Formalmängel vorliegt. 

Die Berufungsverhandlung ist vom Vorsitzenden des 
Senates nach Beschlussfassung des Senates in nicht öffentlicher 
Sitzung anzuordnen, wenn dieser Beschluss dahin geht, dass die 
Berufungsverhandlung anzuordnen ist oder wenn durch den in 
nicht öffentlicher Sitzung gefassten Beschluss wegen irriger An- 
nahme einer Versäum ung (§ 471, Z. 4), wegen Unzuständig- 
keit des Gerichtes über die Streitanhängigkeit und Rechtskraft 
(§ 471, Z. 6) oder wegen Nichtigkeit (§ 471, Z. 6) nicht alle 
Berufungsanträge oder Berufungsgründe erledigt worden sind. 
Auch wenn die Ansicht des Vorsitzenden über von amts wegen 
zu berücksichtigende Formalmängel vom Berufungssenate nicht 
getheilt wird und die Berufungsschrift sohin als zur Anordnong- 
der mündlichen Berufungsverhandlung geeignet befunden wird^ 
ist der betreffende Beschluss den Parteien bei Anordnung der 
Berufungsverhandlung in schriftlicher Ausfertigung zuzustellen. 
(§ 427). 

Die Ladefrist ist dieselbe wie f\lr die erste Tagsatzung^ 

S^ 231). Eine Abkürzung dieser !Frist wird nur unter den Be- 
ingungen des § 129 zulässig sein. Die Anberaumung der Tag- 
satzung kann durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht ange- 
fochten werden (§ 130). Die Erstrecimng der Tagsatzung richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften der §§134 ff. Nachdem 
für das Berufungsver£ahren Anwaltszwang gut und ^r Advocat 
die Processvollmacht vorzulegen hat {% 30), so wird in der 
Regel die Ladung diesem zuzustellen sein (§ 93). 



Digitized by V^OOQIC 



— 721 — 

üeber Berufungen gegen Bagatellurtheile muss binnen acht 
Tagen entschieden werden. Eine Verlängerung dieser Frist ist nur 
zulässige wenn zur Feststellung der Nichtigkeit Erhebungen erfor- 
derlich sind (§ 148 Gesch.-O.). 

§ 481, Zeigt sich schon bei Anberaumung der Tagsatzung 
die Nothwendigkeit, in der Berufungsverhandlung die Wahrheit 
einzelner in der Berufungsschrift oder in einem vorbereitenden 
Schriftsatze angeführter Thatsachen, auf welche die Berufung 
gegründet wird, festzustellen, schon in erster Instanz vorgebrachte 
Beweise zu wiederholeti, zu ergänzen oder bisher bloß angebotene 
Beweise aufzunehmen, so hat der Vorsitzende des Berufungs- 
Senates die namhaft gemachten Zeugen oder die in erster Instanz 
einvernommenen Sachverständigen zur Berufungsverhandlung vor- 
zuladen, die Parteien behufs ihrer eidlichen Vernehmung zum 
Erscheinen aufzufordern und die Herbeischaffung aller so\xstigen 
Beweismittel zu veranlassen, 

1. Der Berufungskläger muss den Gegner durch eine 
entsprechende Mittheilung in der Berufungsschrift (§ 467, Z. 4) 
in die Lage setzen, sich noch vor der Verhandlung über die 
Richtigkeit und die eventuellen Gegenbeweise zu informieren, 
und auch der Berufungsbeklagte kann sich ohne solche vor- 
gängige Mittheilung bei der Verhandlung zur Widerlegung der 
Anfechtungsgründe weder neuer Behauptungen noch neuer Be- 
weise bedienen (§ 468, Abs. 2). Durch § 482 wird alles nicht 
rechtzeitig mitgetheilte neue Vorbringen von der Verhandlung 
ausgeschlossen und schließlich ist es dem Vorsitzenden der Be- 
rufungsverhandlung zur Pflicht gemacht, dafür zu sorgen, .dass 
bei der Berufungsverhandlung das gesammte zur Erledigung der 
Berufungsanträge voraussichtlich noth wendige Beweismateriale 
dem Gerichte zur Verfügung steht, um nicht wegen einer Be- 
weisaufnahme eine Vertagung vornehmen zu müssen (ßegierungs- 
motive, S. 306). 

2. Außer in der Berufungsschrift (§ 467) und in der Be- 
rufungsbeantwortung (§ 468) wird jede Partei in einem beson- 
deren vorbereitenden Schriftsatze (§ 258) die Berufungsanträge 
und Berufungsgründe ändern und innerhalb der zulässigen 
Grenzen (§ 482) Thatumstände und Beweise vorbringen können, 
da die Berufungsanträge und Berufungsgründe nur in der münd- 
lichen Berufungsverhandlung nicht mehr geändert werden dürfen 
(§483). 

Die Beweisaufnahme vor dem Berufungsgerichte ist nicht 
auf die zur Darthuung der Berufungsgründe angebotenen Be- 
weise (§ 482) beschränkt, sondern kann auch die Wiederholung 
von in erster Instanz aufgenommenen Beweisen (§ 344), die Er- 

Fftrstl, CvilproeeMgeaetBe. 46 
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gänzung (§ 286) solcher Beweise und die Aufnahme der in 
«rster Instanz nicht zugelassenen^ insbesondere der kraft richter- 
licher Souveränität in erster Instanz ausgeschlossenen Beweise 
(§ 279) zum Gegenstande haben. 

Ein Sachverständigenbeweis kann unter Beiziehung der 
in erster Instanz vernommenen Sachverständigen (§ 481) oder 
anderer Sachverständiger (§ 488) wiederholt werden. Die Be- 
weisaufnahme kann unmittelbar oder auch durch einen beauf- 
tragten oder ersuchten Richter erfolgen (§ 488) und ist von einem 
Beweisbeschlusse abhängig (§ 277), weshalb aus den bei § 181, 
Anm. l, angeführten Gründen die Beschlussfassung des Senates 
eiiizuholen räthlich sein dürfte, ehe zur Ladung von Zeugen, 
Sachverständigen und Parteien geschritten wird. Die Ladung 
selbst hat durch den Vorsitzenden zu erfolgen (§ 288). 

Findet eine mündliche Berufungsverhandlung nicht statt 
(§ 492), so hat der Vorsitzende flir die Herbeischaffung der in 
erster Instanz vorgelegenen, den Parteien rückgestellten Urkunden 
und Augenscheinsgegenstände zu sorgen, wenn dies die erste 
Instanz versäumt hat. Der Vorsitzende des Berufungssenates 
hat überhaupt die processleitenden Befugnisse der §§ 1 80 ff. 

3. Die mündliche Berufungsverhandlung kann ausgesetzt 
werden, wenn bezüglich des angefochtenen Urtheiles erster In- 
stanz eine Urtheilsergänzung oder Thatbestandsberichtigung im 
Zuge ist (§ 485). Es wird sich zur Vermeidung von Tagsatzungs- 
erstreckungen empfehlen, wenn der diesbezügliche Beschluss 
noch vor Anordnung der mündlichen Berufungsverhandlung ge- 
fasst wird. Die Unterbrechung des Berufungsverfahrens wegen 
einer Wiederauftiahmsklage (§ 544) hat das für diese zuständige 
Gericht zu verfügen und dem Berufungsgerichte anzuzeigen. 

MUndiiohe Berafviigsverliaiidlung. 

§ 482, In der Verhandlung vor dem Berufungsgerichte 
darf mit Ausnahme des Anspruches auf Erstattung der Kosten 
des Berufungsverfahrens weder ein neuer Anspruch, noch eine 
neue Einrede erhoben werden. 

Thatumstände und Beweise, die nach Lihalt der erst- 
richterlichen Processacten und des Urtheüsthatbestandes in erster 
Instans nicht vorgekommen sind, dürfen von den Parteien im 
Berufungsverfahren nur zur Darthuung oder Widerlegung der 
geltend gemachten Berufungsgründe vorgebracht werden] auf 
solches neues Vorbringen darf überdies nur dann RücksicM 
genommen werden, wenn es vorher im Wege der Berufungs* 
schrifl oder mittels vorbereitenden Schriftsatzes (§ 408) dem 
Gegner mitgetheilt wurde. 
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1. Das Bemfnngsgericbt hat nicht zu sagen^ ob das Ur- 
theU überhaupt, sondern ob es mit Rücksicht auf das in erster 
Instanz von beiden Seiten Vorgebrachte richtig sei; in Bezug 
auf das Material, welches das Berufungsgericht für die Kritik 
der angefochtenen Entscheidung verwenden darf, ist es gebunden 
{Sach- und Streitgegenstand des Verfahrens erster Instanz), nicht 
«ber in der Beurtheilung und Verwertung dieses Materials. Und 
die Begrenzung des rechtlichen Processtoffes durch Verhand- 
lungsprotokoll und Urtheikthatbestand soll auch nicht den Sinn 
haben, dass das Berufungsgericht das zur Ueberprüfung heran- . 
zuziehende Material just in der Gestalt hinnehmen müsse, die 
•es in dem Verhandlungsprotokolle und im Urtheilsthatbestand 
angenommen hat, in der trockenen, schriftlichen Fixierung. 
Im Gegentheil, der Stoff der erstinstanzlichen Verhandlung 
«oll dem Berufungsgerichte in der vollen Lebendigkeit seiner 
mündlichen Entwicklung durch die Parteien entgegentreten 
können, nur dass durch jene nebenhergehenden schriftlichen 
Aufzeichnungen eine Entwicklung des Verhandlungsstoffes über 
•die Grenzen der Reproduction des erstinstanzlichen Vorbringens 
gehindert wird. In dieser Begrenzung liegt die Function von 
Verhandlungsprotokoll und Urtheilsthatbestand, nicht wollen sie 
dem Berufungsverfahren eine schriftliche Grundlage aufzwingen 
^Regierungsmotive, S. 306). 

2. Mit Ausnahme des Anspruches auf Erstattung der Pro- 
ccsskosten, der schon durch rechtzeitige Einlegung des Kosten- 
•verzeichnisses (§ 52) erhoben wird, ist jede Aenderung der 
Klage (§ 483), jeder neue Anspruch (§ 235\ auch der Zwischen- 
antrag auf Feststellung (§§ 236, 259), ebenso eine Widerklage 
(§ 233) oder eine in erster Instanz nicht vorgebrachte Einrede, 
jieplik, Duplik, endlich der Antrag auf Leistung eines Ent- 
schädigungsbetrages (§ 408) ausgeschlossen. 

Das Vorbringen von Thatumständen und Beweisen, welche 
in den Processacten, also den Protokollen, deren Beilagen und 
•den vorbereitenden Schriftsätzen und in dem ürtheiisthatbestande 
vorkommen, ist unbeschränkt. Neuerungen sind nur dann zu- 
lässig, wenn sie in den vorbereitenden Berufungsacten (ße- 
rufungsschrift, Bi^i ufungsbeantwortung) enthalten sind und dem 
Gegner mitgetheilt wurden, und wenn sie zur Darthuung oder 
Widerlegung der Berufungsgründe (§ 467) dienen sollen. Dies 
wird insbesondere dann der Fall sein, wenn das Urtheil wegen 
Nichtigkeit oder wegen mangelhaften Verfahrens angefochten 
wird oder wenn ein Widerspruch gegen die thatsächlichen Fest- 
^ellungen vorliegt (§ 498). 

Dagegen handelt es sich nicht um die Darthuung oder 
Widerlegung des Berufungsgrundes, wenn die in erster Instanz 

46» 
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als nicht erwiesen oder als erwiesen angenommenen Thatsachen 
durch Vorbringung neuer Beweise oder neuer Gegenbeweise- 
erhärtet oder entkräftet werden sollen, wenn z. B. neue, in 
erster Instanz nicht geführte Zeugen zur Bestätigung der rechts- 
erzeugenden oder rechtsaufhebenden Thatsache geführt werden, 
deren Einvernahme yielleicht schon in erster Instanz zu einer 
anderen Entscheidung geführt hätte. E^ne Ergänzung des für 
die Entscheidung der Hauptsache in Betracht kommenden Sach- 
verhaltes in der Berufungsinstanz ist unzulässig (Schuster von 
Bonnott, S. 471), es wäre denn, dass die Bedingungen de* 
§ 496 vorliegen. 

§ 483, In der mündlichen Verhandlung dürfen die Be- 
rufungsanträge ohne Einwilligung des Gegners weder erweitert, 
noch durch andere ersetzt werden. Das GleicJie gilt von den in 
der Berufungsschrift angegebenen Berufungsgründen. 

Diese Einwilligung ist als vorhanden anzusehen, wenn 
der anwesende Gegner, ohne gegen die Äenderung Einsprache 
zu erheben, über die abgeänderten Anträge oder über die new 
geltend gemachten Berufungsgründe verhandelt. 

Eine Äenderung der dem angefochtenen ürtheile zugrunde 
liegenden Klage ist selbst mit Einwilligung des Gegners nicht 
zulässig. 

1. Die Einwilligung des Gegners in eine Äenderung der 
Berufungsanträge oder Berufungsgründe (§ 467, Anm. 3) kann 
ausdrücUich oder stillschweigend erfolgen. 

Die stillschweigende Einwilligung liegt vor, wenn der 
Gegner bei der Berufungsverhandlung erscheint und verhandelt, 
ohne gegen die Äenderung ausdrücklich Einsprache zu erheben. 
Erscheint der Gegner nicht oder erhebt er Einsprache, so ist 
die Äenderung unzulässig. 

Eine Einschränkung der Berufung wird jedoch zu- 
lässig sein. 

2. Auch solche Aenderungen der Klage, welche nach 
§ 235 nicht als Klageänderung gelten, Aenderungen und 
Berichtigungen der thatsächlichen Angaben und der an- 
gebotenen Beweise, die Forderung eines anderen Gegen- 
standes oder des Interesses statt des ursprünglich geforderten 
Gegenstandes sind im Berufangsverfahren unzulässig. Die 
Zurücknahme der Klage ist nach § 237 nur mit Zustimmung 
des Beklagten möglich. Eine Einschränkung des Klagebegehrens 
ohne Äenderung des Klagegrundes dürfte als Verzicht (§ 394) 
auch im Berufungsverfahren zulässig sein. Nachdem eine Zu- 
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Stimmung des Beklagten keine Wirksamkeit hat^ ist eine Klage- 
Änderung von amtswegen nicht zu gestatten. 

§ 484. Die Zurücknahme der Berufung ist bis zum 
Schlüsse der mündlichen Berufungsverhandlung zulässig, Sie 
kann bei der mündlichen Verhandlung erklärt werden oder 
inittels Ueberreichung eines Schriftsatzes beim Berufungsgerichte 
•erfolgen. Wird der Schriftsatz noch vor Beginn der münd- 
liehen Berufungsverhandlung überreicht, so kann da^s Berufungs- 
gericht anordnen, dass es von der anberaumten Tagsatzung ab- 
zukommen habe. 

Die Zurücknahme hat nebst dem Verluste des Rechtsmitte Is 
■auch die Verpflichtung zur Folge, die durch das Rechtsmittel 
entstandenen und insbesondere auch alle hiedurch dem Gegner 
9)erursachten Kosten zu tragen. 

Ueber die Verpflichtung zum Kostenersatze ist vom Be- 
rufungsgerichte durch BescJUuss zu entscheiden. Der Antrag 
ist bei sonstigem Ausschlüsse bei der mündlichen Berufungs- 
verha/ndlung, wenn aber die zur Berufungsverhandlung anbe- 
raumte Tagsatzung gemäß Abs. 1 nicht abgehalten wurde, inner- 
halb acht Tagen nach Verständigung des Berufungsgegners von 
-der Zurücknahme der Berufung zu stellen. 

1. Während die Zurücknahme der Klage ohne Zustimmung 
des Beklagten nur bis zur ersten Tagsatzung zulässig ist (§ 237), 
kann die Zurücknahme der Berufung bis zum Schlüsse der 
mündlichen Berufungsverhandlung erfolgen. Wird über die 
Berufung ohne mündliche Verhandlung entschieden (§§ 473, 
492), so wird die Zurücknahme der Berufung bis zur Abgabe 
-der schriftlichen Abfassung der Entscheidung (§416) zulässig sein. 

Nach § 60 ist das vom Kläger eingelegte Rechtsmittel 
flber Antrag des Beklagten ftlr zurückgezogen zu erklären, wenn 
die Frist zum Erläge der Sicherheitsleistung für die Processkosten 
fruchtlos abgelaufen ist. 

Die Zurücknahme hat in der mündlichen Berufungsver- 
handlung durch Erklärung, sonst durch einen Schriftsatz (§ 74) 
^u erfolgen, der von einem Advocaten gefertigt sein muss und 
bei dem Berufungsgerichte zu überreichen ist, auch wenn 
diesem die Acten noch nicht vorliegen. 

Die Zurücknahme der Berufung ist unwiderruflich. Der 
Verlust des Rechtsmittels tritt ein, auch wenn die Nothfrist zur 
Erhebung der Berufung noch nicht abgelaufen ist und daher 
•eine neuerliche Erhebung an sich zulässig wäre. Eine neuerliche 
Berufung ist als unzulässig zu Verwerfen (§ 474). 

2. Der Beschluss über den Ersatz der Kosten, der nach 
§ 519 unanfechtbar ist, kann nur über Antrag des Gegners 
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erfolgen. Der in einer etwa überreichten Berufungsbeantwortang- 
gesteUte Antrag auf Abweisung der Berufung und Eostenersats 
genügt nicht; es muss ein besonderer Antrag gesteUt oder da& 
Kostenverzeichnis vorgelegt werden (§ 52). 

§ 485. Die Verhandlung Über die Berufung gegen ein- 
Urtheil^ dessen Ergäneung gemäß § 423 beantragt wurde, kann 
auf Antrag ausgesetzt werden, bis entweder das Erganzungs- 
urtheil ohne Berufung in Rechtskraft erwadisen oder auch die 
Berufung gegen das Ergänzungsurtheil an das Berufungsgericht 
gelangt ist. Im letzteren Falle ist die Verhandlung über beide 
Berufungen zu verbinden. 

Desgleichen kann die Berufungsverhandlung auf Antrag 
bis zur Entscheidung über eine begehrte Berichtigung des Urtheüs- 
thaibestandes (§ 420) ausgesetzt werden^ sofern die geforderte 
Berichtigung auf die Beurtheilung der Berufung von Einfluss 
sein könnte. 

Za vergleichen die Motive bei § 424. 

Der zweite neue Absatz wurde hinzugefügt, um zu ver- 
hindern; dass nicht während der in erster Instanz anhängigen 
Thatbestandsberichtigung, durch welche erst das richtige 
Substrat für die Berufungsverhandlung geboten werden soll, die 
Berufungsverhandlung ihren Fortgang nimmt, oder gar auf 
Orund des unvollständigen oder unrichtigen Thatbestandes eine 
Berufungsentscheidung erfolge. 

Die Aussetzung der Berufungsverhandlung hat nicht die 
Rechtswirkungen der Unterbrechung (§ 163). Tritt eine Unter- 
brechung während des Berufungsverfahrens ein, so gelten die 
allgemeinen Bestimmungen der §§ 1 55 ff. Auch das Berufungs- 
gericht wird berechtigt sein, eine Unterbrechung des Verfahrens^ 
infolge eines Wiedereinsetzungsantrages (§ 152), eines präju^ 
diciellen Rechtsstreites (§ 190), eines Strafverfahrens (§ 191) zu 
verfügen. 

Ein Ruhen des Verfahrens können die Parteien auch im 
Berufungsverfahren vereinbaren (§ 168). Das Ausbleiben der 
Parteien von der Berufungsverhandlung hat jedoch das Ruhea 
des Verfahrens nicht zur Folge (§ 491). 

§ 486. Die mündliche Berufungsverhandlung beginnt nach 
dem Aufrufe der Sache mit dem Vortrage eines Mitgliedes de» 
Berufungssenates als Berichterstatter. 

Derselbe hat mit Hilfe der Processacten den Sachverhalt 
und den bisherigen Gang des Rechtsstreites, soweit dies zunt 
Verständnisse der Berufungsanträge und zur Prüfung der 
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Richtigkeit des angefochtenen Urtheües und der Berufungsgründe 
erforderlich ist, dann das Wesentliche der von den Parteien im 
Berufungsverfahren epstattettn Schriften darzulegen und die sich 
daraus ergebenden Streitpunkte bu hezinrhnen. Der Vor^ 
tragende iiarf seine Ansicht über die zu fällende Entscheidung 
nidU äußern. 

Sodann sind die Anträge der Parteien und der durch die 
Berufung getroffene Theü des erstrichterlichen UrtheUes sammt 
den EntscheidungsgründeHy und wenn es der Vorsitzende oder 
der BetufungssencU für zweckdienlich erachten^ a^ich die bezäg^ 
liclien Theile des Verhandlungsprotokoües erster Instanz durch 
den Schriftführer vorzulesen. 

Hierauf werden die Parteien mit ihren Vorträgen gehört. 
Stimmt der Vortrag einer Partei mit dem Inhalte der Process- 
acten nicht üherein, so hat der Vorsitzende darauf aufmerksam 
zu machen. 

Auf die mündliche Bemfungsverhandlang finden die all- 
gemeinen Vorschriften über das Verfahren vor Gerichtshöfen 
erster Instanz (§ 463), insbesondere die Vorschriften über die 
Oeffentlichkeit (§§ 171 ff.), über die Processleitung (§§ 180 ff.) 
und die Sitzungspolizei (§§ 197 ff.) Anwendung. 

Die von dem Berufungssenate gefassten Beschlüsse pro- 
cessleitender Natur sind unanfechtbar (§ 519). Der Vortrag 
des Berichterstatters wird sich ähnlich wie nach einem vorbe- 
reitenden Verfahren (§ 262) gestialten. Dem Berichterstatter sind 
die Acten mit der Bemerkung „Berichterstatter" zu übersenden. 
Derselbe soll sich eine Zusammenstellung aller für seinen Bericht 
wichtigen Daten anlegen; es ist nicht verpflichtet, eine schrift- 
liche Sachverhaltsdarstellung oder eine schriftliche Uebersicht 
über die streitigen Rechtsfragen und deren Lösung zu liefern 
(§ 122 Gesch. O.). Die Vorträge der Parteien dürfen nicht 
abgelesen werden (§ 177). Außer auf Abweichungen hat der 
Vorsitzende auf die Bedenken aufmerksam zu machen, welche 
in Ansehung der von amts wegen zu berücksichtigenden Punkte 
obwalten (§ 1821 

§ 487. Der Antrag auf Ablehnung der Zuständigkeit 
des Berufungsgerichtes kann im Berufungsverfahren nur in dem 
Falle gestellt werden, wenn das Einschreiten eines die Handels- 
odf^r Seegerichtsbarkeit oder die Gerichtsbarkeit in At^legen- 
heiten des Bergbaues ausübenden Berufungsgerichtes erwirkt oder 
abgelehnt werden soU. Zur Erwirkung des Einschreitens eines 
solchen Berufungsgerichtes kann dieser Antrag nur dann, wenn 
der im § 446 bezeichnete Beisatz in das Urtheil erster Instanz 
aufgenommen wurde, zur Ablehnung des Einschreitens eines 
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solchen BerufungsgericJites aber nur dann gestellt werden, wenn 
das Urtheü erster Instanz den im § 446 bezeichneten Beisatz 
nicht enthalt. Auch kann im ersteren FaUe der Antrag von 
derjenigen Partei nicht gestellt werden, welche sich gegen die 
Aufnahme eines solchen Beisatzes in dm erstrichterliche ürtlml 
erklärt hat. 

Der Antrag auf Ablehnung der Zuständigkeit des Be- 
rufungsgerichtes ist bei sonstigem Ausschlüsse sogleich nach Be- 
endigung des die Berufungsverhandlung einleitenden Vortrages 
des Berichterstatters zu stellen; über diesen Antrag ist ohne 
Aufschub vor Aufnahme der Verhandlung über die Berufung zu 
verhandeln und zu entscheiden. 

Wird dem Antrage auf Ablehnung der Zuständigkeit des 
Berufungsgerichtes stattgegeben, so hat dieses Geruht seine Un- 
zuständigkeit durch Beschluss auszusprechen. Nach eingetretener 
Bechtskraft des Beschlusses ist das Berufungsverfahren vor dem 
zuständigen Berufungsgerichte fortzusetzen. Dieses Gericht ist 
in einem solchen Falle an die hinsichtlich der Art der auszu- 
übenden Gerichtsbarkeit gefällte Entscheidung gebunden. 

Bei Verwerfung des Antrages ist die Berufungsverhandlung 
sogleich aufzunehmen und durchzuführen. Die Entscheidung 
über den Antrag ist in diesem Falle nicht besonders auszu- 
fertigen, sondern in die in der Hauptsache ergehende Entschei- 
dung des Berufungsgerichtes aufzunehmen. 

1 . Die Frage ist mit Berücksichtigung der Vorschriften des 
§ 446 über die Aufnahme eines die besondere Gerichtsbarkeit 
(in Handels-, See- oder Bergrechtssachen) ausdrückenden Bei- 
satzes zu erörtern. 

Mit Rücksicht auf die Bemerkungen zu § 471 (Anm. 1 — 4) 
wird ein Antrag auf Ablehnung der Zuständigkeit des Be- 
rufungsgerichtes nur dann zulässig sein, wenn der Berufungs- 
werber entgegen der Vorschrift des § 3 J. N. die Berufung 
gegen ein in Ausübung der besonderen Gerichtsbarkeit gefälltes 
und als solches bezeichnetes ürtheil nicht an das Handels- 
gericht, den Handels- oder Bergsenat, oder gegen ein nicht 
derart bezeichnetes Urtheil an das Handelsgericht^ den Handels- 
oder Bergsenat gerichtet hat, wenn außerdem die von dem 
Bezirksgerichte zur Behebung dieses Mangeh unternommenen 
Schritte erfolglos geblieben sind, die Berufung sohin dem in 
derselben bezeichneten Gerichte vorgelegt werden musste (§ 467, 
Anm. 2) und wenn endlich auch das Berufungsgericht sich nicht 
veranlasst fand, im Sinne des §471, Z. 1, seine Unzuständigkeit 
auszusprechen. 
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Hat das Berufungsgericht in Ausübung der allgemeinen 
-Oerichtsbarkeit die Berufungsverhandlung über ein mit dem 
Beisatze der besonderen Gerichtsbarkeit versehenes Urtheil ein- 
geleitet, so kann jene Partei, über deren Antrag dieser Beisatz 
aufgenommen wurde, die Einwendung erheben. 

Hat das Berufungsgericht in Ausübung der besonderen 
Gerichtsbarkeit die Beruftmgsverhandlung über ein Urtheil an- 
geordnet, das den die besondere Gerichtsbarkeit ausdrückenden 
Beisatz nicht enthält, so kann jede der beiden Parteien die Ein- 
wendung erheben. 

Dr. Katz (S. 100) ist der Ansicht, dass § 487 auf einem 
Redactionsfehler zu beruhen scheint. 

2. Dem Ermessen des Bei*ufungsgerichtes ist es überlassen, 
durch die mittels abgesonderten Rechtsmittels nicht anfechtbare 
Aufnahme des Beisatzes, dass das Verfahren erst nach ein- 
getretener Rechtskraft der Berufangsentscheidung fortzusetzen 
sei, den Recurs gegen seinen Beschluss zuzulassen. Sonst ist 
-^er Beschluss des Berufungsgerichtes unanfechtbar (§ 519). Die 
sachliche Zuständigkeit (§ 46 J. N.) darf von dem Berufangs- 
.gerichte, an welches die Sache abgegeben wurde, nicht mehr 
geprüft werden. Die Verhandlung ist von amtswegen anzu- 
beraumen (§ 479). 

Eine abgesonderte Verhandlung über die Unzuständigkeit 
ist nicht zulässig. Die Verhandlung zur Hauptsache ist nach 
Abweisung des Antrages sofort aufzunehmen. In diesem Falle 
kann der Beschluss über den Antrag nur mit dem gegen die 
Entscheidung in der Hauptsache zustehenden Rechtsmittel an- 
gefochten werden (§ 2ül). 

§ 488, Der Berufungssenat kann nicht bloß die zur 
Unterstützung oder Bekämpfung der Berufungsgründe diefienden 
Beweise aufnehmen, sondern, wenn dies behufs Entscheidung 
über die Berufungsanträge nothwendig erscheint, auch eine bereits 
in erster Instanz erfolgte Beweisaufnahme unederholen oder 
ergänzen, und im erstrichterlichen Verfahren von den Parteien 
erfolglos angebotene Beweise nachträglick aufnehmen. 

Der Berufungssenat kann im letzteren lalle, sowie wenn 

^n Augenschein ergänzt werden soll, das Beweisverfahren nach 
den für dasselbe in erster Listanz geltenden Vorschriften selbst 
durchführen oder die Beweisaufnahme durch einen beauftragten 
oder ersachten Richter vornehmen lassen. 

Wurde in erster Instanz ein Sachverständigenbeweis geführt, 

^0 kann der Berufungssenat denselben unter Bestellung anderer 

nSachver ständiger neuerlich vornehmen lassen. 
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1. Das Berufungsgericht kann nicht blofi die zur Unter- 
stützung oder Bekämpfung der Bernfungsgründe angebotenen. 
Beweise (§ 482^^ sondern auch nicht angebotene^ aber obigea 
Zwecken dienende Beweise aufnehmen und es steht ihm 
außerdem gemäß § 183 die Befugnis zu, von amtswegen die 
Parteien zum persönlichen Erscheinen aufzufordern, die Vorlage 
oder Herbeischaflfung von Urkunden, Acten, Auskunftssachen 
oder Augenscheinsgegenständen zu verfügen, die Vornahme eine» 
Augenscheins, die Begutachtung durch Sachverständige und die 
Einvernahme von Zeugen zu beschließen. Der Berufungssenat 
soll nämlich nach der Ansicht des Ausschusses nicht bloß die 
Beweise aufnehmen können, welche die Parteien vorbringen 
können, sondern auch diejenigen Beweise, welche die Partei 
nicht mehr vorbringen kann, die aber der Richter zur Auf- 
klärung der Sache für dienlich hält und welche er im Rahmen 
der ihm durch den § 183 gewährten* Befugnisse anzuordnen 
berechtigt ist (Motive des Ausschusses, S. 48). Diese Befugnis 
steht ihm aber immer nur innerhalb der für das Berufuogs- 
verfahren im § 482 gezogenen Grenzen, nur zur Aufklärung* 
der geltend gemachten Berufungsgründe zu. 

Eine Ergänzung der für die Entscheid ang der Hauptsache 
in Betracht kommenden Beweise durch Aufnahme von Beweisen, 
die in erster Instanz nicht angeboten wurden, ist unzulässig. 
Für die Benützung solcher neuer Thatsachen und Beweismittel 
ist der Weg der Wiederautnahmsklage (§ 530) der allein zu- 
lässige und das Berufungsgericht würde seine Aufgabe ver- 
kennen, wenn es in Ausübung seiner Processleitungsbefugnis. 
solche neue Beweise zulassen würde, bei welchen es an den 
Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer Wiederaufnahmsklage 
fehlt, welche die Partei aus Verschulden in erster Instanz nicht 
angeboten hat. 

2. Die Wiederholung oder Ergänzung einer bereits 
in erster Instanz erfolgten Beweisaufnahme (§ 286) kann nur 
vom Beiufungssenate — nicht vom Vorsitzenden — beschlossen 
werden. Ein in erster Instanz aufgenommener Sachverständigen- 
beweis kann unter Beiziehung der in erster Instanz einver- 
nommenen Sachverständigen (§ 481) oder unter Bestellung 
anderer Sachverständiger wiederholt werden. Der Ausschuss 
war der Meinung, den Berufimgsrichter in dieser Hinsicht, was- 
die Processleitung anbelangt, dem Richter erster Instanz gleich- 
zustellen (Motive des Ausschusses, S. 48). Die von der Partei 
in erster Instanz erfolglos angebotenen Beweise sind in den 
Urtheilsthatbestand aufzunehmen (§ 417). 

3. Was das Verfahren bei der Beweisaufnahme und die 
Beweisaufnahme betrifft, so gelten die allgemeinen Vorschriften 



Digitized by V^OOQIC 



— 731 — 

der §§ 266 ff. Insbesondere wird die Beweisanfnahme in der 
Regel (§§ 276, 300, 328, 352, 368) vor dem Berufungsgerichte 
zu erfolgen haben. Nur bezüglich der in erster Instanz kraft 
richterlicher Souveränität abgelehnten Beweise und bezüglich 
der Ergänzung eines Augenscheines kann das Berufungsgericht 
auch bei Abgang der ftir das erstinstanzliche Verfahren geltenden 
Bedingungen die Beweisaufnahme einem beauftragten (Mitglied 
des Berufungssenates) oder ersuchten Richter übertragen, ohne 
bezüglich des ersuchten Richters an das Processgericht erster 
Instanz gebunden zu sein. 

Das Ergebnis einer nicht vor dem Berufungsgerichte er- • 
folgten Beweisaufnahme wird einen Theil des Vortrages de» 
Berichterstatters (§ 486) bilden. 

Gegen die von dem Berufungsgerichte im Beweisverfahren 
erlassenen Beschlüsse ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 519). 

§ 489. Wurde eine Partei in erster Instanz unter Eid 
einvernommen, so kann über dieselbe Thatsache die eidliche Ab- 
hörung der Gegenseite vom Berufungsgerichte nicht angeordnet 
werden. 

Wird vom Berufungssenate die neuerliche eidliche Ein- 
Vernehmung einer bereits in erster Instanz eidlich abgdiörten 
Partei angeordnet, so ist dieselbe unter Erinnerung an den in 
erster Instanz abgelegten Eid zu vernehmen. 

Das Berufungsgericht kann die eidliche Vernehmung einer 
Partei, welche in erster Instanz die Vernehmung oder die eid- 
liche Aussage verweigert hat, nur dann anordnen, wenn es die 
Udterzeugung gewonnen hat, dass die Partei genügende Grunde 
hatte, die Vernehmung zu verweigern, und dass diese Gründe 
seither weggefallen sind. 

Nachdem die Vernehmung der Parteien auch von amts- 
wegen angeordnet werden kann (§ 371), ist das Berufungsgericht 
in der Benützung dieses Beweismittels nur insoweit beschränkt, 
als die eidliche Vernehmung der Partei über dieselben That- 
sachen, über welche die andere Partei in erster Instanz unter 
Eid ausgesagt hat (§ 377) unzulässig ist, und als die eidliche 
Vernehmung einer Partei, welche in erster Instanz die un be- 
eidete Vernehmung oder die eidliche Aussage verweigert 
hat (§381) nur unter der doppelten Voraussetzung zulässig ist, 
dass diese Partei genügende Gründe hatte (§381, Anm. 2), die 
VeiTiehmung zu verweigern und dass diese Gründe seither 
entfallen sind. 

Son&t gelten für die Zulässigkeit und für das Verfahren 
die allgemeinen Vorschriften der §§ 371 ff. mit der einzigen 
Ausnahme, dass eine bereits in erster Instanz eidlich abgehörte 
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Partei nicht neuerlich zu beeiden, sondern an den bereits ab- 
gelegten Eid, zugleich aber an die Pflicht zur Angabe der 
Wahrheit, an die Heiligkeit und Bedeutung des Eides, sowie 
An die strafrechtlichen Folgen eines falschen Eides zu erinnern 
und dies in dem Protokolle zu bemerken ist (§ 377). Der 
Ausschuss ging von der Ansicht aus, dass bei Zulassung und 
Durchfuhrung dieses Beweismittels in zweiter Instanz eine noch 
größere Vorsicht anzuwenden sein wird, als in erster Instanz 
(Motive des Ausschusses, S. 48). 

§ 490. Das Berufungsgericht hat auf Antrag noch vor 
Entscheidung über die Berufung durch Beschluss aussuspr ecken ^ 
inwieweit das Urtheü der unteren Instanz als nicht angefochten 
eur Execution geeignet ist. Gegen diesen Beschluss ist ein ab- 
^gesondertes Bechtsmtttel nicht zulässig. 

Dieser Beschluss ist jedoch zur Erwirkung der Execution 
nicht noth wendig (§ 466). 

§ 491. Im Falle des Ausbleibens einer oder beider Bar^ 
ieien ist über die Berufung dennoch zu verhandeln und mit 
Berücksichtigung des in der Berufungsschrift und einem etwa 
überreichten vorbereitenden Schriftsatze (§ 468) Vorgebrachten 
zu entscheiden. Ob ein neues Vorbringen (§ 482, AJ)S. 2) als 
zugestanden oder als bestritten anzusehen sei, hat das Berufungs- 
gericht unter Berücksichtigung des Thaibestandes des angefochterien 
Urtheiles und aller sonstigen Processacten erster utid zweiter 
Instanz zu entscheiden. 

Die Abwesenheit einer Partei vom Berufungsverfahren hat 
für dieselbe keinen Nachtheil. Es darf in Berufungssachen 
kein Contumazial verfahren geben, um der an der Verhandlung 
nicht interessierten Partei die ihren Interessen besser ent- 
sprechende Passivität zu ermöglichen. Insbesondere begründet 
<las Ausbleiben nicht die Annahme eines Zugeständnisses der 
neuen Umstände, welche vom Gegner der nicht erschienenen 
Partei nach entsprechender vorgängiger Anzeige bei der Be- 
rufungsverhandlung vorgebracht werden. Auch diesem Vor- 
bringen gegenüber gilt die Regel des § 267 (Regierungsmotive, 
S. 303). 

Verhandelt die erschienene Partei ungeachtet richterlicher 
Aufforderung nicht oder entfernt sie sich wieder, so gilt sie 
als ausgeblieben (§ 130). Ob gegen eine durch richterlichen 
Ausspruch von der Verhandlung entfernte Partei wie gegen 
eine ausgebliebene Partei verfahren werden soll, ist vom Gerichte 
über Antrag zu beschließen (§ 198). 
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Die Berufungsanträj^e und Berufungsgründe können bei 
dem Ausbleiben des Beruf ungsgegners von der mündlichen 
Berufungsverhandlung weder erweitert noch durch andere ersetzt 
werden (§ 4«3). 

Wenn die Berufungsschi ift oder Berufungsbeantwortung 
der nicht erschienenen Partei Rechtsausführungen und Dar- 
legungen über Thatsachen und Beweise enthält, so sind dieselben 
nur dann zu beachten und beim Kostenzuspruche zu berück- 
sichtigen, wenn diese Partei auf die Ladung zur Verhandlung 
verzichtet hat (§ 492). 

• § 492, Die Parteien können auf die Anordnung einer 
Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung über die Berufung 
verzichten. Der Verzicht ist tvirksam, wenn er von den Par- 
teien in der Berufungsschrift oder durch einen dem Process- 
gerichte erster Instanz oder dem Berufungsgerichte überreichten 
Schriftsatz ausdrücklich erklärt wurde. In diesem Falle kann 
die Berufungsschrift auch Rechtsausführyingen und Darlegungen 
über Thatsachen und Beweise (§ 78, letzter Abs.) enthalten. 

Die Entscheidung über die Berufung erfolgt dann in nicht 
öffentlicher Sitzung ohne vorhergehende mündliche Verhandlung, 
Das Gericht kann jedoch, wenn dies im einzelnen Falle erforder- 
lich erscheint, eine mündliche Verhandlung anordnen. 

1. Es kann von beiden Theilen ein verständlich auf die 
Anberaumung einer Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung 
mit der Folge verzichtet werden, dass das Berufungsgericht 
sodann auf Grund der Processacten ohne mündliche Verhandlung 
über die Berufung entscheidet. 

Die Befugnisse, welche dem Berufungsgerichte durch den 
Entwurf zum Zwecke der Erledigung der Berufungsanträge 
eingeräumt werden, erfahren durch einen solchen Verzicht der 
Parteien selbstverständlich keine Minderung; der Ausfall der 
mündlichen Verhandlung hat auf das Meritum des Berufungs- 
verfahrens keinen Einfluss. Außerdem kann jede der Parteien, 
für sich allein von der Berufungs Verhandlung ausbleiben, ins- 
besondere der Berufungskläger von vorneherein erklären, dass 
er für seine Person auf die Theilnahme an der Berufungsver- 
handlung verzichte. 

Hier wird zwar zunächst Tagsatzung anberaumt werden, 
müssen, aber entweder wird an derselben nur der Gegner theil- 
nehmen oder es wird auch dieser, wenn er von dem Entschlüsse 
des Berufungsklägers verständigt worden, seinerseits die Ent- 
sendung eines Vertreters zur Berufungsverhandlung überflüssig 
erachten (Regierungsmotive, S. 303). Ob der einseitig auf die 
mündliche Verhandlung: verzichtende Berufskläo^er im Falle der 
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Anberaumung der Berufungsverhandlung bei derselben dennoch 
•erscheinen und verhandeln könne, ist im Gesetze nicht ausge- 
sprochen. Es wird daher vorsichtig sein, einen einseitigen 
Verzicht von der Zustimmung des Gegners abhängig zu machen^ 
um im gegebenen Falle de^ Einflusses des gesprochenen Wortes 
nicht einseitig verlustig zu gehen. Auch werden beide Streit- 
theile die Urschritlen der Urkunden und die Auskunftssachen, 
welche in erster Instanz vorlagen, dem Berufungsgerichte mit 
4en Berufungsschriften oder mit besonderen Schriftsätzen vor- 
zulegen haben, wofür schon die erste Instanz zu sorgen hat 
<§ 287 Gesch.-O.). ^ 

2. Selbst wo es sich lediglich um die Bekämpfung der 
Bechtsanwendung des ersten Bichters handelt, müsste der Be- 
rufungskläger fast immer an der Berufungsverhandlung theil- 
nehmen, wenn das im § 78 für vorbereitende Schriftsätze 
ausgesprochene Verbot von BechtsausfÜhrungen für die Be- 
rufungsschrift aufrecht bleiben würde; er hätte solchenfalls kein 
anderes Mittel als die mündliche Ausführung, um dem Berufungs- 
gerichte seine abweichende Bechtsauffassung und diejenigen 
Argumente darzulegen, welche zur Unterstützung dieser Auf- 
fassung oder zur Widerlegung des erstrichterlichen ürtheiles 
dienen. Dem entspricht die Bestimmung des § 492, die sich 
strenge an das Maß des Nothwendigen haltend, das fragliche 
Verbot nur für den Fall aufhebt, als der Berufungskläger auf 
-die Anordnung einer mündlichen Verhandlung verzichtet (fie- 
gierungsmotive, S. 303). 

3. Es muss dem Berufungsgerichte ausnahmslos in allen 
Fällen freistehen, trotz dieses Verzichtes eine mündliche Ver- 
handlung anzuordnen, wenn es eine solche für nöthig findet, 
um den Process entscheiden zu können. Die Rücksicht auf 
die Verminderung der Kosten, welche dem Entwürfe der Re- 
gierung die Idee gegeben hat, ein facultatives schriftliches 
Verfahren zuzulassen, kann nicht so weit ausgedehnt werden, 
<lie Mündlichkeit dort auszuschließen, wo sie als ein Mittel zur 
besseren Erforschung der Streitsache von dem Richter als noth- 
wendig erkannt wird (Motive des Ausschusses, S. 47). Da 

jedoch die Parteien ohne Rechtsnachtheil von der mündlichen 
Verhandlung ausbleiben können, so wird von diesem Mittel 
nur in ganz ausnahms weisen Fällen Gebrauch zu machen sein. 

§ 493, In das Protokoll über die mündliche BerufungS" 
verhandlufig ist der Inhalt des thatsäcMichen Vorbringens u/nd 
der Betveisanhietungen der Parteien nur insoweit aufeunehmen, 
-oZs derselbe von den Angaben der erstrichterlichen Processacten 
über den Verhandlungsinhalt abweicht. 



Digitized by V^OOQIC 



— 735 — 

Wenn die mündliche Berufungsverhandlung hei einer Tag- 
■Satzung durchgeführt und zum Abschlüsse gebracht wird, kann 
die Darstellung des auf den Sachverhalt sich beziehenden Parteien^ 
Vorbringens dem Urtheüsthatbestande (§ 417, Z, 4) vorbehalten 
werden. Im Verhandlungsprotokolle sind dann nur die in 
^§ 207 und 208 bezeichneten Umstände und Erklärtmgen zu 
beurkunden, Anträge auf Berichtigung der in den Urtheüsthat- 
bestand aufgenommenen Angaben über dcLS thalsächliche oder 
Beweisvorbringen der Parteien sind binnen acht Tagen nach Zu* 
Stellung des tfrtheile^ beim Berufungsgerichte zu stellen (§ 420), 

Für die Protokollierunx gelten die allgemeinen Vorschriften 
der §§ 207 ff. und die besonderen VQtschriften des § 265 ftir 
das Verfahren vor Gerichtshöfen. Kunn eine Verhandlung 
nicht an einem Tage zu Ende geführt werden, so ist bei jeder 
•einzelnen Tagsatzung das während derselben Vorgebrachte be- 
sonders zu protokollieren (§ 445, Anm. 1). 

Bei Darstellung des Thatbestandes im Urtheile des Be- 
rufungsgerichtes ist eine Bezugnahme auf das erstrichterliche 
Urtheil nicht ausgeschlossen (§ 500). 

Die ProtokoUierung und der tJrtheilsthatbestand kann sich 
•daher im Berufungsverfahren auf die Abweichungen von dem 
Verhandlungsinhalt und TJrtheilsthatbestand erster Instanz be- 
schränken. 

Die Berichtigung des Thatbestandes richtet sich nach den 
für das Gerichtshof verfahren im § 420 gegebenen Vorschriften. 
Außerdem ist die Berichtigung des Urtheiles nach § 419, 421 
4kuch im Berufungsverfahren zulässig. 

BenifttiigMRteohehUiiig. 

§ 494. Ueberzeugt sich das Gericht aus Anlass einer 
Beruf ungsverhandlung, dass das angefochtene Urtheil oder das 
Verfahren in erster Instanz an einer bislier unbeachtet ge- 
bliebenen Nichtigkeit leide, so ist, sofern nicht ein durch aus- 
drückliche oder stillschweigende Genehmigung beseitigter Mangel 
-der Vertretung (§ 477, Z, 5) vorliegt, im Sinne der §§ 477 
und 478 vorzugehen, wenn auch die Nichtigkeit von keiner der 
Parteien gdtend gemacht umrde. 

Zu vergleichen die Bemerkungen bei den §§ 477, 478, 479. 
Die Entscheidung erfolgt mittels Beschlusses (§ 499). Wird die 
^Zurückweisung der Klage ausgesprochen (§ 478, Abs. 1), so 
kann der Beschluss mit Recurs angefochten werden. Wird die 
Sache an das Gericht erster Instanz zurückverwiesen, so kann 
•das Berufungsgericht den Recurs gegen diesen Beschluss vor- 
behalten (§ 519). 
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Ueber Antrag beider Parteien hat das Berufungsgericht 
unter Aufhebung der Verweisung in der Sache selbst zu er- 
kennen (§ 478, Abs. 4), was oft ohne Erstreckung der Tagsatzung 
möglich sein wird. Das Gericht, an welches die Rechtssache 
verwiesen wird, hat die Tagsatzung zur mündlichen Verhand- 
lung von amtswegen anzuberaumen (§ 479) und ist an die 
rechtliche Beurtheilung des Berufungsgerichtes gebunden 
(§ 499). 

§ 495. Werden die im § 471, Z. 2 und 3, bezeichneten 
Mängel erst bei der mündlichen Verhandlung wahrgetwmmen 
und versagt der anwesende Gegner des Berufungswerbers zu 
einer Verbesserung der Berufungsschrift (§ 471, Z. 8) seine 
Zustimmung, so ist die Berufung durch Beschluss zurückzu- 
tveisen. 

Wenn die Berufung als gesetzlich unzulässig oder 
nicht in der gesetzlichen Frist erhoben erscheint (§§ 471,. 
Anm. 5, 472,484), wenn in der Berufungsschrift das Urtheil 
nicht angegeben ist, wider welches Berufung erhoben wurde 
(§ 471, Anm. 6), so ist schon im Wege des Vorprüfungs Ver- 
fahrens die Berufung ohne weitere Erhebungen zu verwerfen 
(§ 474). Wurde dies übersehen, so ist bei der mündlichen 
Verhandlung der Beschluss auf Zurückweisung zu vei künden. 
Enthält die Berufungsschrift keinen oder keinen bestimmten 
Berufungsantrag, oder werden in derselben die Berufungs- 
gründe weder ausdrücklich noch durch deutliche Hinweisung 
einzeln angeführt (§ 471, Anm. 6), so ist schon bei der Vor- 
prüfung die Beseitigung des letzteren Mangels anzustreben 
(§ 474, Anm. 2) und die Berufung zu verwerfen. In der münd- 
lichen Berufungsverhandlung ist eine Verbesserung der Be- 
rufungsanträge und Berufungsgründe nur mit Zustimmung des^ 
Berufungsgegners zulässig (§ 483), welche Zustimmung aus- 
drücklich oder stillschweigend erfolgen kann. Mangelt diese 
Zustimmung oder ist sie wegen Ausbleibens des Berufungs- 
gegners von der Tagsatzung unmöglich, so erfolgt die Zurück- 
weisung der Berufung. 

In den Fällen der §§ 494, 495 wird die Verhandlung auf 
den betreffenden Streitpunkt eingeschränkt werden können 
(§ 189). Der Beschluss kann im Recurswege angefochten 
werden (§ 519). 

§ 496. Die Sache ist vom Berufungsgerichte an das 

Processgericht erster Instanz zur Verhandlung und Urtheüs- 

fällung zurückzuweisen, wenn, ohne dass dadurch eine Nichtig- 
keit begründet wäre: 
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1. die Sachanträge durch das atigefocJitene Endurtheü reicht 
vollständig erledigt wurden; 

2. das Verfahren erster Instant an wesentlichen Mängeln 
leidet, welche eine erschöpfende Erörterung und gründliche Be- 
urtheUung der Streitsache verhinderten; 

3. nach Inhalt der Processacten dem Berufungsgerichte 
erheblich scheinende Thatsachen in erster Instana gar nicht 
erörtert wurden. 

Das Verfahren vor dem Processgerichte hat sich im Falle 
der Z, 1 auf die unerledigt gebliebenen Ansprüche und AnträgCj 
im Falle der Z. 2 auf die durch den Mangel betroffenen 
Theile des erstrichterlichen Verfahrens und ürtheiles jsu be- 
schränken. 

Statt der Zurückweisung kann das Berufungsgericht, und 
zwar erforderlichen Falles ncLch Ergänzung der in erster Instanz 
gepflogenen Verhandlung, durch Urtheü in der Sache selbst er- 
kennen, wenn entweder beide Parteien übereinstimmend darauf 
antragen oder dies nach Ermessen des Gerichtes geeignet erscheint, 
die Erledigung zu beschleunigen oder einen erheblichen Kosten- 
aufwand 0H vermeiden. 

1. Zwischen den unverzichtbaren Nichtigkeiten (§ 477) 
und den im § 496 angeführten Mängeln des Verfahrens besteht 
der Unterschied, dass die ersteren auch von amtswegen zn 
berücksichtigen sind (§§ 471, 494), während letztere nur inner- 
halb der durch die Berufnngsanträge gesetzten Grenzen (§ 462), 
also nur über Parteienantrag berücksichtigt werden können 
(Schuster von Bonnott, S. 483). 

2. Wurden die Sachanträge durch das angefochtene Ur- 
theil nicht vollständig erledigt (§ 404), so kann in erster In- 
stanz die Ergänzung des Ürtheiles beantragt (§ 423) oder es 
kann gegen das Urtheil Berufung eingelegt werden. 

Es steht auch nichts im Wege, sowohl die Ergänzung 
des Ürtheiles zu beantragen, als auch die Berufung gegen das- 
selbe einzulegen. Die Verhandlung über die Berufung gegen 
ein Urtheil, dessen Ergänzung beantragt wurde, kann aus- 
gesetzt werden, bis entweder das Ergänzungsurtheil ohne Be- 
rufung in Rechtskraft erwachsen oder auch die Berufung gegen 
das Ergänzungsurtheil an dan Berufungsgericht gelangt ist 
(§ 485). Es wird auch zulässig sein, über eine Berufung^ 
welche sowohl die Ergänzung des Ürtheiles, als auch dessen 
Abänderung in anderen Punkten beantragt, zunächst mittele 
Beschlusses die Ergänzung des Ürtheiles anzuordnen und die 
weitere Verhandlung über die Berufung auszusetzen bis dieses 

Fdrttl, CIvflprooewgeaetKe. 47 
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Ergänzungsurtheil in Rechtskraft erwachsen ist oder im Be- 
ruftingswege dem Berufungsgerichte vorliegt. 

3. Welche Mängel als wesentlich anzusehen sind, sagt 
das Gesetz nicht. Die Außerachtlassung rein instructioneller 
Normen wird nicht als ein wesentlicher Mangel angesehen 
werden können. Die nach §§ 462, 196 als geheilt zu be- 
trachtenden Mängel sind zufolge der Heilung überhaupt nicht 
mehr Mängel und bleiben daher außer Betracht. Der § 496 
gibt dem Berufungsgerichte die Befugnis zur Zurückverweisung 
der Sache nur, wenn das Verfahren an einem wesentlichen 
Mangel leidet, nicht wenn die Entscheidung der Sache 
gegen Gesetze verstößt. 

4. Der Vorsitzende des Processgerichtes erster Instanz 
hat dafUr Sorge zu tragen, dass die Sache erschöpfende Er- 
örterung finde (§ 180), er und die Mitglieder des Senates haben 
bei der mündlichen Verhandlung durch Fragestellung oder in 
anderer Weise darauf hinzuwirken, dass die für die Entschei- 
dung erheblichen thatsächlichen Angaben gemacht, ungenügende 
Angaben vervollständigt, die Beweismittel für diese Angaben 
bezeichnet und überhaupt alle Aufschlüsse gegeben werden, 
welche zur wahrheitsmäßigen Feststellung des Thatbestandes 
noth wendig erscheinen (§ 182). Es ist die Pflicht des Vor- 
sitzenden, sich des ihm zustehenden Fragerechtes in vollem 
Umfange zu bedienen (§ 182, Anm. 2). Die Verweigerung 
der Antwort steht der Partei jederzeit frei. 

Verweigert die Partei trotz richterlicher Aufforderung die 
Anführung oder Ergänzung von Thatsachen oder Beweisen, 
was im Verhandlungsprotokolle zu constatieren ist (§ 209, 
Anm. 2), so ist für die Anwendung des § 496 in der Berufungs- 
instanz kein Raum. Die in Ueberprüfung der richterlichen 
Processleiturgsbefugnis zulässige Zurück Verweisung wird nur 
in den Fällen des unabweislichen Bedürfnisses stattfinden dürfen, 
sie wird jedoch die Ergänzung der unvollständigen Verhand- 
lung durch Anführung neuer Thatsachen und Beweismittel in 
Fällen ermöglichen, in denen die Parteien durch mangelhafte 
Feststellung des Thatbestandes zu Schaden kommen würden. 
Eine Durchbrechung des in den §§ 462, 482 aufgestellten 
Grundsatzes (Dr. Kornfeld, Civilprocessuale Grundsätze S. 71 ff., 
Wort und Schrift im mündlichen Civilprocesse, S. 57 ; Dr. Wach, 
Die Mündlichkeit im österreichischen Civilprocessentwurfe S. 45 ff.) 
dürfte durch diese Vorschrift nicht stattfinden; denn es ist 
etwas anderes, ob die Partei berechtigt ist, absichtlich oder 
AUS eigenem Verschulden in erster Instanz nicht vorgebrachte 
Thatsachen und Beweise in der Berufungsinstanz nachzutragen^ 
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-oder ob dem Berufungifgerichte das Recht eingeräomt wird, 
die Partei gegen die aas einem Versehen des ersten Richters 
•erwachsenden Nachtheile zu schützen. 

5. Im letzten Absätze ist der Grandsatz aosgesprocben, 
•dass in allen drei Fällen das Berufungsgericht die Entscheid 
-düng selbst f^en kann^ wenn dies nach dem Ermessen des 
Berufungsgerichtes geeignet ist, die Erledigung zu beschleunigen 
oder Kosten zu ersparen. 

Der Ausschuss wollte weiter gleichfalls bezüglich aller 
«drei Fälle diese Möglichkeit, den Process gleich in zweiter 
Instanz zu erledigen, noch dadurch erweitem, dass die Zurück- 
weisung auch dann zu entfallen habe, wenn beide Parteien 
übereinstimmend darauf antragen und das Berufungsgericht an- 
rufen, selbst in der Sache zu entscheiden (Motive des Aus- 
^schusses, S. 49). 

6. Der Reschluss, dass das Berufungsgericht selbst er- 
kennen werde, ist unanfechtbar. Die Zurückverweisung der 
äache an die erste Instanz, welche gleichfalls mittels Beschlusses 
■erfolgt (§ 499), kann nur dann angefochten werden, wenn der 
Kecurs von dem Berufungsgerichte vorbehalten wird (§ 519). 

Die erste Instanz hat die Tagsatzung zur Verhandlung 
von amtswegen anzuordnen (§ 479) und ist an die rechtliche 
Beurtheilung des Berufungsgerichtes gebunden (§ 499). 

§ 497, Sofern nicht die Bestimmungen der §§ 494, 495 
i*nd 496 Bur Anwendung kommen, erkennt dos Berufungsgericht 
durch Urtheü in der Sache selbst. 

Seine Entscheidung hat alle einen zuerkannten oder aber- 
kannten Anspruch betreffenden Streifpunkte zu umfassen, welche 
in Gemäßheit der Berufungsanträge eine Erörterung und Be- 
urtheilung in zweiter Instanz erfordern. 

Das erstrichterliche ürtJieil darf nur soweit abgeändert 
werden, als eim Abänderung beantragt ist. 

1. Unter Streitpunkten (S. 293) sind nicht die zu 
-entscheidenden Ansprüche (S. 26), sondern die einen zuer- 
kannten oder aberkannten Anspruch betreffenden beiderseitigen 
Angriffs- und Vertheidigungsmittel und alles dazu gehörige 
Streitmaterial zu verstehen. Hat der erste Richter von mehreren 
Elagegründen den einen für begründet erklärt und daraufhin 
•den Beklagten verurtheilt, so ist auf Berufung des Beklagten 
^er Berufungsrichter verpflichtet, wenn er den vom ersten 
Hichter gebilligten Klagegrund verwirft, die anderen, vom 
Kläger nicht fallen gelassenen Klagegründe zu prüfen und zu 
entscheiden (Wilmowski, S. 757). 

47' 
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Desgleichen wird bei mehreren Einreden, von denen der* 
erste Richter nur eine oder einzelne gewürdigt hat, auf die 
übrigen Einreden einzugehen sein, wenn dies zur Entscheidung- 
der Sache „erforderlich ist." 

Ist über bestimmtein erster Instanz erhobene Ansprüche 
nicht entschieden, so ist nach § 496 die Ergänzung des Ur- 
theiles anzuordnen. 

2. Die Devolutivwirkung der Berufung findet nur inner« 
halb der Grenzen der Berufungsanträge (§ 471, Anm. 6) statt. 
Eine reformatio in pejus ist ausgeschlossen. Hat der Richter 
die Klage nur für derzeit abgewiesen, so kann über Berufung^ 
des Klägera nur die Bestätigung des Urtheiles erfolgen. Als 
Bernfungsanträge können nur diejenigen gelten, welche sich 
auf die vom Tenor des angefochtenen Urtheils getroffene Ent- 
scheidung beziehen, nicht die bloß gegen Entscheidungsgründe 
gerichteten. 

Innerhalb der so verstandenen Berufungsanträge wird in 
der Berufungsinstanz entschieden. Das Berufungsgericht hat 
über alle innerhalb dieser Grenzen liegenden streitigen Fragen 
zu entscheiden (O. L. G. f. Bayern, Fuchsberger, Ergänzungs- 
band, S. 29ü), da der Berufungsrichter an die rechtlichen Aus- 
führungen der Parteien nicht gebunden ist. Ueber die Kosten 
erster und zweiter Instanz ist nach § 50 zu entscheiden. 

§ 498, Das Berufungsgericht hat seiner Entscheidung die 
in den erstrichterlichen Processacten und im ürtheUe der ersten 
Instanz festgestellten, durch die geltend gemachten Berufungs- 
gründe nicht berührten Ergebnisse der Verhandlung und Beweis- 
führung zugrunde zu legen, soweit dieselben nicht durch die 
Berufungsverhandlung selbst eine Berichtigung erfahren haben. 

Welche Bedeutung dem Widerspruche beizumessen ist, der 
gegen einzelne Feststellungen eines Protokolles erster Instanz oder 
gegen die in der Ausfertigung eines Beweisbeschlusses oder im 
Urtheilsthatbestande enthaltenen Angaben über thaisächliches und 
Beweisvorbringen (§§ 444, 445) rechtzeitig erhoben umrde, hat 
das Berufungsgericht, nöthigenfalls nach mündlicher Verhandlung 
über die vom Widerspruche betroffenen Fesi Stellungen und An- 
gaben (§ 488), unter sorgfältiger Würdigung der Ergebnisse 
des Berufungsverfahrens und aller sonstigen umstände zu be- 
urtheHen. 

Kommt im Berufungsverfahren ein Vergleich zustande^ 
so entfkllt die Entscheidung (§ 204). Geständnis (§ 266),. 
Verzicht (§ 394) und Anerkenntnis (§ 395) sind im Berufungs- 
verfahren im vollen Umfange zulässig und wirksam. Die 



Digitized by V^OOQIC 



— 741 — 

{gänzliche oder theilweise) Neuverhandlung des Rechtsstreites 
ist nur bei dem Verzichte auf die Zurückverweisung wegen 
Nichtigkeit (§ 478), im Falle der Verhandlung und UrtheUsftÜlung 
über unvollständige Urtheile, mangelhafte oder lückenhafte Ver- 
handlungen (§ 496) und bei Widersprüchen gegen die that- 
:8ächlichen Feststellungen des Verhandlungsprotokolles, Beweis- 
beschlusses oder Urtheilsthatbestandes zulässig. Beweise, welche 
zur Unterstützung oder Bekämpf ung der Berufungsgründe dienen; 
im erstrichterlichen Verfahren erfolglos angebotene Beweise können 
•aufgenommen, in erster Instanz durchgeführte Beweise wiederholt 
oder ergänzt werden (§ 488). Innerhalb dieser Grenzen erfolgt 
•die fintscheidung des Berufungsgerichtes auf Grund der erst- 
richterlichen Processacten, des Urtheilsthatbestandes und der 
Beweisaufnahmen. Insbesondere liefert das in Gemäßheit der 
Vorschriften der §§ 207 bis 214 errichtete Protokoll, soweit 
nicht ein ausdrücklicher Widerspruch vorliegt, über den Ver- 
lauf ur.d Inhalt der Verhandlung vollen Beweis (§ 215). Die 
Bedeutung eines rechtzeitig (§§ 212, 343, 444, 445) erhobenen 
und durch das Protokoll oder dessen Anlagen constatierten 
Widerspruches ist nach § 272 zu würdigen, daher in der Ent- 
scheidung zu begründen. 

Das richterliche Fragerecht (§ 182) wird durch die Be- 
stimmungen des § 498 nicht berührt. Welche Bedeutung die 
Verweigerung der Beantwortung von Fragen habe, hat der 
Berufungssenat nach freier Ueberzeugung zu würdigen (§ 272). 

§ 499. Die Zurückverweisung der Rechtssache an das 
Processgericht erster Instanz geschieht in den Fällen der §§ 494 
und 496 mittels Beschlusses. 

Das Gericht, an welches eine Rechtssache infolge Be^ 
-Schlusses des Berufungsgerichtes zu gänzlicher oder theilweiser 
neuer Verhandlung oder Entscheidung oder zur Durchfuhrung 
des Berufungsverfahrens (§487) gelangt, ist hiebei an die recht- 
liche Beurfheüu/ng gebunden, von welcher das Berufungsgericht 
iei seinem Beschlüsse ausgegangen ist. 

In Bezug auf die Einleitung der neuen Verhandlung hat 
•die Vorschrift des § 479 zur Anwendung zu kommen. 

Das Gleiche gilt, wenn das Berufungsgericht das UrtJieil, 
durch welches eine Wiederaufnahmsklage als unzulässig erkannt 
wurde, abändert und die Verhandlung in erster Instanz auf die 
Frage der Zulässigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens be- 
schränkt war. j 

Auch die abändernde Entscheidung des Berufungsgerichtes 
4iber ein die Wiederaufnahmsklage als un'zulän^ig abweisendes 
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Urtheil der ei^sten Instanz (§ 541) hat nach Abs. 4 mittel» 
Beschlusses zu erfolgen, wenn die Verhandlung in erster In- 
stanz auf die Frage der Zulässigkeit der Wiederaufnahme be- 
schränkt war. 

1. Der Beschluss, durch welchen die Rechtssache an das- 
Processgericht erster Instanz zurückverwiesen wird, ist nur 
dann anfechtbar, wenn dies das Berufungsgericht durch den 
Beisatz ausgedrückt hat, dass das Verfahren in erster Instant 
erst nach eingetretener Rechtskraft aufzunehmen oder fort- 
zusetzen sei (§ bl9). 

Die rechtlicheBeurtheilung des Berufungsgerichtes ist 
für die erste Instanz bindend, soweit auf derselben die Auf- 
hebung desUrtheiles beruht (§511). An andere, im Beruftmgs- 
urtheile nebenher ausgesprochene, nicht derJAufhebung zu Grunde 
liegende Rechtssätze ist das Gericht erster Instanz nicht ge- 
bunden. Der Ausdruck „rechtliche Beurtheilung" hat 
eine umfassendere Bedeutung als Rechtsgrundsätze, Rechts- 
ansichten oder Rechtsnormen; zur rechtlichen Beurtheilung ge- 
hört auch die rechtliche Qualification von Verträgen, Willens- 
erklärungen, Rechtshandlungen und die berufungsgerichtliche 
Auslegung von Urkunden. 

2. Für das Gericht erster Instanz gibt es nur die im 
§ 499 aufgerichtete. Schranke, dass dasselbe die rechtliche Be- 
urtheilung, welche der Aufhebung zugrunde gelegt ist, auch 
seiner Entscheidung zu unterlegen hat. Im übrigen wird die 
Sache in die nämliche Lage zurückversetzt, als wenn der Richter 
erster Instanz zum ersten Mal zu erkennen hätte. Sowenig- 
die Parteien an neuem Vorbringen verhindert sind, ebensowenig 
ist der Richter an seine früheren Rechtsansichten, thatsächlichea 
Feststellungen oder Beweiswürdigungen gebunden (O. L. G. 
f. Bayern, Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 313). 

Es können daher neue rechtliche Gesichtspunkte sowie 
neue Thatsachen vorgebracht und berücksichtigt werden. Das^ 
Urtheil kann derjenigen Partei, über deren Berufung das frühere 
Urtheil aufgehoben wurde, ungünstiger sein, als das aufgehobene 
Urtheil. Die Giltigkeit dieses Grundsatzes beschränkt sich aber 
auf den Umfang, in welchem das frühere Urtheil aufgehoben 
und die Sache zur anderweitigen Verhandlung zurückverwiesen 
worden ist. Insoweit das frühere Urtheil in Kraft geblieben ist,, 
ist der Rechtsstreit selbstverständlich einer anderweitigen Ver- 
handlung und Entscheidimg entzogen. 

Ein^r solchen steht in diesem Falle nicht die relative,, 
wohl aber die absolute Rechtskraft entgegen (R. G. Leipzig,. 
Fuchsberger, Ergänzungsband, S. 313). 
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Die Verhandlung vor dem Processgerichte erster Instanz 
ist sofort oder nach eingetretener Rechtskraft des Beschlüsse» 
des Beruftingsgerichtes von amtswegen anzuordnen (§ 479). 

Wenn in erster Instanz über die Zulässigkeit der Wieder- 
aufnahmsklage abweisend erkannt wurde (§ 541) und dieses 
Urtheil vom Berufungsgerichte abgeändert worden ist, soll die 
erste Instanz an die rechtliche Beurtheilung des Berufungs- 
gerichtes gebunden sein und die Tagsatzung nach eingetretener 
Rechtskraft von amtswegen anordnen. 

§ 500. Das Urtheil oder der Beschluss des Berufungs- 
gerichtes, wodurch die Berufung erledigt wirdj ist den Parteien^ 
stets in schriftlicher Ausfertigung zuzustellen. 

Bei Bqrstellung des Thatbestandes im Urtheile des Be- 
rufungsgericht^ ist eine Bezugnahme auf das erstrichterliche 
Urtheü nicht aufgeschlossen. 

1. Die Urth^e und Beschlüsse werden von dem Vor- 
sitzenden des Senat^^ dem die Rechtssache zugewiesen ist^ 
unterzeichnet. 

Bei der schriftlichen Ausfertigung von Beschlüssen der 
streitigen Gerichtsbarkeit kann die Anführung der Namen der 
Richter durch die Angabe des Senates, der den Beschluss 
gefasst hat, ersetzt werden. Diese Angaben müssen nicht 
im Texte des Beschlusses enthalten sein (§ 79, Ges. v. 
27. November I89G, Nr. 217 R.-G.-Bl). Das Urtheü (§ 416) 
und der Beschluss (§ 426) werden den Parteien gegenüber erst 
mit der Zustellung der schriftlichen Ausfertigung wirksam. 
Das Gericht ist jedoch an seine Entscheidung gebunden, sobald 
dieselbe verkündet oder in schriftlicher Abfassung zur Aus- 
fertigung abgegeben ist (§ 417). 

Von der Reinschrift der Entscheidung über Rechtsmittel 
sind in der Regel sogleich bei der Rechtsmittelinstanz so viele 
Exemplare herzustellen, dass außer den für die Acten be- 
stimmten Ausfei*tigungen den Gerichten erster Instanz auch 
die zur Verständigung der Parteien erforderlichen Ausfertigungen 
zur Verfügung gestellt werden können (§ 215 Gesch.-Ü.). 

2. Ueber den Inhalt des Urtheiles gelten die Bestimmungen 
des § 417. Es kann nicht allemal als eine unab weisliche Auf- 
gabe des Berufungsgerichtes betrachtet werden, sein Urtheil 
mit einer selbständigen Darstellung des ganzen Sach- und Streit- 
verhältnisses auszustatten. Nicht nur ist, wie dies auch im 
§ 500 ausdrücklich anerkannt ist, im Zusammenhange der 
Darstellung überhaupt eine Bezugnahme auf das Urtheil der 
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ersten Instanz zulässig, sondern es ist anch zunächst immer nur 
der Tfaatbestand des Berufungsverfahrens als solchen^ den das 
Berufungsgericht in seinem Urtheile darzustellen hat. Dabei 
wird als Ausgangspunkt immer schon das Urtheil erster Instanz 
mit dem in ihm fixierten Thatbestande vorausgesetzt^ und falls 
ein solcher in gehöriger Weise vorliegt, wird es regelmäßig 
genügen^ wenn das Berufungsgericht unter Bezugnahme auf 
denselben nur feststellt, inwiefern die Parteien dabei einfach 
stehen geblieben oder Abweichungen vorgekommen sind (R. G. 
Leipzig, IV, S. 432). Diese Bezugnahme darf erfolgen in 
Bezug auf bestimmte Theile des von dem Richter erster Instanz 
gegebenen Thatbestandes zur Klarlegung eines bestimmten 
relevanten Momentes des Sachverhaltes, welches bei der Bezug- 
nahme in dem Berufungsurtheile im allgemeinen gekennzeichnet 
ist. Es darf auch in dem Berufungsurtheile auf den Thatbestand 
des ersten Urtheiles im Ganzen Bezug genommen werden, 
wenn dieser Thatbestand der Norm des § 417, Abs. 2, 3 genügt 
(R. G. Leipzig, Fuchsberger, S. 711). Ist der Thatbestand des 
erstrichterlichen Urtheiles derart mangelhaft, dass dessen Ueber- 
prüfung nicht mit Sicherheit vorgenommen werden kann, so ist 
das Urtheil als nichtig zu beheben (§ 477, Z. 9). Bei geringeren 
Mängeln muss das Berufungsgericht selbst einen vollständigen 
Thatbestand aufstellen. 

§ 501. In Bagatellsachen kann das erstrichterliche Ur- 
theil nur wegen der im § 477, Z, 1 bis 7 aufgezahlten Nichtig- 
keiten mittels Berufung angefochten werden. 

Ueber Berufungen in Bagatellsachen ist binnen 8 Tagen 
zu entscheiden, wenn nicht Aufklärungen oder Erhebungen 
erforderlich sind (§ 148 Gesch.-O.). 

Unzulässige Berufungen (§ 471) sind im Vorprüfungsver- 
fahren zu verwerfen (§ 474). 



Zweiter Abschnitt: Revision. 

ZulissHikeit. 

§ 502. Gegen die Urtheile der Berufungsgerichte findet 
die Jievision statt. 

In Bagatellsachen ist gegen die Entscheidung des Berufungs- 
gerichtes ein weiterer Rechtszug unzulässig. 

Die Revision ist das Rechtsmittel dritter Instanz gegen 
Urtheile der Berufungsgerichte (§ 497), mag ein Gerichtshof 
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«rster oder zweiter Instanz als Berufungsgericht eingeschritten 
sein. Dieselbe geht immer an den Obersten Gerichtshof (§§ 3^ 
4 J. N.) und ist sowohl gegen bestätigende als auch gegen ab- 
ändernde ürtheile zulässig. Gegen den Ausspruch über die 
Kosten allein ist nur der Recurs zulässig (§ 55). 

§ 503. Die Revision kann nur aus einem der folgenden 
Gründe hegehrt werden: 

1. weil das ürtheü des Berufungsgerichtes wegen eines der 
im § 477 bezeichneten Mängel niditig ist; 

2. weil das Berufungsverfahren an einem Mangel leidet, 
welcher, ohne die Nichtigheit jsu bewirken, eine erschöpfende Er- 
örterung und gründliche Beurtheüung der Streitsache zu hindern 
geeignet war; 

3. weil dem ürtheile des Berufungsgerichtes in einem 
wesentlichen Punkte eine thatsäehliche Voraussetzung zugrunde 
gelegt erscheint, weiche mit den Processacten erster oder zweiter 
Instanz im Widerspruche steht', 

4. weil das Urtheil des Berufungsgerichtes auf einer un- 
richtigen rechtlichen Beurtheüung der Sache beruht, 

1. Die Revisionsgründe sind im § 503 taxativ auf- 
gezählt ; eine Revision, die sich auf einen anderen Grund stützt, 
ist unzulässig. 

Zunächst gilt als Revisionsgrund die Nichtigkeit (§ 477) 
des Urtheiles des Berufungsgerichtes. Ist eine solche Nichtig- 
keit zwar nicht in zweiter, jedoch in erster Instanz unterlaufen, 
so folgt aus §510, dass das Revisionsgericht dieselbe zu berück- 
sichtigen hat, jedoch nicht von amtswegen, sondern nur über 
Parteienantrag; denn es fehlt in dem von der Revision handelnden 
Abschnitte an einer den §§ 471, Z. 7, 494 nachgebildeten Be- 
stimmimg, dass auf die Nichtigkeit von amtswegen Bedacht zu 
nehmen sei, und nachdem durch das Uebersehen einer solchen 
Nichtigkeit seitens des Berufungsgerichtes auch das Urtheil 
desselben nichtig erscheint, die Berücksichtigung dieser Nichtig- 
keit jedoch im ersten Absätze des § 503 ausdrücklich von 
einem diesbezüglichen Begehren abhängig gemacht ist, so dürfte 
dies sowohl von den in zweiter, als auch von den in erster 
Instanz unterlaufenen Nichtigkeiten gelten. 

ZiflFer 2 stimmt mit dem für das Berufungsverfahren in 
§ 496, Z. 2 aufgestellten Aufhebungsgrunde überein (§ 496, 
Anm. 3). 

Wenn das Urtheil des Berufungsgerichtes an einer Nichtig- 
keit oder das Berufungsverfahren an einem Mangel leidet, 
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welcher eine erschöpfende Erörterong und gründliche Be- 
urtheilang der Streitsache hinderte^ so hat die Bemfang ihren 
Zweck verfehlt. Was die Partei nach dem Gesetze verlangea 
kann, eine formell correcte, in die Sache eindringende, sorg- 
fältige Ueberprüfung der Entscheidung erster Instanz, ist ihr 
nicht zutheil geworden. Trotz des Berufungsurtheiles, das die 
Partei empfieng, steht hier das vom Gesetze verheißene Be- 
rufungserkenntnis in Wahrheit noch aus und es ist daher wohl 
keiner Erklärung bedürftig, wenn bei solcher Sachlage der 
Entwurf der Partei das Rechtsmittel der Revision einräumt, um 
den Schein eines Berufungserkenntnisses zu beseitigen und die 
Erlangung einer giltigen, auf gründlicher Beurtheilung fußenden 
Berufungsentscheidung zu ermöglichen. Gegen solchen unge- 
hörigen Verlauf des Berufungsverfahrens kann nur die Revisions- 
instanz Abhilfe gewähren und die für derlei Fälle im Entwürfe 
angeordnete Art der Erledigung (§ 510, Abs. 1) wird der be- 
sonderen Beschaffenheit der Revisionsgründe gerecht (Regierungs- 
motive, S. 307). 

Zur Unterstützung und Bekämpfung eines dieser beiden 
Revisionsgründe können in der Revisionsinstanz auch neue- 
Thatsacben und Beweise vorgebracht werden (§ 504). 

2. Abgesehen von diesen beiden Revisionsgründen ist das 
Eingreifen der Revisionsinstanz auf diejenigen Fälle eingeschränkt,, 
in welchen eine Kritik des angefochtenen Berufungsurtheiles 
ohne neuerliche Vorführung des Sachverhaltes und ohne neuer- 
liche Beweiswürdigung stattfinden kann. Das ist mit einer 
eiozigen Ausnahme nur möglich, wenn die Parteien gegen die 
Art der Sachverhaltsermittlung und gegen die Wahrheitsbeur- 
theilung seitens des Berufungsgerichtes nichts einzuwenden 
haben, sondern lediglich deshalb Beschwerde führen, weil sie- 
der Ansicht sind, das Berufungsgericht habe auf den richtig 
festgestellten und gewürdigten Sachverhalt das Recht unrichtig^ 
angewendet (§ 503, Z. 4). Jene Ausnahme aber ist dann vor- 
handen, wenn ein nach Meinung des Beschwerdeführers bei der 
Feststellung des thatsächlichen Ergebnisses des Rechtsstreites- 
angeblich unterlaufener Irrthum unmittelbar mit Hilfe der 
Processacten und deren Inhalt selbst constatiert und behoben 
werden kann. Hier kann das Revisionsgericht auch die that- 
sächliche Seite des Streitfalles ohne Verhandlungs- und Beweis- 
emeuerung überprüfen. Der Entwurf glaubt dem begreiflichen. 
Wunsche nach möglichst leichter Zugänglichkeit eine« Rechts- 
mittels dritter Instanz entgegen kommen zu sollen, indem er 
die Revision auch hier (§ 503, Z. 3) und damit thatsächlich so- 
weit zulässt, als überhaupt der Revisionszweck die zu seiner 
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Erreichung nothwendigen Mittel noch überwiegt, die Revisiom 
praktisch noch vortheilhaft sein kann. Die damit für die Re- 
vision in Vorschlag gebrachte Beschränkrmg auf die im § 503, 
Z. 3 u. 4 angeführten f^le dürfte auch den Interessen der 
Parteien nicht gefUhrlich sein. 

Denn wenn in erster und zweiter Instanz bei der Sach- 
verhaltsermittlung und Erörterung, sowie bei der Beweisprüfung 
ordnungsmäßig vorgegangen wurde — und das ist ja die 
Voraussetzung einer Revision nach § 503, Z. 3 und 4, weil 
anders der Revisionsgrund der Zahl 2 zu Gebote steht — wird 
das Revisionsgericht stets über ein so ausreichendes Material 
von Protokollen und anderen Niederschriften verfügen, dass es 
sich aus denselben leicht ein genügend treues Bild des Sach- 
verhaltes wird verschaffen können (Regierungsmofive, S. 309). 

3. Bei den Revisionsgründen der Z. 3 und 4 ist die Bei- 
bringung neuer Thatsachen und Beweismittel ausgeschlossen. 
Die Ueberprüfung erfolgt auf Grund der Acten. Der Beur- 
theilung des Revisionsrichters unterliegt die ganze rechtliche 
Seite des Streites, ohne Unterschied, ob es sich um Fragen des- 
materiellen oder des Processrechtes handelt. 

Handelsgebräuche nach Art. 1 H. G. B. unterstehen der 
Beurtheilung des Revisionsrichters^ nicht aber Geschäftsusancen 
nach Art. 278, 279 H. G. B. Rechtsfrage ist die Subsumption 
der Thatsachen unter das Gesetz, beziehungsweise unter den 
Rechtsbegriff, beispielsweise die Fragen, welche Folgerungen 
aus den festgestellten Thatsachen ftlr rechtliche Beziehungen, 
(für ein Verschulden, ftlr die Construction eines Rechtsgeschäften 
oder sonstiger Rechte) herzuleiten sind; ob bestimmte That- 
sachen unter den Rechtsbegriff „Besitz", „culpa", „bona fides" 
u. s. w. zu subsumieren sind, beziehungsweise ob sie rechtlich ge- 
eignet und ausreichend erscheinen, dieses oder ein anderes^ 
Rechtsverhältnis unter den Parteien als bestehend anzunehmen, 
ob eine Urkunde als eine Verfügung unter Lebenden oder von 
Todeswegen anzusehen sei, ob sie sich als ein Pacht- oder 
Kaufvertrag darstellt, ob sie einen nur dinglichen oder per- 
sönlichen Anspruch begründet, ob ein Testament eine Erbes- 
einsetzung enthält (Wilmowski, S. 781) Es begründet aber 
auch eine unrichtige rechtliche Beurtheilung, wenn die gesetz- 
lichen Beweisregeln (§ 292 ff.) nicht beachtet wurden. 

§ 504. Das Revisionsgericht überprüft das Urtheü des 
Berufungsgerichtes innerhalb der Grenzen der im Bevisionsver- 
fahren gestellten Anträge. 

Neue thatsäMiche Behauptungen oder Beweise können in 
der Bevisionsinstanz nur zur Unterstützung oder Bekämpfung^ 
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der Behauptung vorgebracht werden, dass das Urtheü des Be- 
rufungsgerichtes wegen eines der im §477 bezeichneten Mängel 
nichtig sei, oder dass das Berufungsverfahren an einem Mangd 
leide, welcher die erschöpfende Erörterung und grundliche Be- 
urtheilung der Streitsache zu hindern vermochte. 

Die Revisionsanträge können gleich den Bemfungs- 
antragen (§ 462, Anm. 1) entweder die meritorische Abänderung 
oder die Aufhebung oder die Nichtigerklärung des Be- 
rufungsurtheiles oder eines Theiles desselben bezwecken. 

Ueber das aus den Revisionsan trägen ersichtliche Begehren 
darf nicht hinausgegangen werden und eine reformatio in pejus 
ist unzulässig. 

An die von den Parteien geltend gemachten rechtlichen 
Gesichtspunkte ist jedoch auch das Revisionsgericht nicht ge- 
bunden, ja es kann einem Revisionsantrage auch aus anderen 
als den von der Partei geltend gemachten RevisionsgrUnden 
stattgeben (Schuster von Bonnott, S. 487). 

Mit Ausnahme des Antrages auf Erstattung der Revisions- 
kosten ist jede Aenderung der Klage (§ 483), jeder neue An- 
spruch (§ 235), der Zwischenantrag auf Feststellung (§§ 236, 
259), eine Wiederklage (§ 233) oder eine in erster Instanz 
nicht vorgebrachte Einrede, Replik, Duplik, endlich der Antrag 
auf Leistung eines Entschädigungsbetrages (§ 408) ausgeschlossen. 
Sofern das Vorbringen neuer thatsächlicher Behauptungen oder 
Beweise überhaupt zulässig ist, müssen dieselben in der 
Revisionsschrift oder Revisionsbeantwortung angeführt sein 
(§ 506). 

Erhebung der Revieion. 

§ 505, Die Revision wird durch Überreichung eines 
Schriftsatzes (Bevisionsschrift) bei dem Processgerichte erster 
Instanz erhohen. 

Die Bevisionsfrist beträgt vierzehn Tage von Zustellung 
des Berufungserkenntnisses an] sie kann nicht verlängert werden. 

Durch die rechtzeitige JErh^ung der Bevision wird der 
Eintritt der Bechtskraft und VoÜstreäcbarkeit des angefochtenen 
Urtheües im Umfange der Beoisionsanträge bis zur Erledigung 
des Bechtsmittds gehemmt. Der Bevision gegen ein bestätigendes 
Urtheil der zweiten Instanz kommt eine hemtnendj Wirkung 
nicht zu. 

Für die Ueberreichung der Revisionsschrift gelten nach 
§ 513 die für die Berufungsschrift nach § 465 bestehenden 



Digitized by V^OOQIC 



— 749 — 

Vorschriften, sie kann auch telegraphisch geschehen (§ 89, Ges. 
V. 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-BL). Nur die proto- 
kollarische Aufnahme der Revision und die Bestellung eines 
Beamten der Staatsanwaltschaft oder des Gerichtes zur Ver- 
fassung derselben findet nicht statt (§ 507). 

Die Revisionsschrift ist ein Schriftsatz, die Vorschriften 
der §§ 74 — 77 gelten daher auch für sie. Formgebrechen, 
welche die ordnungsmäßige geschäftliche Behandlung derselben 
zu hindern geeignet sind, hat das Gericht erster Instanz abzu- 
stellen. Diesbezüglich uni bezüglich der bei Streitgenossen 
geltenden Bestimmungen ist Anm. 1 bei § 465 zu vergleichen. 

Die Revisionsfrist beträgt im Wechselverfahren (§ 555) 
und Verfahren in Bestandsachen (§ 575) acht Tage. BetreflFs 
dieser Frist gelten nach § 513 die Vorschriften des § 464. 

Der SuspensivefFect einer rechtzeitig eingebrachten 
ordentlichen Revision deckt sich mit dem der Berufung (§ 466) ; 
eine Revision gegen gleichlautende Urtheile der unteren Instanzen 
hat jedoch keinen Suspensiveffect. Hiebei kommt es nur auf 
den Urtheilsspruch und nicht auf die gleichlautende oder ab- 
weichende Begründung an. BetreflFs des Verzichtes (§ 472) 
und der Zurücknahme (§ 484) der Revision gelten die für das 
Berufungsverfahren bestehenden Vorschriften; desgleichen ipt zur 
Erhebung der Revision nur jener berechtigt, der schon die 
Berufung einbringen konnte (§ 461, Anm. 4). Wer gegen das 
Urtheil der ersten Instanz die Berufung nicht erhoben hat, kann 
nur gegen das abändernde Urtheil des Berufungsgerichtes die 
Revision einbringen. 

§ 506. Die Revisiomschrift muss siehst den allgemeinen 
Erfordernissen eines Schriftsatzes enthalten: 

1. die Bezeichnung des ürtlieües, gegen welches die Revision 
gerichtet ist; 

2. die bestimmte Erklärung, inwieweit das Urtheil ange- 
focJUen wird, die ebenso bestimmte kurze Bezeichnung der Gründe 
der Anfechtung (Revisiotisgrunde) und die Erklärung, oh die 
Aufhebung oder eine Abänderung des Urtheiles, und welche be- 
antragt werde (Revisionsantrag); 

3. das thatsächliche Vorbringen und die Beweismittd^ 
durch welche die Wahrheit der im § 503, Z. 1 und 2, ange^ 
gebenen Revisionsgründe ertviesen werden soll; 

4. die Unterschrift eines Advocaten. 

Insoweit die Revision auf den im § 503, Z. 4, angege- 
benen Revisionsgrund gestützt wird, ist in der Revisionsschrift 
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^hne Weitläufigkeiten darjstdegen, am welchen Gründen die 
rechtliche Beurtheilung der Seiche unrichtig erscheint. 

1. Die Berufungsscbrift ist ein Schriftsatz, aber kein 
vorbereitender Schriftsatz (§ 78). Die allgemeinen Vor- 
schriften über Schriftsätze enthalten die §§ 75—77. Die Ein- 
haltung der Vorschriften des § 506 ist imperativ vorgeschrieben. 
Fehlt es an den Erfordernissen der Ziffern 1, 2, so ist die 
Revision vom Revisionsgerichte zu verwerfen (§§ 471, 474, 513). 
Fehlt es an thatsächlichem Vorbringen und Beweismitteln, so 
^können dieselben bei der Revisionsentscheidung nicht berück- 
sichtigt werden. 

Revisionsschriften, welche nicht von einem Advocaten 
gefertigt sind, hat das Processgericht erster Instanz (Vorsitzende^ 
Einzelrichter) unter Festsetzung einer unerstreckbaren Frist 
der Wiedervorlage zur rechtsfreundlichen Fertigung rückzu- 
stellen (§ 8:')). 

Ueber die Bezeichnung des Urtheils, die Revisionsanträge 
-und RevisionsgrUnde gilt dasselbe wie bei der Berufung (§471, 
Anm. 6). 

2. Die Erörterung des thatsächlichen Vorbringens und 
der Beweise, die nach Inhalt der erstrichterlichen Processacten 
und des Urtheilsthatbestandes in erster oder zweiter Instanz 
vorgekommen sind, wird zur Kritik der angefochtenen recht- 
lichen Beurtheilung der Sache unbedingt gestattet sein (§ 78). 

*Neue Thatumstände und Beweise können nur zur Dar- 
thuung der geltend gemachten Michtigkeiten oder Verfahrens- 
mängel vorgebracht und berücksichtigt werden. 

Rechtsansftlhrungen und Darlegungen über die Wahr- 
scheinlichkeit oder Glaubwürdigkeit thatsächlicher Behauptungen 
^er Beweise dürfen nur in vorbereitenden Schriftsätzen nicht 
vorkommen (§ 78), für die Revisionsschrift (und Revisions- 
beantwortung) sind sie immer zulässig, mag die Revision auf 
welchen Revisionsgrund immer gestützt werden. Ihren Grund 
hat diese Ausnahme im Ausfalle einer obligatorischen münd- 
lichen Verhandlung (Regierungsmotive, S. 310). 

§ 507. Im Falle rechtzeitiger Erhebung der Revision 
A)erfugt das Processgericht erster Instanz die Zustellung eines 
Exemplares der Revisionsschfrist an den Gegner des Revisions- 
Werbers (Revisionsgegner). Verspätet erhobene Revisionen sind 
^om Processgerichte erster Instan zwrzackzuweisen. 

Dem Revisionsgegner steht es frei, binnen der Nothfrist 
joon vierzehn Tagen von der Zustellung der Revisionsschrift bei 
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dem Processgerichte erster Instanz eine Beuisionsbeanttcartung 
mittels Schriftsatzes zu überreichen. 

Auf die Revision^>eantwortung finden die Bestimmungen 
des § 506 mit Ausnahme der unter Z. 1 und 2 angegebenen 
^Erfordernisse sinngemäße Anwendung. Neue Thatsachen und 
Beweise^ welche der Revisionsgegner zw Widerlegung der in 
der Revisionsschrift angegd>enen Revisionsgründe benützen will, 
werden im Revisionsverfahren nur soweit berücksichtigt, als bie 
•bereits in der ReoisionsbeantuH>rtung angeführt sind. 

Von der Einbringung der Revisionsbeantwortung ist der 
Revisionswerber durch MittheUung eines Exemplares der Re- 
Visionsbeantwortung zu verständigen. 

Die Üeberreichung der Revisionssckrift und Revisions- 
•leantwortung kann nicht durch Erklärungen zu gerichtlichem 
Protokoll ersetzt werden. 

1. Der Vorsitzende des Senates des Processgerichtes erster 
Instanz (Einzelrichter) hat die Revisionsschrift in formeller Be- 
ziehung zu prüfen und die zur Behebung von Formmängeln 
•erforderlichen Verfügungen zu treflfen (§§ 84, 85). 

Der Auftrag zur Zustellung der rechtzeitigen (§ 505) und 
formell ordnungsmäßigen Revisionsschrift an den Gegner steht 
•dem Vorsitzenden des Senates zu(§ 37, Ges. v. 27. November 1896 
Nr. 217 R.-G.-BI.). 

Die Zurückweisung verspätet erhobener Revisionen steht 
^Äg^gön dem Senate und nicht dem Vorsitzenden des Process- 
;gerichtes erster Instanz zu. Gegen die Zurückweisung ist der 
Recurs zulässig. 

2. Die Erstattung einer Revisionseinrede steht dem Re- 
visionsgegner frei. Es wird kein Zwang auf die Partei aus- 
geübt, sondern ihr nur Gelegenheit zur Aeußerung gegeben, die 
^ie je nach ihrem Ermessen benützen mag oder nicht (Regierungs- 
motive, S. 310). 

Nothwendig ist sie nur dann, wenn der Revisionsgegner 
zur Widerlegung der Revisionsgründe (§ 503, Z. l und 2) 
neue Thatsachen und Beweise vorbringen will, nachdem diese 
nur dann berücksichtigt werden können, wenn sie in der Re- 
visionsbeantwortung vorgebracht worden sind. Die Frist von 
14 Tagen gilt auch für daß Verfahren in Wechselsachen (§ 655) 
und in Streitigkeiten aus dem Bestandvertrage (§ 575). 

3. Auch die Revisionsbeantwortung ist kein vorbereiten- 
-der Schriftsatz, nachdem jedoch ein Exemplar desselben dem 
•Gegner zuzustellen ist, so ist sie in so vielen Exemplaren zu 
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überreichen, dass jedem der Gegner ein Exemplar zugestellt 
und überdies eines für die Gerichtsacten zurückbehalten werden 
kann. BetreflFs der neuen Thatsachen und Beweise gelten die 
Bemerkungen bei § 506, Anm. 2. Die Revisionsbeantwortung 
muss von einem Advocaten gefertigt sein (§ 506); fehlt die 
rechtsfreundliche Fertigung, so ist der Schriftsatz der Partei 
zur rechtsfreundlichen Fertigung binnen einer unerstreckbaren 
Frist rückzustellen (§ 85). Außer der protokollarischen Auf- 
nahme der Revision und Revisionsbeantwortung ist auch die 
Abfassung derselben durch einen hiezu bestellten Beamten der 
Staatsanwaltschaft oder des Gerichtes, wie solche für arme 
Parteien zur Erstattung der Berufungsschrift vorgenehen ist^ 
unzulässig. 

§ 508. Nach Erstattung der Bevisionsbeantwortung oder 
nach fruchtlosem Ablaufe der hiefür offenstehenden Frist legt 
das Processgericht erster Instanz die bezeicfineten Schriften sammt 
allen auf den Bechtsstreit sich beziehenden Processacten deni 
Berufungsgerichte vor, welches dieselben sodann nach AnschttASS 
der diesen Bechtsstreit betreffenden berufungsgerichtlichen Acten 
an das Bevisionsgericht weiterbeßrdert. 

Die Vorlage der Acten an das Bevisionsgericht ist in dem 
Falle, als eine Berichtigung des Thafbestandes des vom Be^ 
rufungsgerichte gefällten ürtheiles beantragt wurde, bis zur Er^ 
ledigung des Berichtigungsverfahrens auszusetzen. 

1. Der Richter (Vorsitzende des Senates) erster Instant 
hat die Revisionsbeantwortung in formeller Richtung zu prüfen, 
die Abstellung von Formmängeln zu veranlassen (§§ 84, 85) 
und die formell ordnungsmäßige Revisionsbeantwortung, auch 
wenn sie verspätet eingebracht worden wäre, dem Revisions- 
werber zuzustellen. 

Der Auftrag zur Zustellung der Revisionsbeantwortung 
an den Revisionswerber und die Vorlage von Revisionen an die 
Rechtsmittelinstanz hat durch den Vorsitzenden ohne vorherige 
Beschlussfassung des Senates zu erfolgen (§ 37, Ges. vom 
27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.). 

2. Gemäß § 513 gelten die Vorschriften des zweiten 
Absatzes des § 469 über die Vorlage von Amtsabschriften der 
Acten im Falle nicht vollständiger Erledigung des Rechtsstreites 
in der Berufungsinstanz auch für diese. Die Aussetzung der 
Vorlage der Acten im Falle der beantragten Berichtigung des^ 
Urtheilsthatbestandes (§ 493) bis zur Erledigung des Berichti- 
gungsverfahrens (§ 420) wird durch das Berufungsgericht za 
erfolgen haben. Der betreffende Beschluss kann durch ein 
Rechtsmittel nicht angefochten werden. 
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Verfahrea vor den Revishmsgorichte. 

^ r)09. Das Revisionsgericht entscheidet über die Bevision 
in nicht öffentlicher Sitzung ohne vorhergehende mündliche Ver- 
handlung. 

Es kann jedoch, wenn dies im einzelnen Falle dem Re^ 
Visionsgerichte behufs Entscheidung über die eingelegte Revision 
erforderlich erscheint, atAch eine mündliche Verhandlung vor dem 
Revisionsgerichte auf Antrag oder von amtswegen angeordnet 
werden. In Bezug auf diese Verhandlung haben die für die 
mündliche Verhandlung vor dem Berufungsgerichte erlassenen 
Vorschriften zu gelten. 

Erhebungen oder Beweisaufnahmen, welche zur Feststellung 
der im § 503, Z. 1 und 2, angeführten Revisionsgründe noth- 
wendig sind, haben durch einen ersuchten Richter zu erfolgen, 
welcher die Acten über die stattgefundenen Erhebungen oder 
Beweisaufnahmen unmittelbar dem Revisionsgerichte vorzulegen 
hat. Diesen Erhebungen und Beweisaufnahmen sind stets die 
Parteien zuzuziehen. 

Während im Beruf ungs verfahren von der Anberaumung 
einer mündlichen Verhandlung nur in gewissen Fällen abge- 
sehen werden kann, soll im Gegen theile die Erledigung der 
Revision in der Regel ohne mUndliche Verhandlung stattfinden 
(§ 609, Abs. 1). 

Nur kann dies nicht ausnahmslos statuiert werden. Vor 
allem schon deshalb nicht, weil namentlich über die Revisions- 
gründe des § 503, Z. 1 und 2 sehr oft nicht ohne Berück- 
sichtigung der neuen Anführungen und Beweise wird ent- 
schieden werden können, welche die Parteien zur Erhärtung 
des Revisionsgrundes vorbringen müssten, beides aber nicht 
ohne Heranziehung der Parteien und Verhandlung mit den- 
selben geschehen kann. Aber auch wenn wegen unrichtiger 
Rechtsanwendung Revision ergriffen wird, kann die Revisions- 
instanz unter Umständen auf eine mündliche Verhandlung Wert 
legen; zumal in wichtigeren Processen mit schwierigen Rechts- 
fragen kann es der Revisionsinstanz bisweilen von Nutzen er- 
scheinen, die Rechtsauffassung der beiden Theile im Wege 
mündlicher Darlegung genau zu kennen. Der Entwurf gestattet 
daher die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung, wo 
, dies im einzelnen Falle behufs Entscheidung über die einge- 
legte Revision erforderlich scheint (§ 509, Abs. 2). 

Indem dies als Ausnahme hingestellt und an die Bedin- 
gung eines bezüglichen Bedürfnisses geknüpft wird, ist zugleich 
die Mahnung ausgesprochen, bei der Entscheidung über die 

FArttl, CtrUprooeMgvMtxe. ^ 
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Anberaumung einer Verhandlung sich ausschließlich vom Zweck- 
mäßigkeitsgesichtspunktc leiten zu lassen. 

Es wird dabei insbesondere auch auf das Verhältnis des 
Wertes des Streitgegenstandes zu den durch die Verhandlungs- 
anordnung entstehenden Kosten zu sehen sein. Ferner kann 
in Betracht kommen, ob nicht etwa concretenfalls der mit der 
Verhandlungsanberaumung verbundene Aufschub des Rechts- 
krafteintrittes sich schädlich erweisen könnte. Auch wird bei 
der Entscheidung einem etwaigen einverständlichen Antrage 
der Parteien eine gewisse Beachtung gebüren (Regierungs- 
motive, S. 310). 

Für die mündliche Verhandlung vor dem Revisionsgerichte 
gelten die in den §§ 482, 483, 486, 491, 493 für das Be- 
rufungsverfahren gegebenen Vorschriften. 

2. Der Beweisaufnahme wegen darf die Verhandlung vor 
dem Revisionsgerichte nicht anberaumt werden. Eine Beweis- 
aufnahme darf vor dem Revisionsgerichte nicht stattfinden. 
Erachtet das Revisionsgericht eine solche zur Feststellung einer 
Nichtigkeit oder eines Verfahrensmangels nothwendig, so hat 
es mit der Beweisaufnahme ein ersuchtes Gericht (erster 
Instanz) zu beauftragen, welches bei der Beweisaufnahme nach 
den allgemeinen Vorschriften vorzugehen, sohin die Parteien 
zur Beweisaufnahme auch zu laden hat (§ 289). Eine weitere 
Bedeutung ist der im § 509 angeordneten Zuziehung der 
Parteien nicht beizulegen. 

§ 510. Das Revisionsgericht hat in der Regel in der 
Sache selbst zu entscheiden. Wenn es jedoch das Urtheü des 
Berufungsgerichtes nach § 477, Z, 4 und 5, als nichtig zu er- 
klären oder aus dem im § 503, Z. 2, hezeichneteti Grunde auf- 
zuheben findet und infolge dessen eine tieue Verhandlung zur 
Erledigung der Sache nothwendig erachtet, hat es die Streitsache 
zu diesem Zwecke an das Berufungsgericht zurückzuverweisen. 

Findet das Revisionsgericht das Urtheil oder Verfahren 
wegen einer schon in erster Instanz unterlaufenen, von amts- 
wegen wahrzunehmenden Nichtigkeit aufzuheben, so hat die 
Zurückweisung der Sache an die erste Instanz zu erfolgen (§ 478, 
Abs. 2 und 3). 

1 . Die Entscheidung durch das Revisionsgericht soll die Regel 
bilden, eine Zurückverweisung der Sache an das Berufungs- 
gericht oder an das Processgericht erster Instanz ist nur bei ' 
Nichtigkeiten und wesentlichen Mängeln, und auch da nur 
unter ganz bestimmten Voraussetzungen zulässig. 

Es muss erstens eine neue Verhandlung nothwendig 
sein und es muss zweitens das Urtheil des Berufungsgerichtes 
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wegen eines wesentlichen Mangels des Beruf ungsverfabrens 
(§ 503, Z. 2) oder wegen der in erster und zweiter Instanz 
unterlaufenen und von der Partei angefochtenen Nichtig- 
keit des mangelnden rechtlichen Gehöres (§ 477, Z. 4) oder 
der mangelnden Vertretung (§ 477, Z. 5) aufgehoben 
worden sein. 

In diesen Fällen ist, wenn die Nichtigkeit in erster In- 
stanz unterlaufen ist, die Sache an die erste Instanz (§ 478, 
Abs. 2, 3), sonst an die Berufungsinstanz zurückzuverweisen. 

Nichtigkeiten, welche von amtswegen in jeder Lage des 
Rechtsstreites zu berücksichtigen sind, und zwar: von der 
Partei behauptete AusscbließungsgrUnde eines Richters (§ 22 
J. N.), unheilbare Unzuständigkeit (§§ 43, 104 J. N.), Unzu- 
lässigkeit des Rechtsweges (§ 42 J. N.), Mangel der Process- 
iUhigkeit und der gesetzlichen Vertretung (§ 6), Mangel der 
Vollmacht (§ 37) werden auch im Revisionsverfahren ohne 
Revisionsantrag und über die Grenzen eines solchen Antrages 
hinaus berücksichtigt werden müssen. 

2. Die Entscheidung des Revisionsgerichtes besteht ent- 
weder in der Verwerfung der Berufung als unzulässig, ver- 
spätet, formwidrig, in der Zurückweisung der Klage bei Auf- 
hebung des erstrichterlichen Urtheiles wegen Nichtigkeit, wenn 
zur Erledigung eine weitere Verhandlung nicht nothwendig ist 
(§ 477, Z. 3, 5, 6) oder endlich in der Zurückweisung der 
Revision als unbegründet oder in der meritorischen Abänderung 
des Urtheiles zweiter Instanz. Zugleich hat das Revisions- 
gericht über die Kosten zu entscheiden (§§ 50, 51). 

§511. Das Gericht, an welches die Sache zurückver- 
wiesen wurde, ist hei der weiteren Behandlung und Entscheidung 
an die rechtliche Beurtheilung gebunden, welche das Revisions- 
gericht seinem aufhebenden Urtheile zugrunde gelegt hat. 

Zum Zwecke der Aufnahme des Verfahrens beim Be- 
rufungsgerichte oder beim Gerichte erster Instanz haben diese 
die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung von amtswegen 
anzuberaumen. 

Zu vergleichen Anm. 1, 2 zu § 499. 

§ 512. Findet das Uevisionsgericht, dass die lievision 
muthwillig oder nur zur Verzögerung der Sache angebracht 
wurde, so ist gegen den Revisionswerber oder na^h Umständen 
gegen dessen Ädvocaten auf eine Muthwlllensstrafe zu erkennen. 

Die Muthwillensstrafe, welche die Revisionsinstanz zu 
verhängen hat, wenn die erhobene Revision nicht bloß unbe- 
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gründet ist, sondeiii auch muthwillig oder zur Verzögei-ung der 
Rechtssache angebracht erscheint, hat in der Regel die Partei 
zu treffen, fiir welche das Rechtsmittel eingelegt wurde. Ge- 
schah jedoch letzteres ohne Vorwissen der Partei, oder wurde 
auf deren Entschluss von ihrem Vertreter ein ungebürlicher 
Einfluss ausgeübt, oder liegen überhaupt Umstände vor, welche 
den Muthwillen nicht sowohl auf Seite der Partei als auf jener 
des Advocaten constatieren, so ist letzterer zu bestrafen (Re- 
gierungsmotive, S. 310). Die Muthwillensstrafe darf den Betrag 
von 300 fl. nicht übersteigen (§ 220). 

§ 513. Soweit sich nicht aus den Bestimmungen dieses 
Abschnittes Abweichungen ergeben, sind die Vorschriften über 
die Berufung auch auf die Bevision anzuwenden. 



Dritter Abschnitt: Recurs. 

Zulittigkeit. 

§ 514. Gregen Beschlüsse (Bescheide) ist, sofern das 
gegenwärtige Gesetz die Anfechtung derselben nicht ausschließt, 
der Becurs zulässig. 

Mittels Becurses können Beschlüsse insbesondere auch 
aus den im § 477 angegebenen Chründen angefochten werden. 

Gegen Beschlüsse, dwrch welche gemäß § 51, Abs. 2, der 
Ersatz der Kosten dem Gerichte auferlegt wird, können die 
hienach zum Kostenersatze verpflichteten richterlichen Beamten 
Becurs ergreifen. 

1. Die Regierungsvorlage theilt die Beschlüsse bezüglich 
ihrer Anfechtbarkeit durch den Recurs in drei Kategorien. 
Erstens gibt es rein vorbereitende Beschlüsse, die bloß for- 
meller Natur sind, daher das Meritum der Sache weder direct 
noch indirect berühren und der Rechtssphäre der Partei in 
keiner Weise nahetreten; diese sind als unanfechtbar erklärt 
(§ 514). 

Zweitens gibt, es eine Reihe von processleitenden Ver- 
fügungen, welche zwar eine materielle Wirkung äußern, jedoch 
nicht ftlr sich allein, sondern erst in Verbindung mit einer 
späteren Entscheidung oder Beschlussfassung; ob solche Be- 
schlüsse die Parteien beschweren, lässt sich daher nicht abstract 
oder von vorneherein beurtheilen, sondern erst nach den Er- 
gebnissen der Verhandlung. In einem derartigen Falle ist 
daher zur Vereinfachung und zugleich zur Hintanhaltung 
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einer überflüssigen Beschwerdefbhnmg der Recurs insolange 
aufgeschoben^ bis jener spätere Beschlnss gefasst ist und es sich 
definitiv herausstellt^ ob der Beschluss die Partei geschädigt 
hat oder nicht (§ 515). Es gibt aber noch eine dritte 
Kategorie von Beschlüssen^ welche flir die Parteien sofort prä- 
judiciell wirken und das weitere Verfahren in dem Maße be- 
herrschen^ dass vorweg festgestellt werden muss^ ob es bei 
dem Beschlüsse verbleiben kann oder nicht. Diese sind sofort 
mittels Recurses anfechtbar (Motive des Ausschusses, S. 50). 

Gegen Entscheidungen, Anordnungen und Verftigungen 
des Gerichtes, welche nicht in der Form des Urtheiles, sondern 
als Beschluss (Bescheid) (§ 425) ergehen, sowie gegen die in 
einem Urtheile enthaltene Entscheidung über die Processkosten 
ist das Rechtsmittel des Recurses zulässig, falls deren Anfech- 
tung nicht ausgeschlossen oder deren abgesonderte Anfechtung 
(§ 515) nicht untersagt ist. 

2. Nachfolgende Beschlüsse können überhaupt nicht ange- 
fochten werden: 

Die Anordnung der Beglaubigung einer Vollmacht (§ 30). 

Die Anordnung der Fortsetzung des Verfahrens in der 
Hauptsache vor Rechtskraft des einen Antrag auf Sicherheits- 
leistung für die Processkosten abweisenden Beschlusses (§ 61). 

Die Bewilligung des Armenrechtes und die Anordnung 
der Bestellung eines Advocaten flir die arme Partei (§ 72). 

Der Auftrag zur Vorlage der Urschrift einer Urkunde 
und die Abkürzung der dreitägigen Frist zur Einsichtnahme 
der vorgelegten Urkunde (§ 82). 

Der Auftrag, eine von Hand zu Hand mitgetheilte Ur- 
kunde zurückzustellen (§ 83). 

Die gerichtliche Bestellung eines gemeinsamen Zustellungs- 
bevolimächtigten (§§ 97, 98). 

Die Ertheilung oder Verweigerung der Erlaubnis der 
Vornahme einer Zustellung an Sonn- oder Feiertagen und zur 
Nachtzeit (§ 100). 

Die Anordnung, dass ein Edict auch in anderen Zeitungen 
als dem Amisblatte oder dass es mehr als einmal eingeschaltet 
werde (§ 117). 

Die erste Verlängerung einer Frist nicht über die Dauer 
der ursprünglichen Frist, die erste Erstreckung einer Tag- 
satzung nicht über vier Wochen und die Ablehnung eines An- 
trages auf Abkürzung einer Frist (§ 141). 

Die Bewilligung der Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand (§ 153). 
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Die Verbindung mehrerer Processe zur gemeinsamen Ver- 
handlung (§§ 187, 192). 

Die Trennung der Verhandlung über mehrere in derselben 
Klage erhobene Ansprüche (§§ 188, 192). 

Die Beschränkung der Verhandlung auf einen oder mehrere 
Streitpunkte (§§ 189, 192). 

Die Aufnahme des Verfahrens nach rechtskräftiger Er- 
ledigung eines Präjudicialverfahrens (§§ 190, 191, 192). 

Die Erklärung einer Sache als Ferialsache (§ 224). 

Die Beschlüsse, durch welche ein vorbereitendes Verfahren 
angeordnet oder der Antrag auf Einleitung eines solchen abge- 
wiesen wird (§ 247). 

Die Entscheidungen des Vorsitzenden über Beschwerden 
gegen den beauftragten Richter im vorbereitenden Verfahren 
(§ 255). 

Der Beschluss auf Ergänzung des vorbereitenden Ver- 
fahrens (§ 256). 

Die Beschlüsse des Vorsitzenden über die in der Klage 
oder einem vorbereitenden Schriftsatze gestellten processleitenden 
Anträge (§§ 257, 258, 438). • 

Die sofortige Aufnahme der Verhandlung zur Hauptsache, 
wenn eine Processeinrede abgewiesen wurde (§ 261). 

Der Beschluss, durch welchen die Ergänzung oder Wieder- 
holung einer Beweisaufnahme angeordnet wird (§§ 264, 286, 
289, 291, 389). 

Der Beschluss auf schriftliche Feststellungen zum Ver- 
handlungsprotokolle und die Entscheidung über die Richtigkeit 
solcher Feststellungen (§ 2(>5). 

Die Zulassung der stenographischen Aufzeichnung einer 
Beweisaufnahme (§§ 280, 291). 

Die Uebertragung der Bestellung des Ersuchschreibens 
wegen einer Beweisaufnahme im Auslande an den Beweis- 
führer und die Bestimmung einer Frist f\ir die Beweisaufnahme 
oder für die Vorlage der Acten (§§ 283, 291). 

Die Anordnung, dass dem Gegner nur einzelne Theile 
der Urkunde vorzuweisen sind (§§ 298, 319). 

Der Auftrag zur Vorlage der Urschrift einer Urkunde 
(§§ 299, 319). 

Der Beschluss, dass die Urkiinde einem beauftragten oder 
ersuchten Richter vorgelegt werde (§§ 300, 319). 

Die Beschlüsse und Verfügungen wegen Herbeischaffung 
einer bei einem Notare oder einer öffentlichen Behörde ver- 
wahrten Urkunde (§§ 301, 319), 
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Die Anordnung; dass mit der Fortsetzung der münd- 
lichen Verhandlung wegen eines gegen einen Dritten anhängig 
zu machenden Editionsprocesses gewartet werde und die An- 
ordnung der Fortsetzung dieser Verhandlung (§§ 309, 319). 

Die Einholung der Auskunft des Ausstellers einer öffent- 
lichen Urkunde über die Echtheit derselben (§§ 310, 319). 

Der Auftrag, dass eine Partei zum Zwecke der 
Schriftenvergleichung eine Anzahl von Worten niederschreibe 
(§§ 314, 319). 

Die Schriftenvergleichung durch das Gericht selbst oder 
durch Sachverständige (§§ 315, 319). 

Die Entscheidung über den Einfluss der Aussage- oder 
Eidesverweigerung eines Zeugen auf den Fortgang des Ver- 
fahrens (§§ 326, 349). 

Die Zeugenladung (§§ 329, 349). 

Die Anordnung des Erlages eines Kostenvorschusses auf die 
Zeugengebüren binnen einer bestimmten Frist und die Ent- 
scheidung über die Fortsetzung der Verhandlung bei nicht 
rechtzeitigem Erläge des Vorschusses (§§ 332, 349). 

Die neuerliche Ladung und die Vori\lhrung eines Zeugen 
(§§ 333, 349). 

Die Fortsetzung der Verhandlung nach Ablauf der ftir 
eine Zeugeneinvernahme bestimmten Frist (§§ 335, 349). 

Die Beschlüsse über die Beeidigung eines Zeugen (§§ 337, 
338, 349). 

Der Auftrag zur Leistung eines Vorschusses an den 
Zeugen (§§ 346, 349). 

Die Entscheidung über die Zeugengebüren (§ 347). 

Die Bestimmung der Zahl der zu bestellenden Sachver- 
ständigen (§§ 351, 366). 

Der Beschluss, durch welchen die Bestellung der Sach- 
verständigen dem beauftragten Richter überlassen wird 
(§§ 352, 366). 

Die Enthebung eines abgelehnten Sachverständigen 
(§§ 356, 366). 

Die über die Beeidigung eines Sachverständigen gefassten 
Beschlüsse (§§ 358, 366). 

Die Beschlüsse, durch welche für die Abgabe eines Gut- 
achtens eine Frist bestimmt oder eine Tagsatzung angeordnet 
wird (§§ 360, 366). 

Die Ladung eines Sachverständigen (§§ 329, 349, 367). 

Die Fristbestimmung für den Erlag eines Kostenvor- 
schusses auf Sachverständigengebüren und die Fortsetzung 
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der VerhaDdlnng trote nicht rechtseitigen Erlages (§§ 332, 
349, 367). 

Der Auftrag zur Leistung eines Vorschusses an den 
Sachverstärdigen (§§ 346, 349, 367). 

Die Beschlüsse, durch welche dem um die Aufnahme 
eines Augenscheines ersuchten oder mit demselben beauftragten 
Richter die Entscheidung über die Zuziehung von Sachver- 
ständigen und deren Ernennung überlassen wird und der Auftrag 
zum Erläge eines Kosten Vorschusses für den Augenschein 
(§§ 332, 366, 368). 

Die Bewilligung einer Beweisaufnahme zur Sicherung des 
Beweises (§ 386). 

Die Gewährung und Verweigerung der sofortigen Beweis- 
aufnahme zur Sicherung einer Beweisführung noch vor Zu- 
stellung des Beschlusses an den Gegner (§ 387). 

Die Anordnung, dass die weitere Verhandlung bis zum 
Eintritte der Rechtskraft eines Zwischenurtheils auszusetzen 
sei (§ 393). 

Die Entscheidung über den Antrag auf Berichtigung des 
Thatbestandes (§ 420). 

Die Anordnung eines Sühnversuches (§ 433). 

Die Aufnahme eines die Ausübung der besonderen Gerichts- 
barkeit ausdrückenden Beisatzes in das Urtheil eines Bezirks- 
gerichtes und die Verweigerung der Aufiiahme dieses Beisatzes 
(§ 446). 

In Bagatellsachen die Beschlüsse erster Instanz mit Aus- 
nahme der im § 517 aufgezählten und alle Beschlüsse des 
Berufungsgerichtes (§ 517). 

Die im Berufungsverfahren ergehenden Beschlüsse des 
Berufungsgerichtes mit Ausnahme der in den §§ 490, 514, 519 
aufgezählten (§ 519). 

Der aufhebende Beschluss des Berufungsgerichtes über 
einen Recurs, wenn der Vollzug nicht von der Rechtski'aft ab- 
hängig gemacht ist (§ 527). 

Bestätigende Recurs-Entscheidungen des Berufungsgerichtes 
(§ 528). 

Der Beschluss, mit welchem die Einleitung des straf- 
gerichtlichen Verfahrens über eine Wiederaufnahmsklage veran- 
lasst wird (§ 539). 

Die Verhandlung zur Hauptsache nach Verkündung und 
vor Ausfertigung der dem Wiederaufnahmsbegehren stattgebenden 
Entscheidung (§ 542). 
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Die Entaoheidang über den Antrag anf Unterbrechung 
dcB Bemfungs- oder Revisionsverfahrens anlässlich einer Wieder- 
aufnahmsklage (§§ 544, 540, 546). 

Der Zahlungsauftrag im Mandatsverfahren (§ 552) und 
im Wechselverfahren (§§ 557, 558, 559) mit Ausnahme des 
Recurses gegen den Kostenzuspruch. 

Die Aufträge zur Uebergabe oder Uebernahme eines Be- 
standgegenstandes (§ 575). 

Der Beschluss über den Antrag auf Bestellung eines 
Schiedsrichters (§ 582). 

Der Zahlungsbefehl im Syndicatsverfahren (§§ 602, 552). 

3. Nachfolgende Beschlüsse können gemä6 anderer Gesetze 
nicht angefochten werden: 

Der Zahlungsbefehl im Mahnverfahren (§ 5, Ges. vom 
27. April 1873, Nr. 67 R. G. Bl). 

Der die Ablehnung, eines Richters aussprechende Beschluss 
(§24J.N.). 

Die Entscheidung über die Ablehnung anderer gericht- 
licher Organe (§ 26 J. N.). 

Die Entscheidung von Streitigkeiten über die Zuständig- 
keit zwischen inländischen Gerichten (§ 47 J. N.). 

Die im Executionsverfahren nicht anfechtbaren Beschlüsse 
(§§ 19, 20, 21, '22, 30, 99, 100, 167, 206, 239, 289, 345, 351 
E. O.) werden bei § 65 E. 0. angeführt werden. 

§ 515. In deti Fällen, in welchen nach den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes gegen einen Beschluss ein abgesondertes 
Rechtsmittel versag ist, können die Parteien ihre Beschwerden 
gegen diesen Beschluss mit defu gegen die nächstfolgende 
anfechtbare Entscheidung eingebrachten Rechtsmittel zur Geltung 
bringen. 

1. Nach dem Grundsatze des §462, Abs. 2, erlangt in der 
Regel keine richterliche Entscheidung und Verfligung, die im 
Verfahren bis zum Urtheile erlassen wurde, früher als letzteres 
Rechtskraft, weil solche richterliche Beschlüsse oder Bescheide 
mit den gegen das ürtheil statthaften Rechtsmitteln angefochten 
werden können (Regierungsmotive, S. 311). Gerade die Be- 
schlüsse, gegen welche ein abgesondertes Rechtsmittel ausge- 
schlossen ist, sind im zweiten Absätze des § 462 gemeint und 
es ist daher unter der nächstfolgenden anfechtbaren Entschei- 
dung nicht der erste mit Recurs anfechtbare Beschluss, 
sondern die nächste Entscheidung zu verstehen, mit welcher 
die Sache für die Instanz erledigt wird, mag diese Entscheidung 
in der Form eines Beschlusses oder eines Urtheiles ergehen. 
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Findet sich die Partei nicht veranlasst, gegen die nächste 
anfechtbare Entscheidung ein Rechtsmittel einzubringen und 
wird diese Entscheidung im Instanzenzuge abgeändert, so wird 
der Beschluss, gegen weichen die Beschwerde vorbehalten war, 
mit dem Rechtsmittel gegen die abändernde Entscheidung des 
Berufungsgerichtes angefochten werden können. 

Bei dieser Auslegung wird es auch unmöglich sein, den 
Zweck der vorbehaltenen Beschwerde dadurch zu vereiteln, 
dass zum Zwecke der Ermöglichung eines Recurses, der abge- 
sondert nicht zulässig ist, sofort eine dem Recurse unter- 
liegende Entscheidung des Processgerichtes (z. B. die Ablehnung 
des Antrages auf Ertheilung des Armenrechtes) provociert 
und sohin im Laufe des Verfahrens gegen diesen ablehnenden 
Beschluss und gleichzeitig gegen den früheren .Beschluss der 
Recurs ergriffen wird. 

2. Durch ein abgesondertes Rechtsmittel können nicht 
angefochten werden: 

Die Verfügungen zur Behebung des Mangels der Process- 
fUhigkeit, der gesetzlichen Vertretung und der besonderen Er- 
mächtigung zur Processführung sowie gegen die Zulassung der 
processunfähigen Partei oder ihres nicht legitimierten Vertreters 
zu einstweiligen Processhandiungen (§ 6). 

Die Zulassung eines Nebenintervenienten (§ 18). 

Die Zurückweisung eines Winkelschreibers als Bevoll- 
mächtigten (§ 29). 

Die anlässlich des Einschreitens einer nicht mit Vollmacht 
ausgewiesenen Person gefassten Beschlüsse (§ 38). 

Der Auftrag zur Beseitigung von Formgebrechen bei 
Schriftsätzen (§ 84) einschließlich des geforderten Nachweises 
der Bestellung eines Advocaten (§ 37) (welche durch den Vor- 
sitzend en zu erfolgen haben). 

Die Bestimmung einer Frist zur Wiedervorlage eines 
Schriftsatzes (§ 85), welche gleichfalls vom Vorsitzenden 
ausgeht. 

Der Auftrag des Vorsitzenden zur Bestellung eines 
Zustellungsbevollmächtigten (§ 95). 

Die Anberaumung einer Tagsatzung und die Ladung zu 
derselben (§ 130). 

Die Ausschließung der Oeffentlichkeit (§ 173). 

Die Zurückweisung verspäteten Vorbringens (§ 1791 die 
processleitenden Verfügungen nach §§ 181, Abs. 2, und die 
Entscheidungen des Senates über die Zulässigkeit der nach 
§ 184 vom Vorsitzenden zurückgewiesenen oder vom Gegner be- 
strittenen Fragen (§'_186). 
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Die Beschlüsse des Einzelrichters und des Senates betreffs 
der Protokollierung (§ 214). 

Der Auftrag zur Beantwortung der Klage (§ 243). 

Die in die Entscheidung der Hauptsache aufgenommene 
Entscheidung über Processeinreden (§ 261). 

Die Zurückweisung angebotener Beweise (§ 275), Beweis- 
beschlüsse (§ 277), die Zurückweisung neuen thatsächlichen 
Vorbringens und neuer Beweisanträge (§ 278), die Beschlüsse, 
durch welche die Benützung eines Beweises bewilligt oder aus- 
geschlossen wurde (8§ 279, 335), die Uebertragung der Beweis- 
aufnahme an einen beauftragten Richter (§ 282), die Erlassung 
von Ersuchschreiben zum Zwecke der Beweisaufnahme (§§ 283, 
285), die Verweigerung der Ergänzung einer von einem be- 
auftragten oder ersuchten Richter vorgenommenen Beweisauf- 
nahme seitens des Vorsitzenden (§ 286) und die Beschlüsse, 
durch welche Fragen der Parteien bei der Beweisaufnahme 
zurückgewiesen wurden (§§ 289, 291, 342, 349). 

Die Entscheidung über einen Editionsantrag gegen den 
Processgegner (§ 303), der Bescliluss auf eidliche Abhörung 
des Processgegners anlässlich eines solchen- Antrages (§ 307) 
und der Beschluss nach § 316, dass eine Urkunde bei Gericht 
zurückbehalten werde (§ 319). 

Die Entscheidung über die Rechtsmäßigkeit der Ver- 
weigerung einer Zeugenaussage oder der Beantwortung einzelner 
Fragen (§ 324), des Zeugeneides (§ 326), der Beschluss, dass 
die Abhörung eines Zeugen nach § 337 zu unterbleiben habe, die 
Beschlüsse über die Reihenfolge, in welcher die Zeugen zu 
vernehmen sind, über die Gegenüberstellung von Zeugen (§ 339), 
die Vernehmung der Zeugen über die allgemeinen und über die 
ihre Glaubwürdigkeit betreffenden Fragen (§ 340), die Beschlüsse 
hinsichtlich der Bethevligung der Parteien an der Zeugenver- 
nehmung (§ 341), der x\usspruch nach § 342, dass die aut eine 
unzulässige Frage vor dem beauftragten oder ersuchten Richter 
ertheilte Antwort unberücksichtigt bleibe (§ 349). 

Der Beschluss, durch welchen die Ablehnung eines Sach- 
verständigen verworfen (§ 356) oder eine schriftliche Begut- 
achtung (§ 357) angeordnet wird (§ 366). 

Beschlüsse und Verfügungen bei Vornahme eines Augen- 
scheines (§ 370). 

Beschlüsse, durch welche einzelne zu beschwörende 
Thatsachen bei der eidlichen Parteieneinvernahme hervorgehoben 
werden oder die Fassung der eidlichen Aussage bestimmt wird 
(§ 377). 
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Die Zurückweisung des Antrages auf Berichtigung von 
Schreib- und Rechnungsfehlern oder anderen offenbaren Un- 
richtigkeiten im Urtheiie (§ 419). 

Der Aussprach des Berufungsgerichtes, dass das Verfahren 
in erster Instanz erst nach eingetretener Rechtskraft der Be- 
rufungsentscheidung aufzunehmen oder fortzusetzen sei (§ 479). 

Der Ausspruch des Berufungsgerichtes^ inwieweit das 
Urtheii erster Instanz als nicht angefochten zur Execution 
geeignet ist (§ 490). 

Alle Beschlüsse im Besitzstörungsverfahren mit Ausnahme 
des Endbeschlusses und der .Beschlüsse, durch welche die Ein- 
leitung oder Fortsetzung des Verfahrens verweigert wird (§ 618). 

Der Beschluss, durch welchen infoige eines Recurses die 
Hemmung des Verfahrens, der Ausführung des angefochtenen 
Beschlusses oder der auf Grund desselben einzuleitenden Elxe- 
cution verfügt wird (§ 524). 

Nach § 62 J. N. können auch die Beschlüsse wegen Zu- 
ziehung eines Berufs- oder Laienrichters als Ergänzungsrichter 
in Fällen der sachlichen Unzuständigkeit durch ein abge- 
sondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden. Sofern der 
Ausspnch über die Zulässigkeit des Rechtsweges^ Streit- 
anhängigkeit und Rechtskraft in die über die Hauptsache 
ergehende Entscheidung aufgenommen wird^ kann derselbe nach 
§ 261 nur mittels des gegen die Entscheidung in der Haupt- 
sache offen stehenden Rechtsmittels angefochten werden. In 
der Executionsordnung ist der Recurs in den §§ 66, 239 vor- 
behalten. 

§ 516, Die vom Vorsteher eifies Gerichtshofes, vom Vor- 
sitzenden des Senates oder von einem beauftragten Richter ge- 
fassten Beschlüsse körnten, sofern nichts anderes angeordnet ist, 
durch das Rechtsmittel des Recurses angefochten werden*^ die 
Anfechtung ist jedoch mistatthafl, wenn nicht früher die Ab- 
änderung des fraglichen Beschlusses beim Gerichtshofe beantragt 
wurde. 

1. Das besondere Erfordernis des § 516 für die Anfecht- 
barkeit von Beschlüssen gilt nur für die von dem Vorsteher 
eines Gerichtshofes, von dem Vorsitzenden des Senates 
oder von einem beauftragten Richter gefassten Beschlüsse, 
daher nicht für die Beschlüsse des Vorstehers eines Bezirks- 
gerichtes oder des ersuchten Richters. Bei der ersten Tag- 
satzung fungiert der Senatsvorsitzende oder der beauftragte 
Richter als Erkennender Richter, auf seine diesbezüglichen 
Beschlüsse ist daher § 516 nicht anwendbar. Beschlüsse eines 
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beauftragten Richters können schon nach § 35 J. N., sofern 
nichts anderes bestimmt ist, von dem Gerichte, welches den 
Auftrag ertheilt hat, auf Antrag oder von amtswegen abgeändert 
werden. AuBer den bei § 514 angeführten unanfechtbaren 
Beschlüssen bestimmt das Gesetz, dass die von dem beauf- 
tragten Richter im vorbereitenden Verfahren (§ 255) erlassenen 
Anordnungen und Beschlüsse, sofern deren Anfechtung im 
Wege eines besonderen Rechtsmittels zulässig erscheint, nur 
vom Vorsitzenden des Senates abgeändert werden können. Die 
Entscheidung des beauftragten Richters über die Zulässigkeit 
einer Frage beim Zeugen- und Sachverständigenbeweise kann 
durch das erkennende Gericht abgeändert werden (§ 342). 

2. Die Frist ftir die Erhebung des Recurses gegen Be- 
schlüsse eines Gerichtshofes, des Vorsitzenden des Senates oder 
eines beauftragten Richters beginnt mit dem Tage nach Zu- 
stellung oder Verkündung des anzufechtenden Beschlusses. 
Die Recursfrist erfährt weder durch das Erfordernis, vor An- 
fechtung des Beschlusses dessen Abänderung beim Gerichtshofe 
zu beantragen, noch durch die thatsächliche Anbringung eines 
solchen Antrages eine Verlängerung. 

Der Antrag, den Beschluss abzuändern, kann vor Er- 
hebung des Recurses fUr sich allein angebracht oder mit dem 
Recurse verbunden werden. 

Ueber einen mit dem Recurse verbundenen Antrag hat 
das Gericht vor Vorlage des Recurses an das Recursgericht zu 
entscheiden. Mit der Abänderung des Beschlusses im Sinne 
des gestellten Antrages wird zugleich der Recurs erledigt. 
Findet sich jedoch das Gericht nicht bestimmt, dem Antrage 
im vollen Umfange stattzugeben, so ist der Recurs unter Hin- 
weis auf den rechtzeitig gestellten Abänderungsantrag und 
dessen Entscheidung dem Recursgerichte vorzulegen. 

Ueber einen vor Ueberreichung des Recurses gestellten 
Abänderungsantrag ist mit thunlichstor Beschleunigung zu ent- 
scheiden. Ein Recurs,, der erst nach Ablauf der Recursfrist 
überreicht wird, ist zurückzuweisen (§ 523 C. P. O.), wenn 
auch die Abänderung rechtzeitig innerhalb der Recursfrist beim 
Gerichtshofe beantragt wurde (§ 151 Gesch.-O.). Bei mündlich 
in der Verhandlung gefassten und verkündeten Beschlüssen 
wird deren Abänderung sofort zu beantragen sein (§ 196). 
Auch bei jenen Beschlüssen, gegen welche ein abgesondertes 
Rechtsmittel ausgeschlossen ist, wird die Abänderung sofort zu 
begehren sein, weil dieselbe später in erster Instanz nicht mehr 
durchführbar wäre. Bei sofort anfechtbaren Beschlüssen wird 
die Abänderung des Beschlusses in Verbindung mit dem Re- 
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curse innerhalb der Recursfrist zu beantragen sein, weil sonst 
die Recursfrist versäumt werden kann. 

§ 517. In Bagatellsachen kann nur gegen die folgenden 
Beschlüsse erster Instana Becurs ergriffen werden: 

1, wenn die Einleitung oder Fortsetzung des gesetzmäßigen 
Verfahrens über die Klage verweigert wurde; 

2. wenn über den Antrag auf Bestellung einer Sicherlieit 
für die Processkosten oder auf Ergänzung dieser Sicherheit ent- 
schieden wurde-, 

S, wenn dem Begehren um Erstreckung einer Tagsatzung 
unter Verletzung der Bestimmungen des § 134 stattgegeben 
wurde und der Beschluss zugleich gemäß § 141 anfechtbar ist*, 

4. wenn ein Antrag auf BetviUigung der Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand wegen Versäumung einer Tagsatzung oder 
wegen Ferstreichens der Frist zur Erhebung eines Rechtsmittels 
abgewiesen wurde; 

5. wenn über zu ersetzende Kosten durch Beschluss ent- 
schieden wurde. 

Gegen Beschlüsse des Berufungsgerichtes ist in Bagatell- 
sachen der Becurs ausgeschlossen. 

Die Einleitung oder Fortsetzung des gesetzmäßigen Ver- 
fahrens wird auch dann verweigert, wenn statt des Bagatell- 
Verfahrens das ordentliche Verfahren vor dem Bezirksgerichte 
eingeleitet oder gemäB § 453 das Bagatellverfahren in das 
ordentliche Verfahren hinUbergeleitet wird. Trotz der Vorschrift 
des § 130 wird daher in solchen Fällen der Recurs zustehen, 
weil derselbe nicht gegen die Anordnung der Tagsatzung, 
sondern gegen die Verweigerung der Einleitung oder Fort- 
setzung des gesetzlichen Verfahrens gerichtet ist. BetreflFs der 
Bestellung einer Sicherheit für die Processkosten gelten die 
allgemeinen Vorschriften der §§60 ff. Fristerstreckungen sind 
im Bagatellverfahren unanfechtbar, Tagsatzungserstreckungen 
können auch im Bagatellverfahren nur dann angefochten werden, 
wenn es sich um wiederholte Erstreckungen handelt oder wenn 
die erste Erstreckung die Dauer von vier Wochen über- 
schreitet. 

Die Bestimmungen über die Wiedereinsetzung sind in den 
§§ 146 ff. enthalten. 

Außer den Fällen, in welchen durch Beschluss über die 
Kosten entschieden wurde, wird auch der in einem Bagatell- 
urtheile enthaltene Abspruch über die Kosten ohne gleichzeitige 
Anfechtung der in der Hauptsache ergangenen Entscheidung 
nur mittels Recurses angefochten werden können (§ 55). 
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Sowohl die über einen Recurs, als auch die über eine 
Berufung ergangenen Beschlüsse des Berufungsgerichtes (§§ 471, 
473, 474, 477, 478, 501) sind unanfechtbar. 

§ 518. Im Verfahren über Klagen wegen Störung des 
Besitzstandes (§ 454) kann nur gegen Beschlüsse, durch welche 
die Einleitung oder Fortsetzung des Verfahrens über die Klage 
verweigert wird, und gegen den Endbeschluss Becurs ergriffen 
werden, 

Beschwerden gegen alle anderen im Laufe des Ver- 
fahrens gefassten Beschlüsse, und insbesondere gegen die während 
des Verfahrens erlassenen einstweiligen Verfügungen sind mit 
dem gegen den Endbeschluss gerichteten Becurs zu verbinden. 

Im Besitzstörungsverfahren sind alle anderen Rechtsmittel 
mit Ausnahme des Recui*ses, insbesondere auch die Wiederein- 
setzung in den vorigen Stand ausgeschlossen (§ 460). Der 
Recurs ist nur gegen den Endbeschluss (§ 459) und gegen 
die Abweisung der Klage a limine oder gegen die Einsteilung 
des Verfahrens zulässig. Ein Revisionsrecurs gegen gleich- 
lautende Entscheidungen ist ausgeschlossen (§ 528). 

Gegen die aufrechte Vorbescheidung einer Besitzstörungs- 
klage wird daher ein Recurs nicht mehr zulässig sein (vergl. 
E. d. O. G. H. Nr. 13523 und 7912). 

Gegen den Beschluss, mit dem der gegen eine provisorische 
Verfügung Dawiderhandelnde zur Strafe gezogen wird, ist ein 
Recurs unzulässig (E. d. 0. G. H. Nr. 9789). 

Ob die während der Verhandlung getroffenen einstweiligen 
Vorkehrungen während der Anhängigkeit des Recurses gegen 
den Endbeschluss fortdauern sollen, hat der Richter erster 
Instanz nach freiem Ermessen zu bestimmen (§ 525). 

§519, Gegen die im Berufungsverfahren ergehenden 
Beschlüsse des Berufungsgerichtes ist der Becurs nur slaithaft: 

1, wenn durch den Beschluss die Berufung zurückgewiesen 
wurde ; 

2, wenn die Nichtigkeit des erstrichterlichen ürtheiles vom 
Berufungsgerichte durch Beschluss ausgesprochen wurde; 

3, wenn die Rechtssache durch Beschl^iss zur Entscheidung 
oder zur Verha^idlung und Entscheidung an ein Gericht erster 
Instanz oder an ein anderes Berufungsgericht verwiesen und 
wenn zugleich in dem Beschlüsse des Berufungsgerichten ausge- 
sprochen tvurde, dass das Verfahren in erster Instanz oder das 
Berufungsverfahren erst nach eingetretener Rechtskraft dieses 
Beschlusses aufzunehmen oder fortzusetzen sei. 
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1. Die Entscheidung des Berafongsgerichtes über eine 
Berufung kann die Rechtsstellung einer Partei alterieren, 
ohne dass es in der Sache selbst erkannt hätte; vielleicht ge- 
rade dadurch^ dass dies nicht geschah. Es wurde die Berufung 
wegen UnzuJässigkeit verworfen, das erstrichterliche Urtheil 
keiner meritorischcn Kritik unterzogen, sondern wegen Nichtig- 
keit aufgehoben; oder das Berufungsgericht erkennt nur mittel- 
bar in der Sache selbst, indem es z. B. eine Ergänzung der 
\ erhandlung anordnet u. s. w. Ob es sich dabei um Würdigung 
der von einer Partei geltend gemachten Anfechtungsgründe 
handelt oder das Berufungsgericht damit von amtswegen gegen 
gewisse Mängel reagiert, ist gleichgiltig; eine der Parteien 
kann durch eine solche fkitscheidung in ihren Interessen gerade 
so getroffen werden, wie durch eine ihr ungünstige unmittelbar 
meritorische Abänderung des erstricht^lichen Urtheiles. 

Eine solche Entscheidung des Berufungsgerichtes, weil 
keine sachliche, bietet zu einem selbständigen Angriffe aus den 
Gründen des § 503 keinen Anlass, und doch kann in der 
Aufhebung des erstrichterlichen Urtheils ein Fehler liegen. 
Für diesen Fall stellt der Entwurf den Parteien, entsprechend 
der Beschlussform, in welcher eine derartige Berufungserledigung 
ergeht, das Rechtsmittel des Recurses zur Verfügung (Regierungs- 
motive, S. 309). 

2. Die Bestimmungen gelten nur für Beschlüsse im Ver- 
fahren über Berufungen. Betreffs des Recurses gegen 
Recurserledigungen (Revisionsrecurs) ist sich nach § 528 zu 
richten. 

Die Berufung wird durch Beschluss zurückgewiesen (ver- 
worfen), wenn dieselbe als gesetzlich unzulässig oder nicht in 
der gesetzlichen Frist erhoben erscheint; wenn in der 
Berufungsschrift das angefochtene Urtheil nicht angegeben ist, 
wenn dieselbe keinen oder keinen bestimmten Berufungsantrag 
enthält, oder wenn die Berufungsgründe nicht angeflü^rt sind 
(§§ 474, 495). 

Außerdem ist die Berufung durch Beschluss zurückzu- 
weisen gemäß § 149 Qesch.-O., wenn die Klage wegen Streit- 
anhängigkeit oder Rechtskraft zurückgewiesen wird (§ 475, 
Abs. 3). 

Die Nichtigkeit des erstrichterlichen Urtheiles wird ausge- 
sprochen aus den im § 477 angeführten Gründen gemäß der 
§§ 478, 494. 

Die Rechtssache wird zur Entscheidung oder zur Ver- 
handlung und Entscheidung an ein Gericht erster Instanz ver- 
wiesen, wenn sich die Berufung gegen ein wegen Säumnis 



Digitized by V^OOQIC 



— 769 - 

einer Partei geftültes Urtheil darauf gründet, dass eine Ver- 
säumung nicht vorliegt (§ 474), wenn das Gericht erster In- 
stanz mit Unrecht seine Zuständigkeit oder Nichtzuständigkeit 
Ausgesprochen, die Streitanhängigkeit oder Rechtskraft ohne 
Grund angenommen hat (§ 475), wenn die Sachanträge nicht 
vollständig erledigt wurden, wenn das Verfahren an wesent- 
lichen Mängeln leidet oder erheblich scheinende Thatsachen in 
erster Instanz gar nicht erörtert wurden (§ 496). 

An ein anderes Berufungsgericht wird die Rechtssache 
verwiesen, wenn das Berufungsgericht zur Entscheidung über 
die Berufung nicht zuständig erscheint (§§ 474, 487). 

Ob im Falle der Ziffer 3 durch den bezüglichen Beisatz 
der Recurs für zulässig zu erklären sei oder nicht, hat das 
Berufungsgericht nach freiem Ermessen zu bestimmen. In 
zweifelhaften Fällen wird sich die Zulassung des Recurses 
empfehlen. Gegen den diesbezüglichen Beschluss ist ein abge- 
sondertes Rechtsmittel ausgeschlossen (§ 479). 

Außer den im § 519 angeführten Fällen ist nach § 514 
ein abgesonderter Recurs zulässig gegen die Verfällung des 
Gerichtes zum Kostenersatze, und ein vorbehaltener Recurs 
gej^en den Beschluss über die Vollstreckbarkeit des erstrichter- 
lichen Urtheiles (§ 490). 

Erhebung des Recurees. 

§ 520. Der Recurs wird durch Utberreichung eines 
Schriftsatzes (Recursschrift) hei dem Gerichte erhohen, dessen 
Beschluss angefochten wird^ dessen Vorsteher den angefochtenen 
Beschluss erlassen hat oder dem der Vorsitzende des Senates, 
der beauftragte oder ersuchte Richter angehört hat, gegen dessen 
Beschluss Recurs ergriffen wird. Bei Bezirksgerichten können 
Recurse von Parteien, welche nicht durch einen Ädvocaten ver- 
treten sind, auch mündlich zu Protokoll angebracht werden; 
schriftliche Recurse müssen mit der Unterschrift eines Ädvocaten 
versehen sein. 

Wenn ein Beschluss wegen der ihm zugrunde liegenden 
unrichtigefi rechtlichen Beurtheilung mittels Recurs angefochten 
wird, hat die Vorschrift des § 506, letzter Absatz, entsprechend 
Anwendung zu finden. 

Gleich den übrigen Rechtsmitteln wird auch der Recurs 
durch Ueberreichung der Recursschrift bei dem Gerichte erster 
Instanz ergriffen (Regierungsmotive, S. 312). 

Dies wird auch für den Revisionsrecurs zu gelten haben. 
Der Entwurf lässt aber von dem Erfordernisse der schriftlichen 

Fflratl, CiTÜproMMgeMtie. 49 
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Eiiilegung dieses Rechtsmittels die sachgemäße Ausnahme zu, 
dass eine Partei, welche sich gegen die Entscheidung oder 
Verfügung eines Bezirksgerichtes oder des Vorstehers desselben 
oder des dem Bezirksgerichte angehörigen ersuchten Richters 
beschwert und im bisherigen Verfahren nicht durch .einen 
Advocaten vertreten ist, ihren Recurs zu Protokoll geben kann 
(Regierungsmotive, S. 312). 

Außerdem kann bei Gerichtshöfen auch der Recurs 
der armen Partei gegen den Beschluss, durch welchen der 
für sie bestellte Advocat wegen Muthwilligkeit oder Aus- 
sichtslosigkeit der ihm übertragenen Rechtsverfolgung oder 
Rechtsvertheidigung enthoben wurde (Art. XXXIII, E. G.), der 
Recurs eines Zeugen (§ 348) oder Sachverständigen (§ 367) 
zu Protokoll angebracht werden. 

Hievon abgesehen gelten für die Recursschrift die allge- 
meinen Bestimmungen über die Schriftsätze und die Vertretung 
durch einen Advocaten mit der Maßgabe, dass die Recurs- 
schrift, da ihre Erledigung ohne mündliche Verhandlung statt- 
findet, auch Rechtsausführungen enthalten kann (Regierungsmotive, 
S. 312). Auch neue Thatsachen und Beweise werden im Re- 
curse vorgebracht werden können. Vor Gerichtshöfen bedürfen 
die schriftlich angebrachten Recurse der Zeugen (§ 348) und 
Sachverständigen (§ 367) der rechtsfreundlichen Fertigung 
nicht. Recurse wegen Verweigerung, Erlöschung oder Ent- 
ziehung des Armenrechtes werden mit Rücksicht auf die Be- 
stimmungen des § 72 der rechtsfreundlichen Fertigung gleich- 
falls nicht bedürfen. 

§ 521. Die Recurs frist beträgt vierzehn Tage; sie kann 
nicht verlängert werden. 

Die Frist beginnt mit dem Tage nach Zustellung der 
schrißUchen Ausfertigung des anzufechtenden Beschlusses oder 
der Recursentscheidungf und in Bagatellsachen, wenn beide Par- 
teien bei der Verkündung des Beschlusses anwesend waren, mit 
dem Tage nach der Verkündung, 

Im Wechsel- (§ 565), Bestand- (§ n75) und Mahnver- 
fahren (§§ 5, 12, Ges. V. 27. April 1873, Nr. 67 R.-G.-Bl.) 
beträgt die Recursfrist acht Tage. Sie ist eine Nothfrist (§ 128), 
betreffs welcher sonach alle bei § 464 angeführten Bestim- 
mungen gelten. Gemäß § 89 Ger.-Verf.-Ges. kann der Recura 
auch telegraphisch erhoben werden. Die Tage des Postenlaufes 
werden nicht eingerechnet. 

Im Executionsverfahren beträgt die Recursfrist in der 
Regel (§ ()5 E. 0.) acht Tage, ausnahmsweise bei Entscheidungen 
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über die VoUstreckbarkeit ausländischer Urtheile und über die 
Bewilligung der Einverleibung des executiven Pfandrechtes 
{§§ 83, 88 E. O.) vierzehn Tage. 

Im Bagatellverfahren gilt dasselbe wie flir die Berufungs- 
frist. Muss der Beschluss zugestellt werden, weil auch nur 
eine der Parteien bei der Verkündung nicht anwesend war, 
so beginnt für beide Parteien die Frist mit der Zustellung. 

Die Erhebung des Recurses vor Zustellung der schrift- 
lichen Ausfertigung ist nicht unzulässig. 

Die Vorschrift des § 521 gilt nur für den sofortigen 
Recurs. Vorbehaltene Recurse (§ 515) sind mit dem Rechts- 
mittel gegen die nächstfolgende anfechtbare Entscheidung 
zu verbinden. 

§ 522. Ist der Eecurs gegen die Verweigerung oder Eni- 
jsiehung des Armenrechtes, gegen Strafverfügungen wider einen 
Zeugen oder Sachverständigen oder gegen ein^n Beschluss ge- 
richtet, weicher bloß processleitender Natur ist, so kann das Gericht 
oder der Richter, dessen Entscheidung oder Verfügung angefochten 
wird, dem Becursbegehren selbst statigeben. 

Finden sich dieselben hiezu nicht bestimmt oder werden 
andere, als die im ersten Absätze bezeichneten Beschlüsse durch 
Becurs angefochten, so ist der Becurs dem Becursgerichte ohne Auf- 
schub mit aufklärendem Berichte und mit allen für die Beurthei- 
lung des Becurses erforderlichen Acten vorzulegen. 

1. Es gibt Beschlüsse und Bescheide, an derem Inhalte 
keine der Processparteien oder doch nur der Antragsteller 
interessiert ist, so dass sie sich durch eine Abänderung der- 
selben im Sinne des Recurses nicht beschwert erachten können. 
Hieher gehören vor allem die Strafverfügungen wider Zeugen 
(§§ 326, 333, 336) und Sachverständige (§ 354), dann die 
Verweigerung oder Entziehung des Armenrechtes (§§ 65, 66, 68), 
endlich können auch — soweit sie überhaupt anfechtbar sind 
— Beschlüsse processleitender Natur darunter gerechnet werden, 
namentlich derlei Bescheide, Verfügungen über einseitigen, den 
Processgang betreffenden Antrag, welcher nicht bei einer 
mündlichen Verhandlung gestellt wird und dessen Erledigung 
keine Verhandlung voi auszugehen hat. In diesen Fällen unter- 
liegt es keinem Bedenken, dem Gerichte oder dem Richter, 
gegen dessen Entscheidung oder Verfügung Recurs erhoben 
wird, das Recht einzuräumen, dem Recurse sogleich selbst 
stattzugeben, wenn sie auf Grund erneuerter Erwägung die 
Beschwerde . für gerechtfertigt erkennen (Regierungsmotive, 
S. 312). Provisorische Verfügungen im Besitzstörungsverfahren 

49» 
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(§ 458) können gleichfalls vom ersten Richter aufgehoben werden 

(§ 525). 

2. Processleitende Verfügungen (§ 223, Anm. 1) können 
auch von amtswegen durch das erkennende Gericht abgeändert 
werden (§§ 192, 425), es wird sohin gegen solche Verfügungen^ 
auch wenn gegen dieselben ein Rechtsmittel ausgeschlossen ist, 
eine Vorstellung zulässig sein. Die Vorlage der Recurse und 
der dazu gehörigen Schriften und Acten an die Rechtsmittel- 
instanz oder an das Gericht, das die Acten an die Rechts- 
mittelinstanz zu befördern hat, erfolgt nach § 37 Ger.-Verf.-Ges. 
durch den Vorsitzenden ohne Beschlussfassung des Sanates. 

3. Berichte, womit Recurse vorgelegt werden, sind in 
th unliebst kurzer Fassung auf dem überreichten Recurse oder 
auf einem beigelegten Blatte in Urschrift zu erstatten; eine 
Uebertragung in Reinschrift soll nur stattfinden, wenn der 
Bericht sachliche Mittheilungen macht, die in den übrigen 
Acten nicht enthalten sind, und die Handschrift des richter- 
lichen Beamten, der den Bericht erstattet hat, schwer leser- 
lich ist. 

• 

Eine Darstellung des actenmäßigen Sachverhaltes ist in 
den Bericht lediglich dann aufzunehmen, wenn der Recurs und 
die vorgelegten Proceesacten für sich keine genügende Ueber- 
sicht über den maßgebenden Sachverhalt gewähren. Eine im 
Berichte unternommene Rechtfertigung des angefochtenen Be- 
schlusses muss sich auf die kurze Hervorhebung der wichtigsten 
Gesichtspunkte beschränken. 

Dem Berichte sind die für die Beurtheilung des Recurses 
erforderlichen Acten sammt Zustellungsscheinen und insbesondere 
der angefochtene Beschluss mit dem BerathungsprotokoUe oder 
Abstimmungsvermerke in Urschrift beizulegen; im Berichte 
selbst sind Angaben über die Besetzung des Senates, der den 
angefochtenen Beschluss gefasst hat, und über das Abstimmungs- 
ergebnis nicht zu machen. Die Einsendung beglaubigter Ab- 
schriften ist nur hinsichtlich jener Acten zulässig, die zur 
Fortsetzung des Verfahrens in der untereq Instanz unerlässlich 
benöthigt werden. Ein Actenauszug ist dem Berichte nicht 
beizulegen (§ 206 Gesch.-O.). Ueber die Benachrichtigung der 
Parteien von den an das Gericht erster Instanz gelangten Ent- 
scheidungen ist eine Beschlussfassung des Senates nicht einzu- 
holen (§ 205 Gesch.-0.). 

Diese Bestimmungen gelten nicht fUr Berichte, die nicht 
über Recurse, sondern über Anordnung der übergeordneten 
Behörden erstattet werden. 
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Solche Berichte sollen alles enthalten, was gegebenenfalls 
zur Kenntnis der übergeordneten Behörde nothwendig oder 
nützlich erscheint. In den Berichten sind alle nicht streng 
sachlichen Wendungen zu vermeiden, bekannte Thatsachen 
sollen nicht wiederholt werden. Desgleichen ist von einer 
Wiedergabe des Inhaltes der Anordnung, infolge deren der 
Bericht erstattet wird, oder einzelner zugleich vorgelegter 
Actenstücke und von allen überflüssigen Wiederholungen der 
Sachbezeichnung abzusehen. Die Anordnung ist lediglich nach 
Datum und Oeschäftszahl anzuführen; bei Vorlage von Acten 
sind die in Betracht kommenden Stellen durch Bezeichnung 
der Zahl der Actenblätter anzugeben. 

In Berichten, welche auf Grund eines Senats- oder 
Commissionsbeschlusses ergehen, sind die Namen der Per- 
sonen, welche zum Beschlüsse mitgewirkt haben, dann anzu- 
führen, wenn die beiliegenden Acten die Namen jener Personen 
nicht ersehen lassen. Vorgekommene abweichende Meinungen 
sind am Schlüsse anzumerken. 

Dringliche Fälle ausgenommen, sind solche Berichte in 
Reinschrift zu übersenden (§ 203 Gesch.-O.). 

§ 523, Recurse gegen Beschlüsse, wider welche nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes ein Recurs überhaupt nicht statt- 
findet oder doch ein abgesondertes Rechtsmittel versagt ist, sowie 
Recurse, die nach Ablauf der Recursfrist erhoben werden, sind 
von dem Gerichte, bei welchem sie iiberreicht werden, von amts- 
wegefi zurückzuweisen. 

Die Form des Recurses richtet sich nach den allge- 
meinen Vorschriften für Schriftsätze (§ 74 ff.). Da eine 
mündliche Verhandlung über den Recurs nicht stattfindet, so 
ist derselbe nur in einfacher Ausfertigung zu überreichen. 

Derselbe kann auch kurze Rechtsdeductionen enthalten 
(§ 520) und neue Thatsachen und Beweise vorbringen. 

Soweit das Gesetz nicht etwas anderes anordnet, ist der 
Gegner weder von der Ueberreichung des Recurses, noch von 
dessen Vorlage zu benachrichtigen. 

Wird jedoch eine einstweilige Hemmung des Verfahrens 
oder der Ausflihrung des Beschlusses angeordnet, der auch lür 
den Gegner von Belang ist, so ist dieser hievon zu verständigen 
(§ 150 Gesch.-O.). 

Das Begehren des Recurses wird auf Abänderung oder 
Aufhebung des angefochtenen Beschlusses zu richten sein. 
Form Verletzungen des Recurses werden durch das Gericht 
erster Instanz abzustellen sein (§ 84). Außerdem obliegt 
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dem Gerichte erster Instanz die amtswegige Prüfung der 
Zulässigkeit des Recurses (§§ 514, Ö15, 517, 518, 528) und 
der rechtzeitigen Erhebung desselben (§ 521). Gegen die 
Zarilck Weisung des Recurses als unzulässig oder verspätet steht 
das Rechtsmittel des Recurses zu. 

Ueber Verzicht und Zurücknahme enthält das Gesetz 
keine Bestimmungen; die §§ 472, 484 sind entsprechend an- 
zuwenden. 

§ 524. Der Recurs hat in Bezug auf die Ausführung 
des angefochtenen Beschlusses und den Eintritt der Vollstreck* 
harkeit desselben keine aufschiebende Wirkung. Eine Ausnahme 
tritt, soferne nicht das Gesetz etwas anderes bestimmt, bei Straf- 
Verfügungen ein, welche im Instanzenzuge anfechtbar sind. 

Wenn jedoch aus der Hemmung des Verfahrens, der Aus* 
führung des angefochtenen Beschlusses oder der auf Grund des- 
selben einzuleitenden Execution der Gegenpartei kein unverhältniS' 
mäßiger Nachtheil erwächst^ und ohne solche Hemmung der 
Zweck des Recurses vereitelt würde, so hat das Gericht, gegen 
dessen Beschluß Recurs ergriffen wurde, auf Antrag die einst- 
weilige Hemmung unter gleichzeitiger Anordnung der etwa noth- 
wendigen Sicherungsmaßregeln zu verfügen. Gegen diesen Beschluss 
findet ein abgesondertes Rechtsmittel nicht statt. 

Gleiche Befugnis steht dem Vorsteher des Gerichtes, dem 
Vorsitzenden des Senates oder dem beauftragten oder ersuchten 
Richter zu, wenn der Recurs gegen deren Beschlüsse er- 
griffen wird. 

1. Eine Suspensivwirkung kommt dem Recurse in der 
Regel weder in Bezug auf die Ausführung des angefochtenen 
Beschlusses, noch auf die Vollstreckbarkeit desselben, noch 
auf die Fortführung des betreffenden Verfahrens zu. Im 
§ 136 ist die Fortsetzung des Verfahrens bei Verweigerung 
einer Erstreckung ausdrücklich vorgeschrieben. 

Wird der Antrag auf Sicherheitsleistung für die Process- 
kosten abgewiesen, so kann die Fortsetzung des Verfahrens 
angeordnet werden, ohne dass die Rechtskraft des abweisenden 
Beschlusses abgewartet werden muss (§ 61). Wenn eine der 
Einwendungen der Unzulässigkeit des Rechtsweges, der Unzu- 
ständigkeit des Gerichtes, der Streitanhängigkeit oder Rechts- 
kraft durch eine abgesonderte Entscheidung abgewiesen wird, 
ohne dass sogleich zur Verhandlung in der Hauptsache über- 
gegangen würde, kann jede Partei nach Rechtskraft des 
Beschlusses die Anberaumung einer Tagtfatzung zur münd- 
lichen Streitverhandlung in der Hauptsache beantragen (§ 261). 
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Solange dem Znrückweisüngsantrag nicht rechtskräftig statt- 
gegeben ist, muss der Intervenient dem Hauptverfahren beige- 
zogen werden (§ 18). 

Wenn die Rechtssache gemäß der §§ 478, 494, 496 an 
ein Gericht erster Instanz oder gemäß § 474 an ein anderes 
Berufungsgericht verwiesen wird, so ist mit der Anberaumung 
der Tagsatzung bis nach Eintritt der Rechtskraft der Ent- 
scheidung des Berufungsgerichtes zu warten, wenn letzteres aus- 
gesprochen hat, dass das Verfahren in erster Instanz erst nach 
eingetretener Rechtskraft der Berufungsentscheidung aufzu- 
nehmen oder fortzusetzen sei (§ 479). Dasselbe gilt, wenn das 
Recursgericht bei Aufhebung einer Entscheidung dem Gerichte 
erster Instanz eine neuerliche nach Anhörung der Parteien zu 
fallende Entscheidung aufgetragen und zugleich bestimmt hat, 
dass erst nach Eintritt der Rechtskraft des recursgerichtlichen 
Beschlusses mit dem Vollzuge des Auftrages vorzugehen sei 
(§ 527). 

2. Bei Strafverfllgungen, mit Ausnahme der wegen Un- 
gebür bei einer Verhandlung verhängten, sofort vollstreckbaren 
(§201), sohin bei Strafverfügungen wider einen Zeugen (§§ 326, 
333, 336), Sachverständigen (§ 354), wegen verletzender Aus- 
fälle in den Schriftsätzen (§ 86), wegen verspäteten Vorbringens 
in Verschleppungsabsicht (§ 179), wegen Erschleichung des 
Armenrechts (§ 69), wegen muthwilliger Bestreitung der Echt- 
heit einer Urkunde (§ 313) tritt Suspensivwirkung ein. Der 
Beschluss wegen Ersatz der Kosten wegen groben Verschuldens 
der Parteienvertreter (§ 49), der Beschluss, durch welchen die 
Ergänzung der Sicherheit für die Processkosten angeordnet 
wird, ist erst nach eingetretener Rechtskraft vollstreckbar (§ 62), 
desgleichen der Beschluss auf Ersatz der Kosten bei Entziehung 
des Armenrechts (§ 71) und der Beschluss, womit einem Dritten 
die Vorlegung einer Urkunde aufgetragen wird (§ 308). 

Wenn in einem Beschlüsse über die Kostenfrage ent- 
schieden wurde (§ 426), so ist die Leistungsfrist auf 14 Tage, 
im Wechselverfahren auf 3 Tage, nach Eintritt der Rechtskraft 
zu bestimmen und es kann die Execution gemäß § 7 E. O. vor 
Ablauf der Leistungsfrist nicht bewilligt werden. 

3. Der zweite Absatz trägt einem in der Praxis stets 
anerkannten Bedürfnisse Rechnung und mildert die Härte, die 
unter besonderen Verhältnissen eintreten kann, wenn dem Re- 
curse der Suspensiveffect von gesetzeswegen versagt würde. 
Es ist kaum zu besorgen, dass die Untergerichte von der dis- 
cretionären Gewalt, welche ihnen § 524, Abs. 2 einräumt, so 
häufig Gebrauch machen werden, dass der im ersten Absätze 
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aufgestellte Grundsatz dadurch aufgehoben würde. Die Zu- 
lässigkeit der Hemmung ist von zwei Momenten abhängig, die 
neben einander eintreten müssen, um die Hemmung gerecht 
fertigt erscheinen zu lassen. Das eine liegt in den Bedürfnissen 
des Recurrenten (Vereitlung des Zweckes des Recurses), das 
zweite aber besteht darin, dass die Hemmung ausführbar sein 
muss, ohne dass daraus dem Gegner des Beschwerdeführers ein 
Nachtheil erwachse. 

Wenn letzteres etwa zweifelhaft ist, wird es das zur Be- 
willigung eines solchen Aufschubes berufene gerichtliche Organ 
in der Hand haben, im Wege Anordnung entsprechender 
Sicherungsmaßregeln zwischen den Bedürfnissen des Recurrenten 
und jenen seines Gegners einen billigen Ausgleich zu erzielen 
(Regierungsmotive, S. 312). In solchen Fällen wird auch die 
Bestellung einer Sicherheit nach § 56 zulässig sein. Die einst- 
weilige Hemmung ist nur auf Antrag zulässig. Gegen die 
Bewilligung der Hemmung steht ein abgesondertes Rechts- 
mittel nicht zu, die Abweisung des Antrages kann mittels 
Recurses angefochten werden. 

§ 525. Insofern im Vfrfahren über eine Klage wegen 
Störung des Besitzstandes die während der Verhandlung ge- 
troffener^ einstweiligen Vorkehrungen durch die Vollstreckung den 
Endbeschlusses nicht berührt werden, hat der Bichter erster 
Instanz nach seinetn JEr messen zu bestimmen, ob dieselben während 
der Anhängigkeit des Recurses fortdauern sollen oder schon vor 
Erledigung des Recurses aufzuheben Sf^ien. 

Der Recurs gegen den Endbeschluss und die Frist dazu 
hemmt nicht die Execution des Endbescheides im Besitzstörungs- 
verfahren (§ 454). Die richterlich festzustellende Frist zur 
Erfüllung der dem Verurtheilten auferlegten Verbindlichkeit 
(§ 459) ist daher nicht von der Rechtskraft des Endbe- 
schlusses (§ 4» 9) zu berechnen, sondern von der Zustellung 
des Beschlusses. 

Diese Bestimmung findet im Sinne und Geiste des Gesetzes 
auch auf den Fall Anwendung, wenn emer der Streittheile erst 
in zweiter Instanz obsiegt (E. d. O. G. H. Nr. 9843). Dem 
Endbeschlusse gegenüber ist das Vorschreiten in der Execution 
durch den Nachweis der Thatsache bedingt, dass der Execut 
wider die damit ihm aufgetragene Unterlassung eine das Recht 
des Executen beeinträchtigende Handlung vorgenommen hat. 
Diese ist zuerst gerichtlich zu constatieren und sodann 
über das Executionsgesuch zu entscheiden (E. d. (). G. H. 
Nr. 4448). 
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Verfahren bei dem Reoursgeriohte. 

§ 526. Ueber den Recurs ist ohne vorhergehende münd- 
liehe Verhandlung in nicht öffentlicher Sitzmig durch BescMuss 
zu entscheiden. Vor der Entscheidung kann das Recursgericht 
die ihm fwthwendig scheinenden Erhebungen veranlassen. 

Ein unzulässiger oder verspäteter Recurs ist sofort zu 
verwerfen. 

Die Ausfertigung und Zustellung der Entscheidung des 
Recursgerichtes hat unter sinngemäßer Anwendung der Besthn- 
inungen des § 500 zu geschehen. 

1. Recurse gegen Urtheile und gegen Beschlüsse der Be- 
zirksgerichte für Handels- und Seesachen sind dem tibergeord- 
neten Handelsgerichte oder Handels- und Seegerichte (§ 6, 
J. N.), wenn sich aber am Standorte des Bezirksgerichtes für 
Handels- und Seesachen ein solches Gericht nicht befindet, dem 
übergeordneten Kreis- oder Landesgerichte (Handelssenate) 
vorzulegen. 

Das Gleiche gilt für Recurse gegen Urtheile von 
Bezirksgerichten, die nebst der allgemeinen auch die Gerichts- 
barkeit in Handels- und Seesachen ausüben, falls das Urtheil 
<len Beisatz enthält, dass es in Ausübung der Gerichtsbarkeit 
in Handels- oder Seesachen geßlllt wurde. Wurde von einem 
solchen Bezirksgerichte ein Urtheil in Ausübung der Gerichts- 
barkeit in Bergrechtssachen gefällt und als solches bezeichnet 
(§ 446), so ist ein Recurs gegen dieses Urtheil dem zur Aus- 
übung der Angelegenheiten des Bergbaues berufenen Senate des 
Kreis- oder Landesgerichtes vorzulegen. 

Recuroe gegen Beschlüsse von Bezirksgerichten, die nebst 
der allgemeinen auch die Gerichtsbarkeit in Handels-, See- oder 
Bergrechtssachen ausüben, sind dem Kreis- oder Landesgerichte 
vorzulegen und ohne Beiziehung eines fachmännischen Laien- 
richters zu entscheiden (§ 207, Gesch.-O.). Der Rechtszug gegen 
<iie in erster Instanz von den Kreis- und Landesgerichten, 
sowie von den Handelsgerichten gefassten Beschlüsse geht an 
die Oberlandesgerichte und gegen die in zweiter Instanz von 
den Gerichtshöfen erster Instanz oder den Oberlandesgerichten 
gefassten Beschlüsse an. den Obersten Gerichtshof (§§ 3, 4, J. N.). 
Die Entscheidung des Recursgerichtes erfolgt in nicht öffent- 
licher Sitzung durch Beschluss, welcher nicht zu verkünden 
sondern den Parteien in schriftlicher Ausfertigung zuzustellen ist. 
Hiebei hat das Recursgericht den gesammten auf den Recurs 
bezüglichen Inhalt der Acten zu berücksichtigen. 

Meistens wird die angefochtene Entscheidung auf Grund 
der Acten zu überprüfen sein, welche dem Untergerichte vor- 
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lagen. Immerhin kann sich in einzelnen Fällen das Bedürfnis 
einer weiteren Information für das Recursgericht ergeben; 
namentlich dann, wenn die Partei ihre Beschwerde durch ein 
neues Vorbringen unterstützt hat und die Erörterung desselben 
in dem Berichte des Untergerichtes (§ 522, Abs. 2) nicht ge- 
nügend erscheint, oder wenn ein Umstand auftaucht, der es 
wünschenswert macht, auch dem Gegner des Recurrierenden 
Gelegenheit zur Aeußerung zu geben u. s. w. Diesem Bedürf- 
nisse wird' leicht entsprochen werden können, ohne dass es 
deshalb gerade nöthig wäre, eine mündliche Verhandlung vor 
der Recursin stanz anzuordnen. 

Durch die Abhaltung einer mündlichen Verhandlung 
würde das Recurs verfahren allzusehr verzögert und vertheuert; 
beides lässt sich unschwer vermeiden, wenn das Recursgericht 
auf die Abforderung einer schriftlichen Aeußerung oder auf 
diejenige Art der Information verwiesen wird, die auch in 
erster Instanz außer den Fällen der mündlichen Verhandlung 
zu benützen ist, auf die mündliche Einvernehmung des Be- 
schwerdeführers oder seines Gegners oder endlich auf die Ein- 
leitung amtlicher Erhebungen. Zur Erleichterung der Parteien 
i3t eine Einvernehmung derselben immer durch Vermittlung 
eines Gerichtes erster Instanz zu bewirken; entweder des 
Processgerichtes erster Instanz oder bei Fragen, für welche die 
Sachverhaltskenntnis des Processgerichtes keine noth wendige 
Bedingung ist, durch das Bezirksgericht des Wohnsitzes der 
einzuvernehmenden Partei (Regierungsmotive, S. 312). 

2. Unzulässig ist der Recurs gegen unanfechtbare Be- 
schlüsse (§ 514), gegen die durch ein abgesondertes Rechtsmittel 
nicht anfechtbaren Beschlüsse (§ 515), gegen gleichlautende 
Entscheidungen der beiden Vorinstanzen (§ 528), unzulässig ist 
der Recurs insbesondere auch dann, wenn er von einer Person 
eingebracht wurde, welcher dieses Rechtsmittel nicht zusteht, 
welche auf dasselbe Verzicht geleistet (§ 472) oder den Recurs 
zurückgenommen (§ 484) hat. Verspätet ist der Recurs, wenn 
er nicht rechtzeitig überreicht worden ist (§ 521). Nach §§ 514, 
515, 528 unzulässige oder verspätete Recurse sind schon von 
der ersten Instanz zurückzuweisen (§ 523). Die Prüfung der 
subjectiven Unzulässigkeit steht dagegen nur dem Recurs- 
gerichte zu. 

§ 527. Wird dem Recurs staMgegd>en, so kann das 
Recursgericht die infolge seines Ausspruches etwa erforderlichen 
weiteren Anordnungen demjenigen Gerichte oder Richter über' 
tragen, von welchem der angefochtene Beschluss erlassen UHir. 
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Wird der angefochtene Besdiluss in eweiter Instana auf- 
gehoben und dem Gerichte der ersten Instanz eine neuerliche, 
nach Anhörung der Parteien eu fällende Entscheidung aufge- 
trageny so kann die Entscheidung des Recursgerichtes nur dann 
angefochten werden, aoewn in derselben bestimmt ist, dass erst 
nach Eintritt ihrer Bechtskraß mit dem VoUauge des -der ersten 
Instanz ertheüten Auftrages vorzugehen sei, 

1. Unbegründete Recurse sind zurückzuweisen. Ueber 
begründete Recurse hat die Abänderung oder die Aufhebung 
des angefochtenen Beschlusses zu erfolgen. Nicht bei allen 
Recursentscheidungen wird die Beschwerdeinstanz vollkommen 
in der Lage sein, die weitere den Verhältnissen entsprechende 
Anordnung sofort zu erlassen. Bisweilen sind auch die Um- 
stände so gestaltet, dass die Anordnung der gewünschten Maß- 
regeln besser und zweckmäßiger vom Untergerichte ausgeht, 
als von der Recursinstanz. Deshalb soll letztere in Ueberein- 
Stimmung mit der dermaligen Spruchpraxis eine infolge ihrer 
Entscheidung erforderliche weitere Anordnung dem Gerichte 
oder dem Richter übertragen können, der den Beschluss gefasst 
hat (Regierungsmotive, S. 513). Wird der Beschluss nicht nach 
Absatz 2 aufgehoben, so ist jedenfalls eine sachliche Entschei- 
dung zu treffen oder eine solche der Vorinstanz zu veranlassen, 
sofern nicht schon in der Aufhebung die sachliche Entscheidung 
Hegt. Wenn eine sachliche Entscheidung des Vorderrichters 
noch nicht vorliegt, also bei Uebergehung eines Anspruches 
oder bei Verwerfung der Beschwerde in der Recursinstanz als 
unzulässig, ist die Sache zur Entscheidung an die Vorinstanz 
zurückzuverweisen. 

2. Von diesem discretionären Uebertragen der Ergänzung 
einer recursgerichtlichen Entscheidung an das Untergericht sind 
die Fälle wohl zu unterscheiden, in welchen das Recursgericht 
bei Aufhebung der angefochtenen Entscheidung bemüssigt ist, 
der ersten Instanz eine neuerliche Beschlussfassung nach vor- 
gäns^iger Anhörung der Parteien aufzutragen. Hier wird das 
Recursgericht nach Beschaffenheit des Streitfalles zu ermessen 
haben, ob nicht die der ersten Instanz aufgetragene weitere 
Amtshandlung bis zur Rechtskraft der Recurserledigung auszu- 
setzen sei (Regierungsmotive, S. 313). Ein Revisionsrecurs 
gegen eine solche anhebende Entscheidung ist ausgeschlossen, 
wenn der betreffende Beisatz vom Recursgerichte nicht beige- 
lügt wurde. 

3. Sowohl im Falle der Aufhebung des erstrichterlichen 
Beschlusses, als auch hn Falle der Uebertragung der durch 
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den recursgerichtlichen Beschluss nothwendig gewordenen 
weiteren Anordnungen wird das Untergericht nach § 499 an 
die rechtliclie Benrtheilung des Kecorsgerichtes gebunden sein. 
Das Recursgeriefat wird schließlich bei seiner Entscheidung an 
die Anträge des Beschwerdeführers gebunden sein. Eine Ab- 
änderung ultra petitum oder in pejus erscheint unzulässig. 

Ueber die Kosten ist nach Vorschrift der §§ 50 ff. zu 
entscheiden. Die Kosten sind zuzuerkennen, wenn es sich 
nicht lediglich um eine die Processleitung betreffende VeifQgung 
handelt; in welchem Falle der Aussprach über die Kosten der 
Endentscheidung vorbehalten zu bleiben hat (E. d. O. G. H. 
Spr.-Rep. 121, Nr. 10560). 

§ 528. Becurse gegen Entscheidungen des Gerichtes zweiter 
Instanz, durch welche der angefochtene erstrichterliche BescMuss 
bestätigt wurde, sind vom Gerichte erster Instanz von amtswegen 
zurückzuweisen. 

Findet das Eecursgericht, dass ein gegen den Beschluss 
eines Gerichtes zweiter Instanz erhobener Becurs muthwillig oder 
nur zur Verzögerung der Sache angebracht wurde, so ist gegen 
den Beschwerdeführer oder nach Umständen gegen dessen Advocaten 
auf eine Muthwillenstrafe zu erkennen. 

Der Revisionsrecurs gegen gleichlautende Beschlüsse der 
beiden unteren Instanzen ist ausgeschlossen. Eine Ausnahme 
findet nur im Executionsverfahren im Falle der Entscheidung 
über ei.i Ansuchen um Executionsbe willigung auf Grund aus- 
ländischer ExecutioQstitel (§ 83 E. O.) und gegen den Ver- 
theilungsbeschluss über den Meistbot für unbewegliche Sachen 
(§ 239) statt. Zwei inhaltlich gleichlautende Entscheidungen 
schließen einen weiteren Recurs aus, wenn auch ihre Gründe 
nicht übereinstimmen (O. L. G. f. Bayern, Fuchsberger, Er- 
gänzungsband, S. 315). 

Wird der Beschluss der ersten Instanz zu Gunsten des 
Beschwerdeführers abgeändert, so steht nicht diesem, sondern 
nur dem Gegner der Revisionsrecurs zu, wenn die Entscheidung 
des Recursgerichtes überhaupt mittels Recurses anfechtbar ist 
(§514, 515). Wird der Recurs vom Recursgerichte als unzu- 
lässig verworfen, so hat das Recursgericht über den Recurs 
überhaupt nicht entschieden und der Revisionsrecurs ist zulässig. 
In diesem Falle hat aber das Revisionsgericht nicht zu ent- 
scheiden, sondern die Sache zur Entscheidung an das Recurs- 
gericht zurückzuverweisen. 

Wenn das Recursgericht die Berücksichtigung neuer zur 
Begründung der Beschwerde vorgebrachter Thatsachen abge- 
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lehnt und den erstrichterlichen Bescbluss bestätigt hat, so^ist 
ein Revisionsrecnrs unzulässig. 

Eevisionsrecurse gegen abändernde Entscheidungen des 
Recursgerichtes sind zulässig, sofern gegen dieselben nicht nach 
den allgemeinen Bestimmungen ein Rechtsmittel (§ 514) oder 
ein abgesondertes Rechtsmittel (§ 515) ausgeschlossen erscheint. 
Die Muthwillensstrafe ist nach denselben Grundsätzen wie bei 
§ 512 zu verhängen. 
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Civilprocessordnung. 

Fünfter Theil- 
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Fünfter TheiL 

mohtig^keits- und Wiederaufhahmsklag^e. 



§ 529, Eine rechtskräftige Entscheidung, durch welclie 
eine Sache erledigt ist, kann durch die ^Nichtigkeitsklage ange- 
fochten werden: 

1, wenn ein erkennender Richter von der Ausübung des 
Richteramtes in dem Rechtsstreite kraft des Gesetzes ausge- 
schlossen war; 

2. wenn eine Partei in dem Verfahren gar nicht, oder 
falls sie eines gesetzlichen Vertreters bedarf, nicht durch einen 
solchen vertreten war, sofern die Processfährung nicht nachträg- 
lich ordnungsmäßig genehmigt wurde. 

Die Nichtigkeitsklage ist jedoch unstatthaft, wenn in dem 
unter Z, 1 bezeichneten Falle der Ausschließungsgrund, im lalle 
der Z, 2 aber der Mangel der Processfähigkeit oder der gesetz- 
lichen Vertretung schon vor der rechtskräftigen Entscheidung 
mittels eines Ablehnungsgesuches, mittels des Antrages auf Nichtig- 
erklärung des Verfahrens oder im Wege eines Rechtsmittels ohne 
Erfolg geltend gemischt wurde. 

Die Nichtigkeitsklage ist ferner dann unstatthaft, wenn 
die Partei imstande war, den Amschließungsgrund (Z. 1) in 
dem früheren Verfahren oder durch ein Rechtsmittel geltend zu 
machen, 

1. Die Nichtigkeitsklage ist daza bestimmt, die Folgen 
einer Seijtenz 7u beseitigen, welche nur den äuBeren Schein 
einer richterlichen Entscheidung für sich hat, in Wahrheit aber 
eine solche nicht ist und nicht sein darf (Wilmowski, S. 814). 
Voraussetzung der Zulässigkeit einer Nichtigkeitsklage ist eine 
formell rechtskräftige (§ 411, Anm. 1) Entscheidung. Die 
Nichtigkeitsklage ist bis zum Eintritte der Rechtskraft ent- 

Farstl, GiTllproeeMgeMtze. 50 
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behrlich; sie wird hier durch die ordentlichea Rechtsmittel, 
sowie durch die amtliche Cognition des Gerichtes ersetzt .(Re- 
gierungsmotive, S. 314). Mit der Nichtigkeitsklage anfechtbar 
ist aber jede eine Rechtssache erledigende Entscheidung, mag 
«ie in Urtheilsform oder als Beschluss (Endbeschluss Im Besitz- 
störangsverfahren nach § 459, Zahlungsauftrag ira Mandats- und 
Wechselprocesse nach den §§ 550, 557, Beschluss über eine 
Processeinrede nach § 261) in erster oder höherer Instanz 
ergehen. Gegen Entscheidungen der Verwaltungsbehörden und 
anderer als der ordentlichen Gerichte finden die Vorschriften 
über die Nichtigkeitsklage keine Anwendung. Gegen Schieds- 
sprüche ist die besondere Anfechtungsklage des § 595 zulässig. 
Im Verfahren vor Gewerbegerichten findet das Rechtsmittel 
der Nichtigkeitsklage nicht statt (§32, Ges. v. 27. Nov.. 1896, 
Nr. 218 R.-G.-l.B). 

Urtheile, welche auf Grund der früheren Processgesetze 
erlassen worden sind, können mit der Nichtigkeitsklage ange- 
fochten werden (Art. LI E.-G.). 

2. Der Nichtigkeitsgrund der Ziffer 1 (vergl. § 477, Z. 1) 
liegt vor, wenn der Richter bei der Entscheidung mitgewirkt 
hat, seine Mitwirkung bei der Beweisaufnahme (R. G. Leipzig, 
XXVI, S. 383) als ersuchter oder beauftragter Richter hat die 
Nichtigkeit des Urtheiles nicht zur Folge. 

Richter sind nach § 20 J. N. von der Ausübung des 
Richteramtes ausgeschlossen: 

1. in Sachen, in welchen sie selbst Partei sind, oder in 
Ansehung deren sie zu einer der Parteien in dem Verhältnisse 
eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder Regresspflichtigen 
stehen ; 

2. in Sachen ihrer Ehefrauen oder solcher Persouen, welche 
mit ihnen in gerader Linie verwandt oder verschwägert sind 
oder mit welchen sie in der Seitenlinie bis zum vierten Grade 
verwandt oder im zweiten Grade verschwägert sind; 

3. in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder 
Pflegekinder, ihrer Mündel und Pflegebefohlenen; 

4. in Sachen, in welchen sie als Bevollmächtigte einer der 
Parteien bestellt waren oder noch bestellt sind; 

5. in Sachen, in welchen sie bei einem untergeordneten 
Gerichte an der Erlassung des angefochtenen Urtheiles mit- 
gewirkt haben. 

Von der Leitung der Verhandlung und von der Entscheid 
düng über die Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsklage ist jener 
Richter ausgeschlossen, wegen dessen Betheiiigung die Nichtig- 
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keitsklage oder wegen dessen Verhalten die Wiederaufnahms- 
klage angebracht wurde (§ 537). 

Das Urtbeil kann nur von denjenigen Richtern gefällt 
werden, welche an der dem Urtheile zu Grunde hegenden 
Verhandlung theilgenommen haben (§ 412). 

Die Mitwirkung eines mit Erfolg abgelehnten Richters, 
wegen welcher nach § 477, Z. 1 ein mittels Berufung ange- 
fochtenes Urtheil als nichtig aufzuheben ist, steht dem absoluten 
Mangel der richterlichen Gewalt nicht in demselben Maße 
gleich, dass auch hier die außerordentliche Abhilfe der Nichtig- 
keitsklage gerechtfertigt wäre. Der Fall aber, dass eine zum 
Richteramte überhaupt nicht berufene Person die Entscheidung 
erlassen hat, wurde im § 529 außer Beachtung gelassen, weil 
da ein Spruch gefällt wurde, der gar nicht geeignet ist, formelle 
Rechtskraft zu erlangen. Einem etwaigen Versuche der 
Zwangsvollstreckung würde hier schon mit dem Einwände 
wirksam entgegengetreten, dass überhaupt eine richterliche 
Entscheidung nicht vorliegt (Regierungsmotive, S. 314). 

3. Die dem Nichtigkeitsgrunde des § 477, Z. 5 durchaus 
gleiche Bestimmung des § 529, Z. 2 trifft sowohl den Fall, dass 
eine Partei im Verfahren gar nicht vertreten war — dies ist 
anzunehmen, wenn für sie ein unberufener Vertreter intervenierte 
— als den Fall, dass die eines gesetzlichen Vertreters be- 
dürfende Partei nicht durch diesen vertreten wurde; mag sie 
sich nun selbst vertreten haben, oder durch einen anderen als 
den richtigen gesetzlichen Vertreter repräsentiert gewesen sein. 
Ob die mangelnde Legitimation im Processe zur Erörterung 
und Entscheidung kam oder nicht, ist gleichgUtig, da jedenfalls 
die Partei hiebei nicht odor wenigstens nicht in gesetzmäßiger 
Weise vertreten war (Regierungsmotive, S. 314). Es fällt sonach 
unter Ziffer 2 die Verletzung der Vorschriften über die gesetz- 
liche Vertretung §§ 6, 7), über den Anwaltszwang im Anwalts- 
processe (§ 27) und über die Vertretung durch Bevollmächtigte 
(§§ 30, 37). 

Ist die Processftihrung bereits in erster (§ 38) oder zweiter 
(§477) Instanz genehmigt worden, so liegt Nichtigkeit nicht 
vor. Die Genehmigung der Processführung ist zu keiner Zeit 
ausgeschlossen, unzulässig ist also die Nichtigkeitsklage selbst 
dann, wenn sie erst nach Erhebung dieser Klage erfolgt. 
Mangel der Zustellung, Entziehung der Möglichkeit, vor Gericht 
zu verhandeln (§477, Z. 4) filllt nicht unter Ziffer 2. 

4. Die Nichtigkeitsklage ist ein subsidiäres Rechtsmittel. 
Eis darf der betreffende Nichtigkeitsgrund weder durch ein 
Ablehnungsgesuch (§ 21, 22 J. N.), noch durch einen Antrag 

50* 
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auf Nichtigerklärurg des Verfahrens (§§ 6, 7, 38), noch im 
Wege der Berufung (§ 477), dtT Revision (§ 503) oder des 
Recurses (§ 614) geltend gemacht worden sein. Die hierüber 
ergangene Entscheidung wird für beide Parteien zur res judi- 
CHta und es darf der nämliche Grund nicht mehr durch die 
Nichtigkeitsklage zur Geltung gebracht werden. Die Be- 
stimmung des letzten Absatzes hat die Aufgabe, die schranken- 
lose Verwertung des Nichtigkeitsgi'undes der Richterinhabilität 
zu verhindern. Wenn ordentliche Abhilfe überhaupt möglich 
war, soll die außerordentliche Abhilfe nicht mehr zugelassen 
werden (Begierungsmotive, S. 314). 

Unkenntnis des Nichtigkeitsgrundes allein wird nicht 
genügen, um die Statthaftigkeit der Nichtigkeitsklage zu be- 
gründen. Die Partei soll rechtzeitig die erforderlichen Erkun- 
digungen einziehen, um die Nichtigkeit während des Verfahrens 
oder im Bechtsmittelzuge rügen zu können. Nur wenn sie 
glaubhaft macht, dass ihr diesbezüglich ohne ihr Verschulden 
ein Versäumnis nicht zur Last fUllt, wird die Nichtigkeitsklage 
stntthaft sein. 

§ oSO, Ein durch Urtheil geschlossenes Verfahren kann 
auf Antrag einer Partei wieder aufgenommen werden: 

1. wenn eine Urkunde^ auf welche das Urtheil gegründet 
ist, fälschlich angefertigt oder verfälscht ist'^ 

2. wenn sich ein Zeuge oder ein Sachverständiger ein*T 
falschen Atissage oder der Gegyier hei seiner Vernehmung eines 
falschen Eides schuldig gemacht hat, und das Urtheil auf diese 
Aussage gegründet ist; 

3. wenn das Urtheil durch eine im Wege des gerichtlichen 
Strafverfahrens zu verfolgende BHrugsJiandlung des Vertreters der 
Partei, ihres Gegners oder dessen Vertreters erwirkt wurde; 

4. wenn sich der Richter bei Erlassung des Urtheiles oder 
eitler dem Urtheile zugrunde liegenden früheren Entsclieidun</ in 
Beziehung auf den Rechtsstreit zum NadiUieile der Partei einer 
nach dem Strafgesetze zu ahndenden Verhetzung seiner Amts- 
pflichten schuldig gemacht hat; 

5. wenn ein strafgerichtliches Erkenntnis, auf welches das 
Urtheil gegründet ist, durch ein anderes rechtskräftig gewordenes 
Urtheil aufgehoben ist; 

G. wenn die Partei ein über denselben Anspruch oder da^^ 
selbe Recht:<verhältnis früher ergangenes bereits rechtskräftig ge^ 
wordenes Urtheil (§ 411) auffindet oder zu benützen in den 
Stand gesetzt wird, welches zwischen den Parteien des wieder 
aufzunehmenden Verfahrens Recht schafft; 
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7. wenn die Partei in Kenntnis von neuen Ihatsachen 
gdangt oder Beweismittel auffindet oder zu benutzen in den 
Stand gesetzt wird, deren Vorbringung und Benützung im 
früheren Verfahren eine ihr günstigere Entscheidung der Haupt' 
Sache herbeigeführt haben würde. 

Wegen der in Z, 6 und 7 angegebenen Umstände ist die 
Wiederaufnahme nur dann zulässig, wenn die Partei ohne ihr 
Verschtdden außerstande war, die Rechtskraft des Uriheiles oder 
die neuen Thatsachen oder Beweismittel vor Schluss der münd- 
lichen Verhandlung, auf welche das Urtheü erster Instanz erging, 
geltend zu machen. 

1. Die Wiederaufnahmsklage soll die Härten einer an sich 
formell und pateriell richtigen Entscheidung beseitigen, deren 
Ginindlage wegen nachträglich hervorgekommener Thatsachen 
erechüttert erscheint. Voraussetzung der Wiederaufnahmsklage 
ist ein durch Urtheil abgeschlossenes Verfahren erster oder 
höherer Instanz. Entscheidungen, welche einem Urtheile func- 
tionell, in Beziehung auf die Streitsache etwa gleichgeachtet 
werden könnten, die jedoch nach den Bestimmungen des Ent- 
wurfes nicht in Urtheilsform ergehen, können nur im Besitz- 
störungsverfahren (Endbeschluss) oder etwa im Mandats- und 
Wechselverfahren (Zahlungsauftrag) vorkommen. Beiden gegen- 
über wäre die Zulassung einer Wiederaufnahmsklage nicht zu recht- 
fertigen. Der Endbeschluss im Besitzstörungs verfahren — und 
im gewissen Sinne könnte man ihm den Sicherstellungsantrag 
nach § 558 an die Seite setzen — ist nur zur provisorischen 
Wirksamkeit berufen, die unterlegene Partei erleidet dadurch 
keinen unwiderruflichen Schaden. Um das neue Material zur 
Geltung zu bringen, bedarf es nicht der Wiederaufnahmsklage, 
es steht hiefür der Weg des ordentlichen Besitzprocesses offen. 
Bei Zahlungsaufträgen, wider welche der Beklagte keine Ein- 
wendungen erhoben hat — denn anderenfalls ergeht Urtheil und 
die Wiederaufnahmsklage ist nach § 530 zulässig — liegt aber 
in Wahrheit eine eigentliche Entscheidung, die sich auf die 
richterliche Ueberzeugung vom Bestände der Schuld gründet, 
nicht vor (Regierungsmotive, S. 314). Auch gegen die über 
eine Processeinrede ergehenden Beschlüsse (§ 261) kann die 
Wiederaufiiahmsklage nicht erhoben werden. 

Gegen Entscheidungen der Verwaltungsbehörden und an- 
derer als der ordentlichen Gerichte finden die Vorschriften über 
die Wiederaufnahmsklage keine Anwendung. 

Gegen Schiedssprüche ist die besondere Anfechtungsklage 
des § 595 vorgesehen. Im Verfahren vor Gewerbegerichten ist 
das Rechtsmittel der Wiederaufnahmsklage ausgeschlossen (§ 32 
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Ges. V. 27. November 1896, Nr. 218 R.-G.-Bl.) und gegen Ur- 
theile, welche auf Grand der früheren Processgesetze erlassen 
worden sind, findet die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach 
den alten Processvorschriften statt (Art. LI E. G.). 

Im Wechselverfahren findet die Wiederaufnahmsklage zum 
Nachtheile einer Partei nicht statt, die im Hauptprocesse in 
gutem Glauben gehandelt hat, wenn diese Partei in der Zwischen- 
zeit ihre wechselmäßigen Ansprüche gegen Dritte wegen Ablauf 
der Zeit verloren hat oder wegen Kürze der Zeit nicht mehr 
geltend machen kann (§ 556). 

Die Rechtskraft des angefochtenen Urtheiles ist kein 
nothwendiges Erfordernis. 

Der das Meritum des Streitfalles betreffende Verhandlungs- 
stoff kann nach dem Abschlüsse der Verhandlung in erster In- 
stanz nicht mehr weiter bereichert werden, insbesondere gibt 
auch die Berufung kein Recht, neue Beweise dem Gerichte zur 
Berücksichtigung bei der Urtheilsüberprüfung vorzulegen. Zeigt 
sich daher, dass die Urtlieilsgrundlage unrichtig ist, und ist 
diese Unrichtigkeit zugleich ihrer Wurzel nach eine solche, dass 
sich ihr gegenüber das in der Rechtssache erflossene Urtheil 
nicht aufrecht halten lässt, so steht der Partei schon vom 
Schlüsse der Verhandlung erster Instanz an kein anderer Weg 
mehr zur Geltendmachung dieser Unrichtigkeit offen, als der 
der Wiederaufnahmsklage (Regierungsmotive, S. 314). 

2. Die fälschliche Anfertigung oder Vei'fklschung der Ur- 
kunde muss immer die Kriterien einer strafbaren Handlung 
(§§ 197, 199, 201 St. G.) erfüllen, daher rechtswidrig erfolgt 
und es muss von der fälschlich angefertigten oder verfälschten 
Urkunde zum Zwecke der Täuschung Gebrauch gemacht worden 
sein (§ 539). Wer die Urkunde fälschlich angefertigt oder ver- 
fälscht hat, ob der Gegner oder ^ine dritte Person, ist gleich- 
gütig. 

Dem UrkundenfUlscher selbst wird jedoch die Wieder- 
aufnahmsklage nicht zustehen. Für die Zulassung der Wieder- 
aufnahmsklage des gutgläubigen Producenten einer falschen oder 
verfälschten Urkunde spricht sich W^ilmowski (S. 819), gegen 
die Zulassung Siebenhaar (S. 530) aus. Das angefochtene Urtheil 
muss mit der Fälschung im Causalzusammenhange stehen. 

3. Auch nach Ziffer 2 muss eine strafgesetzlich verbotene 
(beeidete oder unbeeidete) falsche Zeugen- oder Sachverständigen- 
aussage (§ 199a St. G.) oder die nach § 377 dem falsclien 
Eide gleichgestellte eidliche Parteienaussage vorliegen. Die 
Vorschrift ist außerdem auch in Fällen der absichtlichen Pfiicht- 
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verletzunp des dem Verfahren beigezogenen Dolmetsches an- 
wendbar (Regiemngsmotive, S. 315) und erfordert Caasal- 
Zusammenhang zwischen dem angefochtenen ürtheile und 
der falschen Aussage. 

4. Durch Zahl 3 wird jede strafbare Betrugshandlung 
getroffen, welche vom eigenen Vertreter der geschädigten Partei 
oder von deren Gegner oder vom Vertreter des letzteren unter- 
nommen wurde und mit der Entscheidung im Causalzusammen- 
hange steht (Regierungsmotive, S. 315). Unter dem Vertreter 
der Partei ist sowohl der gesetzliche Vertreter als der Process- 
bevollmächtigte (gemeine Bevollmächtigte) zu verstehen. 

Andere strafbare Handlungen des Gegners oder der beider- 
seitigen Vertreter, z. B. unbefugte Einschränkung der per- 
sönlichen Freiheit (§ 93 St. G.) zum Zwecke der Erlangung 
eines Versäumnisurtheiles, Erpressung (§ 98 St. G.), Missbrauch 
der Amtsgewalt (§ 102 d St. G.), Disciplinarvergehen der Ad- 
vocaten fallen nicht unter die Vorschrift der Zahl 3. 

Zwischen der Betrugshandlung und dem ürtheile muss 
Causalzusammenhane: bestehen. 

5. Im Falle der Zahl 4 ist dieser Causalzusammenhang 
nicht unbedingt nothwendig. Es gentigt, wenn sich der Richter 
überhaupt in Bezug auf den Process einer Verletzung seiner Amts- 
pflichten zum Nachtheile der Partei schuldig gemacht hat. 

Auch wenn nicht gerade diese That die ungünstige Ent- 
scheidung herbeigeführt hat, war der Richter doch in der 
Sache so sehr befangen, dass es mit der Gerechtigkeit unver- 
träglich ist, ein Urtheil in Wirksamkeit zu erhalten, das von 
einem solchen Richter oder unter dessen Mitwirkung erlassen 
wurde. 

Die vorausgesetzte Pflichtverletzung muss aber durch das 
Strafgesetz verpönt, nicht bloß im Disciplinarwege ahndungs- 
wtirdig sein. Denn eine Strafe der letzteren Art ist nicht wichtig 
genug, um die Aufhebung eines Urtheiles zu begründen (Re- 
gierungsmotive, S. 315). 

Die strafbaren Handlungen, welche hier in Frage kommen, 
sind jene des Missbrauches der Amtsgewalt (§§ 101, 102 St. G.) 
und der Geschenkannahme in Amtssachen (§ 104 St. G.). 

Die Verletzung der Amtspflicht muss zum Nachtheile jener 
Partei stattgefunden haben, welche die Wiederaufnahme an- 
strebt. 

6. Den unter Z. 1 bis 4 aufgeführten Fällen ist gemeinsam, 
dass wegen der strafbaren Handlung, durch welche die Ent- 
scheidung he- ^eigeflihrt wurde, letztere nach den Anforderungen 
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der materiellen Gerechtigkeit nicht rechtsbestäadig bleiben darf 
(Regierungsmotive, S. 315). Ergibt sich vor Fällung des Ur- 
theils erster Instanz der Verdacht einer solchen strafbaren 
Handlung, so kann nach § 191 die Unterbrechung der Ver- 
handlung bis zur Erledigung des Strafverfahrens angeordnet 
werden. 

7. Die Wiederaufnahme des Verfahrens gegen ein straf- 
gerichtliches Urtheil auch im Civilprocesse zur Wirkung zu 
bringen, wenn das civilgerichtliche Erkenntnis auf jenes Urtheil 
gegründet ist, bezweckt die Vorschrift der Ziffer 5. 

Der Entwurf befindet sich hier in Uebereinstimmung mit 
den §§ 358, 3n9 und 374 St. P. O., durch welche einer Wieder- 
aufnahme des Verfahrens ein angemessener Einfluss auf die im 
früheren Urtheile enthaltene Entscheidung über die privat- 
rechtlichen Ansprüche gesichert wird. Inwieweit der Civilrichter 
an das neu ergehende Urtheil des Strafrichters gebunden i-t, 
ergibt sich aus ^^ 268 (Regierungsmotive, S. 315). Dem rechts- 
kräftigen Urthelie sind laut § 359 St. P. O. der Einstellungs- 
beschluss und die Zurückweisung der Anklage gleichgestellt. 
Präjudiciell braucht das aufgehobene Straferkenntnis für das 
Civilurtheil nicht gewesen zu sein, das strafgerichtliche Urtheil 
muss nur einen erkennbaren Einfluss auf die thatsächliche oder 
rechtliche Beurtheilung des Civilrichters geübt haben. Die Be- 
stimmung ist sonach sowohl bei einem verurtheilenden, als auch 
bei einem freisprechenden strafgeriehtlichen Urtheile anwendbar. 

8. Ziffer 6 soll die Einrede der Rechtskraft (§ 411, 
Anm. 5) auch noch im 'Wege der Wiederaufnahmsklage er- 
möglichen. Deshalb wird ein mit deui angefochtenen Urtheile 
gleichlautendes früheres Urtheil zur Wiederaufnahmsklage 
nicht berechtigen, sondern nur ein solches Urtheil oder ein der 
materiellen Rechtskraft fähiger Beschluss (Schiedsspruch), welcher 
ganz oder theilweise mit dem angefochtenen Urtheile im Wider- 
spruche steht und die exceptio rei judicata begründen würde. 

9. Die Befugnis, später aufgefundene Beweismittel nach- 
zubringen, muss wegen des Ausschlusses von Neuerungen vom 
Berufungsverfahren gewährt werden (Regierungsmotive, S. 315). 

Die Wiederaufnahme soll aber auch dann zulässig sein, 
wenn die Partei in die Kenntnis von neuen Thatsachen 
gelangt, für welche natürlich auch neue Beweise zulässig sein 
werden. 

Sowohl wenn der Restitutionskläger von dem Beweismittel 
keine Kenntnis hatte, als auch wenn er nicht wusste, wo sich 
der Zeuge, die Urkunde befindet, wird von einem „Auffinden** 
des Beweismittels gesprochen werden können. 
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Der RestitütioDskläger wird „in den Stand gesetzt, 
Beweismittel zu benützen", wenn er wohl von der Existenz 
des Beweismittels (Zeugen, Urkunde) und dessen Verwahrungs- 
oder Aufenthaltsorte Kenntnis haben mochte, aber kein gesetz- 
liches Mittel hatte, den Zeugen vernehmen zu lassen, die Ur- 
kunde vorzulegen. 

Ob das Beweismittel oder die neuen Thatsachen eine 
günstigere Entscheidung herbeigeführt haben würden, ist 
von dem über die Wiederaufnahmsklage entscheidenden Richter 
mit Berücksichtigung des Sachverhaltes des angefochtenen Ur- 
theiles frei zu würdigen. Die bloße Möglichkeit einer 
günstigeren Entscheidung genügt nicht. Auf Thatsachen und 
Beweise, welche erst nach dem Schlüsse der mündlichen Ver- 
handlung, auf Grund welcher das Urtheil gefällt wurde, zur 
Existenz gelangt sind, kann die Wiederaufnahmsklage nicht ge- 
stützt werden. 

10. Das Nachtragen von Thatsachen und Beweisen soll 
nicht bloß bei mala fides der Parteien unstatthaft, sondern auch 
dem nur nachlässigen Processtheile nicht erlaubt sein. 

Dies entspricht gleichfalls dem geltenden Rechte. Auch 
an sich wird man es fUr richtig erklären müssen, das Anbieten 
von Beweisen nach erflossenem Urtheile an strengere Be- 
dingxmgen zu knüpfen, als die freie Bewegung während der 
mündlichen Verhandlung erster Instanz (Regierungsmotive, 
S. 315). 

Verschulden ist die Vernachlässigung derjenigen Sorg- 
falt, welche nach vernünftigem Ermessen in concreto von einer 
Processpartei gefordert werden kann. Grobes Verschulden (§ 4^, 
Anm. *^) wird nicht gefordert. Den Mangel eines Verschuldens 
hat der Wiederaufnahmskläger zu beweisen. 

§ 531. Die Wiederaufnahme kann auch zur Ausführung 
der im Sinne des § 279, Abs. 2, von der Verhandlung ausge- 
scMossenen Beweise bewilligt werden, wenn die Benützung dieser 
Beweise im früheren Verfahren offenbar eine der Partei 
günstigere Entscheidung der Hauptsache zur Folge gehabt haben 
würde. 

Steht der Aufnahme des Beweises ein Hindernis von un- 
gewisser Dauer entgegen, ist die Ausführbarkeit einer Beweis- 
aufnahme zweifelhaft, oder soll die Beweisaufnahme außerhalb 
des Geltungsgebietes dieses Gesetzes erfolgen, so hat das Gericht 
im Beweisbeschlüsse auf Antrag eine Frist zu bestimmen, nach 
deren fruchtlosem Ablauf die Verhandlung auf Begehren ohne 
Rücksicht auf die ausstehende Beweisaufnahme fortgesetzt wird 
(§ 279). 
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Betreffs einer solchen zurückgewiesenen Beweisaufnahme» 
welche nach §417 in den ÜHheilsthatbestand aufzunehmen ist^ 
und im Beruf ungsverfaliren nachgetragen werden kann (§ 488), 
ist auch die Wiederaufnahmsklage zulässig, jedoch gleichfalls 
nur unter der bei § 5öO, Z. 7 angeführten Voraussetzung, dass 
die Partei diese Beweismittel zu benützen in den Stand 
gesetzt wird. 

Wegen Benützung einer im Editionsprocesse erlangten 
Urkunde (§ 309) genügen die Bestimmungen des § 530. Wenn 
eine Beweisaufnahme deshalb unterblieben ist, weil der abver- 
langte Kosten vorschuss nicht vorgelegt wurde (§§ 332, 365, 368),. 
wird eine Wiederaufnahmsklage unzulHssig sein, weil ein Säum- 
nis der Partei vorliegt. 

Die nach §§ 179, 181, 275, 278 wegen offenbarer Ver- 
schleppungsabsicht zurückgewiesenen Anführungen und Beweise 
können im Wege der Wiederaufnahmsklage nicht geltend 
gemacht werden. Es wird der Partei möglich sein, im Be- 
rufungsverfahren darzulegen, dass die Voraussetzungen für den 
richterlichen Beschluss nicht vorhanden waren und sie wird 
darauf gestützt die Aufhebung des betreffenden Beschlusses und 
die Berücksichtigung ihres Vorbringens und Beweises begehren. 
Stellt sich nun nach Auffassung des Berufungsgerichtes die 
Sache so dar, dass das Verfahren in erster Instanz eine er- 
schöpfende Erörterung der Streitsache infolge der ungerecht- 
fertigten Zurückweisung des Antrages der Partei nicht gewährte, 
so wird im Sinne des § 496 vorzugehen sein ( Motive des Aus- 
schusses, S. 51). 

§ 532. Für die Nichtigkeitsklage und für die nach § 530, 
Z. 4, erhobene Wiederaufnahmsklage ist das Gericht, von welchem 
das durch die Klage angefochtene Urtheil gefällt wurde, wenn 
aber in der Klage mehrere in demselben Rechtsstreite von Ge- 
richten verschiedener Instanzen gefällte Urtlieile angefochten werden, 
das höcJiste unter diesen Gerichten ausschließlich zuständig. 

In allen Übrigm Fällm (§§ 530, Z, 1 bis 3, 5, 6 und 7, und 
531) muss die Wiederaufnahmsklage beim Processgerichte erster In* 
stanz, wenn aber nur ein in hötierer Instanz erlassenes Urtheil 
von dem geltend gemachten Anfechtung.-igrunde betroffen wird, 
bei dem bezüglichen Gerichte höherer Instanz angehracht werden. 

1. Für die Zuständigkeit ist entscheidend, welche von 
mehreren in derselben Sache von verschiedenen Instanzen ge- 
fällten Entscheidungen mit der Nichtigkeits- oder Wiederauf- 
nahmsklage anzufechten ist. Die Anfechtungsklage ist immer 
unmittelbar gegen dasjenige Urtheil, gegen diejenige Entschei- 
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dang zu richten, welche von dem Anfechtungsgrande unmittelbar 
betroffen werden. 

Wenn ein ausgeschlossener Richter in erster Instanz mit- 
gewirkt hat, wenn sich der Richter erster Instanz einer straf- 
baren Verletzung seiner Amtspflichten schuldig gemacht hat, so 
ist das erstrichterliche Urtheil vor dem Processgerichte erster 
Instanz anzufechten, wenn die Entscheidung auch im Instanzen- 
zuge bestätigt worden wäre, es wäre denn, dass auch die Ent- 
scheidung zweiter oder dritter Instanz selbständig an einem 
dieser Anfechtungsgründe leidet, wo sodann die Entscheidung 
des höchsten in Frage kommenden Gerichtes gleichzeitig mit 
der Entscheidung des Untergerichtes vor der höchsten in Frage 
kommenden Instanz anzufechten wäre. 

War eine Partei in dem Verfahren nicht vertreten und 
hat aufler der ersten auch die zweite oder haben beide höhere 
Instanzen auf Grund dieser nichtigen Verhandlung sachlich 
entschieden, so ist die Berufungs- resp. Revisionsentscheidung 
vor dem Berufungs- resp. Revisionsgerichte anzufechten. 

Wurde über einen Theil des Klagsanspruches in erster 
Instanz mittels Theilurtheiles, über den anderen Theil über 
Berufung in zweiter Instanz erkannt und leidet auch das Be- 
rufungsurtheil an einem nach Abs. 1 anfechtbaren Mangel, so 
ist die Anfechtungsklage gegen beide Urtheile gleichfalls an die 
Berufungsinstanz zu richten. 

2. Anders steht die Frage nach der Zuständigkeit in allen 
übrigen Fällen der Wiederaufnahmsklage. Hier ist für da« 
Urtht'il eine andere thatsächliche Grundlage zu gewinnen, über 
welche dann eine geänderte Entscheidung in der Sache ergehen 
soll. Um dies zu erreichen, wird das Wiederaufnahmsverfahren 
vor jenem Gerichte eingeleitet werden müssen, dessen that- 
sächliche Feststellungen für das frühere Urtheü in letzter Linie 
maßgebend gewesen sind. Das ist nach den Ginindsätzen des 
Entwurfes in der Regel das Gericht erster Instanz. 

Da jedoch das Berufungsgericht an den vom ersten Richter 
festgestellten Thatbestand nicht unbedingt gebunden ist, viel- 
mehr nach den für das Berufungsverfahren vorgeschriebenen 
Normen immerhin auch in der Berufungsinstanz xyene thatsäch- 
liche Feststellungen vorkommen können (z. B. § 488), und dann, 
falls sich der Wiederaufnahmsgrund gerade nur auf diese Fest- 
stellung bezieht, das Processgericht erster Instanz hier nicht 
in der Lage ist, die bezügliche Abhilfe zu verschaffen, so musste 
im § 53:^, Abs. 2 ein Vorbehalt zu Gunsten der Competenz der 
höheren Instanz gemacht werden (Regierungsmotive, S. 316). 
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3. In den Fällen der Wiederaufnahmsklage ob noviter 
reperta (^§ p30, Z. G, 7, 531) wird die Klage immer bei dem 
Proceasgerichte erster Instanz einzubringen sein. Soll ein Urtbeil 
angefochten werden, weil es sich auf eine falsche Urkunde, 
eine falsche Aussage, auf ein aufgehobenes strafgerichtliches 
Urtheil oder auf ein betrügerisches Vorgehen des Gegners 
oder eines der Vertreter gründet (§ 530, Z. l, 2, 3, 5), so ist die 
Klage bei d m Processgerichte erstt^r Instanz einzubringen, 
wenn schon dessen Urtheil im Causalzusammenhange mit dem 
betreffenden Anfechtungsgrunde steht, mag dieses Urtlieil auch 
in zweiter oder dritter Instanz aus demselben Grunde bestätigt 
oder mag die lierufung oder Revision als unzulässig zurück- 
gewiesen worden sein. Gründet sich aber erst das Urtheil 
zweiter Instanz auf den Anfechtungsgrund, so ist das Berufungs- 
gericht, gründet sich endlich erst das Urtheil dritter Instanz 
auf den Anfechtungsgrund, so ist das Revisionsgericht für die 
Wiederaufnahmsklage zuständig. 

Wird z. B. die Klage abgewiesen, weil das Processgericht 
erster Instanz den vorliegenden Zeugenaussagen oder der be- 
eideten Aussage des Klägers keinen Glauben geschenkt hat, 
wird aber vom Berufungsgerichte dieser später als falsch 
erkannten Zeugen- oder Parteienaussage Glauben geschenkt und 
auf Grund derselben der Klage stattgegeben, so \/ird nur das 
Berufungsurtheil von dem Anfechtungsgrunde betroffen und es 
ist das Berufungsgericht für die Wiederaufnahmsklage zuständig. 

Verfahren- 

§ 533. Auf die Erhebung der NichtigkeiU' urid Wieder^ 
aufnahmsMage und auf das tveitere Verfaltrcn finden^ 80U>€Ü 
sich nicht aus den nachfolgenden Bestimmungen Abweichungen 
ergeben, die im ersten bis vierten Tlieile dieses Gesefees enthaltenen 
Vorschriften entsprechend Avwenduvg. 

Die für den Hauptprocess ertheilte Processvollmaclit er- 
mächtigt zu allen durch eine Wiederaufnahms- oder Nichtig- 
keitsklage veranlassten Processhandlungen (g 31), die Zustellungen 
haben an die Processbevollmächtigten zu erfolgen (§ 93). Für 
das Verfahren haben nicht bloß die allgemeinen, sondern auch 
die besonderen, für die betreffende Instanz bestehenden Vor- 
schriften zu gelten (§ 535). 

§ 534. Die Klage ist binnen der Nothfrist eines Monates 
jsu erheben. 

Diese Frist ist zu bered^nen: 
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1. im Falle des § 529, Z. 1, von dem Tage, an welchem 
die Partei von dem Ausschließungsgrunde Kenntnis erhalten hat, 
oder wenn dies vor Eintritt der Bechtskrafl der angefochtenen 
Entscheidung geschehen, vom letzteren Tage; 

2. im Falle des § 529, Z, 2, von dem Tage, an welchem 
die Entscheidung der Partei, und wenn diese nicht processfähig 
ist, dem gesetzlichen Vertreter derselben zugestellt wurde, jedoch 
gleichfalls nicht vor eingetretener Rechtskraft der angefochtenen 
Entscheidung; 

S, in den Fällen des § 530, Z, 1 bis 5, von dem Tage, 
an welchem das strafgerichtliche Urtheil oder der die Einstellung 
eines strafgerichtlichen Verfahrens aussprechende Beschluss in 
Rechtskraft erwachsen ist] 

4. im Falle des § 530, Z. 6 und 7, von dem Tage, an 
welchem die Partei imstande war, daa recht skrä/tige Urtheil zu 
benützen oder die ihr bekannt gewordenen Thaisachen und Be- 
weismittel bei Gericht vorzubringen : 

5. im Falle des § 531 von der Zustellung des ürtheilci 
erster Instanz, 

Nach Ablauf von zehn Jahren nach dem Eintritte der 
Rechtskraft des Urthrdles kann die Klage, mit Ausnahme des 
in Z. 2 erwähnten Falles^ nicht mehr erhoben werden, 

1. Die Einhaltung der Nothfrist (§ 128) ist von amtswegen 
zu beachten, verspätet eingebrachte Klagen sind zurückzuweisen 
(§ 538). Die Erhebung der Klage bei einem unzuständigen 
Gerichte ist nicht geeignet, die Frist zu wahren (Wilmowski^ 
S. 826). 

Für den Beginn der Nothfrist nach Ziffer 1 sind zwei 
Bedingungen festgesetzt: Kenntnis des Anfechtungsgrundes 
und Rechtskraft der anzufechtenden Entscheidung. Die 
Kenntnis von einer Thatsache, d. h. die Ueberzeugung, dass 
sie geschehen ist, kann auch aus einer Quelle genommen werden, 
welche keinen Anspruch auf unbedingte Glaubwürdigkeit er- 
heben darf; daher mag der Richter die im § 534 vorausgesetzte 
Kenntnis von dem Anfechtungsgrunde jedenfalls dann als vor- 
handen feststellen können, wenn nach seinem Erachten die 
betreffende Partei, ohne dabei gegen die Regeln zu verstoßen, 
welche Vernunft und Erfahrung an die Hand geben, die Ueber- 
zeugung gewonnen hat, dass der Anfechtungsgrund eingetreten 
sei, mag auch der Grund ihrer Ueberzeugung niclit als durchaus 
zuverlässig erkannt werden können (R. G. Leipzig, Fuchsberger, 
Ergänzungsband, S. 322). Die formelle Rc-chtskraft (§ 511, 
Anm. 1) ist die zweite Voraussetzung des Beginnes der Noth- 
frist, weil dieselbe auch Voraussetzung der Klage ist: 
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2. Unter Partei im Sinne der Ziffer 2 ist die richtige, 
im Hauptproeesse nicht gehörig vertretene Partei oder deren 
Bevollmächtisrter (§ 39), nicht etwa der falsus procurator zu 
verstehen. Die Zustellung an die processunftlhige Partei selbst 
kann natürlich nicht die Wirkung haben, die KJagsfrist in den 
Lauf zu setzen, da der processunfilhigen Partei die Möglichkeit 
der Klagsanbringung fehlt. Hier muss daher die Zustellung 
der Entscheidung an den berechtigten gesetzlichen Vertreter 
als der Tag angesehen werden, an welchem eine processualisch 
verwertbare Kenntnis von Anfechtungsgründen erlangt wurde. 
Hat jedoch eine Partei oder ihr gesetzlicher Vertreter schon 
innerhalb der Rechtsmittelfrist vom Nichtigkeitsgrunde erfahren, 
so kann die Frist zur Anbringung der Nichtigkeitsklage nicht 
vor Eintritt der Rechtskraft des anzufechtenden Urtheiles be- 
ginnen, da die Benachtheiligung durch dieses Urtheil vor Ab- 
lauf der Rechtsmittelfrist nicht feststeht (Regierungsmotive, 
S. 316). 

Wenn die Partei nach Zustellung der Entscheidung von 
dem zulässigien Rechtsmittel oder von den Einwendungen gegen 
einen Zahlungsauftrag nicht Gebrauch *macht, geht sie nicht 
allein dieser Rechtsbehelfe verlustig, sondern lässt dadurch eine 
stillschweigende Genehmigung des falsus procurator erkennen, 
womit der Erfolg einer Nichtigkeitsklage wegen mangelnder 
Vertretung nach § 529 vereitelt wird (Wilmowski, S. 829). 
Unter Zustellung ist jede ordnungsmäßige Zustellung an die 
zur Zeit der Zustellung processftlhige Partei selbst bezw. ftir 
die zur Zeit der Zustellung nicht processftlhige Partei an ihren 
gesetzlichen Vertreter zu verstehen, insbesondere auch die 
Ersatzzustellung und öffentliche Zustellung (Struckmann-Koch, 
Ajim. 4). Die zehnjährige Präclusivfrist des dritten Absatzes 
kommt nicht zur Anwendung. Auch nach Ablauf von zehn Jahren 
ist niemand an ein Urtheil gebunden, welches nur scheinbar 
gegen ihn ergangen, in Wahrheit gar nicht gegen ihn erflossen, 
sondern ihm völlig fremd ist (Regierungsmotive, S. 317). 

3. Gewisse praktische Schwierigkeiten bietet es für die 
Fälle des § 530, Z. 1—5, den Beginn der Frist zu ermitteln, 
weil es nicht unbedingt noth wendig ist, dass wegen einer der 
strafbaren Handlungen, die einen Wiederaufnahmsgrund abgeben, 
eine strafgerichtliche Verurtheilung des Thäters stattgefunden 
hat. Wurde die Unmöglichkeit der Verurtheilung schon vor 
Anbringung der Klage durch einen strafgerichtlichen Beschluss 
constatiert, so wird die Mittheilung dieses Beschlusses an den 
Privatbetheil igten , beziehungsweise das Rechtskräftigwerden 
dieses Beschlusses die Frist in den Lauf setzen. Andernfalls 
hat die Feststellung der behaupteten striafbaren Handlung im 
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Sinne des § 539 der Anbringung der Wiederaufnahmsklage 
nachzufolgen, und es wird unter solchen Umständen die Wieder- 
aufnahmsklage während der ganzen zehnjährigen Frist erhoben 
werden können, die im letzten Absätze statuiert ist. Es wäre 
weder gerechtfertigt, noch praktisch durchführbar, den Anfang 
des Fristenlaufes durch die Kenntnis des Wiederaufnahmsklägers 
von der strafbaren Handlung oder der Möglichkeit des Beweises 
derselben u. s. w. bestimmen zu lassen (Regierungsmotive, 
S. 316). 

4. Der Beginn der Nothfrist im Falle neuer Thatsachen 
und Beweise oder eines früher ergangenen Urtheiles kann nur 
mit dem Tage als eingetreten angenommen werden, an welchem 
die Partei imstande war, vom fraglichen Beweismittel Gebrauch 
zn machen. Die Bestimmung über den Fristbeginn für die 
Wiederaufnahmsklage des § 53 1 entspricht der Natur des in 
diesem Falle anzurufenden Anfechtungsgrundes (Regierungs- 
motive, S. 317). Im Bagatellverfahren (§ 452) wird die Frist 
von der Verkündung des ürtheils zu laufen beginnen. 

5. Der letzte Absatz beschränkt die Erhebung der Nichtig- 
keits- wie der Wiederaufnahmsklage — abgesehen von dem 
Nichtigkeitsgrunde des § 529, Z. 2 — auf eine zehnjährige, 
mit dem Eintritte der Rechtskraft des Urtheiles (Urtheil im 
-eigentlichen Sinne oder Entscheidung) beginnende Frist (Re- 
gierungsmotive, S. 317). Die Frist ist eine Präclusivfrist (§ 123, 
Anin. 3), auf welche die Bestimmungen über Verlängerung und 
Abkürzung der Fristen und über den Einfluss der Gerichtsferien 
auf den Lauf der Fristen keine Anwendung finden. Der Beginn 
des Laufes der Präclusivfrist ist ohne irgend welche weitere 
Voraussetzung als die Rechtskraft des anzufechtenden Ur- 
theiles von dem Tage dieser Rechtskraft zu rechnen und ist 
namentlich nicht bedingt durch die Kenntnis der Partei von 
dem Anfechtungsgrunde. 

Das Gesetz will nach dem Ablaufe eines zehnjährigen 
Zeitraumes vom Tage der Rechtskraft des Urtheiles überhaupt 
keine Nichtigkeits- oder Wiederaufnahmsklage gestatten (R. G. 
Leipzig, XV, S. 383). Eine während des Processes oder erst 
nach dessen Beendigung eingetretene Ersitzung oder Verjährung 
•eines Rechtes kann nicht zum Nachtheil dessen geltend gemacht 
werden, dem nachträglich die Wiederaufnahme des über dieses 
Hecht geführten Processes bewilligt wird (Art. XL VI, E. G.). 
Hinsichtlich der wechselrechtlichen Verjährung bleibt die Vor- 
schrift des § 556 unberührt (Motive, S. 19). 

§. 535, Wird die Klage nicht hei dem Gerichte erhöben, 
todches in dem frühereti Verfahren in erster Instanz erkannt 
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hat, sofidern bei einem höheren Gerichte, welches nach den ßir 
das Verfahren vor demselben geltenden Bestimmungen die Haupt- 
Sache spruchreif zu machen vermag, so sind in Ansehung der 
mündlichen Verhandlung, der Beweisführung und der MHtheilung 
des über die Klage gefällten Urtheiles an die erste Instanz, sotoie 
in Ansehung der Anfechtbarkeit des Urtheiles diejenigen Be- 
stimmungen maßgebend, welche für das höhere Gericht als Rechts- 
mittelinstanz maßgebend wären. 

Auf die Erhebung der Klage und das weitere Verfahren 
sind die allgemeinen Vorschriften anzuwenden, soweit nicht der 
Entwurf Abweichendes anordnet (§ 533). Wird die Klaire bei 
einem höheren Gerichte erhoben, so muss sich auch das Ver- 
fahren über die Nicht! gkeits- und Wiederaufnahmskla^c den 
für dieses Gericht als Rechtsraittelinstanz bestehenden Nonnen 
anpassen (§ 53;>). Hei den Gerichtshöfen erster Instanz sowie 
bei den Oberlandesgerichten, welche als Berufungsgerichte ein- 
zuschreiten haben, wird es nach den für das Verfahren vor 
denselben geltenden Vorschriften möglich sein, die Hauptsache 
selbst zur Entscheidung reif zu machen, das heißt nicht bloß 
ein Erkenntnis darüber zu erreichen, ob das in der Hauptsache 
ergangene Urtheil formell aufzuheben oder aufrecht zu erhalten 
sei, also insbesonders, ob Wiederaufnahme überhaupt stattfinde, 
sondern auch jenes meritorische Erkenntnis, welches an Stelle 
der angefochtenen Entscheidung zu treten hat. Bei der Re- 
visionsinstanz wäre das jedoch nicht möglich (wegen des Aus- 
schlusses unmittelbarer thatsÄchlicher Feststellungen durch die 
Revisionsinstanz und überhaupt einer neues Processmaterial 
schaffenden Verhandlung u. s. w.). Für solche Fälle wird daher 
im Entwürfe eine Verweisung des Verfahrens in der Hauptsache 
an das Processgericht erster Instanz vorgeschrieben (Regierungs- 
motive, S. 317). 

Die Instruction des Processes, insbesondere die erste Tag- 
satzung, die Beantwortung der Klage und die Anordnung der 
Tagsatzung zur Streitverhandlung wird sich auch bei höheren 
Instanzen nach den für das Gerichtshofverfahren in erster In- 
stanz geltenden Bestimmungen zu vollziehen haben. Desgleichen 
werden auch die Vorschriften über das Versäumnisverfahren fUr 
die als Processgericht erster Instanz einschreitenden höheren 
Gerichte zu gelten haben. 

Die Vorschriften des § 491 sind auf das Verfahren über 
eine Klage nicht anwendbar. 

§ 536. Die Klage muss insbesondere enthalfen: 
1. die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung] 
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2. die Bezeichnung des gesetzlichen Anfechtungsgrundes 
(Nichtigkeits-y Wiederatifnahmsgrund) ; 

3. die Angabe der Umstände, aus welchen sich die Ein- 
haltung der gesetzlichen Frist für die Klage ergibt, und die 
Bezeichnung der hiefür vorhandenen Beweismittel] 

4. die Angabe der für die Beurtheilung der Zuständigkeit 
wesentlichen Umstände^ 

5. die Erklärung, inwieweit die Beseitigung der angefoch- 
tenen Entscheidung, und welche andere Entscheidung in der 
Hauptsache Ifeantragt wird, 

1 Für die KJage gelten die allgemelDen Vorschriften über 
vorbereitende Schriftsätze (§ 78) und Klagen (§ 226) überhaupt. 

Der neuerliche Nachweis der Bevollmächtigung im An- 
waltsprocesse ist nicht noth wendig, da die im Hauptprocesse 
ertheilte Processvollmacht auch ftir das Wiederaufnahmsver- 
fahren gilt. Die im § 536 aufgezählten besonderen Erfordernisse 
der Klage sind obligatorisch vorgeschrieben, die Klage muss 
enthalten. 

Die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung 
hat auf dieselbe Art wie bei der Berufung (§ 467) so zu er- 
folgen, dass ein Zweifel nicht entstehen kann, welche Ent- 
scheidung angefochten werde. Weder der Tag der Verkündung 
noch das Actenzeichen sind unbedingtes Erfordernis (§ 471, 
Anm. 6). Die Bezeichnung des gesetzlichen Anfechtungs- 
grundes hat nach den Bestimmungen der §§ 529, 530, 531 
zu erfolgen. Fehlt es an einem solchen Anfechtungsgrunde, 
so ist die Klage ohne Anordnung einer Tagsatzung zurück- 
zuweisen. Eine Aenderung des Anfechtungsgrundes in der 
mündlichen Verhandlung wird nur unter den für eine 
EUageänderung im § 235 gegebenen Bestimmungen und 
außerdem nur dann zulässig sein, wenn die Anfechtungsfrist 
für diesen neuen Anfechtungsgrund noch nicht versäumt ist. 
Dass nicht nur der Anfechtungsgrund, sondern auch die That- 
sachen, auf welche sich derselbe stützt und die Beweise für 
diese Thatsachen anzuführen sind, folgt aus § 226. 

2. Die Einhaltung der Nothfrist oder der Präclusivfrist 
des § 534 ist auf Verlangen glaubhaft zu machen (§ 538). Es 
wird also dort, wo die Frist von der Kenntnisnahme des 
Klägers zu berechnen ist, unter Anbietung von Beweisen anzu- 
führen sein, wann der Kläger von der betreffenden Thatsache 
Kenntnis erlangt hat. Verspätet eingebrachte EJagen sind ohne 
Anordnung einer Tagsatzung zurückzuweisen (§ 538). Die für 
die Zuständigkeit wesentlichen Umstände sind dem § 532 zu 

F fl r 8 1 1 , Ol vilproceaagesetse. 5 1 
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entneamen^ einer Wertangabe bedarf es nicht. Seine Zuständigkeit 
hat das Gericht von amtswegen zu prüfen, bei Nichtigkeits- 
und Wiederaufnahmsklagen um so gewissenhafter, als durch die 
Erhebung einer solchen Klage vor einem unzuständigen Ge- 
richte der Lauf der Frist zur Erhebung dieser Kiage vor dem 
zuständigen Gerichte nicht gehemmt wird. 

3. Das Begehren (§ 226, Anm. 2) der Nichtigkeits- und 
Wiederaufnahmsklage ist ein doppeltes: Gänzliche oder theil- 
weise Beseitigung der angefochtenen Entscheidung (Judicium 
rescindens) und Entscheidung der Hauptsache (Judicium res- 
cissorium). 

Je nach der Processrolle des Anfechtungsklägers in der 
Hauptsache wird sich auch dessen Begehren in der Hauptsache 
gestalten. 

§ 537. Der Bichter, wegen dessen Betheiligung an der 
Entscheidung die Nichtigkeitsklage (§ 529, Z, 1) oder wegen 
dessen Verhalten die Wiederaufnahmsklage nach § 530, Z. 4, 
angebracht wird, ist von der Leitung der Verhandlung sowie 
von der Entscheidung über die Nichtigkeits- oder Wiederauf- 
nahmsklage ausgeschlossen. 

Die Nichtbeobachtung der Vorschrift des § 537 kann 
abermals mit der Nichtigkeitsklage des § 529, Z. 1, ange- 
fochten werden. 

§ 538. Das Gericht hat vor Anberaumung einer Tag- 
saizung zur mündlichen Verhandlung, und zwar bei Gerichtshöfen 
in nicht öffentlicher Sitzung, zu prüfen, ob die Klage auf einen 
der gesetzlichen Anfechtungsgründe (§§ 529 bis 531) gestützt und 
in der gesetzlichen Frist erhoben sei. Mangdt es an einem dieser 
Erfordernisse oder ist die Klage wegen eines der im § 230, 
Abs. 2, angeführten Gründe u>nzulässig, so ist sie als zur Be- 
stimmung einer Tagsatzung für die müticUiche Verhandlung 
ungeeignet durch Beschluss zurückzuweisen. 

Die Umstände, aus welchen sich die Einhaltung der geseiz- 
liehen Frist ergibt, sind vom Kläger auf Verlangen des Gerichtes 
gloMbhaft zu machen. 

Außer den bei § 230 aufgezählten Umständen hat das 
Gericht bei Erledigung einer Nichtigkeits- oder Wiederaufnahms- 
klage zu prüfen: 

a) ob eine anzufechtende Entscheidung vorliegt; 

b) ob die Klage auf einen der Nichtigkeitsgründe des 
§ 529 oder auf einen der Wiederaufnahmsgründe der 
§§530, 531 gestützt ist. Auf die materielle Prüfung 
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des AnfechtuDgsgrundes erstreckt sich die amtswegige 
Vorprüfung nicht, diese bleibt dem Urtheile vor- 
behalten. 

Weiters ist zu prüfen: 

c) ob seit der Rechtskraft des Urtheils (der Entscheidung) 
noch nicht zehn Jahre verflossen sind, sofern es sich 
nicht um den Nichtigkeitsgrund des § 529, Z. 2, 
handelt; 

d) ob außerdem die Nothfrist des § 534 eingehalten 
worden sei; 

e) ob der Nichtigkeitsgrund in dem Hauptverfahren ohne 
Erfolg geltend gemacht worden ist oder geltend gemacht 
werden konnte (§ 529, Abs. 2); 

f) ob die Partei ohne ihr Verschulden außerstande war, 
die Rechtskraft des ürtheiles oder die neuen That- 
sachen oder Beweismittel vor Schluss der mündlichen 
Verhandlung zur Hauptsache geltend zu machen (^§ 530). 

Die Zurückweisung einer unzulässigen Nichtigkeits- oder 
Wiederaufnahmsklage erfolgt auch noch in der mündlichen Ver- 
handlung durch Beschluss (§ 543). Die Glaubhaftmachung 
(§ 274) der die Einhaltung der Frist nachweisenden Umstände 
wird sohin der mündlichen Verhandlung vorzubehalten sein. 

§ 539, Wenn die Wiederaufnahme wegen einer der im 
§ 530, Z. 1 bis 4, angeführten strafba/ren Handlungen begehrt 
wirdy ohne dass ihrer wegen bereits eine rechtskräftige Ver- 
wtheüung stattgefunden hätte, hat da^ Processgericht ohne vor- 
gängige mündliche Verhandlung die Einleitung des Strafgericht- 
liehen Verfahrens behufs Ermittlung und Feststellung der 
behaupteten strafbaren Handlung zu veranlassen. Gegen diesen 
Beschluss ist ein Rechtsmittel nicht zulässig] vor der Beschluss- 
fassung kann das Gericht die Parteien oder eine derselben 
vernehmen und die ihm sonst wichtig scheinenden Erhebungen 
einleiten. 

Die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung über die 
Wiederaufnahmsklage ist erst nach rechtskräftigem Abschlüsse 
des strafgerichtlichen Verfahrens, und zwar nur dann anzube- 
raumen, wenn dieses Verfahren entweder zu einer rechtskräftigen 
Verurtheüung wegen der zur Begründung der Wiederaufnahms- 
Mage geltend gemachten strafbaren Handlung geführt hat, oder 
wenn das strafgerichtliche Verfahren aus anderen Gründen als 
wegen mangelnden Thatbestandes oder wegen Mangels an Be- 
weisen zu einer Verurtheilung nicht geführt hat. Andernfalls 
ist die Klage nach Bekanntgabe der Ergebnisse des strafgericht- 

51» 
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liehen Verfahrens als unzulässig zurückzuweisen. Diese Zurück- 
Weisung geschieht gleichfalls ohne vorgängige mündliche Verhand- 
lunq und bei Gerichtshöfen durch einen in nicht öffontlicher 
Sitzung gefaxten BescMuss. Das Strafgericht oder die staais- 
anwaltsdhaftliche Behörde hat hei Bekanntgabe der wegen Nicht- 
einleitung oder Einstellung des Strafverfahrens gefassten Beschlüsse 
den Grund der unterlassenen Eitüeitung oder der Einstellung 
des Verfahrens stets ausdrücklich zu bezeichnen, 

1. Wenn wegen der zur Begründung des Wiederauftiahms- 
kloge geltend gemachten strafbaren Handlung eine rechtskräftige 
straf gerichtliche Verurtheilung stattgefunden hat, so erfolgt die 
Einleitung des Wiederaufnahmsverfahrens nach § 540. 

Die strafgerichtliche Untersuchung hat aber in den Fällen 
des § 530, Z. 1 bis 4 der Verhandlung über die Wiederauf- 
nahmsklage immer vorauszugehen, weshalb das Civilgericht 
dessen Einleitung zu veranlassen und das Ergebnis des ohne 
oder mit seiner Mitwirkung eingeleiteten strafgerichtlichen Ver- 
fahrens abzuwarten hat. Die Bestimmungen des zweiten Ab- 
satzes werden daher zur Anwendung kommen, wenn auch das 
Strafverfahren nicht über Veranlassung des Processgerichtes ein- 
geleitet worden ist; wenn das Strafverfahren schon vor 
Ueberreichung der Wiederaufnahmsklage zum Abschluss ge- 
bracht worden ist, wird sich gleichfalls nach dem zweiten Ab- 
sätze zu benehmen sein. 

2. Ist das strafgerichtliche Verfahren abgelehnt oder ein- 
gestellt worden, dann hat vorerst das Strafgericht oder die 
Staatsanwaltschaft dem Civilgerichte den Grund der unterlassenen 
Einleitung oder der Einstellung des Strafverfahrens zu be- 
zeichnen. Erfolgte diese Einstellung schon vor der Einbringung 
der Wiederaufnahmsklage, so wird das Civilgericht nicht 
neuerlich die Einleitung des Strafverfahrens zu veranlassen, 
sondern sich lediglich wegen Mittheilung der Gründe der Ein- 
stellung oder Ablehnung an das Strafgericht oder die Staatsan- 
waltschaft zu wenden haben und auch diese Maßnahme wird 
entfallen, wenn der Wiederaufnahmskläger diese Einstellung und 
die Gründe derselben urkundlich, z. B. durch Vorlage des Ein- 
stellungsbeschlusses nach § 213 St. P. 0. oder des über seinen 
Subsidiarantrag gefassten Beschlusses nach § 48 St. P. O. nach- 
gewiesen hat. Die Nichteinleitung oder Einstellung des straf- 
gerichtlichen Verfahrens führt zur Zurückweisung der Wieder- 
aufnahmsklage, wenn sie wegen mangelnden Thatbestandes oder 
wegen des Mangels an Beweisen erfolgt ist. 

Objectiv muss sohin der Thatbestand der strafbaren 
Handlung vorliegen. Ist jedoch die Verurtheilung wegen äußer- 
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lieber hinzutretender Umstände^ wegen Todes, Verjährung, später 
eingetretener Unzurechnungsfähigkeit oder Abwesenheit (Re- 
gierungsmotive, S. 318), wegen Abolition (§ 2 St. P. O.), Ver- 
lustes des Klagerechtes (§ 263 St. P. O.) unmöglich geworden, 
ist die Strafbarkeit der That aufgehoben oder die Verfolgung 
derselben ausgeschlossen, so würde es der Billigkeit nicht ent- 
sprechen, die Wiederaufnahmsklage zu versagen (Regierungs- 
motive, S. 318). 

Dasselbe wird auch dann der Fall sein, wenn es a priori 
feststeht, dass das strafgerichtliche Verfahren zu keiner Verur- 
theilung führen, ja gar nicht mehr eingeleitet werden kann; 
wenn beispielsweise der Beschuldigte inzwischen verstorben ist 
(Rosenblatt im Centralblatte f. J.-P. 1897, S. 111). 

3. Wenn vom Strafgerichte ein verurtheilender Spruch 
gefällt worden ist, jedoch nicht rechtskräftig werden konnte 
(Tod des Verurtheilten). so hat das strafgerichtliche Verfahren 
aus anderen Gründen als wegen mangelnden Thatbestandes oder 
wegen Mangels an Beweisen zu einer rechtskräftigen Verur- 
theilung nicht geführt und es ist über die Wiederaufnahms- 
klage Tagsatzung anzuordnen. 

Ist endlich vom Strafgerichte ein freisprechendes Urtheil 
gefällt worden, so wird das Civilgericht aus den Gründen des 
freisprechenden Urtheils zu entnehmen haben, ob die Frei- 
sprechung wegen mangelnden objectiven Thatbestandes oder 
wegen Mangels an Beweisen oder aus anderen Gründen erfolgt 
ist. Im ersteren Falle wird die Wiederaufnahmsklage abzu- 
weisen, im zweiten eine mündliche Verhandlung anzuordnen 
sein. Die Gründe des freisprechenden Urtheils eines Schwur- 
gerichtshofes können aus der Beantwortung der im Sinne des 
§ 319 St. P. O. gestellten Fragen oder aus der Anwendung 
der Vorschriften des § 317 zu entnehmen sein. Ist dies nicht 
möglich oder erfolgt die Freisprechung wegen Rücktrittes des 
Anklägers von der Anklage, so soll nach Rosen blatt (S. 114 
Oentralblatt 1897) das Civilgericht berechtigt sein, sich auf 
Grund der Strafacten selbständig seine Ueberzeugung zu bilden. 
Zweckentsprechend wird es wohl sein, den Staatsanwalt um 
die Mittheuung der Gründe seines Rücktrittes von der Anklage 
anzugehen. 

4. Die Bestimmung des § 539 bezieht sich nur auf ein 
inländisches Strafverfahren, da das Civilgericht die Einleitung 
des strafgerichtlichen Verfahrens nur bei einem inländischen 
Strafgerichte veranlassen kann. 

Ist jedoch die Verfolgung wegen der etrafbaren Handlung 
im Inlande nicht möglich, liegt z. B. eine von einem Ausländer 
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im Auslande gefälschte Urkunde vor, so ist so vorzugehen, wie 
wenn das strafgerichtliche. Verfahren aus anderen Gründen zu 
einer Verurtheilung nicht geführt hat. Die Unmöglichkeit der 
Verfolgung wird aber auch in diesem Falle von den inländischen 
Strafbehörden sicherzustellen sein. Die rechtskräftige Verur- 
theilung im Auslande wird jedoch die Statthaftigkeit der Wieder- 
aufnahmsklage begründen. 

§ 540, Ist in den Fallen des § 530 der Wiederaufnahms- 
grund durch der Klage in Urschrift oder beglaubigter Abschrift 
beigelegte Urkunden dargethan oder wird die WiederaufnaJime 
im Sinne des § 531 beantragt, so ist die Verhandlung und 
Entscheidung über den Grund und die Zulässigkeit der Wieder- 
aufnahme, vorbehaltlich der dem Gerichte im § 189 eingeräumten 
Befugnis, mit der Verhandlung der Hauptsadie jsu verbinden. 

Die Hauptsache wird dabei soweit von neuem verhandelt, 
als sie vom Anfechtungsgrunde betroffen ist, 

Ist jedoch das zur Entscheidung über die BevoiUigung der 
Wiederaufnahme zuständige Gericht höherer Instanz na/^ den 
für das Verfahren vor demselben geltenden Bestimmungen nicht 
in der Lage, die Hauptsache spruchreif zu machen, so hat es 
sich auf die Entscheidung über die Zulässigkeit der Wiederauf- 
nähme zu beschränken und nach Rechtskraft des die Wiederauf- 
nahtne bewilligenden Uriheües den Bechtsstreit zur Verhandlung 
der Hauptsache an das Gericht zurückzuverweisen, welches in 
erster Instanz dazu berufen gewesen ist. Von diesem ist sodann 
die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung der Hauptsache 
von amtswegen anzuberaumen und nach den für das Verfahren 
vor diesem Gerichte geltenden Vorschriften durchzuführen. 

Den Gegenstand der Verhandlung bilden zwei Punkte: 

a) ob die Aufhebung der angefochtenen Entscheidung aus- 
zusprechen ist, ob sohin der geltend geraachte An- 
fechtungsgrund vorliegt (Judicium' rescindens) ; 

b) im Falle der Aufhebung der angefochtenen Entscheidung 
die neuerliche Verhandlung und Entscheidung der 
Hauptsache (Judicium rescissorium). 

Wo die Wiederaufnahme voraussichtlich zu bewilligen sein 
wird, soll die Verhandlung zur Hauptsache mit der Discussion 
über die Zulässigkeit der Wiederaufnahme verbunden werden 
(§ 540); wo jedoch für solche Annahme eine Grundlage fehlt, 
soll sich die Verhandlung zunächst bloß auf letztere Frage be- 
schränken (Regierungsmotive, S. 318). Aber auch im Falle des 
§ 540 kann das Gericht gemäß § 189 die Trennung der Ver- 
handlung beschließen. 
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Der dritte Absatz hat die Verhandlang über eine Wieder- 
aoiiiahmsklage vor dem Revi:4ionsgerichte im Auge. Falls die 
Wiederautnahmsklage bei einem Gerichte angebracht werden 
müsste, welches die Hauptsache nicht spruchreif machen kann, 
wäre die Verbindung der beiden Verhandlungen nicht bloß un- 
begründet, sondern einfach unausführbar (Regierungsmotive, 
Ö. 318). Die Zurückverweisung der Sache zur Verhandlung an 
die erste Instanz wird jedoch in jenen Fällen (§ 532) nicht er- 
folgen, wo nicht die Entscheidung erster, sondern nur jene 
zweiter oder dritter Instanz angefochten oder aufgehoben wird. 

§ 541, In allen übrigen Fällen ist nur über Grund 
utid Zuiässigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens oder über 
die Nichtigerklärung desselbeti zu verhandeln und durch Urtheil 
zu entscheiden. 

Wird die Wiederaufnahme bewilligt, so ist das Verfahren 
in der Hauptsache, soweit es vom Anfechtungsgrunde betroffen 
wird, bei detn Gerichte, bei welchem die Wiederaufnahmsklage 
eingebracht wurde, oder wenn dieses nach den für das Verfahren 
geltenden Bestimmungen nicht in der Lage ist, die Hauptsache 
spruchreif zu machen, bei dem Gesichte abzuführen, welches zur 
Verhandlung der Hauptsache in erster Instanz berufen war. 

In Bezug auf die Verweisung, die Anberaumung der Tag- 
Satzung zur mündlichen Verhandlung wid die Durchführung der 
Verhandlung gelten die Bestimmungen des § 540, Abs. 3, 

1. Bei der Nichtigkeitsklage ist das Verhältnis zwischen 
dem Nichtigkeitsgrunde und dem Meritum des Processes ein 
solches, dass die Entscheidung über das letztere durch die Ver- 
handlung über den Nichtigkeitsgrund selten Förderung eriahren 
dürfte. Daher wird im § 541 auch für die Nichtigkeitsklage 
gesonderte Verhandlung vorgeschrieben (Regierungsmotive, 
S. 318) und zwar selbst dann, wenn der Nichtigkeitsgrund durch 
Urkunden dargethan wäre. 

Die Entscheidung hat mittels Unheiles zu erfolgen. Nur 
wenn sich erst bei der mündlichen Verhandlung die Unzu- 
lässigkeit des Anfechtungsgrundes in formeller Beziehung 
— zu unterscheiden von der materiellen Begründetheit des Be- 
gehren3 — oder die- verspätete Ueberreichung der Klage ergibt, 
die Klage sohin schon bei der Vorprüfung zurückzuweisen ge- 
wesen wäre (§ 538), hat die Zurückweisung durch Beschlusa 
zu erfolgen (§ 543). Wie in jedem Endurtheile ist auch in 
diesem Falle über die Verpflichtung zum Kostenersatze zu ent- 
scheiden (§ 52). Die Ansicht Schaueres (S. 252 und 596^, dass 
über die Kosten nach Vorschrift des § 51 zu erkennen sein 
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werde, dürfte nicht richtig sein, nachdem inhaltlich der Motive 
(S. 203) der § 51 nur für das Rechtsmittelverfahren gilt, das 
Gesetz aber die Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsklage nicht 
zu den Rechtsmitteln zählt. Die Kosten des aufgehobenen Ver- 
fahrens fallen daher in die allgemeinen Processkosten und theilen 
das Schicksal dieser. 

2. Das Verfahren in der Hauptsache ist bei dem für die 
Wiederaufnahmsklage oder Nichtigkeitsklage in 
erster Instanz zuständigen Gerichte durchzuführen. Nur für die 
Revisionsinstanz ist die gleiche Bestimmung getroflten wie im 
dritten Absätze des § 540. Wird der Nichtigkeits- oder Wieder- 
aufnahmsklage stattgegeben, so ist der Verhandlung der Haupt- 
sache nur soweit wieder aufzunehmen, als der Änfechtungs- 
grund hiezu Veranlassung gibt. Nach Beschaffenheit desselben 
wird die fortzusetzende Verhandlung bald einen größeren, bald 
einen geringeren Umfang annehmen, ja unter Umständen gänzlich 
entfiallen. 

Die Nichtigkeitsklage nach § 529, Z. 1 , dann die Wieder- 
aufnahmsklage des § 530, Z. 4, ergreifen den ganzen Rechts- 
streit und machen eine vollständig neue Verhandlung desselben 
nothwendig, es wäre denn der bezügliche Mangel nur im Ver- 
fahren höherer Instanz unterlaufen. 

Betrifft jedoch die Nichtigkeit wegen mangelnder Ver- 
tretung der Partei schon die Erhebung der Klage, so ist die 
Thätigkeit des über die Anfechtung entscheidenden Gerichtes 
damit abgeschlossen, dass es das angefochtene Urtheil und das 
ganze Verfahren aufhebt. Zu einer Verhandlung und Ent- 
scheidung in der Hauptsache fehlt es hier an der unentbehrlichen 
Grundlage, nämlich an einer Klage; dieselbe muss erst wieder 
neuerlich erhoben werden. 

Die übrigen Anfechtungsgründe, darunter auch jene de^ 
§ 531, erfassen mehr minder bloß einzelne Punkte des Rechts- 
streites oder des Verfahrens; nur deren Berichtigung oder Er- 
gänzung ist Gegenstand der fortgesetzten Verhandlung, ohne 
dass die anderweitigen thatsächlichen Ergebnisse der früheren 
Verhandlung und Beweisführung, wie sie durch das ange- 
fochtene Urtheil constatiert sind, in Frage gestellt werden 
dürfen. Auf der Combination dieser feststehenden Resultate des 
früheren Verfahrens mit den Ergebnissen der fortgesetzten Ver- 
handlung wird die Beurtheilung beruhen, ob und inwieweit das 
angefochtene Urtheil in der Hauptsache zu beseitigen und welche 
andere Ergebnisse an dessen Stelle zu setzen seien (Regierungs- 
motive, S. 318). 
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Es kann trotz der bewilligten Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens das neue Urtheil mit dem aufgehobenen übereinstimmen, 
es kann ein abweichendes Urtheil gei^llt^ es kann der Rechts- 
streit aber auch mittels Beschlusses (§ 261) beendet werden. 

3. Soweit neu verhandelt wird, ist auch dem Wiederauf- 
nahmsbeklagten bei der Verhandlung der Hauptsache, also inner- 
balb des Judicium rescissorium, der Gebrauch neuer Angriffs- 
und Vertheidigungsmittel in dem gleichen Umfange gestattet, 
wie er ihm in dem betreff'enden Processtadium gestattet ge- 
wesen sein würde (Motive zur C. P. O. f. d. Deutsche Reich, 
S. 343). 

§ 542. Ist die Verhandlung zur Hauptsache bei dem zur 
Entscheidung über die Zulässigkeit der Wiederaufnahme zustän- 
digen Gerichte abzuführen, so kann das Gericht nach Verkündtmg 
der dem Wiederaufnahmebegehren stattgebenden Entscheidung 
durch Beschluss anordnen, dass vor Ausfertigung dieser Ent- 
scheidung in der Hauptsache verhandelt werde. Gegen diesen 
Beschluss ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 

Die Entscheidung über die Zulässigkeit der Wiederauf- 
nahme ist in diesem Falle in die Entscheidung über die Haupt- 
solche aufzunehmen. 

Die Bestimmung des § 542 beruht auf dem gleichen 
Grundsätze, wie jene des § 261. 

Das Gericht kann, im Falle dem Wiederaufnahmsbegehren 
«tattgegeben wird, diese Entscheidung einer abgesonderten An- 
fechtung entziehen und die Aufnahme der Verhandlung in der 
Hauptsache anordnen, wenn es zur Verhandlung der Haupt- 
sache zuständig ist. Die Vorentscheidung kann dann nur mittels 
des gegen die Entscheidung in der Hauptsache offen stehenden 
Rechtsmittels angefochten werden. Von dieser Befugnis wird 
aber nur dann Gebrauch zu machen sein, wenn die Anfechtung 
<ler Entscheidung voraussichtlich ohne Erfolg sein dürfte. 

§ 543, Ergibt sich erst bei der mündlichen Verhandlung, 
dass die Wiederaufnahms- oder Nichtigkeitsklage auf einen ge- 
setzlich unzulässigen Anfechtungsgrund gestützt wird oder ver- 
spätet überreicht ist, so ist die Klage durch Beschluss zurück- 
jsuweisen. 

Ergibt sich die Unzulässigkeit der Nichtigkeits- oder 
Wiederaufnahmsklage aus einem der bei § 538 unter a bis f 
angeführten Gründen erst bei der mündlichen Verhandlung, so 
ist die Klage mittels Beschlusses zurückzuweisen, gegen welchen 
Recurs zulässig ist. 
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§ 544. lieber eine Wiederaufnahmsklage, welche gleich- 
zeitig mit der Erhebung der Berufung oder Revision gegen das- 
selbe üriheü oder während des anhängigen Berufungs- oder 
Revisionsverfahrens eingebra4Jit wird, ist von amtswegen oder 
auf Antrag unverzüglich die Unterbrechung des Berufungs- oder 
Revisionsverfahrens anzuordnen, wenn einer der im § 530, Z. 1 
bis 5, angeführten Wiederaufnahmsgründe geltend gemacht und 
das ergangene rechtskräftige strafgerichtliche UrtheU der Klage 
in Urschrift oder beglaubigter Abschrift beigelegt wird. 

Das Gericht, bei welchem die Wiederaufnahmsklage ange- 
bracht wurde, hat im Falle einer solchen Beschlussfassung das 
Gericht, bei ivelchem über das eingelegte RechUmiUels zur Zeit 
verhandelt wird, von der angeordneten Unterbrechung des Rechts- 
mittelverfahrens sofort zu verständigen. 

Ist der Wiederanfnahmsgrund in einer Weise constatiert, 
die jeden Zweifel an seinem Bestände ansscbliefit und ist des- 
halb gewiss, dass das frühere ürtheil aufgehoben wird — so 
bei den im § 530, Z. 1 — 5, angeführten Wiederaofnahms- 
gründen — dann soll über die Wiederaufnahmsklage eine Unter- 
brechung des anhängigen Rechtsmittelverfahrens stattfinden (Re- 
gicrungsmotive, S. 319). Dadurch sollen Berufungsverhandlungen 
hintangehalten werden, welche durch die inzwischen erfolgte 
Erledigung der Wiederaufnahme alles Zweckes Var werden 
(Regierungsmotive, S. 305). Die Wirkungen der Unterbrechung 
sind jene des § 163. Die Unterbrechimg ist von dem Gerichte^ 
bei welchem die Wiederaufnahmsklage anhängig ist, auszu- 
sprechen und ist dieser Beschluss, wenn er nicht von amts- 
wegen erfolgt, unanfechtbar (§ 546). • 

§ 545. Ob in den übrigen Fällen wegen Einbringung 
eitler Wiederaufnahmsklage das in Bezug auf dasselbe Urtlieil 
eingeleitete oder anhängige Berufungs- oder Revisionsverfahren 
unterbrochen werden soll, darüber hat das zur Verhandlung über 
die Klage berufene Gericht von amtswegen oder auf Antrag mit 
Rüchsicht auf die besonderen Verhältnisse des Falles und die 
für das Vorhandensein des Wiederaufnahmsgrundes vorgebrachten 
Beweise zu entscheiden. 

Eine solche Unterbrechung kann auch noch während der 
mündlichen Verhandlung Über die Wiederaufnahmsklage be- 
schlössen werden. Bei Anordnung der Unterbrechung kommen 
die Bestimmungen des § 544, Abs. 2, zur Anwendung. 

Während im § 544 die Unterbrechung des Rechtsmittel* 
Verfahrens imperativ vorgeschrieben ist, „ist anzuordnea^,. 
wird diese Unterbrechung in den Fällen der §§ 530, Z. 6, 7^ 
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531 dem richterlichen Ermessen überlassen. Das Gericht wird 
hier die Wahrscheinlichkeit der für die Wiederaufnahme geltend 
gemachten Gründe und damit die Wahrscheinlichkeit des Er- 
folges der Wiederaufhahmsklage gewissenhaft zu prüfen und 
nur dann die Unterbrechung des Rechtsmittelverfahrens zu be- 
willigen haben, wenn dasselbe voraussichtlich infolge der Wieder- 
aufhahmsklage überflüssig werden dürfte und zugleich kein Ver- 
dacht chianöser Verzögerung und Störung des Rechtsmittelver- 
fahrens obwaltet (Regierungsmotive, S. 319). Das Gericht wird 
insbesondere zu berücksichtigen haben, dass gegen seinen über 
Antrag geiassten Beschluss jedes Rechtsmittel ausgeschlossen 
ist (§ 546) und dass die Unterbrechung des Verfahrens die 
Vollstreckbarkeit der angefochtenen Entscheidung hemmt (S. 547). 

§ 546. Gegen den Beschluss^ durch welchen über einen 
gemäß §§ 544 und 545 gestelUen Antrag entschieden wird, ist 
ein Rechtsmittel nicht statthaß, 

Ist die Wiederaufnahmskla^ge rechtskräftig abgewiesen, so ist 
das unterbrochene Rechtsmittelverfahren von amtswegen oder auf 
Antrag wieder aufzunehmen. Der Antrag ist bei dem Gerichte 
zu stdlen, vor welchem das Berufungs- oder Revisionsverfahren 
zur Zeit der angeordneten Unterbrechung anhängig war. Dieses 
Gericht hat die rechtzeitige Wiedervorlage der zur Fortsetzung 
der Verhandlung erforderlichen Acten von amtswegen zu ver- 
anlassen. 

1. Der Beschluss, mit welchem die Unterbrechung des 
Rechtsmittelverfahrens ausgesprochen wird, ist nur dann unan- 
fechtbar, wenn er über Parteienantrag gefasst wurde. Der gegen- 
theiligen Ansicht Schauers (S. 599) dürfte der Umstand ent- 
gegenstehen, dass die amtswegige Unterbrechung des Rechts- 
mittelverfahrens von der gemeinsamen Conferenz beschlossen 
wurde, welche nach den Motiven (S. 4) dem Beisatze „von 
amtswegen" eine besondere Beachtung geschenkt hat, daher 
gewiss nicht unterlassen hätte, die durch die Aufnahme dieses 
Beisatzes in den §§ 544, 545 nothwendige Abänderung des 
§ 546 vorzunehmen, wenn sie dieselbe für nothwendig erachtet 
hätte, insbesondere da sie eben im § 546 im zweiten Absätze 
die Einsetzung dieses Beisatzes für nothwendig erachtet hat. 

2. Nachdem die Wiederaufnahme des Rechtsmittelver- 
fahrens von amtswegen zu erfolgen hat, ^o wird die rechts- 
kräftige Abweisung der Wiederaufnahmsklage der Rechtmittel- 
instanz unter Vorlage der Acten auf gleiche Weise anzuzeigen 
sein, wie sie von der Unterbrechung des Verfahrens verständigt 
worden ist (§ 544). 
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Aber auch von der rechtskräftigen Stattgebung der Wieder- 
aufnahmskiage wird die Rechtsmittelinstanz zum Zwecke des 
formellen Abschlusses des Rechtsmittelverfahrens in Kenntnis zn 
setzen sein. 

§ 547. Sofern nicht nach den vorstehenden Bestimmungen 
intolge Einbringung der Wiederaufnahmsklage eine Unterbrechung 
eines anhängigen Rechtsmittelverfahrens angeordnet wird, hat die 
Erhebung einer Wiederaufnahmsklage in Bejsug auf den Eintritt 
der Rechtskraft und VoUstreckbarkeit des angefochtenen Urtheiles 
keine hemmende Wirkung. 

Auf die Vollstreckbarkeit eines angefochtenen rechtskräftigen 
Urtheiles ist die Einbringung einer Nichtigkeitsklage oder einer 
Wiederaufnahmskla^e ohne Einfluss. 

Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsklagen haben, aoBer 
dem Falle der Unterbrechung des Verfahrens über eine Wieder- 
aufnahmsklage nach §§ 544, 545, keinen Suspensiveffect, doch 
kann auf Grund eines mittels Nichtigkeits- oder Wiederaof- 
nahmsklage angefochtenen Urtheiles nach § 42 E. O. über 
Antrag die Aufschiebung (Hemmung) der Execution bewilligt 
werden. 
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Givilprocessordnung. 

Sechster Theil. 
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Sechster Theil. 

Besondere Arten des Verfahrens. 



Erster Abschnitt: Mandatsverfahren. 

§ 548. In einer sur Gdtendmachung einer Forderung an 
Geld oder anderen vertretbaren Setchen eingebrachten Klage kann 
4er Kläger beantragen, dass gegen den Beklagten ein Zahlungs- 
-auflrag (Mandat) erlassen werde^ wenn alle Tkatsachen, auf 
welche der Anspruch des Klägers in der Hauptsache sowie die 
Nebenforderungen sich gründen, durch in Urschrift von unbe-- 
denklicher äußerer Form beigebrachte Urkunden der na^hbeaeich- 
filken Art bewiesen werden: 

1. durch im Geltungsgebiete dieses Gesetzes errichtete 
öffentliche Urkunden; 

2. durch Privaturkunden, auf welchen die Unterschriften 
4er Aussteller von einem inländischen Gerichte oder Notar be- 
glaubigt sind; 

3. durch andere Urkunden, auf Grund welcher für die 
eingeklagte Forderung ein dingliches Becht in einem inländischen 
öffentlichen Buche einverleibt ist, wenn zugleich gegen die gericht- 
liche Verordnung, infolge deren diese Einverleibung geschah, weder 
ein Recurs anhängig, noch auch bücherlich angemerkt ist, dass 
diese Einverleibung streitig ist. 

1. Die Klage muss auf Geitendmachong^ also aaf Zahlung 
oder Leistung gerichtet sein. Feststellungsklagen nach §228 
tonnen im Mandatsverfahren nicht angebracht werden und in 
den über die Richtigkeit oder Rangordnung einer im Concurs- 
Terfahren angemeldeten Forderung abzuführenden besonderen 
Rechtsstreiten ist auch in den zur Einleitung des Mandatsver- 
fahrens geeigneten Fällen nach den Vorschriften über das 
ordentliche Verfahren zu verhandeln und zu entscheiden (§ 131, 
C. 0.). 
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Gegenstand der Klage ranss eine Forderung an Geld 
oder anderen vertretbaren Sachen sein. Die weiterreichenden 
Worte des § 1 der kais. Verordnung v. 21. Mai 1855, R. G.-Bl. 
Nr. 95, werden auch jetzt schon überwiegend dahin verstanden, 
dass trotz des Ausdruckes „persönliche Verbindlichkeit" per- 
sonenrechtliche Verbindlichkeiten Im Mandatsverfahren nicht 
geltend gemacht werden können. Für Verrichtungen vermögens- 
rechtlicher Art, die nicht Geld- oder andere Sachleistungen, 
sondern Arbeitsverrichtungen und dergleichen sind (Regierungs- 
motive, S. 320) kann das Mandatsverfahren nicht beansprucht 
werden. Als wesentliche Merkmale der Vertretbarkeit gelten, 
dass der Anspruch auf ein genus geht, und zwar dass es ob- 
jectiv (entsprechend der Verkehrssitte, nicht bloß nach der 
Absicht der Parteien) unerheblich ist, ob die eine Sache an 
Stelle der anderen tritt, und dass deshalb die Sache im 
Handel und Wandel nach Maß, Zahl und Gewicht bestimmt 
zu werden pflegt (Protokolle der Reichstagscommission, S. 580 
U.581). 

Die bloße Absicht der Parteien, eine generische Ver- 
pflichtung herzustellen, genügt also nicht, dieselbe muss vielmehr 
mit dem erwähnten objectiven Momente zusammentreffen (Wil- 
mowski, S. 833). Wohl aber steht es den Parteien frei, objectiv 
vertretbare Sachen zu individualisieren und als species zu be- 
handeln. ^ 

Die Klage auf Rückgabe bestimmter Wertpapiere, welche 
ein Banquier im Auftrage eines Dritten gekauft und demselben, 
mit Nummern bezeichnet, auf Depot-Conto gutgeschrieben hat, 
kann nicht im Mandatsverfahren verfolgt werden (R. G. Leipzig, 
X, S. 341). Werden nichtfungible und fungible Ansprüche 
cumulativ oder alternativ verbunden, so ist der Urkundenprocess 
unzulässig. Der Entstehungsgrund des Anspruches ist gleich- 
giltig, insbesondere ob die Ansprüche persönlicher oder nur 
dinglicher Natur sind, ob sie aus einseitigen oder zweiseitigen 
Verträgen herrühren (Wilmowski, S. 834). 

Die Leistung kann auch von einer Gegenleistung abhängig 
sein (Ullmann, S. 417). Hypothekarklagen sind im Mandats- 
verfahren zulässig (E. d. O. G. H. Nr. 9624). 

2. Abweichend von den Bestimmungen der §§ 77, 226 
müssen die Urkunden der Klage in Urschrift beigeschlossen 
werden. Die Vorlage einer .beglaubigten Abschrift genügt 
nicht (E. d. 0. G. H., Nr. 8745). Im Verfahren vor Bezirks- 
gerichten jedoch kann sich der Kläger auf die bei dem Pro- 
ccssgerichte in Urschrift erliegenden Acten berufen. Solche 
Urkunden, welche sich in depositen- oder waisenämtlicher Ver- 
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waihrutig des Processgerichtes befinden, erliegen gleichfalls bei 
diesem Gerichte. 

Die Urkunden müssen von äußerlich unbedenklicher 
(§ 296) Form sein und müssen durch dieselben bewiesen 
werden : 

a) Die Thatsachcn, welche die Forderung in der Haupt- 
sache sowie betreffs der Nebenforderungen begründen, 
der eigentliche Klagegrund; 

b) die Sachlegitimation des Klägers und des Beklagten, 
insbesondere, sofei*n die Berechtigung des Klägers oder 
die Verpflichtung des Beklagten von dem Beweise einer 
außerhalb der Urkunde gelegenen Thatsache abhängt, 
auch diese Thatsache (§549); 

c) falls der Forderung die Einwendung der Verjährung 
entgegengesetzt werden könnte, die Unterbrechung oder 
Hemmung der Verjährung (§ 549). 

Nicht gefordert wird der Beweis der die Fälligkeit der 
Forderung begründenden Säumnis (E. d. O. G. H., J. B. Nr. 76), 
der Nachweis des Verzuges bei Forderung von Saumsalszinsen 
(E. d. O. G. H., Nr. 6718), der Verständigung des Cessus (E. d. 
O. G. H., Nr. 10519). Thaisachen, welche im Sinne des § 269 
bei Gericht offenkundig sind, bedürfen auch im Mandatsver- 
fahren keines Beweises (R. G. Leipzig, XHI, S. 370). 

3. Als Urkunden zählt das Gesetz auf: 

a) im Inlande errichtete öffentliche Urkunden (§ 292), ins- 
besondere auch Notariatsacte. Auf Grund von aus- 
ländischen Notariatsacten ist die Mandatsklage unzu- 
lässig (E. d. O. G. H., Nr. 6213). 

b) Privaturkunden, also auch im Auslande errichtete 
öffentliche Urkunden (Canstein, Lehrbuch, II, 703), 
auf welchen die Unterschriften der Aussteller von einem 
inländischen Gerichte oder Notar beglaubigt sind. 

c) Urkunden anderer Art, auf Grund welcher die einge- 
klagte Forderung in einer Land- oder Lehentafel, 
einem Grund-, Berg- oder Eisenbahnbuche einverleibt 
erscheint. Die Vorlage des Buchauszuges ist nicht 
erforderiich (E. d. O. G. H., Nr. 76 J. B.). Es kann 
sich hier mit Rücksicht auf die Bestimmungen des a. 
Grdb.-Ges. nur um solche Urkunden bandeln, auf Grund 
deren vor Eintritt der Wirksamkeit des Grdb.rGes. 
gmndbüeherliohe Einverleibungen erfolgt sind, oder bei 
denen nach § 3, Ges. v. 4. Juni 1882, Nr. 67 R.-G.-Bl., 
wegen der beigesetzten Genehmigung einer Staats-, 

f tiritl, ChrUprooMifMetM, ^^ 
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Landes- oder Bezirksbehörde oder nach dem Gesetze 
vom 5. Juni, 1^90, Nr. 109 R.-G.-B1., betreffend die 
Erleichterung des Legalisierungszwanges bei gering- 
fügigen Grundbnchssachen, die Legalisierung nicht 
erforderlich ist. Das L. G. für Böhmen v. 26. März 1891, 
Z. 25, L.-G.-BL, bezeichnet als solche geringfügige 
Sachen jene, bei welchen der Betrag der Forderung ohne 
Zinsen und Nebengebüren 100 fl. nicht übersteigt 
Außerdem darf gegen die Einverleibung weder ein Re- 
curs anhängig, noch die Streitanhängigkeit grundbücher- 
lich angemerkt sein, worüber das Grundbuch Aufschlnss 
gibt und eventuell eingesehen werden muss. Bei Be- 
stand )n Afterpfandrechten kann nur der gerichtliche 
Erlag begehrt werden (E. d. O. G. H., Nr. 2225). 

d) Auf Grund der legalisierten Original-Schuldurkunde 
und eines gerichtlich oder notariell beglaubigten Aus- 
zuges aus ihren Büchern können jene Anstalten, welche 
unter der Aufsicht des Staates Creditgeschäfte betreiben, 
wenn zu ihrem Geschäftsbetriebe insbesondere die Ge- 
währung von Hypothekardarlehen oder die Erwerbung 
und Veräußerung unbeweglicher Güter gehört, ohne 
Rücksicht auf die Zeit, seit welcher die Forderung 
einverleibt ist, sohin auch ohne weiteren Nachweis der 
Unterbrechung oder Hemmung der Verjährung, die Er- 
lassung des Zahlungsaufti*ages begehren (Art IV a 
der M.-V. vom 28. October 1865, Nr. 10 R.-G.-B., 
Art. IX, E.;G.). 

4. Das Mandatsverfahren ist nur facultativ^ nicht obliga- 
torisch. Die allgeqieinen Vorschriften bezüglich der Zuständig- 
keit, der Vertretung der Parteien, des Anwaltszwanges, der 
Streitverkündigung un<^ Intervention, der Rechtshängigkeit, des 
Versäumnisverfahrens und der Rechtsmittel finden unverändert 
Anwendung. Sicherheitsleistung für die Processkosten kann 
jedoch nicht verlangt werden (§ 57). 

§ 549. Wenn die Klage nicht van derjenigen Persofi, 
welche nach den der Klage zugrunde liegenden Urkunden als 
berechtigt erscheint, oder wenn sie gegen eine andere Person als 
den in diesen Urkunden benannten verpflichteten erhoben mrd, 
kann dem Antrage auf Erlassung eines ZaMungsaußrages nur 
dann stattgegeben werden, wenn und sotveit durch Urkunden der 
in § 548 besfeichneten Beschaffenheit bewiesen wird, dass der 
Anspruch oder die Verpflichtung ganz oder theüweüe von dem 
ursprünglich Berechtigten oder Verpflichteten auf diejenigen 
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Personen Übergegangen sind, von welchen oder wider welche die 
Klage erhoben wird. 

Zur Einbringung von Forderungen, welchen die Einwen- 
dung der Verjährung entgegengesetzt werden könnte, kann ^in 
ZaUungsauftrag nur dann erlassen werden, wenn die Unter- 
brechung oder Hemmung der Verjährung schon in der Klage 
durch iirkunden der im § 648 bezeichneten Beschaffenheit ,er% 
wiesen wird. 

Vergl. Anm. 2 bei § 548. Die Bestimmungen über die 
Unterbrechung der Verjährung sind im § 1497, jene über die 
Hemmung der Verjährung in den §§ 1494 bis 149() a. b. G.-B. 
enthalten. 

§ 560. Infolge eines gemäß §§ 548 und 549 gestellten 
Antrages ist der Zahlungsauftrag ohne vorhergeliende mündj 
liehe Verhan^ang und ohne Einvertiehmung des Beklaf/ten zu 
erlassen, FaUs zur Erlassung des Zahlungsauftrages ein Bezirkr 
gericht zuständig ist, kann der Kläger, insoweit die na/^h §§ 548 
und 549 zw Begründung seiner Ansprüche erforderlich^*' Uff 
künden in Urschrift bei eben diesem Gerichte erliegen, die'"Yör^ 
läge der Urkunden durch die Berufung auf die bezügtichefi 
Gerichtsacten ersetzen. 

In dem Zahlungsauftrage ist auszusprechen, dass der^'B^^ 
klagte binnen vierzehn Tageii nach Zustellung des Zahlungs- 
auftrages bei sonstiger Execution die gegen ihn geltend gemachte)fif 
Ansprücfie nebst den vom Gerichte bestimmten Kosten zn be- 
friedigen oder seine Einwendungen gegen den Zahlungsauftrag 
zu erheben habe. Diese Frist kann nicht verlängert werden. . 

Der ZaMungsauftrag ist dem Beklagten nach den füi 
Klagen geltenden Bestimmungen zuzustellen. 

Der Zahlungsauftrag kann nur erlassen werden, wenn der 
Kläger in der Klage den diesbezüglichen Antrag gestellt hat 
(§ 548), wenn die Zuständigkeit des Gerichtes begründet (§ 230, 
Anm. 2), die Klage formell ohne Mangel (§ 230, Anm. 3) ist, 
wenn sich keine Bedenken bezüglich der ProcessfUhigkeit, der 
etwa erforderlichen gesetzlichen Vertretung und besonderen Er- 
mächtigung* zur Processführung (§ 230, Anm. 4) ergeben, und 
wenn außerdem die Vorschriften der §§ 548, 549 beobachtet 
erscheinen. 

Die Zuständigkeit des Bezirksgerichtes richtet sicÜ nach 
den allgemeinen Vorschriften (§§ 49, 52, 53 J. N.). Gegen 
Versäumung der Nothfrist (§ 1^8) ist Wiedereinsetzung zulässig 
(§ 146). Die Zustellung des Zahlungsauftrages hat zu eigenen 
Händen des Beklagten zu erfolgen (§106). In dem Zahlunga- 

Ö2» 
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auftrage Ut, wenn der Kläger das Kostenverzeichnis eingelegt 
hat, auch Über die Processkosten za entscheiden (§ 52). Wenn 
in derselben Klage mehrere Ansprüche erhoben werden und 
nuTv für einzelne derselben die Ejrlassung des Mandates zulässig 
erscheint, so wird das Gericht gemäß § 188 die getrennte Ver- 
handlung über die zur Erlassung des Zahlungsauftrages nicht 
geeigneten Ansprüche (z. B. die Verzugszinsen, betreffs deren 
die Unterbrechung der Verjährung nicht nachgewiesen ist) zu 
beschließen, ein Theilmandat zu erlassen und betreffs der nicht 
beurkundeten Ansprüche nach § 554 vorzugehen haben. Es 
wird daher nicht mehr nothwendig sein, das Mandat zu ver- 
weigern, wenn nicht für die ganze Forderung des Klägers Mandat 
zulässig erscheint. 

§ 551, Wird in einer schriftlich afhg^achten Klage die 
ErUiSßung des ZMungsaufirage^ gegen mehrere BeUagie he- 
antragt^ so kann diesem Äni^rtge nur in Ansehung derjenigen 
BeÜaglen Folge gegeben werden, für welche mit Abschriften aller 
Beilagen vers^tene Exemplare der Kkzgeschrift vorgelegt werden, 
hiebei isi die Beihenfolge maßgebend, in welcher die Beklagten 
in der Klage genannt sind. 

Wird die Klage nur gegen einen Beklagten eingebracht, 
so ist sie in zwei Exemplaren und einer Rubrik für den Kläger 
zu überreichen (§ 80). Außer den Original beilagen sind Ab- 
sehriften derselben für den Beklagten beiznscbließen. Dies- 
bezügliche Mängel werden gemäß § 85 zu beheben sein. Gegen 
m^rere Beklagte kann die Klage nur unter den Voraussetzungen 
der Streilgeiioesenschaft (§§ 11, 12) angebraeht werden, wo 
sodann für jeden Beklagten ein Klagspare mit den Abschriften 
der Beitagen vorzulegen ist. Mangelt es an den erforderlichen 
Parien oder Abschriften, so darf die Klage nicht zur Ver- 
besserung zurückgestellt werden, vielmehr ist die Zustellung an 
die Beklagten in der Reihe, wie sie in der Klage genannt sind, 
soweit die Zahl der belegten Klagsausfertigungen reicht, zu 
veranlassen. Betreffs der übrigen Mitbeklagten ist die Klage 
ohne Wirkung, 

§ 552. Gegen die Ertassung des ZcMungsauftrages ist 
ein Bedktsmittel nicht aidässig, dodt kann die «m ZMun^auf- 
tiHkg» enthaltene Entecheidung über die Kosten mitteh Becurs 
angefochten werden. 

Die Einu>&%dungen gegen den 2kMtmgsauftrag sind inner- 
Judb der im Zahlungsaufträge bezeichneten Friai bei dem Oe- 
richte onMubringen^ welches den Auftrag edassen hat. Verspätet 
angebrachte Eimeendungen sind ohne Verhandlung aurOckr 
zuweisen. 
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üehcr rechtzeitig überreichte Einwendungen ist ohne neuer- 
lichen Antr<ig des Klägers auf thunlichst kurae Zeit eine Tag- 
Satzung zur mündlichen Streitverhandlung anzuberaumen, 

1. Gegen die Anordnung einer Tagsatsung ist nach 
§ 130 ein abgesonderter Recurs ausgeschlossen. Dennoeh wifd 
gegen die Verweigerung der Erlassung des Zahlungsauftrages 
unter gleichzeitiger Anordnung der Tagsatzung zur rottnd- 
lichcn Verhandlung der Recurs zulässig sein^ weil es sich nicht 
um einen Recurs gegen die Tagsatzungsanordnung, sondern 
gegen die Verweigerung der Erlassang des Mandates handelt. 

Die Entscheidung über die Kosten kann sowohl vom 
Kläger als vom Beklagten angefochten werden. 

Gegen den Zahlungsauftrag selbst kann weder der Kläger 
noch der Beklagte ein Rechtsmittel ei^eifen. 

Auslassungen oder Schreibfehler werden nacli §§ 430, 419, 
423 zur Ergänzung oder Berichtigung des Mandates Anlass geben. 
Wenn der Beklagte Umstände und Beweismittel anfuhren will, aus 
welchen der Nichtbestand der Forderung oder die Unzulässig- 
keit des eingeleiteten Verfahrens folgt (Ullmann, S. 420), wenn 
die Klage bei einem unzuständigen Gerichte angebracht wurde, 
wenn schon nach Inhalt der Klage dieselbe abzuweisen war, 
oder wenn die Forderung noch nicht fällig ist, hat der Be- 
klagte innerhalb der Nothfrist von 14 Tagen Einwendungen 
anzubringen, für welche die Vorschriften über vorbereitende 
Schriftsätze (§§ 75, 78) gelten. Die Abweisung verspätet ein- 
gebrachter Einwendungen hat von amtswegen zu erfolgen. 
Gegen die VersUuraung der Frist ist Wiedereinsetzung (§ 146), 
gegen die Zurückweisung der Einwendungen als verspätet 
Recurs zulässig. 

2. Ueber rechtzeitig eingebrachte Einwendungen, welche 
nicht zur Beseitigung von Formgebrechen zur Verbesserung 
zurückzustellen sind, hat mit Ausschluss eines vorbereitenden 
Verfahrens und einer „ersten Tagsatzung^' bei Bezirksgerichten 
und Gerichtshöfen die Anordnung der Tagsatzung zur münd- 
lichen Verhandlung ohne Einhaltung der Ladungsfristen der §§ 231 , 
257 zu erfolgen. 

Beträgt der Streitgegenstand nicht mehr als 50 fl., so 
ist die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung im Bagatell- 
ver fahren anzuordnen. Die zu Beginn der Wirksamkeit der 
Civilprocessordnung bereits laufenden Fristen zur Einbringung 
der Einwendungen werden durch das Inkrafttreten der Civil- 
processordnung in ihrem Laufe und in ihrer Dauer nicht be- 
röhrt (Art. LH, E. 0.). Werden diese Einwendungen erst nach 
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dem Inkrafttreten der Civilprocessordnung eingebracht oder 
bat die Verhandlung über dieselben noch nicht begonnen, so 
haben in dem durch diese Einwendungen veranlassten Ver- 
fahren die Vorschriften der Civilprocessordnung zur Anwendung 
, zu kommen (Art. XLVIII E, G.). Wenn dem Gerichte die 
sachliche Zuständigkeit fehlt^ ist die Sache in diesem Falle 
dem zuständigen Gerichte abzutreten (Art. XX E. G. z. J. N.). 
Das weitere Verfahren über die Einwendungen richtet 
sich nach den allgemeinen Vorschriften. 

§ 553. In dem das Verfahreti^ erledigenden UrtheUe ih-t 
auszusprechen, oh der an den Beklagten erlassene Zahlungsaulirag 
aufrecht erhalten bleibe oder ob und inwiefern derselbe aufge- 
hoben werde. 

Die Streitsache kann durch Urtheil (§ 417) oder durch 
Beschluss (§ 261) erledigt werden. Auch in dem betreffen- 
den Beschlüsse wird die Aufhebung des Mandates auszu- 
sprechen sein. 

§554. Kann dem in der Klage gestellten Antrage auf 
Erlassung eines Zahlungsauftrages nicht stattgegeben werden, so 
ist, falls sich die Kla^e zur Bestimmung der Tagsatzutig zur 
mündlichen Verhandlung vor diesem Gerichte eignet, nach Vor- 
schrift des Gesetzes vorzugeJien; außer diesem Falle ist die 
Klage als zur Einleitung des Verfahrens nicht geeignet zurück- 
zuweiset^. 

Fehlt es an den Voraussetzungen zur Erlassung de^ 
Mandates^ so ist über die Klage unter Abweisung des Be- 
gehrens um Erlassung desselben bei Gerichtshöfen nach § 230 
die „erste Tagsatzung**, bei Bezirksgerichten nach §§ 437, 
438 die Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung anzu- 
ordnen, gegen welchen Beschluss der Recurs zulässig er- 
scheint. 

Fehlen die Voraussetzungen zur Einleitung des recht- 
lichen Verfahrens und können dieselben nicht nach § 230 
behoben werden, so ist die Klage zurückzuweisen. 



Zweiter Abschnitt: Verfahren in Wechselstreitigkeiten. 

§ 555, In dem Verfahren über Klagen zur Geltend- 
machung wecfiseltnäßiger Ansprüclie ist: 

1, im UrtJwile die Fr int für die Erfüllung der dem Be- 
klagten auferlegten Verbindlichkeit auf drei Tage festzusetzen*^ 
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2. die Frist mr Stdlung des Antrages auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand, swr Erhebung der Berufung oder Bevision, 
sowie zur Einlegung des Becurses beträgt acht Tage. Diese 
Fristen iönnen nicht verlängert werden. 

1. Unter Geltendmachnng wechselmäßiger Ansprüche 
sind nur Klagen auf Zahlung der Wechsel-, der Wechselregress- 
summe, auf Sicherstellung im Sinne der Art. 25, 29 W. O. 
oder auf gerichtlichen Erlag bei eingeleiteter Amoi^tisation des 
Wechsel (Haimerl, S, 212) zu verstehen. Klagen, deren Fundament 
nicht derLiteralcontract des Wechsels, sondern ein außerhalb des- 
selben liegendes Rechtsgeschäft bildet, z. B. Klagen auf Herausgabe 
des eingehobenen Geldbetrages gegen den Procura! ndossatar 
(Art. 17), auf Ersatz wegen unterlassener Notification (Art. 45), 
auf Uebergabe des quittierten Wechsels (Art. 48), aut Ersatz 
gegen den Ehrenacceptanten (Art. 58), des Ehrenacceptanten 
auf Zahlung der Provision (Art. 65), auf Aasstellung eines 
Duplicates (Art. 66), auf Ausfolgung des Originalwechsels 
(Art. 72), auf Herausgabe des Wechsels (Art. 74) und die 
Bereicherungsklage (Art. 83) eignen sich nicht zum Verfahren 
in Wechselsachen. 

2. Sachlich zuständig ist für Wechselklagen ohne Rück- 
sicht auf den Wert des Streitgegenstandes der zur Ausübung 
der Handelsgerichtsbarkeit berufene Gerichtshof (§ 51 J. N.). 
Aus einem Wechsel verpflichtete Personen können vom Inhaber 
des Wechsels bei dem Gerichte des Zahlungsortes als Streitgenossen 
(§ 93 J. N.) geklagt werden (§ 89 J. NA Außerdem kann 
die Wechselklage auch bei dem Gerichte aes Wohnsitzes eines 
der Wechselverpflichteten, oder wenn sich unter ihnen Haupt- 
und Nebenverpflichtete befinden, bei dem Gerichte des Wohn- 
sitzes eines der Hauptverpflichteten angebracht werden 
(§ 93 J. N.). 

Als Wohnsitz gilt nur der wirkliche Wohnsitz, nicht der 
der Art. 4 und 97 W. O. (Ulimann, S. 407). Im Verfahren 
in Wechselsachen besteht keine Verpflichtung zur Sicherheits- 
leistung für die Processkosten (§ 57). 

Wechselsachen sind Ferialsachen (§ 224). 

Die besonderen Processe über die Richtigkeit oder Rang- 
ordnung einer zum Concurse angemeldeten Wechselforderung 
sind im ordentlichen Verfahren auszutragen (§ 131, C. O.). 

3. Abweichend von der allgemeinen Vorschrift des § 409 
ist die Leistungsfrist auf 3 Tage zu bestimmen. Sofern ein 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zulässig ist (§ 556 
^trägt die Frist zjir Stellung des Antrages nicht vier^^ 
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(§ 148) sondern acmt Ti^. Desgleichen die Frist zur Er- 
hebung der Berufung (§ 464), der Revision (§ 505) des Recurses 
(§ 501) acht Tage. Zur Erstattung der Berufungs- (§ 468) 
und Revisionsbeantwortung (§ 507) läuft die aligemeine Frist 
von 14 Tag^i. In diese Nothfristen (§ 138) sind die Tage 
de« Postenlaufes nicht einzoreohnen (§ 80^ Ger.-Verf.-Ges.). 

§ 556. In RecfUsstreitigkeUen am Wechseln findet die 
Wiedereinsdsung in den vorigen Stand und die Wiederaufnahmie 
des Verfahrens eum Nachthe^ einer Partei, die in dem Haupt- 
processe in gutem Glauben gehanddt hat, nicht statt, wenn diese 
Partei in der Zwischenzeit ihre wechselmäßigen Ansprüche an 
Dritte durch Ablauf der Zeit ganz oder zum Theile verloren 
hat oder doch wegen Kürze der noch übrigen Zeit nicht mehr 
geltend machen kann. 

Die Vorschriften über die Wechselverjährung enthalten 
die Art. 77 bis 79 W. O. Zur Unterbrechung der Verjährung 
ist nach Art. 80 W. O. die Zustellung der Klage erforderlich. 

Jedoch vertritt in dieser Hinsicht die von dem Beklagten 
geschehene Streitverkündung die Stelle der Klage. Der Be- 
h|ln4igung der Kl^e steht in Bezug auf die wechselrechtlichc 
Verjährung die Geltendmachung des Anspruches in der münd- 
lichen Verhandlung (§ 232, Abs. 2) gleich (Art. XLV E. G.). 
Soweit nach Verlust des Wechselrechtes ein gemeinrechtlicher 
Anspruch besteht, steht der gemeinrechtlichen Restitution nichts 
im Wege (üllmann, S. 416). 

§ 557. Wenn sich die mittels der Klage geltend gemachte 
Forderung auf einen Wechsel gründet, welcher alle Erforder- 
nisse der Gütigkeit besitzt und gegen dessen Echtheit sich keine 
Bedenken ergeben, und wenn zu^eich in der Klage nebst dem 
Wechsel auch der Protest und die Retourrechnung, sou)eit diese 
Urkunden im einzelnen FaUe zur Begründung der klägerischen 
Anspräche erforderlich sind, in Urschrift vorgelegt werden, so kann 
der Kläger begehren, dass dem Beklagten aufgetragen werde, binnen 
der unerstredcbaren Frist von drei Tagen hei sonstiger Evecution 
die Wechselschtdd nebst den ausgewiesenen N^enforderungen und 
den angesprochenen und vom Richter bestimmten Kosten zu be- 
zahlen oder seine Einwendungen dagegen zu erheben (Zahlungs- 
auftrag), 

1. Die Klage muss sich auf einen Wechsel gründen 
Kaufinännische Anweisungen sind keine Wechsel. Ausländische 
Wechsel, welche sswar nicht den Erfordernissen der Wechsel- 
ordnung gentigen, wohl aber den Erfordernissen der Gesetze 
des Ortes, an welchen sie ausgestellt sind, werden nach Art. 
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86 W. O. als Wechsel anerkannt üeber eine in Form ^ne« 
Wechsels ausgestellte Urkunde, in deren Context oder beige- 
fügtem Zusätze die Erklärung einer anderen als der aus der 
Natur des Wechsels fließenden Verbindlichkeit enthalten ist, 
findet das Wechselverfahren nicht statt (E. d. O. G. H,, J. B. 
Nr. 91). Ansprüche aus Wechselerklärungen, welche nicht 
von ihrem Aussteller selbst unterzeichnet, sondern mit dessen 
Namen von einem anderen unterschrieb€^ sind, eignen sich 
zur Geltendmachung im Wechselverfahren nur dann, wenn der 
letztere auch seine eigene Unterschrift mit einem auf Bevollmäch- 
tigung hinweisenden Zusätze beigefügt hat, und wenn außerdem 
die von dem Machtgeber unterschriebene, oder mit dessen 
gerichtlich oder notariell beglaubigtem Handzeichen versehene 
Vollmacht beigebracht wird. Die gesetzlichen Bestimmungen 
über die Zeichnung der Firma eines Kaufmannes werden 
durch diese Anordnung nicht berührt (Ges. v. 19. Juni 1872, 
Nr. 8S R.-G.-B1.). 

Der Wechsel muss in Original vorliegen, mit allen nach 
Art. 4 bis 7, 85, 96 W. O. zur Giltigk«it vorgeschriebenen 
Eigenschaften versehen sein und es dürfen sich gegen dessen 
Echtheit keine Bedenken (§ 296) ergeben. Die active und 
passive Legitimation muss nachgewiesen sein. 

Nach der E. d. O. G. H. (Nr. 42 Jud. B.) kann die Zahlungs- 
auflage auch auf Grund eines nicht durch Indossament, sondern 
durch Cession, Erbeinantwortung oder in anderer Weise erwor- 
benen Wechsels erlassen werden. 

2. Die Präsentation und der Protest gehören (auch 
bei Sichtwechseln) nicht zur Begründung des Anspruches auf 
die Wechselsumme gegen den Acceptanten des ohne be- 
stimmten Domiciliaten gezogenen, beziehungsweise den Aussteller 
eines solchen eigenen Wechsels. In keinem Falle gehört der 
Nachweis der Präsentation zur Elagebegründung, wenn der 
Protest erlassen ist (Art. 42 W. O.) (Wilmowski, S. 835). 

Die Zinsen vom Verfallstage des Wechsels w-erden . gegen 
den Acceptanten ohne Nachweis der Präsentation mittels Man- 
dates zugesprochen, desgleichen die Processkosten, sofern das 
Kostenverzeichnis vorliegt. 

3. Domicilierte Wechsel sind dem Domiciliaten, 
oder wenn ein solcher nicht benannt ist, dem Bezogenen selbst 
zur Zahlung zu präsentieren, und wenn die Zahlung unterbleibt, 
zu protestieren (Art. 43, W. O.). Zur Erhaltung des WecHselaii- 
spruches gegen den Acceptanten des gezogenen und den Aus- 
steUer des eigßnen Wechsels ist die Präsentation und Protest- 
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erhebnng am Zahlungsorte nur dann iiothwendig, wenn eine 
von dem Wechselglänbiger und von dem Acceptanten ver- 
verschiedene Person als Domiciliat benannt worden ist (E. d. 
O. G. H., Nr. 12 Jud. B.). 

Ein bei dem Aussteller und Remittenten selbst zu dem 
Ende domicilierter Wechsel, damit der Bezogene bei ihm die 
Zahlung leiste, bedarf zur Erhaltung des wechselmäfligen 
Anspruches gegen den Acceptanten keiner Protesterhebung 
(E. d. O. G. H., Nr. 13 Jud. B.). 

Der in diesen beiden Judicaten ausgesprochene Grundsatz 
findet keine Anwendung, sobald der Domicuiat zur Verfallszeit 
nicht Wechselgläubiger war (E. d.O. G. H., Nr. 75 Jud. B.). 
Ein Wechsel, in welchem außer dem Trassaten, resp. Accep- 
tanten oder Aussteller eines eigenen Wechsels noch eine andere 
an demselben Orte (Stadt, Marktflecken, Dorf), wo der Be- 
zogene oder Aussteller des eigenen Wechsels seinen Wohnsitz 
hat, wohnende Person als Zahlungsleister angegeben wird, ist 
nicht als ein domicilierter Wechsel anzusehen (E. d. O. G. H., 
Nr. 47 Jud. B.). 

4. Zur Geltendmachung der Wechselregressumme 
auch gegen den directen Wechselschuldner gehört der Nach- 
weis der Präsentation durch Vorlage des Originalprotestes und 
der Retourrechnung (Art. 54, W. 0.). 

Nach Ullmann (S. 408) ist auch der Nachweis der recht- 
zeitigen Notification (Art. 45 W. O.) erforderlich, nach Wil- 
mowski (S. 836) nicht. Auch die Höhe der Nebenforderungen 
hat der Wechselkläger nur insoweit besonders zu beweisen, als 
sie sich nicht aus dem Wechsel und Protest, resp. aus dem 
Gesetze (Art. 50, 51, W. O.) ohne Weiteres ergeben oder nach 
der Sachlage unter angemessener Thatsachenwürdigung und Be- 
rücksichtigung des Nothwendigen und lieblichen als erwachsen 
anzunehmen sind (Wilmowski, S. 836). 

5. Der Zahlungsauftrag hat entgegen der' derzeitigen 
Uebung ausdrücklich die dreitägige Nothfrist zur Zahlung oder 
zur Erhebung der Einwendungen zu bestimmen. Die 
Leistungsfrist ist hier von der Zustellung des Zahlungsauftrages 
zu berechnen und gegen die Erlassung des Zahlungsauftrages 
ist ein Recurs ausgeschlossen (§ 552), sofern derselbe nicht 
lediglich gegen die Kosten gerichtet ist. Die Erlassung des 
Zahlungsauftrages hat stets durch ein hiezu bestelltes Mitglied 
des Gerichtshofes als Einzelrichter zu erfolgen (§ 7 J. N.). 

Die Entwerfung der Beschlussausfertigung kann der Ge- 
richtskanzlei aufgetragen und die Zurückbehtdtung einer Urschrift 
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oder Abschrift durch einen kurzen Bewilligungsvermerk auf 
der Eingabe oder dem Protokolle ersetzt werden (§ 56 Ger.- 
Verf.-Ges.). 

§ 558. In einer auf Grund des Artikels 25 oder 29 der 
Wechselordnung erhobenen Klage auf Sicherstellung kann der 
Kläger, wenn er die Urschrift des Protestes vorlegt tmd in den 
Fällen des Artikels 29 auch die übrigen Voraussetzungen seines 
Anspruches durch glaubwürdige, der KUige in Urschrift beigelegte 
Urhinden beweist, den Antrag stellen, dass dem Beklagten auf- 
getragen werde, binnen der Nothfrist von drei Tagen bei sonstiger 
Execution die den Vorschriften der Wechselordnung entsprechende 
Siclierheit zu leisten, sowie die angesprochenen und vom Richter 
bestimmten Kosten zu bezahlen oder seine Einwendungen dagegen 
zu erheben (Sicher Stellungsauftrag), 

Der Klage auf Sicherstellung wegen nicht erhaltener An- 
nahme (Art. 2.h W. O.) oder wegen Unsicherheit des Accep- 
tanten (Art. 29 W. O.) braucht der Wechsel weder in Ur- 
schrift noch in Abschrift beigeschlossen zu werden. Es genügt 
die Vorlage des Originalprotestes. Die Zulässigkeit des Wechsel- 
verfahrens ist aus der im Proteste aufgenommenen Abschrift 
des Wechsels zu beurtheilen. Im Falle des Art. 29 ist der 
Wechselinhaber berechtigt, auch von dem Acceptanten im 
Wege des Wechselprocesses Sicherßtellung zu fordern (J. M. V. 
V. 2. November 1858, Nr. 198 R.-G.-B1.). Neben dem Wechsel- 
proteste muss im Falle des Art. 29 W. O. die Unsicherheit des 
Acceptanten durch Urschriften glaubwürdiger Urkunden 
bewiesen sein. Ungenügend ist ein Zeugnis des Gemeindeamtes, 
dass der Schuldner verschwunden sei, dass dessen Vermögens- 
verhältnisse erschüttert seien und er offenbar seine Zahlungen 
einstellen wolle (E. d. O. G. H., Krall Nr. 141), die Erklärung 
der Gattin des Schuldners, dass ihr Mann zu zahlen unver- 
mögend sei (E. d. O. G. H. Ger. H., Nr. 10 ex . 1878); genügend 
der Nachweis, dass Executionen fruchtlos geblieben sind (E. d. 
O. G. H., Peitler Nr. 62, 85). Sind auf dem Wechsel auf den 
Zahlungsort lautende Nothadressen (Art. 56 W. 0.) angegeben, 
so muss außer dem Proteste gegen den Acceptanten auch der 
Protest gegen den oder die Nothadressaten in Urschrift vor- 
gelegt werden. 

Die Art der Sicherstellung kann nach Art. 25 durch 
baren Erlag, bei Gericht verlangt werden. Betreffs Ausfertigung 
des Sicherstellungsauftragcs gelten die Bemerkungen bei § 557, 
Anm. 5. 

§ 559. Wenn in der Klage der Antrag auf Erlassung 
eines Zahlungs- oder Siciierstellungsauftrages gestellt wird, haben 
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(mf das weitere Verfahren die Bestimmungen des ersten Ab- 
schnitten (§§ 550 bis 554j entsprechend Anwendung eu finden. 

Im Wechselverfahren haben nur die Bestimmungen über 
das Verfahren vor Gerichtshöfen Anwendung zu finden. 

Das Verfahren über eine Wechselklage, wenn dem in 
derselben gestellten Antrage auf Erlassung des Zahlungs- oder 
äicherstellungsauftmges nicht stattgegeben werden kann, richtet 
sich nach § 554. 

Ueber die Instruierung der Klage gegen mehrere Beklagte 
gelten die Vorschriften des § 551. Verspätete Einwendungen 
öind nach § 552 von amtswegen zurückzuweisen, über recht- 
zeitig angebrachte Einwendungen ist unter Abstandnahme von 
der Anoranung einer „ersten Tagsatzung", die Tagsatzung zur 
mündlichen Streitverhandlung auf thunlicbst kurze Zeit anzu- 
beraumen r§ 552). In dem das Verfahren eriedigenden Urtheile 
oder Beschlüsse ist auszusprechen, ob der erlassene Zahlungs- 
oder Sicherstellungsauftrag aufrecht erhalten bleibe, oder ob und 
inwiefern derselbe aufgehoben werde (§ 553). 

Ist die Wechselklage nicht auf Erlassung des Zahlungs- 
oder Sicherstellungsauftrages gestellt, so darf derselbe nicht er- 
lassen werden, sondern es ist nach den allgemeinen Bestimmungen 
fUr das Gerichtshofverfahren mit der Anordnung der ersten 
Tagsatzung vorzugehen. In diesem Falle genügen Abschriften 
der Beilagen. Das Gericht hat aber neben den allgemeinen 
Voraussetzungen für die Einleitung des Streitverfahrens auch 
zu prüfen, ob die besonderen Voraussetzungen für die Ein- 
leitung des wechselrechtlichen Verfahrens vorliegen, ob auf 
Grund eines Wechsels (§ 557, Anm. 1) und zur Geltend- 
machung wechselmäßiger Ansprüche (§ 555, Anm. 1) geklagt 
werde, ob sohin die Competenz begründet sei. 



Dritter Abschnitt: Verfahren bei Streitigkeiten aus dem 
Bestandvertrage. 

AvfkBiidigaiig. 

§ 560. Insofern die Aufkündigung eines Bestandvertrages 
über Grundstücke, Gebäude und andere unbewegliche oder gesetz- 
lich für unbeweglich erklärte Sachen, über Schiffmühlen und auf 
Schiffen errichtete andere Bauwerke nach den VorscJiriftmi des 
bürgerlichen Rechtes noth wendig ist, um der stillschweigenden 
Erneuerung des Bestandvertrages vorzubeugen oder dessen' Auf- 
lösung zu bewirken, darf su*: 



Digitized by V^OOQIC 



~ 820 - 

1. im Falle eines besonderen Uebereinkommens der Parteien 
über die Frist zur Aufkündigunff und Zurücksteilung des Bestand- 
gegenständes in der Regel nur in dieser Frist erfolgen. 

2. Wenn es an einem solchen Uebereinkommen fehlt, muss 
dort, wo durch darüber erlassene Vorschriften oder mangels solcher 
Vorschriften durch besondere Ortsgewohnheit für die Bäumung 
von Bestandgegenständen gewisse Tage des Jahres mit bestimmten 
Aufkündigungsfristen festgesetzt sind, die Aufkündigung vor Ab- 
lauf der dafür festgesetzten Zeit erfolgen. 

3. In allen anderen Fällen müssen Fachtungen wenigstens 
sechs Monate, Jahresmieten oder solche Mieten, deren vertrags- 
mäßige Dauer ein Jahr übersteigt, wenigstens drei MoncUe, 
Mieten, deren vetiragsmäßige Dauer zwar länger als ein Monat 
ist, jedoch ein Jahr nicht erreicht, wenigstens vierzehn Tage, 
alle anderen Mieten endlich wenigstens acht Tage früher aufge- 
kündigt werden, als der Bestandgegenstand zurückgegeben oder 
zurü<Jcgenommen werden soll, 

1. Nach § 49 J. N. gehören Streitigkeiten über die Auf- 
kündigung, Uebergabe oder Uebemahme gepachteter oder ge- 
mieteter oder nach § 1103 a. b. G. B. zum Gebrauche über- 
lassener Sachen zur Competenz der Bezirksgerichte^ alle anderen 
Streitigkeiten aus Bestand vertragen^ sowie aus dem im § 1103 
a. b. G. B. bezeichneten Vertrage nur dann, sofern dieselben 
weder das Bestehen eines solchen Vertrages^ noch die Bezahlung 
des Zinses betreffen. Streitigkeiten der letzteren Art ffehören 
also, je nach dem Werte des Streitgegenstandes, entweder vor 
den Gerichtshof oder vor das Bezirksgericht, in dessen Sprengel 
der Bestandgegenstand liegt (§ 83 J. N.). Die Bestimmungen über 
das besondere Verfahren bei Streitigkeiten aus dem Bestand- 
vertrage — mit Ausnahme der Vorschriften der §§ 568, 573 
— beziehen sich jedoch ausschließlich aut Aufkündigungen 
und auf den Auftrag zur Uebergabe und Uebemahme 
von Bestandgegenständen oder von im Sinne des § 1103 a. b. 
G. B. zum Gebrauche überlassenen Sachen. In allen anderen 
Bestandstreitigkeiten, einschließlich der nach § 567 für zu- 
lässig erklärten Klage auf Uebergabe oder Uebemahme des Be- 
standgegenstandes, gelten die allgemeinen Vorschriften. Damit 
ist nicht gesagt, dass das Bezirksgericht in Ausziehstreitigkeiten 
zur Lösung der principiellen Vorfrage über den Bestand des 
Vertrages zufolge der §§ 236, 259 dann nicht competent sei, 
wenn der Wert des Bestandvertrages mehr als 500 fl. betrage 
(Kornfeld, Juristische Blätter 1897, Nr. 8), dass das Bezirks- 
gericht über derartige Einwendungen sohin das Verfahren untef- 
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brechen und die Entscheidung des Präjudicialprocesses beim 
Qerichtshofe abwarten müsse. 

Hier, wie in alten anderen Fällen, wo eine Ausnahme ge- 
setzlich nicht besonders statuiert ist, muss das Gericlit über 
jede Vorfrage entscheiden, wenn es auch nicht competent wäre, 
über dieselbe abzusprechen, sobald dieselbe als Hauptgegenstand 
seiner Judicatur unterzogen werden wollte (Dr. Neumann, 
Ettenreich, Jur. BI. 1897, Nr. 9). Um über die Aufkündigung 
zu entscheiden, muss daher das Bezirksgericht über Ein- 
wendung des Beklagten die Vorfrage über den Bestand des 
Vertrages und dessen Bedingungen lösen, ohne einen Fest- 
stellungsantrag, zu dessen Entscheidung es nicht zuständig wäre, 
zuzulassen. Doch wird diese nur in den Gründen enthaltene 
Entscheidung nicht materiell rechtskräftig (§ 411) und die 
Parteien können einen besonderen Process über die Existenz 
des Bestandvertrages anhängig machen, ohne dass die Einrede 
der Rechtskraft einen Erfolg haben könnte. Aufkündigungen 
von Richtern und gegen Richter (§ 79 J. N.) sind bei dem 
zuständigen Gerichtshofe einzubringen und das Verfahren über 
Einwendungen richtet sich nach den für das Verfahren vor 
Gerichtshöfen erster Instanz geltenden Bestimmungen (Art. XIV, 
E. G. z. J. N.). 

2. Anwendbar ist das Verfahren nur für Bestandver- 
hältnisse und für den Fall der Ueberlassung der Nutzungen 
einer Wirtschaft gegen Abführung eines Theiles der Früchte 
(§ 57^)> ^^l^'^ß d**s der Uebemehmer ein emphyteutisches oder 
Bodenzinsrecht erhält. 

Unanwendbar sind die Bestimmungen über das Bestand- 
verfahren auf das Colonen- und Contadinenverhältnis in Dal- 
matien (Art. X, E. G.). Wohnungsrechte können nicht ge- 
kündigt werden, das Bestandverfahren ist auf dieselben 
unanwendbar (E. d. O. G. H., Nr. 14334). 

3. Die Aufzählung der Bestandobjecte ist taxativ. Bei 
Bestandverträgen über bewegliche Sachen ist das Verfahren in 
Bestandstreitigkeiten unanwendbar (E. d. O. G. H., Nr. 1 1788). 

Die Pachtung ärarischer Mauten kann nicht im Bestand- 
verfahren gekündigt werden. Dagegen wurde das Bestandver- 
fahren für zulässig erklärt bei Kündigung von Mietverträgen 
über Praterhntten (E. d. O. G. H., Nr. 10725, 10726), bei dem 
Abonnement einer Theaterloge (E. d. O. G. H., Nr. 10276). 

4. Die Nothwendigkeit der Aufkündigung ist nach dem 
bürgerlichen Rechte zu beurtheilen. Insofern die Dauer eines 
Bestandvertrages weder ausdrücklich, noch stillschweigend^ 
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noch durch besondere Vorschriften bestimmt ist^ mnss der Ver- 
trag gekündigt werden (§1116 a. b. G.-B.). 

Ist in dem Vertrage eine vorläufige Aufkündigung be- 
dungen worden, so wird der Vertrag durch die Unterlassung 
der gehörigen Aufkündigung stiUschweigend erneuert (§ 1114 
a. b. G.-B.). Das dem Bestandnehmer nach § 1117 a. b. G.-B.; 
dem Bestandgeber nach § 1118 a. b. G.-B. zustehende Recht, 
die frUhe»^ Aufhebung des Verfirages zu verlangen (E. d. O. 
G. H., Nr. 8193), sowie ein solches vertragsmäßig vorbehaltenes 
Recht (E. d. O. G. H., Nr. 5858) kann auch mittels einer ein- 
fachen Aufkündigung ausgeübt werden. Die Geltendmachung 
der nach § 1120, 1121 a. b. G.-B. im Falle der Veräußerung 
des Bestandstückes dem neuen Erwerber und dem Bestand- 
nehmer zustehenden Rechte auf vorzeitige Aufhebung des 
Bestandverfahrens ist nur im Wege der ordnungsmäßigen 
Kündigung zulässig (E. d. O. G. H.,Nr. 12887). 

Wird das Bestandverhältnis zwischen dem neuen Besitzer 
und dem Mieter thatsächlich fortgesetzt, ohne dass eine Kün- 
digung oder eine neue Vereinbarung erfolgt wäre, so gilt die 
mit dem Vorbesitzer vereinbarte Kündigungsfrist auch dem 
neuen Besitzer gegenüber (E. d. O. G. H. XV, Nr. 134 C. BL). 

5. Die Kündigungsfrist richtet sich zunächst nach der 
darüber zwischen den beiden Parteien getroffenen Vereinbarung, 
welcher selbst Ortsgewohnheiten und örtliche Verordnungen 
weichen. Die Kündigung ist nicht an gewisse Termine (Zins- 
zählung) gebunden, sondern kann jederzeit erfolgen (E. d. O. 
G.H„Nr. 11010). 

Die Vereinbarung eines Jahreszinses, die Verabredung 
vierteljähriger Zahlung des Zinses, Abmachungen über die 
Dauer des Mietvertrages sind keine Vereinbarung über die 
Kündigungsfrist und kommen erst in Frage, wenn auf Grund 
der §§ 1117, 1118, 1120, 1121 a. b. G.-B. die vorzeitige Auf- 
lösung des Bestand Vertrages in Frage kommt. Im Falle der 
Eröffnung deh Concurses ü1)er das Vermögen des Mieters oder 
Pächters können beide Theile den Vertrag, auch wenn der- 
selbe für eine längere Zeitdauer verbindlich wäre, innerhalb 
der gewöhnlichen,, durch Gesetz oder Ortsgebrauch bestimmten 
Fristen kündigen (§23 C. Q). Solche Mietverträge von un- 
bestimmter Dauer können, wenn der Qrtsgebrauch nicht ent- 
gegensteht, selbst bei vereinbarter vierteljähriger Kündigung 
vom Masseverwalter (oder Bestandgeber) vierzehntägig gekündigt 
werden (E.M. O. G. H.,|Ir. 10335). 

Unter „gehöriger" Kündigung des § 1120 a. b; G.-B. ist 
nicht die vertragsmäßige sondern die gesetzliche Kündigangs- 
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frist za verstehen (E. d. O. G. H,, Nr. 1 1478), bei einem Miet- 
vertrage von mehrjähriger Dauer ist daher eine dreimonatliche 
Kündigung erforderlich (E. d. O. G. H., Nr. 7946, 8709, 9648). 

6. Mangels einer besonderen Vereinbarung der Parteien 
gelten die . durch Ortsgewohnheit oder besondere Vorschriften 
festgesetzten AusKiehzeiten. 

Die bestellenden Vorschriften (abgedruckt in der Manz- 
sehen Sammlung, 2. Band, bei § 1116 a. b. Q.-B.) bleiben nach 
Art. XI, E. G. unberührt. Wo es an derlei Festsetzungen fehlt 
oder eine diesfalls bereits bestehende Regelung geändert werden 
soll,* kann die politische Landesstelle im Einvernehmen mit dem 
Oberlandesgerichte die bei Aufkündigung und RücksteUung der 
bezeichneten Bestandgegenstände zu beachtenden Termine und 
Fristen festsetzen, wdcne Anordnungen durch das Landesgesetz- 
blatt und die amtliche Landeszeitung kundzumachen sind. 

Die Aufkündigung hat vor Ablauf der dafUr festgesetzten 
Zeit zu erfolgen, wozu die Zustellung vor Ablauf der Kün- 
digungsfrist gehört. Erfolgt jedoch die Zustellung erst nach 
Ablauf der Kündigungsfrist, so ^st d^e Auf kihidigung wirksam, 
wenn keine Einwendungen angebracht werden (§ 504). 

7. In Eitnangelung besonderer Vorschriften, Ortsgewohn- 
heiten oder Vereinbarungen bestimmt sich die Kündigungsfrist 
nach der Natur oder Dauer des Bestand Vertrages. 

Pachtungen (§ 1091 a. b. G.-B.) müssen wenigstens 
6 Monate vorher gekündigt werden. Die Bestandnehmung von 
Stadthäusern ist in der Regel immer ein Miet- und kein Pacht- 
vertrag. 

Die Herrichtung der Localitäten zur Ausübung eines 
Gewerbes (Schankgewerbes) kann im Sinne des (§ 1091 a. b. 
G.-B. den Mietvertrag nicht in Pacht umwandeln (E. d. O. 
G. H.i Nr. 5502). Der Vertrag über Fabrikslocalitäten untejr 
Benutzung der Dapipf kraft zum Betriebe der in denselben auf- 
zustellenden ]klaschinen ist aber ein Pachtvertrag (E. d. O. G. H., 
Nr. 13822). , 

^ Die gesetzliche Kündigungsfrist für die Miete einer unbe- 
weglichen Saöhe beträgt in der Regel drei Monate. Der- 
jenige, welcher das Recht einer kürzeren Kündigungsfrist 
beansprucht, hat die thatsäcfalichen Voraussetzungen dieses An- 
spruches anzuführen und darzuthun (E. d. O: G. H;, Nr. 12980). 
Ist die Dauer der Miete weder ausdrücklich 'nocb still- 
schweigend bestimmt, so gilt — abgesehen von Ortsgewohnheiten 
-*- eine achttä^ge Kündigungsfrist. Die Vereinbarung eines 
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Jahreszinses entscheidet nicht, ebensowenig die Verabredung 
vierteljähriger Zinszahlung (E. d. O. G. H., Nr. 8520). 

Der Kündigungstermin ist unabhängig vom Zinszahlungs- 
termine (E. d. O. G. H., Nr. 10806). Aus der Vorauszahlung des 
Zinses folgt nur, dass der Mieter vor Ablauf der Zeit, für 
welche er den Zins gezahlt hat^ zur Räumung der Wohnung 
nicht angehalten werden kann, nicht aber, dass der Vermieter 
vor Ablauf dieser Zeit für einen späteren Zeitpunkt nicht 
kündigen darf (E. d. O. G. H., Nr. 9044, 9196). Die Fristen 
des § 560 können nicht verlängert werden (§ 570). 

§ 561. Begtandverträge können sowohl vom Bestandgeber, 
als vom Bestandnehmer gerichtlich oder außergerichtlich aufge- 
kündigt werden. 

Die von einer Partei wirksam vorgenom^nene Aufkündi- 
gung kann gegen dieselbe von der arideren Partei in Volhug 
gesetzt werden. 

Die etwa erforderliche Kündigung muss in der gesetzlich 
vorgeschriebenen Form der gerichtlichen oder auBergerichtlichen 
Aufkündigung zum Ausdruck gebracht werden. Die Partei, 
von welcher die Kündigung ausgegangen ist, ist als Kläger 
anzusehen (§ 571). Wenn auch beiden Vertragstheilen das 
Kündignngsrecht zusteht, so kann doch dieses Recht gesetzlich 
oder vertragsmäßig für jede der Parteien von anderen Be- 
dingungen abhängig sein. 

Die Ansicht, dass im Falle der §§ 1120, 1121 a. b. G.-B. 
die Kündigung nur vom Erwerber der Bestandsache ausgehen 
könne (üllmann, S. 424), wird nicht getheilt von der E. d. O. 
G. H., Nr. 12885, weil die Rechte und Verbindlichkeiten aus 
dem zwischen dem Vorbesitzer und dem Bestandnehmer abge- 
schlossenen Vertrage als einem obligatorischen Verhältnisse nur 
zwischen diesen Personen begründet werden und der § 1120 
a. b. G.-B. der Rechte des Bestandnehmers nicht besonders er- 
wähnt, weil sich dieselben von selbst verstehen. Der Zwangs- 
verwalter (§ 111 E. O.), der Masseverwalter (§ 23 C. O.) sind 
zur Kündigung berechtigt. Die unbestrittene Aufkündigung ist, 
gleich dem infolge von Einwendungen gegen dieselbe ergangenen 
Urtheile, für und gegen den Aufkündigenden wirksam. Sie 
verlieren jedoch ihre Wirksamkeit für beide Theile, wenn nicht 
binnen 14 Tagen nach dem Eintritte der für die Räumung oder 
Uebergabe bestimmten Zeit Execution beantragt wird (§ 575). 

§ 562. Die gerichtliche Aufkündigung kann mittels Schrift- 
Satz oder mündlich angebracht werden. Der Schriftsatz oder 
das über die Aufkündigung aufgenommene Protokoll hat insbe- 

Fflrstl, avUprooaMfM«!««. &3 
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sondere die Bezeichnung des Bestandgegenstandes, die Angabe 
des Zeitpunktes, in welchem der Bestandvertrag endigen soll, 
und endlich den Antrag en enthalten, dem Gegner aufzutragen, 
entweder den Bestandgegenstand zur bestimmten Zeit hei sonstiger 
Execution zu übergehen oder zu übernehmen, oder gegen die 
Aufkündigung seine Einwendungen bei Gericht anzubringen. Zur 
Anbringung der Einwendungen ist, falls die Aufkündigungsfrist 
wenigstens vierzehn Tage beträgt, eine Frist von acht Tagen, 
sonst eine Frist von drei Tagen zu bestimmen. 

Wohnt der Aufkündigende weder am Orte noch im Sprengel 
des zuständigen Bezirksgerichtes, so hat er einen dasclhs^t wohnen- 
den Zustellungsbevollmächtigten zu bestellen und dessen Namen 
und Wohnort bei der Aufkündigung anzugeben. 

Aufkündigungen, welche diesen Vorschrißen nicht ent- 
sprechen oder hei einem unzuständigen Gerichte angebracht 
werden, sind, falls nicht der vorhandene Mangel gemäß § 84 
behohen werden kann, von amtswegen durch Beschluss zurück- 
zuweisen. 

1. Der die Kündigung enthaltende Schriftsatz (§ 74) oder 
das denselben ersetzende Protokoll (§ 79) haben den flir Schrift- 
sätze geltenden Bestimmungen (§ 75) zu entsprechen. 

Obwohl sie im Falle erhobener Einwendungen als Klage 
(§ 571) anzusehen sind, bedtlrfen sie doch nicht des Inhaltes 
(§ 226) einer solchen. Der formelle Unterschied zwischen einer 
Aufkündigung und einer Klage soll bei der mündlichen Ver- 
handlung behoben werden (Regierungsmotive, S. 322). 

Die aufkündigende Partei hat in dem Kündigangs- 
gesuche einen Zustellungsbevollmächtigten (§ 94) zu bestellen, 
wenn sie nicht im Sprengel des zuständigen Bezirksgerichtes 
wohnt. Die Nichtbefolgung dieser Vorschrift hat die Zurück- 
stellung der Kündigung zur Verbesserung (§ 84) zur Folge. 
Desgleichen sind anderweitige Mängel der Aufkündigung, ins- 
besondere ein Mangel in der Bezeichnung des Bestandgegen- 
slandes, in der Angabe des Zeitpunktes, in welchem der 
Bestandvertrag endigen soll, im Sinne der §§ 84, 85 zu 
beheben, jedoch nur dann, wenn die Verbesserung noch vor 
Ablauf der im § 560, Z. 1, 2, bestimmten Fristen möglich ist, 
denn die Anordnung einer Frist im Sinne des § 85 zur Wieder- 
anbringung der verbesserten Kündigung erscheint mit Rücksicht 
auf die Bestimmungen des § 563 unzulässig. Außerdem hat 
der Richter den Parteien, welche nicht durch Advocaten ver- 
treten sind, im Sinne der §§ 432, 435 die erforderlichen An- 
leitungen zu geben. 
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Die Qerichtskanzlei kaun ermächtigt werden, miincllich 
angebrachte gerichtliche Aafkündigungen zu Protokoll zu 
nehmen; die Protokollierung kann durch Eintragung in ein 
über Kündigungen zu f(\hrende8 Register ersetzt werden (§ 59, 
Ger.-Verf.-Ges.). Die Beurkundung geschieht außerhalb der 
Landeshauptstädte lediglich durch die Eintragung in das Ettn- 
digungsregister (§ 319 Gesch. O.). 

2. Die Fristen zur Anbringung der Einwendungen sind 
Nothfristen (§ 570). Eine Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Frist zur Anbringung der 
Einwendungen ist nicht zulässig (§ 571). Die zur Zeit des 
Beginnes der Wirksamkeit der Civilprocessordnung bereits im 
Laufe befindlichen Fristen für Einwendungen in Bestandsachen 
bleiben unberührt (Art. LH E. G.). 

§ 563. Damit eine gerichtliche Aufkündigung für den 
nächstfolgenden Termin wirksam sei, muss sie vor Ahlauf der 
im § 560y Z. 1 und 2, bestimmten Fristen bei Gericht ange- 
bracht und zugestellt sein. Aufkündigungen, welche erst nach 
Ablauf dieser Fristen angebracht werden, sind von amtswegen 
durch Beschluss zurückzuweisen. 

Vor Beginn der vertragsmäßigen oder gesetzlichen Auf- 
kündigungsfrist angebrachte Aufkündigungen dürfen aus diesem 
Grunde allein nicht zurückgewiesen werden. 

Damit die Aufkündigung vor Ablauf der Kündigungsfrist 
dem Gegner zugestellt werden könne, muss sie rechtzeitig 
angebracht werden. 

" Die erst zum Schlüsse dieser Zeit angebrachte Auf- 
kündigung ist nicht von amtswegen zurückzuweisen, sondern 
dem Gegner thunlichst bald zuzustellen; diesem ist vorbehalten, 
die Verspätung in den Einwendungen zu rügen (UUmann, 
S. 426). 

Die Aufkündigung ist von amtswegen zurückzuweisen: 

a) wenn das Gericht unzuständig ist; 

b) wenn der Schriftsatz die im § 562 vorgeschriebenen 
Angaben nicht enthält und die Behebung des Mangels 
vergebens versucht wurde oder überhaupt oder in offener 
Kündigungsfrist unmöglich erscheint; 

c) wenn die Aufkündigung nach Ablauf der Kündigungs- 
frist angebracht wird. 

Gegen die Zurückweisung der Aufkündigung ist der 
Recurs zulässig. 

§ 564. Der über die Aufkündigung vom Gerichte an den 
Gegner der aufkündigenden Partei gemäß § 562 erlassene Auf- 

63* 
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trag ist dem Gegner unter Mittheilung eines Exemptares des Schrift- 
satzes oder einer ProtokoUsabschriß nach den für die Zustellung von 
Klagen maßgebenden Vorschriften unverzüglich zuzustellen. 

Erfolgt dennoch die Zustellung in den Fällen des § 560, 
Z. 1 und 2, erst nach Ablauf der daselbst bestimmten Kündi- 
gungsfristen, so ist die Aufkündigung dennoch wirksam, wenn 
gegen den gerichtlicJien Auftrag binnen der dazu anberaumten 
Frist Einwendungen nicht angebracht werden. 

Der Kündigungsauftrag hat die Frist zur Uebergabe 
oder Uebemahme des Bestandgegenstandes bei sonstiger Exe- 
ention und die Frist zur Anbringung der Einwendungen zu 
enthalten. Ein Kostenzuspruch findet nicht statt. Die Ent- 
werfung der Beschiussausfertigung kann der Gerichtskanzlei 
aufgetragen und die Zurückbehaltung einer Urschrift oder 
Abschrift durch einen kurzen Bewilligungs vermerk auf der 
Eingabe oder dem Protokolle ersetzt werden (§ 56, Ger.- 
Verf.-Ges.). Die Mittheilung eines Exemplares des Schriftsatzes 
oder Protokolles entßlllt bei mündlich angebrachten, lediglich im 
Kündigungsregister beurkundeten Kündigungen (§ 319, Gesch.-O.), 
über welche die Gerichtskanziei den Kündigungsauftrag zu ent- 
werfen hat. Die Erledigung wird vom Richter im Kündigungs- 
register durch seine Unterschrift bestätigt (§ 230, Gesch.-O.). 

Die Zustellung an den Gekündigten hat nach Vorschrift 
der §§ 106, 107 zu erfolgen. Ein Recurs gegen den Beschluss 
ist unzulässig (§ 575). Ein Curator ist zu bestellen, wenn der 
Avisat durch seine Abwesenheit von der Vertheidigung ausge- 
schlossen ist (E. d. O. G. H., Nr. 201ci). Betreffs dessen Be- 
stellung gelten die Vorschriften der §§ 116 ff. 

Aussergericbtliche Aufkündigung. 

§ 565, Die außergerichtliche Aufkündigung kann durch 
einen Notar oder in anderer Weise erfolgen. 

Die dem Ge/fner der aufkündigenden Partei zum Zwecke 
der Aufkündigung zu machende Miiiheilung hat stets auch die im 
§ 562, Abs. 1 und 2, bezeichneten Angaben zu enthalten. 

Damit eine solche außergerichtliche Aufkündigung die 
Wirkung einer gerichtlichen Aufkündigung erlangen könne, muss 
sie durch Urkunden bewiesen tverden, welche in Betreff ihrer 
Beweiskraft zu einem Bedenken keinen Anlass geben, und es 
müssen überdies bei der Aufkündigung die in §§ 563 und 564 
angegebenen Fristen beobachtet sein. 

Der Zeitpunkt der Aufkün'ligung oder Zustellung der Auf- 
kündigung muss gleichfalls durch Urkunden der in Abs. 3 be- 
zeichneten Beschaffenheit bewiesen werden. 
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Die außergerichtliche Aufkündigung muss^ wenn nie die 
gleichen Wirkungen wie die gerichtliche haben soll, den für 
diese im § 5G2 vorgeschriebenen Inhalt haben, also auch einen 
Zustellungsbevollmächtigten namhaft machen, wenn dies nach 
§ 562 noth wendig erscheint. Um rechts wirksam zn werden, 
muss sie innerhalb der Kündigungsfrist zugestellt worden sein. 
Wenn sich der Aufzukündigende der Zustellung oder der Beur- 
kundung dei^selben entzieht, ist die äußergerichtliche Aufkün- 
digung undurchführbar. Eine außergerichtliche Aufkündigung 
deren vorgeschriebener Inhalt nebst der rechtzeitigen Zustellung 
nicht durch öflFentliche (§ 292) oder Privaturkunden (§ 294) 
von unbedenklicher äußerer Form (§ 296) bewiesen wird, ver- 
pflichtet den Avisaten nicht zur Einbringung von Einwendungen, 
ist nicht executionsfthig (§ 1, Z. 18 E. O.), kann jedoch im 
Wege der Klage durchgesetzt werden, wenn sie rechtmäßig 
und in der nach Absatz 2 vorgeschriebenen Form erfolgt ist. 

Die beweiswirkende Form einer Beurkundung der Auf- 
kündigung wird in der Regel die einer Notariatsbeurkundimg, 
einer von dem Avisaten gefertigten Bestätigung oder eines amt- 
lichen ProtokoUes sein. Schon heute steht das eigentliche Auf- 
kündigungswesen in einzelnen größeren Städten mehr minder 
bloß in äußerlicher Beziehung zum Gerichte und es haben 
Gemeindeorgane an der Manipulation mit der Entgegennahme 
und Zustellung von Kündigungen einen großen Antheil (Re- 
gierungsraotive, S. 322). 

§ 566. Derje7tige, gegen welchen eine solche außergericht- 
liche Aufkündigung gerichtet ist^ hat hinnen acht, oder wenn 
die Aufkündig ungsfrist weniger als vierzehn Tage beträgt, bintwn 
drei Tagen (§ 562, Abs, 1) na^ch erfolgter oder empfangener 
Aufkündigung seine etwaigen Einwendungen dawider bei dem 
Gerichte, in dessen Bezirk der Bestandgegenstand liegt, schriftlich 
oder mündlich einzubringen, widrigens die Aufkündigung in Wirk- 
samkeit treten würde. 

An welcliem Tage die Aufkündigung der Partei mitgetheüt 
wurde, welche Einwendungen erhebt, ist von der aufkündigenden 
Partei auf Verlangen des Gerichtes durch Vorlage der in § 565, 
Abs, 4, gedachten Urkunden zu beweisen. 

Die Einwendungen gegen eine außergerichtliche Aufkün- 
digung sind immer bei Gericht einzubringen. Außergerichtliche 
Einwendungen sind wirkungslos. Eine W^iedereinsetzung gegen 
den Ablauf der Frist ist unzulässig (§ 571), die Frist kann nicht 
verlängert werden (§ 570). Das Gericht, bei welchem diese Ein- 
wendungen eingebracht werden sollen, ist in der Regel das Be- 
zirksgericht (§49) der belegenen Sache. Bei Aufkündigungen von 
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Richtern oder gegen Richter werden jedoch die Einwendungen 
bei dem nach § 79 J. N. zuständigen Gerichtshof einzubringen 
sein. Die Rechtzeitigkeit der Einwendungen hat der Aufkün- 
digende und nicht die Partei, welche Einwendungen erhebt, 
nachzuweisen, was eigentlich schon in dem Gimndsatze des 
§ 571, Abs. 2, mitenthalten ist. Die Bestimmung ist übrigens, 
auch hievon abgesehen, nothwendig, weil die Partei, welcher 
aufgekündigt worden, sich einen schriftlichen Beweis über den 
Kündigungstag nicht zu verschaflFen vermag und daher nur einen 
umständlichen Zeugenbeweis führen oder eidliche Vernehmung 
beantragen müsste. 

Der vom Gegner leicht erbringbare Beweis durch Produ- 
cierung der Urkunde verdient dem gegenüber oflFenbar den 
Vorzug (Regiernngsmotive, S. 322). Nachdem verspätete Ein- 
wendungen von amtswegen zurückzuweisen sind (§ 571) wird 
das Gericht vor Atiordnung der Tagsatzung von der beweis- 
pflichtigen Partei die Zustellungsurkunde abzuverlangen haben, 
falls nicht die Rechtzeitigkeit der Einwendungen aus der den- 
selben beigeschlossenen Aufkündigung erhellt. 

Auftrag zur Uebergabe oder Uebernahme des Beatandgegenstandes. 

§ 567. Bei Bestandverträgen , welche ohne vorhergegangene 
Aufkündigung nach Ablauf einer bestimmten Zeit erlöschen, kann 
jede Partei noch vor Ablauf der Bestandzeit eine gerichtliche 
Verfügung beantragen^ mittels welcher dein Gegner aufgetragen 
wird, den Bestandgegenstand ewr bestimmten Zeit bei sonstiger 
Execution zu übergeben oder zu übernehmen, oder gegen diesen 
Auftrag binnen acht Tagen seine Einwendungen bei Gericht an- 
zubringen. 

Wenn da^ Bestandverhältnis für mehr als sechs Monate 
eingegangen ist, kann dieser AtUrag nur in den letzten sechs 
Monaten gestellt werden. 

Die Bestimmung des § 564, Abs. 1, ist auch auf die Zu- 
Stellung solcher Aufträge a/nzuwenden. 

Bedarf es zur Aufhebung des Bestandvertrages einer Auf- 
kündigung, so kann der Anspruch auf Uebergabe oder Uebernahme 
des Bestandgegenstandes schon vor Ablauf der Kündigungsfrist 
mittels Klage geltend gemacht und auch die Kündigung mit der 
Klage verbunden werden. 

Um sich die rechtzeitige Räumung und Uebergabe des 
Bestandobjectes bei Verträgen, welche nach Ablauf einer be- 
stimmten Zeit von selbst erlöschen, zu sichern, kann sowohl 
der Bestandnehmer als auch der Bestandgeber vor Ablauf 
4er ffestandz^ij; ß\j\ej\ diesbezüglichen gerichtlichen Auftrag an 
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den Gegner erwirken. Im außergerichtlichen Wege ist ein 
solcher Auftrag unznlässig. Ist die Bestandzeit abgelaufen^ so 
kann die Zurücknahme oder Räumung nur im Wege der Klage 
erwirkt werden (Ullmann, S. 429). Ein nach Ablauf der Be- 
standzeit eingebrachtes Gesuch ist zurückzuweisen (E. d. O. G. H., 
Nr. 8161). 

Das Gesuch (§ 74) oder Protokoll (§ 79) sind bei Ein- 
bringung von Einwendungen als Klage anzusehen (§ 571), haben 
jedoch nur den allgemeinen Vorschriften (§ 75) über Schrift- 
sätze zu entsprechen. Der formelle Unterschied zwischen einem 
solchen Ansuchen und einer Klage soll bei der mündlichen 
Verhandlung behoben werden (Regierungsmotive, S. 322). 

' Für dieselben gelten die Vorschriften der §§ 562, Abs. 1, 2, 
564, Abs. 1. Gegen den gerichtlichen Auftrag ist ein Rechtsmittel 
ausgeschlossen (§ 575). Die Fristen zur Einbringung der Einwen- 
dungen können nicht verlängert werden (§ 570) und eine Wieder- 
einsetzung gegen den Ablauf derselben ist unzulässig (§ 571). 
Um bei Bestandverträgen, die der Kündigung unterliegen, die 
Kündigungsfrist zur Austragung der zwischen den Contraheuten 
wegen der Räumung oder Rücknahme der Bestandsache etwa 
schwebenden Differenzen ausnützen zu können und dadurch 
die wirtschaftlich und juristisch gleich wünschenswerte anticipa- 
tive Feststellung der Restitutionspflicht hier ebenso wie bei den 
auf bestimmte Zeit eingegangenen Bestand Verhältnissen (Abs. 1) 
zuzulassen und zu befördern, wurde die Vorschrift des § 567 
dahin ergänzt, dass schon vor Ablauf der Kündigungsfrist und 
eventuell gleichzeitig mit der Kündigung ein richterlicher Aus- 
spruch über die Rückstellung und Räumung des Bestandgegen- 
standes erwirkt werden kann (Motive des Herrenhauses, S. 10). 
Es ist dies eine Abweichung von der Bestimmung des § 227, 
dass mehrere Ansprüche in einer Klage nur dann geltend 
gemacht werden können, wenn für dieselben die gleiche Art 
des Verfahrens zulässig ist; denn über Einwendungen gegen 
eine Kündigung ist nach den besonderen Vorschriften über 
das Verfahren in Bestandsachen, über die Klage nach den all- 
gemeinen Vorschriften zu verhandeln. Deshalb wird aber auch 
nicht gemeinsam über die Klage und über die Einwendungen 
zu verhandeln sein. • 

VerhiHnis zum AfterbestMdnehMer. 

§ 568, Alle gegen den Bestaiidnehmer erwirkten Auf- 
kündigungen, Aufträge, Entscheidungen und Verfügungen, welche 
das Bestehen oder die Auflösung eines Bestandvertrages über 
einen der im §560 bezeichneten Gegenstände betreffen, sind auch 
gegen den Afterbestandnehmer wirksam und vollstreckbar, sofern 
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nicht ein ewischen dem Afterbestandnehmer und dem Bestand- 
geber bestehendes BechtsverluUtnis entgegensteht. 

Die materiellrechtliche Bestimmung des § 5G8 gilt nicht 
nur fbr Kündigungen, Räumungsaufträge und die über Ein- 
wendungen gefitllten Urtheile, sondern auch für alle anderen 
das Bestehen oder' die Auflösung des Bestandvertrages be- 
treffenden Entscheidungen, nach Ullmann (S. 434) auch für 
Kündigungen des Bestandnehmers, sobald sie nach § 561 gegen 
ihn selbst exequiert werden. Der Bestandgeber kann nur dem 
Bestandnehmer, nicht aber dem Afterbestandnehmer den Ver- 
trag kündigen (E. d. O. G. H., Nr. 12975), weil nur zwischen 
den beiden ersteren ein Bestandvertrag besteht. Deshalb 
braucht der Afterbestandnehmer nicht als Betheiligter (§ 80) 
behandelt und zu den Verhandlungen geladen zu werden. 

Wenn aber zwischen dem Bestandgeber und dem After- 
bestandnehmer ein besonderes Uebereinkommen besteht, welches 
ohne Aufhebung des Afterbestandvertrages Vertragsrechte un- 
mittelbar zwischen dem Bestandgeber und dem Afterbestand- 
nehmer begründet hat, dann ist der Afterbestandnehmer als 
Streitgenosse des Bestandnehmers zu behandeln (Ullmann, 
S. 434) Eine Kündigung oder ein Räuraungsauftrag seitens 
des Bestandgebers gegen den Afterbestandnehmer allein ist 
unzulässig. 

StillschweHiende Emeueruiig des Bestandvertragea. 

§ 569. Bestandverträge, welche durch den Ablauf der Zeit er- 
löschen, ohne dass es behufs Auflörung des Vertrages oder Ver- 
hinderung seiner stillschweigenden Erneuerung einer Aufkündigung 
bedarf, sind dadurch, dass der Bestandnehmer fortfährt, den 
Bestandgegenstand zu gebrauchen oder eu benutzen, und der 
Bestandgeber es dabei bewenden lässt, nur dann als stillschweigetid 
erneuert anzusehen, wenn binnen vierzehn Tagen nach Ablauf 
der Bestandzeit, oder bei Verträgen, welche ursprünglich auf 
kürzere Zeit als auf einen Monat geschlossen wurden, binnen einer 
der Hälfte der ursprünglich bedungenen Zeit gleüJikommenden 
Frist nach Ablauf des Vertrages weder von dem BestandgfAer 
eine Klage auf Zurückstellung, noch von dem Bestandnehmer 
auf Zurücknahme des Bestandgegenstandes erhoben wird. 

Hat es der Bestandnehmer oder Bestandgeber unterlassen, 
einen auf bestimmte Zeit (§ 1113 a. b. Q. B.) abgeschlossenen, 
ohne Kündigung endigenden Bestandvertrag im Sinne des § 567 
durch einen Auftrag zur Uebcrgabe oder Uebernahme voll- 
streckbar aufzulösen, so steht ihm lediglich das Klagerecht auf 
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Zurücknahme oder Zurückstellung des Bestandgegenstandes zu^ 
welche Klage bei sonstiger stillschweigender Erneuerung in 
der unerstreckbaren Präclusivfrist des § 5G9 anzubringen ist. 
Das Verfahren über solche Klagen richtet sich jedoch nach 
den allgemeinen Vorschriften. 

Fristen hi Bestaifdsaohen. 

§ 570. Die in den §§ 560 bis 569 festgesetzten Fristen 
können nicht verlängert werden, 

1. Die Fristen zur Erhebung der Klage nach § 569 sind 
keine Processfristen sondern Präclusivzeiträume für die Zu- 
lässigkeit yon Rechtsbehelfen (§ 123, Anm. 3). (Die Frist 
wurde irrthümlich auf Seite 203 unter den Nothfristen an- 
geführt). 

Die Bestimmungen über den Einfluss der Gerichtsferien 
auf den Lauf der Fristen (§ 225^ können daher auf sie keine 
Anwendung linden. Dagegen gelten für diese Fristen die Vor- 
schriften über die Berechnung der Fristen, (§ 125), über die 
Einrechnung der Sonn- und Feiertage und über das Ende der 
Frist am nächsten Werktage, wenn der letzte Tag auf einen 
Sonn- oder Feiertag fällt (§ 126) und über die Nichteinrech- 
nung der Tage des Postenlaufes (^ 89, Ges. v. 27. Nov. 1896, 
Nr. 217 R.-G.-Bl.). Eine Wiedereinsetzung gegen den Ablauf 
dieser Fristen erscheint unzulässig. 

2. Die Fristen zur Einbringung der Einwendungen (§§ 562, 
566, 567) sind Nothfristen (§ 128). Eine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gegen die Versäumung derselben ist aus- 
geschlossen (§ 571). Diese Fristen werden durch das Inkraft- 
treten der Civil processordnung in ihrem Laufe und in ihrer 
Dauer nicht berührt (Art. LII, E. G.). Wenn erst nach dem 
Inkrafttreten der CiviJprocessordnung gegen die Aufkündigung 
oder gegen den Auftrag zur Uebergabe oder Uebemahme der 
Bestandsache rechtzeitig Einwendungen angebracht werden, 
oder wenn die Verhandlung über die früher rechtzeitig einge- 
brachten Einwendungen am Tage des Inkrafttretens der Civil- 
processordnung noch nicht begonnen hat, so hal>en die Vor- 
schriften der Civilprocessordnung zur Anwendung zu kommen 
(Art. XLVIII, E. G.). 

Verfahren. 

§571. Ueher rechtzeitig angd)rachte Einwendungen ist eine 
Tagsatzung zur mündlichen Verhaftung anzuordnen. Bei der 
^ftheraumung der ersten und der etwa folgenden Tagsatzüngen, 
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sowie bei der Bestimmung von Fristen ist auf die Dringlichkeit 
der Bestandsachen besonders Bedacht eu nehmen. 

Die Partei, von welcher die Kj/^ndigung oder die Auf- 
forderung zur Zurückstdlung oder zur Zurücknahme des Bestand- 
gegenständes ausging, ist als Kläger anzusehen. 

Verspätet angebrachte Einwendungen wider die Außündi- 
gung eines Bestandvertrages oder gegen den gerichtlichen Auftrag 
zur Uebergabe oder üebemahme eines ^estandgegenstandes sind 
von amtswegen ohne Verhandlung zurikkzuweisen. 

Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die 
Versäumung der Frist zur Anbringung von Einwendungen ist 
nicht zulässig. 

1. Nor über rechtzeitig angebrachte EUnwendongen ist 
die Tagsatznng anzuordnen. 

Mündlich angebrachte Einwendungen können nicht durch 
Eintragung in das Register beurkundet werden^ über solche Ein- 
wendungen ist ein besonderes Protokoll aufzunehmen (§ 130; 

Öesch.-O.). 

Verspätet angebrachte Einwendungen sind von amts- 
wegen zurückzuweisen. Die Tagsatzung wird gemäß § 436 
auf den nämlichen Tag angeordnet werden können, an welchem 
die Einwendungen angebracht wurden. Der Aufkündigende 
wird als Kläger gemäß § 437 unter Zustellung einer Aus- 
fertigung der Einwendungen oder einer Abschrift des Proto- 
kolles; der Gekündigte als Beklagter gemäß § 438 mittels 
Rubrik zu faden sein. Mietsachen sind Ferialsachen (§ 224). 
Die Bestimmungen über Sicherheitsleistung für die Process- 
kosten sind nicht ausgeschlossen (§ Ö7). 

Mit Ausnahme der im § 575 aufgezählten Abweichungen 
gelten die allgemeinen Vorschriften für das bezirksgerichtliche 
Verfahren. Es wird fortan genügen, wenn der Richter durch 
§ 571, Abs. 1, auf die besondere Dringlichkeit der Bestand- 
sachen aufmerksam gemacht wird; denn er hat sodann in den 
ihm zustehenden Processleitungsbefugnisscn Mittel genug, um 
zu erzielen, wozu bisher allerdings eine positive Qesetzes- 
bestimmung nothwendig war. Und auch die Parteien haben 
in dem Rechte, die Festsetzung von Fristen für Beweisauf- 
nahmen zu begehren, ein Mittel, um zu bewirken, dass das 
Verfahren nicht allzusehr durch Beweisanbietungen in die 
Länge gezogen wird (Regierungsmotive, S. 322). 

2. Wer Einwendungen erhebt, vertheidigt sich dadurch 
gegen einen vom Aufkündigenden u. s. w. erhobenen Anspruch. 
In dem dadurch entstehenden Rechtsstreite mus» demnach 
)pts;t^rer als Kläger bel^aifdelt und dfifür gesorgt wef4®n^ dass 
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der formelle Unterschied zwischen einer Aufkündigung und 
einer Klage bei der mündlichen Verhandlung behoben werde 
(Regierungsmotive, S. 322). Bei einer gerichtlichen Kündigung 
liegt diese vor und wird sohin gemäß der §§ 226^ 435 zu ergänzen 
sein. Bei einer außergerichtlichen Aufkündigung, sowie wenn 
die Beurkung der Aufkündigung lediglich durch die Eintragung 
in das Kündigungsregister erfolgt ist, liegen nur die Einwen- 
dungen vor und es wird die Klage vollinhaltlich zu Protokoll 
zu bringen sein, wenn der Aufkündigende nicht vor der Tag- 
satzung die Klage schriftlich einbringt. In beiden Fällen wird 
die Rechtshängigkeit der Streitsache erst mit der Geltend- 
machung des Anspruches bei der mündlichen Verhandlung 
eintreten (§ 232). 

Das Begehren wird auch die nach § 573 in die Ent- 
scheidung aufzunehmenden Räumungsfristen zu enthalten haben, 
damit dem Gekündigten Gelegenheit geboten werde, sich über 
die Gesetzmäßigkeit dieser Fristen zu äußern. 

Der Beklagte wird berechtigt sein, bis zum Schlüsse der 
mündlichen Verhandlung neue auf den Gegenstand derselben 
bezügliche Behauptungen und Beweise vorzubringen (§ 179V 

Der Aufkündigende ist betreflFs der für sein Begehren 
maßgebenden Thatsachen beweispflichtig, der Avisat kann 
durch seine Einwendungen diese Thatsachen beweisbedürftig 
machen, er kann aber Einreden, z. B. eine von dem Ortsge- 
brauche oder der örtlichen Verordnung abweichende Verein- 
barung vorbringen, deren Beweis ihm obliegt. Beweispflichtig 
ist also nach der Sachlage bald der Kündigende (E. d. O. G. 
H., Nr. G971), bald der Gekündigte (E. d. 0. G. H., Nr. 3209, 
3698). 

§ 572. In dem das Verfahren über Einwendungen er- 
ledigenden UrtJieile ist auszusprechen^ ob und inwieweit die 
Aufkündigung oder der nach § 567 erlassene Auftrag als wirk- 
sam erkannt oder aufgehoben wird, sowie ob und wann der Be- 
klagte verpflichtet ist, den Bestandgegenstand zu übergeben oder 
zu, übernehmen. 

Wird die Kündigung oder der Antrag nach § 667 
infolge der Einwendungen zurückgenommen, so ist kein Ur- 
theil zu fallen, sondern nach § 237 wie bei der Zurücknahme 
einer Klage vorzugehen; werden die Einwendungen zurückge- 
nommen, so erwächst die Kündigung in Rechtskraft. In dem 
über die Einwendungen ergehenden Urtheile (§ 417) ist auch 
über die Processkosten zu entscheiden (§ 52). Wird der Rechts- 
streit durch Beschluss (§ 2öl) erledigt, so wird auch dieser 
die Aufhebung der Aufkündigung oder des Auftrages naclj 
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§ 467 zu enthalten haben. Die Fristen sind nach § 573 zu 
bestimmen. 

§ 573. Wird der Beklagte schuldig erkannt, den Bestand- 
gegenständ zu übergehen oder zu übernehmen, ist jedoch die 
Bestandzeit zur Zeit der Urtheilsfällung bereits verstrichenj so 
ist bei Mietverhältnissen in dem Urtheile auszusprechen, dass 
die Uebergabe oder Ueberfwhme sofort zu erfolgen hihe; bei 
Pachtungen kayin zu diesem Zwecke eifie acht TcLge nicht über- 
schreitende Frist gegeben werden, 

Ist die Bestandzeit noch nicht verstrichen, so ist die Zeit 
für die Uebergabe oder Uebernahme nach den hinsichtlic/i^ der 
Räumungsfristen bestehenden besonderen Vorschriften und man- 
gels solcher in Gemäßheit der Ortsgewohniieiten zu bestimmen. 

Soweit es auch an solchen Gewohnheiten fehlt, ist bei 
Mieten anzuordnen, dass mit der Räumung spätestens am dritten 
Tage vor Ablauf der Mietzeit zu beginnen, dem Uebernehtuer 
zur 3Iittagszeit dieses Tages ein zur Verwahrung eines Theiles 
seiner Fahrnisse geeigneter Platz zu überlassen sei, die Ueber- 
gabe des gänzlich geräumten Miet gegenständes aber bis zum 
Mittage des letztere Tages der Mietzeit zu erfolgen habe. Bei 
Pachtungen von Gütern, auf welchen Gebäude stellen, ist anzu- 
ordnen, dass mit der Räumung spätestens am achten Tage vor 
Ablauf der Pachtzeit zu beginnen, dem Uebernehmer zur Mittags- 
zeit dieses 'Tages ein angemessener Theil der Räumlichkeiten zur 
Verwahrung von FaJimissen und zur Einleitung des Wirtschafts- 
betriebes zu überlassen sei, und die Uebergabe des gänzlich ge- 
räumten Pachtgegenstandes bis zum Mittage des letzten Tages 
der Pachtzeit zu erfolgen habe. Bei Pachtungen anderer Art 
endlich ist anzuordneti, dass die Räumung und Uebergabe des 
Pachtgegenstandes bis zum Ablaufe der Paehtzeit vorzunehmen sei. 

Der dritte oder achte Tag var Ablauf der Bestandzdt ist 
so zu berechnen, dass zwischen dem Ta^e des Beginnes und dem 
Tage der Beendigung der Räumung volle zwei oder volle sieben 
Kalendertage liegen. 

Die Bestimmungen der Absätze 2 bis i über die Räumufig 
und Uebergabe des Bestandgegenstandes gelten auch dann, wenn 
gegen die gerichtliche oder außergerichtliche Auf/cündigung oder 
gegen deti Auftrag zur Uebergabe oder Uebernahme des Be- 
standgegenstandes nicht rechzeitig Einwendungen erhoben wurden. 

Die Execution kann auf Grund rechtskräftig gewordener 
Urtheile, Aufkündigungen und gerichtlicJier Aufträge zur Ud>er- 
gabe oder Ud)ernahme des Bestandgegenstandes bewilligt werden, 
sobald die Frist verstrichen ist, innerhalb deren nach den voran- 
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gehenden Absätzen der Bestundgegenstand gänzlich geräumt zu 
übergehen war. 

Die Räumungsfristen des § 573 gelten, wenn gegen den 
über die Aufkündigung oder den Antrag nach § 5ü7 ergan- 
genen Beschluss keine Einwendungen erhoben worden sind, 
ipso jure. Im Urtheile über Einwendungen oder über eine 
Klage (§ 574) sind sie als Leistungsfristen auszusprechen, wenn 
zur Zeit der Urtheilsfjillung die Zeit zur Uebergabe oder 
Uebernahme des Bestandgegenstandes (Bestandzeit) nicht bereits 
abgelaufen ist. In diesem Falle kann bei Pachtungen eine 
acht Tage nicht überschreitende Räumungdfrist festgesetzt 
werden, wenn dies insbesondere bei größeren landwirtschaft- 
lichen Objecten sowohl im Interesse des Pächters als auch des 
Verpächters gelegen ist (Motive des Ausschusses, S. 53). Ist die 
Paritionsfrist im Urtheile festzustellen, so gelten zunächst die be- 
sonderen Vorschriften (Art. XI, E.G.), in Errannglung derselben 
die Ortsgewohnheiten und erst in dritter Reihe die gesetzlichen Be- 
stimmungen, welche zwischen Pachtungen von Grundstücken 
ohne Gebäuden, zwischen Pachtungen mit Gebäuden und 
zwischen Mieten unterscheiden. Die Beurtheilung, ob ein ge- 
eigneter Platz, ein angemessener Theil der Räumlich- 
keiten eingeräumt sei, ist in jedem einzelnen Falle nach der 
Sachlage zu beurtheilen; die Execution kann aber erst am 
Nachmittage des letzten Tages der Räumungsfrist, bei Pach- 
tungen von Grundstücken erst nach Ablauf des letzten Tages 
der Pachtzeit bewilligt werden. Wird nicht innerhalb 14 Tagen 
nach dem Eintritte der Executionsfähigkeit die Execution an- 
gesucht, so ist die Executionskraft erloschen (§ 575). 

Zur Zahlung der Processkosten ijBt nach § 409 eine 
vierzehntägige Frist zu bestimmen. 

§ 574, Die Bestimmungen des § 573 sind auch dann 
anzuwenden^ tvenn ein Bestandvertrag ohne vorausgegangene 
gerichtliche oder außergerichtliche Aufkündigung infolge einer 
Klage durch Urtheil für aufgehoben oder erloschen erklärt wird, 

§ 575, In dem in diesem Abschnitte geregelten Verfahren 
beträgt die trist zur Stellung des Antrages auf Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand, dann zur Erhebung der Berufung oder 
Revis^ion sowie zur Einlegung des Recurses acht Tage, Diese 
Fristen können nicht verlängert werden. 

Gegen die gerichtlichen Aufträge zur Uehergahe oder Ueber- 
nähme des Bestandgegenstandes , die auf Grund von Aufkündi- 
gungen oder infolge eines gemäfi § 567 gestellten Ansuchens er- 
gehen, ist vorbehaltlich der dagegen zu erhebenden Einwendungen 
ein Rechtsmittel nicht zulässig. 
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Eine gerichtliche oder außergerichtliche Kündigung oder 
ein Auftrag ewr Uebergabe oder Uebernahme des Bestandgegen- 
standes, wider welche nicht rechtzeitig Einwendungen erhohen 
wurden, desgleichen die über solche Einwendungen ergangenen 
rechtskräftigen ürtheüe treten, vorbehaltlich des über den Kosten- 
ersatz ergangenen Ausspruches, außer Kraß, wenn nicht binnen 
vierzehn Tageti nach dem Eintritte der in diesen Aufträgen oder 
im ürtheile für die Räumung oder Übernahme des Bestand- 
gegenständes bestimmten Zeit wegen dieser Räumung oder Ueber- 
nahme Execution beantragt üDvrd, 

1. Die kürzeren Fristen des § 575 treten nur im Ver- 
fahren über Einwendungen ein, denn nur dieses Verfahren ist 
in dem vorstehenden Abschnitte geregelt. DieNothfristen (§ 128) 
zum Antrage auf Wiedereinsetzung (§ 146), zur Erhebung der 
Berufung (§ 464), der Revision (§ 505) und des Recurses 
(§ 621) betragen 8 Tage, für die Berufungs- und Revisions- 
beantwortung dagegen 14 Tage. 

2. Um eine in der Rechtssprechung bisher zu keinem be- 
friedigenden Abschlüsse gediehene Controverse zu beseitigen, 
wurde im § 575, Abs. 3, die Frage entschieden, wie lange die 
Vollstreckbarkeit gerichtlicher Aufkündigungen oder Räumungs- 
aufträge und der bezüglichen Ürtheile dauere. Diese Vorschrift 
kann gewissermaßen als eine Ergänzug der Norm des § 569 
aufgefasst werden; hier wirkt der Ablauf von 14 Tagen als 
stillschweigende Erneuerung des Bestandvertrages (Regierungs- 
motive, S. 322). 

Verträge gegen Entrichtung einee Zinses in Früchten. 

§ 576, Die Bestimmungen dieses Abschnittes finden auch 
auf die im § 1103 a. b, G, B. bezeichneten Verträge An- 
wendwng. Solche Verträge sind im Sinne dieses Gesetzes ais 
Pachtverträge anzusehen. 

Die im § 1103 a. b. G. B. bezeichneten Verträge, mit 
denen der Eigenthümer sein Gut mit der Bedingung überlässt, 
dass der Uebemehmer die Wirtschaft betreiben und dem Ueber- 
geber einen auf die ganze Nutzung sich beziehenden Theil der 
Früchte geben solle, sind Gesellschafts vertrage. 

Nur betreffs der Kündigung und Räumung und des dies- 
bezüglichen Verfahrens gelten sie als Pachtverträge. Auf die 
Contadinen- und Colonen Verhältnisse in Dalmatien erstreckt sich 
die Vorschrift nicht (Art. X E. G.). 
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Vierter Abschnitt: Schiedsrichterliches Verfahren. 
Schiedsvertrag. 

§ 577. Die Vereinbarung, dass die Entscheidung einer 
Rechtsstreüigkeü durch einen oder mehrere Schiedrichter erfolgen 
solle (Schiedsvertrag), hat insoweit rechtliche Wirkung, als die 
Parteien über den Gegenstand des Streites einen Vergleich ab- 
BuscUießen fähig sind. 

In einem Schiedsverträge kann auch unrksam vereinhart 
werden^ dass aus einem bestimmten Rechtsverhältnisse künftig 
entstehende Streitigkeiten durch einen oder mehrere SchiedsridUer 
entschieden werden sötten. 

Der Schiedsvertrag muss schriftlich errichtet werden, 

1 . Neben dem auf Vereinbarung beruhenden Schieds- 
gerichten sollen gemäß § 599 die durch letzt will ige Anord- 
nungen^ andere Verfügungen und Statuten angeordneten 
Schiedsgerichte sinngemäß nach den Vorschriften dieses Ab- 
schnittes behandelt werden. Alle Fälle der Einsetzung eines 
Schiedsgerichtes durch Privatautonomie (Art. XII, Z. 6, 
E. G.) gehören hierher, während die auf öffentlicher An- 
ordnung (Art. XII, Z. 1 — 5 E.G.) beruhenden Schieds- 
gerichte nach den besonderen gesetzlichen Bestimmungen ge- 
regelt werden. Das Verfahren vor Schiedsrichtern ist kein 
Process, die Schiedsrichter haben keine Gerichtsbarkeit. Durch 
die Anhängigmachung des Rechtsstreites bei dem Schieds- 
gerichte wird Streitanhäügigkeit im Sinne des § 233 nicht be- 
gründet, doch kann ein Schiedsvertrag im Falle einer Eüage 
vor dem ordentlichen Richter fUr den Beklagten die Einwendung 
des nicht gehörigen Gerichtsstandes begründen (E. d. O. G. H., 
Nr. 26 J. B). 

2. Ein Schiedsvertrag ist die Vereinbarung, dass die Ent- 
scheidung einer Rechtsstreitigkeit durch Schiedsrichter 
erfolgen solle. Letzteres ist nicht der Fall, wenn die Ent- 
scheidung des Rechtsstreites nicht in seiner Totalität, sondern 
wenn nur die Entscheidung über ein einzelnes Element des 
Rechtsstreites, z. B. über die Höhe der Entschädigungssumme, 
dem Spruche der Schiedsrichter unterworfen werden soll. Es 
ist nicht möglich, über die Höhe eines Anspruches zu ent- 
scheiden, solange es ungewiss ist, ob der Anspruch seinem 
Grunde nach berechtigt ist. Nur in dem Falle, wo der Streit 
der Parteien auf die einzige streitige Frage nach der Höhe der 
zu leistenden Entschädigung sich beschränkt, kann man sagen : 
der Rechtsstreit werde durch diese Frage gebildet und ihre 
Entscheidung durch Schiedsrichter sei die Entscheidung eines 
„Rechtsstreites" (O. L. G. Hamburg, Fuchsberger, S. 1151). 
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Zu unterscheiden von den Schiedsrichtern sind daher die 
Schätzangsmänner, deren Aufgabe nicht in der Entscheidung 
eines Rechtsstreites, sondern einer That frage besteht. Auch 
Schiedsgerichte zur Entscheidung von Streitigkeiten des öffent- 
lichen oder Verwaltungsrechtes fallen nicht unter die Be- 
stimmungen der Givilprocessordnung. 

3. Die rechtliche Wirkung des Schiedsvertrages besteht 
in dem Rechte der Incompetenzeinwendung (Anm. 1), in dem 
Hechte jeder Partei auf Herbeiführung des Schiedsspruches und 
in der Pflicht der Parteien, den Ausspruch des Schiedsgerichtes 
als maßgebende Entscheidung anzuerkennen. Voraussetzung der 
Zulässigkeit eines Schiedsvertrages ist die Fähigkeit der Par- 
teien zum Abschlüsse eines Vergleiches überhaupt und tkber den 
Gegenstand des Streites insbesondere. 

Wann die Partei zum Abschlüsse eines Vergleiches be- 
rechtigt ist, muss nach dem bürgerlichen Rechte beurtheilt 
werden. 

Unter Partei ist hier auch deren Bevollmächtigter (§ 39) 
und gesetzlicher Vertreter (§ 5) zu verstehen, lieber die Be- 
rechtigung dieser zum Abschlüsse von Vergleichen ist Anm. 3 
zu § 204 zu vergleichen. 

Objectiv sind von einem Schiedsverträge alle Fragen 
ausgeschlossen, welche nach dem bürgerlichen Rechte nicht 
Qegenstand eines Vergleiches sein können, z. B. die Qiltigkeit 
einer Ehe (§ 1382 a. b. G. B.), Statusfragen, Ehescheidung 
und dergleichen. 

4. Bei künftig entstehenden Streitigkeiten sind Schieds- 
verträge giltig, sofern nur die Bezeichnung eines bestimmten 
Rechtsverhältnisses vorliegt, aus welchem die Sti^eitig- 
keiten hervorgehen können. Hierher gehören die Schiedsver- 
träge in Gesellschaftsstatuten, Versicherungsverträgen, Schluss- 
briefen und sonstigen Verträgen. Zu den Streitigkeiten aus 
Verträgen gehört auch die Aufhebung der Vertrages wegen 
Vertragsverletzung, die Frage über das giltige Znstandekommeo 
des Vertrages nur dann, wenn der Schiedsvertrag auch zu dem 
Zwecke der schiedsrichterlichen Entscheidung der Giltigkeit 
des Hauptvertrages geschlossen worden ist (R. G. Leipzig, 
XXVn, S. 379). 

5. Zur Giltigkeit des Schiedsvertrages ist die schrift- 
liche Errichtung desselben erforderlich. Fehlt die schrift- 
liche Form, so ist der Schiedsspruch wirkungslos (§ 595, Z. 1). 
Die Bestimmung des Handelsgesetzbuches, Art. 317, dass bei 
Handelsgeschäften die Giltigkeit der Verträge durch schriftliche 
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Abfassung nicht bedingt sei, ist durch die Vorschrift der Civil- 
processordnung nicht aufgehoben (Ullmann, S. 168, Wilmowski, 
S. 1197). Bei Schiedsverträgen über Handelsgeschäfte ist daher 
schriftliche Abfassung nicht erforderlich. 

§ 578. Richterliche Beamte dürfen, solange sie im 
richterlichen Dienste stehen, die Bestellung als Schiedsrichter 
nicht annehmen. 

Eine besondere Qualification der Schiedsrichter ist nicht 
vorgeschrieben. 

Es kann auch auf eine Behörde (R. G. Leipzig, XIII, 
S. 407), auf den Vertreter einer juristischen Person com- 
promittiert werden. Die Vereinbarung mehrerer Schiedsgerichts- 
instanzen ist zulässig (R. G. Leipzig, XVII, S. 434). 

Richterliche Beamte, also sowohl Richter im Sinne des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. Mai 1868, Nr. 46 R.-G.-Bl., als 
auch richterliche Hilfsbeamte im Sinne des § 3 Ger.-Verf-Ges. 
dürfen die Bestellung als Schiedsrichter nicht annehmen. Der 
von ihnen gefüllte Schiedsspruch ist wirkungslos (§ 595). 

§ 579. Niemand ist verpflichtet^ die Bestellung als Schieds- 
richter anzunehmen. Aus triftigen Gründen kann der Schieds- 
richter auch nach Annahme der Bestellung von der übernommenen 
Verpflichtung zurücktreten. 

Aus dem Grundsatze, dass niemand zur Annahme des 
Schiedsrichteramtes verpflichtet sei, folgt nicht, dass eine ver- 
tragsmäßige Verpflichtung zur Annahme dieses Amtes nicht 
eingegangen werden könne. Hat jemand das Schiedsrichteramt 
angenommen oder sich vertragsmäßig zur Uebemahme ver- 
pflichtet, so kann er im Klagswege zur ErftÜlung dieser Ver- 
pflichtung gezwungen werden. Nur triftige Gründe be- 
rechtigen ihn zurückzutreten, da sich mannigfache Verhältnisse 
denken lassen, in welchen der unbedingte Ausschluss des Rück- 
trittes vom Schiedsrichteramte eine arge Unbilligkeit enthält 
und da das Walten eines wider Willen bei seinem Amte fest- 
gehaltenen Schiedsrichters auch der Sache selbst weniger dienen 
möchte (Motive des Herrenhauses, S. 16). 

§ 580. Wenn in dem Schiedsverträge weder die Schied»'^ 
richter benannt, noch eine Bestimmung über die Zahl und Er* 
nennung der Schiedsrichter enthalten ist, so wird von jeder 
Partei ein Schiedsrichter bestellt. Biese haben einen Obmann 
zu wählen. 

Die Vorschrift des § 580 gilt subsidiär, wenn der Schieds- 
vertrag diesbezüglich nichts bestimmt. Es können im Schied^- 

Fttritl, CiTllproeeMfMeUe. 54 
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Vertrage der oder die Schiedsrichter individuell bezeichnet, es 
kann die Bestellung derselben einer Partei allein oder beiden 
Parteien oder aber einer dritten Person überlassen sein, selbst 
wenn diese nicht individuell bestimmt, sondern nur generell, 
jedoch soweit bezeichnet ist, dass ihre demnächstige Anrufung 
dem Willen der Parteien entspricht (R. G. Leipzig, XXVI, 
S. 371). Ist nach dem Schiedsverträge ein Schiedsrichter von 
beiden Parteien zu bestellen und können sie sich über den- 
selben nicht einigen, so tritt der Schiedsvertrag außer Kraft 
(§ 583). Sind nach dem Schiedsverträge mehrere Schiedsrichter 
zu bestellen, ohne dass deren Emennungsmodus bestimmt wäre, 
so wird nach Analogie des § 580 jede Partei die Hälfte der 
Schiedsrichter zu ernennen haben ; ist die Anzahl eine ungerade, 
so hat jede Partei die gleiche Anzahl zu bestellen und beide 
Parteien haben einen Schiedrichter gemeinsam zu bestimmen. 

Können sie sich über dessen Person nicht einigen, so tritt der 
Schiedsvertrag aufler Kraft. Nur wenn weder über die Zahl^ 
noch über den Emennungsmodus in dem Schiedsverträge eine 
Bestimmung getroffen wurde, hat jede Partei einen Schieds- 
richter zu wählen und die beiden gewählten Schiedsrichter haben 
einen Obmann zu bestimmen oder wenn sie sich nicht einigen, 
durch das Gericht bestellen zu lassen (§ 582). Nachdem auch 
nach dem früheren Gesetze eine Bestimmung über die Mo- 
dalität der Bestellung der Schiedsrichter nicht vorgeschrieben 
war, werden vor Herrschaft der Civilprocessordnung abge- 
schlossene Schiedsverträge nach der Vorschrift des § 580 aus- 
zulegen sein. 

§ 581. Wer zufolge eines Schiedsvertrages die Bestellung 
eines Schiedsrichters vorzunehmen hat, kann von dem Gegner 
oder, wenn die Bestellung des Schiedsrichters einem Dritten ob- 
liegt, von jeder der Parteien aufgefordert werden, bintien vierzeJm 
Tagen diesen Schiedsrichter zu bestellen und hievon der auf- 
fordernden Partei Mittheilung zu machen. Eine gleiche Auf- 
forderung ist dann zulässig, wenn der auf Grund des Schieds- 
vertrages bereits bestellte Schiedsrichter die Annahme des 
Schiedsrichteramtes oder die Erfüllung seiner Verpflichtungen 
verweigert, wenn er stirbt, mit Erfolg abgelehnt wird, oder aus 
einem anderen Grunde wegfällt 

Hat auch die auffordernde Partei einen Schiedsrichter zu 
bestellen, so hat sie mit ihrer Aufforderung die Anzeige zu ver- 
binden, welche Person sie selbst zum Schiedsrichter bestellt hat. 

Diese gegenseitigen Aufforderungen und Anzeigen können 
durch die Post oder einen Notar vorgenommen werden. 
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Die zur Sesic^!dtj dnc.^ Schiedsrichters berufene Persaii 
ist an die von ihr vorgenommene Bestellung gebunden, sobald 
der Gegner oder eine der Parteien die Anzeige dieser Bestellung 
erhalten hat. 

1. Sind die Schiedsrichter nicht im Schiedsverträge er- 
nannt, sondern oblieort deren Bestellung einer oder beiden Par- 
teien oder einem Dritten, also sowohl im Falle des § 580, als 
in allen sonstigen Fällen, in denen nach dem ausdrücklichen 
oder in diesem Sinne auszulegenden Inhalte des Schiedsver- 
trages die Schiedsrichter erst im Bedarfsfalle und nicht gemein- 
schaftlich von beiden Parteien (§ 583) zu bestellen sind, kann 
jede Partei sowohl bei der Constituierung des Schiedsgerichtes, 
als auch wenn ein bereits auf diese Weise bestellter Schieds- 
richter wegßlllt, den Gegner oder den Dritten zu der für die 
Bildung des Schiedsgerichtes nothwendigen Personenwahl drängen. 
Für die Aufforderung ist die schriftliche Form nicht vorgeschrieben, 
obwohl nur diese durch einen Notar oder durch die Post vorge- 
nommen werden kann. Im Falle der Weigerung eines Schieds- 
richters kommt es nur auf die Thatsache der Weigerung allein 
an, ob dieselbe begründet ist oder nicht, bleibt sich gleich. Die 
Partei braucht den Schiedsrichter auf Uebemahme des Schieds- 
amtes nicht zu klagen. Sie hat außerdem die Wahl, ob sie die 
Bestellung eines anderen- Schiedsrichters verlangen oder nach 
§ 583 die Unwirksamerklärung des Schiedsvertrages be- 
gehren will. 

2. Die Ablehnung eines Schiedsrichters kann aus denselben 
Gründen erfolgen, welche zur Ablehnung eines Richters er- 
mächtigen (§ 586). Die Ablehnung allein genügt nicht, sie muss 
mit Erfolg geschehen sein. Die Frist ist vom Empfange der Auf- 
forderung zu berechnen und es muss die Anzeige von der Er- 
nennung dem Auffordernden vor Ablauf der Frist zukommen. 

Ein Widernif der Bestellung des Schiedsrichters ist in- 
solange zulässige als die Partei oder im Falle der Bestellung 
durch einen Dritten eine der Parteien die Anzeige dieser 
Bestellung noch nicht erhalten hat. Mit Rücksicht auf die Be- 
stimmungen des Art. 320 H. G. B. wird sohin der Widerruf, 
um wirksam zu sein, früher als die Anzeige der Bestellung oder 
gleichzeitig mit dieser zugehen müssen. 

§ 582. Wenn die Bestellung eines Schiedsrichters nicht 
rechtzeitig vorgenommen wird oder wenn die beiden Schiedsrichter 
sich über die Person des Obmannes nicht einigere können, so 
erfolgt die Bestellung auf Antrag durch das Gericht. Der An- 
trag ist bei dem Gerichte zu stellen, welches mangels eines 
Schiedsvertrages für den Rechtsstreit in erster Instanz zuständig 
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wäre. Zur Antragstellung sind die Parteien und im Falle des 
ß 580 auch jeder der beiden Schiedsrichter berechtigt. Zur 
Antragstellung ist auch vor Gerichtshöfen die Vertretung durch 
einen Advocaten nicht nothwendig. 

Der über den Antrag ergehende Beschluss kann durch ein 
Rechtsmittel nicht angefochten werden. 

Die gerichtliche Auswahl des oder der Schiedsrichter er- 
folgt im Falle der nicht rechtzeitigen Bestellung derselben 
(^ 581) oder im Falle der mangelnden Einigung der nach 
§580 von den Parteien ernannten Schiedrichter über die Person 
des Obmannes, sofern im Schiedsverträge oder in einer dem 
Abschlüsse des Schiedsvertrages nachgefolgten schriftlichen Ver- 
einbarung von den Parteien nicht etwas anderes festgesetzt ist 
(§ 585). 

Zur Erwirkung des gerichtlichen Einschreitens ist eine 
Klage nicht erforderlich, es genügt ein Antrag einer der 
Parteien oder im Falle des § 580 einer der Parteien oder eines 
der Schiedsrichter. Ueber den Anti*ag, welcher zur Begründung 
des Begehrens mit dem Schiedsverträge und dem Ausweise der 
erfolgten Aufforderung im Sinne des § 681 zu belegen sein 
wird, ist ohne mündliche Verhandlung (§ 620 des ße- 
gierungsentwurfes), wohl aber mit Rücksicht auf die Unanfecht- 
barkeit des Beschlusses nach vorheriger mündlicher oder 
schriftlicher Einvernahme des Gegners oder beider Parteien 
(§ 580) zu entscheiden. Die Entscheidung kann durch den 
Gerichtsvorsteher oder einen von diesem beauftragten Richter 
erfolgen (§ 584). 

§ 583. Können sich die Parteien über von ihnen gemein- 
schaftlich zu bestellende Schiedsrichter nicht einigen, so hat das 
im § 582 bezeichnete Gericht auf Antrag auszusprechen, dass 
der Schiedsvertrag außer Kraft trete. 

Gleiches hat dann zu gescheJien, wenn: 

1. bestimmte Personen in dem Schiedsverträge zu Schieds- 
richtern bestellt sind und einer dieser Schiedsrichter stirbt, infolge 
Ablehnung oder aus einem anderen Grunde wegfallt, die Ueber- 
nähme des Schiedsrichteramtes verweigert oder von dem mit ihm 
deshalb geschlossenen Vertrage zurücktritt, oder wenn 

2. ein im Schiedsverträge ernannter oder auf Grund des 
Schiedsvertrages von einer Partei oder gemäß § 582 vom Gerichte 
bestellter Schiedsrichter die Erfüllung seiner durch die Annahme 
der Bestellung übernommenen Verpflichtung verweigert oder 
ungebürlich verzögert. 

Wenn der Schiedsvertrag in Ansehung aller aus einem 
bestimmten Rechtsverhältnisse entstehenden Streitigkeiten ge- 



Digitized by V^OOQIC 



— 868 — 

schlössen ist, und der Umstand, wegen dessen das Gericht defi 
Schiedsvertrag für untvirksam erMären soll, so beschaffen ist, 
dass er die schiedsrichterliche Erledigung der sich in Zukunft 
aus diesem Rechtsverhältnisse etwa noch ergebenden Streitigkeiten 
nicht ausschließt, so hat das Gericht seinen Ausspruch dahin zu 
beschränken, dass der Schiedsvertrag nur für diesen bestimmten 
Fall unwirksam ist. 

1. Die Bestimmungen des § 583 finden nur dann An- 
wendung, wenn im Schiedsverträge oder in einer dem Ab- 
schlüsse des Schiedsvertrages nachgefolgten schriftlichen Verein- 
barung von den Parteien nicht etwas anderes festgesetzt ist 
(§ 585). 

Die gemeinschaftliche Bestellung der Schiedsrichter durch 
die Parteien hat nur dann statt, wenn dies vereinbart ist oder 
wenn die Zahl der zu bestellenden Schiedsrichter nach dem 
Schiedsverträge eine ungerade ist und der Schiedsvertrag die 
Modalität ihrer Ernennung nicht regelt. 

In diesem Falle hat jede der Parteien nach Analogie 
des § 580 je eine gleiche Anzahl der Schiedsrichter und beide 
Parteien gemeinschaftlich haben noch einen Weiteren Schieds- 
richter zu bestellen. Können sie sich nicht einigen, so ist die 
Ausführung des Schiedsvertrages unmöglich. 

2. Wenn ein im Schiedsverträge selbst bestellter Schieds- 
richter wegfällt, so ist dessen Ersatz durch einen anderen 
Schiedsrichter im Sinne des § 582 durch das Gericht nicht 
zulässig. Der Tod des Schiedsrichters, die Ablehnung desselben 
(§ 586), die Weigerung oder der Rücktritt, mag derselbe be- 
gründet sein oder nicht, werden im Gesetze conform mit §581 
angeführt. Andere Gründe des Wegfalles eines Schiedsrichters 
sind beispielsweise die eingetretene Handlungsunfähigkeit des 
ernannten Schiedsrichters, die Richtereigenschaft desselben 
(§ 578), der Wegfall des Rechtssubjectes, dessen gesetzlicher 
Vertreter zum Schiedsrichter berufen ist, u. s. w. 

3. Wenn das schiedsgerichtliche Verfahren verschleppt 
oder die ürtheilsfällung ^verweigert wird, so ist ohne Zweifel 
die Partei befugt, ihr Recht gegen die Schiedsrichter auf dem 
Wege der Klage geltend zu machen; eine Entscheidung des 
dem schiedsrichterlichen Verfahren zugewiesenen Rechtsstreites 
wird auf diese Art nicht erzielt. Voller Rechtsschutz wird der 
Partei hier nur dann zutheil, wenn der Schiedsvertrag solchen- 
falls nach Constatierung seiner UndurchfÜhrbarkeit außer Kraft 
gesetzt wird. 
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Im Falle der Schiedsrichter onmittelbar im Schiedsverträge 
nominiert wurde, bildet die Einigung über die Person des 
Schiedsrichters einen integrierenden Bestandtheil des Vertrages, 
der nur vermittels neuerlicher Willenseinigung der Parteien 
durch ein anderes ersetzt werden könnte. Wo solche neuerliche 
Einigung nicht zustande kommt, verliert der Schiedsvertrag 
seine Ausführbarkeit und es muss den Parteien gestattet sein, 
sich von der am Betreten des Rechtsweges hindernden Fessel 
des unausführbar gewordenen Schiedsvertrages zu befreien. Ist 
aber im Schiedsverträge bloß ein Nominationsrecht einer Partei 
oder eines Dritten vereinbart, so steht nichts entgegen, dass die 
Partei oder der Dritte, wenn die erste Nominierung fruchtlos 
ist, an Stelle des verstorbenen oder abgelehnten u. s w. Schieds- 
richters einen anderen ernenne: Der Vertrag ist hier nach 
wie vor ausführbar. Daher gestattet der Entwurf zur neuer- 
lichen Ausübung des Nominationsrechtes unter der früher 
dargelegten Rechtsfolge zu drängen (§§ 581, 582). Falls ein 
auf Grund des vorbehaltenen Nominationsrechtes vom Gegner 
oder vom Dritten ernannter Schiedsrichter die Erfüllung seines 
Amtes verzögert, können die Parteien, beziehungsweise der 
Gegner zwischen der Supplierung durch richterliche Ernennung 
und der Unwirksamerklärung des Schiedsspruches wählen (Re- 
gierungsmotive, S. 325). 

4. Der Schiedsvertrag tritt auch außer Kraft, wenn einer 
der in demselben ernannten Schiedsrichter nach der Ab- 
stimmung die Unterzeichnung des Schiedsspruches verweigert. 
Die Vorschrift des § 583 fühi-t bei dieser Auffassung allerdings 
zu dem eigenthümlichen Ergebnisse, dass der überstimmte 
Schiedsrichter jederzeit das Zustandekommen eines rechtswirk- 
samen Schiedsspruches verhindern kann, indem er entweder 
ausdrücklich von dem mit ihm geschlossenen Vertrage zurück- 
tritt oder die Unterschrift verweigert. Einem solchen Verfahren 
gegenüber hat die dadurch betroflFenc Partei, soweit es sich um 
das Verhältnis zum Gegner handelt, kein Schutzmittel, da sie 
diesen zur Fortsetzung des schiedsrichterlichen Verfahrens, bezw. 
zur Bestellung eines anderen Schiedsrichters nicht nöthigen kann. 
Aber diese Eigenthümlichkeit ergibt sich mit Noth wendigkeit 
aus den Vorschriften dfer §§ 583, 592. Wollen die Pai-teien 
sich der Gefahr nicht aussetzen, so dürfen sie die Schiedsrichter 
nicht im Schiedsverträge ernennen oder müssen für den 
Fall des Rücktrittes eines Schiedsrichters besondere Bestimmungen 
treffen (R. G. Leipzig, XVIII, S. 370). 

Der Schiedsvertrag tritt endlich außer Kraft, wenn die 
Schiedsrichter denselben nicht mit Stimmenmehrheit zu be- 
bcliUeßen vermögen (§ 591). 
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§ 584. lieber einen im Sinne des § 583 gestellten An- 
trag ist nach vorgängiger mündlicher Verhandlung durch Beschluß 
zu entscheiden. Diese Entscheidung sowie die Entscheidung über 
einen gemäß § 582 gestellten Antrag kann bei Gerichtshöfen auch 
von dem Vorsteher des Gerichtshofes oder von einem seitens des 
Vorstehers beauftragten Richter gefäUt werden. 

Ein Schiedsrichter, welcher die durch Annahme der Be- 
stellung übernommene Verpflichtung gar nicht oder nicht recht- 
zeitig erfüllt, haftet den Parteien, unbeschadet ihres Rechtes, die 
Außerkraftsetzung des Schiedsvertrages zu begehren, für allen 
durch seine schuldbare Weigerung oder Verzögerung verursachten 
Schaden. 

1. Voraussetzung eines Antrages im Sinne des § 584 ist 
ein giltiger Schiedsvertrag. Wird der Schiedsvertrag selbst 
als ungiltig angefochten, so kann dies, so lange der Schieds- 
spruch noch nicht erfolgt ist, nur im Wege der gewöhnlichen 
Klage geschehen. Zur Erwirkung des richterlichen Ausspruches^ 
dass der Schiedsvertrag außer Kraft trete, ist keine Klage zu 
erheben, sondern — mittels Schriftsatzes oder zu Protokoll — 
ein Antrag zu stellen, über den zwar mündlich verhandelt, aber 
mit Beschluss entschieden wird. Die Zustellung des betreffenden 
Schriftsatzes oder einer Protokollsabschrift wird nicht nach den 
t\ir die Zustellung von Klagen bestehenden Vorschriften zu er- 
folgen haben, eine Rechtsbelehrung über die Folgen des Aus- 
bleibens ist nicht vorgeschrieben und es werden daher im Falle 
des Ausbleibens einer Partei die eigentlichen Ausbleibensfolgen 
des § 396, die Fiction des Geständnisses nicht eintreten, sondern 
es wird die ausgebliebene Partei nur mit ihrem Vorbringen 
präcludiert (§ 144). Eine Ausnahme vom Anwaltszwange im 
Verfahren vor Gerichtshöfen bestimmt das Gesetz nicht. Sicher- 
stellung für die Processkosten kann nicht begehrt werden, weil 
keine Klage vorliegt. In dem Beschlüsse wird aber, wenn das 
Kostenverzeichnis vorliegt, über die Processkosten zu entscheiden 
sein (§ 52). 

2. Die Erzwingung der Uebemahme des Amtes eines 
Schiedsrichters und die Ersatzklage einer Partei gegen den 
Schiedsrichter wegen schuldbarer Verweigerung oder Verzögerung 
des Schiedsspruches wird im ordentlichen Rechtswege auszu- 
tragen sein. 

§ 585. Die Bestimmungen der §§ 582 und 583 fmden 
insoweit keine Anwendung, als im Schiedsoertrage oder in einer 
dem Äbscfduss des Schiedsvertrages na>chgefolgten schriftlichen Ver- 
einbarung von den Parteien für die bezeichneten Fälle etwas 
atideres festgesetzt ist. 
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§ 586. Em Schiedsrichter kann aus denselben Gründen 
abgdehnt werden, welche zur Ablehnung eines Richters berechtigen 
(§§ 19 und 20 Jur.'Norm). 

Eine Partei, welche einen Schiedsrichter aUein oder in 
Gemeinschaft mit ihrem Gegner bestellt hat, ist zur Ablehnung 
desselben nur dann berechtigt, wenn der Ablehnungsgrund erst 
nach der Bestellung entstanden oder der Partei bekannt ge- 
worden ist, 

1. Keine Partei kann Schiedsrichter in eigener Sache sein, 
weil der Schiedsvertrag seinem Wesen nach die Entscheidung 
einer Rechtsstreitigkeit zwischen den Parteien durch einen 
Dritten bezweckt. 

In diesem Falle bedarf es keiner Ablehnung, der Schieds- 
spruch ist nach § 595, Z. 3, wirkungslos. Anderweitige Aus- 
schließungsgrUnde (§ 20 J. N.) sind nicht von amtswegen, sondern 
nur über Ablehnung gleich aen Ablehnungsgründen (§ 19, Z. 2 
J. N.) zu beachten. 

Ueber das Verfahren bei Ablehnung eines Schiedsrichters 
bestimmt das Gesetz nichts. Mit Rücksicht auf die Bestimmung 
des § 595 über die Aufhebung eines Schiedsspruches wegen 
ungerechtfertigter Zurückweisung der Ablehnung eines Schieds- 
richters wird dieselbe vor dem Schiedsgerichte zu erfolgen 
haben, ohne dass die Vorschrift des § 21 J. N. über die recht- 
zeitige Ablehnung vor Einlassung in eine Verhandlung beachtet 
werden müsste, nachdem nur die Ablehnungsgründe, nicht auch 
die übrigen Voraussetzungen der Ablehnung für Schiedsrichter 
gelten. Eine entsprechende Anwendung der Normen über das 
Verfahren bei Ablehnung eines Richters findet nicht statt. Es 
kann gar nicht die Rede davon sein, eine sogenannte pflicht- 
mäßige Erklärung eines abgelehnten Schiedsrichters über 
den Ablehnungsgrund in Parallele zu stellen mit der dienst- 
lichen Aeußerung des abgelehnten Richters im Sinne des § 22 
J. N., welcher dienstlichen Aeußerung auch an sich vermöge 
der amtlichen Stellung des Richters und dadurch bedingten 
Verantwortlichkeit ein ganz anderes Gewicht beiwohnt, als einer 
Erklärung der ersteren Art. In Bezug auf das vor den ordent- 
lichen Gerichten gemäß §§ 595 ff. stattfindende Verfahren sind 
dagegen in einem solchen Falle folgende einfache Gesichtspunkte 
maßgebend. Dieselben haben sich einer diesbezüglichen Be- 
hauptung und Beweisantretung gegenüber so zu verhalten, wie 
in jedem anderen gewöhnlichen Processe. Sie haben zu prüfen, 
ob die betreffenden Behauptungen, ihre Wahrheit vorausgesetzt, 
an sich geeignet seien, das Misstraucn einer Partei gegen die 
Unbefangenheit eines Schiedsrichters in den betreffenden Rocht^- 
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Streitigkeiten der Parteien zu rechtfertigen. Wird solches bejaht, 
so haben sie den angetretencD Beweis zu erheben und auf Grund 
des Ergebnisses der Beweisaufnahme gemäß § 272 den be- 
treffenden Thatbestand festzustellen und das Urtheil zu fUllen 
(R. G. Leipzig, XIII, S. 350). 

2. Auf das Ablehnungsrecht darf nicht verzichtet werden 
(§ 598), wohl aber kann der Schiedsvertrag die Modalitäten 
der Ausübung dieses Rechtes vor dem Schiedsgerichte regeln. 
Enthält der Schiedsvertrag oder ein späteres schriftliches 
Uebereinkommen diesbezüglich keine Bestimmungen, so kann 
auf Grund der Ablehnung der abgelehnte Schiedsrichter von 
dem Schiedsamte zurücktreten, wenn triftige Ablehnungsgründe 
geltend gemacht werden (§ 579), oder es kann das Schieds- 
gericht selbst über die Ablehnung entscheiden (§ 595, Z. 4). 
Ist der Ablehnungsgrund nicht im schiedsgerichtlichen Ver- 
fahren geltend gemacht worden, so wird der Schiedsspruch aus 
diesem Grande nur dann im Klagswege angefochten werden 
können, wenn der Anfechtungsgrund der Partei erst später 
bekannt geworden ist. 

Verfahren vor den Schiederiohtern. 

§ 587. Die Schiedsrichter haben vor Erlassung des Schieds- 
spruches die Parteien su hören und den dem Streite zugrunde 
liegenden Sachverhalt zu ermitteln. Das Verfahren wird, sofern 
durch den Schiedsvertrag oder eine nachträgliche schriftliche Ver- 
einbarung der Parteien nichts anderes festgesetzt ist, von den 
Schiedsrichtern nach freiem Ertnessen bestimmt. 

Wenn sich eine Partei in die Verhandlung vor den Schieds- 
richtern nicht einlässt, ist mit der atuleren Partei allein zu ver- 
handeln, 

1 . Die Schiedsrichter sind, abgesehen von der Vorschrift, 
dass sie beide Parteien hören und den Sachverhalt ermitteln 
sollen, soweit sie die Ermittlung für erforderlich erachten, in 
Ermanglung einer daliingeheüden Vereinbarung der Parteien 
weder an ein bestimmtes Processverfahren, noch an materielle 
Rechtsregeln gebunden (Wilmowski, S. 1194). Sie sind dabei 
nur durch die Vorschriften des § 595 beschränkt. Das Gesetz 
macht den Schiedsrichtern das Hören der Parteien vor Er- 
lassung des Schiedsspruches zur Pflicht und erblickt in der Nicht- 
gewährung des rechtlichen Gehörs einen Grund zur Aufhebung 
des Schiedsspruches, ohne eine Bestimmung darüber zu treffen, in 
welcher Art und Form die Parteien gehört werden sollen. Als 
wesentlich kann darnach nur angesehen werden, dass den Parteien 
Gelegenheit gegeben wird, alles ihnen erforderlich Scheinende 
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den Schiedsrichtern vorzutragen. Inwiefern diesem Erforder- 
nisse genügt ist^ lässt sich nicht nach allgemein geltenden 
Regeln^ sondern nur nach den Umständen jedes einzelnen Falles 
beurtheilen. In der Nichtmittheilung eines Gutachtens^ 
namentlich wenn dasselbe von den Schiedsrichtern ohne Vor- 
wissen einer der Parteien eingefordert und sein Ergebnis, obwohl 
dadurch die Sachlage geändert wird, der Partei unbekannt ge- 
blieben ist, kann möglicherweise eine Nichtgewährung recht- 
lichen Gehörs gefunden werden (R. G. Leipzig, XXIII, S. 435). 
2. Contumazfolgen treten nicht ein. Erscheint eine Partei 
nicht oder lässt sie sich in die Verhandlung nicht ein, so ist 
mit der anderen Partei allein zu verhandeln und es ist, wenn 
diesbezüglich keine Vereinbarung besteht, dem Ermessen des 
Schiedsgerichtes überlassen, welche Bedeutung es dem Aus- 
bleiben oder der Nichteinlassung für die Feststellung des Sach- 
verhaltes beilegen will. 

§ 588. Die Schiedsrichter dürfen die Parteien, sowie die 
Zeugen und Sachverständigen, welche freiunllig vor ihnen er- 
scheinen, nur uhbeeidet vernehmen. Sie dürfen weder gegen 
Parteien, noch gegen andere Personen Zwangsmittel anwendeti 
oder Strafen verhängen. 

Die Beeidigung eines Zeugen, Sachverständigen oder einer 
Partei steht dem Schiedsgerichte auch dann nicht zu, wenn 
diese zur Ablegung des Eides bereit wären. Ein Verstoß 
gegen diese Vorschrift macht den Schiedsspruch nach § 595, 
Z. 5, wirkungslos. Hält das Schiedsgericht eine solche Be- 
eidigung für nothwendig, so hat es sich gemäß § 589 deshalb 
an das Gericht zu wenden. 

Nachdem vor den Schiedsgerichten auch vollstreckbare 
Vergleiche geschlossen werden können (§ 1, Z. 16 E. O.), so 
wird nichts im Wege stehen, in einem schiedsgerichtlichen 
Vergleiche einen Eid im Sinne des § 205 zu formulieren und 
das Gericht um die Abnahme des Eides zu ersuchen. Das 
Schiedsgericht wird auch befugt sein, eine Behörde um Mit- 
theilung von Urkunden und Acten anzugehen (§ 301). 

Zwangsmittel sind unbedingt ausgeschlossen. Wegen Ver- 
hängung von Strafen (§ 220 ff.) wird sich das Schiedsgericht 
an die Gerichte zu wenden haben. Zustellungen sind durch 
die Post oder einen Notar zu vollziehen (§ 592). 

§ 589. Von den Schiedsrichtern für erforderlich erachtete 
richterliche Handlungeti, zu deren Vornahme dieselben nicht be- 
fugt sind, werden auf Ersuchen der Schiedsrichter von detn zu- 
ständigen staatlichen Gerichte vorgenommen. Im Ziveifel ist das 
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Ersuchen an das Bezirksgericht au stellen, in dessen Spre>igd 
die Handlung vorgenommen werden soll oder der Beweis aufzu- 
nehmen ist. 

Das ersuchte Gericht hat dem Er suchet^ zu entsprechen^ 
sofern dasselbe nicht gesetzlich unzulässig ist. In Ansehung einer 
Beweisaufnahme stehen diesem Gerichte imhesondere auch die 
Entscheidungen zu, welche für den Fall der Beweisaufnahme 
durch einen ersudUen Richter durch die Bestimmungen des gegen- 
wärtigen Gesetzes dem erkennenden Gerichte oder dem Process- 
gerichte vorbehalten sind. 

Die ordentlichen Oerichte haben den Schiedsgerichten 
sowie den zur Entscheidung eines einzelnen Rechtsstreites be- 
stellten Schiedsrichtern auf Ersuchen Rechtshilfe zu leisten, 
insofern das Ersuchen im Gesetze begründet, die vorzunehmende 
Amtshandlung gesetzlich zulässig und das ersuchte Gericht zu 
derselben zuständig ist (Art. XIII, E. G. z. J. N.). Die Prüfung 
der Erheblichkeit oder Zweckmäßigkeit steht dem Gerichte 
nicht zu. Es genügt, dass das Schiedsgericht die Vornahme 
für nothwendig erklärt hat und dass es selbst zur Vornahme 
nicht befugt ist. 

Zu diesen Handlungen, welche ausschließlich auf solche 
der Rechtshilfe, nicht der Rechtssprechung beschränkt 
sind, gehören nicht nur die im § 588 bezeichneten, sondern 
auch alle anderen, für welche es den Schiedsrichtern an der 
erforderlichen Zuständigkeit oder Zwangsgewalt fehlt. Unbe- 
denklich wird das Schiedsgericht um die Einvernahme entfernt 
wohnender Zeugen das zuständige Gericht des Wohnortes der- 
selben angehen können, wenn dieselben nicht freiwillig — 
ohne Vorladung — vor demselben erscheinen, Sachverständigen- 
beweise, Augenscheine durch das Gericht vornehmen lassen 
können. 

Dem ersuchten Gerichte stehen bei Beweisaufnahmen 
nicht nur die Befugnisse des ersuchten Richters, sondern 
alle Befugnisse des Processgerichtes zu. Selbstverständlich hat 
es das Recht, gegen den ausgebliebenen Zeugen und Sachver- 
ständigen Ordnungsstrafen zu verhängen (§ 333) und über die 
Verpflichtung zum Kostenersatze des sich weigernden Zeugen 
abzusprechen (§ 326). 

§ 590. Wenn mehr als zwei Schiedsrichter zur Entschei- 
dung berufen sind, ist der Schiedsspruch nach der absoluten 
Mehrheit der Stimmen zu fällen, sofern nicht in dem Schieds- 
verträge etwas anderes bestimmt ist. 

Das Gesetz verlangt für den Schiedsspruch absolute 
Mehrheit der Stimmen, also mehr als die Hälfte (§ 12 J. N.), 
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sofeme nicht in dem Schiedsverträge andere Bestimmungen 
getroffen worden sind. 

Eine relative Mehrheit, z. B. zwei Stimmen auf Ab- 
weisung, eine Stimme auf Verurtheilung und eine auf Beweis- 
aufnahme, oder Stimmengleichheit heben den Schiedsvertrag 
auf. Einen Obmann zur Beseitigung der Stimmengleichheit zu 
wählen, sind die Schiedsrichter — abgesehen von einer dies- 
bezüglichen Bestimmung des Vertrages oder des Gesetzes 
(§ 580) — ohne Vermittlung der Parteien nicht befugt. Bezieht 
sich die DiQ'erenz der Schiedsrichter nur auf die Zuerkennung 
von Summen, so kommt unbedenklich die Regel des § 12 J. N. 
zur Anwendung (Wilmowski, S. 1203). 

§ 591, Wenn hei einer Entscheidung die für die Bescfduss- 
fassung erforderliche Stimmenmehrheit oder, falls nur zwei 
Schiedsrichter bestellt sind, StimmeneinheUigkeit nicht zu er- 
reichen ist, so haben die Schiedsrichter dies den Parteien bekannt 
zu geben. 

Wenn nicht im Schiedsverträge oder in einer n(zchträglich€n 
schriftlichen Vereinbarung der Parteien für einen solchen FdU 
eine andere Vorsorge getroffen ist, kann jede der Parteien bei 
dem im § 582 bezeichneten Gerichte den Antrag auf Erlassung 
eines Ausspruches stellen, dass der Schiedsvertrag außer Kraft 
trete oder für den einzelnen Fall unwirksam sei (§ 584). 

Wenn die schiedsrichterliche Entscheidung deshalb nicht 
zustande kommt, weil sich die erforderliche Stimmenmehrheit 
nicht ergibt, so tritt der Schiedsvertrag außer Kraft, wenn 
nicht von den Parteien eine Vereinbarung getroffen wird, 
welche die Fortsetzung des Verfahrens ermöglicht (§ 591). 

Um sie in die Lage zu setzen, noch nachträglich eine 
solche Vereinbarung treffen zu können, müssen sie durch die 
Schiedsrichter vom NichtZustandekommen der Entscheidung in 
Kenntnis gesetzt werden (Regierungsmotive, S. 326). Die Zu- 
stellung dieser Verständigung durch den Notar oder die Post 
ist nicht vorgeschrieben, die Verständigung wird auch münd- 
lich erfolgen können. Die« Beschlussfassung des Gerichtes, dass 
der Schiedsvertrag außer Kraft trete, hat gemäß § 584 nach 
mündlicher Verhandlung über Antrag zu erfolgen. 

§ 592. Den Parteien sind Ausfertigungen des Schieds- 
spruches, und zwar, falls sie dieselben nicht vor dem Schieds- 
gerichte persönlich in Empfang nehmen^ durch die Post oder 
durch einen Notar zuzustellen. 

Diese Ausfertigungen, soune die Urschrift des Schieds- 
spruches sind mit der Angabe des Tages der Abfassung des 
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Schiedsspruches zu versehen und hei sonstiger ühuHrksamkeit 
des Schiedsspruches von sämmtlichen Schiedsrichtern eu unter- 
schreiben, 

1. Der Schiedsspruch hat die Entscheidung der Rechts- 
streitigkeit zu enthalten. Das Erfordernis einer Begründung 
desselben wurde eliminiert (Motive des Herrenhauses, S. 16). 
Ein rechts wirksamer Schiedsspruch, der unter den Parteien die 
Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen Urtheiles hat, liegt 
nur dann vor, wenn den Vorachriften des § 592 genügt worden 
ist. Insbesondere wird hierzu vorausgesetzt, dass alle Schieds- 
richter den Schiedsspruch unterschrieben haben. Weigert sich 
ein Schiedsrichter dies zu thun, so kann dessen Unterschrift 
nicht durch eine diesen Umstand •feststellende Erklärung der 
übrigen Schiedsrichter ersetzt werden. Vielmehr fehlt dem 
Schiedssprüche, solange der Vorschrift des § 592 nicht genügt 
worden ist, die verbindliche Kraft (R. G. Leipzig, XVIII, S. 370). 
Die mündliche Verkündung des Schiedsspruches kann die 
schriftliche Ausfertigung nicht ersetzen. Wer des Schreibens 
unkundig oder wegen körperlicher Gebrechen zu schreiben un- 
fähig ist, muss zwei Zeugen, deren einer dessen Namen beisetzt, 
beiziehen und sein gewöhnliches Handzeichen beisetzen (§ 886 
a. b. G. B.). 

Wenn ein Schiedsrichter vor Unterfertigung des Schieds- 
spruches stirbt oder willensunföhig wird, so ist kein Schieds- 
spruch vorhanden (Wilmowski, S. 1207). 

2. Der Schiedsspruch ist unter Angabe des Tages der 
Abfassung von den Schiedsrichtern zu unterschreiben. Diese 
Bestimmung, welche implicite schriftliche Redaction des Schieds- 
spruches vorschreibt, ist zweifellos. Dies gilt auch von 
der weiteren Bestimmung insofern, als jeder der Parteien eine 
von den Schiedsrichtern unterschriebene Ausfertigung des 
Schiedsspruches zuzustellen ist (R. G. Leipzig, V, S. 402). Die 
Verzichtleistung auf die Zustellung ist unzulässig (§ 598). Zu- 
stellung an den Bevollmächtigten (§ 39) oder an den gesetz- 
lichen Vertreter (§ 5) genügt. 

Die Intervention des Gerichtes bei Zustellung des Schieds- 
spruches ist unzulässig. Die in den §§ 87 ff. enthaltenen 
Bestimmungen des Entwurfes über die Zustellung von Ent- 
scheidungen finden auf die Zustellung von Schiedssprüchen 
keine Anwendung (Regieimngsmotive, S. 326). 

§ 593. Die Urschrift des Schiedsspruches ist nebst den 
Beurkundungen über die an die Parteien erfolgte Zustellung der 
Ausfertigungen von der im Schiedsverträge bezeichneten Person 
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äu Derwakren, Fehlt es an einer solchen Vereinbarung oder ist 
der her^nnte Verwahrer verstorben, so haben die Schiedsrichter 
die Art der Verwahrung zu bestimmen. Im Zweifel sind diese 
Schriftstücke hei einem Notar des Bejsirkes zu hinterlegen, in 
welchem das Schiedsgericht seinen Sitz hatte. 

Die Urschrift des Schiedsspruches, sowie die Zustellungs- 
beurkundungen haben als den Parteien gemeinschtißliche Urkunden 
zu gelten. 

Zu einer staatsgerichtlichen Ingerenz fehlt es im schieds- 
gerichtlichen Verfahren — von der Requisition gemäß § 589 
abgesehen -r an jedem Anlasse. Insbesondere konnte daher 
auch den staatlichen Civilgerichten nicht die Aufgabe über- 
tragen werden, die Urschrift des Schiedsspruches zu verwahren. 
Es ist Sache der Parteien, darüber im voraus Bestimmungen 
zu treflfen; mangels einer solchen soll es zur Pflicht der Schieds- 
richter gehören, in entsprechender Art dafür zu sorgen, dass 
die Urschrift namentlich behufs seinerzeitiger Benützung bei der 
Executionsführung den Parteien zugänglich erhalten werde 
(§ 593). Bei ständigen Schiedsgerichten werden zumeist schon 
organische Einrichtungen für die Aufbewahrung des Schieds- 
spruches bestehen (Regierungsmotive, S. 326). Nachdem der 
Schiedsspruch als gemeinsame Urkunde erklärt wird, darf 
dessen Vorlage im Wege der Klage außerhalb eines anhängigen 
Rechtsstreites gefordert werden (Art. XLIII E. Q.). Die Zu- 
stellung der Ausfertigung an die dieselbe vor dem Schieds- 
gerichte, also vor allen Schiedsrichtern persönlich in Empfang 
nehmende Partei wird auf der Urschrift oder durch einen be- 
sonderen Empfangschein zu beurkunden sein. 

§ 594. Der Schiedsspruch hai unter den Parteien die 
Wirkung eines rechtskräftigen gerichtlichen Urtheiles, sofern die 
Parteien in dem Schiedsverträge nicht die Zulässigkeit der An- 
fechtung des Urtheiles vor einer höheren schiedsgerichtlichen In- 
stanz vereinhart haben. 

Die Schiedsrichter haben auf Verlangen einer Partei den 
Eintritt der Rechtskraft und Vollstreckbarkeit des Schiedsspruches 
auf einer Ausfertigung des Schiedsspruches schriftlich zu be- 
stätigen. 

1. Die materielle Rechtskraft eines Schiedsspruches ist 
nach § 411 zu beurtheilen. Dieselbe begründet die Einwen- 
dung der entschiedenen Streitsache (§ 240), dieselbe ist auch 
von amtswegen zu berücksichtigen (§261) und berechtigt unter 
den Voraussetzungen des § 530, Z. 6 zur Wiederaufnahms- 
klage. Die Festsetzung eines Instanzenzuges innerhalb des 
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schiedsgerichtlichen Verfahrens ist ansdrilcklich für zulässig 
erklärt. 

Dagegen ist die Beschreitung des Instanzenzuges gegen 
Schiedssprüche vor den ordentlichen Gerichten ausgeschlossen. 
Auch ein üebereinkommen, welches die ordentlichen Rechts- 
mittel vorbehält, hat keine Kraft (R. G. Leipzig, XVII, S. 434). 
Auch ausländische Schiedssprüche haben die Wirkung eines 
rechtskräftigen Urtheiles, sofern sie den Vorschriften der Civil- 
processordnung, insbesondere des § 592 entsprechen. 

2. Rechtsmittel gegen Schiedssprüche sind unzulässig und 
wenn in den im § 595 aufgezählten Fällen ein Antrag auf 
Aufhebung des Schiedsspruches gestellt werden kann, so hat 
dies nicht auf dem Wege eines Rechtsmittels, sondern auf dem 
Wege der Klage zu erfolgen (O. L. G. Karlsruhe, Fuchsberger, 
S. 1161). Die formelle Rechtskraft des Schiedsspruches 
richtet sich sonach nach dem Schiedsverträge. Dieselbe muss 
von dem Schiedsgerichte, sohin von allen Schiedsrichtern be- 
stätigt werden, was mit Rücksicht auf die Vorschrift des 
§ 592 nur durch die Unterschrift aller Schiedsrichter erfolgen 
kann. Auf die Beurtheilung der materiellen Rechtskraft ist 
diese Bestätigung ohne Einfluss, diese zu beurtheilen steht 
allein dem Gerichte zu. 

Die Execution der Schiedssprüche kann von dem Schieds- 
gerichte nicht bewilligt werden, die Parteien können sich im 
Executionsverfahren einem Schiedsrichter nicht unterwerfen 
(Art. 11, E. G. z. E. O.). 

Unwirksamkeit des Sohiedsepruches. 

§ 595, Der Schiedsspruch ist tmrJcungslos: 

1. wenn ein Schiedsvertrag überhaupt nicht vorhanden oder 
der Schiedsvertrag ungiltig «7ar, vor der Fällung des Schieds- 
spruclies außer Kraft getreten oder für den einzelnen Fall wn- 
wirksam geworden ist; 

2. wenn der Partei, welche die Unwirksamkeit des Schieds- 
spruches behauptet, im Verfahren vor den Schiedsrichtern das 
rechtliche Gehör nicht gewährt wurde, oder wenn dieselbe, falls 
sie eines gesetzlichen Vertreters bedarf, in diesem Verfahren 
nicht durch einen solchen vertreten war, sofern nicht letzteren- 
falls die Processführung nachträglich ordnungsmäßig genehmigt 
wurde '^ 

3. wenn hinsichtlich der Besetzung des Schiedsgerichtes 
oder der Beschlussfassung eine gesetzliche oder vertragsmäßige 
Bestimmung verletzt, oder wenn die Urschrift und die Aus- 
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fertigungen des Schiedsspruches nicid von sämmüichen Schieds- 
richtern unterschrieben wurden-^ 

4. wenn die Ablehnung eines Schiedsrichters vom Schieds- 
gerichte ungerechtfertigt zurückgewiesen tvurde; 

5. wenn das Schiedsgericht die Grenzen seiner Aufgabe 
überschritten hat\ 

6. wenn der Schiedsspruch gegen zwingende Rechtsvor- 
schriften verstößt; 

7. wenn der Schiedsspruch eine Partei zu einer gesetzlich 
unzulässigen oder unerlaubten Handlung verurtheilt hat; 

8. wenn die Voraussetzungen vorhanden sind, unter welchen 
ge^näß § 530, Z. 1 bis 7, ein gerichtliches Urtheü mittels der 

Wiederaufnahmsklage angefochten werden kann. 

1. Ein rechtsp^iltiger Schiedsvertrag ist die Voraus- 
setzung der rechtsgiltigen Wirksamkeit des Schiedsspruches. 
Der Schiedsvertrag ist ungiltig, wenn den Parteien die Fähig- 
keit abgeht, über den Gegenstand des Streites einen Vergleich 
abzuschließen (§ 577, Abs. 1), wenn derselbe nicht in schrift- 
licher Form errichtet worden ist (§ 577, Abs. 3), wenn der 
Haupt vertrag, mit welchem der Schiedsvertrag untrennbar 
zusammenhängt, ungiltig, z. B. ein nicht klagbarer Spiel- 
vertrag ist (Wilmowski, S. 1210). 

Der Schiedsvertrag kann durch Vereinbarung der Parteien 
oder durch richterlichen Ausspruch (§ 583) außer Kraft treten. 
Der Tod, die rechtliche Unfähigkeit der Partei heben den 
Schiedsvertrag nicht auf, sofern nicht der Vertrag selbst ab- 
weichende Bestimmungen enthält. 

Für den einzelnen Fall wird der Schiedsvertrag unwirk- 
sam nach § 583 durch richterlichen Ausspruch oder gleichfalls 
durch Parteiübereinkommen. 

Das Nichtbestehen eines giltigen Schiedsvertrages braucht 
vor dem Schiedsgerichte nicht geltend gemacht worden zu sein. 
Ein Verzicht liegt in der Nichtgeltendmachung nur filr das 
Verfahren vor den Schiedsrichtern. 

2. Der Aufhebungsgrund der Ziffer 2 steht nur jener 
Partei zu, die in dem schiedsgerichtlichen Verfahren nicht 
gehört wurde oder nicht vertreten war. Ueber das rechtliche 
Gehör sind die Bestimmungen im § 587 (Anm. 1) enthalten. 
Unter rechtlichem Gehör ist nicht „mündliche Verhandlung" 
zu verstehen, sondern irgend eine zulässige Form desselben. 
Auch wird nicht erfordert, dass beide Parteien wirklich Er- 
klärungen zur Sache abgegeben haben, sondern nur, dass ihnen 
dazu Gelegenheit gegeben war (R. G. Leipzig, XXIO, S. 434). 
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Der Mangel der gesetzlichen Vertretung entspricht dem 
Nichtigkeitsgrunde des § 477, Z. 5 und des § 529, Z. 2 
(Anm. 3), ist jedoch auf die Verletzung der Vorschriften über 
die gesetzliche Vertretung (§§ 6, 7) beschränkt, nachdem die 
Verletzung der Vorschriften über die Vertretung durch Bevoll- 
mächtigte (§§ 30, 37) auf das schiedsgerichtliche Verfahren 
keine Anwendung findet. 

3. Die gesetzlichen Bestimmungen über die Besetzung 
eines Schiedsgerichtes sind verletzt, wenn eine der Parteien 
selbst zum Schiedsrichter bestellt worden ist (§ 586, Anm. 1), 
wenn ein richterlicher Beamter zum Schiedsrichteramte berufen 
wurde und den Schiedsspruch gefällt hat (§ 578), wenn bei 
Schiedsverträgen, in denen weder die Schiedsrichter benannt 
sind, noch eine Bestimmung über die Zahl und die Ernennung 
der Schiedsrichter enthalten ist, nicht nach Vorschrift des 
§ 580 vorgegangen wurde. 

Die Art der Beschlussfassung regelt der § 590. Au6erdem 
wird aber auch der Fall hierhergehören, wenn solche wesent- 
liche Bestimmungen des Verfahrens oder Grundlagen, welche 
die Parteien ausdrücklich für die Erlassung des Schieds- 
spruches vereinbart haben, von den Schiedsrichtern nicht ein- 
gehalten worden sind. Ueber die Ausfertigung und Unter- 
fertigung des Schiedsspruches ist § 592 zu vergleichen. 

4. Die Ablehnung eines Schiedsrichters (§ 586) muss Vor 
dem Schiedsgerichte erfolgt sein. Hat eine Ablehnung nicht 
stattgefunden, so kann die Anfechtung des Schiedsspruches 
auch auf Gimnd eines der für Richter geltenden Ausschließungs- 
gründe nicht erfolgen (Wilmowski, S. 1210), sofern nicht 
etwa der Ablehnungsgrund der Partei erst später bekannt 
geworden ist (§ 596). 

5. Die Grenzen der Aufgabe des Schiedsgerichtes richten 
«ich nach dem Schiedsverträge und nach dem Parteienantrage. 
Wenn der Schiedsvertrag sich auf einen durch den Schieds- 
spruch entschiedenen Anspruch oder Streitpunkt nicht bezieht 
oder wenn das Schiedsgericht über einen Anspruch oder Streit- 
punkt entschieden hat, welcher ihm zur Entscheidung nicht 
vorgelegt worden war (R. G. Leipzig, VIII, S. 379), so hat das 
Schiedsgericht die Grenzen seiner Aufgabe überschritten. Der 
Grundsatz ne eat judex ultra petitum ist nach Hayum (S. 70) 
auf Schiedssprüche unbedingt anwendbar. 

6. Eine Anfechtung des Schiedsspruches aus meritorischen 
Gründen ist unzulässig (E. d. O. G. H., Nr. 11222), wenn der- 
selbe nicht gegen zwingende Rechtsnormen verstößt. Da das 

F Q r tt I, Civllproceasgeaetze. 55 
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zwingende Recht Bestimmungen enthält, von welchen durch 
die Parteien nicht abgewichen werden kann, so fordert es 
schon die juristische Consequenz, dass solche Rechtssätze auch 
nicht durch einen mittels Parteivertrages zur Ordnung der 
Rechtsbeziehungen beiufenen Schiedsrichter verletzt oder tiber- 
gangen werden dtirfen. Es würde sonst die Bestellung von 
Schiedsrichtern ein sich leicht darbietendes einfaches Mittel 
sein, um zu erzielen, was die Gesetzgebung eben dadurch aus- 
zuschließen versucht, dass sie gewissen Normen den Charakter 
zwingendes Rechtes beigelegt hat (Motive des Herrenhauses, S. 16). 

Derartige zwingende Rechtsaormen enthalten die §§ 878, 
879 a. b. G. B. über ungiltige Verträge, die §§ 1271, 1272 
a. b. G. B. über Spiel und Wette. Wenn auf Grund eines 
Schiedsspruches Execution bewilligt wurde und dem Ansprüche 
ein als Spiel oder Wette zu beurtheilendes Diflferenzgeschäft 
zugrunde liegt, so kann die Execution sowohl mittels Klage 
als auch mittels Recurs angefochten werden (Art. XXIX, E. &. 
z. E. O.). 

7. Dass die Handlung erzwingbar sei, verlangt das Gesetz 
nicht, sie darf nur nicht verboten sein. Es genügt jedoch 
eine civilrechtliche oder processuale UnStatthaftigkeit, ein straf- 
rechtliches Verbot ist nicht Voraussetzung (Wilmowski, S. 1211). 
Wenn der Verpflichtete den Schiedsvertrag mit Rücksicht auf 
die. von Mitgliedern eines Untemehmerverbandes (Cartell) ge- 
troflfene Verabredung eingegangen ist, wonach für seine ge- 
werbliche Production erforderliche Stoffe, Werkzeuge oder 
sonstige Hilfsmittel im inländischen Verkehre nur unter der 
Bedingung veräußert werden sollen, dass sich der Käufer dem 
Spruche eines Schiedsgerichtes unterwerfe, so kann die Exe- 
cution sowohl mittels Klage als auch mittels Recurs angefochten 
werden (Art. XXX, E. G. z. E. O.). 

Die Voraussetzungen der Wiederaufnahmsklage berechtigen 
zur Anfechtung des Schiedsspruches vor dem Gerichte. 

Die Bestimmungen über die Nichtigkeitsklage (§ 529) 
gelten für Schiedssprüche nicht, sofern sie nicht in aen vorher- 
gehenden Ziflfem Berücksichtigung finden. 

8. Auf die Anwendung der Bestimmungen des § 695 
kann von den Parteien nicht verzichtet werden (§ 598). Nach 
Aufhebung des Schiedsspruches wegen formellen Mangels ist 
das Schiedsgericht zur Abgabe eines weiteren Schiedsspruches 
nicht berufen. Der Schiedsvertrag über eine zwischen den 
Parteien streitige Frage ist erledigt, wenn die Schiedsrichter 
über diese Frage einen Spruch gefkllt haben. 
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Damit dieselben einen neuen Spruch zu fallen berechtigt 
wären, müsstc zwischen den Parteien ein neuer Schiedsvertrag 
abgeschlossen werden oder der abgeschlossene Schiedsvertrag 
mUsste eine diesbezügliche Bestimmung enthalten (R. G. Leipzig, 
Fuchsberger, Ergänzungsband S. 472). 

§ 596, Wird au f Äußebung eines Schiedsspruches geklagt, 
so ist die Klage bei dem im § 582 heaeichneten Gerichte anzu- 
bringen. 

Sie ist, wenn sie auf einen der im § 595, Z, 1 bis 7, 
angegebenen Grunde gestutzt wird, bei sonstigem Äusschiusse 
binnen der Frist von drei MoncUen zu erhä>en. Diese Frist 
beginnt mit dem Tage, an welchem der Partei der Schiedsspruch 
zugestellt wurde, wenn aber der Anfechtungsgrund erst später 
bekannt wurds, mit dem Tage, an welchem die Partei vom An- 
fechtungsgrund Kenntnis erlangt hat. 

Im Falle des § 595, Z. 8, ist die Frist für die Klage 
nach den Bestimmungen über die Wiederaufnahmsklage zu 
beurtheilen. 

1. Der Schiedsspruch kann nicht bloß im Wege der 
Anfechtungsklage außer Kraft gesetzt, sondern die Unwirksam- 
keit des Schiedsspruches kann auch incidenter in einem anderen 
Processe im Wege der Einrede geltend gemacht werden (Mo- 
tive des Ausschusses, S. 55). Bezüglich der Erfordernisse der 
Klage sind beim Mangel abweichender Specialbestimmungen 
die Vorschriften der §§ 226 ff. maßgebend. Wesentliches Er- 
fordernis der Klage ist darnach die bestimmte Angabe des 
Grundes des erhobenen Anspruches. Es genügt also nicht, in 
der Klage den Schiedsspruch im allgemeinen als anfechtbar 
oder als der Aufhebimg unterliegend zu bezeichnen, vielmehr 
müssen diejenigen Thatsachen, welche den Antrag auf Auf- 
hebung begründen sollen, bestimmt angegeben werden. 

Bilden somit hier die in der Klage angegebenen Auf- 
hebungsgründe den Grund des erhobenen Anspruches, so folgt 
daraus gemäß § 235, dass in dem nachträglichen Vorbringen 
neuer, auf anderen thatsächlichen Voraussetzungen beruhender 
Aufhebungsgründe eine Klageänderung zu finden ist. Uebrigens 
bestimmt § 596 nicht, dass die Aufhebung des SchiedRspruches 
nur einmal beantragt werden könne, dass die Abweisung der 
Aufhebungsklage den Verlust auch solcher Aufhebungsgründe 
nach sich ziehe, deren Geltendmachung im Processe nicht 
erfolgt ist, aber doch möglich gewesen wäre. Wie das Gericht 
bei seiner Entscheidung über die Aufhebungsklage nur die 
vom Kläger angeführten Aufhebungsgründe berücksichtigen 
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darf, 80 werden auch nur diese Gründe mit der Abweisung 
der Klage endgiltig beseitigt (R. G. Leipzig, XXIII, S. 433). 
Mit der Klage auf Aufhebung des Schiedsspruches kann 
gleichzeitig die Entscheidung des ordentlichen Gerichtes in der 
Sache selbst angerufen werden. 

2. Die Frist zur Erhebung der Klage ist keine Process- 
frist, sondern eine Präclusivfrist (§ 123, Anm. 3). Auf dieselbe 
finden daher wohl die Vorschriften über die Berechnung der 
Fristen (§ 125), über die Einrechnung der Sonn- und Feiertage, 
über das Ende der Frist am nächsten Werktag, wenn der letzte 
Tag der Frist auf einen Sonn- oder Feiertag fällt (§ 126) und 
über die Nichteinrechnung der Tage des Postenlaufes (§ 8*J, 
Ges. vom 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.) Anwendung. 
Dagegen können die Bestimmungen über Verlängerung und 
Abkürzung der Fristen (§§ 128, 129) und über den Einfluss der 
Gerichtsferien auf den Lauf der Fristen (§ 225) auf dieselben 
keine Anwendung finden. Eine Wiedereinsetzung gegen den 
Ablauf der Frist ist ausgeschlossen. Für die gemäß Art. XXIX, 
XXX E. G. z. E. O. zulässigen Klagen (§ 595, Anm. 6, 7) gilt 
die Frist nicht. 

Die Zulässigkeit der Anfechtung von Schiedssprüchen, 
die vor dem Beginne der Wirksamkeit der Civilprocessordnung 
geftült wurden, richtet sich nach den bisherigen gesetzlichen 
Vorschriften (Art. LIII E. G.). 

§ 597. lieber die Klage auf Aufhebung eines Schieds- 
Spruches ist tmch den allgemeinen Vorschriften dieses Gesetzes 
eu verfahren, 

§ 598. Auf die Anwendung der Bestimmungen der 
§§ 586, 592 und 595 kann von den Parteien weder im Schieds- 
verträge, noch im Wege einer anderen Vereinbarung verzichtet 
werden. 

§ 599. Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auf 
Schiedsgerichte sinngemäße Anwendung, die in gesetdidi zulässiger 
Weise durch letztwülige oder andere nicht auf Vereinbarutig der 
streuenden Theüe beruhende Verfügungen oder durch Statuten 
angeordnet werden. Die Anwendung der §§ 586, 592 und 595' 
kann auch nicht durch einseitige Verfügungen oder durch Statuten- 
bestimmungen wirksam ausgeschlossen werden. 

Die in Gemäßheit des Gesetzes vom 15. November 1867, 
R.-G.-Bl. Nr. 134, zur Schlichtung von Streitigkeiten aus dem 
Vereinsverhaltnisse errichteten Schiedsgerichte sind den Bestim- 
mungen dieses Abschnittes nicht unterworfen. 
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1. Durch Art. XII, Z. 6 E. G. bleiben die gesetzlichen Vor- 
schriften, durch welche Körperschaften, Anstalten und Vereine 
das Recht erhalten haben, zur Entscheidung gewisser Streitig- 
keiten Schiedsgerichte zu bestellen, unberührt. Nur diese und 
die sonstigen nicht auf Vereinbarung der Parteien be- 
ruhenden, jedoch der Privatautonomie entstammenden 
Schiedsgerichte sind den Bestimmungen der Civilprocessordnung 
unterworfen, während die auf öffentlicher Anordnung 
beruhenden Schiedsgerichte nach den besonderen gesetzlichen 
Bestimmungen geregelt werden (Art. XII, Z. 1 — 5 E. G.). 

2. Ausländische Actiengesellschaften und Commanditgesell- 
schaften auf Actien, welche auf Grund der kaiserlichen Ver- 
ordnung V. 29. November 1865, Z. 127 R.-G.-BL, zum Geschäfts- 
betriebe in Oesterreich zugelassen werden, sind als Geklagte 
den österreichischen Gerichten unterworfen. Falls statutenmäßig 
eine schiedsgerichtliche Entscheidung einzutreten hat, ist ftlr 
derlei Angelegenheiten nur ein in Oesterreich zu bestellendes 
Schiedsgericht zuständig (Art. IV dieser Verordnung). 

3. Nach§2des Gesetzes vom 29. Juni 1868,Nr. 85 R.-G.-Bl., 
entscheiden die Handels- und Gewerbekammem infolge eines 
von den Betheiligten geschlossenen Uebereinkommens und mit 
Beachtung der diesbezüglichen speciellen Vorschriften als Schieds- 
gerichte in Streitigkeiten über Handels- und Gewerbeange- 
legenheiten. 

4. Das Reglement über die nach dem Gesetze v. 28. April 1889, 
Z. 64 R.-G.-Bl., zu errichtenden Lagerhäuser hat nach § 9, Z. 6, 
Bestimmungen über das Schiedsgericht zu enthalten. Für den 
Fall, als sich die Parteien dem im Reglemente vorgesehenen 
Schiedsgerichte unterwerfen, ist dasselbe nach § 11 zur Ent- 
scheidung von Streitigkeiten aus Lagerhausgeschäften berufen. 
Die übrigen Bestimmungen des § 11 L. H. G. über die Frist 
zur Klage auf Ungiltigkeit des Schiedsspruches sind durch die 
Civilprocessordnung aufgehoben (Motive z. E. G., S. 10). 

5. Die Statuten eines nach dem Gesetze vom 26 Nov. 1852, 
Nr. 253 R.-G.-Bl. errichteten Vereines haben nach § 9 dieses 
Gesetzes deutlich und bestimmt ersichtlich zu machen, wie zur 
Schlichtung der aus dem Vereinsverhältnisse entspringenden 
Streitigkeiten vorgegangen werden soll. Die Statuten der nach 
dem Gesetze vom 16. Juli 1892, Nr. 202 R.-G.-Bl. errichteten 
registrierten Hilfscassen haben Bestimmungen über die Zu- 
sammensetzung des Schiedsgerichtes und das Verfahren in 
Streitigkeiten zwischen der Gasse und ihren Mitgliedern zu 
enthalten, dasselbe entscheidet in Streitigkeiten der versicherten 
Personen und der Casse (§ 12). 
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6. Für Streitigkeiten aus dem Frachtgeschäfte der Eisenbahn- 
und Dampfschiffahrtsunternehmungen ist nach der Verordnung 
vom 19. Mai 1875, Nr. 78 R.-G.-Bl., das unter Mitwirkung der 
Handels- und Gewerbekammer in Wien constituierte Schieds- 
gericht auf Grund der Bestimmungen des Art. VIT, Ges. vom 
23. März 1874, Nr. 29 R.-G.-Bl., für zulässig erklärt worden. 
Für die Börsenschiedsgerichte endlich treflfen die Art. XIII flF. 
des EinfÜhrunpfs-Gesetzes besondere Bestimmungen. 

7. Das Gesetz vom 14. August 1896, Nr. 156 R.-G.-Bl., 
betreffend die Errichtung von Genossenschaften beim Bergbau 
regelt in den §§ 29 — 31 die bei diesen Genossenschaften zu 
bestellenden Schiedsgerichte für Lohnstreitigkeiten. Den Ge- 
werbegenossenschaften obliegt nach § 114 lit. c des Gesetzes 
vom 15. März 1883, Nr. 39 R.-G.-Bl., die Bildung eines 
schiedsgerichtlichen Ausschusses zur Austragung der zwischen 
den Genossenschaftsmitgliedern und ihren Hilfsarbeitern aus den 
Arbeits-, Lehr- und Lohnverhältnissen entstehenden Streitig- 
keiten. 



Fünfter Abschnitt: Verfahren in Streitigkeiten wegen der von 
ricliteriiclien Beamten zugefügten Rechtsverietzungen. 

§ 600. Für das Verfahren in Streitigheiten über Klagen, 
welche auf Grund des Gesetzes vom 12. Juli 1872, R.-G.-Bl 
Nr. 112, wegen Bechtsverletzungen durch richterliche Beamte 
gegen dieselben oder gegen den Staat erhoben werden, sind die 
Vorschriften dieser Civilprocessordnung in der Art maßgebend, 
dass für das Verfahren vor dem zur Entscheidung über eine 
solche Klage in erster Instanz zuständigen Oberlandesgerichte die 
Vorschriften des zweiten TheUes, für das Berufungsverfahren vor 
dem obersten Gerichthofe die im ersten Abschnitte des vierten 
Theiles der Civilprocessordnung enthaltenen Bestimmungen zu 
gelten haben. 

§ 601. Die nach § 12 des Gesetzes vom 12. Juli 1872' 
R.-G.-Bl, Nr. 112 f vorgeschriebene Mittheilung Über die An- 
bringung der Klage ist der zuständigen Disciplinarbehörde durch 
den Vorsitzenden des Senates, dem die Rechtssache zugewiesen ist, 
zu machen. 

Das Processgericht kann selbst vor der für die mündlidte 
Verhandlung bestimmten Tagsatzung auf Antrag oder von amts- 
wegen anordnen, dass der Rechtsstreit bis zur Beendigung des 
Disciplinarverfahrens ausgesetzt werde, wenn das endliche Er- 
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gebnis des letzteren oder die Benützufig der auf dem DiscipUnar- 
icege zu pflegenden Erhebungen für die Entscheidung des Processes 
voraussiditlich von Einfluss ist. Nach Einlangen der Mittheilung 
über das Ergebnis des beendeten Disciplinarverfahrens hat das 
Processgericht die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung von 
amtswegen anzuordnen. 

§ 602. In Ansehung der Einbringung des RücJcersatzes 
mittels Zahlungsbefehles (§ 19 des Gesetzes vom 12, Juli 1872, 
E.-G.'Bl. Nr. 112) und des der Erlassung des Zahlungsbefehles 
nachfolgenden Verfahrens sind die Vorschriften über das Mandats- 
verfahren mit der Abtveichung anzuwenden, dass zur Erlassung 
des Zahlungsauftrages das Processgericht ausschließlich znständig 
ist und die Einwendungen gegen den Zahlmigsauftrag bei dem- 
selben anzubringen sind. 
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Das Gesetz vom 12. Juli 1872, 

Nr. 112 R.-O.-Bl. 

Syndicatsprocess. 



§ 1, Wenn ein richterliche Beamter in der Ausübung 
seiner amtlichen Wirksamkeit durch Uebertretung seiner Amts- 
Pflicht einer Partei eine Rechtsverletjmng und dadurch eifien 
Schaden zugefügt hat, gegen welchen die in dem gerichtlichen 
Verfahren vorgezeichneten Rechtsmittel eine Abhilfe nicht ge- 
währen, so ist die beschädigte Partei nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes berechtigt, den Ersatz des Schadens mittels Klage gegen 
den schuldtragenden richterlichen Beamten allein oder gegen den 
Staat allein, oder gegen beide anzusprechen. 

Der schuldtragende richterliche Beamte Imftet als Haupt- 
schuldner, und der Staat kraft dieses Gesetzes gleicJi einetn 
Bürgen und Zahler. 

1. Was unter „richterlichen Beamten" im KSinne diese» 
Oesetzes zu verstehen ist, wird im § 4 näher ausgeführt. 
Voraussetzung des Syndicatsanspruches ist die Uebertretung 
der Amtspflicht einer solchen Person. Dieselbe kann eine 
dolose oder culpose sein, auch culpa levis kann genügen und 
sind in dieser Richtung die Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechtes maßgebend (Zistler, Gerichthalle, 1891, S. 160). Kicht 
jedes auf einer unrichtigen Gesetzesauffassung oder auf einer 
unzutreflfenden Würdigung der Verhältnisse beruhende Vorgehen 
eines Richters lässt sich als Uebertretung seiner Amtspflicht 
würdigen (E. d. (). G. H. Nr. 12054). 

Wenn es sich aber nicht bloß um eine Rechtsansicht, eine 
irrige Auslegung des Gesetzes, sondern um die völlige Außer- 
achtlassung der klaren gesetzlichen Vorschrift handelt, so liegt 
eine Verletzung der Amtspflicht vor, denn nach § 46 Ger.-Instr. 
darf der Richter von der Vorschrift des Gesetzes nicht will- 
kürlich abweichen und es begründet eine solche Abweichung 
eine Verletzung der Amtspflichten, für welche der betreffende 
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Beamte nach § 59 G.-Inst., dann der §§ 1^ 3, 6 und 15 des 
Ges. V. 12. Juli 1874 verantwortlieh und haftbar bleibt (E. d. 
O. G. H., Kr. 13137). 

Außer» solchen Fällen doloser oder culposer Gesetzesver- 
letzung bei der Rechtsprechung ist es sohin vornehmlich das 
Gebiet der Justizverwaltung, auf dem solche Verletzungen 
der Amtspflicht vorkommen, hier aber auch dann, wenn der 
Schade nicht durch ein Dienstvergehen, sondern durch eine 
Ordnungswidrigkeit gesetzt wurde, da auch die letztere eine 
Pflichtverletzung in sich schließt (E. d. O. G. H., Nr. 13286). 
So wurde mit dieser E. die Verwendung eines Diumisten als 
Feilbietungscommissär, mit der E. Nr. 12G73 die unterlassene 
Wahrung der Rechte der Afterhypothekare auf die vom Hypo- 
thekarschuldner für die Hypothekargläubiger zu Gericht erlegte 
Schuldsumme auch ohne Anmerkung dieser Rechte im Depositen - 
buche, mit der E. Nr. J2728 die unterlassene Führung des 
Waisenbuches und des BetreibungsprotokoUes, durch welche 
eine Veruntreuung seitens des Vormundes möglich wurde, mit 
der E. Nr. 9705 die Genehmigung des Ankaufes nicht pupillar- 
sicherer Wertpapiere als eine Verletzung der Amtspflicht erklärt, 
in letzterem Falle aber die Zulässigkeit der Theilung des 
Schadens zwischen dem Richter und dem Vormunde nach § 1332 
a. b. G. B. ausgesprochen. 

Als ein besonderer Fall der Verletzung der Amtspflicht 
wird im § 27 die gesetzwidrig verfügte oder verlängerte Ver- 
haftung bezeichnet, dagegen im Art. XXHI E. G. z. E. O. die 
Haftung des Staates oder eines richterlichen Beamten für die 
Unterlassung der fruchtbringenden Anlegung der im Executions- 
verfahren deponierten Barbeträge ausgeschlossen. 

2. Die Haftung des Staates und der richterlichen Beamten 
ist eine subsidiäre insofeme, als dieselbe entfällt, wenn von 
den in dem gerichtlichen Verfahren vörgezeichneten Rechts- 
mitteln kein Gebrauch gemacht worden ist (Zistler, S. 168). 

Die Ansicht Ullmanns (S. 434), dass die Klage begründet 
sei, wenn die Rechtsmittel versäumt wurden, dürfte den Gesetzes- 
motiven nicht entsprechen, welche ausführen, dass keine Ersatz- 
pflicht besteht, weil die Partei ihren Schaden selbst verschuldet, 
wenn sie von den ihr durch das Gesetz gebotenen Mitteln 
keinen Gebrauch macht. Unter den Rechtsmitteln kann nur 
die Vorstellung und Beschwerde an die höhere Instanz ver- 
mittels Recurs, Appellation, Revision oder Nullität gemeint sein. 
Es kann die Zulässigkeit der Klage nicht davon abhängen, ob 
für den Schaden allenfalls dadurch Abhilfe geschafft werden 
könne, dass dritte Personen aus einem anderen Rechtstitel 
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vorerst fruchtlos um den fraglichen Betrag geklagt und exe- 
quiert wurden (E. d. O. ö. H. Nr. 13286). Frühere Entschei- 
dungen, so die E. Nr. 12728, haben allerdings auch die flrsatz- 
klage und die Execution gegen die in erster Liftie im Ver- 
schulden stehende Person zu den Rechtsmitteln gerechnet. 
Schuster von Bonnott (S. 544) rechnet auch die Nichtigkeits- 
und Wiederaufnahmsklage zu den Rechtsmitteln, wohl gleich- 
falls mit Unrecht, weil nicht abzusehen ist, warum z. ß. bei 
einer strafrechtlich verfolgbaren Amtswidrigkeit des Richter* 
die Haftung geringer sein sollte, als bei einer einfachen Ord- 
nungswidrigkeit. 

§ 2. Ist die Klage gegen einzelne schuldtragende richier- 
liclie Beamte gerichtet^ so wird zur Begründung derselben gegen- 
über jedem Beklagten der Beweis erfordert, dass der Rechtsver- 
letzung die Uebertretung einer Amtspflicht von Seite der einzelnen 
Beklagten zu Grwnde liege. 

Wird die Klage gegen den Staat allein erhohen, so genügt 
der Beweis, dass die Rechtsverletzung nur durch Uebertretung 
einer Ämtspflicht von Seite richterlicher Beamten desjenigen Ge- 
richtes erfolgen konnte, von welchem, die Amtshandlung ausge- 
gangen ist. 

§ 3, Wird der Ersatzanspruch aus einetn das Recht der 
Partei verletzenden Beschlüsse eines Gollegialgerichtes abgeleitet, 
so können die schuldtragenden richterlichen Beamtmi aUein oder 
zugleich mit dem Staate nur dann mittels Klage belangt werden, 
wenn dieselben dem Kläger im Wege eines straf gerichtlichen Ver- 
fahrens bekannt geworden sind. 

Der schuldtragende Beamte haftet als Hauptschuldner, der 
Staat gleich einem Bürgen und Zahler (§ 1357 a. b. G. B.). 
Für die gemeinschaftlichen Klagen kommen die Bestimmungen 
der Civilprocessordnung über Streitgenossenschaft (§§ 11 — 15) 
zur Anwendung (§ 9). 

Für den Beschluss eines CoUegialgerichtes haften alle 
Votanten, die für denselben gestimmt haben, jedoch nur dann, 
wenn nicht eine unvollständige oder unrichtige Darstellung des 
Sachverhaltes seitens des Berichterstatters vorliegt (§ 6). Der 
Vorgesetzte des schuld tragenden richterlichen Beamten haftet 
nur dann, wenn auch er sich einer Uebertretung der Amtspflicht 
schuldig gemacht hat, oder wenn ihm eine solche Haftung durch 
besondere gesetzliche Vorschriften auferlegt ist (§ 7). 

§ 4. Richterliche Beamte im Sinne dieses Gesetzes sind 
die bei den Gerichtshöfen und den BezirJcsgerichte7i zur Ausübung 
des Richteramtes oder sonst zu gerichtlichen Amtshandlungen an- 
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gestellten Staatsbeamten, sowie die zur Vornahme gerichtlicher 
Amtshandlungen abgeordneten Gerichtscommissäre (Notare). 

Denselben werden in Betreff der Anwendung dieses Gesetzes 
gleichgestellt die zur Ausübung des Richteramtes bestellten fach- 
männischen Beisitzer der Handels-, See- und Berggerichte, dann 
die bei den Gerichten zur Vornahme gerichtlicher Amtshandlungen 
angestellten Diener und die bei den landesfürstlichen Steuerämtern 
afigestellten Staatsbeamten und Diener, bezüglich ihrer Amts- 
handlungen mit geriditlichen Depositen- und Waisengeldern. 

Die Beamten der Staatsanwaltschaft sind als richterliche 
Beamte nicht anzusehen. 

In Beireff der Hypothekenbewahrer in Dalmatien bleiben 
die bestehenden Gesetze in Kraft, 

Haftpflichtig sind sohin sowohl die Richter im Sinne des. 
Ötaatsgrundgesetzes, als die richterlichen Hilfsbeamten (§§ 1 ff. 
Ges. vom 27. November 1896, Nr. 217 R.-G.-Bl.). Außerdem 
werden durch Art. XH E. G. z. J. N. auch Vollstreckungs- 
beamte dem Gesetze vom 12. Juli 1872 unterstellt. Die bei 
dem Gerichte angestellten Kanzleibeamten sind zu gericht- 
lichen Amtshandlungen angestellte Staatsbeamte, daher gleichfalls 
haftpflichtig. Von der Anwendung des Gesetzes sind dagegen 
Rechtspraktikanten und Diurnisten nach den Motiven 
ausgeschlossen. Desgleichen findet das Gesetz keine Anwendung 
auf Fälle, in welchen behauptet wird, dass durch Uebeilretung 
einer Amtspflicht von Seite eines oder mehrerer Mitglieder des 
(Jbersten Gerichtshofes jemandem eine Rechtsverletzung und 
damit ein Schaden zugefügt worden sei (E. d. O. G. H. Nr. 10087). 
Diese Entscheidung bekämpft Zistler (S. 176) mit Verweisung 
auf die Regierungsmotive, welche anfuhren, dass den Ober- 
gerichten die erforderliche Unbefangenheit auch gegenüber den 
Mitgliedern des Obersten Gerichtshofes zugetraut werden kann . 

Die Haftpflicht des Beamten geht auf dessen Erben über 
(§ 26). 

§ 5. In welchem Maße und, wenn mehrere Personen be- 
klagt werden, in welchem Verhältnisse von denselben- der Ersatz 
angesprochen werden Icönne, inwieweit ein Begress stattfinde, und 
wann die Ersatz- und Begresspflicht erlösche, ist, sofern in diesem 
Gesetze nichts anderes bestimmt ist, nach den Bestimmungen des 
allgemeinen bürgerlichen Rechtes zu beurtheilen. 

Vergl. §§ 1301—1304, 1489 a. b. G. B. 

§ 6. Für die in einer Rathsversammlung beschlossene 
Entscheidung oder Verfügung haften alle Stimmführer, welche 
für dieselbe gestimmt haben. 
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Beruht jedoch der Beschluss auf einer unvollständigen oder 
unrichtigen Darstellung des Sachverhaltes von Seite eines Bericht- 
erstatters, so sind die Stimmführer, insoferne ihnefi mcht die 
Außerachtlassung der ihnen gesetzlich obliegenden Sorgfalt zur 
Last ßllt, von aller Haftung frei, 

§ 7. Die Haftung eines richterlichen Beamten für den 
Schaden erstreckt sich auf dessen Vorgesetzten nur dann, wenn 
audi. dieser sich einer Uebertretung der Amtspflicht schuldig ge- 
macht hat, oder wenn ihm eine solche Haftung durch besonc^e 
gesetzliche Vorschriften auferlegt ist, 

§ 8. Für die Klage zur Geltendmachung des Ersatz- 
anspruches ist derjenige Gerichtshof der zweiten Instanz zuständig, 
in dessen Sprengel das Gericht seinen Sitz hat, von welchem oder 
von dessen Bestellten die Rechtsverletzung ausgegangen ist. 

Wird dei' Ersatzanspruch aus einer Verfügung des Präsi- 
denten oder aus einon collegialgerichtliclien Beschlüsse desselben 

Oberlandesgerichtes abgeleitet, welches nach den Bestimmungen 
des vorhergellenden Absatzes für die Klage zuständig isty so hat 
der Oberste Gerichtshof auf l^erlangen des Klägers oder des Be- 
klagten ein anderes Oberlandesgericht zur Verhandlung und Ent- 
scheidung zu delegieren. Im übrigen kommen bezüglich der Be- 
fangenJmt der Richter und Gerichte die allgemeinen gesetzlichen 

Vorschriften zur Anwendung, 

Diese Bestimmungen sind ausdrücklich aufrecht erhalten 
durch Art. VI, Z. 4 E. G. z. J. N. und § 80 J. N. Zuständig 
bleiben in erster Instanz die ( )berlandesgerichte auch für Ersatz- 
klagen gegen Bezirksgerichte. 

Das Verfahren, für welches Anwaltszwang gilt (E. d. 
O. G. H., Nr. 7yi9;, richtet sich nach den für die Gerichtshöfe 
erster Instanz im zweiten Theile der Civilprocessordnung ge- 
gebenen Vorschriften (§ 600). Die Ablehnungs- und Aus- 
dchließungsgründe sind die allgemeinen der §§ 19 S, J. N. 

§ 9, Zur Vertretung des beklagten Staates ist die Finanz- 
procuratur am Sitze des Processgerichtes berufeti. 

Wird die Klage zugleich gegen den Staat und gegen die 
schuldtragenden Beamten oder gegen mehrere richterliche Beamte 
erhoben, so kommen die Bestimmungen der Civilprocessordnung 
über Streitgenossen zur Anwendung, 

Vergl. §§ 11—15 C. P. O. 

§ 10. In der Klage Jmt die Partei die Thatsaclien, aas 
welchen sie ihre Ansprüche gegen den Geklagten herleitet, sowie 
den Gegenstand und Umfang des erlittenen Schadens zu bezeichnen 
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und in Betreff des angesprochenen Ersatzes ein bestimmtes Be- 
gehren jsu stellen. 

Die Beweismittel hat die Partei ^nach Thunlichkeit beizu- 
bringen oder zu bezeichfiefi. 

Die Klage richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften 
über vorbereitende Schriftsätze (§§ 75 S.) und über Klagen 
(§ 226). Eine Feststellungsklage ist im Syndicats verfahren aus- 
geschlossen, nachdem die Klage den Umfang des erlittenen 
Schadens zu bezeichnen und betreffs des Ersatzes ein bestimmtes 
Begehren zu stellen hat. Feststellungsanträge sind zulässig. 

§ 11. Das Processgericht hat Klagen, welche den Bestim- 
mungen des § 10 nicht entsprechen, von amtswegen zuzuckzuweisen, 
außer diesem Falle aber das gerichtliclie Verfahren einzuleiten, 
wofür, insoferne in diesem Gesetze nichts anderes bestimmt ist, 
die Vorschriften der Civilprocessordnung über das ordentliche 
Verfahren zur Anwendung kotnmen. 

Gegen die von amtswegen erfolgte Zurückweisung der 
Klage steht dem Kläger der Recurs an den obersten Gerichts- 
hof offen. 

Außer dem im § 10 vorgeschriebenen Inhalte der Klage: 
Anführung der Thatsachen, des Gegenstandes und Umfanges ^ 
des erlittenen Schadens und des bestimmten Begehrens, wird 
das Processgericht auch die Zuständigkeit, die formellen Er- 
fordernisse, die ProcessfUhigkeit und die etwa erforderliche 
gesetzliche Vertretung (§ 230, Anm. 2 bis 4) zu prüfen haben, 
ohne jedoch in die Erörterung des logisch und juristisch rich- 
tigen Aufbaues der Klage — in das meritum der Sache — 
einzugehen. Zu der Prüfung der Zuständigkeit gehört jedoch 
auch die Frage, ob der in der Klage behauptete Thatbestand 
sich unter die Bestimmungen des § 1 subsumieren lasse, ob die 
Uebertretung der Amtspflicht eines richterlichen Beamten in der 
Ausübung seiner ämtlichen Wirksamkeit behauptet werde, da 
sonst nicht das Syndicatsgericht, sondern das gewöhnliche Gericht 
für die Klage zuständig ist. So wurde mit der E. d. O. G. H. 
vom 2. April 1879, Z. 3695, G. H. 1879, S. 353 eine Syndicats- 
klage, welche sich auf die Aufnahme eines Stempelbefundes 
stützte, zurückgewiesen, weil diese Thatsache als eine in Aus- 
übung der ämtlichen Wirksamkeit eines Richters durch Ueber- 
tretung der Amtspflicht zugefügte Rechtsverletzung nicht 
angesehen werden könne (A. M. Zistler, S. 176). 

§ 12. Bei Einleitung des gerichtlichen Verfahrens hat das 
Processgericht von der überreichten Klange derjenigen Behörde 
Mittheilung zu machen, welche zur Disciplinaramtshandlung in 
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Ansehung der behaupteten Uebertretung der Amtspflicht he- 
rufen ist. 

Diese Behörde hat nach beendeter Disciplinaramtshandlung 
<las Ergebnis derselben dem Processgerichte mitzutheHen. 

Die Parteien sind berechtigt, von dieser Mittheilung hei 
dem Processgerichte Einsicht zu nehmen und Abschriften zu 
^erheben. 

Die Mittheilong an die Disciplinarbehörde hat nach § 60 1 
durch den Vorsitzenden zu erfolgen. Von dem Einlangen der 
Mittheilung der Disciplinarbehörde werden die Parteien im Sinne 
des § 286 durch den Vorsitzenden zu verständigen sein. 

§ 13, Den Processparteien steht außerdem frei, bei der 
Disciplinarbehörde zu verlangen, dass ihnen von den Acten der 
beendeten Disdplinaruntersuchung Einsicht und Abschriften zu 
nehmen gestattet werde. 

Schriftstücke, welche für den Process über die Ersatzleistung 
<ds unerhMich erscheinen, sind zur Ertheüung von Einsicht und 
Abschriften nicht geeignet. Dasselbe gut von Schriftstücken, durch 
welche die Abstimmung richterlicher Beamten geoffenbart würde, 
es sei denn, dass der Partei die Abstimmung schon im Wege 
der strafgerichtlichen Untersuchung bekannt geworden ist, oder 
'dass die Schriftstücke die Abstimmung solcher richterlicher Be- 
amten betreffen, welche wegen dieser Abstimmung im Disciplinar- 
ivege verurtheüt worden sind. 

Gegen die Verfügung der Disciplinarbehörde steJU dem 
Gesuchsteller der Becurs an die vorgesetzte Disciplinarbe» 
hörde offen. 

Zufolge der richterlichen Processleitungsbefugnis wird der 
Vorsitzende berechtigt sein, von amts wegen (§ 183) oder über 
Antrag der Parteien (§ 257) fUr die Herbeischaffung dieser 
Acten zu sorgen. 

§ 14. Jede Processpartei kann begehren, dass das Process- 
verfahren bis zur Beendigung der Disciplinaramtshandlung aus- 
gesetzt werde, wenn das endliche Ergebnis der letzteren oder die 
Benützung der im Disciplinarwege zu pflegenden Erhebungen ßr 
die Entscheidung des Processes voraussichtlich von Einfluss ist. 

Gegen die über ein solches Begehren erfolgte Entscheidung 
des Processgerichtes ist der Becurs zulässig. 

Nach § 601 kann das Processgericht die Aussetzung des 
Verfahrens auf Antrag oder von amtswegen auch noch vor der 
für die mündliche Verhandlung bestimmten Tagsatzung (§§ 230, 
239) verfügen. 
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Nach Beendigung des Disciplinarverfahrens ist sodann die 
Verhandlungstagsatzung von amtswegen anzuordnen. 

Die Aussetzung hat nicht die Wirkung der Unter- 
brechung des Verfahrens (§ 163). Es wird nur die Aus- 
setzung der Verhandlung verfügt, während der Lauf der Fristen 
nicht aufhört. 

Die Entscheidung der Disciplinarbehörde ist fUr den 
Civilrichter nicht bindend. 

Die Präjudicialität von Straferkenntnissen ist nach § 268 
auf verurtheilende Erkenntnisse der Strafgerichte beschränkt. 
Das Disciplinarverfahren bietet nicht in so weitgehendem Maße 
jene Garantie für die Uebereinstimmung des Urtheils mit der 
Wahrheit, welche ein rein mündlicher und unmittelbarer An- 
klageprocess gewährt, und welche eben das Hauptargument für 
das Postulat des bindenden Einflusses eines Strafurtheiles auf 
die Entscheidung über die connexe Civilsache bildet (Zistler, 
S. 175). 

Bei bejahender Lösung dieser Frage würde die Ersatz- 
pflicht in quali im officiösen Disciplinarverfahren ausgetragen, 
in welchem der beschädigten Partei eine processuale Stellung 
nicht eingeräumt ist und ein Rechtsmittel nicht zusteht (Qesetzes- 
motive). 

Auch die Einstellung des Disciplinarverfahrens ist auf 
die Entscheidung über die Syndicatsklage ohne Einfluss. Das 
Verfahren ist durch ein Disciplinarerkenntnis nicht bedingt. 
Nur für den Zahlungsauftrag nach § 19 ist ein straf- oder 
disciplinargerichtliches Erkenntnis Voraussetzung. 

§ 15. Ist die Klage gegen den Staat erhoben worden, so 
kann derselbe denjenigen richterlichen Beamten, welche er für 
die den Ersatzanspruch begründende Bechtsverletzung Jmftend 
erachtet, und welche nicht als MitbeUagte belangt worden sind, 
den Streit verkünden. 

Wird der Ersatzanspruch aus dem Beschlüsse eines Collegial 
gerichtes abgeleitet y so findet die Streitverkündigung an die stimm- 
fuhrenden richterlichen Beamten nur dann statt, wenn diesdben 
im Wege eines strafgerichtlichen Verfahrens bekannt geworden 
sind, oder wenn dieselben in einer gegen sie abgeführten Dis- 
ciplinanmtersuchung wegen ihrer diesen Beschluss betreffenden 
Abstimmung oder Berichterstattung endgiltig schuldig erkannt 
worden sind. 

Die Streitverkündigung erfolgt durch Zustellung beglaubigter 
Abschriften der bis zu dem Zeitpunkte der Streitverkündigung 
gepflogenen Processverhandlung. 
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Auf Grund der Streitverkündigung kann der richterliche 
Beamte dem beklagten Staate als Vertretungsleister beitreten. 

Die Streitverkündigung wird sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des § 21 zu richten haben. Nachdem dieselbe 
nicht nur mittels Schriftsatzes, sondern auch außergerichtlich, 
mündlich, schriftlich, oder durch notarielle Beurkundung erfolgen 
kann (§ 21, Anm. 5), so ist die im zweiten Absätze enthaltene 
Beschränkung nur als Directive für die Finanzprocuratur an- 
zusehen, berechtigt aber das Processgericht nicht, die Zustellung 
der Streitverkündigung mangels Nachweises der gesetzlichen 
Voraussetzungen abzulehnen. Einwendungen, welche die Be- 
amten trotz der an sie ergangenen Ötreitverktindigung im 
Hauptverfahren anzubringen versäumt haben, können im Rück- 
ersatzprocesse nicht mehr geltend gemacht werden (§ 22). 

§16. üeber Thatsachen, bezüglich welcher den richter- 
liehen Beamten die amtliche PflicJU der Verschwiegenheit obliegt, 
ist der Beweis durch den Eid dieser Beamten unstdässig, es 
mögen dieselben als Bekktgte oder als Vertretungsleister in dem 
Processe auftreten. 

An Stelle dieser Bestimmung treten die Vorschriften der 
§§ 32ü, 372, wonach Staatsbeamte, wenn sie durch ihre Aus- 
sage das ihnen obliegende Amtsgeheimnis verletzen würden, 
als Parteien zum Zwecke der Beweisführung nicht vernommen 
werden dürfen, insofern sie der Pflicht zur Geheimhaltung nicht 
durch ihre Vorgesetzten entbunden sind. 

§17. Gegen die in dem Processe gefällten Urtheile und 
gegen die im Laufe des Verfahrens getroffenen Entscheidungen 
u/nd Verfügungen sind, insoferne in diesem Gesetze nichts anderes 
bestimmt ist, die Rechtsmittel zulässig^ welche nach den Bestim- 
mungen der Civilprocessordnung gegen Urtheile, Entscheidufigen 
und Verfügungen eines Gerichtes der ersten Instanz ergriffen 
werden können. 

lieber diese Rechtsmittel entscheidet der Oberste Gerichtshof 
endgütig. 

Für das Berufungsverfahren vor dem obersten Gerichtshof 
haben nach § 600 die allgemeinen Vorschriften über das 
Berufungsverfahren (erster Abschnitt des vierten Theiles) zu 
gelten. 

§ 18. Derselbe ist • aufgehoben (Art. I, E. O.) und an 
dessen Stelle tritt die Bestimmung des § 4, Z. 1 E. O., wonach 
die Bewilligung der Execution dem Syndicatsgerichte erster 
Instanz zusteht. 
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§ 19, Hat der Stcmt infolge einer nach diesem Gesetee^ 
gegen ihn erhobetien Klage Ersaiz geleistet, so kann er hei dem 
Processgerichte beantragen, dass denjenigen richterlichen Beamten, 
deren Verschulden durch ein gegen sie ergangenes straf- oder 
disciplinargerichÜiches Erkenntnis festgestellt ist, die Leistung 
des Rückersatzes mittels Zahlungsbefehles aufgetrageti werde. 

War die Klage gegen den Staat und die richterlichen Be- 
amten erheben worden, so kann der Zahlungsbefehl zur Leistung 
des Rückersatzes nicht erlassen werden, wenn da^ im Ersatz- 
processe gegen die mitgeklagten Beamten ergangene Urtheil, sei 
es in Ansehung der als haftungspflichtig erTdärten Personen, sei 
es in Ansehung der Art oder des Quotenverhältnisses ihrer 
Haftung, mit dem straf- oder disciplinargerichtlichen Erkennt- 
nisse nicht im Einklänge steht 

Soll der Zahlungsbefehl gegen mehrere richterliche Beamte 
erlassen werden, so ist denselben der Rückersatz, wenn sich aus 
dem im Hauptprocesse ergangenen Urtheile oder aus dem straf- 
gerichtlichen Erkenntnisse nicht ein anderes Verhältnis ergibt^ 
zu gleichen Theilen aufzuerlegen. 

Das Rückgriffverfahren des Staates gegen den oder die- 
Schaldtragenden Beamten kann entweder nach den Vorschriften 
über das Mandatsverfahren (§§ 548 — 554) vor dem nach § 602 
ausschließlich zuständigen Oberlandesgerichte oder im ordent- 
lichen Rechtswege vordem gewöhnlichen Gerichte (§ 21) durch-^ 
gefuhrt werden. 

Voraussetzung der Erlassung eines Zahlungsbefehles ist 
außer den allgemeinen Voraussetzungen des § 548, dass der 
Staat Ersatz geleistet hat, dass er infolge einer Syndicats- 
klage Ersatz geleistet hat, und dass ein straf- oder dis- 
ciplinargerichtliches Erkenntnis vorliegt. Es ist sohin 
einerseits nicht erforderlich, dass über die Syndicatsklage durch 
Urtheil entschieden worden sei; es genügt vielmehr schon eine 
Entschädigung der klagenden Partei infolge der Klage. Anderer- 
seits kann aber hier unter einem disciplinargerichtlichen Er- 
kenntnisse nur das Erkenntnis des zuständigen Disciplinar- 
gerichtes verstanden werden. 

Als zuständige Disciplinargerichte wurden aber im § 8,. 
Ges. V. 21. Mai 1868 ausdrücklich nur die Oberlandesgerichte 
und der Oberste Gerichtshof erklärt und nur diesen, nicht aber 
auch den Präsidenten der Gerichtshöfe erster Instanz steht das^ 
Recht der Verhängung von Disciplinarstrafen zu (E. d. O. G. H., 
Nr. 8888). 

Ist die Erlassung des Zahlungsbefehles unzulässig, so ist 
vom Oberlandesgerichte nicht das ordentliche Verfahren ein- 

FQrstl, Civilprocessgesetzo. 56 
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zuleiten (§ 654), sondern der Antrag zurückzuweisen, weil zu 
dem ordentlichen Verfahren die gewöhnlichen Gerichte be- 
rufen sind. 

§ 20, Derselbe ist aufgehoben durch die Bestimmungen 
des § 602, wonach für die Einwendungen und das der Er- 
lassung des Zahlungsbefehles nachfolgende Verfahren die 
allgemeinen Vorschriften über das Mandatsverfahren gelten. 

Für den Mandatsprocess bleibt das Oberlandesgericht in 
erster Instanz zuständig. 

§ 21. Wenn ein Zahlungsbefehl in Getmßheit der Be- 
stimmungen des § 19 nicht erlassen werden kann, so können die 
Bückersatisansprüche des Staates gegen die richterlichen Beamten 
nur im ordentlichen Rechtswege vor dem nach allgemeinen Grund- 
sätzen zuständigen Gerichte erster Instanz gdtend gemacht werden. 

Die Hereinbri/ngung des Rückersatzes im administrativeti 
Wege ist ausgeschlossen. 

§ 22. Dem Rückersatzanspruche des Staates, gleichviel, 
ob derselbe im ordentlichen Rechtswege geltend gemacht unrd, 
oder ob über denselben ein Zahlungsbefehl erlassen worden ist, 
können die richterlicheti Beamten solche Hinwendungen nicht 
erUgegensetzeUj über welche in dem gegen sie als Mitbeklagte ge- 
führten Hauptprocesse verhandelt und entschieden worden ist, 
oder welche sie ungeachtet der an sie ergangenen Streitverkündigung 
in dem Hauptprocesse anzubringen versäumt haben. 

Die folgenden §§ 23 bis 25 betreflFen die Execution und 
werden bei Besprechung der Executionsordnung an passender 
Stelle ihren Platz finden. 

§ 26. Wenn zur Zeit der Erhebung der Ersatzklage der 
schuldtragende richterliche Beamte bereits gestorben, oder wenn 
der Tod desselben im Laufe des Haupt- oder Rückersatzprocesses 
erfolgt ist, so kommen die Bestimmungen dieses Gesetzes sowohl 
bezüglich des Haupt- als bezüglich des Rückcrscdzprocesses auf 
d%e Verlassenschaft oder die Erben dieses Beamten zur An- 
wendung, 

§ 27. Nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ist auch 
vorzugehen, wenn der Ersatz cmf Grund des Artikels 8 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867, Nr. 142 R.-G.Bl, 
wegen einer von einem richterlichen Beamten gesetzwidrig ver- 
fügten oder verlängerten Verhaßung angesprochen unrd. 

§ 28, Die kaiserliche Verordnung vom 12. März 1859, 
R.-G.-Bl. Nr, 46, tvird aufgehoben. 

Die Bestimmungen der kaiserlichen Batente vom 10, Februar 
1853, R,-G.-Bi Nr, 26, und vom 22. September 1857, R.-G.-Bl. 
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Nr, 179 y hetre/fend die Ersatssansprüche aus der Gerichtsver- 
waltung der Dominien, sowie die Bestimmungen des § 10 des 
Gesetzes vom 17. December 1862, E.-G.-Bl Nr, 7 des Jahres 
1863, über das Strafverfahren in Pressachen bleiben durch dieses 
Gesetz unberührt. 

An Stelle des § 10 des Strafverfahrens in Pressachen 
ist der § 491 St. P. O. getreten, welcher den Ersatz des 
Schadens einer erloschenen oder aufgehobenen Beschlag- 
nahme regelt. 

§ 29. Ersatzansprüche, welche auf Grund einer der Wirk- 
samkeit dieses Gesetzes vorhergegangenen Rechtsverletzung erheben 
tverden, sind nach den zur Zeit der erfolgten Rechtsverletzung 
in Wirksamkeit gestandenen gesetzlichen Bestimmungen zu be- 
urtheüen. 

Das Verfahren richtet sich in solchen Fällen nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes; es sind jedoch die beim Eintritt 
der Wirksamkeit desselben bereits anhängigen Verhandlungen nach 
den Normen der kaiserlichen Verordnung vom 12. März 1859 
zu Ende zu führen. 

Das Gesetz wirkt nicht zurück; für Unterlassungen vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes in einer nach Erlass desselben 
noch fortdauernden Vormundschaft haftet der Staat nicht. Wurde 
die Auszeichnung einer Vormundschaft im Waisenbuche vor 
der Activierung des Gesetzes unterlassen, so kann die Fort- 
dauer dieses Zustandes nicht als eine selbständige, eine Rechts- 
verletzung verursachende Unterlassung angesehen werden, weil 
kein Gesetz besteht, welches dem Gerichte zur Pflicht machen 
würde, alljährlich die Registratur zu perlustrieren und die 
Vormunddchaftsacten zu dem Ende durchzusehen, damit das 
Erforderliche in jeder einzelnen Vormundschaftspflege ange- 
ordnet werde, und weil eine solche Verpflichtung an und flir 
^ch dem Gerichte nicht aufgebürdet werden kann (E. d. O. 
G. H., Nr. 13571). 
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Das Mahnverfahren. 

Gesetz vom 27. April 1873, R.-G.-BI. Nr. 67. 



Dasselbe steht in Galizien, in der Bukowina und in 
Dalmatien nicht in Wirksamkeit. 

§ 1, Zur Eintreibung von Forderungen an Geld oder 
anderen vertretbaren Sachen kann der Gläubiger im Wege des 
Mahnverfahrens die Erlassung eines bedingten ZaJilungsbefehles 
gegen den persönlichen Schuldner begehren, wenn der geforderte 
Betrag oder Wert des in Anspruch genommenen Gegenstandes 
ohne Hinzurechnung von Zinsen und Nebengebüren die Summe 
von 200 fl, ö, W. nicht übersteigt, 

Forderungen, welche überhaupt oder zur Zeit bei den Ge- 
richten nicht geltend gemacht werden können, sowie Forderungen 
aus Wechseln eignen sich nicht für das Mahnverfahren, 

1. Gegenstand des Mahn Verfahrens sind Forderungen an 
Geld oder anderen vertretbaren Sachen (§ 548, Anm. 1) 
ohne Unterschied des Rechtsgrundes. Werden vertretbare 
Sachen angesprochen, so muss das Begehren alternativ auf 
einen Geldbetrag gerichtet sein (§ 4), der Zahlungsbefehl alter- 
nativ auf die angesprochenen vertretbaren Sachen und auf den 
Geldbetrag lauten (§ 6) und es kann sich der Schuldner jeder- 
zeit durch Leistung des in dem Zahlungsbefehle bezeichneten 
Geldbetrages von jeder Verbindlichkeit befreien (§ 15). 

Forderungen, die ihrem Betrage nach nicht bestimmt 
sind, eignen sich nicht für das Mahn verfahren. Unzulässig ist das 
Mahn verfahren fUr Forderungen aus W e c h s e 1 n, fUr Forderungen, 
welche den Verwaltungsbehörden oder einem Schiedsge- 
richte zur Entscheidung vorbehalten sind, welche nicht klag- 
bar oder nicht fällig erscheinen oder von einer Gegenleistung 
bedingt sind (§ 6). Dagegen ist es gleichgiltig, ob der An- 
spruch im ordentlichen Processe vor dem Gerichtshofe oder 
einem besonderen Causalgerichte ausgetragen werden müsste. 
Doch muss der Anspruch gegen den persönlichen Schuldner 
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geltend gemacht werden, mag dieser eine physische Person 
sein oder nicht. 

2. Der Zahlungsbefehl ist lediglich durch die Zulässigkeit 
des Widerspruches bedingt. Es steht im Belieben des 
Gläubigers, ob er im Wege des Mahnverfahrens den Zahlungs- 
befehl erwirken, ob er mit dem Gesuche die Klage verbinden 
(§ 19) oder mit Umgehung des Mahn Verfahrens im ordentlichen 
Rechtswege klagen will. Der Gläubiger kann wegen der 
Mehrkosten des etwa gewählten ordentlichen Processes aus 
§ 41 in keinem Falle verantwortlich gemacht werden, da die 
Möglichkeit des Widerspruches und einer dadurch veranlassten 
Verzögerung immer vornanden ist. Auf das Mahnverfahren 
haben die Gerichtsferien keinen Einfluss (§ 223). 

§ 2. Zur Erlassung des bedingten Zahlungsbefehles sind 
ausschließlich die Bezirksgerichte, beziehungsweise die städtisch- 
delegierten Bezirksgerichte berufen. 

Zuständig ist dasjenige Bezirksgericht, in dessen Sprengel 
der Schuldner seinen ordentlichen Wohnsitz hat. 

Das Bezirksgericht ist auch zuständig, wenn die Sache 
zur Competenz der Handels-, See- oder Berggerichte gehört. 
Wo selbständige Bezirksgerichte in Handelssachen bestehen 
(§ 2 J. N.) sind in Handelssachen (§ 51 J. N.) auch diese 
zur Erlassung eines bedingten Zahlungsbefehles zuständig 
(Art. XXVm, E. G.). 

Jeder besondere Gerichtsstand flir die Rechtssache fällt bei 
dem Mahnverfahren aus, also auch der besondere Gerichtsstand 
der Streitgenossenschafk (§ 93 J. N.). Gegen mehrere Schuldner 
kann daher ein Zahlungsbefehl mit einem Gesuche nur dann 
erwirkt werden, wenn sie sämmtlich im Sprengel desselben 
Bezirksgerichtes wohnen. Nur der Gerichtsstand des § 79 J. N. 
für Ansprüche von Richtern und gegen Richter vor dem Ge- 
richtshofe bleibt auch für das Mahnverfahren bestehen. Der 
Zahlungsbefehl ist in diesem Falle vom Vorsitzenden des Senates 
zu erfassen (Art. XIV, E. G. z. J. N.). 

Die Bestimmung des zuständigen Gerichtes durch den 
obersten Gerichtshof (§ 28 J. N.) ist für das Mahnverfahren ausge- 
schlossen, eine ausdrückliche <ider stillschweigende Prorogation 
unzulässig. Die Bestimmungen der Jurisdictionsnorm (§§ 65 ff.) 
über den Wohnsitz gelten auch für das Mahn verfahren. 

Wurde der Zahlungsbefehl von einem unzuständigen Ge- 
richte erlassen, so ist er deswegen an sich nicht wirkungslos, 
er wird vielmehr durch den unterlassenen Widerspruch unan- 
fechtbar. Durch die Einleitung des Mahnverfahrens wird an 
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der gerichtlichen Zuständigkeit fUr die nachträgliche Erhebung- 
der Klage nichts geändert (§ 18). 

§3. Gegen Personen, deren Aufenthalt unbekannt ist^ 
oder an welche die Zustellung außerhalb des Spretigels desjenigen 
Gerichtshofes erfolgen müsste, in welchem das gur Erlassung des 
Zahlungsbefehles zuständige Bezirksgericht seinen Sitz hat, soune 
gegen Personen, welche der Gerichtsbarkeit des ObersthofmarschaU- 
amtes unterstehen, kann der bedingte Zdldimgsbefehl nicht erlassen 
werden. 

Durch § 3 wird nicht bestimmt^ dass das Gericht über 
die Gesuchsangaben hinaus zu prüfen hat^ ob die Bestellung^ 
eines Curators oder die Zustellung außerhalb des Gerichtshof- 
sprengeis noth wendig werden kann, sondern nui*, dass die Er- 
lassung des Zahlungsbefehles zu verweigern ist, wenn aus dem 
Gesuche hervorgeht, dass der Aufenthalt des Schuldners unbe- 
kannt ist oder dass die Zustellung an denselben außerhalb des 
Gerichtshofsprengeis erfolgen müsste. Wenn der Zahlungsbefehl 
erlassen wurde, aber dem Schuldner wegen unbekannten Auf- 
enthaltes gar nicht oder wenn er ihm nicht innerhalb des 
Gerichtshofsprengeis zugestellt werden kann, so ist die Zu- 
stellung an einen Curator oder außerhalb des Gerichtshof 
sprengeis unzulässig. Derselbe ist nach Art. III der Vollzugs- 
vorschrift vom 6. Juni 1873, Z. 6699 in beiden Ausfertigungen 
bis zur Behebung des Hindernisses bei Gericht aufzubehalten. 

Die Bestimmungen über die Gerichtsbarkeit des Oberst- 
hofmarschallamtes trifft der Art. III, E. G. z. J. N. Selbstver- 
ständlich kann ein Zahlungsbefehl gegen fixterritoriale gleich- 
faUs nicht erlassen werden. Desgleichen ist das Mahnverfahren 
unzulässig zur Geltendmachung bestrittener Forderungen im 
Uoncm-se (§ 131, C. O.). 

§ 4. Das Gesuch um Erlassung des bedingten Zahlungs- 
befehles kann mündlich oder schrifllich angebracht werden. 
In demselben hat der Gläubiger: 

1. seinen und des Schuldners Namen, Stand oder Gewerbe 
und Wohnort zu bezeichnen; 

2. den Betrag der Forderung und den BectUsgrund der- 
selben und, wenn die Forderung aus mdireren Posten besteht, den 
Betrag jeder einzelnen Post und deren Bechtsgrund anzugeben. 

Hat die Forderung nicht Geld, sondern andere vertretbare 
Sachen zum Gegenstande, so muss der Gläubiger in dem Ge- 
suche den Betrag bezeichnen, den er anstatt derselben anzunehmen 
bereit ist. 



Digitized by V^OOQIC 



- 887 — 

Wegen mehrerer Forderungen dessdbeti Glävihigers wider 
denselben Schuldner kann, auch wenn sie nicht in thatsächlichem 
oder rechtlichem Zusammenhange stehen, die Erlassung des 
Zahlungsbefehles mit demselben Gesuche begehrt iverden, wenn 
diese Forderungen zusammen die im § 1 bezeichnete Summe 
nicht überschreiten. 

1. Für die Form des Gesuches sind die allgemeinen Vor- 
schriften über Schriftsätze (§ 75) und Protokolle (§ 79) maß- 
gebend. Das schriftliche Gesuch ist in einfacher Ausfertigung 
zu überreichen (§ 17) und die im § 4 vorgeschriebenen Er- 
fordernisse sind obligatorisch. Der Gerichtskanzlei kann 
aufgetragen werden, mündlich angebrachte Gesuche um Er- 
lassung eines Zahlungsbefehles im Mahnverfahren oder um Be- 
willigung der Execution auf bewegliches Vermögen auf Grund 
solcher Zahlungsbefehle, sowie die mündliche Erhebung eines 
Widerspruches durch Eintragung in ein über Mahnsachen zu 
führendes Register zu beurkunden; die Aufnahme von Proto- 
kollen unterbleibt in diesen Fällen. Von den auf Grund solcher 
Registereintragungen erlassenen Zahlungsbefehlen oder Exe- 
cutionsbewilligungen wird eine Urschrift oder Abschrift bei 
Gericht nicht zurückbehalten, sondern es genügt die Anmer- 
kung dieser Acte im Register (§ 59, Ger.-Verf.-Ges.). 

In diesem Falle hat der Richter die Eintragung in der 
Spalte 9 des Registers zu unterschreiben. Mündliche Gesuche 
oder Widerspiliche, welche der Kanzleibeamte (Kanzleigehilfe) 
ftir unstatthaft erachtet, die aber von der Partei nichtsdesto- 
weniger aufrecht erhalten werden, sind nicht in das Register 
einzutragen, sondern zu besonderem Protokolle zu nehmen 
(§ 229, Gesch.-().). 

2. Die Forderung ist ziffermäßig (Betrag) unter bestimmter 
Bezeichnung der Nebengebüren anzugeben. Werden vertret- 
bare Sachen angesprochen so sind dieselben nach quäle und 
quantum anzuführen, gleichzeitig ist der Geldbetrag ziffermäßig 
anzugeben, der alternativ gefordert wird. Werden Kosten an- 
gesprochen (§ 6), so sind dieselben in dem Gesuche zu liqui- 
dieren oder es ist das Kostenverzeichnis beizulegen (§ 64). 

Der Rechtsgrund der Forderung entspricht dem 
Klagegrunde des § 226 (Anm. 3). 

Das Rechtsverhältnis, auf welchem der Anspruch beruht, 
muss genügend individualisiert sein, um ftlr die Streitanhängig- 
keit und Ar die Fortsetzung des Verfahrens die Unterscheid- 
barkeit des Anspruches festzustellen. Ist der Rechtsgrund ein 
zweiseitiges Geschäft, so gehört dazu in der Regel die Behaup- 
tung der erfolgten Gegenleistung (Wilmowski, S. 908). Beweis- 
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anbietungen sind unnöthig. Objective Häufangist ge- 
stattet^ nur muss jeder einzelne Ansprach individualisiert sein. 
Auch subjective Häufung ist zulässig, sowohl wenn der- 
selbe Anspruch, als auch wenn verschiedene Ansprüche gegen 
verschiedene im Sprengel desselben Bezirksgerichtes wohnhafte 
Schuldner (§ 9) erhoben werden. 

Sowohl bei der objectiven (§ 227), als auch bei der sub- 
jectiven (§ 11) Häufung brauchen die mehreren Ansprüche 
nicht in thatsächlichem oder rechtlichem Zusammenhange 
(§ 227, Anm. 1) zu stehen. 

Als wesentlicher Inhalt des Mahngesuches erscheint end- 
lich das Begehren um Erlassung des Zahlungsbefehles, da 
sonst nicht zu ersehen ist, ob der Gläubiger die Einleitung des 
gewöhnlichen Verfahrens über eine Klage oder die Einleitung 
des Mahn Verfahrens anstrebt. 

§ 5. Das Gesuch ist ohne Anhörung des Schuldners zu 
erledigen. 

Dasselbe ist ssurüchzuweisen, wenn e^ den Bestimmungen 
der §§ 1 bis 4 nicht entspricht, oder wenn sich aus den Angcä)en 
des GesuchsteUers ergibt, dass die Forderung überhaupt oder zur 
Zeit unstatthaft, oder dass dieselbe noch durch eine Gegenleistung 
bedingt ist. 

Gegen die Erlassung des Zahlungsbefehles ist kein Rechts- 
mittel, gegen die Verweigerung der Recurs binnen acht Tagefi 
zulässig, 

1. Formmängel des Mahngesuches werden nach Vor- 
schrift der §§ 84, 85 zu verbessern sein. 

Werden dieselben nicht behoben, findet der Richter die 
Rechtssache zum Mahn verfahren nicht geeignet (§ 1), hält er 
sich für unzuständig (§ 2), die Erlassung des Zahlungsbefehles 
nach § 3 für unzulässig, ist die Forderung unstatthaft, nicht 
fällig, oder von einer Gegenleistung bedingt, ist das Begehren 
durch die thatsächlichen Angaben nicht begründet, so hat er 
den Antrag auf Eriassung des Zahlungsbefehles zurückzuweisen. 
Eine theilweise Zurückweisuag ist nur dann zulässig, wenn 
mehrere selbständige Ansprüche (Posten) geltend gemacht 
werden und der Abweisungsgrund nur einzelne dieser An- 
sprüche betriflFt. 

Die Prüfung erfolgt lediglich auf Grund der Angaben 
des Gesuchstellers. Der Inhalt des Gesuches ist als richtig 
vorauszusetzen, der Mangel der Processfähigkeit, der gesetz- 
lichen Vertretung und der besonderen Ermächtigung zurProcess- 
tührung (§ 6) ist von amtswegen zu berücksichtigen. 
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2. Ob die Gegenleistung vorher oder Zug um Zug zu 
erfolgen hat, bleibt sich gleich. Bei Mahngesuchen auf solche 
bedingte Leistungen muss angefilhrt werden, dass die Gegen- 
leistung bereits erfolgt sei, ohne dass eine Glaubhaftmachung 
oder Beweisanbietung erforderlich wäre. Solche Gegenleistungen, 
welche der Leistung des Schuldners nachzufolgen haben, z. B. 
Rückstellung des Schuldscheines, Ausfolgung der Quittung, 
fallen nicht unter die Vorschrift des § 5. 

Gegen die Erlassung des Zahlungsbetehles ist ein Rechts- 
mittel ausgeschlossen. Die Recursfrist gegen die Verweigerung 
des Zahlungsbefehles ist beibehalten (Art. XXVIII, E. G.), 
dieselbe ist eine Nothfrist, betrelOFs welcher alle bei § 464 ange- 
führten Bestimmungen gelten. Gegen den Kostenzuspruch steht 
jedoch der Recurs zu (E. d. O. G. H., Nr. 9938). 

§ 6. Der Zahlungsbefehl muss enthaltest: 

1. die Aufschrift: ZaJdungshefehl ; 

2. die im § 4, Ziffer 1 und 2 bejseichneten Angaben; 

S, den Auftrag an den Schuldner, binnen vierzehn langen 
nach Zustellung des Zahlungsbefehles zur Vermeidung der Exe- 
<;ution die Forderung sammt den geforderten Zinsen zu berich- 
tigen und die Kosten des Zahlu)igsbe fehles, falls deren Ersatz 
im Gesuche angesproclien wurde, in dem vom Richter bestimmten 
Betrage zu berichtigen oder gegen den Zahlungsbefehl Wider- 
spruch zu erheben; 

4, die Bemerkung, dass der Zahlungsbefehl nur durch Er- 
hebung des Widerspruches außer Kraft gesetzt werden könne. 

Ist die Erlassung des Zahlungsbefehles wegen mehrerer in 
besonderen Geldbeträgen ausgedrückter oder bewerteter Forderungen 
angesucht worden, so ist in dem Zahlungsbefehle die Berichtigung 
der Forderungen gesondert aufzutragen. 

Hat die Forderung nicht Geld, sondern andere vertretbare 
Sachen zum Gegenstände, so ist dem Shuldner in dem Zahlungs- 
befehle freizustellen, statt der geforderten Sachen den in dem 
Gesuche bezeichneten Betrag in Geld zu leisten. 

1. Die Bezirksgerichte haben zur Ausfertigung der 
Zahlungsbefehle, wenn dieselben nicht in Gemäßheit des § 19 
des Gesetzes in Form eines Bescheides auf die Klage, sondern 
in Form einer selbständigen Ausfertigung ergehen, Blanquette 
zu benützen, auf welchen die Aufsshrift „Zahlungsbefehl* mit 
einer in die Augen fallenden Schrift gedruckt ist und welche auch 
von außen mit dem Worte „Zahlungsbefehl*^ bezeichnet sind. 

1^1 Bezirken von gemischter Sprache sind die Zahlungs- 
befehle mit dieser Aufschrift von innen und von außen in allen 
im Bezii^ke üblichen Sprachen zu verseh^sn. 



Digitized by V^OOQIC 



— 890 — 

Die Zahlungsbefehle sind in Gemäßheit des § 212 des 
Gesetzes vom 3. Mai 1 853, Nr. 81 R.-G.-BL, mit dem Gerichts- 
siegel zu versehen (V. v. 6. Juni 1873, Z. 6699). Wird dem 
Gesuche ohne Einschränkung willfahrt, so kann der Gerichts- 
kanzlei die Entwerfung der Beschlussausfertigung aufgetragen 
und die Zurückbehaltung einer Urschrift oder Abschrift durch 
einen kurzen Bewilligungsvermerk auf der Eingabe oder dem 
Protokolle ersetzt werden (§ 56, Ger.-Verf.-Ges.). 

Wurde das Mahngesuch lediglich durch die Eintragung in 
<las Register beurkundet, so hat die Gerichtskanzlei den Zahlungs- 
befehl zu entwerfen und dem Richter zur Unterschrift vorzu- 
legen (§ 229, Gesch.-O.). 

2. Die Frist ist eine Leistungsfrist, daher unerstreckbar 
(§ 128, Anm. 2), die Qerichtsferien haben auf dieselbe keinen 
Einfluss (§ 223), die Berechnung der Frist erfolgt nach § 125» 
f^lUt das Ende der Frist auf einen Sonntag oder Feiertag, so 
ist der nächste Werktag als letzter Tag der Frist anzusehen 
(§ 126). Auch im Mahnverfahren kann eine Unterbrechung 
des Verfahrens (§§ 155 ff.) eintreten. 

Die Unterbrechung hat zur Folge, dass der Zahlungsbefehl 
nicht rechtskräftig werden kann und mit der Aufnahme de» 
Verfahrens die volle Frist zur Erhebung des Widerspruches 
von neuem zu laufen beginnt (§ 163). Wiedemnsetzung ist 
zulässig (§ 14). 

§ 7, Der Zahlungsbefehl ist dem Schuldner und, u?enn er 
gegen mehrere Schuldner gerichtet ist, einem jeden derselbefi zu 
eigenen Händen und dem Gläubiger zuzustellen. 

Die Zustellung an den Schuldner durch die Post ist un- 
zulässig. 

Für die Zustellung des Zahlungsbefehles an den 
Schuldner haben die in der Civilprocessordnung für die Zu- 
stellung von Klagen erlassenen Vorschriften (§§ 106, 107) zu 
gelten (Art. XXVIII, E. G.). Nachdem gemäß § 88 Zustellungen 
in der Regel durch die Post zu vollziehen sind, ist der Schluss- 
satz des § 7 aufgehoben. Die Zustellung des Zahlungsbefehles 
an den Gläubiger braucht nicht zu eigenen Händen zu ge- 
schehen. 

Die Vorsteher der Bezirksgerichte haben auf die genaue 
Befolgung der gesetzlichen Vorschriften über die Zustellung 
und auf den raschen Vollzug der letzteren ihr besonderes 
Augenmerk zu richten, die Gerichtsdiener und Gemeindevor- 
steher in dieser Beziehung sorgfkltig zu überwachen und den 
letztgenannten insbesondere die erforderlichen Weisungen und Be- 
lehrungen zu ertheilen (Art. II, M. V. vom 6. Juni 1873, Z. 6699). 
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§ 8, Zur Erhebung des Wider82)ruch€s genügt die von 
dem Schuldner bei dem Gerichte mündlieh oder schrifüich abge- 
gebene Erklärung, dass er gegen den Zahlungsbefehl Widerspruch 
erhebe. Der Angabe von Gründen bedarf es nicht. 

Der Widerspruch ist formlos. Jede Erklärung genügt^ 
welche die Absicht zu widersprechen erkennen lässt. Sowohl 
der Schuldner kann Widerspruch erheben, als auch ein anderer 
für ihn, ohne dass der Nachweis einer Vollmacht erforderlich 
wäre (§ 17). Daher kann auch der Nebenintervenient erfolgreich 
Widerspruch erheben. Die einzigen Erfordernisse des W^ider- 
spruches sind, dass er bei Gericht erfolge und dass die im 
Zahlungsbefehle festgesetzte Frist von 14 Tagen eingehalten 
werde. Eine Erklärung gegenüber dem Zustellungsorgane 
genügt nicht und für die Rechtzeitigkeit des Widerspruches 
sind die allgemeinen Vorschriften maßgebend. Die Tage des 
Postenlaufes werden nicht eingerechnet (§ 89, Ger.-Verf.-Ges.> 
und wenn der letzte Tag der Frist auf einen Sonn- oder Feier- 
tag fiUlt, 80 endet dieselbe am nächsten Werktage (§ 126). 
Die Bewilligung der Wiedereinsetzung gegen den Ablauf der 
Frist zur Erhebung des Widerspruches hat die Wirkung eines 
solchen (§ 14). 

Wird der Widerspruch schriftlich eingebracht, so ist er 
in einem Exemplare zu überreichen (§ 17), der Beibringung von 
Rubriken bedarf es nicht. Wird er mündlich zu Protokoll gebracht,, 
so kann das Protokoll in der Gerichtskanzlei aufgenommen (§ 56 
G. V. G.) oder der Widerspruch durch Eintragung in das über 
Mahnsachen zu führende Register (§ 59 G. V. G.) beurkundet 
werden, in welchem Falle die Aufnahme eines Protokolles 
unterbleibt. Der Widerspruch ist nicht nur dann einzubringen, 
wenn der Schuldner die Forderung nicht anerkennt, sondern 
auch, wenn die Voraussetzungen für die Erlassung des Zahlungs- 
befehles mangeln. MuthwilHge Widersprüche machen den 
Schuldner betreffs der Kosten ersatzpflichtig (§ 11). Eine Zurück- 
nahme des Widerspruches ist wirkungslos. 

§ 9. Hat der Schuldner rechtzeitig Widerspruch erhoben^ 
so verliert der Zahlungsbefehl seine Kraft. Dies gilt auch* für 
den Fali, dass der Widerspruch nur gegen einen Theü der 
Forderung gerichtet ist, oder dass gegen einen wider mehrere 
Schuldner wegen desselben Anspruches erlassenen Zahlungsbefehl 
der Widerspruch nur von einem der Schuldner erhoben wird. 

War jedoch durch den Zahlungsbefehl die Berichtigung 
mehrerer, in besofideren Geldbeträgen ausgedrückter Forderungen 
gesondert aufgetragen worden und wurde der Widerspruch aus- 
drücklich nur gegen die eine oder die andere dieser Forderungen 
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erhohen, so bleibt der Zahlungsbefehl in Ansehung der übrigen 
und der auferlegten Kosten in Kraft. 

Durch den Widerspruch wird die Zahlung der eingemahnten 
Forderung verweigert. Der Gläubiger muss, um dieselbe za 
erlangen, die Klage bei dem nach den allgemeinen Vorschriften 
zuständigen Gerichte erheben. 

Auch wenn nur gegen die Zinsen oder Kosten Wider- 
spruch erhoben wird, ist der Zahlungsbefehl seinem ganzen 
Umfange nach entkräftet. Ist der Zahlungsbefehl dagegen 
wegen mehrerer in besonderen Geldbeträgen ausgedrückter 
Forderungen (§§ 4, 6) erlassen worden, so ist zu unterscheiden, 
ob der Widerspruch allgemein gehalten oder ausdrücklich nur 
auf eine oder die andere Forderung beschränkt ist. 

Im ersteren Falle tritt der Zahlungsbefehl seinem ganzen 
Umfange nach außer Kraft, im letzteren bleibt diese Wirkung 
auf die betreffende widersprochene Forderung beschränkt. 

Der Widerspruch gegen einen Theil einer der Forderungen 
entkräftet den Zahlungsbefehl betreffs dieser ganzen Forderung. 
Wurde der Zahlungsbefehl gegen mehrere Schuldner wegen 
eines und desselben Anspruches erhoben, so wirkt der von 
einem der Schuldner erhobene Widerspruch für alle, ohne 
Rücksicht darauf, ob eine nothwendige Streitgenossenschaft 
(§ 14 C. P. O.) vorliegt oder nicht. Wurde der Zahlungsbefehl 
gegen mehrere Schuldner wegen verschiedener Ansprüche er- 
hoben, so dass jeder derselben einen anderen Anspruch, eine 
iu besonderem Betrage aasgedrückte Forderung zu entrichten 
hat, so hat der von dem einen Schuldner erhobene Widerspruch 
keinen Einfluss auf die anderen Schuldner. 

§ 10, Von dem rechtzeitig erhobenen Widerspruche sind 
der Gläubiger und der Schuldner zu verständigen. 

Ein verspätet erhobener Widerspruch ist mit Hinweisung 
auf die verstrichene Frist zurückzuweisen ; einer Verständigung 
des Gläubigers bedarf es in diesem Falle nicht. 

Der Widerspruch ist in formeller Beziehung (§§ 84, 85) 
und auf seine Rechtzeitigkeit zu prüfen. Verspätet eingebrachte 
Widersprüche sind zurückzuweisen. Von dem rechtzeitig er- 
hobenen Widerspruche sind der Gläubiger und der Schuldner 
unter Zurückbehaltung des Widerspruches (§ 17) zu verstän- 
digen. Die Verständigung zu eigenen Händen ist nicht vor- 
geschrieben, doch muss dieselbe an den Auftraggeber selbst 
erfolgen, wenn die Vollmacht für die den Widersprach erhebende 
Person nicht nachgewiesen worden ist (§ 17). 

Die Erledigung muss erkennen lassen, gegen welche von 
mehreren in besonderen Geldbeträgen ausgedrückten Forde- 
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rangen der Widerspruch erhoben worden ist, resp. welcher 
von mehreren Schuldnern Widerspruch erhoben hat. Falls 
vom Schuldner Kosten angesprochen werden, sind dieselben 
gegen den Gläubiger zum Ersätze binnen 14 Tagen bei 
sonstiger Execution zuzusprechen (§ 11). Die Entwerfung der 
Beschlussausfeiiigung kann der Gerichtskanzlei aufgetragen 
werden, in welchem Falle die Zurückbehaltung einer Urschrift 
oder Abschrift durch einen kurzen Bewilligungs vermerk oder 
eine Anmerkimg im Register ersetzt werden kann (§§ 56, 59 
Ger.-Verf.-Ges.). Nach § 313 Gesch.-O. hat die Gerichtskanzlei 
die Benachrichtigung der Parteien von dem rechtzeitig erhobenen 
Widerspruch auch ohne richterlichen Auftrag und ohne Ein- 
holung eines gerichtlichen Beschlusses zu besorgen. 

Die Zurückweisung eines verspäteten Widerspraches ist 
von der Gerichtskanzlei auszufertigen und dem Richter zur 
Unterschrift vorzulegen (§ 229, Gesch.-O.). 

Die Zurückweisung des Widerspruches als verspätet sowie 
die Höhe des Kostenzuspruches können mittels Recurses an- 
gefochten werden. Die Recursfrist beträgt acht Tage (§ 12). 

§ 11. Die Kosten der Erlassung des bedingten Zahlungs- 
befehles sind, wenn gegen denselben rechtzeitig Widersjyruch er- 
hoben wurde, von dem Gläubiger zu tragen, und es ist demselben 
der Ersatz der Kosten des Widerspruches, falls er vom Schuldner 
angesprochen wird, in dem vom Richter zu bestimmenden Be- 
trage aufzuerlegen. 

Wird infolge des Widerspruches Klage erhoben, so ist 
über die angesprocJienen Kosten des Mahnverfahrens, wie über 
einen Theil der Kosten des Rechtsstreites zu erkennen. 

BetreflFs der Kosten gelten die allgemeinen Bestimmungen 
(§§ 41 ff.). Die Ertheilung des Armenrechts (§ 63) ist zulässig. 
Dem obsiegenden Gläubiger können die Kosten nicht auferlegt 
werden, weil das Gericht der Ansicht ist, dass er den Wider- 
spruch hätte voraussehen können. Hat der Gläubiger nur 
Wegen eines Theiles der im Mahnverfahren angesprochenen 
Summe geklagt, so ist nur ein entsprechender Theil der Kosten 
des Mahn Verfahrens zuzusprechen. Im Falle passiver Streit- 
genossenschaft wird gemäß § 46 nur jener Schuldner für die 
Kosten des Mahnverfahrens haftbar sein, welcher Widerspruch 
erhoben hat. 

War der Widerspruch gegen den Zahlungsbefehl aus for- 
mellen Gründen berechtigt (weil das Mahnverfahren unzulässig, 
das Gericht unzuständig gewesen), so können die Kosten des 
Mahnverfahrens dem Schuldner sachgemäß nicht auferlegt 
werden, auch wenn er sonst im Processe unterliegt, denn in 
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Bezug aut das Mahnverfahren ist er dann jedenfalls der ob- 
«iegende Theil (Wilmowski, S. 916). Voraussetzung des Zu- 
spruches der Kosten des Mahn Verfahrens im Processe ist deren 
Liquidierung (§§ 52, 54). 

§ 12, Gegen die Bescheide, wodurch der Widerspruch 
jsurückgewiesen und dem Gläubiger der Ersatz der Kosten des 
Widerspruches auferlegt wird, ist der Recurs binnen der Frist 
von acht Tagen zulässig, 

§ 13, Das Ansuchen um Erlassung des Zahlungsbefehles 
hat in Betreff der Anhängigkeit der Streitsache bei Gericht und 
4er Unterbrechung der Verjährung die Wirkung einer Klage; 
4iuf die Begründung des Gerichtsstanies der Widerklage und der 
zusammenhängenden Streitsachen jedoch ist dieses Ansudien ohne 
Wirkung. 

Tritt der Zahlungsbefehl durch Erhebung des Widerspruches 
'außer Kraft, so ist die Verjährufig bis zur Erhebung des Wider- 
•Spruches als gehemmt anzusehen, 

1. Das Gesuch um Erlassung des Zahlungsbefehles ist — 
-abgesehen von der Begründung des Gerichtsstandes der Wider- 
klage (§ 96 J. N.) und der Streitgenossenschaft (§ 94 (J. N.) -- 
bezüglich der Wirkungen der Streitanhängigkeit der Klage 
gleichgestellt (§§ 232, 233). Die »Sti-eitanhängigkeit wird durch 
Zustellung des Zahlungsbefehles begründet. Zur Wahrung 
einer Frist, sowie zur Unterbrechung des Ablaufes einer Frist 
genügt, wenn nichts anderes vorgeschrieben ist, die Ueber- 
reichung des Mahngesuches bei Gericht. Die processrechtliche 
Folge der Streitanhängigkeit ist nach § 233 die, dass während 
ihrer Dauer über den geltend gemachten Anspruch weder bei 
•demselben noch bei einem andern Gerichte ein Rechtsstreit 
-durchgeführt werden darf. Zweifellos ist hiemit dem Gläubiger 
die Möglichkeit genommen, wegen derselben Forderung gleich- 
zeitig bei verschiedenen Gerichten das Mahnverfahren und den 
Rechtsstreit einzuleiten (Motive, S. 16). 

Neben den processrechtlichen Wirkungen sind mit der 
Streitanhängigkeit auch materiellrechtliche Folgen, insbesondere 
bezüglich der Verjährung (§ 1497 a. b. G. B.), des neuerlichen 
-Zinsenlaufes (§ 1335 a. b. G. B.) verbunden. Sofern zur 
Wahrung dieser Rechtsfolgen eine Frist einzuhalten ist, genügt 
^ie Ueberreichung des Mahngesuches, falls nicht, wie in den 
^§ 338, 378, 824 a. b. G. B. die Zustellung der Klage aus- 
Klrücklich vorgeschrieben ist. 

2. Wird gegen den Zahlungsbefehl Widerspruch nicht 
-erhoben, so erwächst derselbe in Rechtskraft (§ 411), dieselbe 
•erlischt jedoch, wenn binnen 6 Monaten nach Zustellung des 
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Zahiungsbefehles an den Schuldner die Zwangsvollstreckung 
nicht begehrt wird (§ 16). 

Die rechtzeitige Erhebung des Widerspruches hebt die 
Folgen der Streitanhängigkeit^ der unbenutzte Ablauf der 
sechsmonatlichen Executionsfrist die Folgen der Rechtskraft 
auf, wie wenn sie niemals eingetreten wären. Die Rechts- 
wirkuneen der erfolgten Einniahnung (§§ 1334, 1335 a. b. G. B.) 
bleiben jedoch aufrecht. Die Unterbrechung der Verjährung 
hört gleichfalls auf, doch bleibt die Verjährung für die Zeit 
von der Einbringung des Begehrens um Erlassung des Zahlungs- 
befehles bis zur Zustellung der Erledigung über den Wider- 
spruch gehemmt. Die Zwischenzeit wird also in die Verjährungs- 
frist nicht eingerechnet. 

Anders gestaltet sich die Sache, wenn der Zahlungsbefehl 
in Gemäßheit des § 16 durch Nichtbenutzung während der 
Frist von 6 Monaten außer Kraft tritt. In diesem Falle war 
der Zahlungsbefehl bereits durch eine stillschweigende Aner- 
kennung zu einem unbedingten Zahlungamandate geworden, 
und es entspricht den Grundsätzen des btlrgerlichen Rechtes, 
die durch diese stillschweigende Anerkennung bewirkte Unter- 
brechung der Verjährung aufrecht zu erhalten (Motive). 

§ 14, Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen 
unverschuldeter Versäumung der Frist zum Widerspruche ist 
binnen acht Tagen, na^chdem defn Schuldner die Versäumung he- 
kannt geworden und das Hindernis weggefalkn ist, anzusuchen. 
Die Beicilligung der Wiedereinsetzung hat die Wirkung des 
Widerspruches, ohne dass es einer neuerlichen Erhebung des- 
selben bedarf, 

Ist von dem Schuldner die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand angesudit worden, so kann gegen ihn, bis zur erfolgten 
Abweisung d^s Gesuches, die Eaecution nur bis zur Sicherstellung 
geführt werden. 

Für die Wiedereinsetzung gelten die allgemeinen Vor- 
schriften der §§ 146 flf. mit der Abweichung, dass die ver- 
säumte Processhandlung nicht nachgeholt werden muss (§ 149), 
nachdem die Bewilligung der Wiedereinsetzung die Wirkung 
des W^iderspruches hat, ohne dass es einer Erhebung desselben 
bedarf. Die Frist zur Einbringung des Wiedereinsetzungsbe- 
gehrens ist durch Art. XXVIII E. G. auf 14 Tage verlängert 
worden. 

§ 15. Hat der Schuldner weder Zahlung geleistet^ noch 
rechtzeitig Widerspruch erhoben^ so ist dem Gläubiger über sein 
Ansuclien die Execution auf Grund des Zahlungsbefehles zu 
bewilligen. 
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Ist der Zahlungsbefehl über Forderungen ergangen, welche 
nicht Geld, sondern andere vertretlmre Sachen zum Gegenstände 
haben, so bleibt dem Schuldner jederzeit unbenommen, sich von 
der auf Hereinbringung dieser Sachen geführten Execution durch 
Leistung des in dem Zahlungsbefehle bezeichneten Geldbetrages 
sammt NebengebOren zu befreien. 

Da bei den Zahlungsbefehlen^ welche nicht Geld, sondern 
andere vertretbare Sachen zum Gegenstande haben, dem 
Schuldner nach § 15 des Gesetzes jederzeit unbenommen bleibt, 
sich von der auf Hereinbringung der geforderten Sachen ge- 
führten Execution durch Leistung des in dem Zahlungsbefehle 
bezeichneten Geldbetrages sammt Nebengebüren zu befreien, 
so werden die Schuldner auch in den auf Grund solcher 
Zahlungsbefehle erlassenen £xecutionsbescheiden auf die ihnen 
durch das Gesetz vorbehaltene alternative Zahlungsmodal itfit 
aufmerksam zu machen sein (Art. IV M.-V. vom 6. Juni 1873, 
Z. 6699) 

Die Gesuche um Bewilligung der Execution können in 
der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen (§ 56 G. V. G.) 
und es kann derselben aufgetragen werden, wenn es sich um 
Bewilligung der Execution auf bewegliches Vermögen handelt, 
das Gesuch durch Eintragung in ein über Mahnsachen zu 
führendes Register zu beurkunden. Von solchen Executions- 
bewilligungen wird eine Urschrift oder Abschrift nicht zurück- 
behalten, sondern es genügt die Anmerkung dieser Acte im 
Register (§ 59 G. V. G.). 

§ 16. Unterlässt der Gläubiger vor dem Ablaufe von 
sechs Monaten nach Zustellung des Zahlungsbefehles an den 
Schuldfher die Execution gegen derselben zu begehren, so trüt 
der Zahlungsbefehl in Ansehung dieses Schuldners unbeschadet 
der nach § 13, Abs. 1, eingetretenen Unterbrechung der Ver- 
jährung außer Kraft. 

Die Rechtsfolgen der Einmahnung und der Unterbrechung 
der Verjährung bleiben bestehen, auch wenn nicht rechtzeitig 
die Zwangsvollstreckung durchgeführt worden wäre. Die Ver- 
jährung beginnt von neuem zu laufen. Nach Ablauf der sechs- 
monatlichen Frist kann ein neues Mahngesuch eingebracht oder 
die Klage erhoben werden, ohne dass dem Schuldner die Ein- 
wendung der Rechtskraft zustehen würde. Die Erwirkung eines 
neuen Zahlungsbefehles ist für den Gläubiger mit so geringer 
Mühe verbunden, dass ihm durch diese Beschränkung der Dauer 
der Wirksamkeit kein erheblicher Nachtheil erwächst (Motive). 

Damit der Zahlungsbefehl durch Ablauf der Zeit nicht 
außer Kraft trete, muss die Execution gegen den Schuldner mit 
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Ablauf von sechs Monaten nicht nur begehrt, sondern auch 
vollzogen worden sein. Es ist unzulässig, dass der Gläubiger 
innerhalb der 6 Monate zwar die Execution begehrt, sich aber 
vorbehält, dieselbe erst auf seine Anmeldung vornehmen zu 
lassen, und die Anmeldung über 6 Monate hinaus verzögert 
und diese Zeit hindurch der Schuldner von dem Executions- 
begehren keine Kenntnis erhält (E. d. O. G. H. Nr. 8477). 

Wurde der Zahlungsbefehl gegen mehrere Schuldner er- 
lassen, die Zwangsvollstreckung jedoch nicht gegen alle 
Schuldner rechtzeitig vollzogen, so tritt der Zahlungsbefehl be- 
treffs jener Schuldner außer Kraft, gegen welche die Execution- 
nicht vollzogen worden ist. 

§17. Schriftliche Eingaben um Erlassung des Zahlungs- 
befehles und zur Erhebung des Widerspruches sind in einem 
Exemx)lare zu überreichen und bei Gericht aufzubehalten. 

Die Zahlungsbefehle, sowie die zur Verständigung des 
Gläubigers und Schuldners von dem Widerspruche erforderlichen 
Ausfertigungen sind amtlich zu verfassen'^ der Beibringung von 
Rubriken bedarf es zu diesem Zwecke nicht. 

Die Mittheilung einer Abschrift der über das Ansuchen 
um Erlassung des Zahlungsbefehles oder über die Erhebung des 
Widerspruches aufgenommenen Protokolle an die Gegenpartei 
findet nicht statt. 

Personen, welche im Namen des Schtddners Widerspruch 
erheben, sind nicht verpflichtet, sich zu diesem Einschreiten mit 
einer Vollmacht auszuweisen. Die Zustellung der gerichtlichen 
Erledigung hat jedoch, wenn eine VoUmacht nicht beigebracht 
wurde, an den Auftraggeber selbst zu erfolgen. 

§ 18. In dem Mahnverfahren und in Ansehung der Execution 
auf Grund eines Zahlungsbefehles kommen, soweit in diesetn Gesetze 
nicht etwas Anderes angeordnet ist, die Bestimmungen des Ge- 
setzes über das summarische Verfahren zur Anwendung. 

Durch die Einleitung des Mahnverfahrens wird an der 
gerichtlichen Zuständigkeit für die nachträgliche Erhebung der 
Klage nichts geändert. 

An Stelle der Bestimmungen des Gesetzes über daa 
Summarverfahren haben nach Art. II E. G. die Bestimmungen 
für das Verfahren vor Bezirksgerichten zu treten. 

§ 19. Der Gläubiger kann das Begehren um Erhssung 
des Zahlungsbefehles auch in einer zur Eintreibung der For- 
derung erhobenen Klage stellen, wenn für die Klage und die 
Erlassung des Zahlungsbefehles dasselbe Gericht zuständig ist. 

In diesem Falle hat das Gericht den Zahlungsbefehl mittels 
Bescheides auf die Klage und mit dem Beisatze zu erlassen, 

Farstl, CiviJprocessge«etze. 57 
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dass im Falle des Widerspruches das tveitere Verfahren über 
die Klage staMfipiden werde. Eine van dem Kläger zu über- 
reichende Abschrift der Klage ist außubehalten. 

Wird von dem Geklagten gegen den ZMungsbefeM Wider- 
spruch erhoben, so hat das Gericht die TagsatBung eur Verhand- 
luf^ über die Klage in dem nach dem Gesetze zur Anwendung 
kommenden Verfahren anzuordnen und hiezu beide Parteien in 
Erledigung des Widerspruches vorzuladen. 

Findet das Gericht das Begehren um Erlassung des 
Zahlungsbefehles unstatthaft, so hat es unter Zurückweisung des- 
selben sofort über die Klage die Tagsatzung zum gesetzlichen 
Verfahren anzuordnen. 

In den Fällen dieses Paragraphes wird die Anhängigkeit 
der Streitsache bei Gericht und die Unterbrechung der Verjährung 
durch die Anbringung der Klage begründet. 

Es ist «lern Gläubiger überlassen, in einer förmlichen 
Klage um Erlassang des Zahlangsbefehles anzusuchen, wenn 
für die Klage und das Mahngesuch dasselbe Gericht zu- 
ständig ist. In diesem Falle muss die Klage alle nach § 226 
vorgeschriebenen Erfordernisse haben und ist dieselbe wie jede 
andere Klage diesbezüglich zu prüfen. Ist die Klage wohl zur 
Einleitung der Streitverhandlung, nicht aber zur Erlassung des 
Zahlungsbefehles geeignet (§§ 1, 3, 5), so ist nach §§ 437, 438 
die Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung anzuordnen, 
falls die der Erlassung des Zahlungsbefehles entgegenstehenden 
Hindemisse nicht behoben werden können. Ist die Klage wohl 
zur Erlassung des Zahlungsbefehles, nicht aber zur Einleitung 
der Streitverhandlung geeignet und kann der Mangel nicht be- 
hoben werden, so ist nur der Zahlungsbefehl zu erlassen und 
die Ablehnung des Begehrens auf seinerzeitige Einleitung der 
Streitverhandlung auszusprechen und zu begründen. 

Die Klage ist nach § 80 nur in so viel Ausfertigungen zu 
überreichen, dass jedem der Beklagten eine Ausfertigung zugestellt 
und eine für die Acten zurückbehalten werden kann. Für den Kläger 
ist nur eine Rubrik erforderlich. Wii*d kein Widerspruch erhoben, so 
treten dieselben Folgen, wiebei den gewöhnlichen Mahngesuchen ein. 
Ueber rechtzeitigen Widerspruch ist nach §§ 437, 438 die 
Streitverhandlung anzuordnen. 

Dip, Kosten des Widerspruches sind in diesem Falle nicht 
sofort zuzusprechen (§ 52). 

Ueber mündlich angebrachte Klagen, in welchen der 
Gläubiger das Begehren um Erlassung eines bedingten Zahlungs- 
befehles stellt, muss ein besonderes Protokoll aufgenommen 
werden. Dieses Protokoll kann nicht durch Beurkundung des 
Antrages im Register ersetzt werden (§ 229, 6esch.-0.). 
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Gesch.-O.). Ist jedoch eine Tagsatzung bereits angeordnet, so 
ist der Nebenintervenient zu derselben zu laden, weil er nach 
Abs. 3 des § 18 dem Hauptverfahren zuzuziehen ist. Im be- 
zirksgerichtlichen Verfahren sind die Beitrittserklärungen des 
Nebenintervenienten in der Gerichtskanzlei zu Protokoll zu 
nehmen (§ 131 Gesch.-O.), wenn die Partei nicht durch einen 
Advocaten vertreten ist (§ 434). 

4. Zu § 21 (S. 46). 

Die Zustellung der Streitverkündigung erfolgt ohne irgend 
eine Beschlussausfertigung. Im bezirksgerichtlichen Verfahren 
ist die Streitverkündigung nicht vom Richter, sondern in der 
Gerichtskanzlei zu Protokoll zu nehmen (§ 131 Gesch.-O.), 
wenn die Partei nicht durch einen Advocaten vertreten ist. 

5. Zu § 22 (S. 48). 

Schriftsätze, welche eine Aufforderung und Ladung des 
Auetors enthalten oder den Kläger von der Auetorbenennung 
benachrichtigen, sind ohne irgend eine Beschlussausfertigung 
zuzustellen. Vor Abgabe zur Zustellung hat die Gerichtskanzlei 
(Kanzleiabtheilung) die inhaltliche Uebereinstimmung der 
Schriftsätze zu prüfen und unrichtige Angaben über die erste 
Tagsatzung durch einen entsprechenden Vermerk amtlich 
richtigzustellen. Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist die 
Auetorbenennung nicht vom Richter, sondern in der Gerichts- 
kanzlei zu Protokoll zu nehmen (§ 131 Gesch.-O.), wenn die 
Partei nicht durch einen Advocaten vertreten ist. 

6. Zu § 27, Anm, 2 (S, 53), 

Bei der ersten Tagsatzung findet Anwaltszwang nicht 
statt (Vergl. § 239, S. 386). 

7. Zu § 36, Anm. 2 (S. 67). 

Im bezirksgerichtlichen Verfahren ist die Anzeige des 
Widerrufes oder der Kündigung der Vollmacht nicht vom 
Richter, sondern in der Gerichtskanzlei zu Protokoll zu nehmen, 
wenn die Partei nicht durch einen Advocaten vertreten ist. 
Schriftsätze, mittels deren dem Gegner der Widerruf oder 
die Kündigung der Vollmacht zur Processführung oder zur 
Vornahme einzelner Processhandlungen und die Bestellung eines 
anderen Advocaten angezeigt wird, sind ohne irgend eine Be- 
schlussausfertigung zuzustellen (§ 131 Gesch.-O.). 

8. Zu den §§ 40, 200 (S. 76, 337). 

1. Die Einzahlung von Gebüren, Geldstrafen und sonstigen 
Beträgen, für deren richtigen Eingang von amtswegen gesorgt 
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werden muss, ist bei jedem Gerichte ausschließlich von dem 
dnrch den Gerichtsvorsteher dazu bestimmten Beamten der 
Zustellungsabtheilung oder durch den Zustellungsbeamten zu 
betreiben. 

Dazu gehört insbesondere die Zahlung: 

1. der während eines gerichtlichen Verfahrens auflaufen- 
den Qebüren, welche von den Parteien zu berichtigen sind 
(Gebüren abgeordneter gerichtlicher Beamten und Diener, vom 
Adressaten nicht berichtigte Zustellungsgebüren, Gebüren der 
Notare als Gerichtscommissäre, der Vollstreckungsorgane, 
Zeugen und Sachverständigen, Gebüren für die gerichtliche 
Anfertigung von Protokolls- und Beilageabschritten und von 
Eubriken, Kosten von Verlautbarungen, für arme Parteien vor- 
schussweise bestrittene Gebüren u. s. w.); 

2. der in bürgerlichen Rechtssachen oder in Strafsachen 
verhängten Geldstrafen (Ordnungs-, und Muthwillensstrafen, Geld- 
strafen zur Erwirkung von Handlungen, Duldungen und Unter- 
lassungen u. 8. w.), einpchlicßlich der durch strafgerichtliche 
Urtheile verhängten Geldstrafen (§§ 50 ff. der Vollzugsvorschrift 
zur Strafprocessordnung"); 

3. der einem Verwalter bei Erledigung der Verwaltungs- 
rechnung rechtskräftig auferlegten Ersätze,* die durch Einrech- 
nung auf die zugesprochene Belohnung oder auf den Ersatz 
des Aufwandes nicht hereingebracht werden können (§ 118 E. O.). 

Bis zur Einleitung der Execution gegen den Zahlungs- 
pflichtigen haben sich die richterlichen Beamten des Gerichtes 
mit der Einhebung von Gebüren, Geldstrafen und anderen an 
das Gericht zu leistenden Zahlungen nicht zu befassen (§ 104 
Gesch.-O.). 

2. Die einzuhebenden Beträge, mit Ausnahme der Zustellungs- 
gebüren, sind dem mit der Zahlungsbetreibung betrauten Be- 
amten, sobald die Zahlungspflicht feststeht, mittels Gebürenzettels 
nach Formular Nr. 15 bekanntzugeben; die Gebürenzettel sind 
von dem Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) der Gerichtsabthei- 
lung oder des richterlichen Beamten zu unterschreiben, bei 
welchem die Sache anhängig ist oder war. Sollen für ein 
anderes Gericht aus Anlass gewährter Rechtshilfe oder aus 
anderen Gründen derlei Geldbeträge eingehoben werden, so ist 
das Ersuchen, wenn es nur die Einhebung betrifft, unmittelbar 
aus der Einlaufstelle dem Beamten zu übergeben, der die Ein- 
zahlung zu betreiben hat; sonst erfolgt dessen Beauftragung, 
wie bei den Zahlungsansprüchen des eigenen Gerichtes, mittels 
Gebürenzettels des Kanzleibeamten (Kanzleigehilfen) der Ge- 



Digitized by V^OOQIC 



— 902 ^ 

ricbtsabtheilang oder des richterlichen Beamten^ an welchem 
das Schreiben gelangte. 

Die Kosten der Einschaltung von Edicten in die öflFent- 
lichen Blätter oder anderer Verlautbarungen sind unmittelbar 
von der Zustellungs- und Executionsabtheilung (Zustellungs- 
abtheilung) dem mit der Zahlungsbetreibung betrauten Beamten 
mittels Oebürenzettels bekanntzugeben. 

Die ausständigen ZustellungsgebUren sind unmittelbar aus 
den Zustellungsbüchem zu entnehmen; die Zustellungsgebüren, 
die für andere Gerichte eingehoben werden müssen^ sind aus 
den einlangenden Zustellungsscheinen vor deren Uebersendung 
an die einzelnen Abtheilungen oder Kanzleibeamten unter fort- 
laufenden Zahlen in ein besonderes Verzeichnis einzutragen. 

Die Gebürenzettel und Ersuchen um Einhebung von 
Geldbeträgen sind in chronologischer Ordnung nach Jahrgängen 
aufzubewahren (§ 105 Gesch.-O.). 

3. Die zahlungspflichtige Partei ist unter Bestimmung 
einer achttägigen Frist und unter Androhung der zwangsweisen 
Eintreibung zur Zahlung aufzufordern (Zahlungsauftrag); dies 
gilt insbesondere auch für die Einhebung von Zustellungs- 
gebUren, welche bei Vornahme der Zustellung nicht bezahlt 
wurden. 

Der Zahlungsauftrag ist nach Formular Nr. 16 auszu- 
fertigen. Bei Einforderung der Kosten für eine angeordnete 
Einschaltung eines Edictes in öffentliche Blätter ist^ soweit 
nicht vom Gerichte etwas anderes verfügt wird, die Androhung 
der zwangsweisen Eintreibung durch die Benachrichtigung 
zu ersetzen, dass die Einschaltung des Edictes und die Zustel- 
lung des zu Verlautbarenden Beschlusses an die Betheiligten 
erst nach Einzahlung der Kosten erfolgen wird. Die Ein- 
forderung der Kosten hat in diesem Falle mittels des Formulares 
Nr. 17 zu geschehen (§ 106 Gesch.-O.). 

Die Gerichte, die am Anweisungsverkehre des Post- 
sparcassenamtes theilnehmen, haben allen Aufträgen und Auf- 
forderungen einen entsprechend ausgefertigten Empfangs- Erlags- 
schein zur Verwendung für die Einzahlung beizuschließen 
(§ 102 Gesch.-O.). 

4. Die Ausfertigung des Zahlungsauftrages liegt dem mit 
der Zahlungsbetreibung betrauten Beamten ob, der auch den 
Zahlungsauftrag zu unterschreiben hat. Ein Entwurf des 
Zahlungsauftrages wird nicht zurückbehalten, sondern die Er- 
lassung des Zahlungsauftrages unter Angabe des Datums auf 
dem Gebürenzettel, im Zustellungsbuche oder in dem Verzeich- 
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nisse der Zustellungsgebüren, die für andere Gerichte einzu 
heben sind, bei der fraglichen Post angemerkt. 

Im Zahlungsauftrage ist der Name und das Amtszimmer 
des Beamten anzugeben, der zur Empfangnahme der Zahlung 
berechtigt ist. Die Zahlungsaufträge ergehen unter der im 
Gebürenzettel angegebenen Qeschäftszahl oder unter der Zahl 
des Verzeichnisses über fremde Zustellungsgebüren, bei Zu- 
stellungsgebüren aber, die in einem Zustellungsbuche vorgemerkt 
sind, unter der Geschäftszahl der ursprünglichen Zustellung 
mit dem Beisatze „Gebür". 

Die Zahlungsaufträge sind wie gerichtliche Erledigungen 
zuzustellen; Zahlungsaufträge, die durch Gerichtsdiener zugestellt 
werden, sind als besondere Zustellungsstücke mit den übrigen 
gleichzeitig übergebenen Schriftstücken in das Zustellungsbuch 
des Dieners einzutragen. Für die Zustellung von Zahlungs- 
aufträgen ist eine Zustellungsgebür nicht einzuheben. 

Die ausgefertigten Zahlungsaufträge sind vor ihrer Ab- 
sendung dem Beamten zur Einsicht vorzuweisen, bei dem die 
Einzahlung stattzufinden hat. Er hat jede vorgeschriebene Gebtlr, 
mit Ausnahme von Zustellungsgebüren, auf Grund der vorge- 
legten Zahlungsaufträge sogleich in das Geldbuch einzutragen 
(§ 107 Gesch.-O.). 

Bei Gerichten, bei welchen nur ein Kanzleibeamter an- 
gestellt ist, hat die Vorschreibung im Geldbuche und die Aus- 
fertigung der Zahlungsaufträge ohne Ausfertigung von Gebüren- 
zetteln zu geschehen (§ 108 Gesch.-O.). 

5. Die Einzahlung hat zu Händen des Beamten zu erfolgen, 
welchem der Vorsteher des Gerichtes die Führung des Geld- 
buches übertragen hat; andere gerichtliche Beamte sind zur 
Empfangnahme solcher Zahlungen nicht berechtigt. Der 
Gerichtsdiener, der den Zahlungsauftrag zustellt, kann vom 
Gerichtsvorsteher ermächtigt werden, Zahlungen bis zum Betrage 
von 20 fl. in Empfang zu nehmen. Die Ermächtigung zur 
Empfangnahme ist unter Angabe des einzuhebenden Betrages 
durch Vermerk auf den Acten oder sonst in schriftlicher Form 
zu ertheilen und der Partei vorzuzeigen (§ 96, Gesch.-O.). Der 
Qerichtsdiener hat in diesem Falle die Zahlung auf dem der Partei 
übergebenen Zahlungsauftrage zu bestätigen und den übernom- 
menen Betrag sogleich nach der Rückkunft zu Gericht dem zur 
Empfangnahme der Zahlung berechtigten Beamten zu über- 
geben. Der Empfang ist von letzterem auf aem zugehörigen 
Actenstücke oder auf einem besonderen Blatte durch Angabe 
des Betrages und der Geldbuchpost zu bestätigen. Mit dieser 



Digitized by V^OOQIC 



— 904 — 

Empfangsbestätigung hat sich der Diener gegenüber dem Be- 
amten, der mit der Zahlungsbetreibung beauftragt ist, über die 
Ausführung seines Auftrages auszuweisen. Alle unmittelbaren 
Einzahlungen sind diesem Beamten täglich unter Angabe der 
Zahlungsaufträge, auf die sie sich beziehen, von dem Beamten, 
der das Geldbuch führt, mitzutheilen und auf Grund dieser 
Nachricht unverweilt in die Gebürenzettel, Zustellungsbücher 
oder in das Verzeichnis über fremde Zustellungsgebüren ein- 
zutragen. 

Dem zur Empfangnahme der Zahlungen ermächtigten 
Beamten liegt auch die Abführung der eingezahlten Beträge 
an das Steueramt, den Ortsarmenfond oder an die bezugs- 
berechtigten Personen und Behörden ob. 

Die auf Ersuchen eines anderen Gerichtes eingehobenen 
Geldbeträge sind ohne Schreiben mittels Postanweisung oder 
durch das Postsparcassenamt zu übersenden. Auf dem Coupon 
der Postanweisung, auf dem Erlagscheine oder auf dem Check 
ist die Geschäftszahl des Ersuchens, der eingezahlte Betrag 
und das absendende Gericht anzugeben; die Absendung ist 
durch einen entsprechenden Vermerk im Geldbuche bei der 
betreffenden Einzahlungspost festzustellen. Die Belege über 
die Einzahlung zur Post sind nach Jahrgängen in der Reihen- 
folge der Geldbuchsposten, auf welche sie sich beziehen, auf- 
zubewahren. 

Eine Bestätigung über den Empfang der übersendeten 
Beträge ist im Verkehre zwischen inländischen Gerichten auch 
dann nicht zu fordern, wenn die Zahlung nicht im Anweisungs- 
verkehre des Postsparcassenamtes bewirkt wurde. 

In gleicher Weise kann die Auszahlung an die zum 
Bezüge von Gebüren berechtigten Personen stattfinden (§ 109, 
Gesch.-O.). 

Zahlungen, die von einem am An weisungs verkehre be- 
theiligten Gerichte zu erfolgen haben, sind mit Check anzu- 
weisen (§ 102 Gesch.-O.). 

6. Nach fruchtlosem Ablaufe der im Zahlungsauftrage 
gegebenen Frist bat der mit der Zahlungseintreibung betraute 
Beamte die Execution einzuleiten. Dies geschieht dadurch, 
dass er den Namen der zahlungspflichtigen Person, den schul- 
digen Betrag und das Vermögen, auf welches Execution geführt 
werden soll, dem zur Executionsbewilligung berufenen Richter 
des Gerichtes oder des am Sitze des Gerichtshofes befindlichen 
Executionsgerichtes mit dem Ersuchen um Eintreibung im 
Executionswege mittheilt; als solches Ersuchen genügt die 
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Beifügung der Worte „Um execationsweise Einhebung wird 
gebeten**. Muss die Execution im Sprengel eines anderen 
Gerichtes geführt werden, so ist dieses in derselben Weise 
um die Eintreibung des Betrages zu ersuchen; das Ersuchen 
ist jedoch in diesem Falle vom Vorsteher des Gerichtes durch 
Beisetzung seiner Unterschrift zu genehmigen. 

Die Einleitung der Execution zur Eintreibung von Be- 
trägen, die für ein anderes Gericht einzuheben sind, unter- 
bleibt, wenn sich die Partei durch einen Postschein ausweist, 
den Betrag mittels Postanweisung oder durch das Postspar- 
cassenamt unmittelbar an das ersuchende Gericht abgesendet 
zu haben. Das Datum des Postscheines ist bei der Vorschreibung 
der Zahlung (Gebürenzettel, Zustellungsbuch u. s. w.) zu notieren 
<§ 110 Gesch.-O). 

7. Geldstrafen sind durch executionsweise Abnahme und 
Verkauf eines entsprechenden Theiles des vorgefundenen 
beweglichen Vermögens einzutreiben (§ 2 J. M. V. vom 
5. November 1852, Nr. 227 R.-G.-BL, und §§ 3 und 4 der 
Justiz-Ministerialverordnung vom 11. Februar 1855, Nr. 30 
R.-G.-BL). 

Wo diese Art der Execution, wie bei Gebüren, Ersätzen 
u. a. nicht zulässig ist oder wo sie ohne Erfolg versucht wurde, 
ist gegen die zahlungspflichtige Partei die Execution nach Maß- 
gabe der Bestimmungen der Executionsordnung einzuleiten und 
durchzuführen. 

Dem mit der Betreibung der Einzahlung betrauten Be- 
amten kommt in diesem Verfahren die Stellung eines be- 
treibenden Gläubigers zu. Wird die Execution zu Gunsten einer 
bezugsberechtigten Privatperson geführt (Zeugen, Sachver- 
ständige u. s. w.), so sind die aus Anlass des Execution s Ver- 
fahrens zu entrichtenden Stempel- und Gebürenbeträge aus dem 
Executionserlöse vor der Gebürenforderung zu bezahlen. Mit 
dem zu deren Bezahlung verfügbaren Executionserlöse ist nach 
% 109 zu verfahren. 

Der mit der Zahlungsbetreibung betraute Beamte hat von 
der Einleitung der Execution abzusehen, wenn die zum Be- 
züge berechtigte Privatperson selbst die Execution zu führen 
sich bereit erklärt oder auf die Execution verzichtet. 

Wenn wegen Geldstrafen auf Liegenschaften Execution 
geführt werden soll, ist die Finanzprocuratur um die Exe- 
cutionsführung durch das Gericht zu ersuchen (§ 3 J. M. V. 
vom 5. November 1862, R.-G.-B1. Nr. 227 und § 5 J. M. V. 
vom IL Februar 1855, Nr. 30 R.-G.-Bl.). Der mit der Zahlungs- 
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betreibung betraute Beamte hat über die Nothwendigkeit einer 
Bolcben Execationsftthrang dem Richter (Vorsitzenden des Se- 
nates), der die Geldstra^ verhängt hat, wenn sie aber von 
einem höheren Gerichte verhängt wurde, dem Richter oder 
Senatsvorsitzenden, bei dem die Sache in erster Instanz an- 
hängig war, oder dem vom Vorsteher des Gerichtes sonst dazu 
bestimmten richterlichen Beamten kurz schriftlich zu berichten. 
In gleicher Art ist über die Uneinbringlichkeit des ein- 
zahebenden Betrages zu berichten. Auf Grand der ertheilten 
Bewilligung ist der Betrag im Geldbuche als uneinbringlich ab- 
zuschreiben (§ 111 Gesch-0.). 

8. Gebliren, die aus Anlass der Gewährung der Rechts- 
hilfe erwachsen und nicht aus dem Amtspauschale berichtigt 
werden müssen, sind dem ersuchenden Gerichte bei Erledigung 
des Ersuchens mit dem Bemerken bekannt zu geben, den Ge- 
bürenbetrag unmittelbar an das Geldbuch einzusenden, z. B. 
„an das Geldbuch des Bezirksgerichtes N.", oder „an das Be- 
zirksgericht N. (für das Geldbuch) *^. Die Erledigung des Er- 
suchens ist vor ihrer Absendung dem mit der Führung des 
Geldbuches und dem mit der Zahlungsbetreibung betrauten Be- 
amten zur entsprechenden Vormerkung vorzulegen (Vid. Geld- 
buch — Vid. Zustellungsbeamter o. ä.). 

Wenn die Gebür innerhalb einer angemessenen Zeit nicht 
eingeht, hat der mit der Zahlungsbetreibung betraute Beamte 
das Ersuchen um Einsendung der Gebür zu erneuern und so- 
dann alle weiteren Schritte einzuleiten, welche nach Lage der 
Sache zur Erlangung der Gebürenzahlung vorzunehmen sind. 
Auch in diesem Falle hat weder der Leiter der Abtheilung für 
Rechtshilfesachen, noch ein anderer richterlicher Beamter mit 
der Einhebung der Gebür etwas zu thun; deren Betheiligung 
an der Ordnung der Gebürenfrage ist mit dem nach Absatz 1 
gestellten Begehren um Uebersendung der Gebür zu Ende 
(§ 112 Gesch.-O.). 

9. Soferne nach dem Gesetze Geld, Geldwert oder Wert- 
papiere in der Gerichtskanzlei zu erlegen sind oder dieser Er- 
lag neben dem gerichtlichen Erläge zugelassen ist (§§261,284, 
285, 296, 366, 386, 393 E. O. u. a.) hat der Erlag zu Händen 
des mit der Führung des Geldbuches betrauten Beamten zu er- 
folgen (§ 113 Gesch.-O.). 

9. Zu § 60 (S. 110), 

Die Anträge nach Absatz 2 und 3 können bei Bezirks- 
gerichten in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen werden 
(§ 319 Gesch.-O.); wenn die Partei nicht durch einen Advo- 
caten vertreten. 
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10. Zu § 62 (S. 112), 

Der Antrag nach Absatz 1 kann bei Bezirksgerichten 
in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen werden (§ 319 
Gesch.-O.). 

11. Zu § 63 (S. 114). 

Die mit der Bewilligung des Armenrechtes verbundenen 
Begünstigungen (§ 64 C. P. O.) kommen nur derjenigen Person 
zu, der das Armenrecht gewährt wurde. Sie gehen weder auf 
deren Rechtsnachfolger über, noch nehmen die Streitgenossen 
daran theil. Falls unter mehreren Streitgenossen nur einer oder 
einige das Armenrecht genießen, sind die aus Anlass des Rechts- 
streites zu entrichtenden Stempel und andere Staatsgebüren von 
den übrigen Streitgenossen allein im vollen Betrage zu ent- 
richten (§ 1 M. V. V. 23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-Bl ). 

Die Bewilligung des Armenrechtes erstreckt sich auf das 
Rechtsmittel verfahren und auf das in der Rechtssache statt- 
findende Executionsverfahren, vorausgesetzt, dasa im letzteren 
Falle zwischen der rechtskräftigen Beendigung des Processes 
und der Einleitung des Executiousveriahrens nicht mehr als 
ein Jahr verstrichen ist. Sonst muss die Bewilligung des Armen- 
rechtes für das Executionsverfahren mittels besonderen An- 
suchens bei dem Gerichte erwirkt werden, das zar Bewilligung 
der Execution zuständig ist. 

Eine einstweilige Befreiung von der Berichtigung der 
Kosten, welche durch den Vollzug einer Haft entstehen 
(§ 366 E. O.) ist mit der Bewilligung des Armenrechtes nicht 
verbunden (§ 2 M. V. vom 23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.BL). 

Alle Eingaben einer Partei, welche das Armenrecht ge- 
nießt, sind auf dem ersten Bogen an der Stelle, wo sonst der 
Stempel angebracht wird, mit dem Worte „Armenrecht** zu 
bezeichnen. In gleicher Weise ist auf den gerichtlichen Proto- 
kollen, wenn nicht von einer anderen Partei der Protokoll- 
Stempel entrichtet werden muss, die Bewilligung des Armen- 
rechtes ersichtlich zu machen (§ 3 M. V. vom 23. Mai 1897, 
Nr. 130 JI..G.-B1.). 

12. Zu den §§ 64, 405 (S. 116, 692). 

1. Mit der Vertretung armer Parteien in Rechtssachen, für 
welche die Vertretung durch Advocaten gesetzlich nicht geboten 
ist, sowie mit der Abfassung und Ueberreichung von Berufungs- 
schriften für arme Parteien ohne Advocaten (§ 64, Z. 4C. P. O. 
und § 90 G. O. G.) können außer den Beamten der Staats- 
anwaltschaft sowohl richterliche als nicht richterliche Beamte 
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des Processgerichtes betraut werden. Bei letzteren ist darauf 
zu achten, ob sie die für die Aufgaben eines ProcessbevoU- 
mächtigten im einzelnen Falle erforderlichen Kenntnisse und 
Erfahrungen besitzen, und es sollen nebstdem Personen von 
der Vertretung armer Parteien thunlichst ferne gehalten werden, 
von denen zu befürchten ist, dass sie derlei Vertretungen dazu 
benützen könnten, um sich auch mit anderen Parteisachen zu 
befassen und Parteien Rathschläge zu ertheilen oder für sie 
Eingaben anzufertigen. 

Der amtliche Vertreter, der einer Partei zur Wahrung 
ihrer Rechte bei der mündlichen Verhandlung beigegeben wird 
(§ 64, Z. 4 C. P. O.) ist von der Uebertragung der Vertretung 
an berechtigt, für die arme Partei alle Processhandlungen vor- 
zunehmen, zu welchen die einem Advocaten ertheilte Process- 
voUmacht kraft des Gesetzes ermächtigt (§ 31 C. P. O.). 

Die Bestellung eines amtlichen Vertreters für die arme 
Partei erfolgt in dem Beschlüsse, der auf Grund der Klage er- 
geht, wenn aber die Vertretung sich nur auf die Abfassung 
und Ueberreichung der Beruf ungsschrift bezieht, durch be- 
sonderen Beschluss. 

Die Uebertragung der Vertretung wird dadurch bewirkt, 
dass das Concept des Beschlusses dem zum Vertreter bestellten 
staatsanwaltschaftlichen oder gerichtlichen Beamten zui» Ein- 
sicht vorgelegt wird; von der armen Partei ist dem amtlichen 
Vertreter eine Vollmacht nicht zu ertheilen. 

Dem amtlichen Vertreter ist weder eine Abschrift des 
Protokolles über die Klage, noch eine Ausfertigung des anzu- 
fechtenden Urtheiles zuzustellen; er hat nach Empfang des 
Vertretungsauftrages beides in den Gerichtsacten einzusehen. 

Der für die Ueberreichung der Berufungsschrift bei- 
gegebene amtliche Vertreter hat im Eingange der Berufungs- 
schrift auf den gerichtlichen Beschluss Bezug zu nehmen, durch 
den er diesen Auftrag erhielt (§ 133, Gesch.-O.). 

2. Die Beträge, welche zur Bestreitung von Gebüren und 
Auslagen für arme Parteien vorläufig aus dem Staatsschatze 
geleistet werden müssen, sind aus dem Amtspauschale zu ent- 
nehmen. Erreichen dieselben eine solche Höhe, dass das Amts- 
pauschale nach Abzug dieses Aufwandes seinen sonstigen 
Zwecken nicht mehr genügen würde, so ist der Oberlandes- 
gerichtspräsident um Ergänzung des Amtspauschales zu ersuchen. 
Bei Gerichtshöfen sowie bei Bezirksgerichten mit größerem G©- 
schäftsumfange sind die für die arme Partei geleisteten Vor- 
schüsse in einer Tabelle nach Formular Nr. 18 vorzumerken. 
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Die zur Aufnahme in die Tabelle bestimmten Aufträge 
und Beschlüsse mtissen dem Beamten, der mit der Führung 
der Tabelle betraut ist, in geeigneter Weise zur Kenntnis ge- 
bracht werden; ebenso die vorkommenden Zahlungen oder 
Rückzahlungen, wenn sie nicht von diesem Beamten selbst ge- 
leistet oder entgegengenommen werden, 

Falls dem Gegner der armen Partei der Ersatz von 
Processkosten auferlegt wird, sind die noch nicht erstatteten 
Beträge an Gebüren und Auslagen (§ 64, Z. 5) durch das Ge- 
richt unmittelbar beim Gegner einzuheben (§§ 104ff.). In 
gleicher Weise findet die gerichtliche Einhebung der vorge- 
schossenen Auslagen und Gebüren statt, wenn die zum Armen- 
rechte zugelassene Partei zur Nachzahlung der Beträge ver- 
halten wird, von deren Berichtigung sie auf Grund des Armen- 
rechtes einstweilen befreit war (§ 134, Gesch. 0.). 

3. Wenn von mehreren an einem gerichtlichen Verfahren 
betheiligten Personen einzelne das Armenrecht genießen, so 
sind die Gebüren, welche die befreite Person in dem Verfahren 
hätte aufwenden müssen^ mittels eines Verzeichnisses nach 
Formular Nr. 19 vorzumerken. 

Das Verzeichnis ist für jede Rechtssache besonders zu 
führen und nach Abschluss des gerichtlichen Verfahrens oder 
nach dem Aufhören der Vormerkung dem zur Gebürenbemessung 
bestimmten Amte in Urschrift zu übersenden (§ 136, Gesch. -O.). 

4. Die nach ZiflFer 4 aufgenommene Klage ist mit einem in 
Urschrifl auf dem Protokolle anzubringenden Vermerke in Ur- 
schrift zu übersenden (§ 200, Gesch.-O.). 

13. Zu § 65 (S. 117), 

1. Gesuche um Bewilligung des Armenrechts sind auch 
bei Gerichtshöfen in der Gerichtskanzlei aufzunehmen (§ 319, 
Gesch.-O.). Wenn sie dem Processgerichte übersendet werden 
müssen, sind die Protokolle ohne richterliche Beschlussfassung 
lediglich mit einem kurzen, die Uebersendung betreffenden 
Vermerke in Urschrift zu überschicken. Der Vermerk ist 
gleichfalls in Urschrift auf dem Protokolle anzubringen und 
dem Richter zur Unterschrift vorzulegen (§ 200, Gesch.-O.). 

2. Auf Grund von Zeugnissen, die vor mehr als einem 
halben Jahre vor Anbringung des Gesuches um Bewilligung 
des Armenrechts ausgefertigt und bestätigt sind, darf eine Be- 
willigung des Armenrechts nur stattfinden, wenn die im einzelnen 
Falle zur Ausfertigung oder Bestätigung den Zeugnisses berufenen 
Behörden innerhalb der letzten sechs Monate die fortdauernde 
Richtigkeit des Zeugnisses durch eine auf diesem angebrachte 
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schriitliche Erklärung bekräftigt haben. Bei Abgabe dieser 
Erklärung ist in derselben Weise, wie bei der ursprfinglichen 
Ausfertigung und Bestätigung vorzugehen (§ 6, M. V. vom 
23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-Bl). 

3. Das Zeugnis ist von dem Gemeindevorsteher oder 
einem zu dessen Vertretung berufenen Mitgliede des Gemeinde- 
vorstandes derjenigen Gemeinde auszufertigen, in welcher die 
Partei zur Zeit ihren Wohnsitz oder Aufenthalt hat, und bedarf, 
sofern es sich nicht um Gemeinden mit eigenen Statuten handelt, 
der Bestätigung der landesfürstlichen politischen Bezirksbehörde. 
Der Gemeindevorsteher des Ortes, an welchem sich eine Partei, 
die im Inlande ihren Wohnsitz hat, nur vorübergehend auf- 
hält, darf ein Zeugnis zum Zwecke der Erlangung des Armen- 
rechtes nicht ausfertigen (§ 7, M. V. v. 23. Mai 1897, Nr. 130 
R.-G.-Bl.). 

4. Die Partei kann das Begehren um Ausstellung des 
Zeugnisses zur Erlangung des Armenrechtes bei dem Gemeinde- 
vorsteher oder in der Gemeindekanzlei ihres Wohnsitzes oder 
ständigen Aufenthaltes mündlich oder schriftlich anbringen. 

Das Zeugnis ist nach Formular Nr. 1 der M. V. vom 
23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-BL, auszufertigen. Die Partei 
kann bei mündlicher Anbringung d^s Begehrens ein ent- 
sprechend vorbereitetes Formular vorlegen; insbesondere kann 
sie auch die Erklärung des Hauseigenthümers und des Seel- 
sorgers (Vorstandes der israelitischen Cultusgemeinde) vor der 
Anbringung des Begehrens selbst erwirken. 

Wird das Begehren schriftlich gestellt, so muss dem 
Gesuche jedenfalls der ausgefüllte und von der Partei unter- 
schriebene Fragebogen beiliegen. 

Wenn dies nach den besonderen Umständen nothwendig 
oder zweckmäßig erscheint, und insbesondere in zweifelhaften 
Fällen, kann der Gemeindevorsteher vor der Entscheidung über 
die Ertheilung oder Verweigerung des Zeugnisses das Gutachten 
des Gemeindeausschusses oder der mit der Durchführung der 
<5flFentlichen Armenpflege in der Gemeinde betrauten Organe 
einholen (§ 11, M. V. v. 23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-B.). 

Der Gemeindevorsteher hat das Zeugnisformular, nöthigen- 
falls nach Vervollständigung der Angaben des Zeugniswerbers 
und der Auskünfte des Hauseigenthümers, dem Seelsorger des 
Zeugniswerbers (Vorstand der israelitischen Cultusgemeinde) 
im kurzen Wege zur Erklärung über die Richtigkeit der vom 
^eugniswerber angegebenen Umstände zu übersenden. 

Die Uebersendung hat zu unterbleiben, wenn: 



Digitized by V^OOQIC 



— 911 — 

1. Der Seelsorger (Vorstand der israelitischen Cultus- 
gemeinde) die Mitwirkung bei der Ertheilung solcher Zeugnisse 
überhaupt ablehnt^ oder 

2. wenn er weder in der Gemeinde noch in deren Nähe 
seinen Amtssitz hat. 

Der Ortsseelsorger (Vorstand der israelitischen Cultus- 
gemeinde) kann die Richtigkeit der Angaben des Zeugnis- 
werbers ganz oder blofi theilweise bestätigen oder die Angaben 
ab durchaus unrichtig erklären, oder endlich erklären, dass er 
sich einer Aeußerung über diese Angaben enthalten müsse, 
weil ihm die Verhältnisse des Zeugniswerbers nicht hinreichend 
genau bekannt sind. 

Verweigert der Ortsseelsorger (Vorstand der israelitischen 
Cultusgemeinde) eine Aeußerung, so hat der Gemeindevorsteher 
dies durch den Beisatz zu beurkunden : „Dem Seelsorger (Vor- 
stand der israelitischen Cultusgemeinde) zur Einsicht übersendet, 
aber ohne Bemerkung zurückgelangt** (§ 12 M. V. v. 23. Mai 1897, 
Nr. 130 R -G.-Bl). 

Das von dem Gemeindevorsteher ausgefertigte Zeugnis 
ist ohne Zuschrift unter Umschlag an die landesfürstliche po- 
litische Bezirksbehörde einzusenden. Wenn sich der Zeugnis- 
werber dazu erbietet, kann ihm das Zeugnis ausgefolgt werden, 
damit er selbst die Bestätigung der landesfUrstlichen politischen 
Bezirksbehörde einhole. 

Das mit der Bestätigung versehene Zeugnis ist von der 
landesfürstlichen politischen Bezirksbehörde der Partei auszu- 
händigen, falls diese sich zu dessen Empfangnahme dort meldet, 
sonst aber der Partei durch Vermittlung des Gemeindevorstehers 
zu übersenden (§ 13 M. V. v. 23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-Bl). 

In Städten mit eigenen Gemeindestatuten obliegt die 
Ausfertigung der Zeugnisse dem Bürgermeister oder sie werden 
im Auftrage des Bürgermeisters und in dessen Namen von einer 
der mit den Geschäften des übertragenen Wirkungskreises be- 
trauten städtischen Behörden ausgefertigt. Die Gemeinde- 
organe, welche Zeugnisse zur Erlangung des Armenrechtes 
auszufertigen oder zu bestätigen haben und die Anordnungen 
über das Verfahren für Erwirkung und Ertheilung solcher 
Zeugnisse sind in den einzelnen Gemeinden mit eigenen Statuten 
öffentlich kundzumachen und dem Justizministerium zur Ver- 
lautbarung durch das Justizministerial- Verordnungsblatt unver- 
weilt mitzutheilen (§§ 14, 16, 16, M. V. v. 23. Mai 1897, Nr. 130 
R.-G.-Bl). 

Die Zeugnisse sind nach Formular 2 auszufertigen. In 
die hiebei zu verwendenden Blankette können nach Maßgabe 
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der erlassenen Anordnungen Ergänzungen aufgenommen werden 
(§ 17, M. V. V. 23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-BI.). 

5. Die Verweigerung des Zeugnisses oder seiner Be- 
stätigung ist der Partei unter kurzer Angabe der Gründe durch 
einen Bescheid, gegebenenfalls auf der Rückseite des überreichten 
Zeugnisformulares mitzutheilen. Der Bescheid muss eine Be- 
lehrung über das Recht zui' Beschwerdeführung und über die 
Recursfrist enthalten. 

Das Zeugnisformular mit dem Bescheide ist der Partei 
mit thunlichster Beschleunigung zurückzustellen (§ 18, M. V. 
V. 23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-Bl.). 

Der Rechtszug gegen abweisende Erledigungen des Ge- 
meindevorstehers geht an die politische Bezirksbehörde, gegen 
abweisende Erledigungen der Gemeinden mit eigenen Statuten, 
der politischen Bezirksbehörden und gegen abweisende Recurs- 
erledigungen an die politische Landesbehörde, gegen abweisende 
Erledigungen der Pupillarbehörde an deren Recursinstanz 
(§§ 19, 20, M. V. V. 23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-Bl). 

U, Zu § 66 (S, 120). 

Entscheidungen über Gesuche um Gewährung des Armen- 
rechtes, in welchen ausgesprochen ist, dass der armen Partei 
ein Advocat beizugeben ist, sind der Partei sammt den Gesuchs- 
beilagen, die nicht bei Gericht zurückbehalten werden, durch 
Vermittlung des Ausschusses der Advocatenkammer zuzustellen, 
die den Advocaten für die arme Partei zu benennen hat. Der 
Beschluss ist dem Ausschusse in einer einzigen Ausfertigung 
zuzusenden und von diesem vor Zustellung an die Partei durch 
die Einfügung des Namens des Advocaten zu ergänzen, welcher 
der Partei zur vorläufigen unentgeltlichen Wahrung ihrer Rechte 
beigegeben wird. Die Zusendung der Beschlussausfertigung 
dient zugleich als Benachrichtigung des Ausschusses von der 
Bewilligung des Armenrechtes (§ 132, Gesch.-O.). 

15, Zu § 69 (S, 122). 

Das Gericht, zu dessen Kenntnis gelangt, dass jemand 
in einem wegen des Arraeurechtes ertheilten Zeugnisse wissent- 
lich unrichtige Angaben gemacht oder Unrichtiges wissentlich 
als wahr bestätigt hat, hat dies zum Zwecke der Geltend- 
machung etwaiger Schadensersatzansprüche der zuständigen 
Finanzprocuratur anzuzeigen (§ 135, Gesch.-O.). 

16, Zu § 74, Änm. 1 (S, 128). 

1. Auskünfte oder Aufklärungen, nach welchen sich 
außerhalb einer mündlichen Verhandlung oder Tagsatzung ein 
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Bedürfnis ergibt, sind entweder durch kurze schriftliche Auf- 
forderungen (Formular 13) zur Uebersendung von Acten, zur 
Beibringung von Beweisen, zur Bekanntgabe von Adressen, 
Vorlage von Urkunden u. s. w., oder durch mündliche Einver- 
nehmung der Parteien zu verschaffen. In gleicher Weise sind 
durch mündliche Einvernehmung alle Zwischenfälle zu erledigen, 
für welche eine förmliche mündliche Verhandlung nicht vor- 
geschrieben ist und die unmittelbare Besprechung mit der Partei 
oder deren Vertreter der Sachlage nach als das beste Mittel 
erscheint, um Fragen und thatsächliche Verhältnisse einfach 
und rasch aufzuklären oder zu ordnen. Die Einvernehmung 
von Personen, die sich nicht am Orte des Gerichtes aufhalten, 
kann durch das Abfordern schriftlicher Aeußerungen ersetzt 
werden. 

Die Aufforderung, vor Gericht zur Auskunftsertheilung 
oder zur Einvernehmung zu erscheinen, kann mittels Vorlade- 
zettels nach Formular Nr. 14, oder wenn das Porto gedeckt 
oder voraussichtlich einbringlich ist, mittels Correspondenzkarte 
geschehen. Wo keine weitere Vorbereitung nöthig ist, genügt 
es, den Zweck des Erscheinens durch die Worte „zur Aus^ 
kunftsertheilung" oder »zur Einvernehmung* auszudrücken. 

Unter den angegebenen Voraussetzungen wird von der 
Einvernehmung der Parteien und Betheiligten insbesondere 
Gebrauch zu machen sein, um Mängel der ProcessfUhigkeit, 
der gesetzlichen Vertretung oder der Ermächtigung zur Process- 
führung zu beseitigen oder zu ermitteln, ob mit dem Aufschub- 
von Processhandlungen für die processunftlhige Partei oder 
deren Gegner Gefahr verbunden ist (§§ 6, 8, 9 C. P. 0.), um 
die Bedenken, welche gegen die Echtheit einer Vollmacht be- 
stehen, zu beheben (§ 30), um die Aufklärungen zu erlangen, 
welche das Gericht bei einer Entscheidung über die Entziehung 
des Armenrechts und deren Rechtsfolgen (§ 72) oder bei der 
Entscheidung über die Einleitung eines vorbereitenden Ver- 
fahrens bedarf (§ 247), oder um der Partei bei Fristverlänge- 
rungen oder Fristkürzunj^en, bei Erstreckung von Tagsatzungen 
u. s. w. die von ihr zu bescheinigenden Umstände zu be- 
zeichnen. 

Die Einvernehmung (Anhörung) kann, soweit nicht für 
den einzelnen Fall im Gesetze etwas anderes angeordnet ist, 
ohne gleichzeitige Anwesenheit der übrigen einzuvemehmenden 
Personen und ohne Aufnahme eines Protokolles geschehen; es 
genügt ein kurzer schriftlicher Actenvermerk über das Ergebnis 
der Einvernehmung. 

Ebensowenig erfordert die Einvernehmung, dass jeder der zu 
befragenden Personen Gelegenheit gegeben wird, sich über die 

Ffirstl, CiTl1procefl0geset«e. 53 
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von den übrigen Personen abgegebenen Erklänmgen zu äoßem 
(§ 86,-Qe8ch. O.). 

Ladungen znr Ertheilong von Auskünften^ zn infor- 
mierenden Einvemebmungen, zur Besprechung über die Be- 
seitigung von Formgebrechen an Schriftsätzen und andere 
Ladungen^ ftir welche nicht eigentliche Zustellung vorgeschrieben 
ist, können mittels des Telephones erfolgen (§ 100, Gesch.-O.). 

2. Schriftliche Eingaben können auch im telegraphischen 
Wege erfolgen (§ 89 G. O. G.). Sie müssen in der ftlr sie 
sonst vorgeschriebenen Form mittels Schriftsatz wiederholt 
werden, wenn der Depesche wesentliche gesetzliche Erforder- 
nisse des Schriftsatzes fehlen. Dem Erfordernisse der Unter- 
schrift der Partei oder des Advocaten kann durch die nach- 
folgende kurze, schriftliche Erklärung, mit dem Inhalte der 
Depesche einverstanden zu sein oder sie zu vertreten, und dem 
Erfordernisse der Beilegung von Urkunden durch die nach- 
trägliche Einsendung der Urkunden und der nothwendigen Ab- 
schriften genügt werden. 

Ist ein Schriftsatz in mehreren Ausfertigungen zu über- 
reichen, so sind diese nachträglich an das Gericht zu über- 
senden, wenn nicht schon die Depesche das Ersuchen enthält, 
Abschriften der telegraphischen Eingabe auf Kosten der Partei 
anzufertigen. 

Der zur Deckung dieser Kosten voraussichtlich erforderliche 
Geldbetrag muss, sofern es sich nicht um dem Gerichte be- 
kannte Parteien oder Advocaten handelt, gegen Verrechnung 
angewiesen oder durch einen Beauftragten in der Gerichtskanzlei 
erlegt werden. 

Die Ueberreichung des Schriftsatzes, sowie alle angegebenen 
nachträglichen Mittheilungen, Sendungen und Erläge müssen 
spätestens innerhalb dreier Tage nach Ablauf der Frist, welche 
für die fragliche schriftliche Eingabe festgesetzt ist, mangels 
einer solchen Frist aber innerhalb dreier Tage nach Einlangen 
der Depesche geschehen. In diese Fristen sind auch die Tage 
des Postenlaufes der Schriftsätze, Mittheilungen oder Sendungen, 
einzurechnen. Bei Versäumung der dreitägigen Frist ist auf die 
Depesche nicht weiter Bedacht zu nehmen. 

Beschlüsse, durch welche die Rechte anderer Personen 
berührt werden (z. B. Bewilligung einer grundbücherlichen Ein- 
tragung, der ConcurseröflFnung u. s. w.) dürfen erst nach Ein- 
langen des Schriftsatzes oder der in Absatz 1 erwähnten schrift- 
lichen Erklärungen gefasst werden (§ 97, Gesch.-O.). 

Die Vorschriften des § 97, Gesch.-O. finden keine An- 
wendung, wenn die Partei oder ihr fllr die Rechtssache be- 
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stellter Bevollmächtigter am Orte des Gerichtes, bei dem die 
Eingabe zu überreichen ist, in dessen Sprengel oder im Sprengel 
des diesem Gerichte übergeordneten Gerichtshofes erster lüstanz 
wohnt. Schriftliche Eingaben an das Gericht, die im tele- 
graphischen Wege erfolgen, müssen in diesem Falle noch vor 
Ablauf der Frist, welche für die Anbringung der Eingabe fest- 
gesetzt ist, in der für sie sonst vorgeschriebenen Form wieder- 
holt werden, widrigens auf die Depesche kein Bedacht ge- 
nommen werden darf und die Eingabe als verspfttet eingebracht 
anzusehen ist (§ 98). 

17, Zu § 75, Anm, 2 (S. 130). 

Die Nummer der Gerichtsabtheilung, an welche eine Ein- 
gabe gehört, ist entweder auf dem Rubrum der Eingabe unter 
der Bezeichnung des Gerichtes oder auf der ersten Seite des 
Textes in der Ueberschrift, als Beisatz zur Benennung des Ge- 
richtes anzugeben. 

In Eingaben, durch welche eine neue Rechtssache an- 
hängig gemacht wird, ist die Abtheilungsnummer auf Grund 
der veröffentlichten Uebersicht über die Geschäftsvertheilung 
anzugeben. 

Grundbuchssachen sollen außerdem auf dem Bubrum in 
auffälliger Weise als solche bezeichnet werden (§ 30, Gesch. -O.). 

Eingaben, welche zu Rechtssachen gehören, die vor dem 
1. Jänner 1898 anhängig geworden sind, ist von den Parteien 
die Registratursbezeichnung (Actenzeichen), soweit sie ihnen be- 
kannt ist, beizufügen (§ 1 V. v. 5. Mai 1897, Nr. 113 R.-G.-Bl). 
Dieselbe tritt an die Stelle der Geschäftnummer und es ist, so- 
bald das neue Actenzeichen der Partei bekannt ist, statt der 
Registratursbezeichnung das Actenzeichen zu setzen. 

Das Actenzeichen setzt sich zusammen aus der Bezeichnung 
des Registers, in das die Sache eingetragen wird, aus der Re- 
gisterzahl und aus den beiden letzten Ziffern der Jahreszahl: 
C 425/98. Auf Ausfertigungen und sonstigen Schriftstücken, 
welche zugestellt oder behändigt werden, ist in der oberen 
rechten Ecke der ersten Textseite die Geschäftszahl anzugeben, 
welche aus dem Actenzeichen als Zähler und der Ordnungs- 
nummer als Nenner in Bruchform zu bilden ist: ^^'" 
(§§ 264, 266, Gesch.-O.). 

Um die Zustellung den jeweiligen Verhältnissen möglichst 
anpassen zu können, ist bei Protokollierung von mündlich an, 
gebrachten Klagen, Anträgen und Gesuchen darauf zu dringen 
dass die Adressen der Betheiligten genau unter Bezeichnung der 
letzten Post und des Gerichtsbezirkes angegeben werden. Wenn 

58* 
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sich in dieser Hinsicht auf schriftlichen Eingaben, die zu einer 
Postzustellung Anlass geben, UnVollständigkeiten und üngenauig- 
keiten in den Adressen finden, so sind sie regelmäßig ohne 
Zurückstellung der Eingabe durch Einvernehmung der Partei 
in der Gerichtskanzlei oder durch Aufforderung zur schriftlichen 
Mittheilung der näheren Daten(§ 86, Gesch.-O. bei § 74 Nachtrag) 
zu beseitigen (§ 211, Gesch.-O.). 

üeberdie Beiziehung eines Dolmetsches ist § 134, Gesch.-O. 
bei § 207 (Nachtrag) zu vergleichen. 

18. Zu § 79 (S. 137). 

Bei Gerichtshöfen dürfen in Civilprocessachen nur Ge- 
suche um Bewilligung des Armenrechtes (§ 65 C. P. O.), An- 
träge auf Ablehnung von Gerichtspersonen und die zur Zu- 
ständigkeit der Schiedsgerichte der Unfallsversicherungsanstalten 
und der Schiedsgerichte für Bruderladen gehörigen Klagen in 
der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen werden (§ 319, 
Gesch.-O). 

Ueber Mittheilungen von Parteien oder anderen Be- 
theiligten, die ohne einen Antrag zu enthalten, für Ladungen, 
Ersuchen oder andere gerichtliche Verfügungen Bedeutung 
haben, ist ohne Unterschied, ob sie einem richterlichen Be- 
amten, der Gerichtskanzlei oder einem Vollstreckungsorgane 
gemacht werden, kein Protokoll aufzunehmen, sondern es sind 
solche Mittheilungen durch einen kurzen von der Gerichtsperson 
zu unterschreibenden Vermerk in den Acten festzustellen, wo- 
bei gegebenenfalls zum Nachweise des Datums oder zur Sicher- 
stellung der Richtigkeit anderweitiger Umstände (z. B. bei Be- 
kanntgabe einer Wohnungsänderung) die Unterschrift des Ueber- 
bringers der Mittheilung begehrt werden kann. In gleicher 
Weise ist, ohne Aufnahme eines ProtokoUes, die Ausfolgung von 
Urkunden oder anderer vom Richter, in der Gerichtskanzlei 
oder vor einem Vollstreckungsorgane verwahrter Gegenstände 
zu bestätigen (z. B. bei Rückstellung der gemäß § 82 C. P. O. 
niedergelegten Urkunden oder bei Ausfolgung von Schriftstücken 
nach § 219, Abs. 3 C. P. O.) (§ 88, Gesch.-O.). 

19. Zu den §§ 81, 82 (S. 140). 

Die Vorweisung der Originalbeilagen hat durch die Ge- 
richtskanzlei zu erfolgen; ein Antrag auf Abkürzung der Ein- 
sichtsfrist ist ohne Aufschub dem Richter (Vorsitzenden des 
Senates) zur Entscheidung vorzulegen ; Parteien, welche an- 
wesend sind, ist die Entscheidung sogleich in der Gerichts- 
kanzlei mündlich bekannt zu machen, und dass dies geschehen, 
durch einen kurzen Actenvermerk zu beurkunden, in dem auch 



Digitized by V^OOQIC 



— 917 — 

die Dauer der abgekürzten Frist angegeben werden muss (§313, 
Gesch.-O.). 

Die Rückstellung der Urkunden kann auf dieselbe Weise 
durch die Gericfatskanzlei erfolgen und durch einen kurzen 
Vermerk in den Acten beurkundet werden (§ 88, Gesch.-O.). 

Der Antrag auf Vorweisung der Originalurkunde kann 
bei Bezirksgerichten in der Gerichtskanzlei zu Protokoll ge- 
nommen werden (§ 319, Gesch.-O.). 

20, Zu § 85 (S. 143), 

1. Das Gericht soll den Parteien nicht durch Zweifelsucht 
und Aengstlichkeit oder durch Zurückweisung der Eingaben 
wegen des Mangels von Förmlichkeiten, die entweder unwesentlich 
sind oder bei der mündlichen Verhandlung leicht nachgeholt 
werden können, Schaden verursachen. 

Formgebrechen eines Schriftsatzes sollen in der Regel 
ohne dessen Rückstellung beseitigt werden, wenn die Partei oder 
deren Vertreter im Orte des Gerichtes ihren Wohnsitz haben. 
Die Beseitigung des Formgebrechens wird in diesem Falle 
durch eine mündliche Verfügung an die Gerichtskanzlei (Eanzlei- 
abtheilung) angeordnet. 

Der Gerichtskanzlei liegt sodann ob, die Partei oder deren 
Vertreter zum Erscheinen in der Gerichtskanzlei aufzufordern 
(§ 86, Abs. 3, bei § 74 C. P. O.) und ihnen hier entweder 
bloß die erforderlichen Aufträge und Anweisungen zu ertheilen 
oder darauf hinzuwirken, dass die Verbesserungen sogleich in 
der Gerichtskanzlei unter Anleitung des Kanzlei organes that- 
sächlich vorgenommen werden; eine Beurkundung durch Auf- 
nahme eines Protokolles findet nicht statt. 

Bei der Aufforderung zum Erscheinen ist mitzutheilen, 
welche Urkunden oder sonstigen Schriftstücke mitzubringen sind. 

Wenn die Beseitigung von Formgebrechen auf diesem 
Wege nicht innerhalb dreier Tage nach Ueberreichung des 
Schriftsatzes bewirkt werden kann, so ist dieser nachträglich 
mit den nöthigen Anweisungen der Partei zurückzustellen; zu 
diesem Zwecke hat die Gerichtskanzlei den Schriftsatz nach 
Ablauf der bezeichneten Frist unter mündlicher Berichterstattung 
dem Richter (Vorsitzenden des Senates) vorzulegen (§ 89, 
Gesch.-O.). Ladungen können auch auf telephonißchem Wege 
erfolgen (§ 100, Gesch.-O.). 

2. Die Bestimmung des § 85, Abs. 2 C. P. O. findet 
auch auf die Fristen für Erhebung von Rechtsmitteln An- 
wendung (§ 89, Gesch.-O.). 
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3. Beschwerden der Betbeiligten gegen Gerichte; Gerichts- 
vorsteher und richterliche Beamte wegen Verweigerung oder 
Verzögerung der Rechtspflege können bei dem Vorsteher des 
unmittelbar übergeordneten Gerichtes oder^ wenn sie gegen das 
Mitglied eines Gerichtshofes erhoben werden^ auch beim Prä- 
sidenten dieses Gerichtshofes angebracht werden. Alle nicht 
offenbar unbegründeten Beschwerden sind dem betreffenden 
Gerichte oder richterlichen Beamten mit der Aufforderung mit- 
zutheilen^ binnen bestimmter Frist der Beschwerde abzuhelfen 
und darüber Anzeige zu erstatten^ oder die entgegenstehenden 
Hindernisse bekannt zu geben. Mit der Aufforderung kann 
unter Umständen die Androhung von Disciplintu-maiSregeln ver- 
bunden werden. 

Beschwerden^ die gegen Oberlandesgerichte oder gegen 
den Obersten Gerichts- und Cassationshof erhoben werden, sind 
bei dem Präsidenten dieser Gerichtshötei Beschwerden, welche 
gegen die Präsidenten selbst gerichtet sind, beim Justizmini- 
sterium anzubringen und in sinngemäßer Anwendung der Vor- 
schriften des ersten Absatzes zu erledigen. 

Gegen Beamte der Gerichtskanzlei und Vollstreckungs- 
beamte können Beschwerden wegen Nichtbefolgung oder un- 
richtiger Vollziehung der ihnen gesetzlich obliegenden oder vom 
Gerichte aufgetragenen Amtshandlungen, sofern nicht für ein- 
zelne Fälle etwas anderes angeordnet ist, mündlich oder 
schriftlich bei den mit der Aufsicht über die Gerichtskanzlei 
betrauten richterlichen Beamten, bei dem Executionscommissär 
oder bei dem Vorsteher des Gerichtes angebracht werden, bei 
dem der Beamte verwendet wird. 

Diese haben, nöthigenfalls nach Vernehmung des Be- 
amten, das Erforderliche vorzukehren, um die Partei thunlichst 
bald klaglos zu stellen (§ 78, Ger.-Verf.-Ges.). 

21, Zu § 88 (S, 146). 

1. Zustellungen in bürgerlichen Rechtssachen sind im In- 
lande, im Local- und im Femverkehre in der Regel durch die 
Post zu vollziehen, wenn sich am Zustellungsorte ein ärarisches 
oder nicht ärarisches Postamt befindet oder wenn dem Gerichte 
bekannt ist oder von der Partei bekannt gegeben wird, dass 
mit dem Zustellungsorte eine Ruralpostverbindnng besteht. 

Wurde irrthümlich die Postzustellung nach einem Orte 
eingeleitet, der nicht in Ruralpostverbindnng steht, und kann dem- 
zufolge die Zustellung von dem auf der Adresse angegebenen 
Postamto nicht erwirkt werden, so wird dieses Postamt die 
Sendung dem Bezirksgerichte, in dessen Sprengel die Zustel- 
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luDg erfolgen soll^ abtreten and den Anlass dieser Uebersendong 
durch einen auf den Umschlag geklebten Zettel mit dem Ver- 
merke ^dem k. k. Bezirksgerichte sur 

Zustellung^ da mit dem Adressorte keine Rural postverbindung 
besteht** bekanntgeben. Das Bezirksgericht hat sodann die 
Zustellung entweder durch die Organe der Gemeinde oder 
des Gutsgebietes oder durch Gerichtsdiener vornehmen su 
lassen und den Rückschein unmittelbar an das ersuchende Ge- 
richt zu senden. Auf dem Rückscheine ist anzugeben^ dass 
die Zustellung statt durch die Post durch, die Gemeinde oder 
durch den Gerichtsdiener erfolgte (§ 343, Gesch.-O.). 

2. Zustellungen innerhalb des Gerichtsortes, die durch 
die Post bewirkt werden könnten, sind Gerichtsdienem zu 
übertragen : 

1. wenn die Zustellung bei Vornahme eines Executions- 
actes zu geschehen hat (z. B. §§ 2ö3, 360, 395 E. O.); 

2. wenn die Zustellung durch Gerichtsdiener, wie in 
kleineren Orten, zweckmäiSiger erscheint; 

3. wenn die unverzügliche Ausführung der Zustellung 
geboten ist, wie z. B. Ladungen zu einer bereits er- 
öffneten mündlichen Verhandlung oder zu einer drin- 
genden Einvernehmung, oder wenn sonst die Zustellung 
durch die Post nicht mehr rechtzeitig erfolgen könnte; 

4. wenn die Zustellung an eine arme Partei oder deren 
Vertreter in dem rostbestellbezirke des Aufgabepost- 
amtes erfolgen soll; 

5. endlich sind Ausfertigungen von Erkenntnissen oder 
Zahlungsaufträgen, welche der unmittelbaren Gebüren- 
bemessung unterliegen, Todfallsaufnahmen und andere 
Gebürenstücke dem Steueramte stets durch Gerichts- 
diener zuzustellen. 

In der nächsten Umgebung des Gerichtsortes ist die Zu- 
stellung durch die Post oder durch Gerichtsdiener zu vollziehen, 
je nachdem die eine oder andere Art der Zustellung zweck- 
mäßiger, rascher oder billiger ist und genügendes Dienerpersonale 
zur Verfügung steht (g 314, Gesch.-O.). 

Wenn andernfalls die Zustellung nicht mehr rechtzeitig 
vorgenommen werden könnte und der Ersatz der Postzustellung 
durch eine andere Zustellungsart nicht angemessen erscheint, 
kann bei Postzustellungen auch die Expresszustellung oder die 
Zustellung durch die pneumatische Post angewendet werden. 

Für solche Sendungen muss die volle Gebür bei der Auf- 
gabe entrichtet werden (§ 345, Gesch.-O.). 
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3. Zustellungen, die nicht durch die Post bewirkt werden 
können, weil die Voraussetzungen des § 343, Abs. 1, nicht zu- 
treffen oder weil die Postzustellung im einzelnen Falle gesetz- 
lich verboten ist, z. B. die Zustellung eines Zahlungsverbotes 
an den Drittschuldner (§ 294 E. O.), sind in der Regel durch 
Organe der Gemeinde (Bestellte der Geschäftsführer ausge- 
schiedener Gutsgebiete) zu vollziehen, in deren Gebiet die Zu- 
stellung vorgenommen werden soll. 

Statt Gemeindeorganen (Organen des Gutsgebietes) ist die 
Zustellung Gerichtsdienem aufzutragen, wenn in besonders 
dringlichen Fällen die Entsendung eines Gerichtsdieners die 
Zustellung erheblich zu beschleunigen vermag oder wenn die 
Organe einer Gemeinde oder eines Gutsgebietes außerstande 
sind, die Zustellung zu besorgen oder doch deren ordnungs- 
mäßige Ausführung und verlässliche Beurkundung ausreichend 
zu verbürgen. 

Die Gerichtshöfe haben wegen aller Zustellungen, die 
außerhalb des Gerichtsortes anders als durch die Post erfolgen 
sollen (§ 36 J. N.), und die Bezirksgerichte wegen aller Zu- 
stellungen, die nacn einem Orte außerhalb ihres Gerichtssprengeis 
anders als durch die Post bewirkt werden sollen, in der Regel 
das Bezirksgericht des Zustellungsortes zu ersuchen, welches 
die Zustellung nach Maßgabe der Vorschriften der vorher- 
gehenden Absätze durch Organe der Gemeinde oder des Guts- 
gebietes oder durch Gerichtsdiener ausfuhren lässt. Das unmittel- 
bare Ersuchen eines zu einem fremden Gerichtsbezirke gehörigen 
Gemeindeamtes (Geschäftsführers des Gutsgebietes) um die 
Zustellungsvomahme ist nur zulässig, wenn die Gemeinde oder 
das Gutsgebiet in einem dem ersuchenden Gerichte benach- 
barlen Gerichtsbezirke gelegen sind und es bekannt ist, dass 
Zustellungen durch deren Organe vorgenommen werden. 

Für das Ersuchen um Zustellung genügt es, wenn auf 
dem Umschlage, unter dem das zuzustellende Schriftstück dem 
Bezirksgerichte, Gemeindeamte oder dem Geschäftsführer des 
Gutsgebietes übersendet wird, neben der Adresse der Vermerk 
„Ersuchen um Zustellung" angebracht ist; die Ausfertigung be- 
sonderer Ersuchschreiben wegen Vornahme einer Zustellung ist 
unstatthaft (§ 346, Gesch.-O.). 

4. Schriftstücke, welche durch die Post zugestellt werden 
sollen, sind unter einem mit dem Amtssiegel verschlossenen 
Umschlage und mit der genauen Adresse versehen, der Post 
zu übergeben. Auf dem Umschlage ist auch die Benennung 
des Gewehtes und die Geschäftszahl des Schriftstückes anzu* 
geben (§ 349, Geech.-O.). 
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Schrifstücke, die durch Gerichtsdiener oder durch Organe 
der Gemeinde oder eines Gutsgebietes zugestellt werden, sind 
dem Adressaten in der Regrel unverschlossen zu übergeben. 
Schriftstücke, die sich auf personen- und familienrechtliche An- 
gelegenheiten (Ehestreitigkeiten, Vaterschaftssachen, Verlänge- 
rung der väterlichen oder vormundschaftlichen Gewalt, Curatels- 
verhängungen u. s. w.) beziehen, sind unter einem mit dem 
Amtssiegel verschlossenen Umschlage zur Zustellung zu über- 
geben, wenn das Bekanntwerden ihres Inhaltes für den Empfönger 
der Zustellung oder für dritte Personen ehrverletzend sein würde 
oder doch ihrem Rufe zum Nachtheile gereichen könnte, oder 
wenn durch das Bekanntwerden eine dem Empfänger sonst 
geschuldete Rücksicht verletzt würde (§ 362, Gesch.-O.). 

22. Zu § 89 (S. 148), 

1. Die Bestimmung der Zustellungsart und die Erlassung 
der zur Vollziehung einer Zustellung sonst noch nöthigen 
näheren Anordnungen liegt demjenigen richterlichen Beamten 
ob, der die zur Zustellung gelangende Erledigung beschlossen 
hat, in Rechtssachen aber, die einem Senate zugewiesen sind, 
je nachdem die Erledigung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
oder in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitsachen 
«rgeht, dem Vorsitzenden des Senates oder demjenigen Referenten 
für Gerichtsbarkeit außer Streitsachen, dem die Angelegenheit 
zugetheilt ist. 

Die Verfügung geschieht durch einen kurzen Beisatz zum 
Aüsfertigungsentwurfe oder zu dem an die Gerichtskanzlei er- 
gehenden Ausfertigungsauftrage; hiebei sind die in den folgen- 
den Paragraphen fUr die Bezeichnung der einzelnen Zustellungs- 
arten vorgeschriebenen Abkürzungen zu verwenden. 

Für die Bezeichnung der Personen, die eine Ausfertigung 
erhalten sollen, genügt in der Regel die Angabe ihrer Stellung 
im Verfahren (Kläger, Beklagter, Nebenintervenient, beide 
Parteien, sämmtliche Streitgenossen, Antragsteller, Gegner des 
Antragstellers, Vertreter des Klägers u. s. w.). 

Die Adressen dieser Personen sind auf dem Ausfertigungs- 
entwurfe nicht anzugeben, sondern in der Regel auf Grund der 
Acten lediglich auf den Zustellungs-(Rück-)Schein oder auf den 
Umschlag der Sendung zu schreiben. 

Insofeme bei den Personen, die mit der Leitung des 
Zustellungsdienstes betraut sind, auf eine*ausreichende Kenntnis 
der Vorschriften über Zustellungen gerechnet werden kann, 
ist eine ausdrückliche richterliche Verfügung über die Zustel- 
lung überall dort entbehrlich, wo die Zustellung in der nach 
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dem Inhalte des Schriftstückes and nach dem Zastellongsorte 
regelmäßigen Zasteilungsart geschehen soll und anch sonst kein 
Aulass zu besonderen Weisungen an die Zustellungsorgane 
vorliegt. Ebenso ist eine ausdrückliche Zustellungsverftagung 
bei allen Erledigungen zu unterlassen^ die sich in gleichförmiger 
Weise so häufig wiederholen^ dass die Gerichtskanzlei einer be- 
sonderen Weisung über die Zustellungsart und über die übrigen 
Einzelheiten der Zu3tellnng nicht mehr bedarf (§ 211, Gesch.-O.). 

2. Die Verwendung von Gerichtsdienern zur Zustellung 
wird, sofern gemäO § 211 darüber eine besondere Verfügung 
erforderlich ist, dadurch angeordnet, dass neben dem Namen 
oder der Bezeichnung der Behörde oder Person, an welche 
durch Gerichtsdiener zugestellt werden soll, das Wort »Ge- 
richtsdiener' in entsprechender Abkürzung gesetzt wird. 
Bei Bestellungen an eine andere Abtheilung oder an ein Organ 
desselben Gerichtes ist eine derartige besondere Anordnung 
nicht nothwendig (§ 37). 

Dass ein Schriftstück, welches durch Gerichtsdiener oder 
Organe der Gemeinde (Gutsgebiet) bestellt werden soll, unter 
Umschlag zu übergeben sei, ist durch eine Abkürzung des 
Wortes »Verschlossen" anzuordnen. 

Zustellungen, die nur zu eigenen Händen erfolgen dürfen, 
sind in der Zustellungsverfügung durch die Beisetzung des 
Wortes »blau* oder »gelb", je nach der Farbe des zu ver- 
wendenden Zustellungsscheines (Rückscheines) zu bezeichnen; 
wo eines dieser Worte fehlt, ist Ersatzzustellung mit Benützung 
der weißen Zustellungs- oder Rückscheine zulässig. 

Bei Zustellungen an Personen des Mannschaftsstandes 
des Heeres, der Kriegsmarine, der Landwehr und der Gendar- 
merie, die in activer Dienstleistung stehen (§ 92 C. P. O.), ist 
dem Namen oder der Bezeichnung der betreffenden Person in 
der Zustellungsverfbgung die Benennung des Commandos bei- 
zufügen, durch welches die Zustellung erfolgen muss (§ 342). 

3. Wenn die Bestellung an den Procuristen geschehen 
kann, ist neben dem Namen oder der Bezeichnung oer Firma 
oder des Principals in Abkürzung zu setzen »Procurist*. 

Zustellungen, die mittels Uebergabe an die Post oder 
durch Hinterlegung bei Gericht geschehen sollen, weil dem 
gerichtlichen Auftrage zuwider ein Zustellungsbevollmächtigter 
nicht namhaft gemacht wurde (§§ 95, 96 C. P. O.), sind durch 
die Worte „Postübergabe'' oder »gerichtliche Hinterlegung' zu 
kennzeichnen. 

Um der Gefahr einer Ersatzzustellung an den Gegner 
vorzubeugen (§§ 102, 103, Abs. 2 C. P. O.), ist dem Namen 
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oder der Bezeichnung der betreffenden Person beizufügen „keine 
Ersatzzastellung an N.' 

Die Ermächtigung, dass das Schriftstück vom Postzustel- 
lungsorgane oder vom Gericbtsdiener dem Gemeindevorsteher 
(Geschäftsführer ausgeschiedener Gutsgebiete) zur Zustellung 
übergeben werden darf (§ 107 C. P. O.), ist durch den Beisatz 
^ni^thigenfalls Gemeindevorsteher (Geschäftsführer des Guts- 
gebietes) in N.* zu ertheilen. 

Wenn Zustellungen zwischen Advocaten stattfinden^ hat 
die Verfügung die Bemerkung „zwischen Advocaten" zu ent- 
halten (§ 212, Gesch.-O.). 

4. Im Falle der Dringlichkeit ist die Beschleunigung der 
Zustellung oder die Einhaltung einer bestimmten Frist durch 
die Zusätze „Sofort*, „Noch heute*, „Zustellung bis . . . .* 
aufzutragen. 

Wenn die Erlaubnis, eine Zustellung an Sonn- oder 
Feiertagen oder zur Nachtzeit zu bewirken, gleich bei Erledigung 
des fraglichen Beschlusses ertheilt wird, ist dem Namen oder 
der Bezeichnung der Person, an welche eine derartige Zu- 
stellung zulässig sein soll, bloß das Wort „Nacht*, „Sonntag*, 
„Feiertag* beizufügen. Die Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) 
hat sodann bei Herstellung der Ausfertigung, welche zugestellt 
werden soll, und zwar regelmäßig auf deren linker Seite die 
Clausel anzubringen: „Die Zustellung darf auch an Sonntagen, 
(Feiertagen, zur Nachtzeit) erfolgen*. Bei der Unterzeichnung 
des Beschlusses ist auch diese Clausel von dem richterlichen 
Beamten zu unterschreiben. 

Zustellungen durch öffentlfche Bekanntmachung (§§ 115^ 
119, 121, Abs. 2 C. P. O.) werden angeordnet, indem zum 
Namen der fraglichen Person in Abkürzung die Worte: 
„Oeffentliche Bekanntmachung; Anschlagefrist . . Tage^ hinzu- 
gesetzt werden. Bei Zustellungen an den Curator (§§ 116, 
119, 121, Abs. 2 C. P. O.) ist der Beisatz „Curator* mit dem 
Namen des bestellten Curators hinzuzufügen; dieser Beisatz 
schließt schon die Weisung in sich, das Edict durch Anschlag 
an der Gerichtstafel und einmalige Einschaltung in die für 
die amtlichen Bekanntmachungen des Gerichtes benützte Zeitung 
zu verlautbaren. Die mehrmalige Veröffentlichung oder die 
Veröffentlichung des Edictes in anderen Zeitungen muss be- 
sonders angeordnet werden. Soll die Edictseinschaltung unter- 
bleiben (§ 117, Abs. 3 C. P. O.), so ist der Gerichtskanzlei 
durch die abzukürzenden Worte „ortsübliche Kundmachung* 
der Auftrag zu geben, letztere einzuleiten (§ 213, Gesch.-O.). 
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23. Zu § 91 (S, 150). 

1. Ueber mündlich vorgebrachte Beschwerden wegen des 
Verhaltens eines Zastellnngsorganes ist in dem Falle, als der 
Vorsitzende, der mit der Aufsicht über die Gerichtskanzlei be- 
traute Richter oder der Gerichtsvorsteher dem Begehren der 
Partei zu willfahren findet, ein Protokoll nicht aufzunehmen, 
sondern es ist die entsprechende Verfügung unmittelbar auf 
Grund des mündlichen Vorbringens zu treffen (§ 146, Gesch.-O.). 

2. Ueber Weigerungen von Gemeindevorstehern oder Ge- 
schäftsführern ausgeschiedener Gutsgebiete, gerichtliche Zu- 
stellungen durch ihre Organe bewirken zu lassen, ist an das 
Justizministerium zu berichten. Kommen Ordnungswidrigkeiten 
bei der Ausführung übertragener Zustellungen vor, so ist nebst 
der Reclamation durch entsprechende Aufklärung und Unter- 
weisung einer Wiederholung solcher Verstöße vorzubeugen, 
wenn dies aber nichts fruchtet und namentlich, wenn die unter- 
laufenen Verstöße auf Nachlässigkeit oder Uebelwollen zurück- 
zuführen sind, hievon der landesfürstlichen politischen Bezirks- 
behörde Anzeige zu machen (§ 16, Gesch.-O.). 

Zustellungsscheine, die von Gemeindevorstehern oder von 
Geschäftsführern ausgeschiedener Gutsgebiete nicht rechtzeitig 
eingesendet werden, sind bei denselben zu reclamieren. Ebenso 
können wegen mangelhafter Unterfertigung des Zustellungs- 
scheines oder wegen des unrichtigen Vorganges bei Bewirkung 
der Zustellung an dieselben Reclamationen gerichtet werden. 
Für solche Reclamationen ist das Formular Nr. 79 zu verwenden 
(§ 368, Gesch.-O.). 

3. Rückscheine, welche nicht rechtzeitig an das Gericht 
gelangt sind, sind bei dem Aufgabepostamte zu reclamieren. 

Reclamationen wegen mangelhafter Unterfertigung der 
Rückscheine, sowie wegen Unregelmäßigkeiten bei der Vornahme 
der Zustellung sind an das Abgabepostamt zu richten. Für 
solche Reclamationen ist« das Formular Nr. 71 zu verwenden. 

Wenn sich gegen ein mit der Ausführung der Zustellung 
beauftragtes Organ .der Postverwaltung andere Beschwerden 
ergeben, ist die dem Abgabepostamte vorgesetzte Post- und 
Telegraphen-Direction um Abhilfe zu ersuchen. Die Umstände, 
welche zur Beschwerde Anlass geben, sind genau mitzutheilen 
(§ 356, Gesch.-O.) 

24. Zu § 92 (S. 151). 

Bei Zustellungen nach Absatz 1 haben sich die Gerichte 
an das vorgesetzte Commando (Behörde, Anstalt) der betreffenden 
Person, wenn aber dieses nicht bekannt ist, an das Militär- 



Digitized by V^OOQIC 



- 925 — 

Stations-Commando des Aufenthaltsortes der betreffenden Person 
oder, falls an diesem Orte ein solches Commando sich nicht 
befindet, an das nächstgelegene Militär-Stations-Commando, bei 
Personen der Landwehr aber an das an dem Aufenthaltsorte 
befindliche oder diesem nächstgelegene Landwehr- oder auch 
Militär-Stations-Commando oder an das Gendarmerie- Abtheilungs- 
Commando zu wenden, welches das Weitere wegen Bewirkung 
der Zustellung veranlassen wird (§ 342, 6esch.-0.). 

Die Benennung des Commandos ist dem Namen oder der 
Bezeichnung der betreffenden Person in der Zustellungsver- 
ftigung beizufügen (§ 212 Gesch.-O.). 

25. Zu § 95 (S. 156). 

Der Antrag kann bei Bezirksgerichten in der üerichts- 
kanzlei zu Protokoll genommen werden (§ 319, Gesch.-O.). 

26 Zu § 96 (S, 157). 

Zustellungen, die mittelst Uebergabe an die Post oder 
durch Hinterlegung bei Gericht geschehen sollen, sind in der 
Zustellungsverftigung durch die Wort6 „Postübergabe" oder 
„gerichtliche Hinterlegung" zu bezeichnen (§ 212, Gesch.-O.) 

27, Zu § 97 (S. 159). 

Der Antrag kann bei Bezirksgerichten in der Gerichts- 
kanzlei zu Protokoll genommen werden (§ 319, Gesch.-O.). 

28. Zu den §§ 100, 221 (S. 162, 339). 

1. Die Nachtzeit umfasst in der Zeit vom 1. April bis 
30. September die Stunden von 9 Uhr abends bis 4 Uhr 
morgens, und in der Zeit vom 1. October bis 31. März die 
Stunden von 9 Uhr abends bis 6 Uhr morgens (§ 45, 
Gesch.-O.). 

2. Als Feiertage haben zu gelten: Der 1. und 6. Jänner, 
Maria Lichtmess, Maria Verkündigung, Christi Himmelfahrt, 
der Oster- imd Pfingstmontag, der Frobnleichnamstag, der St. 
Peter- und Paulstag, Maria Himmelfahrt, Maria Geburt, Aller- 
heiligen und Maria Empfängnis nach dem römisch-katholischen 
Kalender, der 26. December, der Tag des Landespatrons und 
außerdem für jedes Gericht diejenigen religiösen Festtage, an 
welchen im Gerichtsorte herkömmlicherweise der geschäftliche 
Verkehr stillzustehen pflegt. Die letztere Gruppe von Feier- 
tagen ist vom Oberlandesgerichtspräsidenten für die einzelnen 
Theile seines Sprengeis festzustellen und bekannt zu machen 
(§ 44, Gesch.-O.). 

3. Die Erlaubnis, Zustellungen an Sonn- oder Feiertagen 
oder zur Nachtzeit vorzunehmen, kann bei Gerichtshöfen an 
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Stelle des Senatsvorsitzenden von dem zu dessen Vertretoiig 
berufenen Richter (§ 32, G. O. ö.) und an Stelle des Vorstehers 
des Processgerichtes vom Vieepräsidenten des Gerichtshofes 
(§ 31, G. 0. G.) oder von dem gegebenenfalls zur Vertretung 
des Bezirksgerichtsvorstehers berufenen Einzelrichter des Bezirks- 
gerichtes ertheilt werden (§ 46, Gesch.-O.). 

Die Erlaubnis erfolgt durch Anbringung der CÜausel „die 
Zustellung darf auch an Sonntagen (Feiertagen^ zur Nachtzeit) 
erfolgen" auf der linken Seite der Ausfertigung, welche von 
dem richterlichen Beamten zu unterschreiben ist (§ 213, 
Gesch.-O.). 

29. Zu den §§ 102, 103 (8, 167). 

Wenn die Ersatzzustellung an einzelne Familienangebörige, 
Hausgenossen, Angestellte, Bedienstete u. s. w. unstatthaft ist, 
weil diese Personen an dem Rechtsstreite als Gegner des 
Adressaten betheiligt sind, so ist bei Postzustellungen darüber 
durch den Vermerk „Keine Ersatzzustellung an N." auf dem 
Umschlage der Sendung die erforderliche Weisung zu geben 
(§ 351, Gesch.-O.). Die erforderliche Weisung ist auch bei 
der ZustellungsverfÜgung durch den gleichen Vermerk zu 
ertheilen (§ 212, Gesch.-O.). 

SO. Zu § 104 (S. 168). 

Die bei dem Postamte niedergelegten Sendungen, welche 
der Adressat nicht innerhalb 14 Tagen behoben hat, werden 
vom Abgabepostamte an den Aufgabsort behufs Rücksendung 
an das absendende Gericht zurückgeschickt. Die vom Gerichte 
übernommenen Sendungen sind sodann bei den betreffenden 
Acten aufzubewahren, die mit Postportomarke versehenen Um- 
schläge dagegen dem Abgabepostarate in kurzem Wege zu 
übersenden (§ 357, Gesch.-O.). 

31. Zu § 106 (S. 177). 

1. Zustellungen, die nur zu eigenen Händen erfolgen 
dürfen, sind in der Zustellungsverfügung durch die Beisetzung 
des Wortes „blau'' oder „gelb", je nach der Farbe des zu ver- 
verwendenden Zustellungsscheines (Rückscheines) zu bezeichnen 
(§212, Gesch.-O.). 

Die gelben Zustellungsscheine sind für Zustellungen in 
Grundbuch- und Verfachbuchsachen, die blauen Zustellungs- 
scheine für alle anderen Zustellungen zu eigenen Händen be- 
stimmt (§ 351, Gesch.-O.). 

2. Sollen von blauen oder gelben Rückscheinen begleitete 
Sendungen nur zu Händen des Adressaten mit Ausschluss eines 
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jeden Stellvertreters (aach des PostbevoUmächtigten) zugestellt 
werden, so muss dies durch den Vermerk „Nur an die Person 
des Adressaten^ oder „Zustellung an den Bevollmächtigten aus- 
geschlossen^ o. a. angeordnet werden (§ 351, Gesch.-O.). 

3. Kann die Zustellung von Aufkündigungen nicht bewirkt 
werden und muss deshalb an die Partei die Aufforderung er- 
gehen, zur Entgegennahme der Zustellung zur bestimmten Zeit 
anwesend zu sein, so hat das Zustellungsorgan Tag und Stunde 
für die abermalige Zustellung so zu wählen, dass sowohl die 
Zustellung, wie die Hinterlegung und die Befestigung der An- 
zeige der Hinterlegung (§ 104 C. P. 0.) zuverlässig noch wäh- 
rend der Etindigungsfrist und vor Ablauf des letzten Tages 
dieser Frist (§ 560, Z. 1 u. 2 C. P. O.) erfolgen kann (§ 347, 
Gesch.-O.). 

32. Zu § 107 (S. 172). 

Die Ermächtigung, dass das Schriftstück vom Postzu- 
stellungsorgane oder vom Qerichtsdiener dem Gemeindevorsteher 
(Geschäftsführer des ausgeschiedenen Gutsgebietes) zur Zustellung 
tibergeben werden darf, ist durch den Beisatz „nöthigenfalls 
Gemeindevorsteher (Geschäftsführer des Gutsgebietes) in N." 
zu ertheilen (§ 212, Gesch.-O.). 

Bei Postsendungen ist in diesem Falle auf dem Umschlage 
der Vermerk anzubringen „Bei Nichtan treffen des Adressaten 
dem Gemeindevorsteher (Geschäftsführer des Gutsgebietes) zur 
Zustellung zu tibergeben" (§ 451, Gesch.-O.). 

38, Zu § 111 (S. 176), 

Die Gerichtskanzlei hat die Anzeigen über Aenderungen 
des Wohnortes oder der Wohnung entgegenzunehmen; über 
die Anzeige ist kein Protokoll autzunehmen, sondern die Adresse 
lediglich in den Acten zu vermerken (§ 313, Gesch.-O.). 

34. Zu § 112 (S. 177). 

1. Dem Advocaten der betreibenden Partei ist bei der 
Zustellung des für diesen bestimmten Schriftstückes zugleich 
das dem Gegner der betreibenden Partei zuzustellende Schrift- 
stück sammt Beilagen, unverschlossen, gegen Empfangsbestäti- 
gung auszuhändigen. Die Empfangsbestätigung muss die 
Gescbäftszahl des Schriftstückes, welches dem Advocaten des 
Gegners übersendet werden soll, den Namen des Gerichtes und 
den Tag der Aushändigung enthalten und vom Advocaten der 
betreibenden Partei unterschrieben sein. 

Diese Empfangsbestätigung des Advocaten, welchem zu- 
gestellt worden ist, gilt als Beurkundung der an den Gegner 
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der betreibenden Partei bewirkten Zustellung (§ 112, Abs. 2 
C. P. 0.) und ist im weiteren wie ein von dem Gegner selbst 
unterfertigter Zustellungsschein zu behandeln (§ 374, Gesch.-O.). 
Durch diese Bestimmung der Geschäftsordnung, wonach der 
Anwalt der betreibenden Partei als Zustellungsbevollmächtigter 
des Gegners erscheint, sind die Anmerkungen 1, 3, 4 und 5 
bei § 112, welche der reichsdeutschen Praxis entnommen sind, 
für unser Gesetz un anwendbar geworden. Die Verweigerung 
der Annahme seitens des gegnerischen Anwaltes hat durchaus 
keinen Einfluss auf die ßeurtheilung der Rechtmäßigkeit der 
Zustellung, doch wird es Sache des Anwaltes der betreibenden 
Partei sein, im Falle der Verweigerung der Annahme die ge- 
richtliche Intervention in Anspruch zu nehmen. 

Die Entgegennahme der in Sachen der Zustellung zwischen 
Advocaten vorgeschriebenen Anzeigen und Mittheilungen obliegt 
der Gerichtskanzlei (§ 313, Gesch.-O.). 

2. Bei Zustellungen von Zahlungsaufträgen im Mandats- 
und Wechselverfahren, von Aufträgen zur Uebergabe oder 
Uebernahme eines Bestandgegenstandes nach §§ 562 und 567 
C. P. O. und von bedingten Zahlungsbefehlen im Mahnverfahren 
kann dem im Gerichtsorte wohnhaften Advocaten des Klägers 
oder Antragstellers auf sein Verlangen, wenn die Zustellung 
durch die Post geschehen soll und nicht nach den Umständen 
Bedenken entgegenstehen, überlassen werden, die für den 
Gegner bestimmte Sendung zur Post aufzugeben. Zu diesem 
Zwecke ist ihm die Sendung in dem nämlichen Zustande, wie 
wenn sie vom Gerichte selbst zur Post gegeben würde, un- 
mittelbar bei Gericht auszufolgen. 

Ein solches Begehren muss schon in der Klage oder 
Kündigung oder in dem Gesuche um Erlangung des Zahlungs- 
befehles oder des Auftrages zur Uebergabe oder Uebernahme 
des Bestandgegenstandes gestellt werden. Die Zustellungs- und 
Executionsabtheilung (Zustellungsabtheilung) darf nur die ihr 
mit dem Vermerke „Postaufgabe durch Advocaten N.* über- 
gebenen gerichtlichen Sendungen dem benannten Advocaten 
oder dessen Beauftragten zur Aufgabe ausfolgen. 

Der Advocat hat vor der Aufgabe zur Post links oben 
auf dem Rückscheine die Adresse seiner Kanzlei aufzuschreiben. 

Sendungen dieser Art müssen frankiert aufgegeben werden. 
Den eingelangten Rückschein hat der Advocat jederzeit auf 
Verlangen des Gerichtes, ohne besonderen Auftrag aber zu- 
gleich mit dem Antrage auf Executionsbewilligung oder mit 
dem ersten sonstigen auf die Zustellung gegründeten Antrag 
dem Gerichte vorzulegen (§ 354, Gesch.-O.). 
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Bekanntmachung des Edictes durch Anschlag an der Gerichts- 
tafel und Einschaltung in der Zeitung zu veranlassen (§ 316, 
Gesch. -O.). Diese Amtshandlung obliegt der Zustellungs- und 
Executionsabtheilung (§ 37, Gesch.-O.). Die mehrmalige Ver- 
■öffentlichung oder die Veröffentlichung des Edictes in anderen 
Zeitungen rauss besonders angeordnet werden. Soll die Ein- 
schaltung unterbleiben, so ist der Gerich tskanzlei durch die 
abzukürzenden Worte „ortsübliche Kundmachung* der Auftrag 
zu geben, letztere einzuleiten (§ 213, Gesch.-O.). 

39. Zu §§ 119, 121 (S, 186, 187). 

Der Antrag kann bei Bezirksgerichten in der Gerichts- 
kanzlei zu Protokoll genommen werden (§ 319, Gesch.-O.). 

40. Zu § 122 (S. 194). 

Ersuchschreiben um Vornahme von Zustellungen sind 
von der Gerichtskanzlei auszufertigen und dem Richter ledig- 
lich zur Unterschrift vorzulegen (§ 3lö, Gesch-0.). 

41. Zu § 126 (S, 199). 

Für die Abgabe von Erklärungen, für die Ueberreichung 
von Schriftsätzen oder für andere Eingaben gesetzte Fristen 
sind eingehalten, wenn vor Ablauf der Frist dio Erklärung 
am Gerichtstage zu Protokoll gegeben oder die Eingabe dem 
Richter übergeben wurde (§ 57, Gesch. O). Ueber telegraphische 
Eingaben vergleiche die Bestimmungen der §§ 97, 98, Gesch.-O. 
bei § 74 (Nachtrag). Die Tage des Postenlaufes werden in die 
Frist nicht eingerechnet (§ 89, G.-O.-G.). Diese Bestimmung kann 
auf eine am Gerichtsorte selbst befindliche Partei, welche sich 
zur Ueberbringung ihrer Eingabe der Localpost bedient, nicht 
angewendet werden (E. d. O. G. H , Nr^ 80 Spr.-R); wohl aber 
auf eine vom Gerichtsorte entfernte Partei, welche ihre 
Eingabe durch einen am Gerichtsorte befindlichen Vertreter 
überreichen ließ, wenn es durch die Verhältnisse gerechtfertigt 
erscheint, dass die Intervention eines solchen Vertreters in 
Anspruch genommen wurde (E. d. O. G. IT., Nr. 131 Spr.-R.). 

42. Zu § 128 (S. 202). 

Bei Festsetzung und Verlängerung von Fristen wird neben 
der Prüfting der gesetzlichen Bedingungen stets auch der 
Zweck des betreffenden gerichtlichen Verfahrens zu erwägen 
und die fragliche Verfügung damit in Einklang zu bringen 
sein, bei Verlängerung von' Fristen darf nicht über die Zeit 
hinausgegangen werden, die voraussichtlich bis zum Wegfalle 
des Hindernisses verstreichen wird (§ 84, Gesch.-O.). 
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3. Mehrere für denselben Tag anberaumte erste Ta^- 
satzungen (§§ 239, 440, Abs. 1 C. P. O.) sind in der Regel 
anf die nämliche Stande anzusetzen, sonst ist die Zeit für die 
einzelnen Verhandlungen und Einvernehmungen in Civil- nnd 
Strafsachen mit Rücksicht auf die wahrscheinliche Dauer aller 
vorausgehenden Verhandlungen oder Einvernehmungen so fest- 
zusetzen, dass die betheiligten Parteien, Advocaten, Zeugen und 
Sachverständigen bis zum Beginne der Verhandlung oder Ver- 
nehmung nicht zu lange warten müssen. 

Ist ein Beamter oder öffentlicher Bediensteter, eine ei.t- 
f ernter wohnende Person oder jemand, dem durch die Pflicht,, 
vor Gericht zu erscheinen, ein empfindlicher Abbruch an seinem 
täglichen Erwerbe verursacht wird, in mehreren Rechtssachen 
als Partei betheiiigt oder als Zeuge oder Sachverständiger zu 
vernehmen, so sind diese Verhandlungen oder Vemehmungeu 
thunlichst zusammenzulegen. 

Wo Personen von auswärts kommen sollen, ist der Be- 
ginn der Verhandlung oder Einvernehmung unter Berück- 
sichtigung der Ankunftszeit der betreffenden Eisenbahnzüge,. 
Schiffe und Posten festzusetzen. Außerdem sollen Verhand- 
lungen oder Einvernehmungen vor Gericht, zu welchen Par- 
teien aus entfernteren Ortschaften zu erscheinen haben,, 
namentlich im Winter auf eine solche Tageszeit anberaumt 
werden, dass es diesen Personen möglich ist, noch vor Eintritt 
der Dunkelheit den Heimweg zm*ückzulegen. Solche Ver- 
handlungen oder Einvernehmungen sind auch nicht mit Ab- 
lauf der Vorm ittagsgeschäftsstun den abzubrechen, sondern ohne 
Unterbrechung bis zur Beendigung fortzuführen (§ 116,, 
Gesch.-O.). 

4. Sofern nicht wegen anderer Personen, welche bei der 
Einvernehmung anwesend zu sein das Recht haben, die fUr 
eine Einvernehmung anberaumte Tagsatzung eingehalten werden 
muss, sind insbesondere in Angelegenheiten der freiwilligoD 
Gerichtsbarkeit und in Strafsachen vorgeladene oder freiwillig 
vor Gericht erscheinende Parteien, Zeugen, Beschädigte oder 
Sachverständige, vor allem aber entfernt wohnende Personcn,^ 
nach Thunlichkeit sogleich zu vernehmen, auch wenn sie zu einer 
anderen als der festgesetzten Zeit erscheinen (§119 Gesch.-O.)* 

44. Zu § 131 (S, 210). 

Ladungen und Benachrichtigungen, die auf Grund eines- 
Anbringens zu Protokoll erfolgen, haben an diejenigen Per- 
sonen, welchen im Falle schriftlichen Anbringens ein Exemplar 
des Schriftsatzes zuzustellen wäre, mittels Abschrift des Pro- 
tokolles, an die Partei, deren Anbringen protokolliert wird. 
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nach Zulässigkeit des Gesetzes darch mündliche, im Protokoll 
2U beurkundende Mittheilung oder durch unmittelbare Ein- 
hilndigung eines Vorladezettels oder einer Rubrik, an alle an- 
deren Personen aber mittels Vorladezettels oder mittels kurzer 
«rhriftlicher Mittheilungen zu geschehen (§ 90, Qesch.-O.). 

45, Zu § 132 (S. 212). 

Außerhalb des Qerichtshauses sollen Gerichtsverhand- 
lungen, Tagsatzungen und andere richterliche Acte nur vor- 
^genommen werden, wenn es das Gesetz vorschreibt oder die 
Natur des Geschäftes es erfordert, wenn es für die Behandlung 
<ler Rechtssache oder fllr die Parteien wesentliche Vortheile mit 
«ich bringt (§ 132 C. P. 0.)j oder wenn sonst ausreichende 
«achliche Gründe dafür vorhanden sind. Soweit nicht ein Be- 
«chluss eines Senates vorliegt, bedarf die Vornahme von Amts- 
handlungen außerhalb des Gerichtes der Zustimmung des Ge- 
dchtsvorstehers (§ 95, Gesch. -O.). 

Ueber die Gerichtstage (§ 57, Gesch.-O.) sind die Be- 
stimmungen bei § 439 angeft\hrt. 

46. Zu § 134 (S. 219). 

Damit der Rechtsschutz und die Rechtspflege des Ge- 
richtes, ihrem nächsten praktischen Zwecke gemäß, im Ver- 
kehre volle Wirkung äußern könne, sind alle gerichtlichen 
Oeschäfte mit der ihrer Natur nach gebotenen Beschleunigung 
au behandeln. Bei jedem einzelnen Acte, der in der Rechts- 
sache vorzunehmen ist, soll sich daher der Richter immer 
gegenwärtig halten, welche Ursachen und Bedüriiiisse die An- 
rufung des Gerichtes veranlasst haben, iWv welche Lebensver- 
hältnisse und Beziehungen der in der Hauptsache begehrte 
Ausspruch des Gerichtes von Belang ist, welchen Einfluis des- 
halb der Zeitpunkt, in dem dieser Ausspruch erfolgt, auf dessen 
Wert und Nutzen für die Partei hat, und hiernach sowohl 
treibst jede möglicherweise schädigende Verzögerung vermeiden, 
äIs auch von den ahm unterstelUen Gerichtspersonen die 
lascheste Ausführung der ihnen obliegenden Geschäfte fordern. 

Insbesondere wird bei allen Zeitbestimmungen im ge- 
Tichtlichen Verfahren, bei Festsetzung und Verlängerung von 
Fristen, bei Anberaumung von Verhandlungen und Tagsatzungen 
lind bei Entscheidung über deren Verlegung oder über Er- 
«treckungsanträge, sowie bei der Wahl zwischen den im ein- 
zelnen Falle zulässigen Zustellungsarten, neben der Prüfung 
•der gesetzlichen Bedingungen stets auch der Zweck des be- 
treffenden gerichtlichen Verfahrens zu erwägen und die frag- 
liche Verfügung damit in Einklang zu bringen sein. Bei Ver- 
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längernng von Fristen oder Erstreckung von Ta^satzangen 
darf nicht über die Zeit hinausgegangen werden, aie voraus- 
sichtlich bis zum Wegfalle des Hindernisses verstreichen wird^ 
Ebenso darf bei der Leitung der vor dem Gerichte statt- 
findenden Verhandlungen sowie bei der Ausübung der process- 
leitenden Gewalt die Rücksicht auf eine seinem Zwecke ent- 
sprechende, schnelle Durchführung des gerichtlichen Verfahrens^ 
nie außeracht gelassen werden, und es ist ihretwegen nicht 
bloß auf die Einhaltung der flir gewisse richterliche Acte vor- 
geschriebenen Fristen, sondern auch auf die genaue Befolgung^ 
aller Bestimmungen zu achten, durch welche nach der Absicht 
des Gesetzes Störungen des Verfahrens, Vertagungen von Ver- 
handlungen und andere nachtheilige Verschiebungen hintan- 
gehalten werden sollen (§ 84, Gesch. -O.). 

47, Zii § 139 (S. 224). 

Wenn die Zustellungs- und Rückscheine über Ladungen 
zu einer Tagsatzung drei Tage vor der Tagsatzung dem ab- 
fertigenden Beamten noch nicht vorgelegt sind, hat dieser den 
Richter, vor dem die Tagsatzung stattfinden soll (Vorsitzenden 
des Senates), von der Verzögerung der Zustellung Mittheilung 
zu machen, damit dieser die schleunige Ausführung der Zu- 
stellung, eine telegraphische Ladung oder die Erstreckung der 
Tagsatzung anordnen oder eine andere der Sachlage ent- 
sprechende Verfügung treffen kann (§ 341, Gesch.-O.) 

48, Zu den §§ 168, 169 (S, 259, 260), 

l>ie mündlich erstattete Anzeige des vereinbarten Rubens- 
des Verfahrens, wenn beide Parteien dazu erscheinen, und der 
Antrag auf Aufnahme des ruhenden Verfahrens können bei 
Bezirksgerichten in der Gerichtskanzlei zu Protokoll genommen 
werden {§ 319, Gesch.-O.). 

49, Zu § 170 (S. 262). 

Eine Benachrichtigung über das Ausbleiben beider Theile 
von einer zur mündlichen Verhandlung anberaumten Tagsatzung 
findet nicht statt (§ 170 C. P. O.): 

1. wenn die Parteien für den Rechtsstreit Processbevoll- 
mächtigte nicht bestellt haben; 

2. wenn die Parteien bei einer mündlichen Verhandlung, 
für welche die Beiziehung eines Advocateu im Gesetze vor- 
geschrieben ist, ohne Advocaten erscheinen, gleichgütig, ob sie 
lür die Rechtssache Advocaten bestellt oder die Bestellung 
unterlassen haben; 
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3. wenn die Parteien außer dem unter Z. 2 angegebenen 
Falle allein oder in Begleitung von Advocaten erscheinen, 
jedoch nicht verhandeln oder nach Aufruf der Sache, bevor 
noch ein gerichtliches Protokoll über die Tagsatzung auf- 
genommen wird, sich wieder entfernen. 

Wenn nicht alle Parteien ProcessbevoUmächtigte bestellt 
haben, sind nur diejenigen Parteien von dem Ausbleiben zu 
benachrichtigen, welche durch Processbevol.niächtigte vertreten 
sind (§ 137, Qesch.-O.). 

Die Benachrichtigung erfolgt durch die Gerichtskanzlei 
ohne richterlichen Auftrag und ohne Einholung eines gericht- 
lichen Beschlusses durch kurze schriftliche Mittheilungen, 
welche dem Richter zur Unterschrift vorzulegen sind (§ 313, 
Gesch.-O.). 

50. Zu den §S 183, 301, 369 (S, 287, 472, 538). 

Die Herbeischaffung von Urkunden, Auskunftssachen und 
Augenscheinsgegenständen, die bei einer öffentlichen Behörde 
oder einem Notare verwahrt sind, erfolgt, falls das Gericht 
(Vorsitzender des ISenates) verfügt hat, dass die Vorlage dieser 
Urkunden und Gegenstände veranlasst wird (§§ 183, 301, 36D 
u. a. C. P. O.), durch die Gerichtskanzlei, durch kurze schrift- 
liche Mittheilungen, welche dem Richter zur Unterschrift vor- 
zulegen sind. In dringenden Fällen mündlich (§ 313, Gesch.- O.). 

51. Zu § 187 ("aV. 291). 

Die zur Leitung der Verhandlung berufene Person hat 
sich vor der Tagsatzung über das Vorhandensein von Umständen, 
die für die Trennung, Verbindung oder Unterbrechung der 
Verhandlung maßgebend sein können, zu erkundigen und 
nöthigenfalls die betreffenden Acten zur Verhandlung herbeizu- 
schaffen (§ 121, Gesch.-O.). 

52. Zu § 197 (S. 305). 

Der Anredeworte „Herr", „Frau", „Fräulein" hat sich 
das Gericht im mündlichen wie im schriftlichen Verkehre in 
allen Fällen zu bedienen, in welchen sie im gewöhnlichen 
Verkehre der Landessitte gemäß üblich sind. 

Wer in mündlicher Verhandlung vor Gericht vernommen 
wird oder das Gericht anredet, hat stehend zu sprechen; sonst 
ist bei Gericht jedermann ein Sitz zu gestatten. Wegen der 
körperlichen Beschaffenheit des Sprechenden, wegen Krankheit 
oder Schwäche, sowie wegen längerer Dauer der Vernehmung 
kann auch bei der mündlichen Verhandlung vom Gerichte (Vor- 
sitzenden des Senates) ein Sitz gestattet werden (§ 83, Gesch.-O.). 
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Die Bestimmungen der §§ 197 bis 203 sind im Verfahren 
außer Streitsachen sinngemäß anzuwenden (§ 85, Ger.-Verf.-Ges.). 

53. Zu § 202 (S. 310). 

Macht sich eine in Strafsachen der Militärgerichtsbarkeit 
unterstehende Militärperson bei der Verhandlung vor Gericht 
einer groben Ungebür schuldig oder widersetzt sie sich den zur 
Erhaltung der Ruhe und Ordnung getroffenen richterlichen An- 
ordnungen, so hat sich der Vorsitzende (Einzelrichter, ersuchter 
oder beauftragter Richter) wegen Bestrafung dieser Person an 
deren vorgesetztes Commando (Behörde, Anstalt), wenn aber 
dieses nicht bekannt ist: 

1. an das Militär- Stations-Commando des Aufenthaltsortes 
der betreffenden Person oder, falls an diesem Orte ein solches 
Commando sich nicht befindet, an das nächstgelegene Militär- 
Stations-Commando, 

2. bei Personen der Landwehr oder der Gendarmerie aber 
an das an dem Aufenthaltsorte befindliche oder diesem nächst- 
gelegene Landwehr- oder auch Militär Stations-Commando oder 
an das Gcndarmerie-Abtheilungs-Commando zu wenden (§ 143, 
Gesch.-O.). 

54. Zu § 207 (S. 315). 

Wenn an einer Verhandlung Zeugen, Sachverständige oder 
andere Personen theilnehmen, die der Sprache, in welcher die 
Verhandlung geführt wird, unkundig sind und sich auch nicht 
in einer Sprache auszudrücken vermögen, deren der Richter und 
der Schriftführer mächtig sind, so ist von dem Richter (Vor- 
sitzenden des Senates) zu ihrer Vernehmung ein Dolmetsch 
beizuziehen. Desgleichen ist zu einer Verhandlung mit tauben, 
stummen oder taubstummen Personen ein Dolmetsch beizuziehen, 
sofern eine verlässlichc Verständigung mit jenen Personen in 
anderer Weise nicht erfolgen kann. 

Wegen der Betheiligung der Processbevollmächtigten, die 
der Sprache, in welcher die Verhandlung geführt wird, un- 
kundig sind, darf ein Dolmetsch nicht beigezogen werden. 

Dem Dolmetsch ist, wenn er weder Beamter des Gerichtes, 
noch für die Verwendung als Dolmetsch im allgemeinen beeidet 
ist, der Eid abzunehmen, dass er das ihm Mitgetheilte getreu 
übertragen wird. Inwieweit der Dolmetsch wegen Befangenheit 
abgelehnt werden kann, ist nach § 27 J. N. zu beurtheilen. 

Werden die bei dem Gerichte angestellten Beamten oder 
für beständig und entgeltlich angestellte, beeidete Dolmetsche 
zu Uebcrsetzungen oder gerichtlichen Vernehmungen in bürger- 
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liehen Rechtssachen berufen, so haben sie diese Arbeiten un- 
entgeltlich zu verrichten (§ 123, Gesch.-O.). 

55. Zu § 208, Anm, 6 (S. 319). 

Rügen von Mängeln und Einwendungen gegen die 
Protokollierung können auch durch kurze Niederschriften 
erfolgen. 

56, Zu § 219 (S, 336). 

1. Das Begehren um Ertheilung von Ausfertigungen, 
Auszügen oder Abschriften kann in der Gerichtskanzlei 
mündlich gestellt werden (§ 323, Gesch.-O.). Mündlich ange- 
brachte Anträge sind ohne Aufnahme eines ProtokoUes kurz zu 
den Acten zu vermerken. Dasselbe gilt von der Erledigung 
solcher Begehren (§ 322, Gesch.-O ). 

Für die Ausfertigungen gerichtlicher Erledigungen 
(§ 56, Abs. 3 G. O. G.) gelten die Vorschriften des § 79, Abs. 1 
und 2 G. O. G. betreffs der Fertigimg durch den Richter. Nur 
Abschriften und Auszüge sind von dem Kanzleibeamten zu 
nnterschreiben (§ 191, Gesch.-O.). 

Dritten Personen, welche ein rechtliches Interesse glaub- 
haft machen, dürfen ohne Zustimmung der Parteien Ausferti- 
gungen, Auszüge und Abschriften nur mit richterlicher Bewilligung 
ertheilt werden. Diese Bewilligung ist auf Grund des an sie 
gerichteten Begehrens von der Gerichtskanzlei (Kanzleiabthei- 
lung) zu erwirken; sie steht dem Richter zu, dem die Sache 
zugewiesen ist (Vorsitzender des Senates), sofern es aber nicht 
mehr anhängige Rechtssachen betrifft, dem Vorsteher des 
Gerichtes oder dem von diesem damit beauftragten richterlichen 
Beamten. 

Die richterliche Bewilligung ist auf dem Actenstücke, von 
welchem eine Ausfertigung, ein Auszug oder eine Abschrift 
begehrt wird, vom Richter unter Beifügung des Datums und 
seiner Unterschrift anzumerken (z. B. ,, Ausfertigung oder Ab- 
schrift für A. bewilligt. 12./10. 98"), (§ 323, Gesch.-O.). 

2. Die Gewährung der Einsicht in die Acten an Parteien 
und deren Bevollmächtigte, solange die Acten in der Gerichts- 
kanzlei erliegen, obliegt der Gerichtskanzlei (§313, Gesch.-O.). 
Die Acten müssen unter Aufsicht eines Kanzleibeamten ein- 
gesehen werden, Privatpersonen Acten in ihre Wohnung zu 
übergeben, ist unstatthaft. Dagegen können Acten, die voraus- 
sichtlich in der nächsten Zeit nicht bei Gericht benöthigt 
werden, in berücksichtigungswürdigen Fällen auf Begehren 
einem anderen Gerichte übersendet werden, damit die Partei 
in der Gerichtskanzlei dieses Gerichtes in die Acten Einsicht 
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nehmen kann. Die Bewilligung ertheilt der Vorsteher des 
Gerichtes; die Uebersendung und Rücksendung erfolgt auf 
Kosten der Partei (§ 288, Gesch.-O.). 

3. Welche zu den Acten genommenen Schriftstücke nach 
der Erledigung der Rechtssache den Parteien herauszugeben 
und welche zurückzubehalten sind, hat der Richter nach den 
dafür maßgebenden gesetzlichen Vorschriften im einzelnen Falle 
zu bestimmen (§ 287, Gesch.-O.). 

Vor der Abgabe der Acten an die Registratur sind den 
Parteien die im § 287 bezeichneten Urkunden und sonstigen 
Beilagen, Augenscheins- und Auskunftssachen, die sich bei de.i 
Acten befinden, auszuhändigen (§ 290, Gesch.-O.). 

57, Zu, § 220 {S, 387). 

Zu vergleichen der Nachtrag bei § 40 über die Einhebung 
der Geldstrafen. 

oS. Zu § 221 (S, 339). 

Vergleiche den Nachtrag bei § 100 über die gesetzlichen 
Feiertage. 

59. Zu § 222 (S. 340, 343). 

Die Gerichtsferien beginnen bei allen Gerichten am 15. Juli 
und dauern bis einschließlich 25. August. Die Präsidialgeschäfte 
erleiden durch die Gerichtsferien keine Unterbrechung. Die 
Geschäftsstunden bleiben während der Gerichtsferien dieselben; 
die nach Bearbeitung der Feriensachen übrig bleibende Zeit ist 
von den des Ferialdienstes halber zurückbleibenden Gerichts- 
personen zur Förderung nicht dringlicher Sachen zu verwenden 
(§ 47, Gesch.-O.). 

Durch diese Bestimmung erleidet 4as bei §§ 225, Anm. 2^ 
128, Anm. 5 auf Grund der Bestimmungen des § 125 über die 
Berechnung der Fristen aufgestellte Beispiel insofern eine Ab- 
änderung, als die am 12. Juli beginnende einmonatliche Frist 
am 23. September endet und eine Frist, deren Anfang in die 
Ferien fällt, am 26. August beginnt. 

60. Zu § 224 (S. 342). 

Die Erklärung, dass eine Rechtssache, die einer schleunigen 
Erledigung bedarf, oder eine Angelegenheit der Gerichtsbarkeit 
außer Streitsachen als Ferialsache zu behandeln ist, kann nebst 
dem Senatsvorsitzenden oder Vorsteher des Gerichtes bei Gerichts- 
höfen an Stelle des Senatsvorsitzenden von dem zu dessen Ver- 
tietung berufenen Richter (§ 32, Q. O. G.), und an Stelle des 
Vorstehers des Processgerichtes vom Vicepräsidenten (§ 31^ 
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G. O. Q.) oder von dem gegebenenfalU zur Vertretung de* 
Bezirksgerichtsvorstehers berufenen Einzeln Ljhter des Bezirks- 
gerichtes ertheilt werden (§ 47, Gesch.-O.). 

61. Zu § 230, Anm. 7 {S. 367). 

Von Klagen gegen Militär- und Landwehrpersonen ist das- 
vorgesetzte Coinmando (Behörde, Anstalt) des Beklagten, wena 
aber dieses nicht bekannt ist: 

1. Das IVIilitärStationS'Commando des Aufenthaltsortes der 
betreflfenden Person oder, falls an diesem Orte ein solches. 
Commando sich nicht befindet, das nächstgelegene Militär- 
Stations-Commando, 

2. bei Personen der Landwehr oder der Gendarmerie aber 
das an dem Aufenthaltsorte befindliche oder diesem nächst- 
gelegene Landwehr- oder auch Militär- Stations-Commando oder 
das Gendarmerie-Abtheilungs-Commando zu benachrichtigen. 

Die vorgeschriebene Benachrichtigung des Obersthof- 
marschallamtes, der dem Beklagten vorgesetzten Militärbehörde 
oder des Oberlandesgerichtes, der Oberstaatsanwaltschaft und 
des Justizministeriums von der Anbringung von Klagen wegen 
Geldforderungen gegen Hofdiener, Militär- und Landwehrper- 
sonen oder gegen im Justizdienste stehende Beamte und Diener,, 
sowie die Benachrichtigung der übergeordneten autonomen Or- 
gane von den gegen Gemeinden und Bezirke angebrachten 
Klagen obliegt auch ohne richterlichen Auftrag und ohne Ein- 
holung eines gerichtlichen Beschlusses der Gerichtskanzlei, sie 
erfolgt durch kurze schriftliche Mittheilungen, welche dem 
Richter zur Unterschrift vorzulegen sind (§ 3 13, Gesch.-O ). 

62. Zu § 237 (S. 384). 

Die außeihalb der mündlichen Verhandlung zu Protokoll 
erklärte Zurücknahme der Klage kann bei Bezirksgerichten ia 
der Gerichtskanzlei erfolgen (§ 319, Gesch.-O) 

63. Zu § 239 {S. 385) 

Die Verfügung des Vorsitzenden, dass die erste Tagsatzung^ 
vor einem von ihm beauftragten Mitgliede des Senates stattzu- 
finden hat, bedarf keiner besonderen Ausfertigung. Sie erfolgt 
dadurch, dass der Vorsitzende bei der Anberaumung der ersten. 
Tagsatzung seiner Verfügung den Namen eines der Senatsmit 
glieder ohne jede weitere Bemerkung beisetzt. Die Gerichts^ 
kanzlei hat auf Grund dessen nach Ausfertigung der Ladung 
die Klage und alle sonst einlaufenden, fl\r die erste Tagsatzung 
bestimmten Eingaben dem benannten Senatsmitgliede zu über- 



Digitized by VjOOQIC 



— 940 — 

geben. Den Parteien ist nicht bekannt zu machen, vor wem 
die erste Tagsatzong stattfinden wird. 

Bei Erstreckung der ersten Tagsatzung findet die erstreckte 
Tagsatzung vor dem nämlichen beauftragten Richter statt. 

Die erste Tagsatzung ist öffentlich. Sogleich nach Schluss 
der ersten Tagsatzung (§ 242 C. P. O.) sind die Acten, wenn 
das Verfahren fortgeführt wird, mit dem Protokolle dem Vor- 
sitzenden, und zwar ohne schriftlichen Bericht vorzulegen (§ 120, 
Qesch.-O.). 

64, Zu § 240 (S. 391), 

Wegen Streitanhängigkeit oder Rechtskraft darf die Klage 
wenngleich die hiefÜr entscheidenden Thatsachen nach den 
Acten zweifellos feststehen, nicht ohne Anberaumung einer 
Tagsatzung zurückgestellt werden (§ 118, Gesch.-O.). 

65, Zu den §§ 247, 282 {S, 402, 445). 

Der Beschluss oder die Verfligung, wodurch gerichtliche 
Verhandlungen (Geschäfte, richterliche Amtshandlungen) einem 
beauftragten Richter übertragen werden, ist letzterem unter 
Uebersendung der ftlr sein Einschreiten nöthigen Eingaben, 
Acten oder ActenstUcke durch eine kurze in Urschrift darauf 
angebrachte Mittheilung bekannt zu machen (z. B. dem Ratbs- 
secretär N. zur Erledigung des Beweisbeschlusses Blatt 7). Hat 
der beauftragte Richter als Mitglied des Senates, der den Be- 
schluss gefasst hat, von der Auftragertheilung schon Kenntnis, 
so sind ihm bloß die für die Auftragerfüllung erforderlichen 
Acten zu übergeben; eine Bestätigung darüber, dass er den 
Auftrag zur Kenntnis genommen hat, ist nicht nothwendig. 
Der Bescliluss oder die Verfügung sind nur dann besonders 
auszufertigen, wenn der Auftrag einem richterlichen Beamten 
ertheilt wird, der dem Senate nicht angehört, und Eingaben 
nnd Acten nicht übersendet werden (§ 139, Gesch.-O.). 

67). Zu § 255 {S. 412), 

Ueber die Anzeigen, Anträge und Beschwerden, welche 
eine Partei bei dem Vorsitzenden des Senates gegen einen be- 
auftragten Richter mündlich vorbringt, ist in dem Falle, als 
der Vorsitzende dem Begehren der Partei zu willfahren findet, 
ein Protokoll nicht aufzunehmen, sondern es ist die entsprechende 
Verfügung unmittelbar auf Grund des mündlichen Vorbringens 
zu treffen (§ 146, Gesch.-O.). Die Verfügungen, welche von dem 
Vorsitzenden des Senates infolge solcher Beschwerden oder An- 
zeigen getroffen werden, sind dem beauftragten Richter münd- 
lich, wenn aber zugleich eine Benachrichtigung der Parteien 
stattfindet, durch Einsichtgewährung in die ergehende Erledi- 
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gung (Concept oder Ausfertigung) bekannt zu machen (§ 140 
Gesch.-O.). 

67, Zu den §§ 256, 282 {S, 412, 445), 

Nach Ausführung des Auftrages sind die übersendeten 



Der Antrag auf Fortsetzung des 
zirksgerichten in der Gerichtskanzlei 
werden (§ 319, Gesch.-O.). 
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70, Zu § 258 {S. 424). 

Die Uebersendung von Schriftsätzen, welche die Parteien 
nach der Klage und Klagebeantwortung zur Vorbereitung der 
mündlichen Streitverhandlung überreichen, an den Gegner, 
falls die Schriftsätze nicht Anträge oder Beweisanerbietungen 
-enthalten, über welche vom Richter (Vorsitzenden des Senates) 
sogleich eine Verfügung zu treffen ist (§ 258 C. P. O.), obliegt 
•der Gerichtskanzlei ohne richterlichen Auftrag und ohne Ein- 
holung eines Gerichtsbeschlusses ; das für das Gericht bestimmte 
Exemplar des Schriftsatzes ist von der Gerichtskanzlei zu den 
Acten der Sache zu nehmen ; von dem Eingange des Schrift- 
satzes ist dfem Richter (Vorsitzenden des Senates) mündlich 
Mittheilung zu machen. Die Uebersendung erfolgt durch kurze 
49chriftliche Mittheilung und ist von dem Beamten der Gerich ta- 
kanzlei zu fertigen (§ 313 Gesch.-O.). 

71, Zu § 262 {S. 421). 

Wenn eine mündliche Verhandlung nach gesetzlicher 
Vorschrift durch den Vortrag eines Mitgliedes des Senates ein- 
zuleiten ist, oder wenn die Mithilfe eines über den Inhalt der 
Acten und über die voraussichtlich maßgebenden Rechtsfi*agen 
genau unterrichteten Berichterstatters für die Verhandlung oder 
für die Entscheidung im Senate und die weitere Erledigung 
•offenbar forderlich ist, hat der Vorsitzende die gesammten 
Acten der zur Verhandlung bestimmten Rechtssache, und zwar 
nach Thunlichkeit mindestens vier Tage vor Beginn der münd- 
lichen Verhandlung dem von ihm bestellten Berichterstatter zu 
übersenden. Die Bestellung gilt als vollzogen, und die Acten- 
übersendung ist, ohne einen weiteren Auftrag abzuwarten, un- 
verzüglich von der Gerichtskanzlei auszuführen, wenn der Vor- 
sitzende bei der Anberaumung der mündlichen Verhandlung 
seiner Verfügung dem Namen eines der Senatsmitglieder mit 
der Bemerkung „Berichterstatter" oder einer Abkürzung dafür 
beisetzt. Der Berichterstatter hat die Acten spätestens am Tage 
vor der mündlichen Verhandlung dem Vorsitzenden einzu- 
händigen. Der Berichterstatter soll sich eine Zusammenstellung 
aller für seinen Bericht wichtigen Daten anlegen ; soweit nicht 
eine gegentheilige gesetzliche Anordnung besteht, ist er nicht 
verpflichtet, eine schriftliche Sachverhaltsdarstellung oder eine 
schriftliche Uebersicht über die streitigen Rechtsfragen und 
deren Lösung zu liefern. 

In wichtigeren oder schwierigeren Fällen soll der Vor- 
sitzende die Verfüficung treffen, dass allen oder einzelnen der 
übrigen Senatsmitglieder vor der Verhandlung die Acten vor- 
jzulegen sind (§ 122, Gesch.-O.). 
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zulegen. Sofern nicht durch die Darstellung des Sachverhalte^^ 
der für die Beweisaufnahme in Betracht kommt (§ 277 C. P. O.), 
die Beurkundung des Verhandlungsinhaltes durch das Protokoll 
erleichtert oder ersetzt werden soll (§§ 210 und 444 C. P. O.), 
ist von einer solchen Darstellung abzusehen, wenn der beauf- 
tragte oder ersuchte Richter zum Zwecke der Beweisaufnahme 
die Acten selbst erhält. 

Beweisbeschlüsse sind nur zu begründen, wenn sie in 
Folge widerstreitender Anträge ergehen (§141, Gesch.-O.). 

Der mit der Beweisaufnahme betraute Richter oder das 
darum ersuchte Gericht sind im Beweisbeschlusse zu benennen. 
Der beauftragte Richter, der dem Senate angehört, hat nach 
Möglichkeit sogleich bei der mündlichen Verhandlung nach 
Verkündung des Beweisbeschlusses den Parteien Tag und Stunde 
der Beweisaufnahme und alle diejenigen fl\r die Beweisaufnahme 
erforderlichen Vorkehrungen mündlich bekannt zu geben, zu 
deren Vollziehung die Mitwirkung der Parteien nöthig ist 
(§ 142. Gesch.-O.). 

74. Zu § 279 {S. 443), 

Der Antrag kann bei Bezirksgerichten in der Gerichts- 
kanzlei zu Protokoll genommen werden (§ 319, Gesch.-O.). 

75, Zu § 265 {S. 449), 

Müssen während des Verfahrens vor dem beauftragten 
Richter Beschlüsse des Gerichtes eingeholt werden, so ist hievou 
dem Vorsitzenden des Senates mündlich Anzeige zu machen. 
Falls sich die Beschlussfassung auf Anträge bezieht, die in einer 
Eingabe oder in einem Protokolle enthalten sind, und der be- 
auftragte Richter an der Berathung und Abstimmung nicht 
theilnimmt, ist mit der mündlichen Anzeige zugleich die Ein- 
gabe oder das fragliche Protokoll dem Vorsitzenden vorzulegen. 
Beschlüsse, die nicht für die Parteien auegefertigt werden 
müssen, werden dem beauftragten Richter durch Vorlage des 
Berathungsprotokolles (Abstimmungsvermerkes) zur Einsicht be- 
kannt gegeben (Vid. beauftragter Richter); die Mittheilung des 
Berathungsprotokolles oder Abstimmungsvermerkes unterbleibt, 
wenn der beauftragte Richter an der Abstimmung im Senate 
selbst theilgenommen hat. 

Die Bestimmungen des ersten Absatzes gelten auch für 
die Anzeigen oder Beschwerden, welche die Parteien gegen 
einen beauftragten Richter anbringen und für die darüber statt- 
findenden Beschlussfassungen (§ 140, Gesch.-O.). 

Beschlussfassungen des ersuchenden Gerichtes, welche 
während der Beweisaufnahme nothwendig werden, sind durch 
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Uebersendung oder Vorlage der den Zwisclienfall betreffenden 
Acten einzuholen. Der Antrag auf Entscheidung und Bekannt- 
gabe der Entscheidung ist vom ersuchten Richter in Urschrift 
auf die übersendeten Acten zu setzen. Die Uebersendung der 
Acten hat zu unterbleiben, wenn die Beweisaufnahme unge- 
achtet der Einholung der gerichtlichen Entscheidung fortgesetzt 
werden kann und die Acten dabei nicht zu entbehren sind; 
die Entscheidung ist in diesem Falle mittels Schreibens zu 
begehren. 

Eine A^sfe^^tigung der Entscheidung für den ersuchten 
Richter ist nicht nothwendig, für den ersuchten Richter ist der 
Beschluss auf die zurückzusendenden Acten zu schreiben (§ 142, 
Gesch.-O.). 

7i), Zu § 280 (5. 450), 

Die Benachrichtigung der Parteien, dass die Acten über 
eine Beweisaufnahme durch den beauftragten oder ersuchten 
Richter bei Gericht eingelangt sind und in der Qerichtskanzlei 
eingesehen werden können, obliegt der Gerichtskanzlei ^^wohl 
nur über Aufb-ag nach erfolgter Prüfung) durch kurze scnrift- 
liche Mittheilungen. Die Benachrichtigung kann in dringenden 
Fällen mündlich erfolgen. iMuss infolge des Einlangens der Be- 
weisaufnahmeacten zur Fortsetzung der mündlichen Verhand- 
lung eine Tagsatzung angeordnet werden, so ist diese Benach- 
richtigung mit der Ladung der Parteien zur Tagsatzung zu 
verbinden. 

Die Gewährung der Einsicht in die Acten obliegt gleich- 
falls der Gerichtskanzlei (§ 313, Gesch.-O.). 

Ueber mündlich beim Vorsitzenden des Senates ange- 
brachte Anti-Äge auf Behebung von Mängeln der Beweisauf- 
nahme oder auf Ergänzung der Beweisauiiiahme ist in dem 
Falle, als der Vorsitzende dem Begehren der Partei zu will- 
fahren findet, ein Protokoll nicht aufzunehmen, sondern es ist 
die entsprechende Verfügung unmittelbar auf Grund des münd- 
lichen Vorbringens zu treffen (§ 146, Gesch.-O.). 

77. Zu, § i9'2 (8. 467) 

Mit dem Gerichtssiegel sind zu versehen: Die Ausferti- 
gungen (Reinschriften) von Urtheilen, Zahlungsbefehlen, Ver- 
gleichen und Executionsbe willigungen, die Ausfertigungen von 
Edicten und von Genehmigux^sclauseln in Vorm^ndschafts-, 
Curatels- und Fideicommissangelegenheiten, Amtszeugnisse und 
Beglaubigungen einschließlich der Ausfertigungen, Auszüge 
und Abschriften aus den Oerichtsacten (§ 66 G. O. O.), ferner 
Proteste, Grundbuchs- und Depositenauszüge und alle Schreiben 

Farttl, CWilproceMgeteUe. 60 
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im Verkehre mit ausländiscben Behörden oder behördlichen 
Organen. 

Für gerichtliche Erfolglassungsaufträge sind besondere 
Gerichtssiegel zu verwenden, die in Gestalt und Farbe von 
allen übrigen bei dem Gerichte in Verwendung stehenden 
Siegeln verschieden sein müssen (§216 Gesch.-O.). 

78. Zu § 297, Anm. 1 [S. 467). 

Urkunden und andere Schriftstücke, die in bürgerlichen 
Rechtssachen bei einer mündlichen Verhandlung vorgelegt und 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind und von 
welchen sich keine beglaubigte Abschrift bei den Acten be- 
findet, sind den Betbeiligten, solange die Entscheidung nicht 
rechtskräftig geworden ist, unbeschadet der Vorschriften des 
§ 316 der Civilprocessordnung nur auf besonderes Begehren 
auszuhändigen. Das Begehren kann mündlich gestellt werden; 
dessen Beurkundung kann mit der Empfangsbestätigung ver- 
bunden in den Acten selbst erfolgen (z. ß. Auf sein Begehren 
Beilage A in Urechrift ausgefolgt erhalten. — Unterschrift der 
Partei). 

Müssen die Acten infolge der Einlegung eines Rechts- 
mittels an ein übergeordnetes Gericht gesendet werden, so sind 
ihnen die in der Entscheidung berücksichtigten Urkunden und 
sonstigen Schriftstücke (Zeichnungen, Risse u. s. w.) beizu- 
fügen, welche noch bei Gericht verwahrt sind. Die inzwischen 
ausgehändigten derlei Urkunden und Schriftstücke, von denen 
sich keine beglaubigte Abschrift bei den Acten befindet, sind 
von den Betheiligten in kurzem Wege einzufordern. 

Die Uebersendung der Acten an die Rechtsmittelinstanz 
darf nicht durch das Abwarten des Einganges der abgeforderten 
Urkunden und Abschriften verzögert werden ; diese sind viel- 
mehr, sobald sie von den Betheiligten überbi*acht werden, nach- 
träglich der Rechtsmittelinstanz zu übersenden. Bleibt die Ein- 
forderung ohne Erfolg, so ist hievon nach Ablauf von acht 
Tagen seit Absendung der Acten der Rechtsmittelinstanz kurz 
schriftliche Anzeige zu machen. 

Die Bestimmungen des zweiten Absatzes finden auf Augen- 
scheins- oder Auskunftssachen entsprechend Anwendung (§ 287, 
Gesch.-O.). 

79. Zu ^ 301 {S. 472), 
Vergleiche den Nachtrag zu § 183. 

80. Zu § 316 (S. 486). . 

Wenn anderen Gerichten, Behörden oder gerichtlichen oder 
behördlichen Organen gerichtliche Acten vorgelegt oder mit- 
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getheilt werden "müssen, in welchen sich die Urschriften von 
wichtigen Urkunden und namentlich die Urschriften solcher 
Urkunden befinden, die fiir bestimmte Rechtsverhältnisse auf 
längere Zeit hienaus als Grundlage zu dienen haben, so bat der 
Richter (Vorsitzende des Senates) zu entscheiden, ob bei Hinaus- 
^be der Acten von diesen Urkunden beglaubigte Abschriften 
zurückbehalten werden sollen. Nach Rückkunft ^er Acten sind 
■die Abschriften ihnen beizulegen. 

Die Sorge für xlas Zurückbehalten von Abschriften kann 
^auch in der Art den Parteien überlassen werden, dass sie auf- 
:gefordert werden, innerfialb einer bestimmten Frist beglaubigte 
Abschriften der Urkunden zu übergeben, widrigens die Acten 
•ohne Zurückbehalten voo Abschriften vorgelegt werden würden 
(§ 210, Qesch.-O.). 

81. Zu ^ 331 (S, 501). 

Die Benachrichtigung hat durch die Gerichtskanzlei durch 
kurze schriftliche Mittheilungen zu erfolgen, weiche dem Richter 
zur Unterschrift vorzulegen sind (§ 313, Gesch.-O.). 

82. Zu de^i §§ 332, Sß5, 368 (& 502, 534, 537). 

(Geldbeträge zur Deckung der auflaufenden Zeugen- und 
tlachverständigengebüren oder der Kosten eines Augenschemes 
«ind dem Beamten, welchem die Führung des Geldbuches über- 
tragen ist, gegen Empfangsbestätigung zu übergeben. 

Ueber den Erlag des Vorschusses hat sich die Partei in 
•der Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) durch Vorlage der Em- 
pfangsbestätigung auszuweisen. Sie ist hierauf von dem Be- 
amten, der den Vorschuss in Empfang nimmt, aufmerksam zu 
machen. Ladungen an Zeugen, Sachverständige u. s. w., die 
zufolge richterlichen Beschlusses nur im Falle rechtzeitigen Er- 
lages des Vorschusses stattfinden dürfen, sind, sobald letzteres 
nachgewiesen wird, ohne Einholung eines neuen richterlichen 
Beschlusses von der Gerichtskanzlei auszufertigen und dem 
Richter (Vorsitzenden des Senates, richterlichen Beamten u. s. w.) 
zur Unterschrift vorzulegen (§ 144, Gesch.-O.). 

H3. Zu § 333 {S. 504). 

Die Bestrafung, und Vorführung von Personen der be- 
waffneten Macht, die einer gerichtlichen Ladung zur Ablegung 
einer Zeugenaussage nicht Folge leisten, ist von derem vor- 
gesetzten Commando (Behörde, Anstalt), wenn aber dieses nicht 
bekannt ist: 

1. von dem Militär-Stations-Commando des Aufenthaltsortes 
der betreffenden Person oder, falls an diesem Orte ein 

60* 
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solches Commando sich nicht befindet, von dem nächst- 
gelegenen Militär-Stations-Commando; 
2. bei Personen der Landwehr oder der Gendarmerie aber 
von dem an dem Aufenthaltsorte befindlichen oder 
diesem nächstgelegenen Landwehr- oder auch Militär- 
Stations-Commando oder dem Gendarmerie- Abtheilungsr 
Commando zu begehren (§ 143, Gesch.-O.). 

84. Zu § 334 {S. 504). 

Das Ansuchen kann bei Bezirksgerichten in der Gerichts- 
kanzlei zu Protokoll genommen werden (§ 319, Gesch.-O.). 

85. Zu § 347 {S. 517). 

Der Gerichtskanzlei obliegt die Entgegennahme des Be- 
gehrens um Gewährung von Zeugengebüren (§ 346 C. P. 0.> 
falls dieses Begehren anflerhalb der Tagsatsung gestellt wird, 
und ohne Unterscheidung, wann das Begehren vorgebracht 
wurde, die Bestimmung der dem Zeugen gebürenden Ver- 
gütung und die Erlassung der wegen ihrer Auszahlung erfor- 
derlichen Verfügungen ; über das in der Gerichtskanzlei gestellte 
Begehren um Zeugengebüren ist ein Protokoll nicht aufzu- 
nehmen ; der Auftrag, die bei der Tagsatzung vom Zeugen an- 
gesprochene Vergütung zu bestimmen, ist der Gerichtskanzlei 
mündlich oder durch einen kurzen Vermerk auf dem Verhand- 
lungsprotokolle („Zeugengebüren bestimmen") zu ertheilen; die 
Bestimmiiing der Gebür geschieht durch Ausfertigung eines 
Gebürenzettels (§ 105); die zugesprochene Gebür ist dem 
anwesenden Zeugen mündlich bekannt zu machen, sonst ist ihm 
eine Abschrift des Gebürenzettels mit einer kurzen Benach- 
richtigung, wo und wann er die Gebür zu erheben hat, zuzu- 
stellen (8 318^ Gesch.-O.). 

üeber die Einhebung der Gebüren vergleiche den Nachtrag^ 
zu § 40. 

86. Zu § 365 (Ä 534). 

Vergleiche den Nachtrag zu § 33^. 

Mit der Bestimmung der Gebüren von Sachverständigen 
ist entweder der Vorsteher oder ein leitender Beamter der Ge- 
richtskanzlei oder ein richterlicher Beamter des Gerichtes 
(Mitglied des Senates) zu betrauen. Bei diesen Personen sind 
auch alle nicht während der Tagsatzung selbst gestellten An- 
träge auf Gewährung von Sachverständigengebüren anzubringen. 
Das Begehren kann mündlich angebracht werden; ein Protokoll 
ist darüber nicht aufzunehmen. 

Die Bestimmung der Gebüren erfolgt durch Ausfertigung 
eines Gebürenzettels (§ lOo). Die zugesprochene Gebür ist dem 
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Sachverständigen, falls er anwesend ist, mündlich, sonst durch 
Zustellung einer Abschrift des Gcbürenzettels beklannt zu geben. 
Der Abschrift ist eine Nachricht darüber beieufügen, wo die 
Oebür ausbezahlt ^-ird (§ 145, Gesch.-O.). 

87, Zu § 368 {S. 537), 
Vergleiche den Nachtrag zu § 332. 

88, Zu § 369 {S, 538). 
Vergleiche den Nachtrag zu § 183. 

89, Zu § 413 {S. 600), 

Innerhalb jedes Senates vertheilt der Vorsitzende die 
Geschäfte unter die Mitglieder. Er kann einzelne Mitglieder 
Ar bestimmte Rechtssachen zu Berichterstattern bestellen und 
ihnen die Entwerfung der schriftlichen Ausfertigung von Ur- 
theilen und Beschlüssen auftragen (§ 35, G. O. G.). Ueber Ent- 
scheidungen, die bei einer öffentlichen mCüidlicben Verhandlung 
zu fällen sind und voraussichtlich keine ausführliche Erörterung 
hervomifen werden, kann im Verhandlungssaale selbst mit 
leiser Stimme berathen und abgestimmt werden (§ 181,Gesch.-0.). 

Bei allen Senatsberathungen und Abstimmungen, die sich 
nicht unmittelbar an eine mündliche Verhandlung anschließen, 
muss ein schriftlich abgefasster Entwurf des beantragten Ur- 
theiles, Beschlusses, Berichtes u. s. w. (Antrag) vorfiegen. In 
schwierigeren Angelegenheiten, namentlich bei umfangreichem 
oder verwickeltem Sachverhalte, ist Anträgen, die sich nicht 
auf die Ergebnisse einer mündlichen Verhandlung gründen, ein 
kurzes schriftliches Gutachten unter Hervorhebung der lUr die 
Entscheidung belangreichen Umstände (Referat) vorauszuschicken. 
Wird für den Antrag ein besonderes Blatt verwendet, so ist 
dieses nur mit der Geschäftszahl zu bezeichnen ; die Benennung 
der Parteien oder die wörtliche oder auszugsweise Wiedergabe 
des Parteibegehrens ist unzulässig. 

Wo nicht die vorbereitete Ausfertigung selbst vorgelegt 
wird, ist im Antrage, soweit er einem von der Partei gestellten 
Begehren entspricht, ohne jede Wiederholung bloß auf letzteres, 
und zwar gegebenenfalls durch Beziehung auf bestimmte Stellen 
des Parteibegehreüs, zu verweisen. Weder im Referate, noch 
im Entwürfe der beantragten Erledigung darf das Parteibegehren 
Abgeschrieben werden; der Gerichtskanzlei sind in deutlicher 
Weise die in die Erledigung aufzunehmenden Stellen des Partei- 
begehrens zu bezeichnen (Scrib. iöcl.). 

Die Abfassung des Antrages und Referates liegt in An- 
gelegenheiten der Gerichtsbarkeit außer Streitsachen den ein- 
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zelnen Referenten ob, sonst dem für die Rechtssache vortt 
Vorsitzenden bestellten Berichterstatter und mangels eines solchea 
dem Vorsitzenden selbst. 

Bei Berathungen, die sogleich nach Schlnss einer münd- 
lichen Verhandlung erfolgen, kann sowohl die Antragstellung^ 
wie die zur Begründung des Antrages dienende Darlegung des- 
Sachverhaltes mündlich geschehen. 

Nach der Abstimmung hat der Voi'sitzende, wenn er- 
nicht selbst die schriftliche Abfassung übernehmen will, einenv 
der Senatsmitglieder die Entwerfung der Ausfertigung des be- 
schlossenen Urtheiles oder des Beschlusses aufzutragen (§ 182,. 
Gesch.-O.). 

90. Zu den ^^ 418, 430 (S. 606, 620). 

1. Alle gerichtlichen Ausfertigungen (Urtheile, Beschlüsse^ 
Decrete, Amtszeugnisse, Schreiben, Berichte u. s. w.) sind so 
kurz, als es der vorgeschriebene Inhalt gestattet, zu fassen;: 
die Schreibweise soll bestimmt, klar und ftir jedermann leicht 
verständlich sein. Bei Ausfertigung strafgerichtlicher Erkennt- 
nisse und Beschlüsse ist außerdem auf die Vorschrift des § 165» 
der Justizministerialverordnung vom 16. Juni 1854, R.-Q.-BL 
Nr. 165, Bedacht zu nehmen. 

Den Parteien ist in den Ausfertigungen die ihnen nach- 
Geburt oder Stellung oder nach besonderen Anordnungen ge-^ 
bürende Benennung zu ertheilen. 

In allen Ausfertigungen ist die Geschäftszahl anzugebeiv 
und entweder im Texte der Ausfertigung oder am Fuße, m 
Verbindung mit dem Datum^ das Gericht zu benennen. In^ 
Bezug auf die Unterschrift der Ausfertigungen sind die Vor-^ 
Schriften des § 79, Abs. 1 und 2 des Gerichtsorganisationsgesetzes- 
zu beobachten, die auch für die Ausfertigung der Entscheidungen 
über Rechtsmittel und für die von den Parteien in der Gerichts- 
kanzlei begehrten Ausfertigungen gerichtlicher Erledigungen- 
(§ 56, Abs. 3 G. O. G.) zu gelten haben. Alle ünterschriftea 
sollen deutlich und leserlich sein; der Gebrauch von Stampiglien, 
zur Beisetzung der Unterschrift ist unstatthaft. 

Mittheilungen, Ersuchen und Berichte, die nach der Ge* 
Schäftsordnung in Urschrift abzusenden sind, müssen nicht vont 
Richter selbst geschrieben sein (§ 191, Gesch.-O.). 

Es werden daher nach § 56 G. O. G. nur die von der- 
Gerichtskanzlei ertheilten Abschriften und Auszüge, nicht 
aber Ausfertigungen gerichtlicher Erledigungen von 
dem Kanzleibeamten zu unterschreiben sein. 

2. Mit dem Gerichtssiegel sind zu versehen: die Aus- 
fertigungen (Reinschriften) von Urtheilen, Zahlungsaufträgen,^ 
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Vergleichen und Executionsbewilligungen, die Ausfertigungen 
von Edicten und von Genebmigungsclauseln in Vormundschafts-, 
Curatels- und Fideicoinmissangelegenheiten, Amtszeugnisse und 
Beglaubigungen einschliefilich der Ausfertigungen, Auszüge und 
Abschriften aus den Gerichtsacten (§ 56, Abs. 3 G. O. G.), 
femer Proteste, Grundbuchs- und DepositenauszUge und alle 
Schreiben im Verkehre mit ausländischen Behörden oder behörd- 
lichen Organen (§ 216, Gesch.-O.). 

3. Im Verkehre der Gerichtsbehörden untereinander, sowie 
im Dienstverkehre der Gerichte mit dem Justizministerium 
haben die Bezeichnungen „löblich", „hochlöblich", „hoch" bei 
den Titulaturen zu entfallen. Ebenso haben im Texte der 
Geschäftsstücke jene Beisätze wegzubleiben, welche nur ein 
nach der gegenseitigen Stellung der betrefltenden Behörden 
ohnehin selbstverständliches Verhältnis zum Ausdruck bringen, 
wie z. B. „diensthöflich" und ähnliche. 

Das gleiche gilt für den schriftlichen Dienstverkehr mit 
den Militärbehörden (Verordnung des Reichskriegsministeriums 
vom 22. November 1868, Präs.-Nr. 4077 und J. M. E. vom 
4. Jänner 1869, Z. 100). 

Im schriftlichen Dienstverkehre mit den Civilbehörden 
anderer Verwaltungszweige sind, je nach dem im einzelnen 
Falle bestehenden rtangverhäitnisse, die Benennungen „löblich"^ 
„hochlöblich" oder „hoch" zu gebrauchen (§ 192, Gesch.-O.). 

4. Bei Beschlussausfertigungen, die in Verbindung mit 
einem Schriftsatze oder einer Rubrik zugestellt werden, hat die 
Bezeichnung der Parteien und ihrer Vertreter oder Bevoll- 
mächtigten (§ 429 C. F. O.) nach Thunlichkeit durch Bezugnahme 
auf die betreffenden Angaben des Schriftsatzes oder der Rubrik 
t§§ 75 und 80, Abs. 2 C. P. O.) zu geschehen, z. B. „in der 
Rechtssache zwischen den außen (nebenstehend) bezeichneten 
Parteien, deren Vertreter ebenda angegeben sind" u. ä. Wenn 
der Beschluss auf den Schriftsatz selbst oder auf eine Protokolls- 
abschrift geschrieben wird, worin die Parteien und deren Ver- 
treter benannt sind, so dass kein Zweifel entstehen kann, in 
welcher Rechtssache dieser Beschluss ergeht, brauchen diese 
Angaben in der Ausfertigung nicht wiederholt zu werden. 

Das Gericht und die an der Beschlussfassung betheiligten 
Richter sind in der Ausfertigung bloß durch die Angabe der 
Abtheilungsnummer zu bezeichnen. Diese ist am Fuße des 
Beschlusses zum Datum hinzuzusetzen; z. B. „K. k. Landes- 
gericht N., Abtheilung III, am 24. December 1898". 
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5. Die BegrQndnng des Beschlusses (§ 428 C. P. O.) soll 
iD der Ausfertigung dem Beschlüsse vorausgeschickt oder als 
besonderer Abschnitt angehängt werden. * Von der äußerlichen 
Sonderung von Beschluss und Begründung darf nur abgesehen 
werden, wenn die Begründung in der Verweisung auf eine 
Gesetzstelle besteht oder sich sonst in einer kurzen Mittheilung 
erschöpft (§ 193, Gesch.-O.). 

6. Bei processleitenden Beschlüssen hat der Richter (Vor- 
sitzende des Senates) nach Möglichkeit von der Abfassung eines 
Ausfertigungsent Wurfes abzusehen und sich darauf ^u be- 
schränken, der Gerichtskanzlei in einem kurzen Vermerke 
den Tenor seines Beschlusses bekannt zu geben und die fUr 
die Herstellung der Ausfertigung daneben noch erforderlichen 
Weisungen zu ertheilen (z. B. Bezeichnung des zu verwenden- 
den Formulares, Benennung der zu benachrichtigenden Personen, 
der zu ladenden Zeugen, Angabe des Kostenbetrages oder des 
Vorschusses für Zeugengebüren, zu dessen Erlag die Partei 
aufzufordern ist u. s. w,). 

i3ei Anberaumung von Tagsatzungen, zu welchen die 
Parteien ohne weitere Aufträge oder nur mit den regelmäßigen, 
aus dem Gesetze selbst sich ergebenden Aufträgen geladen 
werden, und insbesondere bei Anberaumung von Tagsatzungen 
auf Grund von Klagen, ist vom Richter bloß Tag und Stunde 
der Tagsatzung aufzuschreiben (z. B. 13. April, 10 Uhr). Wo 
über das Formulare, das bei der Ladung zur Verwendung 
kommt, ein Zweifel möglich ist, kann die Nummer des Formu- 
lares beigefügt werden. 

Die Anfertigung eines besonderen Referatsbogens über 
Klagen oder andere Eingaben, auf Grund deren die Anbe- 
raumung einer Tagsatzung bewilligt wird, ist unzulässig; auch 
der Gerichtskanzlei darf nicht zum Zwecke der Verfügung 
über solche Eingaben die Anfertigung eines Referatsbogens 
aufgetragen werden. 

Bei den im § 56, letzter Absatz des G. O. G. angeführten 
Beschlüssen (Zahlungsbefehle, Kündigungsaufträge), hat der 
Bewilligungsvermerk (Bewilligt) an Stelle jedes anderen Aus- 
fertigungsauftrages zu treten. Nach Bedarf sind Weisungen 
über den einzusetzenden Kostenbetrag oder andere wesentliche 
Punkte oder die Einschränkung der Bewilligung auf einen 
Theil des Begehren hinzuzuftigen (z. B. Bewilligt; Form. 143, 
Kosten 15 fl. 87 kr., oder: Bewilligt mit Ausschluss der be- 
gehrten Provision u. ä.). 

Die Ausfertigungsaufträge sind vom Richter auf die Acten, 
auf die Eingabe oder auf das bei Gericht sSurückzubehaltende 
Exemplar der Eingabe zu schreiben. 
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Wie die bisher erwähnten, haben anch alle anderen schrift- 
lichen Aufträge an die Qerichtskanzlei oder deren einzelne 
Organe in der Fonn knapper, vom Richter auf die Acten selbst 
geschriebener Weisungen zu ergehen, die nicht besonders aus- 
gefertigt werden. Bei schriftlichen Aufträgen und Mittheiiungen 
an Organe desselben Gerichtes, sowie überhaupt im inneren 
Gerichtsverkehre wird die Unterschrift des richterlichen Be- 
amten durch sein eigenliilndig beigefügtes Namenszeichen ersetzt 
<§ 194, Gesch.-O.). 

7. Wenn die Parteien zur Beschleunigung der Erledigung, 
insbesondere im Wechsel- und Mahnverfahren oder bei gericht- 
licher Aufkündigung eines Bestandvertrages und bei Anträgen 
auf Anordnung der Uebergabe oder Uebernahme von Bestand- 
.^egenständen, zugleich mit der Klage oder mit dem Gesuche 
vorbereitete Ausfertigungen des beantragten Zahlungsauftrages, 
Zahlungsbefehles, Auftrages zur Uebergabe oder Uebernahme 
■des Bestandgegenstandes oder sonstigen gerichtlichen Beschlusses 
dem Gerichte überreichen, so sind diese, falls sie sich nach 
Vornahme der nothwendigen Ergänzungen (Einfügung der 
Kosten, des Datums, Beisetzung der Unterschrift u. s. w.) hiczu 
eignen, als gerichtliche Ausfertigungen zu benützen. Diese Aus- 
fertigungen können auch auf den für die Parteien bestimmten 
Schriftsatzexemplaren geschrieben oder angebracht sein. Für die 
Herstellung der Ausfertigungen dürfen die Parteien Kosten 
nicht berechnen. 

Sonst sind Klagen im Wechsel verfahren, Mahngesuche 
•und gerichtliche Aufkündigungen von Bestandverträgen ent- 
weder mit dem Entwürfe der Ausfertigung von der Gerichts- 
kanzlei (Kanzleiabtheilung) dem Richter vorzulegen, oder es hat 
die Gerichtskanzlei, ohne Abfassung eines Entwurfes, unmittelbar 
die ftlr die Parteien bestimmten Ausfertigungen herzustellen, 
nachdem der Richter der Klage oder dem Gesuche zu will- 
fahren beschlossen hat. 

Letzterer Vorgang wird namentlich dann zu beobachten 
sein, wenn es fraglich ißt, ob dem Antrage auf Erlassung des 
Äahlungsbefehles oder Räumungsauftrages stattgegeben werden 
kann; ein Ausfertigungsentwurf ist in diesem Falle nicht zurück- 
zubehalten (§ 56; letzter Abs. G. (). G.), (§ 195, Gesch.-O.). 

8. Soweit der Entwurf einer Atisfertigung vom Richter 
{Senats Vorsitzenden, Berichterstatter, beauftragten Richter u. s. w.) 
abzufassen ist, kann dieser tlie Vorbereitung des Entwurfes 
^uch richterlichen Hilfsbeamten oder den im Vorbereitungs- 
dienste stehenden Personen übertragen. 

Ausfertigungsentwürfe (Conoepte), die nicht von dem zur 
-Entscheidung oder Beschlussfassung berufenen Richter oder von 
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dem Senatsvorsitzenden verfasst sind, dürfen ohne deren Ge-^ 
nebmignng von der Oerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) nicht 
ausgefertigt werden. Die Genehmigung geschieht durch Bei- 
setzung der Unterschrift. Der Entwurf des Urtheiles muss- 
außerdem vom Schriftführer unterschrieben sein. 

Vor Eilheilung der Genehmigung sind an dem Concepte- 
alle in sprachlicher und sachlicher Beziehung nothwendigen 
Verbesserungen vorzunehmen oder deren Vornahme anzuordnen. 
Bei Abänderungen am Concepte eines Senatsbeschlusses ist eine 
nochmalige Befragung des Senates nur nothwendig, wenn 
zwischen dem Vorsitzenden und dem mit der Abfassung des- 
Entwurfes betrauten Senatsmitgliede über den Inhalt der Er- 
ledigung in sachlicher Beziehung Meinungsverschiedenheiten 
bestehen. 

Ausfertigungen, die auf Grund eines Schriftsatzes oder 
eines in einem Protokolle enthaltenen Antrages ergehen, sind 
nach Möglichkeit auf dem Schriftstücke selbst zu entwerfen, um 
ein allzustarkes, ihrer Handlichkeit abträgliches Anschwellen 
der Acten zu verhindern (ij 196, Gesch.-O.). 

9. Die Entwürfe zu Urtheilen erster Instanz und zu End- 
beschlüiMen, welche nicht in die Acten selbst geschrieben werden, 
sind in Urschrift zu den Acten zu nehmen; die Anfertigung 
einer Reinschrift für die Acten kann vom Richter (Vorsitzenden 
des Senates) nur angeordnet werden, wenn der Entwurf schwer 
leserlich ist oder wenn er Zusätze, Durchstreichungen oder Ab- 
änderungen in erheblichem Umfange oder in wesentlichen 
Punkten enthält, die nicht bloß durch die Verwendung eines- 
Formulares veranlasst sind. Die Reinschrift tritt in diesem Falle 
an die Stelle des Conceptes; sie ist wie letzteres vom Einzel- 
richter, bei Urtheilen eines Senates aber vom Urtheilsverfasser 
und vom Vorsitzenden des Senates und außerdem, wo es da» 
Gesetz erfordert, vom Schriftführer zu unterschreiben. 

Das Concept von Urtheilen und Beschlüssen, welche von 
den mit der Abhaltung der ersten Tagsatzung betrauten Richter 
erlassen wurden, ist lediglich von diesem Richter zu unter- 
schreiben. Der Urschrift von Urtheilen hat außerdem der bei 
der Tagsatzung anwesende Schriftführer seine Unterschrift bei- 
zusetzen (§ 197, Gesch.-O.). 

10. Bei der Tagsatzung oder Verhandlung verkündete Ur- 
theile, die der schriftlichen Ausfertigung bedürfen, müssen 
längstens innerhalb acht Tagen nach der Verkündung in 
schriftlicher Abfassung der Gerichtskanzlei (Kanzleiabtheilung) 
übergeben werden; wurde die UrtheilsfUllung bei der Tag- 
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Satzung oder Verhandlung vorbehalten, so inuss die Abgabe der 
schriftlichen Ausfertigung binnen acht Tagen nach der Tag- 
satzung oder Verhandlung stattfinden (§ 126 Gesch.-O.). 

11. Die Beschlüsse, welche bei der Tagsatzung oder auf 
Grund der Tagsatzung (Verhandlung) gefasst werden und einer 
Ausfertigung bedürfen, sind der Gerichtskanzlei entweder vom 
Richter (Vorsitzenden des Senates, richterlichen Beamten) in. 
schriftlicher Abfassung zur Herstellung der Reinschrift zu über- 
geben (z. B. EndbeschlUsse, Beweisbeschlüsse, Beschlüsse, welche 
eingehend begründet werden müssen, vorläufige Feststellung des 
Lastenstandes, Meistbotsvertheilungen u. s. w.), oder es ist der 
Gerichtskanzlei die Entwerfung der Beschlussausfertigung oder 
die unmittelbare Herstellung der Beschlusaausfertigung (wenn 
z. B. einem in das Protokoll aufgenommenen Antrage ohne 
Einschränkung willfahrt wird) oder die Vornahme der zur 
Durchflihrung des Beschlusses erforderlichen Acte aufzutragen. 
In diesen letzteren Fällen ist es namentlich bei einfacheren Ver- 
hältnissen oder öfter sich wiederholenden Verfügungen aus- 
reichend, wenn der Richter diejenigen Stellen des Protokolles mit 
farbigem Stifte hervorhebt, welche den ins Werk zu setzenden 
Beschluss enthalten, wie z. B. bei Beschlüssen auf Ladung der 
Parteien oder eines Zeugen zur nächsten Tagsatzung, bei Fest- 
stellung des Anspruches auf Zeugengebüren, bei Beschlüssen,, 
zur nächsten Tagsatzung Urkunden herbeizuschaffen, welche 
sich bei einer öffentlichen Behörde oder in Verwahrung eines 
Kotars befinden u. s. w. 

Auf Grund dieser Weisung hat die Gerichtskanzlei die 
nöthigen Ausfertigungen herzustellen und dem Richter zur 
Unterschrift vorzulegen. 

Soferne nicht das Gesetz für die Beschlussfassung kürzere 
Fristen anordnet, müssen die bei der Tagsatzung (Verhandlung) 
gefassten, einer Ausfertigung bedürftigen Beschlüsse binnen zwei 
Tagen nach der Tagsatzung der Gerichtskanzlei in schriftlicher 
Abfassung übergeben oder von der Gerichtskanzlei entworfen, 
und ausgefertigt sein ; • bei der Tagsatzung vorbehaltene Be- 
schlussfassungen, mit Ausnahme besonders schwieriger Be- 
schlüsse, welche auf einem umfangreichen thatsächlichen Ma- 
teriale beruhen oder über eine größere Anzahl widerstreitender 
Rechtsansprüche zu entscheiden haben, müssen innerhalb fünf 
Tagen nach der Tagsatzung erfolgen. Der Gerichtsvorsteher 
kann aus wichtigen Gründen eine Verlängerung dieser Fristen 
gestatten. 

Die vorstehenden Bestimmungen sind sinngemäß auf Be- 
schlussfassungen anzuwenden, die nicht bei einer Tagsatzung- 



Digitized by V^OOQIC 



— 956 — 

•oder auf Grund einer Tagsatzung (Verhandlang) ergehen. Die 
Fristen sind in diesem Falle von der Anbringung des Antrages 
zu rechnen (§ 127, Gesch.-O.). 

12. Mittheilungen oder Benachrichtigungen an andere 
Gerichte, an deren Präsidien oder an sonstige Behörden, sowie 
-an diese gerichtete Anfragen und Ersuchen um Rechtshilfe 
^Schreiben) sind in der Regel sogleich in Urschrift auszufertigen 
und abzusenden. 

Dies gilt insbesondere von Mittheilungen, die in Erledi- 
:gung eines an das Gericht, an das Präsidium oder an die Ge- 
richtskanzlei gelängten Ersuchens an andere Behörden oder be- 
hördliche Organe ergehen (§58 G. O. G.). Wenn es nicht aus 
besonderen Gründen wünschenswert ist, das Ersuchen bei den 
Acten zurückzubehalten, ist die Mittheilung in Urschrift auf 
•das eingelangte Schreiben zu setzen und dieses der ersuchenden 
Behörde zurückzusenden. Inhalt und Datum der Erledigung sind 
letzterenfalls durch eine entsprechende Eintragung im Präsidial- 
journal, im Register für Rechtshilfesachen oder durch einen 
Iturzen Vermerk in den Acten festzustellen; z. B. „Landesaus- 
schuss in P. vom Stande des Processes benachrichtigt 15./10. 98**, 
^der „Ueber N. Auskunft dem Gemeindeamte in H. ertheilt 
l./l. 98 u. ä." 

In jedem Schreiben, welches ein an das Gericht gelangtes 
Ersuchen erledigt, ist die Geschäftszahl dieses Ersuchens und 
•die Zahl und Gattung der Beilagen des Schreibens in der 
unteren linken Ecke der ersten Seite des Schreibens anzugeben ; 
im Texte des Schreibens sind diese Angaben nicht zu wieder- 
holen. 

An Gendarmerieposten sowie an das Bezirksgendarmerie- 
Commando haben nicht Schreiben, sondern einfache Dienstauf- 
forderungen zu ergehen, (§ 199 Gesch.-O.). 

13. Durch richterliche Beamte oder in der Gerichtskanzlei 
-aufgenommene Protokolle über Anträge oder Erklärungen, 
deren sachliche Erledigung einem anderen Gerichte vorbehalten 
ist, sind diesem in der Regel ohne richterliche Beschlussfassung, 
lediglich mit einem kurzen, die Uebersendung betreffenden Ver- 
merke in Urschrift zu überschicken. Der Vermerk ist gleich- 
falls in Urschrift auf dem Protokolle anzubringen. Eine Ab- 
schrift des Protokolles ist nur zurückzubehalten, wenn dieses 
für eine beim ersuchten Gerichte anhängige Rechtssache von 
Bedeutung ist oder werden kann (§ 200, Gesch.-O.). 

14. Wenn für die Gewährung der Rechtshilfe die Kennt- 
Jiis der Acten wesentlich ist, soll das Ersuchen um Rechtshilfe 
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auf die Acten selbst geschrieben und mit diesen in Urschrift 
an die ersuchte Behörde geschickt werden. Hievon ist nur 
dann abzusehen^ wenn im Interesse der gleichzeitigen Vor- 
nahme von Amtshandlungen vor verschiedenen Gerichten oder 
aus anderen Gründen die Form besonderer Schreiben und die 
Zurückhaltung der Acten zweckmäßiger erscheint. 

Unbeschadet der Vorschriften des § 200, Abs. 1, sind in 
das Ausland Acten aijich dann nicht zu verschicken, wenn mit der 
ausländisch^a ßehörde ein unmittelbarer Verkehr stattfindet. 
In welchem Umfange ein solcher Verkehr gestattet ist, und 
welche Formen im Verkehre mit ausländischen Behörden zu 
beobachten siiid, wird durch die darüber ^lassenen besoaderen. 
Vorschriften bestimmt (§ 201, Gesch.-O.). 
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Gesetz vom I. August 1895 

Nr. 113 R.-Ö..B1. 

l>etreffeiid die Einführung des Gesetzes über 
^as gerichtliche Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten (Civilprocessordnung). 



Artikel L 

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in härgerlichen 
liechtsstreitigjceiten (CivüproceASordnung) tritt an dem durdt Ver- 
ordnung des Justiz minister s festzmetzenden Tage, spätestens aber 
mit dem ersten Tage des auf die Kundmachung folgenden dritten 
Kalenderjahres als Vorschrift für das Verfahren in den hürger- 
-liehen Reditsstreitigkeiten in Wirksamkeit, die den ordentlichen 
Gerichten in den im Iteichsratfie vertretenen Königreichen und 
Ländern zur Entscheidung zugewiesen sind. 

Mit demsdhen Tage verlieren, soweit dieses Gesetz oder 

die Civilprocessordnung nicht eine Ausnahme enthalt, edle in 

'anderen gesetzlichen Vorschriften enthaltenen Bestimmungen über 

Gegenstände, welche in der Civilprocessordnung geregelt sind^ 

ih re Wirksamkeit, 

1. Welche Rechtssachen den ordentlichen Gerichten zu- 
.gewiesen sind, wird bei § 1 J. N. erörtert. Ordentliche Ge- 
richte sind die Bezirksgerichte^ die Gerichtshöfe erster Instanz, 
die Oberlandesgerichte und der Oberste Gerichtshof. Unter 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten sind einerseits im 
-Gegensätze zum aufierstreitigen Verfahren Gegenstände der 
Rechtsverfolgung, andererseits im Gegensatze zum Straf- 
verfahren Gegenstände des materiellen Civilrechtes gemeint. 

2, Das neue Gesetz bedarf der derogierenden Kraft, damit 
^eine Sätze freien Raum zur Anwendung finden. Was die neuen 
Normen nicht berühi-en, und wo sie nicht hinreichen, dahin hat 
«ich deshalb auch ihre derogierende Wirkung nicht zu er- 
strecken. Es ist sonach nicht als Aufgabe jener Regel anzu- 
.«eben, das bisherige Processrecht möglichst vollständig zu be- 
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«eitigen, sondern es wird genügen — und damit ist zugleich 
der Continuität des Rechtslebens gedient — wenn die aufzu- 
stellende Regel daflür sorgt, dass die Rechtssprechung innerhalb 
Kies Umkreises der in den neuen Processgesetzen enthaltenen 
Normen an den Rechtssätzen früherer Herkunft keinen Wider- 
stand und kein Hindernis findet. 

Das wird namentlich ftlr den Fall praktisch, als die neuen 
•Gesetze über einzelne processrechtlichc Verhältnisse und BVagen, 
ftir die heute gesetzliche Vorschriften bestehen, weder ab- 
weichende Bestimmungen statuieren, noch auch die jetzt hieftir 
:geltenden Vorschriften aufheben. Sind dies Verhältnisse und 
Fragen, die ungeachtet der Einführung eines neuen Verfahrens 
ihrer Natur nach in der Periode des neuen Verfahrens fort- 
dauern, so wird ein solches Verhalten der Qesetzgebung die 
Vermuthüng begründen, dass jene Vorschriften in Geltung 
bleiben sollen, und die Regel wird dann in der That den 
Willen des Gesetzgebers richtig zum Ausdruck bringen. Es 
treten darnach alle jene Vorschriften außer Wirksamkeit, welche 
<lurch Bestimmungen der neuen Gesetze ergänzt sind oder mit 
diesen im Widerspruche stehen (Regierungsmotive, S. Ö). 

Ueber die Anwendbarkeit dieser Regel und die Conse- 
•quenzen ihrer Anwendung im einzelnen Falle hat, sowie hin- 
sichtlich jeder anderen Rechtsregel, der Richter im Instanzen- 
2Uge zu entscheiden. 

Artikel IL 

Wo in Gesetzen und Verordnungen, die durch das Inkraft- 
treten der Civilprocessordnung nicht berührt werden, oder in 
staatlich genehmigten Statuten einzelner Gesellschaften^ Anstalten 
^nd Vereine auf das rechtliche Verfahren in Streitsachen ver- 
wiesen oder, wenn amh mit Einschränkungen und Abänderungen, 
die Anwendung der Vorschriften der Gerichtsordnungen, des 
ordentlichen schriftlichen oder mündlichen Processes, der Be- 
stimmungen des Gesetzes über den summarisclien Process oder 
über das Bagatellverfahren vorgeschrieben ist, treten an die Stelle 
der bezogenen Bestimmungen die Vorschriften des ersten bis fünften 
Tlieilts der Civilprocessordnung, und zwar in der Art, dass: 

i. je flach Verschiedenheit des zuständigen Gerichten die 
in der Civilprocessordnung für das Verfahren vor Gerichtshöfen 
oder die für das bezirksgerichtliche Verfahren äufgesteUten Vor- 
schriften zur Anwendung zu kommen haben, und 

2. dort, wo das hezirksgerichtliche Verfahren der Civil- 
processordnung an Stelle des Bagatellverfahrens zu treten hat, 
überdies die besonderen Bestimmungen der §§ 440 bis 45H 
^. P. 0. anzuwenden sind. 
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In verschiedenen Gesetzen und Verordnungen oder staat- 
lich genehmigten Statuten ist auf das rechtliche Verfahren in 
Sti*eitsachen verwiesen oder die Anwendung des ordentlichen^ 
des sununarisch^i oder Bagatell Verfahrens vorgeschrieben (Ke- 
gierungsmotive, S. 3). Die iUesbezügiichen Bestimmungen tretea 
außer Kraft. Insbesondere tritt an die Stelle des summarischen 
Verfahrens bei Qerichtshofprocessen nicht da« be^irksgericbtiiclie 
Verfahren, sondern das gewöhnliche Verfahren vor Gerichts- 
höfen. Je nachdem kraft der Normen über die Vertheilung^ 
der Gerichtsbarkeit in Hinkunft ein Gerichtshof oder ein Be- 
zirksgericht für die betreffende Rechtssache zuständig ist, haben 
die Vorschriften über das Verfahren vor Gerichtshöfen oder 
über das Verfahren vor Bezirksgerichten Anwendung zu finden. 
Da das Verfahren in Bagatellsachen nach der Civilprocessordnung^ 
von dem Bagatellverfahren des geltenden Rechtes nicht wesent- 
lich abweicht, aber doch gegenüber dem normalen bezirksge- 
richtlichen Processe aucli fUrderhin nicht unerhebliche Erleich- 
terungen enthält, soll den Angelegenheiten, die derzeit zufolge- 
besonderer Vorschrift nach dem Bagatellverfahren zu erledigen 
waren (vgl. zum Beispiel § 49 des Gesetzes vom 16. März 1884, 
Nr. 36 R.-G.-BL), dieser Vorzug ungeschmälert gewahrt bleiben 
(Motive der Regierung, S. 4). Auch fUi* Recfatsstreitigkeiten 
aus Ratengeschäften (Gesetz vom 27. April 1896, B.-G.-Bl. Nr. 70^ 
§ 7) wird die Vorschrift des Art. II zur Anwendung zu kommen, 
haben, wenn auch dieses Gesetz jüngeren Datums als die Civil- 
processordnung ist. 

Artikel IIL 

Zufolge der Bestimmung des Artikel I, Abs, 2, verlieren 
insbesondere ihre Wirksamkeit: 

1. Die Vorschriften des Patentes vom 1, November 1781, 
J. G. S. Nr. 27, über das Verfahren vor den Berggerichten. 

2. Die Vorschriften (fes Pqtentßs vom 9. April 1782, J. G. S^ 
Nr, 41 und der Ministeriaiverordnungen vom 25. Jänner 1850, 
R.-G.'Bl Nr, 52, und vom 18, Juli 1859, R.-G.-Bl, Nr, 132, 
über das Verfahren in Handels- und Wechsehtreitigkeiten. 

3. Die Forschriften der mit Verordnung des dalmatinischen 
Guberviums vom 14. April 1829, Z, 6783 (dalmatinische G. S. 
1829, S. 140) kundgemachten Instruction über den vorgängigen 
Vergleichsversuch. 

4. Die Vorschriften des für Tirol und Vorarlberg er- 
lassenen Hofdecrets vom 8. August 1837, S. G. S. Nr. 218^ 
über das Audieneverfahren. 

Für die im § 53 der Jurisdictionsnorm bezeichneten Streit- 
sachen in Angelegenheit des Bergbaues, sowie für Handels^ 
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Streitigkeiten soll, abgesehen von der besonderen Zasammen- 
Setzung der Senate bei den Gerichtshöfen, fortan kein ver- 
schiedenes Verfahren stattfinden (Regierungsmotive, S. 4). Für 
das Verfahren in Wechselsachen treffen die §§ 555 ff. C. P. O. 
besondere Bestimmungen. Gemäß § 433 C. P. O. kann in 
Rechtssachen bis zum Betrage oder Werte von 500 fl. vor 
Erhebung der Klage, wenn diese vor ein Bezirksgericht gehört, 
ein Vergleichsversuch beantragt werden. 

Artikel IV, 
Unberührt bleiben: 

1, Die Vorschriften über die Vertretung des Staates , der 
ron demselben verwalteten oder dotierten Fonde, Kirchen, Pfrün- 
den und anderer Vermögenschaftcn durch die Finanzprocuratur. 
Inioiefcrn die laniesßrstlichen Steuerämter zum Behuf e der 
Hereinbrifigung von Steuern, Gebüren oder anderen öffentlichen 
Abgaben zu gerichtlichem Einschreiten ermächtigt sind, wird durch 
besondere Vorschriften bestimmt, 

2, Die gesetzlichen Vorschriften über die gerichtlicJie Ver- 
tretung von Gemeinden, Gesellschaften, Genossenschaften, Bruder- 
laden und Hilfscassen, sowie über die Behändigung von Ladungen 
und anderen Zustellungen an dieselben, 

3, Die Vorschriften des Gesetzes vom 26. März 1890, 
R,'G.-Bl. Nr. 58, betreffend d'^e Erlassung von Tarifen für die 
Entlohnung bestimmter Leistungen der AdvoccUen und ihrer 
Kanzleien im gerichtlichen Verfahren. 

4, Die Vorschriften der Gesetze vom 24, Aprü 1874, 
R.'G.'Bl. Nr, 48 und 49, über die Bestellung eines gemeinsamen 
Curators d^r Besitzer von Pfandbriefen und von auf Inhaber 
lautenden oder indossablen Theilschuldverschreibungen. 

5, Die Vorschriften der §§ 1, 2, 3 und 5 der Justizmini- 
sterialverordnung vom 8, Juni 1857, R.-G.-Bl, Nr, 114, be- 
treffend die Behandlung der Winkelschreiber, Gegen die Ent- 
scheidung, wodurch jemand wegen Winkelschreiberei bestraft wird, 
steht demselben der Recurs nach Maßgabe der §§ 514 bis 528 
a P. 0. zu, 

1. Die Vorschriften, welche die Vertretung des Staates, 
der von demselben dotierten und verwalteten Fonde, der 
Kirchen, Pfründen und anderen Vermögenschaften durch die 
Finanzprocuratur betreffen, sind bei § 1 der C. P. O. angeführt. 
Zufolge des M. E. vom 6. Februar 1893, Nr. 30 R.-G.-BL, 
sind die k. k. Forst- und Dpmänendirectionen in Wien, Gmun- 
den, Salzburg, Innsbruck und Görz ermächtigt, das k. k. Forst- 
ärar und die in Verwaltung des Staates stehenden Fonde bei 

Fttritl, CivilproceMges€tZ9. 61 
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Eintreibung jener Forderungen, welche sich auf die von dea 
genannten Directionen verwalteten Güter beziehen, in der Art 
gerichtlich zu vertreten, dass sie entweder selbst oder durch 
die ihnen unterstehenden, mit Substitutionsvollmachten zu ver- 
sehenden Verwaltungsorgane die Einleitung des Mahnverfahrens 
erwirken und dessen Durchführung betreiben und den ersten 
und zweiten Grad der Mobilarexecution und bezüglich der Be- 
standzinsfoiderungen auch die Sequestration des in Bestand 
gegebenen Objectes erwirken. 

Wenn die Finanzverwaltung zum Behufe der Einbringung 
rückständiger Steuern und Zuschläge nach den bestehenden 
Gesetzen zur Executionsführung auf unbewegliche Güter schreitet, 
80 sind bei Gerichten, an deren Sitz die Finanzprocuratur nicht 
ihren Amtssitz hat, in jenen Fällen, in welchen das unbeweg- 
liche Gut in einem zur Erwerbung dinglicher Rechte an Liegen- 
schaften bestimmten öffentlichen Buche eingetragen ist, auch die 
Steuerämter ermächtigt, den ersten und zweiten Executionsschritt 
(executive Pfilndung und Schätzung) ohne Nachweisung eines 
besonderen Auftrages ihrer vorgesetzten Behörde in gesetzlicher 
Vei-tretung des Aerars, den dritten Executionschritt (executive 
Feilbietung) aber nur auf Grund eines besonderen Auftrages 
der Finanzlandesbehörde zu erwirken. Diese Bestimmungen der 
M. V. V. 24. April 1871, Nr. 50 ß.-G.-Bl. wurden durch die M. V. 
V. 14. Mai 1879, Nr. 76 R.-G.-Bl. auch auf die Fälle der Herein- 
bringung rückständiger Gebüren von Rechtsgeschäften, Ur- 
kunden, Schriften und Amtshandlungen ausgedehnt. 

Wenn die Mobilarexecution zur Einbringung rückständiger 
8teuem und Zuschläge nach den bestehenden Gesetzen und 
Verordnungen im gerichtlichen Wege durchgeführt werden 
muss, so sind zur Erwirkung aller Executionsschritte bei Ge- 
richten, an deren Sitz sich eine Finanzprocuratur nicht befindet, 
die Steuerämter in Vertretung der Finanzprocuratur, und zwar 
ohne Nach Weisung eines besonderen Auftrages ihrer vorge- 
setzten Behörde ermächtigt (M. V. v. 17. November 1892 
Nr. 215 R-G.Bl.). 

Die Staatsbahndirectionen vertreten innerhalb ihres Ge- 
schäftsbezirkes in allen ihrer Competenz zugehörigen Angelegen- 
heiten die Staatseisenbahn Verwaltung selbständig, so dass sie 
auch ohne besonderen höheren Auftrag durch ihre Rechtshand- 
lungen, Verträge, Processe, Vergleiche etc. für dieselben Rechte 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen (§ 16, M. V. v. 19. Jänner 
1896, Nr. 16 R.-G.-BL). Durch diese Bestimmung wurden jedoch 
die Vorschriften über die Vertretung des Staates durch die 
Finanzprocuraturen und über die Zuständigkeit der Gerichte 
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am Sitze der Finanzprocnraturen für Klagen ^egen das Eisen- 
bahnärar nicht berührt (E. d. O, G. H. C. BL, XV, 172). 

2. Betreffs der Vertretung von Gemeinden, Gesellschaften, 
Genossenschaften, Bniderladen und Hilfscassen sind die Bemer- 
kungen bei § 1 C. P. O. unter Nr. 6 zu vergleichen. Die gemäß 
Gesetzes vom 26. März 1890, Nr. 58, R.-G.-B1., vom Justiz- 
minister erlassenen Tarife gelten — unter Wahrung des Rechtes 
-der freien Vereinbarung und unter Wahrung der richterlichen 
Befugnis, die Kothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der einzelnen 
Leistungen zu prüfen — sowohl im Verhältnisse der Partei zu 
ihrem Advocaten, als auch bei Feststellung jener Kosten, welche 
im streitigen Verfahren der Processgegner zu ersetzen hat. Der 
Tarif gilt auch dann, wenn die in demselben bezeichneten 
Leistungen von Notaren verrichtet werden, sofern dieselben 
•dazu berechtigt sind und insoweit die Entlohnung nicht durch 
die Bestimmungen des Notariatstarifes geregelt oder nach 
•dem GebUrentarife für Notare als Gerichtscommissäre zu be- 
messen ist. 

3. Der § 1 der M. V. v. 8. Juni 1857, Nr. 114 R.-G.-Bl., 
ist bei § 29 C. P. O. auf S. 56 abgedruckt. Die Untersuchung 
"und Bestrafung der Winkelschreiberei steht nach § 2 dieser 
Verordnung jenem Gerichte zu, bei welchem der Winkel- 
schreiber unmittelbar oder mittelbar eingeschritten, oder bei 
welchem eine von demselben verfasste Rechtsurkunde oder 
Eingabe überreicht worden ist. Dies gilt auch von den Ober- 
landesgerichten und dem Obersten Gerichtshofe rücksichtlich 
der bei denselben vorkommenden Fälle, sofern es dieselben 
nicht für zweckmäßiger erachten, ein Gericht erster Instanz 
mit der Untersuchung und Entscheidung zu beauftragen. 

Nach § 8 hat jedes Gericht die Untersuchung kraft seiner 
Disciplinargewalt zur Aufrechthaltung der gerichtlichen Ord- 
nung von amtswegen zu pflegen und nach Erhebung des 
Gegenstandes gegen den der Winkelschreiberei schuldig Be- 
fundenen eine Geldstrafe von 5 bis 200 fl. ö. W. oder Arrest 
von 24 Stunden bis 6 Wochen zu verhängen. 

Nach § 5 ist gegen Advocaten und Notare, welche ge- 
richtliche Eingaben, die von Winkelschreibem für dritte Per- 
sonen verfasst werden, mit ihrer Unterschrift versehen oder 
auf was immer für eine andere Art die Winkelschreiberei be- 
günstigen, im Disciplinarwege vorzugehen. 

Winkelschreiber dürfen nach § 29 C. P. O. als Bevoll- 
mächtigte nicht zugelassen werden. Die Folgen der Verurthei- 
lung wegen Winkelschreiberei beschränken sich nicht auf den 

61* 
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Sprengel des Qerichtos, >¥elches das bezügliche Erkenntnis in 
erster Instanz gefüllt hat (E. d. O. G. H., G. Z. 1870, Nr. 63). 

Artikel V. 

Die Vorschriften des Hofdecretes vom 4. October 1833, 
J. Q. S. Nr, 2633, Über die Liquidieruttg und Einbringung der 
Advocatengebü/ren im gerichtlichen Verfahren in und außer Streit- 
Sachen bleiben mit folgenden Ergänzungen in Wirksamkeit: 

Der Antrag auf Liquidierung kann sowohl von der Partei 
als von dem Advocaten gestellt werden. 

Wird der Antrag auf Liquidierung von Seite der Partei 
gestellt j so ist dem Advocaten die Vorlage einer Gebürenredmuvg 
binnen atigemessener Frist aufzutragen, widrigenfalls mit der 
Feststellung der Gebaren auf Grund der von der Partei beige- 
brachten Behelfe vorgegangen wird. 

Die Frist kann aus berücksichtigungswürdigen Gründen^ 
erweitert werden. 

Die Feststellung hat sich auch auf die Eiitscheidung der 
Frage zu erstrecken, inwieferne die vom Advocaten vorgenommenen 
Vertretungshandlungen zur zweckentsprechenden Rcchtsvertretunff 
nothwendig waren oder sonst mit Rücksicht auf die Beschaffen- 
heit des Falles und die vorhandenen Umstände als gerechtfertigt 
erscheinen, 

1. Nach dem Hofdecrete vom 4 October 1833, Nr. 263^ 
J. G. S., sind die Gebüren der Advocaten von jenem Richter,, 
vor welchem das Geschäft, woraus sie entstanden sind, ver- 
handelt wurde, im ämtlichen Wege, und falls es nöthig wäre,, 
nach vorläufigem Einvernehmen der Parteien, ohne jedoch einem 
förmlichen Processe stattzugeben, zu liquidieren. — Ueber das 
Begehren des Advocaten, den dienten zur Bezahlung der ob- 
bemeldetermaßen liquidierten, oder von dem dienten als richtig^ 
anerkannten Gebüren zu verhalten, hat der competente Richter 
des letzteren nach vorläufigem contradictorischen Verfahren durch 
Urtheil zu entscheiden. 

2. Nach § 37 Ger.-Verf.-Ges. bedürfen die sich bei Liqui- 
dierung der Advocatengebüren ergebenden Aufträge und Ver- 
fügungen mit Ausnahme der Feststellung der Gebüren selbst 
bei Gerichtshöfen nicht der Beschlussfassung des Senates. Der 
Vorsitzende des Senates oder der beauftragte Richter wird 
daher über die Palmar- und Expensenrechnung des Advocaten 
den Gegner des Liquidierungswerbers schriftlich oder mündlich 
zu hören haben, indem er entweder diesem das Liquidierungs- 
gesuch zur Aeußerurg innerhalb einer bestimmten Frist zustält 
oder eine Tagsatzung zu dessen Einvernahme anordnet. Die 
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Partei wird sich über die Höhe der Ansätze, über die Zweck- 
mäßigkeit der einzelnen Leistungen, über die Frage der Bevoll- 
mächtigung und der factischen Leistung zu äußern haben, 
worüber erforderlichenfalls noch der Liquidierungswerber schrift- 
lich oder mündlich zu hören sein wird. Die Adjustierung er- 
folgt mittels Beschlusses, bei Qerichtshöfen durch den Senat in 
nicht öffentlicher Sitzung unter Berücksichtigung des Advocaten- 
tarifes und der allgemeinen Vorschriften über die Processkosten, 
jedoch mit der Abweichung, dass nicht bloß die Nothwendig- 
keit der Vertretungshandlung vom Gesichtspunkte der zweck- 
•entsprechenden Rechtsvertretung (§ 41, Anm. 2) ent- 
scheidet, sondern auch die Beschaffenheit des Falles und 
•die vorhandenen Umstände zu berücksichtigen sind. Der 
Advocat kann gewisse Vertretungshandlungen auf besonderen 
Wunsch seines Clienten vorgenommen haben, obwohl von vorn- 
herein feststand, dass diese Vertretungshandlung zur zweck- 
•entsprechenden Rechtsvertretung nicht gerade noth wendig ist. 
Es wäre unbillig, dem Anwalte den Anspruch auf Ersatz solcher 
Kosten zu versagen, wenn die fragliche Handlung nur infolge 
Auftrages des Clienten vorgenommen wurde (Motive des Aus- 
schusses, S. 3). 

Die Vorschriften über die Liquidierung haben auch be- 
züglich der aus Anlass der Substituierung entstandenen Kosten 
^es Substituten (E. d. O. G. H. Nr. 12423, 14316) und bezüglich 
-der Gebüren eines Notars (E. d. O. 6. H. Nr. 14536) Anwen- 
dung zu finden. 

3. Die Frage der Bevollmächtigung des Advocaten und 
der factischen Leistung ist wohl bei der Liquidierung zu er- 
■örtem, um eine Uebereinstimmung beider Theile zu ermög- 
lichen, zu entscheiden ist aber bloß über die Zweckmäßigkeit 
oder Gerechtfertigtheit und über die Höhe der Kosten. Es ist 
fortan klar, dass in dem gegen die säumige Partei vom Advo- 
<^ten auf Grund der Liquidierung einzuleitenden Processe bloß 
-die Frage der Bevollmächtigung und der factischen Leistung 
der verzeichneten Vertretungshandlungen und Kosten Gegen- 
stand des Streites sein kann (Regierungsmötive, S. 6). Die 
Klage kann nach § 94 J. N. beim Gerichte« des Hauptprocesses 
Angebracht werden. 

Artikel VL 
Unberührt bleiben: 

1. Die Vorschnßen der §§ 99, 157 und 158 des a. b. G, B 
Das angeßhrte Ehehindemis (ß 99 a. b. G. B.) kann nicht durch 
Vernehmung der Ehegatten nach §§ 371 ff. der Civüprocessord' 
nung bewiesen werden. 
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2. Die Vorschriften des Justieministerialerlasses vom 
14. Mai 1854, Z, 8346, über die Beeidigung der Mitglieder des^ 
kaiserlichere Hauses. 

3. Die Vorschriften, nach welchen das OhersthofmarschaU- 
amt, die dem Beklagten vorgesetzten Militärbehörden oder die- 
geklagten Bezirken und Gemeinden übergeordneten autonomen 
Organe von der Anbringung von Klagen gegen Hofdiener, Militär- 
und Landwehrpersonen oder von Klagen gegen Bezirke und Ge- 
meinden zu verständigen sind. 

Betreffs der Ziffer 1 ist Anm. 1 bei § 266 C. P. O., be« 
züglich der Ziffer 2 die Anm. 1 bei § 337 und rücksichtlicK 
der Ziffer 3 die Anm. 7 bei § 230 zu vergleichen. 

Artikel VII. 
Unberührt bleiben die Vorschriften des bürgerlichen Rechtes .^ 

1. durch wdclhe bestimmte Urkunden als öffentlich er- 
klärt oder den inländischen öffentlichen Urkunden gleichgestellt 
werden; 

2. durch welche die Beweiskraft einer Privaturkunde voti 
bestimmten Erfordernissen abhängig gemacht ist; 

3. durch welche für das Datum einer Urkufide ein von der 
Erklärung des Ausstellers verschiedener Beweis verlangt wird. 

4. durch welche die Art der Vorlegung der Handelsbücher- 
und die Bechtsfolgen ihrer Nicktvorlegu/ng bestimmt werden; 

5. die Vorschriften über die Vorlegung der Tagebücher der 
Handelsmäkler und der Ursdirift von Notariatsurkunden. 

Unter den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes sind 
nach Art. XXX, E. G. nicht nur die Vorschrifte» des allge- 
meinen bürgerlichen Gesetzbuches, sondern auch jene des. 
Handelsrechtes und der Wechselordnung und die in anderen 
Gesetzen enthaltenen Normen des Privatrechtes zu verstehen. 
Zu Ziffer 1 ist die Anmerkung 1 bei § 293 C. P. O. zu ver- 
gleichen. Zu Ziffer 2 vergleiche die Anmerkung 4 bei § 294^ 
zu Ziffer 3 die Anmerkung 5 bei § 294, zu Ziffer 4 die An- 
merkung 2 bei § 297, die Anmerkungen bei § 300 und 
bei § 307. 

Im Laufe eines Rechtsstreites kann der Richter, selbst 
ohne Antrag einer Partei, die Vorlage des Tagebuches eines. 
Handelsmäklers anordnen, um dasselbe einzusehen und mit der 
Schlussnote, den Auszügen und anderen Beweismitteln zu ver- 
gleichen. 

Die Vorschriften des Art. 39 H. G. B. (§ 300) finden 
auch in Bezug auf die Vorlegung des Tagebuches Anwendung: 
(Art. 79, G. V. 4. AprU 1875, Nr. 68 R.-G.-Bl.). 
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Außer den in der Notariatsordnung vom 25. Juli 1877, 
Nr. 75 R.-G.-Bl., angeführten besonderen Fällen darf der Notar 
nach § 50, Not.-Ordn. die Urschrift einer Notariatsurkunde nur 
über gerichtlichen Auftrag dem Gerichte oder über Auftrag 
der Notariatskammer dieser ausfolgen. 

Artikel VIIL 

Unberührt bleiben die Bestimmungen der Staatsverträge,, 
nach welchen die Consularfunctianäre auswärtiger Staaten ah 
Zeugen in ihrer Wohnung abzuhören oder zur schriftlichen Ab- 
gabe des Zeugnisses zuzulassen sind. 

Die bezüglichen Staats vertrage sind bei § 132 C. P. O. 
angeführt. 

Eigentliche diplomatische Personen genießen die Exterri- 
torialität, hinsichtlich derselben bedarf es daher keiner beson- 
deren Bestimmung (Regierungsmotive, S. 8). 

Artikel IX. 

Unberührt bleiben die Bestimmungen der Artikel II und 
IV lit. a und e der Ministerialver Ordnung vom 28. October 1865,. 
R.'G.'BL Nr. 110, über die den Anstalten, weiche Creditge- 
Schäfte betreiben, zukommenden Ausnahmen von den allgemeinen 
Justizgesetzen, 

Bei Erlassung des Zahlungsauftrages zu Gunsten einer 
Hypothekarfarderung (Artikel IV lit. a) ist nach den §§ 548 bis 
554 C. P. 0. zu verfahren. 

Die M. V. V. 28. October 1865, Nr. 110 R.-G.-Bl., wurde 
bei den einschlägigen Vorschriften der Civilprocessordnung an- 
geführt, so der Art. II bei § 295 unter Anm. 2, der Art. IV a 
bei § 548 unter Anm. 3 d, der Art. IV e bei § 104 unter 
Anm. 4. Die Bestimmung des Art. IV lit. a, dass der Erlag 
einer Deckung der Bewilligung und Vollziehung der PfHndung 
oder Sequestration des hypothecierten Gutes nicht im Wege 
steht, verliert gegenüber der Executionsordnung ihren singulären 
Charakter, weil diese dem Deckungserlage die Wirkung eines 
Einstellungs- oder Aufschiebungsgrundes überhaupt nicht bei- 
misst (Regierungsmotive, S. 8). 

Artikel X. 

Die Vorschriften der Civilprocessordnung über Auflösung 
von Bestandverträgen und über das Verfahren in Streitigkeiten 
aus Bestandverträgen finden auf die Contadinen- und Colonen- 
Verhältnisse in Dalmatien keine Anwendung, und es bleiben die 
in Ansehung der Auflömng dieser Verhältnisse zur Zeit in 
Kraft bestehenden Gesetze und Verordnungen unberührt. 
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Das Gesetz vom 11. Jänner 1878, Nr. 9 R.-G.-Bl., regelt 
«die Ablösung der in Dalmatien bestehenden Contadinen- und 
Colonenverhältnisse. 

Artikel XL 

Desgleichen bleiben unberührt: 

1. Die für die Aufkündigung von Bestandverträgen über 
Orundstücke, Gebäude und andere unbewegliche oder gesetzlich 
für unbeweglich erklärte Sachen, sowie für die Uebergabe und 
Uebemahme solcher Bestandgegenstände festgesetzten Termine und 
Fristen. Wo es an derlei Festsetzungen fehlt oder eine diesfalls 
bereits bestehende Regelung geändert werden soll, kann die poli- 
tische Landesstelle im Einvernehmen mit dem Oberlandesgerichte 
die bei Aufkündigung und Rückstellung der bezeichneten Bestand- 
Gegenstände zu beachtenden Termine und Fristen festsetzen. Tn 
gleicher Weise kann die politische Landesstelle im Einvernehmen 
mit dem Oberlandesgerichte Bestimmungen darüber treffen, zu 
welcher Zeit und in welchem Umfange der Bestandnehmer nach 
der Kündigung die Besichtigung der bezeichneten Bestandgegen- 
stände durch Mietslustige zu gestatten habe. Solche Anordnu}igen 
sind durch das Landesgesetzblatt und die amtliche Landeszeitung 
kundzumachen. 

2. Die Vorschriften des Gesetzes vom 18. April 1869, 
R.-G.'Bl. Nr, 44, über die Einstellung des gerichtlichen Ver- 
fahrenSy wenn dem Reichsgerichte der Antrag auf Entsdmdung 
^ines bejahenden Competenzconflictes vorgelegt wird. 

3. Die Vorschrift des § 11, Abs. 1 des Gesetzes vom 
28, Mai 1881, R,-G,'Bl, Nr. 47, betreffend Abhüfe wider un- 
redliche Vorgänge bei Creditgeschäften. 

4. Die Vorschriften des § 35 des Gesetzes vom 16. März 
1884, R.'G,-BL Nr, 36 über die Anfechtung von Rechtshand- 
lungen, welche das Vermögen eines zahlungsunfähigen Schuldners 
betreffen. 

5. Die Vorschriften der §§ 1 bis 6 und des § des Ge- 
setzes vom 6. Juni 1887, R.-G.Bl. Nr. 72, betreffend die Wir- 
kungen und die Anfechtbarkeit der von Behörden des stehenden 
Heeres, der Kriegsmarine und der Landwehr auf administrativem 

Wege gefällten Ersatzerkenntnisse. 

1. Die in den bisher geltenden Vorschriften statuierte 
Einschränkung auf die Festsetzung von Fristen und Terminen 
für die Aufkündigung von Mieten wurde fallen gelassen, weil 
im § 1 1 16 a. b. 6. B. die Grundlage geboten ist, um solche 
besondere Vorschriften auch bei Pachtungen beachten zu können, 
und weil sich mit Rücksicht auf die gegebenen Verhältnisse 
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«ines bestimmten Ortes immerhin auch das Bedürfnis nach einer 
Regelung in dieser Richtung ergeben kann (Regierungsmotive, 
S. 9). Die Befugnis der Landesstelle im Einvernehmen mit 
dem Oberlandesgerichte soll sich auch darauf ausdehnen können, 
festzusetzen, zu welcher Zeit und in welchem Umfange d^r 
Bestandnehmer nach der Kündigung die Besichtigung der Be- 
standgegenstände durch Mietlustige zu gestatten habe (Motive 
des Herrenhauses, S. 17). Die diesbezüglich bestehenden Vor- 
schriften sind bei Manz zu § 1116 a. b. G. B. gesammelt. 

2. Nach § 13 des Gesetzes vom 18. April 1869, Nr. 44 
R.-G.-Bl., hat im Falle eines bejahenden Competenzconflictes 
<iie antragstellende Verwaltungsbehörde, sobald der Antrag dem 
Reichsgerichte vorgelegt ist, unter Nachweis dieses Umstandes 
dem Gerichte, bei welchem die Sache anhängig ist, falls aber 
die Sache bereits rechtsgiltig entschieden wäre, dem Gerichte 
erster Instanz davon die Anzeige zu machen. Das Gericht ist 
verpflichtet, über diese Anzeige das weitere Verfahren einzu- 
stellen und die betheiligten Personen davon zu verständigen. 
Die Execution kann bis zur Entscheidung des Competenz- 
conflictes weder bewilligt noch fortgesetzt, auf Grund eines schon 
vor Erhebung des Competenzconflictes ergangenen Urtheils 
aber bis zur Sicherstellung oder gegen Sicherheitsleistung zu- 
gelassen werden. 

Die Wirkungen der Einstellung sind jene der Unter- 
brechung nach § 163 C. P. O. 

3. Nach § 11 des Gesetzes vom 28. Mai 1881, Nr. 47 
R.-G.-Bl., betreflFend Abhilfe wider unredliche V^orgänge bei 
Creditgeschäften hat der Civil rieh ter auf Ersuchen des Straf- 
gerichtes, bei welchem eine iStrafverhandlung wegen einer im 
§ 1 erwähnten strafbaren Handlung anhängig ist, jederzeit mit 
-dem die fragliche Forderung betreffenden Verfahren innezuhalten. 
Während daher nach § 191 C. P. O. wegen der PräjudicialitÄt 
eines strafgerichtlichen Verfahrens der Lauf des Civilrechts- 
streites nur unterbrochen werden kann, soll er in diesem Falle 
unbedingt unterbrochen werden (Regierungsmotive, S. 9). Die 
Bestimmung reicht aber auch noch in anderer Beziehung weiter 
als die Unterbrechung des Verfahrens nach § 163 C. P. O., 
da nicht nur das Erkenntnis-, sondern auch das Vollstreckungs- 
verfahren zu unterbrechen ist (E. d. O. G. H. Nr. 11421). 

4. Hinsichtlich der Anfechtung von Rechtshandlungen 
außerhalb des Concursverfahrens schreibt § 35 des Gesetzes 
vom 16. März 1884, Nr. 36 R.-G.-Bl. vor, dass mit dem Be- 
gehren, dass die angefochtene Rechtshandlung dem Gläubiger 
gegenüber als unwirksam erklärt werde, das weitere Begehren 



Digitized by V^OOQIC 



— 970 — 

zu verbinden ist, was der Beklagte zum Zwecke der Befriedi- 
gung des Gläubigers zu leisten oder zu dulden für schuldig 
erkannt werden soll. 

Der Zweck dieser Klage, welche auf die Befriedigung 
des anfechtenden Gläubigers abzielt, in Verbindung mit der 
Tendenz, die VervielfUltigung von Anfechtungsprocessen zu 
verhindern, sprechen dafür, diese Ausnahme von der im § 228 
der Civilprocessordnung aufgestellten Regel nicht zu beseitigen 
(Regierungsmotive, S. 9). 

5. Gesetz vom 6. Juni 1887, Nr. 72 R.-G.-Bl.: 

§ 1. Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind maßgebend 
für die Wirkung und die Anfechtbarkeit von Erkenntnissen, 
welche eine Behörde des stehenden Heeres, der Kriegsmarine 
oder der Landwehr auf dem administrativen Wege gefällt hat 
und wodurch eine im Dienstverbande des stehenden Heei^cs,. 
der Kriegsmarine oder der Landwehr stehende Person zum 
Ersätze des durch Verletzung einer Dienstpflicht herbeigeführtea 
Schadens verurtheilt wurde. 

§ 2. Besteht der auf Grund eines im § 1 bezeichneten 
Erkenntnisses zu ersetzende Schaden in einem Abgange an 
dem urkundlich festgestellten Bestände an barem Gelde, Wert- 
papieren oder Vorräthen, und ist die Verurtheilung zum Ersätze 
gegen eine solche Person erfolgt, welche sich nach der durch eine 
sorgfältige Untersuchung des Sachverhaltes gewonnenen Ueber- 
zeugung der entscheidenden Behörde einer nach dem Straf- 
gesetze zu ahndenden Handlung, oder einer Verletzung derjenigen 
Dienstpflichten schuldig gemacht hat, welche ihr in Beziehung^ 
auf die Verwaltung, Einnahme, Ausgabe, Erhebung, Ablieferung^ 
oder den Transport der abgehenden Gegenstände oblagen, so- 
kann der zum Ersätze Verurtheilte, nachdem er die auf dem 
administrativen Wege zulässigen Mittel der Anfechtung er- 
schöpft hat, den Weg der Klage betreten, um die gänzliche 
oder theilweise Aufhebung des administrativen Erkenntnisse» 
zu bewirken. 

Diese Klage ist binnen 3 Monaten nach dem Tage der 
Zustellung des endgiltigen administrativen Erkenntnisses anzu- 
bringen. 

Zuständig für die Klage ist der Gerichtshof erster Instanz,, 
bei welchem oder in dessen Sprengel der Verurtheilte zur Zeit 
der im vorstehenden Absätze bezeichneten Zustellung seinen 
allgemeinen persönlichen Gerichtsstand hatte. 

Durch die vorstehenden Bestimmungen werden die Wir- 
kungen eines strafgerichtlichen Erkenntnisses nicht berührt,. 
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durch welches dem Verartheilten die Leistung eines Schaden- 
ersatzes rechtskräftig auferlegt wird. 

§ 3. Handelt es sich um den Ersatz eines anderen als 
des im § 2 bezeichneten Schadens, oder ist die Verurtheilung 
der schuldtragenden Person zum Ersätze wegen anderer als der 
im § 2 bezeichneten Handlungen erfolgt, so kann der zum Er- 
sätze Verurtheilte binnen zwei Wochen nach dem Tage der 
Zustellung des Erkenntnisses bei der Behörde, welche das Er- 
kenntnis geßült hat, Einsprache erheben. 

Diese Einsprache ist auch dann zulässig, wenn das Erkennt- 
nis noch einer Anfechtung im administrativen Wege unterliegt. 

Die Einsprache bewirkt die Verweisung der durch das 
Erkenntnis der betreffenden Behörde des stehenden Heeres, der 
Kriegsmarine oder der Landwehr zugesprochenen Ersatzfor- 
derung auf den ordentlichen Rechtsweg. 

§ 4. Die in §§ 2 und 3 bestimmten Fristen können nur 
mit Zustimmung des Qegners erstreckt werden. Die Wieder- 
einsetzung gegen die Folgen ihrer Versäumung kann nach den 
allgemeinen civilprocessualen Bestimmungen ertheilt werden. 

§ 5. Das Gericht, welches über eine nach §§ 2 oder 3^ 
angebrachte Klage zu entscheiden hat, kann zur Aufklärung 
des Sachverhaltes auf Antrag oder von amtswegen die Mit- 
theilung der Acten über die bei der betreffenden Behörde des- 
stehenden Heeres, der Kriegsmarine oder der Landwehr im 
Straf-, Disciplinar- oder Administrativverlahren gepflogenen 
Verhandlungen begehren und die Vernehmung derjenigen Per- 
sonen anordnen, welche über die durch den Streit berührten 
dienstlichen Verhältnisse Auskunft zu geben in der Lage sind. 

Bei der Entscheidung von Thatfragen ist das Gericht an 
gesetzliche Beweisregeln nicht gebunden, und hat nach seiner 
freien, auf Grund der gewissenhaften Prüfung des Beweis- 
materiales gewonnenen Ueberzeugung zu erkennen. 

§ 6. Ist in einem nach § 3 eingeleiteten Rechtsstreite der 
Beweis über die Größe eines Schadens oder über den Antheil, 
der dem Beklagten an dem Schaden zur Last fällt, gar nicht 
oder nur mit unverhältnismüßigen Schwierigkeiten zu führen, sa 
kann das Gericht, wenn es die Ueberzeugung gewinnt, dasa 
der Beklagte eine solche Verletzung seiner Dienstpflichten be- 
gangen hat, welche einen Schaden herbeiführen musste, den zu 
ersetzenden Schaden nach seinem durch die sorgfältige Er- 
wägung aller Umstände geleiteten Ermessen der Billigkeit 
gemäß bestimmen. 
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§ 9. Die Bestimmungen der §§ 2 und 3 finden auch in 
•denjenigen bereits anhängigen Fällen eines administrativen Ver- 
fahrens Anwendung; in denen zur Zeit des Beginnes der Wirk- 
samkeit dieses Gesetzes das endgiltige Erkenntnis dem Ver- 
urtheilten noch nicht zugestellt worden ist. 

Die Bestimmungen der §§ 5 und 6 dieses Gesetzes sind 
auch in denjenigen Rechtsstreitigkeiten anzuwenden^ in welchen 
die Heeres-, beziehungsweise Kriegsmarine- oder Landwehr- 
verwaltung die ihr durch ein administratives Erkenntnis zuge- 
sprochene Ersatzforderung auf Grund der bisher bestandenen 
Anordnungen geltend macht, sofern das Verfahren nicht 
^chon zur Zeit des Beginnes der Wirksamkeit dieses Gesetzes 
in erster Instanz zum Zwecke der in der Hauptsache oder 
wegen Zulassung eines Beweismittels zu fällenden Entscheidung 
geschlossen war. 

Artikel XIL 

Unberührt bleiben nachfolgende, die scJiiedsgericlUliche Ent^ 
Scheidung von liechtsstreitigkeiten betreffende Forschriften: 

1. Die Vorschriften iiber die schiedsrichterliche Entschei- 
dung von Streitigkeiten zwischen dem galizischen Bodencredü- 
vereine und seinen Mitgliedern oder Schuldnern {§§ 41 bis 43 
und 58 bis 56 der mit Patent vom 3. November 1841, J. G. S. 
Nr. 569, kundgemachten Statuten der galiaisch-ständisclien Credit- 
-ansialt, beziehungsweise §§ 41 bis 43 und 53 bis 55 der Statuten 
des galizischen Bodencreditvereines), 

2. Die Vorschriften des § 60 der mit Ministerialverordnung 
vom 6. November 1855, li.-G.-BL Nr. 186, kundgemachten 
Statuten der k. k. privilegierten österreichischen Greditamtali 
für Handel und Gewerbe, 

3. Die Vorschriften des Artikels II, § 7, Z. 7 des Gesetzes 
vom 6. September 1885, B.-G.-BL Nr. 122, betreffend die Be- 
dingungen für die zum Betriebe der Kaiser Ferdinands- Nord- 
bahn zu ertlieilende neue Concession und die Ausübung der 
hienach dem StOrUte vorzubehaltenden Einlösungsrechte. 

4. Die Vorschriften der Artikel 53 und 108 der mit dem 
<jesetze vom 21. Mai 1687, R.-G.-Bl. Nr. 51, kundgemacMen 
Statuten der österreidiisch-ungarischen Bank. 

5. Die Vorschriften über die Schiedsgerichte der Arbeiter- 
Unfallversicherungsanstalten (§ 38 des Gesetzes vom 28. December 

1887, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1888; § 39 des Gesetzes vom 30. März 

1888, R-G -Bl. Nr. 33, und Ministerialverordnung vom 10. April 
188!) , R-G.-Bl. Nr. 47), der Krankencassen {§41 des Gesetzes 
rom 30. März 1888, R.-G.-Bl. Nr. 33) und der Bruderladen 
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(§§ 19 und 20 des Gesetzes vom 17, Jänner 1890, R,'G.'BL 
Nr, 14, beziehungsweise des Gesetzes vom 17. September 1892,. 
R'G.'Bl, Nr. 178). 

6. Die gesetzlichen Vorschriften, durch welche Körper- 
schaften, Anstalten und Vereine das Recht erhalten haben, zur 
Entscheidung gewisser Streitigkeiten Schiedsgerichte zu bestellen. 

1. Für eine Reihe von Streitigkeiten wurden Schieds- 
gerichte geschaffen, welche insofeme einen eigenartigen Charakter 
aufweisen, als sie ihren Bestand und ihre Wirksamkeit nicht 
auf eine, wenn auch nur stillschweigende Vereinbarung der 
Parteien zurückführen, sondern obligatorisch für eine gewisse 
Art von Streitigkeiten angeordnet sind. Hieher gehören vor 
allem die Schiedsgerichte der Arbeiterunfallversicherungsanstalten,, 
der Krankencassen und Bruderladen. 

Entsprechend ihrer Stellung als einer Art Specialgerichte 
haben diese Schiedsgerichte eine ihrem Zwecke entsprechende^ 
im vorhinein fest bestimmte Zusammensetzung, welche verbürgt,, 
dass die Entscheidung nicht ausschließlich in die Hände Rechts- 
unkundiger gelegt sei; sie verhandeln öffentlich und mündlich, 
Rechtsmittel oder Klagen gegen ihre Urtheile sind ausgeschlossen. 
Die bezüglichen Vorschriften weichen somit zum Theile von 
den Bestimmung der Civilprocessordnung ab, und es ist daher 
nothwendig, ihre unveränderte Geltung durch eine ausdrück- 
liche Bestimmung zu sichern, da kein Anlass vorliegt, in diese 
der eigenthümlichen Beschaffenheit der bezüglichen Ansprüche 
angepassten Specialnormen einzugreifen. 

Ebenso war es nothwendig, in den weiteren Fällen eines 
unmittelbar auf das Gesetz gestützten Bestandes von Schieds- 
gerichten den grundlegenden Vorschriften fortdauernde Geltung 
zu sichern (Regierungsmotive, S. 173). 

2. Nach dem Fat. v. 3. November 1841, Nr. 569 J. G. S., 
enthaltend die Statuten der galizisch-ständischen Creditanstalt, 
entscheidet ein Schiedsgericht in allen Streitigkeiten zwischen 
dem Creditvereine und seinen Mitgliedern, welche sich auf das 
Geschäft oder auf das Gut, durch welches die letzteren dem 
Vereine beigetreten sind, beziehen, sowie in Streitigkeiten über 
die gelegte Sequestrationsrechnung. 

Nach den Statuten der privilegierten österreichischen 
Creditanstalt für Handel und Gewerbe vom 6. November 1855, 
Nr. 186 R.-G.-B1., hat über Streitigkeiten aus dem Gesellschafts- 
verbande zwischen der Gesellschaft und einzelnen Actionären,. 
oder zwischen der Gesellschaft und dem Verwaltungsrathe, oder 
zwischen einzelnen Mitgliedern desselben ein Schiedsgericht zu 
entscheiden. 
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Alle Streitigkeiten über die unter Z. 3 des § 7, Ges. v. 
-6. September 1885, Nr. 122 R.-G.-Bi., vorgesehenen Tarif- 
reduetionen der Kaiser Ferdinands-Nordbahn, sowie über den 
nach Z 6 dieses Paragraphen zu ermittelnden Reingewinn sind 
durch ein Schiedsgericht zu entscheiden. 

Die Statuten der österreichisch-ungarischen Bank vom 
21. Mai 1887, Nr. 51 R.-G.-Bl., bestimmen die schiedsgericht- 
liche Entscheidung, wenn ein Regierungscommissär gegen einen 
Beschluss der Generalversammlung oder des Generalrathes 
Einspruch erhebt und darüber zwischen der Regierung und der 
Bank ein Einverständnis nicht erzielt wird; für Streitigkeiten, 
welche anlässlich der Auflösung der Gesellschaft zwischen den 
Mitgliedern derselben oder in dem Verhältnisse der Bank zu der 
k. k. österreichischen oder zu der königl. ungarischen Regierung 
entstehen; für Ansprüche, welche aus der Verantwortlichkeit 
des Gouverneurs, der Generalräthe und Directoren aus ihrer 
Geschäftsfllhrung abgeleitet werden. 

Nach dem Gesetze vom 30. März 1888, Nr. 33 R.-G.Bl., 
ßind die Schiedsgerichte der Arbeiter-Unfallsversicherungsanstalten 
ausschließlich zuständig zur Entscheidung über alle von einer 
Verbandscassa eines Krankencassa- Verbandes an eine andere 
Verbandscassa erhobenen Ansprüche und nach dem Gesetze vom 
28. December 1887, Nr. l R.-G.-Bl. f. 1888, über die gegen 
«ine Arbeiter -Unfall Versicherungsanstalt erhobenen, von der- 
selben nicht anerkannten Entschädigungsansprüche der gegen 
Unfall versicherten Arbeiter und Betriebsbeamten. 

Nach dem Gesetze vom 30. März 1888, Nr. 33 R.-G.-Bl., 
sind die Schiedsgerichte der Krankencassen ausschließlich zu- 
ständig für Streitigkeiten zwischen den vei'sicherten Personen 
und den Krankencassen über Unterstützungsansprüche. 

Die Bruderladen-Schiedsgerichte sind nach dem Gesetze 
vom 17. September 1892, Nr. 178 R.-G.-Bl. und 17. Jänner 1890, 
Nr. 14 R.-G.-BL, ausschließlich zuständig in allen aus dem 
Versicherungsverhältnisse entstehenden Streitigkeiten zwischen 
den Bruderladen untereinander, sowie zwischen den Mitgliedern 
oder Provisionisten einerseits und den Bruderladen andererseits. 

Entschädigungsansprüche für Jagd- und Wildschäden in 
Böhmen sind gemäß § 45 des Gesetses vom 1. Juni 1866, 
Nr. 49'L.-G.-B1., wenn vertragsmäßig nichts anderes festgesetzt 
ist, vor dem nach § 46 ebendaselbst gebildeten Schiedsgerichte 
anzubringen, gegen dessen Ausspruch keine Berufung zulässig 
ist; die Executiou ist bei dem zuständigen Gerichte anzusuchen, 
welches vor deren Bewilligung über etwa erhobene Nichtigkeits- 
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beschwerde wegen NichteiDhaltung der Bestimmungen des § 46 
za entscheiden hat. 

3. Die nach Ziffer 6 zulässigen Schiedsgerichte sind bei 
§ 599 aufgezählt. Dieselben sind den Bestimmungen der Civil- 
processordnung unterworfen. Mit Erlass vom 7. Februar 1897 
wurden die Vereinskrankencassen und registrierten Hilfscassen 
auf die Bestimmungen der §§ 586, 592, 595, 598 und 599 
C. P. O. aufmerksam gemacht mit dem Beifügen, dass die 
mit denselben unvereinbaren statutarischen Bestimmungen zu 
ändern sind. 

Artikel XIIL 

Unberührt bleiben die Vorschriften über die Börsenschieds- 
berichte, welche im § 2, Z, 7 und in § 6, Abs, 1 bis H des 
Börsengesetees vom I. April 1875, B^-G.-Bl Nr. 67, ent- 
halten sind. 

Der leiste Absatz des § 6 des genannten Gesetzes tritt 
außer Wirksamkeit. Femer verlieren die Börsenschiedsgerichte 
die ihnen durch staatlich genehmigte Statuten eingeräumte Be- 
fugnis, die Execution ihrer Schiedssprüche zu bewilligen. 

Artikel XIV. 

Die Wirksamkeit der Börsenschiedsgerichte ka/nn in dem 
Börsenstatut in der Richtung erweitert werden, dass dem Börsen- 
schiedsgerichte auch Streitigkeiten aus Warengeschäften unter- 
worfen werden, die außerhalb der Börse geschlossen wxvrden, 
jedoch lediglich unter nachstehenden Voraussetzungen; 

1, Jeder der Streittheüe muss entweder ein Organ der 
öffentlichen Verwaltung oder eine Handelsgesellschaft oder Er- 
werbs- oder Wirtschaftsgenossenschaft oder ein Mitglied oder 
Besucher einer Börse oder eine solche Person sein, die sich be- 
rufsmäßig mit der Frodudion, dem Handel oder der Verarbeitung 
jener betveglichen Sachen beschäftigt, die den Gegenstand des Ge- 
schäftes bilden; 

2, das Geschäft, welches Gegenstand des Streites vor dem 
Schiedsgerichte ist, muss sich auf Waren beziehen, die an den 
betreffenden Börsen gehandelt werden dürfen; 

8. beide Theile müssen sich beim Abschlüsse oder vor Ah- 
uncklung des Geschäftes in einem schriftlichen Schiedsverträge 
dem Ausspruche des Schiedsgerichtes unterworfen haben; proto- 
kollierte Kaufleute und Mitglieder oder Besucher einer Börse 
werden dem Schiedsgerichte schon durch die unbeanstandet ge- 
bliebe^ie Annahme eines Schlussbriefes unterworfen, in dem die 
Bestimmung enthalten ist, dass liechtsstreitigkeiten aus dem Ge- 
schäfte von dem Börsenschiedsgerichte zu entscheiden sind. 
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Falls eine der Parteien den landwirtschaftUcIicn Berufs^ 
kreisen angehört, hat das Schiedsgericht die eriwbcne Klage aaf 
Antrag oder von amiswegen als zum schicdsgericMlidien Ver- 
fahren nicht geeignet eurücksuweisen, wenn das Warengeschäft, 
das den Gegenstand des Streites bildet, in offenbarem Mias^ 
Verhältnisse zum landwirtschaftlichen Betriebe der betreffenden 
Partei steht. 

Das Börsenstatut kann bestimmen, dass die im ersten 
Absatz, Z, 1, und im vorletzten Absätze enthaltenen Beschrän- 
kungen auf Ausländer keine Anwendung finden. Auch knnn im 
Statut festgesetzt werden, dass Ausländer dem Börsetischiedi- 
ijerichte schon durch die unbeanstandet gebliebene Annahme einest 
Schlussbriefes unterworfen werden, der die Bestimmung enthält,, 
dass Rechtsstreitigkeiten aus dem Geschäfte von dem Börsen- 
Schiedsgerichte zu entscheiden sind, 

Artikel XV, 

Zur giltigen Zusammensetzung jedes Börsenschiedsgerichies 
ist es erforderlich, dass demselben ein Secretär zugezogen wird. 
Dieses Amt ist von Beamten der Börsenkammer zu versehen,, 
die zur Ausübung des Richteramfes befähigt, von der Börsen- 
kammer angestellt und von dem Finanzministerium im Einver^ 
nehmen mit dem Justizministerium bestätigt sind. 

Der Secretär des Börsenschiedsgerichtes nimmt die Klagen 
entgegen, gibt den Parteien die nöthige Anleitung, überwacht 
das Zusteilungswesen, besorgt die nothwendigen schriftlichen Auf- 
zeichnungen während der Verhandlung, nimmt an den Beschlüsse 
fassungen des Schiedsgerichtes mit berathender Stimme theU und 
fertigt die Erkenntnisse des Schiedsgerichtes aus. 

Artikel XVL 

Personen, welche nicht Mitglieder oder Besucher der Börse 
sind, haben das Recht, die Schiedsrichter, welche sie zu bezeidi- 
nen haben, aus einer Liste von Personen zu entnehmen, die der 
Börse nicht angehören. Diese Liste hat einen im Börsenstatute 
festzusetzenden Theil der Gesammtzahl der Schiedsrichter zu 
enthalten. 

Die in diese Liste aufzunefimenden Personen sind von den 
Handels- und Gewerbekammern, nöthigenfatls nach Einverneh- 
mung von Gewerbegenossenschaften, von den Landesculturräthen 
oder von den Landwirtschaftsgesdlsdiaften zu benennen. Diesdben 
müssen am Orte des Schiedsgerichtes ihren Wohnsitz oder Auf- 
enthalt haben. 

Die näheren Bestimmungen über die Anlegung und Er- 
gänzung dieser Liste, insbesondere über die behufs Bildung der- 
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selben einzuvemehmenden Körperschäften, über die Quaiificatum 
der in die Liste aufzunehmenden Personen, sowie Über die Dauer 
ihrer Ftmdion als Schiedsrichter sind im Verordnungswege zu^ 
erlasseti. 

Die Liste vd im Locale des Schiedsgerichtes anzuschlagen. 

Das Börsenstatut hat für den Fall Bestimmungen zu 
treffen, als die Befugnis, aus dieser Liste Schiedsrichter zu 
wählen, nicht rechtzeitig ausgeübt unrd, oder die gewählten 
Schiedsrichter zur Verhandlung nicht erscheinen. 

Wenn das Schiedsgericht aus Mitgliedern oder Besuchern 
der Börse und aus Personen zusammengesetzt sein soU, die der 
Börse nicht angehören, und die Schiedsrichter sich über den 
Obmann nicht einigen können, so ist derselbe von dem Präsi- 
denten des Schiedsrichtercolle^ums nach der Reihenfolge der 
Streitfälle abwechselnd aus der Zahl der der Börse angehörenden 
Schiedsrichter oder aus den in die Liste aufgenommenen Schieds^ 
richtem zu ernennen. 

Artikel XVIL 

Das Verfahren vor den Schiedsgerichten wird durch das 
Börsenstatut geregelt. Auf dasselbe haben die §§ 587 bis 599 
C. P. 0. keine Anwendung; jedoch sind die folgenden Vorschriften 
den Statuten zugrunde zu legen. 

Artikel XVIIL 

Das Börsenstatut hat Bestimmungen über die Zustellungen 
zu enthalten, welche geeignet sind, die verlässliche Besorgung 
derselben zu gewährleisten. Ebenso hat das Statut die Gründe 
festzustellen, aus denen ein Mitglied des Schiedsgerichtes von den 
Parteien abgelehnt werden kann. Das Statut hat Vorschriften 
über die Aufnahme von Vergleichen zu enthalten. 

Artikel XIX. 

Die Verhandlungen des Schiedsgerichtes sind öffentlich. In 
Ansehung der Ausschließung der Oeffentlichkeit gelten die Vor^ 
Schriften der CivHprocessordnung (§§ 172 und 173). 

Im Falle die Oeffentlichkeit ausgeschlossen wird, hat jede 
der Parteien das im § 174 C. P. 0. bestimmte Recht. 

Dem Obmanne des Schiedsgerichtes steht die Sitzungspolizei 
im Umfange der §§ 197 und 198 G. P. 0. zu. 

Artikel XX. 

Die Parteien sind berechtigt, sich bei der Verhandlung^ 
vertreten zu lassen. Als Parteienvertreter sind vor dem Schieds- 
gerichte die in die Liste auf Qrund des Artikels XVI aufge^ 

F A r tt 1, CiTilproGMtgeMtze. 62 
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nomtnenen Fersofien, Ädvocaten, öffentliche Gesellschafter, Pro- 
ciiristefij Handlungsgehilfen und sonstige Angestellte der Parteien, 
feiner Mitglieder oder Besucher der Börse und gerichtlich be- 
stellte Curatoren oder Abhandlungspfleger zueulassen, 

Artikel XXI. 

Der Obmann des Schiedsgerichtes und der Secretär haben 
für die richtige Ausfertigung des Erkenntnisses Sorge eu tragen. 
Die Ausfertigung hat die Namen sämmtlicher Schiedsrichter aus- 
jsuweisen, welche an der Verhandlung theügenommen haben. Die- 
selbe ist vom Obmanne und dem Secretär zu unterzeichnen. 

Die vor dem Schiedsgerichte abgeschlossenen Vergleiche sind 
nur giltig, wenn sie von beiden Parteien unterschrieben sind, 

Artikel XXII. 

Das Schiedsgericht kann Parteien, Zeugen und Sachver- 
ständigeufibeeidet vernehmen. Ist eine eidliche Vernehmung der Partei 
oder die Beeidigung eines Zeugen oder Sachverständigen noth- 
wendig oder weigert sich eine Partei, ein Zeuge oder Sachver- 
ständiger sich vernehmen zu lassen, so ist jenes Bezirksgericht, 
in dessen Sprengel die zu vernehmende oder zu beeidigende Person 
wohnt. oder sich aufhält, um die Vornahme zu ersuchen. 

Ein solches Ansuchen kann auch gestellt werden, wenn die 
Beweisaufnahme außerhalb des Orte** stattfinden soll, wo das 
Schiedsgericht seinen Sitz hat. 

Artikel XXIII. 

Ein Erkenntnis des Börsenschiedsgerichtes kann mittels 
^Nichtigkeitsbeschwerde angefochten werden: 

1. wenn der Schiedsvertrag ungiltig ist; ein Schiedsvertrag 
ist insbesondere ungütig, wenn der Beschwerdeführer denselben 
mit Bücksicht auf die von Mitgliedern eines ühtemehmerver- 
bandes (Cartell) getroffene Verabredung eingegar^gen ist, wonach 
fwr seine gewerbliche Production erforderliche Stoffe, Werkzeuge 
und sonstige Hilfsmittel im inländischen Verkehre nur unter der 
Bedingung veräußert werden sollen, dass sich der Käufer in An- 
sehung der aus defn Geschäfte entspringenden Streitigkeiten einem 
Börsenschiedsgerichte unterwerfe -^ auf die Geltendmachung dieser 
Ungiltigkeit kann vor Beginn der schiedsgerichtlichen Verhand- 
lung nicht wirksam verzichtet werden; 

2. wenn das Schiedsgericht sich mit Unrecht für zuständig 
oder für unzuständig erklärte -^ 

3. wenn das Schiedsgericht die Klage nicht nach Vorschrift 
des Artikels XIV, vorletzter Absatz, zurückgewiesen hat] 
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4. wenn die Zustellung der Klage nicht statutenmäßig 
erfolgt ist oder einer Partei die Möglichkeit, vor Gericht zu ver- 
handeln, durch statutentoidrigen Vorgang entzogen wurde; 

5. wenn eine Person verhandelt hat, welche hiezu gesetzlich 
nicht befähigt oder nicht berechtigt war-, 

6. wenn ein auf Grund der Statuten abgelehnter Richter 
■an der Verhandlung theilgenommen hcU; 

7. wenn das Schiedsgericht nicht ordnungsmäßig zusammen- 
gesetzt war] 

8. wenn die Oeffentlichkeii in ungerechtfertigter Weise aus- 
geschlossen wurde. 

Die Nichtigkeitsbeschwerde ist beim Gerichtshof erster In- 
stanz (Handelsgericht) j in dessen Sprengel das Schiedsgericht 
seinen Sitz hat, binnen vierzehn Tagen nach Zustellung des 
schiedsgerichtlidien Erkenntnisses einzubringen. Der Gerichts- 
hof entscheidet nach Anhörung der Parteien und erforderlichen- 
falls des Obmannes und Secretärs des Schiedsgerichtes durch 
Beschhiss. 

Durch die Einbringung der Nichtigkeitsbeschwerde gegen 
den Schiedsspruch wird die Execution desselben nicht gehemmt. 
Wenn jedoch die obsiegende Partei durch den Vollzug einer 
Executionshandlung oder in anderer Weise sichergestellt ist, oder 
wenn, soweit im Schiedssprüche eine Geldleistung auferlegt 
wurde, der fragliche Geldbetrag gerichtlich erlegt wird, ist die 
Executiofi auf Antrag bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 
die Nichtigkeitsbeschwerde aufzuschieben. 

Artikel XXIV 

Hat sich das Schiedsgericht rechtskräftig für unzuständig 
erklärt, oder die Klage auf Grund des Artikels XIV, vorletzter 
Absatz, rechtskräßig zurückgewiesen, so kann das ordentliche 
Gericht die Verhandlung und Entscheidung dieser Rechtssache 
nicht ablehnen. 

Artikel XXV. 

Wenn der Schiedsspruch gegen zwingende Rechtsvorschriften 
verstößt, ferner wenn das Schiedsgericht in Streitigkeiten, die 
nicht aus Börsengeschäften (§ 12 des Gesetzes vom 1. April 1875, 
R.'G.-Bl. Nr. 67) herrühren, über die Einwendung, dass dem 
eingeklagten Ansprüche ein als Spiel oder Wette zu beurtheUen- 
des Differenzgeschäft zugrunde liege, überhaupt nicht oder un- 
richtig entschieden hat, kann das schiedsrichterliche Erkenntnis 
mittels Klage vor dem ordentlichen Richter als unwirksam ange- 
fochten und das kraft des Erkenntnisses Geleistete zurückgefordert 
werden. 

62' 
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Diese Klage ist binnen dreißig Tagen nach Zustellung des 
schiedsgerichtlichen Erkenntnisses beim Gerichtshof erster Instans 
(Handelsgericht), in dessen Sprengel das Schiedsgericht seinen 
Sitz hat, jsu erheben. Durch die Erhebung derselben mrd die 
ExectUion des schiedsgerichtlichen Erkenntnisses nicht gehemmt, 
jedoch findet die Bestimmung des Artikels XXIII, Äbsata 3, 
auch hier Anwendung. 

Artikel XXVL 

In allen Angelegenheiten, welche das Börsenschiedsgericht 
betreffen, hat sich die Börsenleitung an das Finanzministerium 
zu wenden, welches im Einvernehmen mit dem Justiz- und 
Handelsministerium und nach Lage der Sache auch im Einver- 
nehmen mit dem Ackerbauministerium entscheidet. 

Das Justizministerium kann jederzeit durch einen Dele- 
gierten von der Bechtssprechung des Schiedsgerichtes Kenntnis 
nehmen, die Acten einsehen und sich vom ordnungsmäßigen 
Gang der Geschäfte überzeugen. Zu diesem Zwecke ist in das 
Statut auch die Bestimmung aufzunehmen, dass die Börsen- 
schiedsgerichte dem Justizministerium alljährlich genaue stati- 
stische Ausweise über ihre Geschäftsthätigkeit vorzulegen haben. 

Durch vorstehende Bestimmungen werden im übrigen die 
gesetzlichen Vorschriften über die staatliche Börsenaufsicht nickt 
berührt. 

Artikel XXVIL 

Die ^dermalen in Geltung siehenden Börsenstatuten sind, 
soweit sie sich auf Schiedsgerichte beziehen, im Sinne der vor- 
stehenden Bostimmungen abzuändern und binnen drei MoncUen 
nach Kundmachung dieses Gesetzes zur Genehmigung vor- 
zulegen. 

Bestimmungen über Schiedsgerichte in neuen Börsenstatuten 
bedürfen der Genehmigung der im Artikel XX VI, Absatz 1, be- 
zeichneten Ministerien. 

Die Bestimmungen der Art. XIII bis XXVII über die 
Börsenscbiedsgerichte sind nach Art. LIV E. G. mit dem 
10. Februar 1896 in Kraft getreten. Die nach Art. XTTT un- 
berührt gebliebenen Vorschriften des Börsengesetzes vom 
1. April 1875, Nr. 67 R.-G.-Bl. bestimmen: 

§ 2. Für jede Börse muss auf Grund dieses Gesetzes ein 
besonderes Statut festgesetzt werden, welches der Genehmigung 
des Finanz- und des Handelsministeriums bedarf . . . 

Das Statut muss insbesondere bestimmen: 
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Z. 7. Die Art der Schlichtung und Entscheidung von 
Streitigkeiten, die sich auf Börsengeschäfte (§ 12) beziehen. 

§ 6. Sofern durch das Statut zur Entscheidung über 
Streitigkeiten ans Börsengeschäften ein Schiedsgericht bestellt 
wird, sind im Statut genau festzustellen: 

1. Die Art der Zusammensetzung des Schiedsgerichtes; 

2. dessen Wirkungskreis und das Verfahren vor dem- 
49elben; 

3. die näheren Normen über die Vollziehung der schieds- 
gerichtlichen Erkenntnisse innerhalb der bestehenden Gesetze. 

Durch das Statut kaim bestimmt werden, dass Streitig- 
keiten aus Börsengeschäften, wenn die Parteien nichts anderes 
45chriftlich vereinbart haben, durch das Schiedsgericht ausge- 
tragen werden müssen. 

Berufungen gegen Erkenntnisse der durch das Statut der 
Börse eingesetzten Schiedsgerichte sind nicht zulässig. 

§ 12. Als Börsengeschäfte sind jene Geschäfte anzusehen, 
<lie im öffentlichen Börselocale in der festgesetzten Börsezeit 
über solche Verkehrsgegenstände geschlossen worden sind, 
welche an der betreffenden Börse gehandelt und notiert werden 
-dürfen. 

In Ausführung des Art. XVI wurden mit der Verordnung 
vom 11. Februar 1896, Nr. 28 R.-G.-Bl., Bestimmungen be- 
treffend die Bestellung von nicht der Börse angehörenden 
Schiedsrichtern für die Börsenschiedsgerichte getroffen. Weiters 
trifft die Verordnung vom 14. Februar 189(5, Nr. 29 R.-G.-BL, 
Bestimmungen über die Mitwirkung der staatlichen Gerichte 
bei der Zustellung, Beweisaufnahme und das Verfahren über 
die Nichtigkeitsbeschwerde und Nichtigkeitsklage gegen Ent- 
scheidungen der Börsenschiedsgerichte. Hierüber ist das Werk 
von Dr. Alexander Horowitz über das Verfahren vor den 
Börsenschiedsgerichten in Oesterreich (Wien, Manz, 1896) zu 
vergleichen. 

Artikel XXrill. 

In dem bisherigen Umfange wirksam bleibt das Gesetz vom 
^7. Aprü 1873, R.-G.-Bl Nr, 67, betreffend das Mahnver- 
fahren, mit dem folgenden Abweichungen: 

1. Zur Erlassung des bedingten Zahlungsbefehles sind auch 
die Bezirksgerichte in Handds- und Seesachen zuständig. 

2. Für die Zustellung des bedingten Zahlungsbefehles an 
den Schuldner (§ 7, Abs. 2 des Gesetzes vom 27. April 1873, 
R.'G.'Bl. Nr. 67) haben die in der Civüprocessordnung für 
die Zustellung von Klagen erlassenen Vorschriften zu gelten. 
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3. Die Frist für das Ansuchen um Wiedereinsetsung in 
den vorigen Stand wegen Versäumung des Widerdruckes (§ 14 
des citierten Gesetzes) wird auf vierzehn Tage verlängert. 

4. Die Bestimmung des §*20 des citierten Gesetzes Über 
die Competenz der Bagatellgerichte für Handelssachen wird auf-- 
gehoben. 

Siehe dieses Qesets auf 8. 884 ff. dieses Werkes. 
Artikel XXIX. 

Als Inland im Sinne der Civilprocessordnung gilt das> 
Gebiet ier im Beichsraihe vertretenen Königreiche uncf Länder. 
Personen, welche in diesem Gebiete das Staatsbürgerrecht nicht 
genießen, sind in Beztig auf die Vorschriften der Civilprocess- 
ordnung als Ausländer anzusehen. 

Ungarische Staaisangehörige, weiche dem stehenden Heere- 
oder der Kriegsmarine angehören oder bei Behörden der gemein- 
samen Angelegenheiten angestellt sind und bei einem inländischen^ 
Gerichte als Kläger auftreten, sind von der Sicherheitsleistung- 
für die Processkosten befreit. 

Als Aasländer gelten sohin auch Angehörige der Länder 
der angarischen Krone and Bosniens and der Herzegowina. 

Die Bestimmung des Art. XXIX gilt auch fUr das Ein- 
ftihrangsgesetz (Art^. XIV, XXXV). 

Artikel XXX. 

Insofeme sich die Civilprocessordnung auf die Be^im-- 
mungen des bürgerlichen Bechtes beruft, sind darunter nicht nur 
die Vorschriften des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, son- 
dern auch jene des Handelsrechtes und der Wechselordnung und 
die in anderen Gesetzen enthaltenen Normen des Prieatrechtes^ 
zu verstehen. 

Nicht nar die Civilprocessordnang, sondern auch die Jaris- 
dictionsnorm and die EinfÜhrangsgesetze zar Jurisdictionsnoroi 
and zar Civilprocessordnung berufen sich auf Bestimmungea 
des bürgerlichen Rechtes. Ueberall wo sich in den Civil- 
processgesetzen auf diese Bestimmungen berufen wird, ist 
darunter das materielle Civilrecht als die Quelle des verfolg- 
baren subjectiven Rechtes gemeint, ohne Unterschied, ob sich 
dasselbe in den Civilgesetzbüchem oder in anderen Qesetzea 
oder in der Civilprocessordnung selbst -vorfindet. 

Artikel XXXI. 

Die nach dem bürgerlichen Bechte einer Partei, die von 
der Gewährleistung Gebrauch machen will, obliegende Verpflich- 
tung^ die Vertretungsleistung zu begehren, ist als Verpflichtung 
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zur Streitverkündigung anzusehen. Die Unterktssung der Streit- 
Verkündigung ist mit den nach dem bürgerlichen Richte an das 
unterlassene Begehren um Vertretungsleistung geknüpften BecktS" 
folgen verbunden. 

An die Stelle des nach den Vorschriften der Gerichts- 
Ordnungen (allgemeine Gerichtsordnnng § 58 ff.) mittels Klage 
geltend zu machenden Vertretnngsbegehrens tritt in Hinkunft 
die in jeder Lage des Processes zulässige Streitverkündigung 
(§ 21 C. P. 0.). Es ist demnach die im § 931 des allge- 
meinen bürgerlichen Gesetzbuches einer Partei^ welche von der 
Gewährleistung Gebrauch machen will, auferlegte Verpflichtung, 
die Vertretungsleistung zu begehren, in Hinkunft anzusehen 
als Verpflichtung zur Streitverkündigung, mit deren Unter- 
lassung jene Rechtsfolgen verbunden sind, welche sich an das 
unterlassene Begehren um Vertretungsleistung knüpfen (Re- 
gierungsmotive, S. 13\ Die Streitverkündigung ist weiter 
vorgeschrieben im Art. 80 W. O. zur Unterbrechung der Wechsel- 
verjährung, im Art. 50 des internationalen Uebereinkommens 
über den Eisenbahnfirachtverkehr vom 14. October 1890, Nr. 186 
K.-G.-Bl. f. 1892. im § 22, Ges. v. 12. Juli 1872, Nr. 112 
R.-G.-BL über den Syndicatsprocess, im Art. XXVIII, E. G. 
zur E. O., im § 310 E. O. u. s. w. 

Artikel XKXII. 

Die Bestimmungen der Civilprocessordnung über ÄdvoccUen 
und deren Stellvertreter sind sinngemäß auch auf die Finanz- 
procuraturen anzuwenden. 

Nach § 49 kann der Advocat zum Ersätze der durch 
grobes Verschulden verursachten Kosten verfällt werden; nach 
§ 83 steht es dem Advocaten frei, die Mittheilung der Ur- 
schriften von Urkunden von Hand zu Hand vorzunehmen ; für 
beleidigende Ausfälle in Schriftsätzen kann der Advocat gemäß 
§ 86 zu einer Ordnungsstrafe verfällt werden. Zustellungen 
können nach §§ 112, 113 zwischen Advocaten von Hand zu 
Hand erfolgen; für grobes Verschulden zum Zwecke der 
Verschleppung des Processes ist der Advocat nach § 179 z^ 
strafen, desgleichen fUr Störungen der Verhandlung nach § 200; 
Widersprüche gegen den Protokollsinhalt können nach §§ 212, 
265 von Advocaten durch Niederschriften erfolgen; die Höhe 
der Ordnungsstrafe beträgt für Advocaten 100 fl. Wie nun 
durch § 27, Abs. 3 die Vertretungsbefugnis der Finanzprocuratur 
im Anwaltsprocesse gewahrt ist, sollen auch nach der anderen 
Seite die Finanzprocuratur und deren im einzelnen Falle ab- 
geordneten Organe im gerichtlichen Verfahren den Advocaten 
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gleichgestellt werden (Regierungsmotive, (S. 13). Dagegen ge- 
nießen die Beamten der Finanzprocuratur nicht die persön- 
lichen Von'echte der Advocaten betreffs der Befreiung vom 
Anwaltszwange (§ 28) und betreffs des Zutrittes zu geheimen 
Verhandlungen (§ 174). 

Artikel XXXIIL 

Der für eine arme Partei gemäß § 64, Z. 3 C. P. O. 
testellte Advocat kann, tcenn die ihm übertragene Becktsverfci- 
gung oder Rechtsvertheidigung muthtvillig oder aussichtslos er- 
scheint, beim Processgerichte erster Instant um seine Enthebung 
von der Vertretung ansuchen. Das Gericht entscheidet hierüber 
nach Anhörung der artnen Partei durch Beschluss. Die arme 
Partei kann einen Recurs gegen diesen BescMuss auch bei Gerichts- 
höfen mündlich zu Protokoll anbringen. 

Soferne in der fragliclwn Rechtssache die Vertretung durch 
Advocaten durch das Gesetz geboten ist, erlischt mit rechtskräftiger 
Bewilligung der Enthebung auch das gewährte Armenrecht, 

Zu vergleichen die Anmerkung bei § 66. 

Die Ansicht Schauers (S. 201), dass dem Recurse nach 
§ 522 vom ersten Richter stattgegeben werden könne, dürfte 
sich nicht begründen lassen, weil im § 522 nur von der Ge- 
wähi*ung oder Entziehung des Armenrechtes die Rede ist, hier 
aber die Erlöschung des Armenrechtes erst die nothwendige Folge 
der rechtskräftigen Bewilligung der Enthebung des Armen- 
vertreters sein soll. (A. M. Neumann Commentar zu den Civil- 
processgesetzen, S. 68). 

Artikel XXXIV 

Die Bestimmung der Zehr- und Ganggelder und der 
ZusteUungsgebüren, sowie die Regelung des Verfahrens bei Vor- 
schreibung und Einhebung derselben hat im Verordnungswege 
zu erfolgen; bis zur Erlassung neuer Vorschriften bleiben die 
zur Zeit darüber bestehenden Anordnungen in Geltung, 

Die betreffenden Vorschriften siehe bei § 40, S. 72 ff. 
dieses Werkes. Durch die M. V. v. 28. März 1883, Z. 5275 
ai. 1882 wurde den Gerichtshofpräsidien eine Directive über 
die Vertheilung der ZusteUungsgebüren gegeben und für die 
Jahresgeschäftsausweise die Einstellung der Summe der einge- 
hobenen ZusteUungsgebüren, sowie deren Verwendung und Ver- 
theilung angeordnet. 

Die Verordnung vom 3. April 1892, Nr. 67 R.-G.-Bl., 
regelt die Gebüren der Beamten, Diurnisten und Diener bei 
den Gerichts- und staatsanwaltschaftlichen Behörden in Wien. 
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Artikel XXXV. 

Für den Verkehr der Gerichte mit den im Auslande be- 
ßndlichen Behörden nwd Parteien sind die in den bestellenden 
und in Hinkunft zu erlassenden Anordnungen (Staatsver- 
träge, Regierungserklärungen, Ministerialverordnungen) enthal- 
tenen näJwren Besiimmtmgen maßgebend. 

Siehe die diesbezüglichen Vorschriften bei § 121. Zu den- 
-selben ist noch nachzutragen: 

Brasilien. Hinsichtlich der Art, wie die Ersuchschreiben 
auswärtiger Gerichte und Behörden in Brasilien erledigt werden, 
ist, insofeme nicht Requisitionen um Urtheilsvollstreckungen 
in Frage kommen, durch das brasilianische Gerichtsverfassungs- 
:ge8etz vom 20. November 1894, Nr. 221 eine Aenderung 
gegenüber dem bisherigen Rechtszustande nur insoweit einge- 
treten, dass auswärtige Rogartorien fortan des jedesmaligen Exe- 
quatur des Bundesregierung bedürfen, um in Brasilien in Vollzug 
gesetzt werden zu können. Bezüglich der hierlands zu be- 
obachtenden Förmlichkeiten für gerichtliche Ersuchschreiben hat 
sich keine Aenderung ergeben, es bleibt daher bei den dies- 
bezüglichen früheren Bestimmungen, wonach alle nach Brasilien 
gerichteten Ersuchschreiben mit portugiesischen Uebersetzungen 
zu versehen, von einer brasilianischen Vertretungsbehörde hier- 
lands zu legalisieren und im diplomatischen Wege zu befördern 
«ind (J. M. E. V. 22. Juli 1896, Z. 11034, V. Bl. 25). Die- 
jenigen k. k. Gerichte eines Oberlandesgerichtssprengels, welchen 
in diesem Sprengel ein Dolmetsch für die portugiesische Sprache 
nicht zu Gebote steht, werden aufmerksam gemacht, da^^s im 
Sprengel des Wiener Landesgerichtes ein Gerichtsdolmetsch 
für die portugiesische Sprache bestellt ist. — Sollte dennoch 
<lie Beistellung der Uebersetzung ausnahmsweise nicht thunlich 
sein, so ist im Vorlageberichte anzugeben, weshalb es unthun- 
lieh war, und ist um die Vermittlung der Uebersetzung durch 
die k. u. k. Gesandtschaft in Brasilien gegen nachträgliche 
Berichtigung der Kosten ausdrücklich anzusuchen (M. V. v. 
17. April 1886, V. Bl. Nr. 15). 

Bulgarien. Handelt es sich um österreichische oder 
ungarische Staatsangehörige, so tritt die Competenz der k. u. k. 
Consulate ein, an die sich die Gerichte daher unmittelbar zu 
wenden haben (portofrei nach der M. V. v. 24. December 1884, 
Nr. l V. Bl. V. 1885). 

Handelt es sich um Bulgaren, so hat die Vermittlung im 
iiiplomatischen Wege zu geschehen. Daher sind Rogartorien 
im vorgeschriebenen Dienstwege dem Justizministerium vorzu- 
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legen; selbe bedürfen der Legalisierong and es sind den Ersuch- 
schreiben sowohl als deren Beilagen bulgarische Uebersetzungen 
beizuschließen^ beziehungsweise mit der Vorlage an das Justiz- 
ministerium ist die Bitte zu verbinden, dass solche auf Kosten 
der ansuchenden Behörde in Bulgarien beigestellt werden. Auch 
die Vornahme der Zustellungen ist im diplomatischen Wege zu 
veranlassen. Jeder Zustellungsact muss mit bulgarischer Ueber- 
setzung versehen werden; der Beigabe eines eigenen Ersuch- 
schreibens bedaif es nicht; die Vorlage hat nach Maßgabe der 
J. M. V. V. 25. Jänner 1890, Nr. 4 V. BL, zu erfolgen. 

Handelt es sich um Angehörige eines dritten Staates, so 
ist nach derselben Regel vorzugehen, die fUr den Rechtshilfe- 
verkehr mit jenem Staate vorgeschrieben ist. 

Liegt kein Umstand vor, der einen Schluss auf die- 
Staatsangehörigkeit jener Person, auf die sich der begehrte 
Kechtshilfeact bezieht, gestatten würde, und kann der Zweifel 
von dem betreffenden Gerichte auch nicht durch Vernehmung^ 
der am Rechtshilfeacte interessierten inländischen Partei be- 
hoben werden, so hat das Gericht im vorgeschriebenen Dienst- 
wege, unter Darlegung der obwaltenden Umstände, dem Justiz- 
ministerium Bericht zu erstatten, das durch die k. u. k. 
diplomatische Agentie in Sofia die weiteren Einleitungen nach 
Maßgabe der Staatsbürgerschaft der betreffenden Person ein- 
leiten wird. 

Die in Bulgarien bestehenden königl. italienischei^ Consulate 
unterstehen dem Appellgerichtshofe in Ancona (J. M. E. v. 19. Sep- 
tember 1896, Nr. 32 V. Bl.). 

Frankreich. Handelt es sich um wichtigere Acte der 
Rechtspflege, namentlich um die Einleitung von Untersuchungen,. 
Aufnahme von rechtsverbindlichen Erklärungen, Verhören,. 
Eiden und Verhandlungen über die Anerkennung von Urkun- 
den, so können die fi*anzösi8chen Gerichte unmittelbar ange- 
gangen werden, doch müssen die Zuschriften den ämtlichen 
Charakter des ausfertigenden Beamten, die Bezeichnung der 
Behörde, die Thatsache, welche sie veranlasst und den beab- 
sichtigten Zweck enthalten und zur Beseitigung des ZweifeU 
über die Competenz des Gerichtes von dem Oberlandesgerichte 
und dem Justizministerium legalisiert sein (J. M. V. v. 20. März 
1852, Nr. 74 R.-G.-Bl. und vom 7. October 1854 Nr. 260 R.-G.-Bl.). 

England. Eine Zeugenvernehmung im Requisitionswege ist 
nicht durchführbar. 

Es muss vielmehr, wenn man sich die Aussage eines- 
Zeugen verschaffen will, ein Anwalt bestellt werden, welcher 
die Vernehmung des Zeugen vor dem betreffenden Richter zu 
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beantragen und darchznfUbren hat, was immer mit ziemliohea 
Kosten verbimden ist. 

Die k. u. k. Botschaft in London dürfte keinen Anstand 
nehmen^ die Bestellung eines Anwaltes für den ZeugenfUhrer 
gegen Leistung eines angemessenen Kostenvorschnsses zu ver- 
anlassen (M. E. V. 5. November 1866, Z. 10977 und 22. August 
1867, Z. 9549). Wenn der zu Beeidigende österreichischer 
Staatsangehöriger ist und beide Theile damit einverstanden sind^ 
so kann die Eidesabnahme und Vernehmung durch das k. u. k. 
Generalconsulat in London erfolgen. 

In diesem Falle muss aber die gerichtliche Requisition 
ausdrücklich dahin gestellt sein, dass, wenn der zum Richter- 
amte beiähigte Eanzleidirector nicht selbst in der Lage wäre,, 
den Eid abzunehmen, der Gerent der Kitnzleidirection des Lon- 
doner Consulates dazu delegiert werden könne, und es ist auch, 
eine genaue Instruction über den bei Abnahme des Eides zu 
beobachtenden Vorgang aufzunehmen (J. M. E. v. 10. September 
1870, Z. 10722). 

Für Zeugeneinvernahmen in England ist nur der Oberste- 
Gerichtshof „the Supreme Court of ludicature, Common Law 
Division" una nicht ein Localgerichtshof competent (V. Bl. 1886,. 
S. 191). Zeugeneinvernahmen in Schottland vermitteln die Con- 
sulate (V. Bl. 1888, S. 69). 

Italien. Zwischen den österreichischen Gerichten und den. 
italienischen Gerichtsbehörden findet die unmittelbare Corre- 
spondenz sowohl in Civil- und Handelssachen, als in Strafsachen, 
in Betreff aller Ansuchen statt, welche Vorladungen, Erhebungen,. 
Zustellungen gerichtlicher Actenstücke, Verhöre, Abnahme von 
Eiden, Entgegennahme von Erklärungen, Vernehmung von 
Zeugen, Befunde von Sachverständigen oder andere Acte des 
Instructionsverfahrcns zum Gegenstande haben. - Solche An- 
suchen sind von dem Obergerichte (Corte de Appello), welchem, 
das ersuchende Gericht untersteht, an jenes Obergericht zu 
leiten, welches zur Veranlassung ihrer Ausführung berufen ist. 

— Dieses Obergericht wird deren Vollzug anoranen und die 
bezüglichen Acten an jenes Obergericht zurückleiten, von. 
dem das Ansuchen gestellt wurde. — Die k. k. österreichischen. 
Obergerichte werden sich in allen JErsuch- oder Antwortschreiben- 
entweder der deutschen oder der italienischen Sprache bedienen. 

— Für die Correspondenz der Gerichte im Sprengel der Ober- 
gerichte in Triest, Innsbruck und Zara mit den Gerichten der 
Obergerichtssprengel Mailand, Brescia und Venedig wird die 
weitere Erleichterung beibehalten, dass diese Gerichte direct 
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-correspondieren können, wenn sie sich der italienischen Sprache 
bedienen (J. M. E. v. 29. November 1872, Z. 15025). 

Nicht anwendbar anf den Vatican. 

Verzeichnis der italienischen Gerichtsbehörden M. V. t. 
56. September 1885, Nr. 64 V. Bl. 

Die Handelsgerichte sind in Italien aufgehoben, deren 
Agenden versehen die tribunali civili e correzionali (M. V. v. 
5. Februar 1888, Z. 2210). Zustellungen in Italien erfolgen 
kostenfrei (M. V. Bl. 1886, S. 110). 

Montenegro. Die Gerichtsbehörden in Dalmatien haben 
^en k. u. k. diplomatischen Vertreter in Celinje um die Ver- 
mittlung der Correspondenz mit der fürstlichen Regierung in 
Montenegro zu ersuchen, diese Correspondenz in slavischer 
Sprache und in solcher Form zu führen, dass die k. u. k. diplo- 
-matische Mission sich auf die bloße üebermittlung beschränken 
könne (M. E. v. 4. August 1879, Z. 11685). 

Rumänien. Rogatorien bedürfen des Beischlusses einer 
rumänischen Uebersetzung und der Legalisierung und sind dem 
-J. M. regelmäßig im Wege des vorgesetzten Oberlandesgerichtes 
vorzulegen, nur den Gerichtshöfen erster Instanz in Wien ist 
die directe Vorlage an das J. M. gestattet (M. V. v. 13. Sep- 
tember 1894, Nr. 33 V. Bl.). 

Russland. Jede Requisition eines ausländischen Gerichtes 
-muss im Namen dieses Gerichtes in der Form eines richter- 
lichen Erkenntnisses oder Amtsschreibens abgefasst sein und 
-eine vollständige und genaue Darstellung alles dessen enthalten, 
was auf das Verlangen des Gerichtes Bezug hat. Wenn es sich 
-demnach darum handelt, im gerichtlichen Wege Vernehmungen 
oder insbesondere Zeugenaussagen unter eidlicher Bekräftigung 
aufzunelimen, ist es unbedingt nothwendig, die betreffende 
Angelegenheit zu bezeichnen und anzugeben, ob die Aussage 
>in der Eigenschaft als Kläger, als Geklagter oder als Zeuge 
gemacht werden soll; die Individuen selbst sollen genau be- 
zeichnet werden, damit kein Zweifel über deren Identität mit 
-den vorgeladenen Personen bestehen könne. Die Requisition 
des auswärtigen Gerichtes soll überdies mit einem Certificate 
des Inhaltes versehen sein, dass diese Requisition in Vollzug 
gesetzt werden solle. Zufolge des allgemeinen Reglements für 
die gerichtlichen Behörden sollen die Requisitionen auswärtiger 
'Gerichte von einer russischen Uebersetzung begleitet sein. Es 
ist zu bemerken, dass die Adressen der von den Gerichten 
* vorzuladenden Personen genau anzugeben sind, indem jede 
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Ungenauigkeit Verzögerungen und sogar die Unmöglichkeit, 
dem Ersuchen zu entsprechen, herbeiführen kann. Wo es dem 
Gerichten unmöglich sein sollte, den Requisitionen eine russische 
Uebersetzung beizulegen, ist bei deren Vorlage das Elrsuchen^ 
zu stellen, dass die Uebersetzung von der Gesandtschaft besorgt 
und beigeschlossen werde (J. M. E. v. 6. Mai 1868, Z. 6003 und 
vom 6. August 1880, Z. 11293). 

Zustellungen, welche innerhalb einer festgesetzten Frist 
in die Hände des Adressaten gelangen sollen, müssen wenigstens 
drei Monate früher an die k. u. k. Botschaft gelangen. — 
Es müssen ferner bei Zustellungen außer der sehr deutlich und 
correct zu schreibenden Domicilangabe auch noch stets District. 
und Gouvernement beigesetzt werden. — Weiters sind derlei 
Zustellungen nicht mittelst Collectiv listen zu bewerkstelligen,, 
sondern immer in einzelnen Parien auszufertigen und wird 
bemerkt, dass zur Einleitung solcher Zustellungen in der Regel 
keine besondere Zuschrift erforderlich ist, sondern dass die 
betreffenden zuzustellenden Acte, welchen, wenn sie nicht ohne- 
hin in deutscher Sprache ausgefertigt sind, eine deutsche- 
Uebersetzung beizulegen ist, unter Anschluss des Empfang- 
scheines, welchem unter gleicher Voraussetzung eine deutsche 
Uebersetzung beizulegen ist, auf dem Wege des vorgesetzten 
Oberlandesgerichtes dem k. k. Justizministerium zur weiteren 
Einbegleitung vorzulegen sind. Die Requisitionsschreiben an> 
kaiserlich russische Behörden sind stets zu legalisieren (J. M. E. 
V. 19. November 1879, Z. 17301). 

Wenn es sich um die Beantwortung einer von einem 
kais. russischen Gerichte an ein österreichisches Gericht ge- 
stellten Requisition oder um einen auch ohne Requisition zu 
leistenden Act der Rechtshilfe, wie z. B. Mittheilung der Tod- 
fallsacten über einen hier verstorbenen russischen Staatsange- 
hörigen oder der Acten über die Erhebung des Geisteszustandes^ 
eines russischen Staatsangehörigen handelt, besteht kein Anlass^ 
den bezüglichen Acten russische Uebersetzungen beizugeben. 
Die Kosten der Uebersetzungen sind in strafgerichtlichen An- 
gelegenheiten und in Rechtssachen der das Armenrecht ge- 
nießenden Parteien aus den Verlagsgeldern zu bestreiten, in 
anderen Civilrechtsangelegenheiten aber von der Partei zu tragen 
(J. M. E. V. 12. JuU 1880, Z. 9179). 

Türkei. Wegen des Vollzuges civilgerichtlicher Acte haben 
sich die österreichischen Gerichte an die k. u. k. Consularämter* 
oder die k. u. k. Agentur des Bezirkes unmittelbar zu wenden 
(M. V. V. 16. December 1855, Z. 26001 und v. 24. August 
1856, Z. 18646). 
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Ungarn. Die k. k. Gerichte haben ihre Zuschriften in 
"Civil- und in Strafrechtsangelegenheiten an die königl. ungarischen 
•Gerichte unmittelbar zu richten und durch die Post zu bestellen. 
Sollte an der Hand der zur Verfügung stehenden Gerichts- und 
Ortsverzeichnisse die Adresse des betreffenden königl. ungarischen 
Berichtes sich nicht feststellen lassen, so steht es den k. k. 
Gerichten frei, ihre für königl. ungarische Gerichte bestimmten 
Zuschriften mit offen gelassener Adresse zur Vermittlung durch 
das königl. ungarische J. M. unmittelbar dem k. k. J. M. 
vorzulegen. 

Die Zuschriften sind in der Form von Noten auszu- 
fertigen; Ersuchen sind niemals bloß in der Erledigung (Be- 
:scheid, Rathschlag), sondern immer in abgesondert auszcier- 
tigenden Noten auszudrücken. 

In der Aufschrift der Note ist das Gericht, an welches 
dieselbe gerichtet ist, genau zu bezeichnen und der Beisatz 
aufzunehmen „und an jede andere für die Angelegenheit zu- 
ständige Behörde in Ungarn'^*, auf die genaue und deutliche 
Schreibung der Eigennamen (Personen- und Ortsnamen), und 
zwar mit lateinischen Lettern, ist besonders zu achten; der 
Note ist das Amtssiegel beizudrücken. 

Die Noten sind in deutscher Sprache abzufassen und die 
Beilagen derselben müssen, wenn die in einer anderen Sprache 
als der ungarischen oder deutschen abgefasst sind, mit einer 
deutschen Uebersetzung versehen sein (M. E. v. 25. Juli 1894, 
Nr. 29 V. Bl.). 

Vereinigte Staaten von Nordamerilca. Die k. k. Gerichte 
haben ihre für die Vereinigten Staaten bestimmten Correspon- 
denzen, sowohl in Civil- als auch in Strafrechtsangelegenheiten, 
regelmäßig dem Justizministerium und zwar, wenn es sich nur 
um die Zustellung von Geschäftsstücken an Parteien handelt, 
gemäß der Verordnung vom 25. Jänner 1890, Nr. 4 V. Bl. 
unmittelbar, sonst aber durch das vorgesetzte Oberlandesgericht 
zur Weiterbeförderung vorzulegen. 

In Fällen, wo es sich um einfache Zustellung oder bloß 
um Erlangung von Auskünften, dann tm solche Verfügungen 
handelt, die lediglich Parteisachen betreffen, oder sonst nicht 
von höhcrem Belange sind, ist es den Gerichten gestattet, 
ihre Correspondenz auch unmittelbar mittels der Post, jedoch 
gehörig frankiert, an die k. u. k. Consularämter in Nord- 
amerika oder an die k. u. k. Gesandtschaft in Washington zu 
senden, soferne die betreffenden Angelegenheiten dringlicher 
Natur sind. 
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Wird die unmittelbare Inanspruchnahme infolge der Dring- 
lichkeit des Falles ertbrderlich, so ist zunächst festzustellen, in 
ivelchem Consulatssprengel der Ort gelegen ist, an dem sich die 
begehrte Amtshandlung vollziehen soll. (Eine Uebersicht des 
Standes und der Ämtsbezirkseintheilung der k. u. k. Consular- 
ilmter im Auslande wird alljährlich in der „Wiener Zeitung* kund- 
gemacht; einzelne Abdrücke sind um den Preis von 20 kr. 
von der k. k. Hof- und Staatsdruckerei zu beziehen). 

Hiebei ist zu berücksichtigen, dass in den Vereinigten 
Staaten sehr oft gleichnamige Orte vorkommen, weshalb nebst 
dem Ortsnamen auch der Name des Staates und der Graf- 
schaft (County), wo der Ort gelegen ist, zu beachten ist. 

Das für die Erledigung in Betracht kommende Consular- 
amt kann entweder ein Honorar-Consulat oder ein solches sein, 
an dessen Spitze ein effectiver Staatsbeamter steht. 

(Gegenwärtig sind eflfective Consularämter das k. u. k. 
•General-Consulat in New- York, dann die Consulate in Pittsburg 
und Chicago. Dem Honorar-Consulate in Philadelphia ist zur 
Besorgung der administrativen Amtsgeschäfte ständig ein effec- 
tiver Functionär zugetheilt; selbes ist daher für den Verkehr 
der Gerichte ebenfalls als ein effectives anzusehen). 

Nur im letzteren Falle ist die gerichtliche Zuschrift un- 
mittelbar an das Consularamt einzusenden. 

Wenn es sich um den Sprengel eines Honorar- Consulates 
handelt, dann in allen Fällen, wo die Ermittlung des zustän- 
-digen Consularamtes irgendwelche Schwierigkeiten bereitet, ist 
die Vermittlung der k. u. k. Gesandtschaft in Washington in 
Anspruch zu nehmen (M. V. v. 31. Jänner 1897, Nr. 4 V. BL). 

Ueber Zeugeneinvernahmen vergl. M. V. v. 21. März 
1890, Nr. 13 V. Bl. und die Mittheilungen im V. BI. 1885, 
S. 216, 1886, S. 184, 1887, S. 30, 1890, S. 5, 1894, S. 178, 
1895, S. 105). 

Stempelbehandiung. Ersuchschreiben an ausländische Be- 
hörden sind die im Inlande zu derlei Amtshandlungen erfor- 
derlichen Stempel nicht beizulegen. Die Erfüllung der 
Stempelpflicht kann in solchen Fällen nach Einlangen des 
bezüglichen vom ausländischen Gerichte vorgenommenen Actes 
nach den Bestimmungen des § 22 d G. G. stattfinden (J. M. E. 
V. 19. October 1875, Z. 13147). 

Portobehandlung. Die Zuschriften müssen, wenn sie durch 
die Post befördert werden sollen, gehörig frankiert werden. 
Nur Sendungen an die k. u. k. Mission und die Consularämter 
in Rumänien und an jenen Orten der Türkei, in welchen 
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k. u. k. Postämter bestehen^ dann an die k. u. k. Consolar- 
ämter in Egypten brauchen nicht frankiert zu werden (J. M. E. 
vom 5. Mai 1873, Z. 5648). Amtsschreiben, welche von 
Deutschland, Belgien, Dänemark, Egypten, Spanien, Nord- 
amerika, Großbritannien, Griechenland, Italien, Luxemburg^ 
Niederlande, Norwegen, Schweden, Portugal, Rumänien, Russ- 
land, der Schweiz, Serbien und der Türkei unfrankiert ein- 
langen, sind von den betreffenden Gerichten anzunehmen. Das 
entfallende Postporto ist einstweilen aus den Verlagsgeldem 
vorzuschießen, sohin von den Zahlungspflichtigen einzubringen 
und im Falle der Uneinbringlichkeit die absendende Behörde 
um den Ersatz anzugehen. Weigert sich die ausländische Be- 
hörde, den Ersatz zu leisten, so ist hierüber zur weiteren 
Veranlassung die Anzeige an das Justizministerium im Wege 
des Oberlandesgerichtes zu erstatten (J. M. E. v. 12. April, 
1876, Z. 4651). 

Kostenfreie Erledigung. 

In Preussen laut J. H. D. v. 13. September 1844, Nr. 828 
J. G. S., wonach, wenn die zahlungspflichtige Partei kein hin- 
reichendes Vermögen hat, alle.Gebüren für die Arbeiten der 
requirierten Behörde wegfallen und das requirierende Oericht 
nur die unvermeidlichen baren Auslagen für Atzung, Transport, 
Porto, Copialien, Reise- und Zehrungskosten der Richter and 
Zeugen zu ersetzen hat. 

Für Bayern bestimmt die J. M. V. v. 4. Jänner 1852^ 
Nr. 37 R.-G.-Bl. die sportel- und gebürenfreie Erledigung der 
Requisitionen, wenn die zahlungspflichtige Partei ein hin- 
reichendes Vermögen nicht besitzt. 

Für Sachsen bestimmt die J. M. V. v. 7. November 1857^ 
Nr. 225 R.-G.-BL, dass Requisitionen, welche von den beider- 
seitigen Gerichtsbehörden in bürgerlichen Rechtssachen unver- 
mögender Personen ergehen, sobald die Sache als Armensache 
bezeichnet oder sonst von der requirierenden Behörde das Un- 
vermögen der zahlungspflichtigen Betheiligten bezeugt ist, völlig 
kostenfrei erledigt werden. Diese Uebereinkunft findet jedoch 
gemäß J. M. V. V. 9. November 1860, Nr. 258 R.-G.-Bl., auf 
Requisitionen in Concurssachen keine Anwendung. 

Dieselben Bestimmungen trifft die M. V. v. 11. Juli 1866,. 
Nr. 150 R.-G.-Bl., für Schwarzburg-Sondershausen. 

Artikel XXXVL 

Die Vorschriften der Civilprocessardnung über die Gerichts- 
ferien finden keine Anwendung auf die Angelegenheiten des 
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straf gericMlichen Verfahrens, auf das Concnrsverfahreu, sowie 
auf die Erledigung von Grundbuchssachen. Andere Angelegen- 
heiten des außerstreitigen Verfahrens sind als Ferialsachen zu 
behandeln, ivenn durch die Verzögerung einer Verfügung Nach- 
tlieil für eine Partei entstellen könnte. 

Die Vorschriften über die Gerichtsferien sind in den 
§§ 222—225 C. P. O. enthalten. Angelegenheiten der Gerichts- 
barkeit außer Streitsachen als Ferialsachen zu erklären, ist der 
Vorsteher des Gerichtes oder der Vorsitzende des stäiidigen 
Senates berufen, in dem über die Rechtssache Beschluss zu 
fassen ist (§ 80, Ger.-Verf.-Ges.). Dieselbe Befugnis steht nach 
§ 47, Gesch. -O. dem Stellvertreter des Senatsvorsitzenden (§ 32, 
G. O. G.), dem Vicepräsidenten und dem t^egebenen falls zur Ver- 
tretung des Bezirksgerichtsvorstehers berufenen Eiinzelrichter zu. 

Artikel XXXVIL 

Die dem Besitzer einer nnheicegUchen Sache oder eine.^ 
dinglichen liec/ites geniäfi §§ 340 bis 342 a. b, G. B, zusteliendr 
Berechtigung, das Verbot einer beabsichtigten Bauführung vor 
Gericht zu fordern, hat nicht mehr statt, wenn der Bauführer 
nach Inhalt der für die Bauführungen geltenden Vorschriften 
das Begehren um Ertheilung der Baubewilligung gestellt Imt, der 
angeblich gefährdete, zur Baucommission gehörig und rechtzeitig ge- 
ladene Besitzer jedoch bei derselben nicht erschienen ist oder gegen 
die begehrte Baubeivilligung keine Einwendungen erhoben Juit. 

Zu vergleichen die Bemerkungen bei § 456 C. P. (>. 
Artikel XXXVIIL 

.In die Stelle der im Hofdecrete vom 6, März 1/S9, J. G. S. 
Xr. 984, im Patente vom 31. December JSOO, J. G. S. Nr. 514, 
und im Patente vom 16. Jänner 178(1, J. (r. S. Nr. 510, zu- 
gelassenen Aufforde)'ungs/dage hat die Klage nach § 228 (L P. 0. 
zu treten; der Nachweis eines rechtlichen Interesses an der als- 
baldigen Feststellung des Rechtsverhältnisses ist in diesem Falle 
nicht erforderlieh. 

Der Richter und im Verfahren vor Gerichtshöfen der Vor- 
sitzende können in solclien Processen auf Antrag des Klägers 
oder von amtsivegen verfügen, dass der Beklagte in seinefn Besitz 
befindliche, den Gegenstand des Rechtsstreites betreffende Urkunden 
und Acten vorlege, — Sie können aufierdem auf Antrag des 
Klägers oder von amtswegen die Herbeischaffung der den Gegen- 
stand des Rechtsstreites betreffenden, bei einer öffentlichen Be- 
hörde oder bei einem Notar verwahrten Urkunden veranlassm. 

Vergleiche Anm. 1 bei § 228. 

FOrRt], Civil procfiMRenetze. (>3 
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Zur Ausgleichung der für den Feststellungskläger vor- 
liandenen Beweisschwierigkeiten soll es die Pfli<5ht des öerichtes 
sein, der Partei im Feststellungsprocesse bei der Beschaffung 
der Beweise besonders an die Hand zu gehen. Naturgemäß 
ist in solchen Processen der Urkundenbeweis von ausschlag- 
gebender Bedeutung. Es wird mitunter der Kläger wegen 
seiner geringeren Kenntnis des Verwaltungsapparates den nach 
§ 303 der C. P. O. erforderlichen Editionsantrag unterlassen 
oder doch nicht in der Lage sein, die Urkunde näher zu be- 
zeichnen. Deshalb ist es nothwendig, dem Richter, und bei 
Gerichtshöfen dem Vorsitzenden, die Ermächtigung zu geben, 
auch von amtswegen zu verfügen, dass der Beklagte in seinem 
Besitze befindliche Urkunden und Acten vorlege. Desgleichen 
ist es zur Erleichterung der Beweisführung des Klägers noth- 
wendig, dem Richter die Befugnis einzuräumen, von amts- 
wegen und ohne dass die Voraussetzung des § 183, Z. 3 C. P. (). 
vorliegt, die Herbeischaffung der den Gegenstand des Rechts- 
streites betreffenden, bei einer öffentlichen Behörde oder bei 
einem Notar verwahrten Urkunden zu veranlassen. Selbstver- 
ständlich bleiben aber die in den §§ 304, 305 fixierten Grenzen 
der Editionspflicht auch in diesem Falle bestehen (Regierungs- 
motive, S. 16). 

Artikel XXXIX. 

Im Falle des § 48, Abs, 2, des allgemeinen Grundbuchs' 
gesetzes kann der Eigenthümer einer Liegenschaft oder eines 
bücherlichen Rechtes auf Feststellung des Nichtsbestehens dc.^ 
vorgemerkt gewesenen Rechtes klagou und im Falle eines 
günstigen Erlcenntnisses durch Anmerkung desselben im Grund- 
buche einer wiederholten Bewilligung der Vormerkung vor- 
beugen, 

Vergleiche Anm. 1 bei § 228 

Artikel XL. 

Wenn nach den Vorschriften der Civilprocessordnung ein 
Eid abzulegen ist, so sind bei der Vornahme der Beeidigung die 
Bestimmungen des Gesetzes vom 3. Mai 1868 j R.-G.-Bl. Nr. 33, 
zu beachten. 

Die Civilprocessordnung handelt von Eiden im § 60 
(Paupertätseid), § 206 (verglichener Eid), § 280 (Eid des Steno- 
graphen), § 336 ff. (Zeugeneid), § 358 (Sachverständigeneid), 
§ 377 ff. (eidliche Parteieneinvernahme). Das Einlührungsgesetz 
trifft im Art. XLII Bestimmungen über den Manifestationseid. 
Die Bestimmungen des Gesetzes vom 3. Mai 1868 und der 
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bezüglich der Eidesleistung bestehenden Vorschriften sind an 
•den einschlägigen Stellen, insbesondere auf S. 507 ff. angefahrt. 

Artikel XLL 

Vormünder und Curatoren können in den Processen ihrer 
3Iündel und Pflegebefohlenen die Beweisführung durch Ver- 
nehmung der Parteien beantragen, ohne hiezu der Einwilligung 
des vormundschaftlichen oder Curatelsgerichtes zu bedürfen. 

Dagegen bleibt die Vorschrift des § 233 a. b. G. B. be- 
ireffend die pflegschaftsbehördliche Genehmigung von Ver- 
gleichen, also auch von Vergleichen auf einen Eid (§ 205 
€. P. O.) aufrecht. 

Artikel XLIL 

Wer nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes ein 
Vermögen oder Schulden anzugeben verpflichtet ist, oder wer von 
der Verschweigung oder Verheimlichung eines Vermögens ver- 
muthlich Kenntnis hat, kann mittels Urtheiles dazu verhalten 
werden, allenlalls unter Vorlage eines Verzeichnisses des Ver- 
mögens oder der Schulden anzugeben, was ihm von diesem Ver- 
mögen, von den Schulden oder von der Verschweigung oder Ver- 
heimlichung des Vermögens bekannt ist, und einen Eid dahin zu 
leisten, dass seine Angaben richtig und vollständig sind. 

Zur Klage ist befugt, wer ein j^J^ivatrechtlicJies Interesse 
^n der Ermittlung des Vermögens oder des Schuldenstandes hat. 

Wenn mit der Klage auf eidliche Angabe des Vermögens 
die Klage auf Herausgabe desjenigen verbunden wird, was der 
Beklagte aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnisse schuldet, 
so kann die bestimmte Angabe der Leistungen, welche der Kläger 
beansprucht, vorbehalten werden, bis die eidliche Angabe über 
das Vermögen gemacht ist. 

1. Die Gerichtsordnungen geben demjenigen, welcher an 
der Kenntnis eines bestimmten Vermögensstandes ein rechtlich 
begründetes Interesse hat, die Befugnis, mittels Klage auf 
eidliche Vermögensangabe zu dringen. 

Ein Theil der hierunter begriffenen Fälle ist durch beson- 
•dere Bestimmungen der Concursordnung (§§ 96, 97, 99 ff.) und 
der Executionsordnung (§§ 47 bis 49) abweichend geregelt 
worden (Regierungsmotive, S. 17). 

Für die übrigen Fälle wird der Weg der Klap;e beibe- 
halten, für welche die allgemeinen Vorschriften (§ 226) gelten. Zur 
Klage berechtigt ist derjenige, der ein privat rechtliches 
Interesse (§ 228, Anm. 5) an der p]rmittlung des Vermögens- 
•oder Schulden Standes hat. Der Kreis ist nicht enger als im § 228. 

63* 
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Der Ausdruck „privatrechtlich** statt rechtlich wurde 
vom Ausschusse des Abgeordnetenhauses gewählt. Andere als 
rein privatrechtlich an der Ermittlung des Vermögens- oder 
Schuldenstandes interessierte Personen sollen das Rechtsmittel 
des Manifestationseides nicht anwenden können. 

Diese Einschränkung konnte um so eher vorgenommen 
werden, als überall dort, wo etwa fi scalische oder steuer- 
politische Gesichtspunkte die Ermittlung des Vermögens er- 
heischen, nicht bloß durch die geltende Gesetzgebung genügende 
Handhabe zur Durchführung dieser Ermittlung geboten ist, 
sondern auch die im Zuge befindliche Steuergesetzgebung die 
hiefür nothwendigcn Mittel unabhängig von den Vorschriften 
der Civilprocessordnung und des Civilrechtes festsetzt (Motive 
des Ausschusses, S. IG). 

2. Die Klage ist gegen denjenigen zulässig, welcher nach 
den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes (Art. XXX) zur 
Angabe verpflichtet ist, z. B. der Erbschaftsbesitzer (§ 823 
a. b. G. B.), der Verwalter fremden Vermögens (§ 1012 a. b 
G. B ), die geschäftsführenden Gesellschafter bei der Auf- 
hebung de6 Gesellsehaftsverhältnisses (§ 1198 a. b. G. B.) — 
oder gegen welchen der Verdacht glaubhaft gemacht werden 
kann, dass er eine Vertuschung selbst vorgenommen hat oder 
um sie wisse (Regierungsmotive, S- 17). Die Umstände, welche 
dies wahrscheinlich machen, werden nach § 226 in der Klage 
anzugeben sein. Ein stricter Beweis derselben dürfte nicht 
verlangt werden können. 

3. Der Eid richtet sich nach den Vorschriften des Ge- 
setzes vom 3. Mai 1868, Kr. 33 R.-G.-Bl. (Art. XL), die Exe- 
cution nach den Vorschriften der Executionsordnung über die 
Erzwingung unvertretbarer Handlungen (§ 354 E. 0.). Der 
vom Ausschusse des Abgeordnetenhauses beigefügte Absatz 3 
zielt lediglich darauf ab, die Klage auf eidliche Angabe für 
das Rechtsleben und für die Einbringung von rückständigen 
Leistungen besser verwendbar zu machen (Motive des Aus- 
schusses, S. 16). 

Die Verbindung beider Ansprüche wird nur dann zulässig' 
sein, wenn für beide Begehren dasselbe Gericht zuständig ist 
f§ 227 0. P. 0.); denn bezüghch der Zuständigkeit bedarf es 
keiner besonderen Bestimmung. Die allgemeinen Competenz- 
vorschriften reichen aus (Regierungsmotive, S. 17). Dieselbe 
wird nur dann zweckmäßig sein, wenn die zur Begründung 
des Manifestationsanspruches und dos Anspruches auf Heraus- 
gabe angeführten Thatsaehen und Beweise identisch sind, daher 
Verhanctlunfj: und Beweisaufnahme durch die Verbindun^c er- 
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leichtert würde. Ist dies nicht der Fall, so kann die Trennung 
der Verhandlung nach § 188 C. P. O. ausgesprochen werden. 

Immer müssen jedoch zwei Urtheile gefällt werden. Das 
eine über die Verpflichtung zur Ablegung des Manifestations- 
eides und das zweite, nach Ablegung des Manifestationseides, über 
die Verpflichtung zur Herausgabe, da ja der Klageanspruch 
diesbezügUch erst nach eidlicher Angabe über das Vermögen 
formuliert werden soll. 

Es wird sohin, sobald die gemeinsam durchgeführte Ver- 
handlung betreffs der eidlichen Angabe spruchreif ist, dies- 
bezüglich das Urtheil zu filUen, in Falle der Stattgebung aber 
die Verhandlung über den zweiten Theil des Begehrens erst 
nach Ablegung des Manifestationseides fortzusetzen und sodann 
das Leistungsurtheil zu fällen sein. 

Dr. Neumann (S 100) hält in diesem Falle die Trennung 
der verbundenen Verhandlung nach § 192 C. P. C. und die 
Unterbrechung des Verfahrens nach § 190 C. P. O. für noth- 
wendig. 

Artikel XLIIL 

Die Vorlage einer gemeinschaftlichen Urkunde (§304 C. P. 0.) 
kann aucJi außerhalb eines anhängigen Rechtsstreites im Wege der 
Klage gefordert werden. 

Die von der Herrenhauscommission vorgenommene Ein- 
fügung des Art. XLIII dient der Beseitigung des Zweifels, ob 
die Vorlage einer gemeinsamen Urkunde (§ 304 C. P. O.) nur 
im Rahmen eines bereits anhängigen Processes begehrt werden 
könne oder ob diesbezüglich eine allgemeine Editionspflicht 
bestehe (Motive des Herrenhauses, S. 20). 

Artikel XLIV, 

In den Fällen der Artikel 348, 365 und 407 des Handels- 
gesetzes ist das im § 384, Abs. 3 G. P. 0. bezeichnete Gericht 
zuständig. Auf die Ernennung, Beeidigimg und Vernehmung der 
Sachverständigen finden die Vorschriften der Civüprocessordnung 
über die Sicherung von Beweisen (§§ 384 bis 389) Anwendung, 

Nach Art. 548 H. G. B. kann der Käufer einer von 
einem anderen Orte übersendeten Ware, wenn sich Mängel er- 
geben, den Zustand der Ware durch Sachverständige feststellen 
lassen. Der Verkäufer ist in gleicher Weise berechtigt, diese 
Feststellung zu verlangen. Dasselbe Recht hat nach Art. 365 
der Commissionär und nach Art. 407 der Betheiligte, wenn 
der Frachtführer den bezeichneten Empfänger des Gutes nicht 
ausmitteln kann, wenn dieser die Annahme des Gutes ver- 
weigert, oder wenn Streit über die Annahme oder den Zustand 
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des Gutes entsteht. Diese gerichtliche Expertise über den 
Zustand von Waren hat den Charakter und den Zweck der 
Sicherung von Beweisen im Sinne der Civilprocessordnunj^. 
Demgemäß sollen, da kein Anlass besteht, hinsichtlich der Zu- 
ständigkeit des Gerichtes, der Ernennung, Beeidigung und 
Vernehmung von Sachverständigen etwas Abweichendes anzu- 
ordnen, auch in diesen Fällen die in den §§ 384 bis 389 der 
Civilprocessordnung enthaltenen Vorschriften Anwendung finden 
(Regierungsmotive, S. 18). Es tritt sohin die Bestimmung des 
Art. 48 E. G. zum H. G. B. über die Bestellung der Sach- 
verständigen außer Kraft. 

Artikel XLV, 

Der Behändigung der Klage steht in Bezug auf die wechael- 
rechtliche Verjährung (Artikel 80 Wechselordnung) die Geltend- 
machung des Anspruches in der mündlichen Verhandlung (§ 232, 
Abs, 2 a P. 0.) gleich. 

Vergl. § 232, Anm. 2. 

Artikel XIAL 

Eine während des Frocesses oder erst nadi dessen Beendi- 
gung eingetretene Ersitzung oder Verjährung eines Rechtes kann 
nicht zum NachtJieilc dessen geltend gemacht werden, dem 
nachträglich die Wiederaufnahme des über dieses Recht geführten 
Frocesses bewilligt wird, 

Vergl. § 534, Anm. 5. 

Die Bestimmung des § 1497 a. b. G. B., dass die Ver- 
jährung für ununterbrochen zu halten sei, wenn die Klage 
durch einen rechtskräftigen Spruch für unstatthaft erklärt 
worden ist, soll dann nicht gelten, wenn in einem solchen 
Falle infolge einer Wiederaufnahmsklage die Wiederaufnahme 
bewilligt wurde, da hiedurch der Erfolg der Wiederaufnahme 
vereitelt würde. 

Hinsichtlich der wachse! recht liehen Verjährung bleibt die 
Vorschrift des § 556 unberührt (Motive, S. 19), wonach in 
Wechselstreitigkeiten eine Wiederaufnahme zum Nachtheile 
einer gutgläubigen Partei nicht stattfindet, wenn diese in der 
Zwischenzeit ihren Wechselanspruch an Dritte durch Ablauf 
der Zeit verloren hat oder doch wegen Kürze der noch übrigen 
Zeit nicht geltend machen kann. 

Artikel XLVIL 

Auf die Erledigung der Streitsachen, in wdclhen am läge 
des Inkraßtretens der Civilprocessordnung die Einrede schon 
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überreicht ist oder die Verhandlung der Hauptsache schon he- 
gomien hat, fuxdet die Civilprocessordnung, sofern in Folgendem 
nichts anderes angeführt wird, keine Anwendung; solche Hechts- 
streite sind nach den bisher geltenden Processvorschriften zu 
verhandeln und zu entscheiden. 

Auf alle anderen Streitsachen, die bereits vor dem Tage 
des Inkrafttretens der Civilprocessordnung bei Gericht ange- 
bracht worden sind, finden von diesem Tage an die Vorschriften 
der Civilprocessordnung mit der Maßgabe Anwendung, dass: 

i, eine bei Beginn der Wirksamkeit der Civilprocessordnung 
im Zuge befindliche Verhandlung über processhindernde Einreden 
nach den bisher geltenden Processvorschriften zu Ende zu führen 
int, und auch die Wirkung der darüber ergehenden Entschei- 
dung sich nach diesen Processvorschriften zu bestimmen hat, und 

2, die Zurücknahme der Klage gemäß §237 der Civü- 
processordnuvg in dem unter Z. 1 angegebenen Falle noch bis 
zu Beginn der ersten zur Verhandlung der Hauptsache angeord- 
ordneten Tagsatzung erfolgen kann. 

In den im Absätze 2 bezeichneten Streitsachen verlieren 
mit dem Tage des Inkrafttretens der Civilprocessordnung die 
vor diesem Tage erlassenen Bescheide, wodurch dem Beklagten 
die Erstattung der Einrede aufgetragen wurde^ ihre Wirksam- 
keit und gleichzeitig hört der Lauf der zur Erstattung der Ein- 
rede gewährten Frist OMf. Das Processgericht hat von amts- 
wegen über die Klage die Tagsatzung zur mündlichen Verhandlung 
anzuberaumen. 

Diese Bestimmungen gelten insbesondere au^, soferne die 
Vorschriften der Civilprocessordnung gemäß Artikel II dieses 
Gesetzes an die Stelle anderer bisher vorgeschriebener Verfahrens- 
arten zu treten haben. 

1. Nur jene Proeesse sollen nach den bisherigen Vor- 
schriften durchgeführt und zum Abschlüsse gebracht werden, 
in welchen am Tage des Inkrafttretens der neuen Civilprocess- 
ordnung die Einrede schon überreicht ist oder die Verhandlung 
in der Hauptsache schon begonnen hat. Hier hat die Erörterung 
des Processtoffes und die Feststellung der Urtheilsgrundlagen 
bereits bestimmte Formen angenommen und eine Auflösung 
derselben zu Gunsten einer Ueberleitung des Verfahrens in die 
mündliche Verhandlung würde zu weitreichenden und zum 
Theile sogar unlösbaren Schwierigkeiten führen (Motive des 
Ausschusses, S. 16). Für die Anwendbarkeit der alten Process- 
vorschrilten auf bereits rechtshängige Proeesse ist sohiii die 
Streiteinlassung (litin contestatio) durch Erstattung der Ein- 
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rede im schriftliclien Verfahren oder durch Beantwortung der 
Klage zur Hauptsache im mllndlichen oder smnmarischen 
Verfahren oder durch Verhandeln zur 8ache im Bagatellver- 
tahren Voraussetzung. 

Hat der Beklagte neben processhindeniden Einreden sich 
auch in der Hauptsache in den Streit eingelassen, oder war er 
im Summarverfahren liiezu gesetzlich verpflichtet, nachdem 
eine abgesonderte Verhandlung über Processeinreden ausge- 
schlossen ist, so hat die Verhandlung zur Hauptsache gleich- 
falls schon begonnen. 

In diesen Fällen kann die Ueberleitung in das neue 
Verfahren nur dann stattfinden, wenn beide Parteien dies 
verlangen und zugleich von dem bisherigen Precessverfahren 
abstehen (Art. XLIX). 

Es wird zweckmäßig sein, wenn sich die Parteien gleich- 
zeitig auch betreffs der Kosten des bisherigen Verfahrens einigen, 
damit nicht diese Kosten als zur zweckentsprechenden Rechts- 
verfolgung nicht geeignet beim Kostenzuspruch unberücksichtigt 
bleiben. 

Ein Zwang zu einer solchen Vereinbarung, wie ihn Dr. 
Neumann (S. 107) anzunehmen scheint, besteht nach dem Ge- 
setze nicht und es wird in jedem einzelnen Falle zu beurtheilen 
sein, ob die Kosten nach der Sachlage nothwendig waren oder 
mit Rücksicht auf das Inslebentreten der neuen Gesetze ver- 
mieden werden konnten. Wenn beispielsweise die Einrede im 
Jahre 1894 erstattet und seitdem der Process in Frist 
gehalten wurde oder ruhen blieb, so werden dem obsiegendea 
Beklagten die Kosten der Einrede auch ohne eine diesbezüg- 
liche Vereinbarung zuzusprechen sein. 

Bis zu welchem Zeitpunkte ein solches Uebereinkommen 
^ getroffen und dem Gerichte angezeigt werden muss, wird vom 
Gesetze nicht bestimmt. Dasselbe wird bis zum Schlüsse des 
Verfahrens in erster Instanz durch Ueberreichung eines von 
beiden Parteien gefertigten Schriftsatzes oder auch durch Er- 
klärung zu Protokoll bei einer zur Fortsetzung der Verhand- 
lung nach den alten Vorschriften angeordneten Tagsatzung 
erfolgen können. 

Ueber eine solche Erklärung ist über die Klage, wenn 
die sachliche Zuständigkeit begründet erscheint, bei Gerichts- 
höfen die erste Tagsatzung und bei Bezirksgerichten die Tag- 
satzung zur mündlichen Streitverhandlung nach den Vorschriflten 
der Oivilprocessordnung einzuleiten, wenn aber die sachliche 
Zuständigkeit durch die neuen Gesetze verschoben wurde, die 
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Klage dem nach der neuen Jurisdictionsnorm sachlich zustän- 
digen, örtlich an die Stelle des bisherigen Processgerichtes 
tretenden Gerichtshofe oder Bezirksgerichte abzutreten, welche 
sohin über die Klage nach den neuen Gesetzen zu ver- 
fahren haben. 

2. Wenn über eine vor dem 1. Jänner 1898 eingebrachte 
Klage der Beklagte sieh noch nicht in den Streit eingelassen, 
jedoch bereits die Einwendung der Unzuständigkeit, der Streit- 
anhängigkeit oder der entschiedenen Streitsache erhoben hat, 
was nur im ordentlichen mündlichen oder schriftlichen Ver- 
fahren zulässig ist, ist die darüber eingeleitete oder einzuleitende 
Verhandlung nach den alten Vorschriften durchzuführen, nach 
welchen sich auch die Wirkung der darüber ergehenden Entschei- 
dung richtet. 

Ist auf Ginind dieser Entscheidung in die Verhandlung 
zur Hauptsache einzugehen, so ist diese nach der neuen Process- 
ordnung von amtswegen einzuleiten und durchzuführen, wobei 
gleichfalls die Abtretung der Sache an das nach der neuen 
Jurisdictionsnorm sachlich zuständige Gericht stattzufinden hat 
Art. XX, E. G. z. J. N.). Doch ist in diesem Falle die 
Zurücknahme der Klage auch ohne Zustimmung des Beklagten 
bis zum Beginne der ersten zur Verhandlung der Hauptsache 
angeordneten Tagsatzung zulässig. 

Dr. Neumann (S. lOö) ist der Ansicht, dass im Falle der 
Abweisung der Incompetenzeinwendung die Rechtssache nicht 
an das sachlich zuständige Gericht abzutreten, und dass auch 
bei Gerichtshöfen nicht die erste Tagsatzung, sondern die Tag- 
satzung zur mündlichen Streit Verhandlung anzuordnen sei. In 
beiden Richtungen kann ich dieser Ansicht nicht zustimmen, 
denn Art. XX E. G. z. J. N. entzieht dem bisherigen Process- 
gerichte alle nach Art. XL VII bis XLIX nach dem neuen 
Gesetze zu entscheidenden Rechtssachen, falls demselben die 
sachliche Zuständigkeit nach der Jurisdictionsnorm fehlt, welche 
Bestimmung die nach dem alten Rechte zu beurtheilende 
Wirkung der Entscheidung über die Incompetenzeinrede nicht 
behindert. — Was aber die Anordnung der Streitverhand- 
lung anbelangt, so ist nach § 243 vor derselben die Beant- 
wortung der Klage zu verfügen und es ist die erste Tagsatzung 
außer zur Anmeldung der Processeinreden auch noch zu anderen 
Zwecken, insbesondere zur Aendeining der Klage bestimmt, 
welche gerade bei der Ueberleitung in das neue Verfahren 
öfter nothwendig und zweckmäßig sein wird, ganz abgesehen 
davon, dass infolge der Aenderung der sachlichen Competenz 
die Einwendung der Unzuständigkeit neuerlich wird erhoben 
werden können. 
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3. Das Begehren um Verhaltung des Klägers zur Sicher- 
heitsleistung für die Processkosten wird von Ulimann (S. 204) 
Canstein (I S. 244) zu den processhindernden Einreden ge- 
rechnet. Meuger dagegen (System, S. 365) legt ihr process- 
hindernde Wirkung nur auf Grundlage eines Gewohnheits- 
rechtes bei. 

Dieses Begehren wird mit Rücksicht auf die abweichen- 
den Bestimmungen des neuen Gesetzes nicht als processhindernde 
Einrede anzusehen sein. 

Ist über ein solches Begehren vor dem 1. Jänner 1898 
bereits zu Gunsten des Beklagten entschieden worden, so bleibt 
die betreflFende Entscheidung in Kraft, auch wenn nach dem 
neuen Gesetze eine Verpflichtung zur Sicherheitsleistung nicht 
besteht, doch wird der Kläger in diesem Falle seine Klage 
zurücknehmen und eine neue Kla^e einbringen können, welche 
sodann auch bezüglich der Klagscautiou nach dem neuen Ge- 
setze zu beurtheilen sein wird. 

Ist über das Begehren um Sicherheitsleistung für die 
Processkosten vor dem 1. Jänner 1898 noch nicht entschieden 
worden, so wird die Verhandlung und Entscheidung über dieses 
Begehren jaach den Bestimmungen der Civilprocessordnung zu 
erfolgen haben, weil die Verhandlung der Hauptsache nach 
nicht begonnen hat. Es wird also ein solches Begehren abzu- 
weisen sein, wenn es wohl nach der Gerichtsordnung, nicht 
aber nach der Civilprocessordnung begründet ist. 

4. In allen Processen, in denen weder Streiteinlassung 
vorliegt, noch eine Verhandlung über processhindernde Ein- 
reden im Zuge ist, wo also entweder die erste oder die erstreckte 
Frist zur Erstattung der schriftlichen Einrede im Laufe ist 
oder die Tagsatzung zur Recognoscierung der Klagsbeilagen 
oder im mündlichen, summarischen oder Bagatellvertahren die 
Tagsatzung zur Verhandlung nach dem alten Gesetze ange- 
ordnet oder erstreckt worden ist, ohne dass bisher in der 
Hauptsache verhandelt worden wäre, treten sofort die Be- 
stimmungen des neuen Gesetzes in Kraft. Eine nach der neuen 
Jurisdictionsnorm eintretende Aenderung der örtlichen Zu- 
ständigkeit, sohin auch der Einfluss des neuen Gesetzes aut 
den Gerichtsstand des Vertrages, ist nicht zu berücksichtigen 
und berechtigt nicht zur Erhebung der Incompetenzein Wendung; 
wohl aber ist eine Aenderung der sachlichen Zuständigkeit 
von amtswegen zu berücksichtigen und führt zur Abtretung 
der Klage an das sachlich zuständige Gericht (Art. XX E. G. 
z. J. N.). 
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5. Im schriftlichen Verfahren hört die Einredefrist zu 
laufen auf und es ist von amtswegen über die Klage die erste 
Tagsatzung, bei Bezirksgerichten die Tagsatzung zur münd- 
lichen Streitverhandlung anzuordnen. Im mündlichen, sum- 
marischen und Bagatellverfahren geht die bereits angeordnete 
Tagsatzung nach den Vorschriften des neuen Gesetzes vor sich 
und zwar auch in Sumraarprocessen nach den für die Gerichts- 
höfe resp. für die Bezirksgerichte geltenden Normen (Art. L). 
Eine nach dem alten Processgcsctze versäumte Processhandlung 
(Einwendung der Unzuständigkeit, Begehren einer Klagscaution) 
kann auch im neuen Verfahren nicht nachgeholt werden. 

Ueber die A u f f o rderungsklagen der Gerichtsordnungen 
kann nach dem neuen Verfahren nicht verhandelt werden, die 
über solche Klagen laufenden Fristen sind solche zur Erhebung 
einer Klage, welche gemäß Art. LH in ihrem Laufe und in 
ihrer Dauer nicht berührt werden. Werden solche Klagen 
durch eine Klagsänderung (§ 235 C. P. O.) nicht in Fest- 
stellungsklagen umgewandelt, so wird über dieselben nach dem 
alten Gesetze, über die aufgeforderte Klage aber nach dem 
neuen Gesetze zu verhandeln sein. 

Ü. Nach § 21 der V. v. 5. Mai 1897, Nr. 113 R.-G.-BI., 
sind die Acten derjenigen am 1. Jänner 1898 anhängigen 
Civil processe, welche zufolge Artikels XX des Einführungs- 
gesetzes zur Jurisdictionsnorm von dem bisherigen Process- 
gerichte an ein anderes sachlich zuständiges Gericht übergehen, 
letzterem mittels eines Verzeichnisses, das lediglich die Namen 
und die Registratursbezeichnungen zu enthalten hat, zu über- 
senden. 

Wenn in der Rechtssache für die Zeit nach dem 
1. Jänner 1898 eine Tagsützung anberaumt oder eine Frist im 
Laufe ist, auf deren Einhaltung von amtswegen zu achten ist, 
oder wenn bereits ein Antrag auf Uebertragung vorliegt, muss 
die Uebersendune der Acten am 1. Jänner 1898 erfolgen, 
sonst ist damit bis zur nächsten die Rechtssache betreffenden 
Processhandlung zu warten. 

Von der Uebersendung der Acten sind die Parteien unter 
Benennung des Gerichtes, dem die Acten übergeben wurden, 
und unter Angabe derjenigen Bestimmungen der Jurisdictions- 
norm zu benachrichtigen, aut welche sich die sachliche Zu- 
ständigkeit des neuen Gerichtes gründet. 

Zufolge Aenderung der sachlichen Zuständigkeit 
werden abzutreten sein: 

L Von den die allgemeine Gerichtsbarkeit aus- 
übenden Gerichtshöfen an die Bezirksgerichte: 
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a) Im Umkreise der Kreisstädte die Streitigkeiten über 
die Vaterschaft zu einem unehelichen Kinde 
und über die dem unehelichen Vater der Mutter und 
dem Kinde gegenüber gesetzlich obliegenden Ver- 
pflichtungen (§ 49, Z. 2 J. N.); 

b) Streitigkeiten über die Bestimmung oder Berichtigung 
der Grenzen eines landtäflichen oder vom Gemeinde- 
verbande ausgeschiedenen Gutes und der unbeweglichen 
Güter im Umkreise der Kreisstädte (§ 49, Z. 3); 

c) Streitigkeiten über Wohnungsdienstbarkeiten und 
Ausgedinge (§ 49, Z. 3); 

d) Streitigkeiten aus Viehmängeln (§ 49, Z. 8 J. N.); 

e) Streitigkeiten über vermögensrechtliche An 
Sprüche, deren Gegenstand an Geld oder Geldes wert 
den Betrag von 500 fl. nicht übersteigt, insbesondere 
derlei Klagen gegen den Fiscus, weltliche oder geist- 
liche Gemeinden, Kirchen, Pfründen, Stiftungen und 
Anstalten zu öffentlichen Zwecken, gegen Besitzer 
landtäflicher oder vom Gemeindeverbande ausgeschie- 
dener unbeweglicher Güter (§14 b, c der alten Jdris- 
dictionsnorm), dingliche Klagen nach § 81 der neuen 
Jurisdictionsnorm, Klagen, durch welche Erbrechte, 
Ansprüche aus Vermächtnissen oder sonstigen Ver- 
fügungen auf den Todesfall geltend gemacht werden, 
sowie Klagen der Nachlassgläubiger aus Ansprüchen 
an den Erblasser oder an den Erben, solange die Ein- 
antwortung des Nachlasses noch nicht erfolgt ist, sofern 
nicht die Zuständigkeit des Gerichtshofes ohne Rück- 
sicht auf den Wert nach den §§ 50, 77, 95 J, N. 
begründet ist (§ 49, Z. 1 J. N.). 

IL In Wien, Triest und Prag von den Landes- 
gerichten an die Handelsgerichte alle Klagen, welche sich 
auf den Schutz und den Gebrauch von Marken, Mustern, 
Modellen und Privilegien beziehen (§ 51, Z. 4 J. N.). 

III. Von den Handelsgerichten in Wien, Prag und 
Triest an die Landesgerichte alle Klagen ans Handels- 
geschäften, falls der Streitgegenstand an Geld oder Geldes- 
wert den Betrag von 500 fl. übersteigt, wenn die Klage nicht 
gegen eine Handelsgesellschaft oder einen registrierten Kauf- 
mann oder gegen eine registrierte Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaft gerichtet ist (§ 51, Z. 1 J. N ). 

IV. Von den Gerichtshöfen erster Instanz als 
Handelsscnaten und den Handelsgerichten an die 
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Bezirksgerichte] alle Streitigkeiten' aus Handelsgeschäften 
und aus den im § 39 E. G. z. H. G. B. bezeichneten Handels- 
sachen, wenn der Wert des Streitgegenstandes den Betrag von 
500 fl. nicht übersteigt (§51 Z. 1 und 2 J. N.). 

V. Von den Gerichtshöfen erster Instanz als 
Bergsenaten an die Bezirksgerichte die den Bergbau 
betreffenden Streitigkeiten, wenn der Wert des Streitgegen- 
standes 500 fl. nicht übersteigt, sofern der Gerichtshof nicht 
nach § 53 J. N. ohne Rücksicht auf den Wert zuständig bleibt : 
oder wenn es sich um die Bestimmung oder Berichtigung von 
Grenzen unbeweglicher Güter handelt (§ 53 J. N.). 

VI. Von den Bezirksgerichten an die Gerichtshöfe 
erster Instanz: 

a) Alle Klagen über vermögensrechtliche Ansprüche im 
Beti'age von mehr als 500 fl., sofern nicht die Zu- 
ständigkeit der Bezirksgerichte nach den §§ 49, Z. 2 
bis 8, 77, 95 u. s. w., insbesondere auch bei Strei- 
tigkeiten im Executionsverfahren nach § 17 E. (). 
auch nach dem neuen Gesetze bestehen bleibt (§ 50 
J. K); 

l)) Streitigkeiten über die Anerkennung oder Bestreitung 
der ehelichen Abstammung (§ 50, Z. 1 J. N.); 

c) Streitigkeiten aus dem gegenseitigen Verhältnisse der 
Ehegatten oder aus dem Verhältnisse zwischen Eltern 
und Kindern (§ 50 Z. 3 J. N.); 

d) Streitigkeiten aus den Rechtsverhältnissen, welche sich 
auf den Schutz und den Gebrauch von Mustern, Marken, 
Modellen und Privilegien Ijeziehen (§ 51, Z. 4 J. N.); 

e) Streitigkeiten von Einzelrichtern und gegen Einzel- 
richter (§ 79J. N.); 

Zu bemerken ist insbesondere, dass auch Klagen aus 
Bestand vertragen, sofern dieselben das Bestehen eines solchen 
Vertrages oder die Bezahlung des Mietzinses betreffen und den 
Wert von 500 fl. übersteigen, den Gerichtshöfen abzutreten 
sind (§ 49, Z. 5 J. N.). 

Bei Gerichtshöfen, welche neben der allgemeinen auch 
die Handelsgerichtsbarkeit auszuüben haben, wird in den unter 
II und HI angeführten Fällen die Einleitung des zuständigen 
Verfahrens ohne Abtretung erfolgen. 

7. Um diese Abtretung bewerkstelligen zu können, um 
im schriftlichen Verfahren die Tagsatzung anzuordnen und um 
bei Gerichtshöfen die Sonderung für den Civilscnat und den 
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Handelssenat durchführen zu können, werden alle anhängigen 
Streitsachen, in denen die Einlassung zur Hauptsache noch 
nicht stattgefunden hat, noch vor Beginn des Jahres 1898 zu 
prüfen sein, damit am 1. Jänner 1898 die vorgeschriebenen 
Amtshandlungen durchgeführt werden können. Da jedoch dem 
Berichte — Klagen gegen Streitgenossen ausgenommen — bei 
der Nachprüfung seiner Zuständigkeit nur das Referat über die 
Klage vorliegen wird, aus welchem sich die entscheidenden 
Momente meist nicht mit Sicherheit ergeben werden, wird bei 
Erledigung solcher Klagen in den letzten Monaten des laufenden 
Jahres die sachliche Zuständigkeit (Aenderungen der ört- 
lichen Zuständigkeit sind ohne Einfluss) auch nach der neuen 
Jlirisdictionsnorm zu prüfen und durch einen kurzen Vermerk 
auf dem Referate festzustellen sein, ob und an welches Gericht 
seinerzeit die Abtretung zu erfolgen hätte. 

Aber auch die Parteien werden dafür zu sorgen haben, 
dass die noch am Schlüsse des Jahres eingebrachten Klagen 
jene Angaben enthalten, welche zur Bestimmung der Competenz 
nach dem neuen Gesetze vorgeschrieben sind. 

Insbesondere werden vermögensrechtliche Klagen die 
Bewertung des Streitgegenstandes nach Vorschrift der §§ 54 ff. 
J. N., Handelsklagen die Kaufmannsei genschaft des Beklagten 
zu enthalten haben, wenn es nicht überhaupt zweckmäßiger 
erscheint, zur Vermeidung der Abtretung mit der Ueberreichung 
solcher Klagen bis nach Neujahr zu warten. 

Fehlt es an den zur Bcurtheilung der Competenz erforder- 
lichen Daten und werden dieselben vom Kläger auch nicht 
freiwillig nachgetragen, so wird mit Rücksidit auf die Vor- 
schriften des § 117 Gesch. -O. die erste Tagsatzung wohl an- 
zuberaumen sein, jedoch noch vor derselben die erforderliche 
Feststellung durch Abforderung der Klage, Einvernehmung des 
Klägers zu erfolgen haben. Die Vorschrift des Gesetzes, dass 
das Gericht über Klagen im schriftlichen Verfahreu von amts- 
wegen die Tagsatzung anzuordnen habe, braucht nach den 
^orangeführten Bestimmungen der V. v. 5. Mai 18j7 bei abzu- 
tretenden Rechtssachen nicht eingehalten zu worden und wird 
sich auch bei den beim Gerichtshofe verbleibenden Rechts- 
sachen, nicht in allen Fällen durchführen lassen, weil ja 
Klagen oft jahrelang ohne Erstattung der Einrede liegen 
bleiben, weshalb die Partei, der an der Beschleunigung der 
Sache gelegen ist, in solchen Fällen die Anordnung der 
Tagsatzung oder die Abtretung der Acten zu beantragen 
Jiaben wird. 

Gegen die Abtretung steht beiden Theilen der Recurs zu. 
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Das Gericht, dem die Acten abgetreten werden, wird unter 
Abfordening der Klage von dem Kläger, jedoch ohne neuer- 
liche Zustellung derselben, insbesondere ohne Anwcadung der 
Bestimmungen über die Zustellung der Klage an Streitgenossen, 
die erste Tagsatzung oder bei Bezirksgerichten die Tagsatzung 
zur Streitverhandlung anzuordnen haben. Oompetenzconflicte 
werden nach § 47 J. N. auszutragen, jedoch zur Ven'ingeining 
der in der Uebergangszeit nicht zu umgehenden Schwierigkeiten 
möglichst zu vermeiden sein. 

Die Abtretung erfolgt an das nach der neuen Juris- 
dictionsnorm sachlich zuständige, örtlich an die Stelle des bis- 
herigen Processgerichtes tretende Gericht. 

Hat dieselbe an ein Bezirksgericht zu erfolgen und befinden 
sich am Sitze des Gerichtshofes mehrere Bezirksgerichte, so 
wird die Wohnung des Beklagten, in Eimangelung einer solchen 
die Wohnung des Klägers maßgebend sein. 

Wenn weder der Beklagte noch der Kläger im Gerichts- 
ortc wohnen, so hat nach § 102 J. N. der Kläger die Wahl, 
zu deren Ausübung er aufzufordern sein wird. 

Artikel XLVIIL 

Wenn im Mandats-, Wechsel- oder Bestandverfahren die 
Klage, die Kündigung oder der Antrag auf Uebergabe oder 
Uebernahme der Bestandsaclie zwar vor Beginn der Wirlcsam- 
ieit der Civilprocessordnung erhöben wurde, jedoch erst nach dem 
Inkrafttreten der Civilprocessordnung gegen den Znhlungs- oder 
Sicherstellungsauftrag, gegen die Aufkündigung oder gegen den 
Auftrag zur Uebergabe oder Uebernahme der Bestandsache 
rechtzeitig Einwendungen angebracht werden, oder wenn die 
Verhandlung über die früher rechtzeitig angebrachten Einwen- 
dungen am Tage des Inkrafttretens der Civilprocessordnung 
noch nicht begonnen hat, so haben in dem durch diese Einuen- 
dungen veraiüassten Verfahren die Vorschriften der Civilprocess- 
ordnung zur Anwendung zu kommen. 

Das Gleiche gilt für da^ durch einen Widerspruch im 
Mahnverfahren veranlasste Verfahren, wenn der Gläubiger in 
einer vor Beginn der Wirksamkeit der Civilprocessordnung zur 
Eintreibung seiner Forderung erhobenen Klage das Begehren um 
Erlassung des bedingten Zahlungsbefehles gestellt hat, der Wider- 
spruch gegen den Zahlungsbefehl aber erst nach Inkrafttreten der 
(civilprocessordnung rechtzeitig erhoben tvird oder die durch den 
früher rechtzeitig erhobenen Widerspruch veranlasste Verhand- 
lung über die Klage am Tage des Inkrafttretens der Civilprocess- 
ordnung noch nicht begonnen hat. 
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Bei Streitsachen im ^landats-, Wechsel-, Bestand- und 
Mahnverfahren gelten die bei Art. XLVII erörterten Grund- 
sätze. Die Fristen zur Anbringung der Einwendungen und zur 
Erhebung des Widerspruches im Mahnverfahren werden durch 
das Inkrafttreten der Civilprocessordnung in ihrem Laufe und 
in ihrer Dauer nicht berührt (Art. LH). 

Eine Aenderung der sachlichen Zuständigkeit kann nur 
im Mandatsverfahren nach den bei Art. XLVII erörtert^^n 
GnindsUtzen eintreten und wird die Abtretung der Rechtssache 
an das zuständige Gericht nach Art. XX H G. z. J. N. zur 
Folge haben. 

Artikel XLIX, 

In Streitsachen, in ivelchen am Tage des Inkrafttretens 
der ( Hrilprocessordnung die Einrede bereits überreicht ist, oder 
die Verhandlung der Hauptsaclie schon begonnen hat, bleibt es 
den Parteien freigestellt, auf Grund beiderseitigen Uebereinkom- 
mens unter Abstellen vom bisherigen Processoerfahren zu begehren, 
dass die Rechtssache nach den Vorschriften der Civilprocessord- 
nung verhandelt und entschieden, und zu diesem Zwecke erforder- 
lichenfalls an das nach den Bestimmungen der neuen Jurisdic- 
tionsnorm zuständige Gericht abgetreten tverde. 

Die durch das Anbringen dffr Klage begründete Unter- 
brechung der Verjährung wird durch ein solches Uebereinkommen 
nicht aufgehoben. 

Vergl. Anm, 1 bei Art. XLVII. 

Artikel L, 

Wenn in den Fällen des Artikels XLVII I und XLIX 
nach den bisherigen processrechtlichen Vorschriften das summarischr 
oder dccs Bagatellverfahren amuivenden gewesen wäre^ ist die 
Rechtssache nach Verschiedenheit des zuständigen Gerichtes ent- 
weder nach den für das Verfahren vor Gerichtshöfen oder nach 
den für das bezirksgetichtliche Verfahren erlassenen Bestimmungen 
der Civilprocessordnung durchzuführen. Falls hienadi das be- 
zirksgerichtliche Verfahren der (.Civilprocessordnung an die Stelle 
des Bagatellverfahrens zu treten hat, sind überdies die besonderen 
Bestimmungen der §§ 44!) bis 153 C. P. 0. anzuwenden. 

Der Grundsatz des Art. II E. G. ist auch auf jene Rechts- 
sachen anzuwenden, welche nach Art. XLVIII, XLIX in das 
neue Verfahren hinübcrgeleitct werden. 

Nach der Verschiedenheit des zuständigen Gerichtes (Ge- 
richtshof, Bezirksgericht) ist der Frocess unter Anwendung der 
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nach der Civilprocessordnung für das Verfahren vor Ge- 
richtshöfen oder für das bezirksgerichtliche Verfahren gel- 
tenden Bestimmungen auch dann durchzuführen^ . wenn er 
nach dem alten Gesetze im Summarverfahren ' durchzuführen 
gewesen wäre. , 

Artikel LL 

Gegen Endurtheile, die vyr dem Tage des Inkrafttretens 
der Civilprocessordnung erflossen sind, sowie gegen die End- 
urtheile in den Procei^sen, tvelche trotz Beginn der Wirksamkeit 
xler Civilprocessordnung nach den bisherigen Pfocessvorschrißen 
'Verhandelt und entschieden wurden, findet dis Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand nach den bisher geltenden Processvorschriften 
statt: Dagegen können solche Urtheile nach dem Inkrafttreten 
der Civilprocessordnung in derselben Weise, wie die in Gernöß- 
heit der Vorschriften der Civilprocessordnung zustande gekom- 
menen Urtheile mit der Nichtigkeitsklage angefochten werden 
(§ 529 C, P. 0.;. 

Während die BVage des Rechtsmittelzuges grundsätzlich 
nach dem in erster Instanz zur Anwendung gebrachten Process- 
gesetze beurtheilt werden rauss, kann die durch die Civil- 
processordnung eingeführte Nichtigkeitsklage ohne Gefahr auch 
hinsichtlich jener Entscheidungen zugelassen werden, welche 
unter der Herrschaft der Gerichtsordnungen gefHUt worden 
sind. Die Voraussetzungen dieser Klage sind von der Form 
des früheren Verfahrens unabhängig. Der über die Nichtig- 
keitsklage verhandelnde Streit ist durchaus selbständig. Hin- 
gegen kann die Wiederaufnahmsklage wegen ihrer engen 
Verbindung mit dem ersten Processe nur wider die nach dem 
neuen Gesetze gefällten Urtheile zur Verwendung gelangen 
(Regierungsmotive, S. 20). 

Artikel LH. 

Gesetzliche oder vom Richter bestimmte Fristen zur Er- 
hebung einer Klage, wie insbesondere zur Besitzstörungsklage 
und ' ziir Klage wegen Rechtfertigung einer grundbücherlichen 
Vormerkung oder eines provisorischen Sicher Stellungsmittels, oder 
zur AfiSringung von Einwendungen gegen, einen Zahlungs- oder 
Sicher stellungsauj trag, gegen die Aufkündigung eines Bestand- 
Vertrages oder gegen den Auftrag zur Uebergabe oder Ueb^fi- 
nahme der Bestandsache toerden durch das Inkrafttreten der 
Civilprocessordnung in ihrem Laufe und in ihrer Dauer nicht 
berührt, 

Fttrst\ Civiliirocctsgesese. 54 
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Artikel LIIL 

Die Ztdässigkeit der Anfechtung von Schiedssprüchen, die 
vor dem Beginne der Wirhiamkeit der CHvilprocessordnung 
gefällt wurden, richtet sich nach den bisherigen gesetdichen Vor- 
Schriften 

Artikel LIV. 

Die Bestimmungen der Artikel XIII bis XXVI treten 
mit Ahlauf von sechs Monaten nach Kundmachung dieses 
Gesetze^, hingegen die Bestimmungen der Artikel II, V, 
XXYIll XXXI, XXXII, XXXIII, XXXVI, XXXVII, 
XXXI in, XXXIX, XLII, XLIII, XLIV, XLV und 
XL VI trnt mit Beginn der Wirksamkeit der Civilprocessordnung 
in Kran. 

Artikel LV. 

J/'^ dem Vollzüge dieses Gesetzes ist der Justizminister 
beaultruift. 

Streit in diesem Gesetze nichts anderes bestimmt ist, hat 
der Jfrfi ^minister alle zur Einführung und Durchführung des 
gegen M-'i igen Gesetzes und der Oivüprocessordnung erforder- 
lichett \ Ordnungen, und zwar insoweit dieselben den Wirkungs- 
kreis r anderen Minister berühren, im Einvernehmen mü 
diese i* . erlassen, 

A ßer dem Qerichtsorganisationsgesetze vom 27. November 
18%, Nr. 217 R.-G.-Bl., sind bisher nachfolgende Verordnungen 
erlaspoi worden: 

Die Verordnung vom 11. Februar 1896, Nr. 28 R.-G.-BI., 
betrf fV» l die Bestellung von nicht der Börse angehörigen 
Scbi< -richtern fbr die Börsenschiedsgerichte. 

Die Verordnung vom U. Februar 1896, Nr. 29 R.-G.-Bl, 
betreti' A die zur Zuständigkeit der Börsenschiedsgerichte 
:gehöi )i Rechtssachen. 

. Die Geschäftsordnung vom 5. Mai 1897, Nr. 112 

Die Verordnung vom 5. Mai 1897, Nr. 113 R.-G.-BL, 
"betni^ >(l die Uebergangsbestimmungen zur Gtetchäfts- 

ordrr 

Die Verordnung vom 5. Mai 1897, Nr. 114 R.-O.-BI., 
betiti. j die ergänzenden Bestimmungen der Geschäftsordnung 
für '. Staatsanwaltschaften. 
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6. Die Verordnung vom 1. Juni 1897, Nr. 128 R.-G.-B1., 
tiber die Emennnng der fachmännischen Laienrichter aas dem 
Kreise der Bergbaukundigen. 

7. Die Verordnung vom 1. Juni 1897, Nr. 129 R.-G.-Bl., 
1lber die Ernennung der fachmännischen Laienrichter aus dem 
Handelsstande und aus dem Kreise der Schiffahrts- 
kundigen. 

8. Die Verordnung vom 23. Mai 1897, Nr. 130 R.-G.-Bl. 
liber das Armenrecht. 

Das Verfahren in Ehesachen dürfte noch vor Jahresschluss 
•durch eine Verordnung geregelt werden. 
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